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Alle Rechte vorbehalten. 


ee. Oel: 13, 1788. 





Drud von E. Buchbinder in Neu: Ruppin. 


Normort 


zur vierzehnten Auflage. 


Der am Schluſſe des Jahres 1881 erſchienenen erſten Auflage 
des vorliegenden Werkes find in kurzen Zwiſchenräumen weitere Auf- 
lagen gefolgt. Anlage und Anordnung des Stoffes — wie folche fich 
in 8 1 des Werkes dargeftellt finden — jind in biefen fpäteren Auf- 
lagen unverändert geblieben; dagegen hat der Text auf Grund wieder- 
holter Durchficht weientliche Verbefferungen und Erweiterungen erfahren. 
Da ferner alle inzwiſchen ergangenen VBorfchriften und eingetretenen 
Aenderungen in jeder neuen Auflage vollftändig nachgetragen worden 
find, fo hat das Werk den zahlreichen und eingehenden Umpgeftaltungen 
unferes öffentlichen Lebens unausgefegt auf dem Fuße zu folgen und 
die jeweilig gültige Gefeßgebung ftet3 in ihrer neueften Geftaltung zur 
Darftellung zu bringen vermodht. Obwohl feit dem rfcheinen der 
dreizehnten Auflage erft kurze Zeit verftrichen ift, waren in die jeßt vor« 
liegende vierzehnte Auflage doch wieder eine größere Anzahl neu erlafjener 
Geſetze einzufügen, fo die Geſetze über das Gemeindewahlrecht ($ 77 
Anm. 13), die Waarenhausftener (8 77% Abſ. 4), die Gemeinde, 
Amts- und Landesordnung und die direften Steuern in Hohenzollern 
($S 78 Anm. 21, 80 Anm. 18 und 137 Anm. 5),- die Konfular- 
gerichtsbarkeit ($ 85 Anm. 36), die Schußgebiete (8 86 Anm. 48), 
die Kriegsflotte (8 113 Abſ. 1), die Neichsichuldenordming ($ 166 
Abf. 6), die Aendegung der SittlichkeitSporfchriften des Strafgefegbucdhes 
(8 247 Anm. 16), die gemeingefährlichen Krankheiten ($ 253 Abf. 2), 
die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau (S 257 Abi. 5), die Fürforge- 
erziehung (8 273 Abf. 3), den Zwiſchenkredit (8 322 Abf. 4), die 
ſchleſiſchen Gebirgsflüffe ($ 324 Anm. 10), die Aenderung und Neu- 
faffung der Sewerbeordnung (8 340 Anm. 11, 3411128 und 353 








VI Vorwort. 


Anm. 20), die Neuregelung der Unfallverſicherung (K 347), die Aenderung 
des Meünzgejeges (8 356 Abf. 4) und den Poſtſcheckverkehr (8 371 
Abſ. 4). — Außerdem find die Kapitel 1 und 3 im Intereſſe befjerer 
Meberfichtlichfeitt und größerer Vollftändigfeit an mehreren Stellen um- 
gearbeitet worden. — Die vierzehnte Auflage ſchließt — abgejehen von 
einzelnen jchon aus dem laufenden Jahre übernommenen Beftimmungen 
— mit dem Jahre 1900 ab. 


Berlin, im Februar 1901. 
Der Berfafler. 


Serihtigungen und Nadhträge. 


85 Anm. 3 3. 10 lies: gilt, ſtatt: gibt. 
11 Anm. 15 3. 1 lies: MB. 150, flatt: MB. 158. 
13 3. 8 v. u. lies: Heerweſen, flatt: Heerween. 
22 Nr. 2 3.2 v. u. lies: 8 347 Abi. 2, ftatt: 8 347 Abf. 6. 
27 Anm. 41 lebte 3. lies: Nr. 6, ftatt: Abf. 5 Nr. 2. 
50 3. 4 fies: 2%, Mil., ftatt: /, Mil. 
53 Ann. 49 3. 3 füge ein: Below. 
60 Anm. 34 lies: Anm. 41, flatt: Anm. 44. 
92 Aum. 56 letzte 3. lies: Nr. 6, flatt: Abſ. 5 Nr. 2. 
189 3. 14 lies: 24), fluıt: 35). 
211 3. 8 lies: andere, ftatt: anderen. 
„ Anm. 57: Die Worte in 3. 10 u. 11: wodurch EG. $ 4 fortgefallen ift, 
gehören in 3. 13 hinter: NReichsunmittelbare. 
246 Aum. 30 Spalte 2 3. 2 lies: 68,2, ftatt: 68,1. 
275 Anm. 53 3. 1 lies: $, flatt: 3. 
312 Anm. 13 3. 2 v. u. lies: 3. 00 (MB.01 ©. 2), ftatt: 3. 95 (MB. 137). 
325 Anm. 29 3. 6 lies: & 3475, flatt: 8 3485. 
. 347 3. 4 v. u. lies: 19ten, ftatt: 18ten. 
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. Förderung der Gewerbe Cehniſches unterrichteweſen u. "Gewerbe 


vereine, Kunftgewerbe $ 349; — Patente 8 350; — - Dufer- u. 
Martenfgug 8 351) . . 


. Rinleitung ($ 352) . 


. Handelsrecht ($ 863) 


Märkte und Vörfen (8 354)" . 
Maofe und Gewichte (355) . 


5. Münzweien ($ 356). 
1. Einleitung ($ 357) . 


. Schiffahrt ($ 358-360) . 
. Wege (8 861-364) . . 

. Eifenbahnen ($ 366-868) . . . 
. Poft und Telegraph (ß 369-372) . 


Abkürzungen. 


Abſ. = Abſag. 

de = Allerhoͤchſter Erlaß. 

AG. = Ausführungdgeieh ; dieſes bezieht ſich, wo 
ein anderer Hinweis gegeben ift, auf das 
vorangegangene Hauptgefeg, VGOB., SER. 
| w. 

AD. = Allerhöäcjite Ordre. 

Anm. = Anmerlung. 

Unw. = Unweilung. 

Ausf. = Ausführung. 

ABB. = Urmeeverorbnungsblatt. 

VB. = Bundesrathsbeſchluß. 

BG. = Bundesgeiep- 

BGB. = Bürgerliches Geſezbuch 18. Aug. 96 
(NEB. 195). 

BGBL = Bundesgeſetzblatt. 

BR. = Bundesrath. 

Bearb. = Vearbeitung (Kommentar). 

Bet. = Bekanntmachung. 

Belt. = Beflimmung. 

Det. = Dellaration. 

@ ⸗Erlaß. 
ES. = Einführungsgeieh ; 
Ausführungsgefeg. 

Ed. = Ehikt. 

Entſch. == Entfcheidungen. 

Erg. = Ergänzung. 

Ert = Ertenntmiß. 

G. — Geſetz. 

GB. —Geſetzblatt (Elſaß⸗Lothringen). 

GS. = Gejegfammlung. 

Send. — Gewerbeordnung (Reufafiung RGB. 
00 ©. 871) 

HGB. = Handelsgeſetzbuch 10. Rai 97 (RGB. 219). 

IMB. = Yuftizminifterialblatt. 

Inſtr. = Inftrultion. 

KU. = Kanıpy’ Annalen. 

8%. = Kamptz' Jahrbücher. 

RK. = Kirchengefep. 

KGB. = Kirchengelehblatt. 

KSH. = Kompetenzgerichtöhof. 

ED. = Anbinetorbre. 

Kontd. = Konkursordnung, Neufaſſung NED. 
95. 612. 


Beziehung wie bei 





Kond. = Konvention. 

LR. = Landrecht. 

2BS. = Landesperwaltungögefeg 30. Juli 83 
(85. 195). 

MB. = Minifterialblatt der inneren Verwaltung. 

D. = Erbnung. 

CAR. = Oberkirchenrath. 

DOT. = Obertribunal. 

DB. = Erfenntniß des Oberverwaltungsgerichts ; 
die eingellammerte römifde und arabifche 
Bahl weift Band und Seite der Entſchei⸗ 
dungen ($ 53 Anm. 45) nad. 

Bat. = Batent. 

PIB. = Plenarbeſchluß. 

Pr. = Präjudiz. 

Brot. = Brotokoll. 

Publ. = Publifandunı. 

R. = Reilript. 

RE. = Runderlaß. 

NE. = Neichögefek. 

NEB. = Neichägelegblatt. 

Negl. = Reglement. 

Regul = Regulativ. 

SIEB. — Gtrafgefegbud, Reufaſſung RGB. 76 
S. 39. 

StMB. = Staatsminiſterialbeſchluß. 

SPD. = Strafprozeßordnung 1. Feb. 77 (RGB. 
3858) 

8. = Verordnung. 

Berf. = Berfafiung (des Reiches). 

Bertr. = Vertrag. 

Bf. = Verfügung. 

v9 = vom Hunbert. 

BU. = Berfafiungdurlunde 31. Januar 50 (GS. 
17) 

d. W. = des Wertes. 

3 = Birluler 

8B. = Zentralblatt. 

BB. U8. = Bentralblatt d. Unterrichtävermaltung- 

ZPO. = Bivilprozeßordnung, Neufaffung RER. 
98 S. 410. 

ER. = Birkularreffript. 

Zuftß. = Zuſtändigkeitsgeſetz 1. Auguft 88 (GE. 
2837) 


Bemerkung. 


1. Die den Sammlungen RGB., GS., MB. ꝛc.) angefügte Zahl bedeutet die Seitenzahl und 
bezieht ſich, wo eine beſondere Jahreszahl nicht hinzugefügt iſt, auf den Jahrgang, aus dem das 


Geſeßg zc. if. 


Abgetürzte Bezeichnung für Maaße und Gewichte 5 355 Mb. 2 d. W. 


3 Alle fonftigen Abkürzungen finden in ben unmittelbar voraußgegangenen Anmerkungen ihre 


Erflärung. 


— — — — — — — 








Borbemerfung. 





I. Alan. 
81. 

Das vorliegende Werk will eine vollftändige, jedem Gebildeten verſtänd⸗ 
liche und zugänglide Darftellung unferer gefammten öffentlichen Verhältnifſe 
bieten. Unſere Geſetzgebung ift im Laufe der Zeit immer verwidelter, ihr 
Berftändniß infolge umfaflender Regelungen immer fhiwieriger gemorden. Kin 
Hülfsmittel, vermöge defien jeder Betheiligte fi leicht und fchnell auf dem 
weiten Felde unferes öffentlichen Rechts zuredhtzufinden vermag, ift nicht mehr 
zu entbehren. Es gilt dies für die Beamten; es gilt in noch höherem Maaße 
für die Laien, die fihnim ſtets wachſendem Umfange zu den Geſchäften 
bes Öffentlichen Dienftes herangezogen fehen. Das Intereſſe am Staatäleben, 
welches Berfaffung und Selbftverwaltung in immer weitere Kreiſe unferer 
Bevölferung hineintragen, kann erft fruchtbringend werden, wenn es mit Ver⸗ 
ſtändniß und unbefangener Beurtheilung verbunden wird. Hierzu möchte das 
Werk beitragen. 

Der Gegenftand ber Darftellung durfte diefen Zeilen entfpredend nicht 
zu eng bemefien werden. Nur ein Theil der allgemeinen Staatdzwede findet 
zur Zeit feine Erfüllung noch in Preußen; ein anderer ift auf das Reid) über- 
gegangen. Dabei ergänzen und durchdringen ſich beide Rechtsgebiete fo vielfach, 
daß nur bei ihrer einheitlichen Zufammenfaffung ein vollftändiges Bild unſeres 
Staatsweſens entrollt werden kann. Das Werk erftredt ſich demgemäß jo- 
wohl auf die preußiſche als auch auf die Reichsgeſetzgebung. Es beichränft 
fi dabei nicht auf Die einfache Wiedergabe der erlaffenen Vorſchriften, ſucht 
diefe vielmehr nad) Entſtehung und Bedeutung, fowie nad) ihrer Geftaltung 
im proftifchen Leben zur Anſchauung zu bringen. Wo es zur Klarſtellung 
nöthig erſchien, find vergleichende Hinmeife anf die Gefeßgebung fremder Länder, 
ftatiftifhe Angaben und techniſche Erläuterungen eingeflodgten. Endlid) bringt 
das Werd — und diefes ift Der Hauptzwed der Anmerkungen — eine voll 
ftändige Ueberſicht aller maßgebenden Borfchriften, und der Hinweis auf diefe 
erſtreckt fi) zugleid) auf die Sammlungen, in denen fie veröffentlicht find, auf 
die Aenderungen, die fte fpäter erfahren haben, und bei allen umfafjenderen 
Beftimmungen auf die Abfchnitte und Paragraphen, welde die einzelnen 
Gegenftände betreffen. 

Sue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 1 


2 Vorbemerkung. 8 2. 


Das Werk entſpricht hiernach einem doppelten Zwecke. Es enhält eine 
fortlaufende ſyſtematiſche Darſtellung unſerer öffentlichen Rechtszuſtände und 
daneben eine gleichmäßig geordnete Zuſammenſtellung aller in den verſchiedenen 
Sammlungen zerſtreuten Vorſchriften. Es wird damit ebenſowohl dem gerecht, 
der über die maßgebenden Grundſätze Aufflärung ſucht, als dem, der die 
Geſetze felbft einfehen und wiſſen will, an welcher Stelle er die einzelne Be⸗ 
ftimmung zu ſuchen hat. 

Das Anwachſen des Stoffes, welches diefe umfafiende Aufgabe mit ſich 
brachte, nöthigte auf der anderen Seite zu thunliäfter Beſchränkung, da nur 
bei mäßigem Umfange das Werk feinem Zwede entſprechen und auch ſolchen 
Kreifen zugänglich gemadht merden konnte, die größere Koften oder längere 
Zeit auf daffelbe nicht zu verwenden vermögen. Die Erörterung ift deßhalb 
überall auf die Hauptgrundfäge eingefhräntt unter Ausfcheidung ſowohl der 
Streitfragen, die mit der beliebten Meinungsvergleihung und Streiterörterung 
unfere Lehrbücher füllen, als der umfangreihen Ausführungsvorfähriften, die 
unfere Geſetze und deren Bearbeitungen fo weitläufig, unüberfiätlih und 
teoden erſcheinen lafjen. Beides war für den vorliegenden Zweck entbehrlich. 
Die Erörterung der Streitfragen würde nur einer Minderzahl von Leſern 
Intereffe geboten haben, denen Einzelmerfe ohnehin leicht zugänglich find, und 
die Ausführungsbeftimmungen haben nur für die unmittelbare, praktiſche An⸗ 
wendung Werth, bei der die Einſicht der Geſetze und Anweiſungen felbft 
doch nicht zu umgehen ift und ein Hinweis auf diefe ausreichend erſcheint. 
Auf diefem Wege hat der Umfang des Werkes unbefchadet feiner Bollftändig- 
keit weſentlich eingefchräntt werden können. 

Aus gleidem Grunde ift Faffung und Ausdrudsmeife möglichft kurz, 
zugleich aber auch möglichft einfach gehalten. Die Darftellung foll recht vielen 
verftändfih und im guten Sinne des Wortes volksthümlich fein. 


Il. Grundlagen des Staats- und Mermaltungsredts. 
82. 

Staat ift die felbftftändige, dauernde Gemeinfchaft einer Mehrheit von 
Menſchen (Bevölkerung), die auf einem beftimmten Gebiete (perfönlidhe und ding⸗ 
liche Grundlage), unter einer höchſten Gewalt und nach fefter Ordnung (Recht) 
gebildet ift und den Schug nad außen und innen fowie die Pflege der geiftigen 
umd materiellen Interefien bezwedt. Die Geftaltung der Staatsgewalt 
(Berfafiung) beftimmt die Staateform ald Republik, abjolute oder befchränfte 
(konftitutionelle) Monarchie ). Die Staatsgewalt in ihrer Ausſchließlichkeit 
und Unabhängigkeit nad) außen oder nad innen heißt Souveränität (suprema 
potestas)?). Sie äußert fi als Gefeßgebung oder Bollziehung, je nachdem 


2 Reichsverfaſſung 5 6 Abf. 4, preußiſche urkunde, charte) als Berfaffung bezeichnet. 
d. W. Im engeren Sinne wird das ) Souveränität in Staatenverbindungen 
5 fbrichene Stantsgrundgefet (Berfaffunge- | $ 7 Aum. 1d. W. 
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fie allgemeine Regeln feftfest, oder nad) ſolchen die einzelnen Fälle ordnet. 
Die Geſetzgebung ſchafft das Recht, indem fie nene Rechtsſätze bildet oder 
beftehende ändert, aufhebt oder in rechtsverbindlicher Weife auslegt (authentifche 
Interpretation und Deflaration)?). Das Recht der Geſetzgebung, — die in 
diefem weiteren Sinne auch die Feſtſtellung des Staatshaushaltsvoranfchlags 
und die Aufnahme der Staatsanleihen umfaßt‘) — wird im Fonftitutionellen 
Staate vom Stantsoberhaupt und einer von der Bevölkerung gewählten Ver- 
tretung?) gemeinfam ausgeübt. Neben den auf diefem Wege zuftandelonmenden 
Gefegen beftehen Berordnungen, die von den vollziehenden Organen erlaffen 
werden. Auch fie können Rechtsſätze enthalten, wenn diefe Organe dazu all- 
gemein oder befonderd geſetzlich ermädtigt find und heißen dann Nedhts- 
verordnungen (Reglemente, Regulative) während die nur dem Vollzuge dienenden 
Berordnungen ald Berwaltungsverordnungen (Anweifungen, Inftruftionen) be⸗ 
zeichnet werden‘). Die Bollziehung theilt ſich weiter in Rechtſprechung 
(Zuftiz) und Verwaltung‘). Die Yuftiz ift im Rechtsſtaate an beftimmte 
Formen und Vorausfegungen gebunden und defhalb von der Berwaltung 
ftreng geſchieden ($ 170). Die Verwaltung äußert fih in der Einrichtung 
der Behörden und Anftalten (Organifationsgewalt, $ 43 Abf. 1), im Ober⸗ 
auffihtsrecht und in der Befugniß zum Zwange (Zivangsgemalt)®). 

Alles Recht zerfällt in öffentliches und in Privatreht (8 171). Das 
öffentlihe Recht, das die Privatwillfür ausſchließt, umfaßt im Völkerrecht 
das Recht der Staaten untereinander ($ 82), im Staatd- und Ber» 
waltungsreht?) das Recht eines Einzelftaate® und im Kirchenrecht die 


*, Reichsgeſetzgebung 8 14, preußifhe | Abi. 1 erwähnten Gefegen und von der 


8 3728. — Das Redt entfteht durch 
Geſetz oder Gewohnheit (gefchriebenes u. 
ungefchriebenes Recht). Das Gewohn⸗ 
heitsrecht ift filr das Öffentliche Recht von 
geringerer Bedeutung u. bei fortſchreitender 
Entwidelung aud) fonft zurüdgetreten: Das 
BEL. hat 8 — gleih dem franzöfifchen 
und gemeinen Recht — nicht erwähnt; für 
das beftehend gebliebene Landesrecht gibt 
dagegen ER. Einl. $ 3 u 4, wonach be» 
fiehende Gewohnheiten aufredt erhalten 
werden, neue fi) aber nicht gegen das 
geſchriebene Recht bilden können. — I. ©. 
des BGB. ift Geſetz jede Rechtsnorm EG. 
Art. 3, alſo auch das noch beſtehende Ge⸗ 
wohnheitsrechti in der Verordnung (Anm. 6). 
9 Aenderung der Grenzen des Staats⸗ 
gebietes (Reich 88 Abſ. 1, Preußen 8 33 
Abſ. 1d. W.), Vorenſchlag⸗ und Stets 
—A— (Preußen 8 118 
7 Abſ. 4, Reich 8 165 Abf. 166 
Fr 6) find feine eigentlichen Geſehe, 
ſondern Verwaltungshandlungen in Geſetzes⸗ 
form. Das Gleiche gilt von den 8 48 


Verleihung von Körperihaftsredten an 
Neligionsgefellihaften $ 275 Abf. 1. 

5) Reihetog | $ 17, preußifcher Landtag 
Ss 4042 
a ) Bir i Ti Abf. 3, Preußen 8 37 

ſ. 3 

?) * von den drei Gewalten 
(Geſetzgebung, Rechtſprechung und Verwal⸗ 
tung), die im freien Staate ſelbſtſtündig 
und von befonderen Organen gehandhabt 
werden follten, wurde von Montesquieu 
(esprit des lois IX 6) unter Mißverftändniß 
engliſcher Einrichtungen ausgebildet. Sie 
verfennt die Einheit der Staatsgewalt und 
die Ueberorbnung der Gefeßgebung über 
die Redtiprehung und Verwaltung und ift 
von, der neueren Wiſſenſchaft verlaſſen. 

. Swangsbefugniffe der Berwaltungs- 
behörden 8 222 Abi. 2 d. W., der Gerichte 
& 193 u. 199 Abi. 1; Steuerbeitreibung 
8 136 Abf. 4. 

», Gegenſatz beider 8 3 d. W. — Be 
arbeitungen für das Deutſche Reich durd 
Laband (3. Aufl. Freiburg 95), Zorn (2. Aufl. 


1* 
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befonderen Redgtöverhältnifie der Kirche. Die Verbindung des Staate- oder 
des Privatrechts mit dem Völkerrecht heißt Aufßeres (Internationales) Stants- 
oder Privatreht ($ 82 Abf. 3 Nr. 1), die rechtliche Beziehung der Kirche 
zum Staate Staatskirchenrecht ($ 276—278). 

Während das Stantd- und Verwaltungsrecht die Grundſätze des Rechts 
darftellt, Handelt die Politik von den auf den Gründen der Zweckmäßigkeit be- 
rubenden Mitteln zur Erreichung des Staatszweckes. Die Darftellung beider 
ift nicht zu tremmen, da unfer Staatsleben fi in fortgefegtem Flufſſe befindet 
und das Staatd- und Berwaltungsrecht deßhalb niemals als fertig abge- 
ſchloſſenes Ganzes hervortritt, die Verwaltung außerdem zugleich von Zweck⸗ 
mäßigfeitsrüdfichten beherrſcht wird. Ye nachdem die Bolitit fi auf den 
Erlaß von Rechtsſätzen oder auf deren Anwendung bezieht, wird fie als 
Geſetzgebungs⸗ oder Berwaltungspolitif bezeichnet. 

Die Bevölferung in ihrer wirtbichaftlihen Gliederung heißt Gefellfchaft. 
Ihre Grundfäge bilden die gefellichaftliche (foziale) Ordnung. Der Staat, 
der diefe Ordnung weder bilden noch leiten fann, Hat gleihwohl Die Bedin⸗ 
gungen berzuftellen, deren fie zu ihrer Entwidelung und Bewegung bedarf. 
Die hierbei leitenden Grundſätze bilden den Gegenftand der Sozialgefeßgebung 
und Sozialpolitit ($ 300 Nr. 4 u. $ 301 Abf. 1). 


III. Eintheilung. 


83. 

Der angegebene Zwed ($ 1) fordert eine thunlichſt Mare und überfichtliche 
Eintheilung, welche die einzelnen Theile als vollftändige und abgerundete Bilder 
hervortreten läßt, diefe aber zugleich fortlaufend zu einem einheitlichen Ganzen 
aneinanderreidt. Nur fo war ed möglich, viele und mannigfaltiges zu bringen, 
ohne darüber das Ganze und feine leitenden Geſichtspunkte aus dem Auge 
zu verlieren. . | 

Der Staat, der den Gegenftand der Darftellung bildet, fommt nad 
zwei Richtungen in Betracht. Er erſcheint in feiner Geftaltung (Verfaſſung) 
und in der Erfüllung feiner einzelnen Aufgaben (Verwaltung). Erſtere wird 
dur das Verfaſſungs⸗ oder Staatöreht, letztere durch das Verwaltungsrecht 
näher beftimmt. Jenes bildet den Gegenftand der fünf erften, dieſes den der 
vier letzten Kapitel des Werkes. Als Staat kommt in beiden Theilen neben 
Preußen das Deutſche Reich in Betracht, jedoch nicht in ganz gleicher Weife. 





Berl. 95), Arndt (Berl. 00), u. unter Be- | v. Stengel, Wörterbuch des deutſchen Ver⸗ 
rüdfihtigung des Landesſtaatsrechts dur | waltungsrechts 2 Bde. u. 3 Ergänzungs- 
G. Meyer (5. Aufl. Leipz. 99 u. Ber- | bände (Freib. 89-96). Handwoͤrterbuch 
waltungsrecht 93—4); für den preuß. Staat | der Staatswiſſenſchaften v. Conrad u. U. 
durch Frh. v. Stengel (Freib. 94), v. Röune | (2. Aufl. 1.—8. Bd. Sena 98-00). 

(5. Aufl. v. Zorn 1. Bd. 99 Berl.). Frh. 
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Während im Staatsreht Staat und Reich ziemlich getrennt nebeneinander 
hergeben, greifen im Verwaltungsrechte ihre Aufgaben fait überall ineinander. 

Im Staatsrechte kommt zunähft der Staat in feiner Verfafſung, 
feinen Aemtern (Behörden und Beamten) und feinen Gliedern zur Darftellung. 
Es gefchieht diefe® in nahezu gleichartiger Weile für das Reich (1. Kapitel) 
und für Preußen (2. Kapitel). Hieran ſchließen fich die Beziehungen des Staates 
zu fremden Staaten, feine Vertretung in den auswärtigen Angelegenheiten 
(3. Kapitel) und feine Bertheidigung durch Heer und Friegäflotte (4. Kapitel). Beide 
Gegenftände find zur Reichsſache geworden. Den Schluß bilden die Finanzen, 
deren der Staat fowohl zum eigenen Dafein, ald zur Erfüllung feiner Aufgaben 
bedarf und die fir das Reich wie für Preußen in Betracht zu ziehen find (5. Kapitel). 

Das Verwaltungsrecht ift nad dem Rechts- und dem Wohlfahrts- 
zwede des Staates auf die beiden ftaatlihen Aufgaben zurlidzuführen: 

1. den Schuß der Berfon und des Eigenthums, 

2. die Pflege der geiftigen (kulturellen) und wirthſchaftlichen (materiellen) 

Intereſſen. 

Den Schutz gewährt die Rechtspflege (6. Kapitel) und die Polizei (7. Kapitel). Die 
Förderung der geiſtigen Intereſſen gelangt in der auf Kultus, Unterricht, Kunſt und 
Wiſſenſchaft gerichteten Kulturpflege (8. Kapitel), bie Der wirtäfchaftlichen Interefien 
in der die einzelnen Zweige des Gütererwerbes (Kapitalbilbung, Bergbau, Land» 
und Forftwifienfhaft, Viehzucht, Jagd und Fiſcherei, Gewerbe, Handel und 
Verkehr) zufammenfaffenden Wirthfchaftepflege (9. Kapitel) zur Darftellung. 


Erfies Kapitel. 
Das Deuffehe Weich. 


1. Geſchichte. 


8 4. 

1. Der fi durd) das gefammte Mittelalter hindurdiziehende Kampf 
zwiſchen Königsgewalt und Landesherrihaft endigte im älteren Deutſchen 
Neiche mit dem vollftändigen Siege der letzteren)). Während die Kaifer ihre 
Kräfte in äußeren und inneren Kämpfen erfolglo® aufrieben, konnte die Zandes- 
macht fih ungehindert entfalten. Ihr fortgefettes Wahsthum ließ ſchon in 
der zweiten Hälfte des Mittelalterd die Verſuche zu weiterer Befeftigung der 
foiferlihen Macht zurüdtreten und die Beherriher Deutſchlands mehr und mehr 
auf die Erweiterung der eigenen Hausmacht Bedacht nehmen. Wie ein lettes 
Auffladern des Reichsgedaulens tritt am Ausgange des Mittelalters die Ein- 
theilung des Reichs in Kreife zum Zwecke der Erhaltung des Landfriedens 
und die Einfegung des Reichskammergerichts hervor (1495). Doch aud) dieje 
Maßregeln konnten den allgemeinen Zerjegungdgang nicht aufhalten, den die 
mit der Reformation eintretende religiöfe Spaltung und die dadurch hervor- 
gerufene Einmifhung des Auslandes noch mwejentlich befchleunigten. 

Der weſtfäliſche Friede (1648), der den FFürften die Bündnißſchließung 
nit auswärtigen Mächten zugeftand, bezeichnet bereitd den vollendeten Sieg 
der Landesgewalt, die in dem aufftrebenden brandenburg =preußifhen Staate 
beſonders mädtig emporwuchs. Das Reid ſank zum bloßen Scattenbilde 
herab. Die Kriege mit Frankreich hat ed nicht mehr überlebt. Nachdem im 
Rheinbunde die bethetligten Staaten zu voller Souveränität gelangt waren, 
{wand mit der Niederlegung der Kaiſerwürde durch Franz II. aud fein 
letzter Reſt (1806). 

85. 


2. Obwohl dieſe Stürme zahlreiche, bisher reichsunm ittelbare Herr⸗ 
ſchaften hinweggeweht Hatten?), ſah ſich Deutſchland noch immer in eine größere 


1) Den entgegengeſetzten Berlauf nahm | Großen, aus der ſich im Laufe der Jahr⸗ 
der Kampf in Frankreich, wo die ab- | hunderte die Tonftitutionelle Monardie 
folute Monarchie fiegend hervorging. Eng- | herausgebildet hat. 
land fleht in der Mitte zwifchen Deutſch⸗ 2) Dies geihah durch Einziehung geift- 
land und Frankreich. Der Kampf führte | Tiher Herrſchaften (Säkulariſirung) ober 
bier in der magna charta (1215) zur | Verwandlung reihsunmittelbarer, weltlicher 
Theilung der Gewalt zwijhen König und Herrſchaften in mittelbare (Mediatifirung). 














Das Deutfhe Reich; Geſchichte. 8 5. 7 
Zahl ſelbſtſtändiger Staaten aufgelöfl. Ein Zuſammenſchluß ſchien unerläßlich. 
Allen Einheitöplänen trat aber alsbald das Streben nad) ungefchmälerter 
Aufrechterhaltung der neu erworbenen Souveränität bindernd in den Weg. 
Der deutſche Bund, der einen völlerredtliden Verein der fouveränen deut- 
ſchen Fürften und freien Städte bildete), trug diefem Streben volle Rechnung 
und ſchloß damit von vornherein jede gefunde Weiterentwidelung der deutſchen 
Verhältniſſe aus. Weder nad außen noch in feiner inneren Entwidelung 
vermochte Deutſchland feinen Aufgaben zu genügen, und wo Erfolge erzielt 
wurden, geidhah es unabhängig von der Bundeseinrichtung durch befondere 
Berträge, welche die durch gleiche Intereffen verbundenen Staaten zufammen= 
führten. So hat vor allem der Zollverein erfolgreich gewirkt, der die 
Mehrzahl der deutſchen Staaten zu einem einheitlichen Zollgebiete zufammen- 
ſchloß“). Obgleich nur auf kündbarem Vertrage berubend und fomit jeder 
feften und dauernden Grundlage entbehrend, auch in feiner Weiterbildung von 
den übereinftimmenden Beſchlüſſen aller Bereinsmitglieder abhängig, bat er 
doch mefentlih dazu beigetragen, die Nothwendigkeit ded engeren nationolen 
Zufammengehend Har zu legen. Ueberall gab Preußen den Kern für folde 
Bildungen ab, und hierin lag bereit der beftimmte Hinweis auf die Rolle, zu 
der diefer Staat bei der fpäteren Neugeftaltung Deutihlands berufen erſchien. 

Die Ohnmacht ded Bundes dem Auslande gegenüber wich einem kräfti⸗ 
geren Borgehen, als die beiden deutſchen Großmächte fih zur Löſung der 
endlos verfchleppten ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage mit einander verbanden 
(1864). Aber mit dem Vorgehen war auch die Gemeinfhaft gewichen. Das 
weiß⸗ſchwarz⸗ gelbe Band der Waffenbrüderſchaft, an das einzelne patriotifche 
Hoffnungen fi) genüpft hatten, zerriß, fobald bie beiden Mächte gemeinfam 
an die Einrichtung der eroberten Lande hHerantraten. Es kam zum neuen 





Die Zahl der Landesherrichaften des älteren 
deutſchen Reiches ſank, als infolge des 
Lüineniller Friedens (1801) das Tinte Rhein- 
ufer an Frankreich abgetreten und die ge- 
ſchädigten Fürſten im Reichsdeputations⸗ 
—* (1803) durch Einziehung der 
geiſtlichen Herrſchaften und der Mehrzahl 
der Reichsftädte ſchadlos gehalten wurden, 
von 296 auf 82; die Rheinbundsakte 
(1806) und die Beihläffe des Wiener 
Kongrefles verminderten fie weiter auf 38. 

) Bundesaolte 8. Ami 15 (GS. 18 
©. 148) u. Wiener Schlußalte 15. Mai 20 
(88. 113). 

*) Unter dem Schute der Kontinental- 
ſperre hatte ſich befonders im weſtlichen 
Deutidland eine blühende Induſtrie ent⸗ 
wickelt, die nach Wegfall dieſer Schranke 
alsbald bem engliſchen Mitbewerbe erlag. 
Preußen ſah fid infolge deſſen zur Ein⸗ 


führung von Grenzzöllen veranlaßt ($ 135 
Abf. 3) und nöthigte damit die übrigen 
deutfhen Staaten, deren Inbuftrie hierdurch 
noch mehr al8 die englifche gejhädigt wurde, 
fih ihm wirthſchaftlich anzugliedern. Mit 
dem Abſchluß von Zollverträgen begannen 
Anhalt und das Großherzogthum Helen 
(1828), Kurheſſen u. Waldeck (1831). 
Hierauf folgte der bairiſch⸗ württembergiſche 
Zollverein, Sachſen u. der unter den thü- 
ringifhen Staaten gebildete Zoll- u. Han⸗ 
belsverein (1833), Baden u. Naſſau (1835), 
Frankfurt (1836), Lippe u. Braunſchweig 
(1841), Luremburg (1842) u. zulett der 
Hannover u. Oldenburg umfaffende Steuer- 
verein (1851), Dem Zollvereine ge- 
hörten hiernach alle bdeutihen Staaten 
außer Medienburg, Holftein, den Hanſe⸗ 
ſtädten, Oefterreih u. Liechtenftein an. 


8 Das Deutjſche Reich; Geſchichte. $ 6. 


Kriege zwifchen den bisherigen Verbündeten (1866) und diefer hat das Zurück⸗ 
treten Defterreih® von den weiteren Geftaltungen in Deutſchland zur Folge®). 


8 6. 

3. Damit war die Bahn für Deutſchlands weitere politiiche Entwickelung 
frei geworden. ‘Der geſchloſſene Frieden wurde der Ausgangspunkt für das 
neue Dentfche Reid. Der deutihe Bund löfte fih auf und das durch 
Einverleibung eroberter Länder‘) weſentlich verftärkte Preußen vereinbarte mit 
den übrigen 21 norddeutfhen Staaten eine Berfaflung, die nah Annahme 
dur) den zu diefem Zwecke einberufenen Reichstag als Verfaſſung des 
norddeutfhen Bundes veröffentliht wurde). 

Mit den füddeutfhen Staaten (Baiern, Württemberg, Baden und 
Südhefſen) ſchloß der norddeutſche Bund neben einem Sollvereinigungs- 
vertrage?) auch Schutz⸗ und Trugbündniffe, in denen die Betheiligten im 
Kriegsfalle ihre volle Heeresmacht unter dem Dberbefehle ded Könige von 
Preußen zur Verfügung ftellten?). 

Schon nad wenigen Jahren follten diefe Bündniffe im Kriege mit 
Frankreich (1870) nit nur ihre Feuerprobe beftehen; die Vereinigung follte 
zugleich) zu einer feiteren und dauernden Geftaltung zuſammenwachſen. Nad- 
dem die ſüddeutſchen Staaten durch die Novemberverträge dem norddeutſchen 
Bunde beigetreten waren!?), wurde die deutfhe Kaiferwürde von den 
vereinten Fürſten und freien Städten dem König von Preußen angetragen 
und von diefem feierlich angenommen?!) Die Mainlinie, die den Norden 
und Süden Deutſchlands bislang getrennt hatte, war verſchwunden, der nord- 
deutfhe Bund zum Deutſchen Reiche erweitert. 

Die neuen Einrihtungen erhielten in der Reichsverfaſſung ihren Aus- 
druck, die mit nur unmefentliden Abweichungen den Inhalt der bisherigen 
Bundesverfaffung und der Novemberverträge zufammenfaßte und mit dem dieſer⸗ 
halb berufenen Reichdtage vereinbart mwurde!?). — Mit dem Reihe. wurde 
das von Frankreich abgetretene Gebiet Elfaß-Lothringen vereinigt '?). 











5) Prager Frieden 23. Aug 66. 

°, 8 29 Abf. 7 d. W. 

) Bubl. 26. Zuli 67 (BGBl. 1). 

°* Bertr. 8. Yuli 67 (BGEBl. 81). 
Durch diefen wurden ähnlich der Einrichtung 
des norddentſchen Bundes ein Zollbundes- 
rath, ein Zollpräfibium u. ein Zollparlament 
eingeführt. 

», Der Abſchluß erfolgte gleichzeitig mit 
ben $Friedensverträgen (1866). 

2) Baden u. Südheſſen Berfafjung u. 
Schlußprot. 15. Nov. 70 (BGEBl. 627 
u. 650); Württemberg Bertr., Schlußprot. 
u. Mil.Konv. 25. Nov. 70 (BGBL. 654, 
657 u. 658) ; Baiern Bertr. n. Schlußprot. 
23. Nov. 70 (BOB. 71 ©. 9 u. 23). 


2, Publ. 18. San. 71. 

) Sinführungs®. 16 April 71 (RGB. 
63). — Zugleih wurde eine Mehrzahl der 
norddeutihen Bundesgeſetze zu Reichs⸗ 
geſe tzen erklärt, daf. $ 2; für Baden u. 
Süphefien Art. 80 der Verf. von 1870 
(Anm. 10); für Württemberg Art. 26 des 
Vertrags (Anm. 10); für Batern III S 8 
des Bertr. (Anm. 10) u. RG. 22. April 71 
(RGEB. 87). — Bearb. der Reichsverfaſſung 
v. Rönne (8. Aufl. Berl. 99), Zorn (Berl. 
95), Arndt (dgl) u. dv. Seydel (2. Aufl. 
Freib. 97). 

 &. 9. Juni 71 (RGEB. 212) $ 1. 
— 8 35-28) W 
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II. Reichsverfaffung. 
1. Meberfihht. 


87. 

Das Deutfhe Reich, begründet als „ewiger Bund zum Schube des 
Bundesgebietes und des innerhalb deffelben gültigen Rechtes, fowie zur Pflege 
der Wohlfahrt des deutfchen Volkes“, bildet einen Bundesftaat!), der nad 
außen die Gemeinfamleit des Schutzes und der Pertretung, nad innen die 
Gleihmäßigkeit der Geſetzgebung und Verwaltung auf den ihm zugewiefenen 
Gebieten bezwedt. Seine Beftandtheile findet daS Reich in Land und Leuten 
(Nr. 2 und 3); fein Wirklungskreis (Nr. 4) wird ihm durch die Berfaflung 
mit der Maßgabe vorgezeihnet?), daß er im Wege der ordentlihen Reichs⸗ 
gefeßgebung (Nr. 5) nicht nur geregelt, fondern auch erweitert werden kann?). 
Die Reichsgewalt ($ 2 Abf. 1), melde die Gefammtheit der zum Reiche 
vereinigten Landesregierungen ausübt, wird damit diefen letzteren gegenüber 
fonverän. Sie kann fie zur Erfüllung |ihrer verfaſſungsmäßigen Pflichten 
zwangsweife anhalten und hat fowohl Streitigkeiten der Staaten unter einander, 
old Berfaflungsitreitigfeiten innerhalb dieſer zu erledigen‘). Träger diefer 
Gewalt find der Bundesrath (Nr. 6), der Kaiſer (Nr. 7) und der Reichstag 
(Nr. 8). Im diefen erſcheinen die drei Kräfte verkörpert, die dad Reid) 
geihaffen haben — die opferbereiten inzelftaaten, das ftarfe und fiegreiche 


Preußen und die treibende Öffentlihe Meinung. 


y Die Zwecke des Staats können in 
dem einzelnen Staate ihre volle Erfüllung 
finden (Einheitflaat) oder zur Ber- 
bindung einer Mehrheit von Staaten Anlaß 
geben. Diefe Verbindung heißt Staaten: 
bund, fo lange fie die Einzelftnaten nur 
durh Bertrag zufammenhält und deren 
Bollgewalt (Souveränität) unberührt läßt. 
Sie wird zum Bundesftaate, wann fie 
felbft die Souveränität erlangt und durch 
die eigene Geſetzgebung fiber die Einzel» 
ftaaten [hinweg zu den Etaatsangehörigen 
in Beziehung tritt. Der Staatenbund ift 
ein völferrecstliches, der Bunbesftaat ein 
finatsrechtliches Gebilde; erfterer bildet ein 
Rechtsverhältuiß, Tetterer eine Staatsper⸗ 
ſonlichkeit. — Staatenbunde waren ber 
deutſche Bund und die Schweiz vor 1848, 
Bundesftaaten find das Deutfche Reich, die 
Heutige Schweiz und die Vereinigten Staaten 
von Rordamerila. 

7, Reihsverfaffung v. 1871 (RGB. 


64) Art. 4. — Obwohl die Verfaſſung 
aus Verträgen hervorgegangen ift und die 
auf das Bundesverhältniß bezüglichen Aus⸗ 
drüde noch vielfach beibehalten hat, bilden 
ihre Beftimmungen body Berfaffungs-, nicht 
Bertragsredt, da fie nicht nur im Geſetz⸗ 
gebungswege zuftande gekommen find, ſon⸗ 
dern auch inhaltlich über den Bereich der 
Einzelverträge hinaus reichen und dem Reiche 
die Befugniß zur eigenen ſelbſtſtändigen 
Geſetzgebung gewähren. 


9 Dieſes folgt aus Verf. Art. 78. — 
Die Befugniß bildet ein zwar nid 
wefentliches, aber gewöhnliches Merkmal 
des Bundesftantes. Auch die Schweiz und 
die Vereinigten Staaten haben fie aufge- 
nommen. Sn biefen wird fie vom einer 
befonberen verfaffungsgebenben Gewalt aus- 
geübt. 


%) Daſ. Art. 19 u. 76. 


10 Das Deutihe Reich; Verfafſung. 88 8, 9. 


2. Reidgsgebiet. 
88. 

Das Reichsgebiet umfaßt außer dem Reichslande Clfaß-Lothringen 
25 Staaten (4 Königreihe, 6 Großherzogthümer, 5 Herzogthümer, 7 Fürften- 
thümer und 3 freie Städte)®). 

Bon dem Gebiete ded vormaligen deutfhen Bundes ſchieden Defterreih, 
das Fürſtenthum Liedhtenftein und das Großherzogthum Luremburg aus ®); 
dagegen traten die von Bunde ausgeſchloſſen geweſenen Provinzen Preußen 
und Pofen, das an Preußen gefallene Herzogthum Schleswig, das vom Reiche 
erworbene Reihsland Elfaß-Lothringen und jüngft die Infel Helgoland ($ 33 
Abf. 1) Hinzu. 

3. Reichsangehörigkeit. 
89. 

a) Die Reichsangehörigkeit, die nur in Verbindung mit dem Erwerbe 
und Berlufte der Staatdangehörigleit in einem Bundesſtaate erworben und 
verloren wird (8 34), ift mit befonderen Rechten verbunden. Sie bedingt 
ein gemeinfames Zugehsrigkeitsverhältniß (Indigenat) für ganz Deutſchland, 
das den Angehörigen eines Bundesſtaates in jedem andern infoweit ald In⸗ 
fänder erfheinen läßt, als er mit den Einheimiſchen in bezug auf Erlangung 
des Staatsbürgerrechtes, auf Wohnfignahme, Grundftüdserwerb, Gewerbe 
betrieb ($ 340 Abi. 6), Zulaflung zu Öffentlihen Aemtern ($ 63 Abf. 2 


5, Daf. Art. 1, Anſchluß Elfaß-Lothringens ©. 9. Juni 71 (RGB. 212). — Strafe 
rechtlicher Schutz 5 238 Abſ. 29.8. u. $ 175. 
Gräfe un» Sevölksrung des Reiches und dor Ginsslfinaten. 


























Orts⸗ Orts. 

Fläche anweſende | Fläche, anweſende 

Einzelſtaaten * Bevötferung Einzelftaaten akın Vevöfkerung 
— — . - L__mı29|_____ .__ „am 2. Dez. 86 
| ueberrag 515 307 48 767 453 

Kar. Kreuben 0. 348 607 | 31 855 128 Sasth Sad. Kob.·Gotha 1 968 916 608 
ee. 76865 5 818 844 2 294 8298 

en 0. 14 998 8 787 688 Gürpenth, Sam: — 941 88 686 

⸗ Württemberg . .! 19517| 2081151 s nder&h. 862 78 074 
Großhzth. Baden - - . 15 081 1725464 « Wald 1121 57 766 
Heſſen oo. 7682 1.089 020 : Reıh liere Linie 316 67 468 
Ibenburg oo. 6427 873 739 : jüngere » 8236 132 180 
Medienb.- Schw. 18137 597 436 a » Schaumb. ‚Lippe . 340 41 324 

. Strelit 2929 101 640 » Bippe-Detmold . 1216 134 854 

: &a fen. ‚Weimar. 8615 389 217 Freie Stadt Bremen.. 257 196 404 
derzoctg Er —— 3 672 434 213 . gembg . 415 681 632 
einingen 3468 | 234 005 über 298 83 334 

s ⸗ — 1334 180 218 Reichel. ei. » Lothringen 14507 | 1640 986 
Bufammen — 616807 | 48767458 | Deutiches Reich. . | 540 657 | 53 279 901 


Durchſchnittlich wohnen 95 Einwohner auf dem qkm; in der Dichtigleit der Be⸗ 
völferung wird Deutihland nur von Belgien (206), England (121,8) und Italien (98) 
übertroffen. — Die Zunahme der VBenölferung, die feit ber lebten Zählung (1890) 
Kbeti 1, 1,12 v. 9. betrug, entfiel faft ausicließlich auf die Großſtädte und Induſtrie⸗ 
gebiete 

*) Diefes war durch den Londoner Vertr. 11. Mai 67 nad) Aufhebung des früheren 
preußifhen Beſatzungsrechts unter dem bisherigen Herrſcherhauſe für neutral erflärt. 
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Nr. 1), Genuß fonftiger bürgerlicher Rechte‘), Rechtsverfolgung und Rechts⸗ 
fung ($ 169 Abf. 4) gleich zu behandeln ift?); ferner find Anhänger der 
verfchiedenen religiöfen Belenntniffe in bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher 
Beziehung gleichbereiitigt (8 275 Abi. 1). 

8 10. 

b) Das Recht der freien Wohnfignahme führt weiter zur Yreizlgigfeit?). 
Diefe ermöglicht den vollen Gebraud) des in der Arbeit gegebenen Kapitals 
und wird damit zu einem Gliede in der Ordnung der wirthſchaftlichen Freibeit. 
Mit der Freizügigkeit ift ein einheitliched Wohnrecht im ganzen Reiche ver- 
bunden ($ 9). Aus dem Reichsgebiete können Reichsangehdrige weder aus⸗ 
gewiejen noch ausgeliefert merden?). Innerhalb diefe® Gebietes lann ihnen, 
jobald fie den Nachweis der Reichsangehsrigkeit und im falle der Unfelbft- 
ftändigleit den der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters erbracht haben, 
der Aufenthalt oder die Niederlaſſung nicht verfagt oder beſchränkt werden !!). 
Ansnahmen (Aufenthaltsbefhränktungen) find nur zuläffig: 

1. im polizeilichen Interefle in den geſetzlich beitimmten Fällen 12), 

2. aus Rüdfihten der Ortsarmenpflege 18). 

Der Anzug darf insbeſondere weder von der Entrichtung eined Einzugsgeldes, 
noch von der Zuſicherung der Wiederaufnahme (Heimlehrſchein) abhängig 
gemacht werden !4). 

Heimathſcheine kommen demgemäß nur den Reichsauslande gegen- 
über in Betradht, während fie im Verkehre der Bundesftaaten untereinander 
nur als Ausweis der Landes» und Neihdangehörigkeit dienen. Diefe Staats⸗ 
angehörigkeitgausmeife werden ohne Zeitbeſchränkung, die Heimathſcheine dagegen 
auf höchſtens 5 Jahre ausgefertigt. Die Ausfertigung beider erfolgt in 
Preußen dur die Regierungspräfidenten, melde fie — insbefondere die der 
Staatsangehörigkeitsausweiſe — auf die Unterbehörden (Landräthe) übertragen 
fönnen. Der Stempel beträgt M. 1,509). - 


) Freiheit der oneron und Wohnung 
& 35 Abi. 2, 8 225 u. 226, der Ber- 
ehelidhung 8 204 Abf. *8 der Auswanderung 
8 11, der Meinungsäußerung (Preßfreibeit) 
& 235 d. W. 


*) Verf. Art 3. 


‘) Breizügigleits®. 1. Nov. 67 
(BGBl. 55); Einf. in Suddeutſchland 8 6 
Anm. 1228. in EIf. - Lothringen ©. 
73 (RGEB. 51) Art. I. — Mit der 
Schweiz if die Niederlafiung für die 
beiderfeitigen Angehörigen durch Vertr. 90 
(RGEB. 131) geregelt. 


 StOB. 89. — In Preußen war | 


die Strafe der Ausweifung für Inländer 
ihon 1774 aufgehoben. — Ausweiſung 
der Ausländer $ 230 Abf. 2, Aus- 
lieferung (auf rag ve  aueärigen 
Staates) 8 225 Abf. 5 

1) Frey. 8 1 u. 2 — EG. z. 
BGB. Art. 37). 

2) Daſ. 83, 10u.12. — 8 230 d. W. 

u) Daf. Et 4-7 u. 9. — $ 271 
Abf. £ d. 

14) ri, 88. 

Ber. 25. Zuli 98 (MB. 163) u. 
(Formulare) BB. 81 KMB. 86), 
(MB. 84 6.105) u. Bf. 99 (MB. 00 S.5). 


12 Das Deutſche Reid; Berfaffung. $ 11. 


8 11. 

6) Die freie Bewegung der Reichdangehörigen reicht über die Grenze 
des Reiches hinaus und bedingt die Auswandernungsfreiheit. Diele 
unterliegt nur den durch die Wehrpflicht bedingten Einſchränkungen ($ 34 
Abf. 4 Nr. 2), indbefondere dürfen Abzugsgelder nicht erhoben werden !9). 
Die Auswanderungsfreiheit ift aufredit zu erhalten, auch nachdem die Koloni- 
fation und die Auswanderung nad) außerdeutſchen Ländern der Beauffihtigung 
und Gefeßgebung des Reiches unterftellt!”) und die Auswanderung durch 
Reichsgeſetz geregelt worden ift!?). Diefes foll die Auswanderer polizeilid 
gegen Ausbeutung [hüten und politifc durch zuverläffige Auskunftertheilung, 
Fürforge am Niederlaffungsorte und Hinlenkung auf geeignete Ziele dem 
Deutſchthum möglihft erhalten (nationale Auswanderungspoliti., Aus⸗ 
wanderungsbehörden find neben dem dem Reichskanzler zugetheilten Beirathe 
die in den Hafenorten angeftellten Kommiffare, die Nandesbehörden uud bie 
KRonfuln!?). Unternehmer, melde die Auswanderung betreiben, und Agenten, 
welche fie gewerbsmäßig vermitteln, bedürfen der Erlaubniß, die an erftere 
nur für beftimmte Länder oder Orte vom Reichskanzler unter Zuftimmung 
des Bundesrathed, an letztere von der Landesbehörde (Regierungspräfident) 
widerruflich und gegen Sicjerheitöftellung ertheilt wird. Der Geſchäftsbetrieb 
unterliegt der Beauffihtigung”). Die Beförderung erfordert einen frift- 
lichen Bertrag und ift in Bezug auf wehrpflichtige, zu verhaftende oder feft- 
zunehmende und von fremden Regierungen oder von Kolonifations- und ähn- 
lichen Unternehmungen angeworbene Perſonen verboten?!), Für die überfeeifche 
Auswanderung nad aufereuropäifchen Ländern find befondere Schutzvorſchriften 
gegeben, die eine ſichere und pünktlihe Beförderung und eine angemeflene 
Unterfunft und- Verpflegung ſichern follen?®). 








, BU. Art. 11. Uebereinf. mit Dänemart 
91 (RGB. 346). - Im der Benölferung 
fahen die Staaten jeit Mitte des 17. Jahr⸗ 
hunderts eine Grundlage ihrer Macht. Sie 
begünftigten deßhalb die Eimvanderungen 
und erichwerten die Auswanderungen (die 
für Leibeigene u. Hörige überhaupt nur 
mit Genehmigung der Herrſchaft möglich 
waren), dur Auflegung von Abgaben 
(gabella) für Kusmandernde (Abfahrts⸗ 

gelder) und ins Ausland gehende Erb⸗ 
ſchaften (Abjhoß). — Deutſchlands über⸗ 
feeifhe Auswanderung hat ſeit 1891 ſtetig 
abgenommen; fie umfaßte 1899 nod) 33740 
erfonen. 

m) RVerf. Art. 41. 

», 9,9. Zuni 97 (RGB. 463). Bearb. 
©. Goetſch (Berl. 98) u. Stoerk (ebda., 99). 
— Die mod. ift unanwendbar daf. 8 6. 
— Auftändige Behörden Bel. 98 (MB. 35). 


u) 9. 1897 8 38—41 u. 49. Beirath 
Regul. 98 (38. 98). Reihslommiffare 
find in Hamburg und Bremen beftellt. 


”, Daf. 8 1—21 m. (Strafen) 43—48; 
Beft. üb. den Geſchäftsbetrieb 98 (RGB. 
39), erg. 3 Bel. 98 (MB. 73 u. 38. 336). 
Verzeihniß der zugelaffenen Unternehmer 
Bel. 98 (38. 221). Stempel $ 152 
Anm. 28. d. W. 


2) G. 1897 8 22—24. Strafe ber be- 
trägerifhen Werleitung zur Auswanderung 
StEB. 8 144, der Beriehung der Wehr: 
pflicht $ 88 Anm. 2 d 

=”), Daf. 8 25— 37 u. (Strafe) 46; 
Vorſchr. Ausmandererfäifte 98 (RIP. 
57 u. Beridtigung 917); deutſche, von 
außerdeutihen Häfen ausgehende Schiffe 
8 42 u. (Strafe) 47. 
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8 12. 

d) Die Bevölkernng ded Reiches wie der Kinzelftaaten unterliegt der 
periodifhen Aufnahme, die feit 1875 alle 5 Jahre in den Mittel- und 
Endjahren der Jahrzehnte ftattfindet und fi) nad) der am 1. Dezember des 
Aufnahmejahres ortsanweienden Bevölkerung richtet. Dieſe und nicht die 
Wohnbevölferung wird zu Grunde gelegt, weil es für letztere an einer feften 
Begriffsftimmung fehl. Mit der Aufnahme, die für verfchiedene Reichs⸗ und 
Staatsverwaltungszmede von Bedeutung ift?®), pflegen anderweite ftatiftifche 
Erhebungen verbunden zu werden. Sie erfolgt durch Zählkarten, die von 
den zu Zählenden ausgefüllt, von den örtlichen Behörden gefammelt und von 
Zentralbehörden der Landesverwaltung — in Preußen vom ftatiftifchen Büreau 
— zufummengeftellt werden. Die Methode wird als bewährt bezeichnet, 
erfordert jedoch einen erheblihen Aufwand an Arbeit und Koften. Auch fällt 
neben der Erfchmerung der Ueberwachung der Umftand ftörend ins Gewicht, 
daß die endgültige Feſtſtellung der Ergebniffe erft längere Zeit nad der Auf- 
nahme möglich wird. 


A. Buftändigkeit des Reiches. 
8 13. 
Der Beauffiäitigung und Geſetzgebung des Reiches unterliegen folgende 
Angelegenheiten: 

1. Die auswärtigen Angelegenheiten nebft dem Schutze de8 Handels im 
Auslande und der Schiffahrt zur See **); 

2. das Heerweeen und die Kriegsflotte?°); 

3. die Verwaltung der Reichsfinanzen 2°), in&befondere die Zölle und 
Reichsſteuern?) und die Ausgabe von fichergeftelltem (fundirtem) und 
nicht fihergeftelltem Papiergelde 2); 

4. das bürgerlihe und das Strafrecht nebft dem Schutze des geiftigen 
Eigenthums und das gerichtliche Berfahren?®); die Vorſchriften über 
Beglaubigung Öffentliher Urkumden?°) und die Entſcheidung über Yuftiz- 
verweigerung °'); 


„a Die ee idb unter =), Daf.Art.414,57—68u.58(8870.W.) 
anderem maßgebend für die Wahlbezirk. — — 
eintheilung (Reichstag $ 17 Abi. 2, Land- 3) Berf. Art.69—73 (8164 — 167 d. W.). 
tag 8 42 Abf. 4d. W.); für Ausſcheidung 7) Daf. Art. 42 u. 33-40. — Dem 
der Städte ans dem Kreisverbande (8 55 | Reiche find die meiften indireften Steuern 
Abſ. 1); fir Aufbringung der Matrikular⸗ zugewielen ($ 149 d. W.). 

beiträge im Reihe (8 167 Abf. 4 d. W.; =) Daf. Art. 43 ($ 166 Abf. 7 d. W.). 
für Bemefjung der Ausprägung von Scheider >) Daf. Art. 415 6, 11 u. G. 20, Dei. 
en 6 806 Abf. 4). Beruſoſtatinit 75 (u. 379) (8 169 Mbf. 4 2. ®.). 

m 


%) Berf. Art. 3 Abſ. 6; Art. 11, 47 m. °) Berf. Art. 412 (5 207 d. W.). 
54—56 (5 82—86 u. 859 d. W.). a, Daf. Art. 77. 


— — — 
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. die Beftimmungen über Paßweſen und Fremdenpolizei??) und 

. über die Brefle und das Bereinsmefen 9); 

.Maßregeln der Medizinal- und Beterinärpolizei*); 

. die Orundfäge über Freizügigkeit; das Heimaths⸗, Niederlafjungs- und 

Armenmefen ®5); 

9. die Gefeßgebung über Gewerbe und Handel, einſchließlich des Ver⸗ 
fiherungswefens?%) und Bantwefens?”), über Erfindumgspatente?®), 
Mof-, Gewichts⸗ und Münzwefen®?); 

10. die Herftellung der im Intereſſe der Landesvertheidigung und des Ber- 
kehrs erforderlichen Land» und Waflerftraßen, Flößerei- und Sciffahrts- 
betrieb auf gemeinfamen Waſſerſtraßen, Zuftand der leßteren, Fluß⸗ und 
fonftige Waflerzölle und Seefchiffahrtszeihen*‘), das Eifenbahnmefen*?); 

11. das Poft- und Zelegraphenwefen*?). 

Diefe Zuftändigleit wird in zwei Richtungen eingefäräntt: 

I. Räumlide Beſchränkungen ergeben fih aus den Sonder- oder 
Refervatredten: 

1. In Baiern, Württemberg, Baden und Elfaß-Lothringen ift die 
Bierfteuer der Tandesgefeßgebung vorbehalten *?). 

2. Baiern und Württemberg verwalten unbeſchadet einzelner, durch 
die Reichsgeſetzgebung feftgeftellter Grundjäge das Poſt- und 
Telegraphenwefen jelbftftändig‘). _ 

3. Beide Staaten genießen in betreff des Militärweſens einzelne 
Ausnahmerechte *5). 

4. Auf Baiern findet die Gefeggebung über Heimath- und Nieber- 
laſſungsweſen feine, bie über das Eiſenbahnweſen nur beichränfte 
Anwendung *9). 

II Sachlichen Beſchränkungen unterliegt die Zuftändigteit des Reiches 

an fi nit. Es kann fein Thätigkeitögebiet erweitern ($ 7 Abf. 1) 

und fi auf diefem völlig frei bewegen, insbefondere neben der Geſetz⸗ 


DD OD 


2 Berf. Art. 41 (8 234 d. W.). | “) Dal, Art. * 9 on, 3. Pi 73 
=) Daf. Art. 416 (8 285 u. 236 8. W.). (MOB. 47) 6 358—3 

©) Daf, Art. Au GE ML m u ta era BORN a 

834, 385 d. 3.) |) Daf. Urt. 410 ( 369-8723. 2) 

=) Daf. Art. 3 u. 41. — G. 6. Juni | “ Dal. Art. 35 Ai. u. ®. 

70 (ROB. sw s 1m. 8 36ff. ($ 10 | 25, Juni 73 (RO8. 161) 8 L — Forts 


u. 270 d. W fall des Vorbehalts in betreff der Brannt⸗ 
”) Berf. Art. * u. 2(3 340 -354 u. weinſteuer in Suüddeutſchland 8 159 Anm. 4 
303 Abſ. 5 d 2) u. des Zollweiens in Hamburg u. Bremen 


”), Daf. a4 — 6. 14. März 75 | 8 149 Abf. 19. W. 
Ron. 1778 18 ($ 308 af. 6 u.7 “) Berf. Art. 410 u. 52. 
d. W.). 8) Daſ. Satuäbeft, 3 Xl a. 
“, Daf. Art. 45 ($ 350 d. W.). XII. — 8 87 Abſ. 3u.6Dd 
", Berf. Art. 43 (8 865 u. 8560. ). “) Berf. Art. 411. 46. 
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gebung auch die Vollziehung in Verwaltung und Rechtspflege über- 
nehmen. Thatſächlich hat indeß das Reich von diefer Befugniß nur 
befehräntten Gebraud gemacht und fidh der einzelnen Gegenftände in 
fehr verſchiedenem Umfange bemädhtigt: 

1. Bollftändig oder doch nahezu voltändig find nur wenige Ber- 
waltungszweige vom Reiche in Anſpruch genommen (auswärtige, 
Marine, Poſt⸗ und Telegraphenangelegenheiten und die Reichs⸗ 
banf). 

2. Auf anderen Gebieten hat das Reich ſich auf die Geſetzgebung 
beſchränkt und die Verwaltung und Rechtſprechung den Landes» 

* bebörden entweder ganz überlaffen oder nur einzelne Zentral 
behörden im Intereſſe einheitliher Handhabung der gegebenen 
Orundfäge geſchaffen (Reichsgericht, Bundesamt für Heimathwefen, 
Reihspatentamt, Reichsverſicherungsamt, Reichseiſenbahnamt). 

3. Auch die Geſetzgebung hat endlich das Reich nicht überall voll⸗ 
ftändig übernommen, ſich vielmehr verſchiedentlich auf die Auf⸗ 
ftellung leitender Grundfäge beſchränkt und deren meitere Aus⸗ 
führung der Landesgeſetzgebung überlaſſen. Die Reichsgeſetze 
erlangen in diefen Fällen erft durch die Ausführungsgefege der 
Einzelftaaten praktiſche Anwendbarkeit. 

Die Zuftändigfeiten des Reiches gewähren hiernach ein ziemlich buntes 
Bild und folgen feinem feften Syſteme. Der Grund liegt in der Art ihrer 
Entſtehung. Nicht theoretifche, fondern rein praktiſche Erwägungen haben das 
Neid in's Leben gerufen und weitergebildet, und diefer Syſtemloſigkeit ver- 
danken die Reichseinrichtungen zum großen Theil ihre ſchnelle Entwidelung. 


5. Reichsgeſetzgebung. 
8 14. 

Für das Zuſtandekommen der Reichsgeſetze find übereinſtimmende 
Mehrheitsbeſchlüſſe des Bundesrathes und des Reichstages erforderlich und 
ausreichend‘). Hierbei gelten für die Beſchlußfaſſung im Bundesrathe 
Mafgaben: 

1. In Angelegenheiten bes Militärweſens, der Kriegsmarine, der Zölle 
und Berbraudsfteuern giebt bei Meinungsverjchiedenheiten die Stimme 
Preußens infoweit den Ausſchlag, als fie ſich für Aufrehterhaltung der 
beftehenden Einrichtungen ausipricht*®); 

2. Berfafjumgsänderungen erfordern eine Dreiviertelmehrheit, fie gelten als 
abgelehnt, wenn fie 14 Stimmen gegen fi haben *?); 

*) Barf. Art. 5 Abſ. 1, Art. 69 u. 73. | für Verträge 8 82 Abi. 3, für Reichs⸗ 
— Das Borſchlagerecht (Initiative) ſteht haushaltevoraniüüg: & 165 Abf. 1. 
dem Bundesrathe wie dem Reichötage zu “) Berf. Art. 5 Abf. 2. 


Kt. 70.3 — Sedenung der Geſetz⸗ “) Daſ. A. 78 Abi. 1. 
gebung 8 2 Abf. 1 d. W.; Geſetzesform 
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3. Verfaſſungsvorſchriften, welche beſtimmte Rechte einzelner Bundesſtaaten 
in ihrem Verhältniß zur Gefammtheit feftftellen, fönnen nur mit deren 
Zuftimmung abgeändert werben °P); 

4. Bei Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, bie nicht dem ganzen 
Reiche gemeinfhaftlich ift, werden im Bunbesrathe nur die Stimmen 
der betheiligten Bundesſtaaten gezählt®!). 

Die Reichögefetze gehen den Landesgefegen vor??). Beftehende Landes- 
gejege treten, infoweit fie mit erlaflenen Reichsgeſetzen unvereinbar find, außer 
Kraft: Reichsrecht bricht Landesrecht. 

Neben den Reichsgeſetzen können Reichsverordnungen erlaſſen werden. 
Der Unterſchied zwiſchen beiden liegt in der Form der Entſtehung ($ 2 Abf. 1). 
Die Verordnung bedarf Feiner Zuftimmung des Reichstages, Tann vielmehr 
von dem Bundesrath oder dem Kaifer felbftitändig erlaflen werden 5°). 

Die Reichsgeſetze erlangen ihre verbindende Kraft erſt durch die Ber. 
fündigung (Publifation) im Reihsgefetsblatte und zwar mit dem 
14ten Tage nad dem Erſcheinen des betreffenden Stüdes in Berlint). 
Für die Konſulargerichtsbezirke währt diefe Frift in Europa, Egypten und an 
der Küfte des ſchwarzen und des mitteländifchen Meeres 2, fonft 4 Monate; 
die legtere Frift gilt aud für die Schutgebieted), Die Ausfertigung und 
Berfündung erfolgt durch den Kaiferd%). — Das RGB., weldes allen in 
Preußen wohnenden Abonnenten der preuß. Geſetzſammlung unentgeltlid 
geliefert wird), hieß bis 1870 Bundesgefehblatt. Bis 1873 fanden darin 
auch alle Ausführungsverordnungen (Belanntmadungen, Reglemente) Auf- 
nahme. Seit 1873 ift ein Zentralblatt für das Deutfhe Reich ein- 
gerichtet, in welchem fie, nicht eben zum Bortheil der Einfachheit und Ueber⸗ 
ſichtlichkeit, zuſammen mit ftatiftifchen Nachweiſen, Einzelentfheidimgen, Er⸗ 
nennungen u. ſ. w. veröffentlicht merden®). 


6. Ber Kundesrath. 
8 15. 
Im Bundesrath übt die Gefammtheit der Bundesregierungen die ſouveräne 
Reihögemalt aus. Ihm gebührt deshalb neben der Mitwirkung bei der 





”, Berf. Abſ. 2. — Zu diefen Rechten 
gehören die $ 13 Abf. 2 Nr. 1 erwähnten 
Sonderredte. 

sn Daf. Art. 7 Abf. 4; die gleiche 
Vorſchrift für den Reichstag (Art. 28 Abi. 2) 
ift aufgehoben &. 73 (RGB. 45). 

Berf. Art. 2. Die allgemeinen gehen 
fomit den befonderen Gefeten vor. 

®) Daf. Art. 72. 50, 58 und 68. — 
Einfiweilige Verordnungen mit Gejeßes- 
haft wie fie für Preußen ($ 37 Abf. 8 

Nr. 2 d. W.) und Eij.-Lothringen (8 26 


Abi. 2) vorgefehen find, kennt die RVerf. 
nit. — Arndt, das Berordnungsredt 
bes D. Reiches (Berl. u. Leipz. 84). 

*, Daf. Art.2 u. B. 67 (BOB. 4); 
verb. 8 16 Abi. 2. 

*) — 00 (RGB. 4 so u. Schutz⸗ 
geb. ©. 00 (RED. 818) $ 

”) Ber. At. 17; der Ruſtimmung 
(Sanktion) des Kaifers bedarf es nach 
Abſ. 1 nicht. 

”) Bel. 68 (MB. 265). 

) Bel. 76 (MB. 145). 
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Reichsgeſetzgebung auch ihre Vorbereitung und, ſoweit ſie nit dem Kaiſer 
beſonders zugewieſen iſt, ihre Ausführung 5°). 

Nach ſeiner Zuſammenſetzung beſteht ber Bundesrath aus 58 Ver⸗ 
tretern (Bevollmachtigten) der Landesregierungen, deren Preußen 17, Baiern 6, 
Sachſen und Württemberg je 4, Baden und Heflen je 3, Medienburg- Schwerin: 
und Braunfchweig je 2, die Übrigen Staaten je einen entſenden. Die Be 
vollmäditigten flimmen nad der Inftruftion ihrer Regierung. Jeder Staat 
kann demgemäß feine Stimme nur einheitlih abgeben). 

Die Berufung gefdieht durch ben Kaifer; fle muß mindeftens einmal 
im Jahre und jedenfall® dann erfolgen, wenn der Reichstag zufammıentritt 
oder ein Drittel der Stimmen fle verlangt®?). 

Den Borfig führt der vom Kaifer ernannte Reichskanzler oder deſſen 
Stellvertreter. Der Kanzler kann fi durch jedes andere Bundesrathsmitglied 
vermöge ſchriftlicher Einfegung vertreten laſſen ®®). 

Der Bundesrath bildet aus feiner Mitte Dauernde Ausfhäfje und 
jwar 1) für auswärtige Angelegenheiten, 2) für Landheer und Feſtungen, 
3) für Seemefen (Marine), 4) für Zolls und Steuerweien, 5) für Handel 
und Berkehr, 6) für Eifenbahnen, Boft und Zelegraphen, 7) für Juſtizweſen 
und 8) für Recdhnungeweien®?). — Beiondere Ausſchüſſe find außerdem für 
Elfaß-Lothringen, für die Derfaflung, für die Gefdhäftsordnung und für das 
Eifenbahngütertarifiwefen beftellt. 


T. Ber Kaiſer. 
8 16. 


Der jedesmalige König. von Preußen nimmt eine hervorragende Stelle 


unter den Monarchen ein. 


Er führt den Namen „Deutfher Kaifer“ %), 


das Raiferlihe Wappen und die Kaiferliche Standarte®°). 


”, 814 d. W. n. Berf. Art. 7 u. 16. 
— Dberauffihtsredhte über die Bundes⸗ 
glieder Art. 19, 76 u. 77. — Strafrecht⸗ 
licher eu SER. $ 105, 839. 

 Bef. Art. 6. — Schub der Mit- 
glieder Art. 10 u StB. 8106, 839. — 
Elſ.Lothringen ift im Bundesrathe 
nicht vertreten, doch Tann der Statthalter 
zu Berathungen fiber Landesangelegenheiten 
Kommiffare abordnen ©. 79 (ROB 165) 


7. 

a) Berf. Art. 12—14. — GeſchäftsO. 
26.. April 80. 

„et Art. 15 u. &. 78 (XGB. 7) 


* Ber. At. 1 11. — Bolljährigkeit, 
Erbfolge, Regentihaft und Stellvertretung 
Sue de Sraid, Handbuch. 14. Aufl. 


— 9 deßhatb, jr preußifdem 

Recht (8 Abf. 1 ). — Ber 
brechen er den Boiler Werben ebenfo wie 
die wider den Landesherrn begangenen ber 
fraft StB. 8 80, 94 u. 9. Zuftandig⸗ 
keit des Reichegerichts s 175 d. W. 
Der jedesmalige Thronfolger führt den Titel 
„Kronprinz des Deutfhen Reiches“ und 
„Kaiferlihe Hoheit” A. &. 71 (MB. 2). 
— 8 18 Anm. 1. — Der Kaifer bezieht 
aus Reichsmitteln feine Entfyädigung, ver⸗ 
fügt aber für Reichszwecke über einen 
Dispofitionsfonde. 

®, Erl. 71 (RGB. 318 u. Berichtigung 


©. 458) Nr. 2 u.3. — Berwendung des 
Wappens zur Waarenbezeihnung 8 351 
Abſ. 3 d. W. — Unbefugter Gebraud 
St®B. 8 360°. 


2 
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Neben diefen Ehrenrehten find dem Kaiſer beftimmte Regierungs- 
und Berwaltungsbefugniffe übertragen, insbefondere die völferredhtliche 
Bertretung bed Reiches, die Kriegserklärung, welche, ſoweit nit ein Angriff 
auf das Bundesgebiet oder deſſen Küften erfolgt, die Zuftimmung des Bunbes- 
rathes erfordert, und die Friedensfhliegung ®%), die Berufung und Schließung 
des Bundesrathes und des Reichstages*"), die Verkündigung der Reichsgeſetze 
und die Ueberwachung ihrer Ausführung), die Ernennung und Entlafjung 
der NReihsbeamten®?), die Organifation des Heeres und der Sriegäflotte, der 
Oberbefehl über beide und bie Ernennung der Offiziere und Beamten), Die 
obere Leitung der Poft- und Telegraphenverwaltung’), da8 Begnadigungsrecht 
in Fällen erft- und lestimftanzlicher Entſcheidung der Neichögerichte??) und bie 
Ansübung der Staatögewalt in Elfaß-Lothringen ($ 26 Abf. 1) und der 
Schutzgewalt in den Schußgebieten (8 86 Abf. 1). 


8. Ber Reichstag. 


8 17. 

Der Reichstag, der die einheitliche Vertretung des deutſchen Volles bildet 7°), 
nimmt eine ähnliche Stellung im Reiche wie die Landtage in den Einzelſtaaten 
ein. Alle Reichsgeſetze find an feine Zuftimmung gebunden ($ 14 Abi. 1). 
Ihm gebührt die Entlaftung der Jahresrechnung *). 

Der Reichstag befteht aus einer Kammer. Die Wahl zu diefer erfolgt 
für fünf Jahre mittelft allgemeiner und unmittelbarer (direfter) Wahlen und 
geheimer Abftimmung?®). — Wähler ift jeder Deutfche, der das 25. Lebensjahr 
zurüdgelegt bat, nidht unter Vormundſchaft oder Pflegihaft oder im SKonfurfe 
fteht, Feine öffentlide Armenunterflügung empfängt und fi im Befite der 
bürgerlihen Ehrenredhte befindet’). Für Meilitärperfonen ruht das atftive 


“, Berf. Art. 11 u. 56; Anordnung *), Das. Art. 53 u. 68. — 8 8729. W. 


der Kriegsbereitfchaft Art. 63 Abi. 4, des 
Kriegszuftandes Art. 68. — Vertragsſchlüſſe 
8 82 Abi. 3 d. W., Erklärung des Be⸗ 
lagerungszuftandes und Cinführung zeit⸗ 
weiliger Baßpflicht $ 233 Abf. 6, $ 234 d. W. 

) Berf. Art. 12. 

*, Daf. Art. 17, verb. Anm. 56. Ueber» 
wachung der Zoll⸗ u. Steuerverwaltung 
Art. 36 Abi. 2, des Konfulatwefens Art. 
56 Abf. 1. — Verordnungsrecht beim Heere 
Art. 63 Abf. 3 u. 4, bei der Kriegsflotte 
Art. 53 Abſ. 1, im Boftweien Art. 50 
Abf. 2. Recht zum Erlaß vorläufiger Ber- 
ordnungen in Eif.-Lothringen 8 26 Abf. 2 
d. W. Gegenzeihnung der Anordnungen 
durch den Reichſskanzler & 19 Abſ. 1. Aus⸗ 
übung der Schutzgewalt in den Schutzge⸗ 
bieten $ 86 Abf. 1. 

®) Berf. Art. 18. 


) Berf. Art. 50. 

’2, Reichsgericht $ 175 u. 199 Abſ. 1 
d. W.; Disziplinargerihte $ 23 Abf. 5, 
Konfulargerichte 5 85 Abf. 4, Schutgebiete- 
gerichte $ 86 Abf. 1, Reichsmilitärgericht 
5 102 Abſ. 2, Brifengerichte $ 359 Abf. 1. 

” Berf. Art 29. 

%) Daf. Art. 72. 

) Daf. Art. 20 u. 24 (Faffung des 
&. 88 RGB. 110); Wahl ©. 31. Mai 
69 (BGEBl. 145) nebſt Regl. 28. Mai 70 
(BGEBl. 275), Aenderung (Anl. D) Bel. 
98 (38. 393). Einf. in Süpdentichland 
Anm. 12 zu 8 6, Elſ.⸗Lothringen &. 78 
(NSB. 161) $ 3 u. 6. — Schunk des 
Wahlrechtes StSB. 8 107— 109; Stimm- 
zettel und Drudicriften zu Wahlzwecken 
8 235 Anm. 21 u. Abf. 4. 

RS 51m. 3; SIOB. 8 34« 
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Wahlrecht?). Wählbar ift jeder aktiv Wahlberechtigte, der einem Bundes⸗ 
ftante feit mindeften® einem Jahr angehört hat?s). Beamte bedürfen zum 
Eintritt in den Reichſstag keines Urlaubes, gehen jedoch der Mitgliedſchaft beim 
Eintritt in ein mit höherem Range oder Gehalte verbundenes Amt ver« 
Iuftig ?%). — Jeder Abgeordnete wird in einem befonderen Wahltreife gewählt. 
Die Wahlkreife find unter Zugrundelegung einer Durchſchnittsbevdlkerung von 
100 000 Einwohnern abgegrenzt. Ihre Zahl beträgt 3978). — Behufs 
Ausführung der Wahlen werden die Wahlkreife in Wahlbezirfe zerlegt und 
Wahlvorftände für diefe gebilder®!). Die Wahl iſt öffentlih und erfolgt im 
ganzen Reihe an einem vom Kaiſer zu beftimmenden Tage??). Die Wähler, 
deren Berechtigung zuvor dur öffentlihe Auslegung der Wählerliften feft- 
zuflellen iſtẽ*), wählen durch Abgabe verdedter Stimmzettel). Die Er⸗ 
gebniffe werden von den Wahlvorftänden ermittelt und hierauf von einem 
Wahlkommiſſar für den ganzen Wahlkreis zufammengefteflt®?). Als gewählt 
gilt derjenige, der die abfolute Mehrheit afler abgegebenen Stimmen erhalten 
bat. Iſt eine ſolche nicht erzielt, fo entfdheidet bei Stimmengleichheit das 
2008, andernfall® die engere Wahl unter den beiden Bewerbern, welche die 
meiften Stimmen auf ſich vereinigt haben ®®). 

Dem Kaiſer fteht es zu, den Reichsſtag zu berufen, zu eröffnen, zu ver⸗ 
tagen und zu fchließen®”). Die Berufung muß mindeftens einmal jährlid 
ftattfinden®®). Die Bertagung (Unterbredung der Situngen) darf ohne Zu- 
fimmung des Reichſstages nur für 30 Tage und nur einmal während ber- 
ſelben Sißungsperiode erfolgen®?). Zur Auflöfung während der fünf. 
jährigen Wahlperiode (Legislaturperiode) ift ein Beihluß des Bundesrathes 
und die Zuftimmung des Kaiferd erforderlich. Nah diefer muß die Zu—⸗ 
fammenberufung der Wähler binnen 60, die des neuen Reichstages binnen 
90 Tagen erfolgen 9°). 

Die Berhandlungen find öffentlich?) Die Mitglieder des Yundes- 
vathes können ihnen beimohnen und milffen jederzeit gehört werdenꝰ2). Der 


”) WG. 82; Mil®.74 (ROB.45) $49. 
2) WG. 5 4 
*) Berf. Art. 21. 


& 23 Anm. 19. 
“RG. 8 5, Verf. Art. 20 u. ©. 73 


dee Kam. Ger. 3. Nov. 90 auf alle im 
Neihe Wahlberechtigte. 
RE. 8 7u8; WR 8 1-5. 
#) WO. 8 10. u. 11: WR. 8 11—16. 
* WG. 8 13; TR. $ 17—22 u. 


Stellvertretungstoften 


(RGB. 161) 8 3; Wahlkreiseintheilung | 24—27. 

WahlRgl. 8 23 nebft Anl. C, (Berichtigung “WE. 8 12; WR. 8 2835. 
RGEB. 70 ©. 488 Nr. Il u. Nachträgen ") Berf. * 12, 

72 (RGB. 38), 73 (RGEB. 144), 76 8) Daf. Art. 13. 


(RGB. 275), f. Helgoland ©. 90 (RB. 
207) 8 A u. Bel. 91 (XGB. 111), . 


, Daf. Art. 26. 
, Daf. Art. 24 (Anm. 75) u. 25. 
m), Daf. Art. 22. — Die Über die Ver- 


Süpddeutihland 71 (RGB. 3) f. Elſ.⸗ 
Lothriugen Bet. 73 Ron. 13). 
mo. 86 u. — ss 6—8 
u. 10. 
a, MS 89 u. 14: WR. 89. — Die 
Oeffentlichkeit bezieht fich nach einer Entſch. 


bandlungen herausgegebenen ftenographifcgen 
Berichte enthalten (ale Anlagen) auch die 
GSejegentwäürfe mit Begründung, Dent- 
fhriften u. Kommilfionsberichten. 

”) Daf. Art. 9. 


2% 
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Reichstag regelt Geſchäftsgang und Disziplin durch eine Gefhäftsordnung?). 
Er ift bei der Anmefenheit der Mehrheit feiner gefetzlihen Mitglieder (199) 
befhlußfähig und beſchließt nad) abfoluter Mehrheit). 

Die Reichstagsmitglieder find an Feinerlei Aufträge und. Inſtruk⸗ 
tionen gebunden?®) und megen ihrer Abftimmungen und Yeußerungen nicht 
verantwortlich). Während der Situngsperiode dürfen fie, wenn fie nicht 
bei Ausibung der That oder im Laufe des folgenden Tages ergriffen werben, 
nur mit Genehmigung des Reichstages wegen ftrafbarer Handlungen oder 
zum Zwecke des Sicherungsarreſtes verhaftet werden. Auf Verlangen bes 
Reichstages wird auch jedes anhängige Strafverfahren und jede ſchwebende 
Unterſuchungs⸗ oder Zivilhaft für Diefe Zeit aufgehoben?”)., Endlich können 
fle ohne Genehmigung des Reichstages nicht außerhalb feines Sites als Zeugen 
oder Sadhverftändige vernommen werden). Die Reihstagsmitglieder dürfen 
als ſolche feine Befoldung oder Entſchädigung beziehen ®). 


IN. Die Keihöbehörden '). 
1. Meberfidht. 


8 18. 

Das Neid, welches die Verwaltung der meiften ihm zugewiefenen An- 
gelegenheiten, insbefondere die Verrichtungen der unteren Inftanzen den Landes⸗ 
behörden belaffen hat ($ 13 Abf. 2 II 2), entbehrt infolge deflen einer durd- 
gebildeten Behördengliederung. Die Reichsbehörden find vorwiegend obere 
Auffichtsbehörden; nur für die auswärtigen Angelegenheiten ($ 83—86), die 
Kriegsflotte ($ 114 Abf. 3), die Reichsbank (S 308 Abf. 7), das Poft- und 
Telegraphenwefen ($ 370) und das Reichsland Elfaß-Tothringen ($ 27) befigt 


*, Daf. Art. 27 u. GeſchO. 10. Kay | 
76 (Annalen d. D. Reiches 77 ©. 490) 
Letztere ordnet insbefondere bie Bildun, 


”) Berf. Art. 32; eine Strafandrohung 
fehlt. Bezügliche Rechtsgeſchäfte find da⸗ 
gegen nichtig BOB. 8 134. Die Rüd- 


der Kommiffionen und Abtheilungen u. die 
Art der Berathung, welde für Geſetzent⸗ 
würfe und Anträge des Bundesrathes in 
der Regel eine dreimalige if. 

») Verf. Art. 28 Abſ. 1; Anm. 51. 

*) Berf. Art. 29. 

"), Da. Art. 30. — Gleiches gilt von 
wahrheitsgetreuen Berichten über die Ver⸗ 
handlungen Art. 22. — Ebenſo StGB. 
8 11 u. 12. 

) Berf. Art. 31 u. ZPO. 8 9041 u. 
9051. — Der Ausihluß der Schuldhaft 
it mit deren Aufhebung ($ 193 Abſ. 2 
d. W.) negenftandelos geworben. 

” 3PO. 8 382 Abſ. 2 u. 402 nn. 
StPrO. 8 49 u. 72, 


forderung für den Leiftenden (RR. 1 16 $ 173 
gab auch dem Fiskus ein Forderungsrecht) 
ift ausgefchloffen, wenn aud) diefer gegen das 
Verbot verftieß daf. 8817. — Im Uebrigen 
ift den Reichstagsabgeordneten das Recht 
zu freier Eifenbahnfahrt zwifchen der Station 
ihres Wohnortes u. Berlin gewährt. Diejes 
Recht beginnt 8 Tage vor Eröffnung des 
Reichstages n. erlifcht 8 Tage nach deffen 
Schluſſe. 

Die Reichsbehoͤrden u. Reichsbeamten 
führen die Bezeichnung „Kaiſerlich“ V. 71 
(RGEB. 818) Nr 1. — Reichsdienſtflagge 
8 113 Anm. 2 d. W. — Begriff der Be 
hörde 8 43 Anm. 1. 
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das Reich untere Verwaltungsbehörden. Die Ordnung der Behörden beruht 
auf dem Grundfage ftrenger Zentralifation. 


2. Ber Reichakanzler. 
8 19. 

Der Reichskanzler führt den VBorfig im Bundesrathe ($ 15 Abf. 4) und 
bildet die Spige der geſammten Reicheverwaltung, in der alle Fäden der 
legteren zufammenlaufen. Er muß alle Laiferlihen Anordnungen und Ber» 
fügungen gegenzeichnen und übernimmt damit die Berantwortlichkeit für diefe?). 
Für diefe Gegenzeichnung fowie für feine fonftigen Obliegenheiten fünnen in 
Fällen der Behinderung auf Antrag des Reichskanzlers Stellvertreter vom 
Kaifer ernannt werden. Die Stellvertretung kann den Gefammtumfang der 
Geſchäfte umfaflen, oder es können für einzelne Amtszweige, die fih in ber 
eigenen und unmittelbaren Berwaltung des Reichs befinden, die Vorftände der 
dem Reichskanzler untergeordneten oberſten Reichsbehörden im ganzen Umfange 
oder in einzelnen Theilen ihres Geſchäftskreiſes als Stellvertreter beftellt werden?). 

Für Die eigene Gefhäftsverwaltung des Reichskanzlers befteht die Reichs» 
fanzlet. Die Stellung des Reichskanzlers ift regelmäßig mit der des preußischen 
Minifterpräfidenten verbunden, um die Einheitlichleit der Reichs- und der 
preußiſchen Verwaltung zu wahren. 


3. die übrigen Reichsbehörden. | 


8.20. 

Ale übrigen Reichsbehörden bilden nur Drgane des Sanzlerd. Ihre 
Einrichtung ift ſonach von der der Zentralbehörden in den Einzelftaaten, ins- 
befondere in Preußen ($ 44 und 46) weſentlich verſchieden. Der Grund liegt 

sin der Einrichtung des Reiches, an deflen Spige der kollegialiſch gebildete 
Bundesrat fieht. Im dieſem werben, ähnlich wie im preußiſchen Staats» 
minifterium, die Gefeße und Berwaltungsmaßregeln berathen; neben ihm würde 
fi für ein zweites Kollegium kein Pla finden; ein ſolches würde jede kräftige 
Anbahnung ausfchliegen, deren gerade das Reid mit feinen zahlreichen 
ſchöpferiſchen Aufgaben beſonders bedurfte. 

Die Zahl der hiernad dem Reichskanzler zugeordneten Behörden hat fid 
mit der Ausdehnung der NReichsthätigfeit beitändig vermehrt. Bon dem ur- 
ſprünglich gebildeten Reichskanzleramte haben fih im Laufe der Zeit immer 
neue Keichsämter als befondere, unter Staatsfelretären*) ftehende Behörden 


) Berf. Art. 17. Keiner Gegenzeihnung | Abf. 2 d. W. — Bertretung im Bundes⸗ 
bedürfen die Anordnungen, die der Kaifer | rathe $ 15 Abſ. 4. 
als Oberbefehlshaber des Heeres (Art. 63, * Die Staatsfelretäre der 1—5 und 
verb. 889 Anm. 7 d. W.) n. der Kriege- | 7 benannten Reichsämter führen für die 
flotte (Art. 53 Abf. 1) erläßt. Dauer ihres Amtes den Titel Excellenz 
9 G. 17. März 73 (KOB. 7). — 520 | AE. 89 (MB. 70). 
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abgelöft. Zuletzt ift Diefe Amt felbft zu einem Reichsamt des Innern um- 
gewandelt worden. Die Borftände der wichtigeren Aemter find zu Etell- 
vertretern des Keichsfanzlers für ihre Amtszweige beftellt ($ 19 Abf. 1). 
Zur Zeit beftehen demgemäß folgende Reihsämter: 


1. 


2. 


TPrRPEMNnMRn 


Das auswärtige Amt ($ 83). 

Das Reichsamt des Innern für alle nicht befonderen Behörden über- 
teagenen Gegenftänded). Das Amt zerfällt in vier Abtheilungen, die 
erfte für Angelegenheiten des Reichsſstages und der Reichsbehörden, 
für Reichsangehörigkeitsſachen, Heer und Sriegäflotte, Polizei, Ge⸗ 
fundheit8- und Thierheilweſen; die zweite für Armenſachen, Ber: 
fiherungen, Altiengefellfhaften, Genoſſenſchaften, Gewerbeweien und 
Ürbeiterverfiherung; die dritte für den Schu des geiſtigen 
Eigenthums, für Bank und Börfenweien, Patente, Mufter und 
Markenſchutz, Schiffahrt und Auswanderungen und die vierte für 
Handels⸗ und wirthſchaftliche Angelegenheiten. Unter dem Reichsamte 
ſtehen die Reichskommiſſare für das Auswanderungsmwefen ($ 11), die 
techniſche Kommiſſion für Seefhiffahrt, die Reihsprüfungsinfpektoren, 
das Schiffsvermeffungsamt, das Oberſeeamt und die Reichskommiſſare 
bei den Seeämtern ($ 359 Abf. 3), das Bundesanıt für das Heimath- 
weſen ($ 271 Abf. 5), die Disziplinarbehörden ($ 23 Abf. 5), die 
Keihsfhultommilfion®), das ftatiftifihe Amt, die Kommiſſion für 
Ürbeiterftatijtit?), da8 Gefundheitsamt ($ 252 Abf. 1), die phyſikaliſch- 
techniſche Reichsanſtalt ($ 297 Abf. 2), der Börfenausihuß (8 354 
Ab. 3), die Normalaihungstommiifion ($ 355 Abf. 4), das Batent- 
anıt ($ 350), das Heihöverfiherungsamt (8 347 Abf. 6) und das 
Kanalamt in Kiel?). 

Das Reichsmarineamt ($ 114 Abi. 3). 

Das Reiheihakamt ($ 164). 

. Das NReihsjuftizamt ($ 173 Abf. 1). 

. Das Reichseiſenbahnamt ($ 366 Abf. 2). 

Das Reichspoſtamt ($ 370). 

ußerdem ftehen unmittelbar unter dem Reichskanzler: 

. Die Reihsfhuldenfommiffion ($ 166 Abf. 5). 

. Der Rechnungshof des Reiches ($ 165 Abf. 2). 

. Die Berwaltung des Reichsinvalidenfonds (8 166 Abf. 4). 

. Das Reichsamt für die Reichseiſenbahnen (in Elſaß-Lothringen) ?). 
. Das Reihsbankdirektorium ($ 308 Abi. 7). 


Zur Berwaltung feiner Militärangelegenheiten bedient das Reich fi) des 
preußiſchen Kriegsminiſteriums ($ 99). 


) Erl. 67 (BORL, 29) 71 (XGB. ») 8 340 Anm. 2. 


102) u. 
9 8 88 


Ri non 8 * 8 358 Anm. 71. 
Anm. 5. ) 8 166 Aum. 13. 
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Die Reichsbeamten. 


1. Kegriff. 
8 21. 

Die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten ſind — ähnlich dem preußiſchen 
Recht (3 62— 75), doch mit einzelnen den Beamten günſtigeren Beſtimmungen — 
geſetzlich geregelt!). ALS Reichsbeamter gilt jeder Beamte, der entweder vom 
Kaiſer angeftellt oder nad) der Vorſchrift der Reichsverfaſſung den Anordnungen 
des Kaifers Folge zu leiften verpflichtet ift?). Für die von dieſem Geſetz 
nicht getroffenen Nechtsverhältniffe gelten die einzelnen Landeögejege?). 

Zu den Reichsbeamten gehören die Gefandten ($ 84), die Konfuln 
(S 85), die Militärbeamten®), die Reichſsbankbeamteno), die Poſt⸗ und 
Telegraphenbeamten®) und die Beamten in Elfaß-Lothringen umd in den 


Schutzgebieten ($ 86 Abf. 1). 


Eine befondere Stellung nehmen die riterliden Beamten vermöge 
der ihnen gewährten größeren Unabhängigfeit ein ?). 


2. Anftellung. 
8 22. 


Die Ernennung erfolgt dur den Kaiſer. 


Die Beitallung wird für die 


höheren Beamten einfhließlih der Konfuln dur ihn felbft, für die übrigen 
in feinem Namen durch den Reichskanzler oder die von diefem dazu ermädhtigten 


Behörden ausgefertigt®). 


) RBeamtenG. 
(RP. 61), erg. G. 87 (ROB. 194); 
Ausf®. 74 (RGB. 136), era. ($ 1) 2. 
99 (RGB. 730) u. in Amvendung auf 
Reihsbankbeamte (Anm. 5) B. 75 (RGOB. 
378), Landesbeamte in If.» Lothringen 
$ 27 Anm. 12, in den Scubgebieten 
$ 86 Anm. 50. Bearb. v. Pieper (Berl. 96). 

) REG. $ 1; ähılih StoB. 8 859. 
Zu den Reichsbeamten in dieſer weiteren 
Bedeutung gehören aud) die von den Landes⸗ 
regierungen für Zwecke des Reichedienftes 
angeftellten Beamten (mittelbare Reichs 
beamte, Militär n. niedere Poftbeamte, 
Anm. 4 u. 6) Die RVerf. hatte nur 
die vom Kaiſer angeftellten Beamten als 
Reihebenmte bezeichnet. — $ 13 Anm. 1 
d. W. Be der Beamten überhaupt 
$ 68 af. 2 

) RBG. 19. 

) Die Militärbeamten zählen, da 
fie in einem Militärverhältniß mit Militär- 
rang fliehen, zu den Militärperfonen 
Mu. 74 (KGEB. 45) 8 88 u. $ 97 
Abi. 12.8. Gie find aber nicht Ber- 


In einzelnen Fällen hat der Bundesrath mitzuwirken, 


31. Mürz 73 | fonen des Soldatenftandes MilStoB. 73 
); | ( 


RGB. 174) 8 4 u. Anlage. Auf Ber 
fonen des Goldatenftandes findet das 
RBeamt O. nur in Betreff der Defekte 
($ 134—138) Anwendung 8 157 daf. 
Die Militärbeamten unterftehen der Militär- 
ſtrafgerichtsbarkeit MEtGerO. 1. Dez. 98 
(RGB. 1189) $ 11 und find wegen 
militärifcher Verbrehen u. Vergehen dem 
MStG. unterworfen MSt®. 8 4345, 
153, 154. — Militärjuftizbeamte $ 108 
Abſ. 4 d. WM. 

9 G. 75 (XGB. 177) 8 28. 

en Art. 50 Abf. 3-5. — 8 370 
d. 

) 8 182 Abſ. 3 d. W. Dazu gehören die 
Mitglieder des Reichsgerichts, des Bundes⸗ 
amtes für Heimathweſen u. des Rechnungs⸗ 
hofee RB®. $ 158 und die Räthe ter 
Militärgericht MStGO. 98 (RGB. 1189) 
881 u. 96, nicht aber die Beamten der 
Reicsamaltihaf (8 179 Abf. 1 u. $ 183 


W.). 
*) Verf. Art. 18; RBG. $ 4, 159 u. 
Ausf®. 8 2—4. 
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in anderen flieht diefem die Ernennung ausfhliehlih zu). Die Reichstags⸗ 
beamten ernennt der Reichstagspräſident 19). 

Die Anftellung erfolgt auf Widerruf oder auf Lebenszeit!!). Bor- 
bedingung ift neben dem Vollbefige der bürgerlichen Ehrenrechte 12) die nad 
den einzelnen Dienftzweigen verfchiedene Befähigung’). Bor dem Dienft- 
antritte ift zur Sicherung für Erfüllung der Amtspflichten ein Dienfteid zu 
leiften!*); die Verpflitung zur Kautionsleiftung ift aufgehoben!) Für 
Ausländer Hat die Anftellung den Erwerb der Reichs⸗ und Staatsangehörig- 
feit zur Folge 16). 


3. Aflidhten, 
823. 

Zu den Pflichten der Reichsbeamten gehört die gefegmäßige und ge: 
wiſſenhafte Amtsführung und das adtungswürdige Verhalten in und außer 
dem Amte!!). Die Beamten haben Amtsverſchwiegenheit zu beobachten '®) 
und ihre Thätigfeit voll und unbeeinflußt zu gewähren. Zur Entfernung aus 
dem Amte ift Urlaub!) und zur Annahme von Titeln, Orden, Gefchenfen 
und Nebenämtern, zum Gewerbebetriebe und zum Eintritt in den Borfland, 
ben Bermwaltungs- oder Aufſichtsrath einer Erwerbsgeſellſchaft eine befondere 
Erlaubniß erforderlih. Dieſe ift jederzeit widerruflih und in leßterem Falle 
überhaupt nur zuläffig, wenn die Stelle nit mit fortlaufender Vergütung 





verbunden ift?). 


) Dem Bundesrathe gebührt der Bor- 
ſchlag in betreff der Mitglieder des Reichs⸗ 
gerichts, einſchließlich der Reichsanwälte ©. 
77 (XGB. 41) 8 127 u. 150, des Bundes- 
amtes f. Heimathivefen &. 70 (RSB. 860) 
6 42, des Bankdireltoriume ©. 75 (RSB. 
177) 8 27, des Patentamtes ©. 91 (RGB. 
79) $ 13 u. des RBerfiherungsamtes 
G. W (RB. 578) 8 11; die Begut- 

achtung bei Anſtellung der Reichsbevoll⸗ 
mäctigten im Zoll» u. Steuerweſen Berf. 
Art. 36 u. der Konſuln daf. Art. 56 u. 
die Ernennung in Anfehung der Mit- 
nlieber des Rechnungshofes &. 68 (BGBl. 
483) 8 2, der Diszipfinarbehörden RBG. 
8 93, des Bankkuratoriums ©. 75 8 25 
u. des RInvalidenſonds &. 73 (ROB. 
117) 8 11. 

RB. 8 166. 

2) Daf. $ 2 u. 82. 

” StB. $ 342. 

") Näheres bei den einzelnen Dienſt⸗ 
gweigen ; Fritaanpaucan 863 Abſ. 4. 

— J9— ; Formel V. 71 (ROB. 
803); mittelbare Reichebeamte (Anm. 2) 


RVerf. Art. 50 Abi. 3 u. 64 Abſ. 1 
Konfuln ©. 67 (BEBL. 137) F 2 ei. 
Lothringen ©. 71 (GB. f. ER. 3 39). 

” G. 98 (XGOB. 29), nur die Kantions- 
pflicht der Reihebankbeamten (B.75 RGB. 
380 u. 80 RGB. 97) befteht fort, daf. 8 3. 

”, &. 70 (R8B. 855)89. — 8.75 
(RGB. 324). 

u) REO. 8 10 u. 13; Inanfprud- 
an im Reiierege 8 79 u. 154 ; verb. 


16) 500. 8 11 u. 12. 

”) Daf. $ 14. 8. 74 (RB. 129). 
— Zum Eintritt in den Reichstag bedarf 
es Teines Urlaubes Berf. Art. 21; ein 
Gehaltsahzug findet nicht ftatt, die Se 
vertretungsloften trägt das Reid RB 
$ 14 Abſ. 2. — Beurlaubung und Su. 
vertretung ber gelanbifgaftlichen und Fon 
fularbeamten $ 84 Anm. 6 d. W. — 
Unabfömmtlichfeit ber Beamten im Mobil- 
madungsfalle $ 91 Abſ. 2 Nr. 29 W. 

*) RBG. 8 15, 16 u. StGB. 8 881. 
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Im Imtereffe des Dienftes können nichtrichterliche Beamte?!) unfreiwillig 
penfionirt oder einftweilen in den Ruheſtand verſetzt oder bei Nichterfüllung 
der Amtspflichten — foweit nicht die firafrechtliche Verfolgung eintritt??) — 
disziplinarifch beftraft werden. 

Die unfreiwillige Penfionirung erfolgt im alle geiftiger ober 
körperlicher Uufähigkeit auf Grund eines voraufgegangenen Verfahrens ?®). 

Die einftweilige VBerfegung in den Ruheftand unter Gemährung 
eined Wartegeldes von °/, des Gehaltes, mindeftens aber 450 und höchſtens 
9000 M., kann bei Umbildung der betreffenden Behörde, für gewiſſe höhere 
Beamte auch außerdem vom Kaiſer verfügt werden). 

Die Disziplinarbeftrafung*‘) erfolgt durch Verhängung von Ord⸗ 
nungeftrafen (Warnung, Verweis und Geldftrafe) oder durch Entfernung aus 
dem Amte (Strafverfegung und Dienftentlaffung) 2%). Erſtere fteht innerhalb 
beftimmter Grenzen jedem Dienftvorgefetsten zu ?”); [eßterer muß ein fürmliches 
Disziplinarverfahren vorausgehen, welches in Borunterfuhung und mündliche 
Verhandlung zerfällt?s). Die erfte Inftanz bilden die für beftimmte Bezirke 
eingeridteten 22 Disziplinarfammern?). Die Berufung geht an den in 
Leipzig als dem Site des Neichögerihts aus Mitgliedern des letzteren und 
des Bundesrathes zufammengefegten Disziplinarhof?). 

Bei Einleitung des Verfahrens oder in defien Laufe kann die vor⸗ 
läufige Dienſtenthebung (Suspenfton) des Beamten mit einftweiliger Ein- 
behaltung des halben Gehalted verfügt werden. Im alle einer Verhaftung 
oder einer (noch nicht rechtöfräftigen) auf Dienfteutlaffung lautenden Ent- 
ſcheidung tritt fie kraft Geſetzes ein®?). 

Defekte der Beamten bei Kaſſen und anderen Bermögensverwaltungen 
werden durch vollitredbaren Beſchluß der Bermwaltungsbehörde feftgeftellt. 
Dem Beamten fteht biergegen der Rechtsweg offen °?). 


=) Richterlihe Beante Anm. 7. 


=) Neben den allgemeinen beflehen be⸗ 
fondere, die Beamten betreffende Strafe 
vorfäriften Einzelne Handlungen 
werden härter beftraft, wenn fie von Be⸗ 
amten begangen werden StOB. 8 128, 
129, 1552. 174% u. 8, andere find über- 
Haupt nur in diefem Kalle firafbar 8 881 
bis 369. 


=) RBG. 8 61—68. 

2 Daſ. 8 24-381. 

=) Daf. $ 72—1BB. 

*) Daf. 8 72—76. 

2) Daſ. 8 80—83. 

=) Daf. 884, 85, 94 - 109 (Oeffentlich⸗ 
eit $ 108). 


”) Dal. F 86 - 90, 92 u. 93. — Sitze 

Bezirke V. 73 (RB. 293), Eli. 
Cothringen u. Shußgebiete wie Aum. 1. 
— Geſcho. 80 (38. 203) $ 1-22 — 
Für Militärbeamte find befondere 
Disziplinarfommiffionen gebildet RBO. 
g 121—123. — Der Rechnungshof des 
Reiches ($ 165 Abf. 2 d. W.), das Reiche» 
gericht ($ 175 d. W.) u. d. Bundesamt f. 
Heimathinefen (8 271 Abſ. 5 d. W.) Bilden 
ſelbſt die Disziplinarbehörde für ihre Mit- 
glieder. 


”, RBG. 8 110—117, 86, 87, 91 u. 
G 79 (ROL. a) 8 1. — Geh. 
(vor. Anm) 8 28 


u) RBG. 8 125-183. 
*) Daf. 8 184-—148 u. 154. 
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4. Rechte). 
8 24. 

Der Beamte genießt befonderen ftrafrehtliden Schub) und das 
Recht auf Titel, Rang und Uniform, wie fie durch Faiferlihe Verordnung 
feftgeftellt werden®d). Die ihm außerdem zuftehenden vermögensredtlihen 
Anfprüde kann er als privatrehtliche im Rechtswege verfolgen‘). Die Be 
ſchlagnahme, Verpfändung und Uebertragung des Dienfteinfommens unterliegt 
mehrfachen Einſchränkungen, welde dem Beamten unter allen Umftänden ein 
angemeſſenes Einfommen fichern follen?”). Dieſe Anſprüche fegen fich zu- 
ſammen wie folgt: 

1. Das Gehalt wird monatlich oder vierteljährlich im voraus gezahlt *®). 





2. Als Beftandtheil des Gehalte gebührt den Beamten der Wohnung $- 
geldzufhuß, der nad der Zugehörigkeit des Dienftortes zu einer der 
Militärſervisklaſſen abgeftuft ift?9). 

3. Bei Dienftreifen werden Tagegelder und Reiſekoſten und bei Ber- 
fegungen Umzugstoften gewährt‘). 

4. Dienftunfähigfeit, verbunden mit einer ber Kegel nach mindeftend 10jäh- 


rigen Dienftzeit, begründet den Anſpruch auf PBenfion. 


*) Nah RBB. 8 19 kommen alle Be- 
günftigungen der Landesgefetse bezüglich der 
Befteuerung des Dienfteinfommense 
(8 77 Nr. 4 Abf. 5 d. W.) aud den 
Reichsbeamten zu Gute. 

*) StGB. $ 113, 114 u. 196. Die 
Amtsehrenbeleibigung bildet im StGB. kein 
Nein riges Bergehen mehr. 

*) R 8 17. Die Ehrenrechte find 
genen — geſchutzt StB. 8 3608 u. 
fallen fort mit Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte & 33 u. Dienftentlaffung im 
Disziplinanvege RBB. 8 75% verb. $ 100. 
— Rangflaffen u. Uniformen ent- 
Iprechen den preußifchen (8 70 Abf. 7 d. W.). 
Insbeſondere ift beigelegt der Rang der 3. 
Ki. den Oberpoftvireftoren (AE. 82 RGB. 
43), der 4. Kl. den Oberpoft- u. Poſt⸗ 
räthen (ARE. 71 RGB. 103), der 5. A. 
den Poſt⸗ u. Telegraphendireltoren u. In⸗ 
ſpektoren (zwei AE. 50 65. 300 u. 399 
u. 76 RGB. 186); der Rang der 3. AI, 
der Subalternbeamten den PBoftmeiftern 
(AL. 50 GS. 399) u. der der 4. Kl. den 
Zelegraphenfelretären (AE. 56 &S. 120). 

*) RBG.8 149, 150 mit Erg. (Anm. 
1), 151, 153 u. 155. 

2) Daſ. $ 6 (Abf. 2, der durch BGB. 
J a erſetzt wurde, ift aufgehoben EG. 

rt. 43). 3P0. $ 8117. 8, 850 Abf. 


Ihr Betrag 


16-8, vv ge! 4, 5 nebſt $ 8832, 833; 
SPD. 8 
—28* E 6 nebſt Bel. 85 (3B. 

206). Gehalt bei Einberufung zum Militär 
8 712 W. u A. O. 88 (38.169. — 
Die Gehaltsaufbefferung und die Eins 
führung von Dienſtaltersklaſſen erfolgte 
ähnlich wie in Preußen $ 72 Abf. 1 

) G. 80. Juni 735 (ROB. 166), 
iaffeneitgeihung 8 109 Abi. 8 d. W. 

“ RBB. 8 18, DB. 75 (RGB. 249), 
erg. 79 (RGB. 313), AusfBek. 95 (38. 
504). Klaſſeneintheilung Bel. 76 (38. 
7), 86 (38. 85), 88 (38. 151), zwei ®. 
92 (38. 10 u. 177), 94 (38. 413), 
für das NReihsheerr 95 (38. 207), 9 
(38. 135) u. 99 (38. 184), die Kriege» 
flotte 87 (MarineBdl. 229); Ausdehnung 
auf Militär- u. Darinebeamte nah Maß- 
gabe der V. 80 (REB. 113), 81 (RGB. 
101), 84 (RGB. 65), 86 (RGEB. 235), 
91 (RGB. 16) n. (Verzeichniß der Marines 
beamten) 95 (3B. 382), auf Beamte der 
Ver. des Rail. Wild. Kanals 8. 97 
(RIB. 19), auf Reicheeifenbahn- und auf 
Voftbeamte bei Reifen zur Beförbdermg 
von Poftfendungen nad) Maßgabe der 2. 
75 (RGB. 253), auf Bof- u. Telegraphen⸗ 
beamte nah Maßgabe der V. 77 (RGB. 
555) u. 94 (REB. 491). — Gefandt«- 
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wird nach dem zulett bezogenen feften Dienfteinfommen und nad) der 
Dienftzeit in der Weiſe berechnet, daß er mit vollendetem 10. Dienft- 
jahre 10 des Gehalte beträgt und mit jedem weiter zurückgelegten 
Dienftiahre um 1, bis höchſtens anf *5/n fteigt*!). 

5. Im Todesfalle —* den Hinterbliebenen für den Sterbemonat und 
das daranf folgende Gnadenvierteljahr das Gehalt (für den auf 
den Sterbemonat folgenden Monat auch die Penflon) weitergezahlt*?). 
Befand fid) der dienſtliche Wohnfig des Beamten im YAuslande, fo werden 
die Hinterbliebenen auf Reichsfoften in die Heimath zurldbefördertt?). 

6. Den Hinterbliebenen werden Wittwen- und Waifengelder gewährt. 
Das Wittwengeld beträgt 40 v. H. der Benfion, die der Beamte am 
Todestage erdient haben würde, das Waifengeld für jedes Kind, wenn 
die Mutter lebt, 1/, des Wittwengeldes, andernfalls 1, +), 


V. Das Reichsland Elſaß⸗-Lothringen. 


1. Aeberſicht. 
8 25. 

Elſaß⸗Lothringen bildet nach ſeiner Vereinigung mit dem Reiche keinen 
ſelbſtſtändigen Bundesſtaat, ſondern einen Beſtandtheil (eine Provinz) des 
Reiches, der jedoch in Bezug auf Staatsangehörigkeit, Finanzen und Verwaltung 
ſelbſtſtändig war). Die Reichsgewalt beſchränkte ſich nicht auf die dem Reiche 
zugeiwiefenen befonderen Gegenftände, fondern erftredte ſich zugleich auf Yandes- 
angelegenheiten ($ 26 Abf. 1). Die Reichsverfaſſung trat am 1. Januar 1874 
in Kraft?). Ihre Borfchriften, fowie die Grundfäpe über Behörden und Bes 
amte des Reiches find mit den durch diefe befondere Geftaltung bedingten 
Abweichungen auch für die Landesverwaltung maßgebend?) Im Laufe der 
Zeit find Berfaffung und Berwaltung des Landes felbfiftändiger geworden 


kdaflick u. Konfularbeamte $ 84 Anm. 


en 'R80. & 34—60 u. 6 ($ 42? u. 
54 erg. Anm. 1), ©. u. ®. 86 (RGB. 
80 u. 203), ©. 87 (XGB. 194) u. 93 
(RGB. 171) Art. 17. — Entfhädigung 
bei Unfällen in ee erfierungepflihtigen 
Betrieben 8 347 Abi. 5 d. 

=) RBG. 87-91. mn. Sm N. 

*) G. 88 (RGB. 131). 

“) G. 81(RSB. 85, 8 16 Abi. 2 
erfeßt BGB. 8 197 u. 201 und aufge 
hoben EG. Art 48), erg. (Erlaß der Bei⸗ 
träge ©. 88 (ROB. 65), (Erhöhung) ©. 97 
(RIB. 455) Art. I u. IV, Ausfißel. 81 
(38. 183) u. Vorfhr. 26. Aug. 85. — 
Amvendung auf RBankbeamte B. 81 


(RGEB. 117), 88 (R5B. 80) n. 97 
(RGOB. 618). — Entſchädigung bei Un⸗ 
fällen wie Anm. 41. 

RS. 9. Juni 71 (RB. 212). — 
Im Sinne des BOB. gilt Eif.-Lothringen 
ale Bundesſtaat EG. Art. 5. — Ber 
waltungsredt v. Leoni u. Mandel (Kreib. 
n. Leipz. 95. 2. Aufl). 

2) RG. 1871 8 2, RO. 72 (RGB. 
208) u. 25. Juni 73 (RGEB. 161) 8 1. 
— Einzelne Theile, wie das Zoll-, Militär-, 
Eifenbahn-, Bofl- und Telegraphenweſen 
waren mit den entfprehenden Reichsgeſetzen 
fhon früher eingeführt. — Garınyeiden 
AE. 29. Des. 91 (SB. f. € 

*, 8 27 u. 8 63 Anm. 1 w. — 
Belagerungszuftand $ 233 Anm. 13. 
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(Autonomie). Es mar ald Mißſtand empfunden, daß reine Landesangelegenheiten 
durch Organe wahrgenommen werden mußten, die außerhalb des Landes tagten 
und dem Lande ziemlich fremd gegenüberftanden. Demgemäß wurde, nachdem 
die neuen Einrichtungen einigermaßen befeftigt erſchienen, ein Statthalter in 
Straßburg eingefegt, die gefammte Landesverwaltung dorthin verlegt und der 
Landesausfhuß mit ausgedehnten Befugniffen auf dem Gebiete der Gefeg- 
gebung auögeftattet*). 

Wenn Elfaß-Lotbringen fonady bei eigener Gefeßgebung, eigenen Finanzen 
und eigenen Behörden aud im Allgemeinen allen für die Kinzelftaaten ge» 
gebenen Vorausſetzungen entfpricht, jo beftehen doch noch folgende Abweichungen: 

1. Es nimmt an der Ausübung der Reichsgewalt nicht Theil?), 

2. Der oberfte Leiter der eigenen Verwaltung ift Beauftragter des Die 
Reichsgewalt im Namen des Reiches ausübenden Kaifers ($ 26 Abf. 6), 

3. Für den Erlaß der Landesgeſetze ift außer dem Landesausfhur auch 
der Reichstag zuftändig ($ 26 Abſ. 2). 


2. Berfaffung. 
8 26. 

Die Staatsgewalt übt der Kaiſer im Namen des Reiches aus. Einen 
Theil feiner Rechte hat er dem Statthalter Übertragen, auf welchen gleich- 
zeitig mehrere Befugniffe und Obliegenheiten des Reichskanzlers und des früheren 
Oberpräfidenten übergegangen find. Die Anordnungen des Kaiſers bedürfen 
der Gegenzeihnung des Statthalter, die des Statthalter der ded Staats⸗ 
jefretärs®). 

Die Gefeggebung, früher vom Kaifer unter Zuftimmung des Bundes- 
rathes ausgeübt, ging mit Einführung der Reichsverfaſſung auf das Weich 
über”). Der Kaifer kann, fo lange der Reichstag nicht verfammelt iſt, mit 
Zuftimmung des Bundesrathes einftweilige Verordnungen mit Geſetzeskraft 
erlaffen, die indeß der Berfaffung und den Reichsgeſetzen nicht widerfprechen 
und fi nit auf Anleihen oder Garantien erftreden dürfen, auch dem nächſten 
Reichsſtage zur Genehmigung vorgelegt werden müflen?). Durch Kaiferlihe 
Berordnung können mit Zuftimmung des Bundesrathesé reichögejehlihe Ab- 
änderungen der in Elſaß⸗Lothringen als Landesrecht geltenden reichsgeſetzlichen 
Vorſchriften dafelbft für Iandesrechtlich anwendbar erklärt werden?). Außerdem 
können Geſetze vom Kaiſer im Einverftändniß mit dem Bundesrathe erlaflen 
werden, fobald der Landesausſchuß ihnen zugeſtimmt hat. Diefe Gefeßgebungs- 


9 RG. 4 Juli u. 8. 79 (RGB. ) RO. 1871 83. Dabei gebührt — 
165 u. 281); verb. Anm. 9. abweichend von den Reichsgeſetzen ($ 14 
ı) & 15 Anm. 60 d. W. Anm 56) — dem Raifer als Träger der 
RG. 1871 8 3, 4 u. 1879 8 1, 2Staatsgewalt die Zuftimmung (Santtion). 
u. 4 nebft 8. 94 (ROB. 529). An- NG. 1873 8 8 
er auf yon n. Wartegeid ©. 86 ) &. 87 (ROB. 877. 
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form bildet die Regel, der Weg der Reichsgeſetzgebung ift als Ausnahme 
vorbehalten. Die auf Grund dieſes Borbehaltes erlaflenen Landesgeſetze 
fönnen nur auf gleichem Wege aufgehoben oder geändert werden. Sonft find 
beide Arten von Landesgeſetzen gleich berechtigt!o). Die Veröffentlichung der 
Landesgeſetze erfolgt durch das befondere Gefegblatt für Elfaß-Lothringen!!). 

Der Landesausſchuß, dem aud das Recht zufteht, Gefege vorzu⸗ 
f&lagen und Petitionen dem Miniſterium zu überweiſen, befteht aus 58 Mit- 
gliedern, von denen 34 durch die Bezirkstage, 20 durch die Landkreiſe und je 
eind durch die Gemeinden Straßburg, Mühlhauſen, Mes und Kolmar gewählt 
werden. Der Kaifer kann den Landesausſchuß vertagen oder auflöfen. Die 
Auflöfung zieht die Auflöfung der Bezirkstage nad fih. Die Neumahlen zu 
den Bezirkstagen haben in jolden Fällen innerhalb 3, die zum Landesausſchuß 
innerhalb 6 Monaten ftattzufinden 22). 


3. Behörden. 
8 27. 

Die Einrihtung der Behörden und Berwaltungsbezirfe Inüpfte an die 
vorgefundenen Einrichtungen an, ſchuf aber einzelne neue Prgane und erieiterte 
nicht unerheblich die Zuftändigfeit der unteren Inftanzen??),, Die oberfte Ber- 
waltung erlitt beit Errichtung der Statthalterfchaft eine völlige Umgeftaltung, 
indem an die Stelle des Reichskanzleramtes Für Elfaß Lothringen und des 
Dberpräfidiums ein Minifterium in Straßburg errichtet wurde. Dieſes 
bildet eine einheitliche Behörde unter einem Staatsferetär und zerfällt in die 
vier Abtheilungen, des Innern, für Yuftiz und Kultus, für Finanzen, Ge 
werbe und Domänen, und für Landwirthſchaft und öffentliche Arbeiten. Den 
Abteilungen ftehen Unterftaatöfetretäre vor. Das Unterrichtswefen leitet der 
nit dem Minifterium verbundene Oberfchulcath !*). ALS Beirat des Miniſte⸗ 
riums befteht ein Landwirthſchaftsrath, deſſen Mitglieder theild von den 
landwirthſchaftlichen Kreisvereinen gewählt, theild von dem Statthalter er- 
nannt werden?) 





7 58. 2. Mai 77 (RGB. 491). 

. 8. sau 71 (SB. f. ER. 2) u. 
RO. 1879 

2 28. 79 g12- 21. Rail. E. 74 u. 
77 (X6B 77 S. 492 u. 493). — Die 
Verhandlungen find öffentlich, die Gefchäfts- 
ſprache ift die deutfhe RG. 81 (RGB. 
98) n. (Gerichte) 89 (RGOB. 95). 

”, &. 30. De. 71 (GB. f. ER. 72 
&. 49). — Die Landesbeamten find nad 
Maßgabe des ©. 23. Dez. 73 (daf. 479, 
Art. Ierg. ©. 31. Mai 98 daf. 51, Art. IV 
aufgeh. ©. 13. %eb. 99 daf. 3 8 53) Reiche» 
beamte (5 21-24 d. W.), Disziplinar- 
behörden zwei V. 74 (RGB. B u. 128), 
Wittwen⸗ u. Waifenverforgung ©. 23. Dez. 


73 (88. f. E82. 515), $ 8 erfeht ©. 
7. März 98 (daf. 11). Richter Anm. 22, 
“RG 4, Juli 79 8 3-8 nebft 2. 
23. Zuli 79 (SB. f. ER. 81), 29. Juli 
81 (daf. 95), 5. Juni 82 (daf. 81), 25. 
April 87 (daf. 43) u. 16. San. 95 (daf. 3). 
— Eine der Abtheilungen verfieht der 
Staatsfetretär. — Rehnungspriüfung dur 
den Rechnungshof des Reiches $ 165 Anm. 6 
* W. — Unterrichtsweſen ©. 12. Feb. u. 
. 10. Juli 73 (GB. f. EL. 37 u, 166), 
8* erg. V. 16. Nov. 87 (daſ. 81), 
Lehrerbeſoldung ©. 4. Mai 98 (daf. 45). 
8. 6. Nov. 95 (SB. f. ER. 111). 
— Beiräthe für Handel u. Induftrie bilden 
die Sandelsfammern ©. 31. März u. 14. 
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Zur Begutachtung der Gefegentwürfe, Ausführungsverordnungen und 
fonftigen ihm überwiefenen Angelegenheiten ift unter dem Borfige des Statt- 
bafters ein Staatsrath aus den höchſten Verwaltunge- und Yuftizbeamten 
und 8 bis 12 vom Raifer auf 3 Jahre ernannten Mitgliedern beftellt!%). 

Unter dem Minifterium fliehen Bezirtspräfidenten für die Bezirke '7). 

Für die Verwaltungsrechtſprechung (f. g. contentieux) treten unter dem 
Borfige der Bezirföpräfidenten deren Hülfsarbeiter zu den Rollegien der 
Bezirksräthe zufammen; in ähnlicher Weife bildet ſich unter dem Vorſitze 
des Statthalter der Kaiferlihe Rath für Elfaß-LFothringen?®). 

Die Bezirke zerfallen in Rreife, für welche Kreisdireltoren beftellt find 19. 

In den Gemeinden werden Bürgermeifter und Beigeordnete aus den 
Mitgliedern des Gemeinderathes durch den Bezirköpräftdenten — in Gemeinden 
von 25 000 und mehr Einwohnern und den ihnen gleihgeftellten Gemeinden 
auf Vorſchlag des Gemeinderathed durch Kaiferlihe Verordnung — ernannt. 
Wenn der Vorſchlag nicht zuftande fommt oder ihm wiederholt nicht ftatt- 
gegeben wird, fann das Minifterium einen einftiweiligen Verwalter ernennen ?®). 

Die Berwaltgng der Steuern wird durd) die Direktion der direkten 
Steuern und durch den Generaldirektor der indirelten Steuern in Straßburg 
geführt *'). 

Die neue Gerihtsverfaffung fteht feit dem 1. Oltober 1879 in 
Kraft 2); oberfted Gericht ift das Reichsgericht?). 

Die Eifenbahnen ftehen im Eigenthume des Reichs und bilden feinen 
Gegenftand der Randesvermwaltung 2). 


— — — — — — 


April 97 (daſ. 33 u. 35), in Geſundheit⸗⸗· &. 30. Dez. 71 8 14, B. 20. Sept. 73 
ſachen die Aerztefammern ©. 5. und der | u 28. Aug. 75. 

ale ®. 14. Juli 98 (daf. 61 ”) GemO. 6. Juni 95 (GB. f. ER. 
u. 69). _ | 58), erg. ©. 7. Juli 97 (daf. 75). Durch 
RO. 1879 8 9 u. 10. | diefe iR den Gemeinden größere Selbfl- 
") Die Bezirke Lothringen, Obers und | verwaltung eingeräumt worden. 
ae eben —— Metz, x, G. 30. Dez. 718 12 u. 17. 
olmar u. Straßburg entipreden in ber =. 8 173187 d. W. — Vorbereitun 
Sauptface den früheren Departements | zum höheren Zufigbienfe Reg. 27. Yan. 
Moſel, Ober- und Niederrhein, die Präfle | 82 g, 19. Zar. 88 (GB. f. ER. 3) 
denten bei etwas erweiterter Befugniß den 10. Aug. 91 (daf. 99) u. 14. Aprif 98 
feügeren Präfettn ©. 30. De. 718 11 | (paf. 43). — Rang u. Titel der Richter 
u. V. 10. geb. 75. AE. 27. Der. 98 (daf. 95), Disziplinar- 
”, &. 30. Dez. 7188,13, RG. 1879 | verhättniß ©. 13. eb. 99 (daf. 3). — 
$ 11, ©. 13. Juni 98 (GB. f. ER. 55), , Befähigung für den Gerichtöfchreiber. und 
Verfahren V. 23. März 89 (daf. 35). -- | Gerichtsvollzieherdienft Reg. 12. April 98 
Die Bezirksräthe entipredden den früheren | (GB. f. EL. 41). — Ausf®. 3. BGB. 
Brüfelturräthen. (8 171 Aum. 4 d. W.) 17. April 99 


») Die reife find an Stelle der fran- | (GB. f. Er. 43). 
zöfifchen Arrondiffements, die Kreisdireltoren =) RS. 71 (ROB. 315) u. 77 (RSB. 
unter Erweiterung der Zuftändigleit an | 77) 8 14. 


Stelle der früheren Unterpräfeften getreten =), 8 167 Anm. 13 d. W. 
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4. Aommunale Bertretungen. 


8 28. 

Neben dem Landesausfchuffe beftehen auch für die Bezirke, Kreiſe und 
Gemeinden befondere Vertretungen in den Bezirkötagen, Kreistagen und 
Gemeinderäthen. Der Wirkungskreis der beiden erfteren befchränkt ſich 
auf die Abgabe von Gutachten, die Kundgebung von Wuünſchen, die Ber- 
tbeilung und die Bewilligung von Abgaben und auf einzelne Handlungen der 
Bermögensverwaltung. Zu Belchlüffen der leteren Art bedarf es in ber 
Regel der Beftätigung der Regierung?s). Die Vertretungen gehen aus 
Wahlen der Bezirfe-, Kreid- und Gemeindeeingefellenen hervor und können 
unter gewiſſen Borausfegungen aufgelöft werden. In den Gemeinden dürfen 
in dieſem Falle ihre Berrichtungen einem ernannten Ausſchuſſe oder dem 
DBürgermeifter übertragen werden ??). 


”, &. 24. Ian. 73 (GB. f. EL. 18) | tretungen entſprechen den früheren General», 
u. 15. Yuli 96 (daf. 65). — Die Bere | Arrondiffements- u. Munizipalräthen. 


Zweites Kapitel. 
Der preußiſche Staat. 


I. Geſchichte. 


1. Gebietsentmickelung, 
8 29. 

Aus unſcheinbaren Anfängen iſt der preußiſche Staat allmälig, aber ſtetig 
zu feiner heutigen Bedeutung emporgewachſen. 

Die 927 von Kaiſer Heinrich I. gegründete Nordmart wurde 1134 als 
Markt Brandenburg an Albredt den Bären aus dem Haufe der Askanier 
verliehen und von diefem und feinen Nachfolgern erheblich nad Oſten hin ers 
weiter. Wechſelnde Schidfale braten das Land, mit dem feit 1356 durch 
die goldene Bulle die Kurwürde dauernd verbunden war, nah Ausſterben 
dieſes Hauſes an das der Wittelsbacher (1324— 73), der Luxemburger (1373 
bis 1411) und fchließlih 1415 an Friedrih I. von Hohenzollern, den 
Stammvater unferes heutigen Herrſchergeſchlechtes. Die Dark, welche derzeit 
nur die Alt, Mittels und Uckermark, die Priegnig und das Land Sternberg 
mit zufammen 425 [JM. umfaßte, wurde unter den nädften Nadfolgern 
durch die Neumark (1455), das Herzogthum Kroſſen (1482), die Grafſchaft 
Ruppin (1524) und das Land Beeskow-Storkow (1575) erweitert. 

Wichtigere Erwerbungen braten die folgenden Jahrhunderte. 
Unter Johann Sigismund wurden dur den Anfall der Herzogthümer Kleve 
mit Mark und Ravensberg (1614) und Preußen (1618) bie Grenzen nad 
Dften und Weften ſoweit hinausgeſchoben, daß diefe Ermwerbungen noch heute 
die äußerſten Markfteine des Staatsgebietes bezeichnen. Der weſtfäliſche 
Frieden (1648) fügte das Fürftentfum Minden, das Herzogthum Magde⸗ 
burg mit Halberftabt und Hohenftein Hinzu und legte mit dem Erwerbe von 
Hinterpommern den Grundftod für die Provinz Pommern, die bald darauf 
durch Lauenburg und Bütom (1657) und das Herzogthum Vorpommern bie 
zur Beene (1720) weitere Ausdehnung erhielt. 

Der Erwerb der Königswürde dur Friedrich I. (1701) gab diefem 
Machtzuwachs aud äußerlich den entipreddenden Ausdrud. 

Dur den Hubertusburger Frieden (1763) wurden Schleſien und 
die Grafſchaft Glatz, durch die drei polnifhen Theilungen Weftpreußen, 
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das Ermeland und der Netzediſtrikt (1772), Südpreußen (Pofen), Danzig und 
Thom (1793) und die (fpäter an Rußland übergegangen) Gebiete Neuſchlefien 
und Neuofipreußen (1795) dem Staate einverleibt. 

Bbollig verändert ging das nunmehr zum Range einer Großmacht empor- 
geftiegene Preußen aus ben Kriegen mit Napoleon hervor. Durch den 
Tilſtter Frieden (1807) Hatte es fi faft auf die Hälfte des bisherigen 
Länderftandes beſchränkt gefehen und alle Befigungen links der Elbe, fowie 
deu größten Theil der Erwerbungen aus den polnifhen Theilungen verloren. 
In den beiden Barifer Frieden erhielt es dagegen faft alle früheren Be⸗ 
figungen — einfäließlih der ihm erſt dur den Reichsdeputationshauptſchluß 
(1803) zugefallenen Bisthümer Münfter und Paderborn, dem Eichsfeld und 
den Städten Mühlhauſen und Norbhaufen — wieder zurfid!), Außerdem 
fielen ihm Neuvorpommern und Rügen, die Niederlaufig und ein Theil der 
Dberlaufis, die Herzogthümer Sachſen und Weitfalen und faft der ganze 
Beſtand der heutigen Rheinprovinz zu?). 

Preußens Schwerpunkt war durch diefe Veränderungen weſentlich nad 
Weften Hin verfhoben. Bisher nur Borlänpfer im Often, hatte e8 nunmehr 
auch eine Weſtmark zu vertheidigen. In feiner Geftaltung war indeß dieſer 
erweiterten Aufgabe keine Rechnung getragen... Sein Gebiet war ſchlecht ab- 
gerundet, in zwei Theile zerriffen. Diefes Mißverhältniß ift erft durch die 
neueften Ereigniffe befeitig. Nachdem 50 Jahre Hindurdh nur wenige 
Hleinere, meift getrennt liegende Gebietstheile erworben waren (Hohenzollern 
1850, da® Jadegebiet 1853), brachte der auf den Öfterreichifchen Krieg folgende 
Prager Frieden einen umfangreihen Zuwachs, indem er al® neue Lande die 
Herzogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg, das Königreich) Hannover, 
Kurfürſtenthum Hefien, Herzogthum Naflau, die Landgrafichaft Hefien, die freie 
Stadt Frankfurt und einige großherzoglich-heffiihe und bayriſche Gebietstheile 
dem Staat hinzufügte ($ 33 Abf. 1). Die getrennten Gruppen der öſtlichen 
und weftlichen Provinzen fahen fi) durch die Gruppe der drei neuen Provinzen 
in Berbindimg gebracht und Preußen, welches nunmehr ein Gebiet von 
348607 qkm mit 31855123 Einwohnern aufweift, hat damit nicht nur an 
Umfang, fondern auch an innerer Kraft und Teftigkeit erheblich gewonnen. 


2. Innere Eutwikelung. 
$ 30. 
Hand in Hand mit diefer räumlichen ging die innere Entiwidelung des 
Staates, als deren wichtigſter Ausgangspunkt die Regierung des großen 


’) Brenßen verzichtete mr auf den öfl- | Pürftenth. (Bisth.) Hildesheim. 
lihen Theil feiner polnischen Erwerbungen, 2) Aeltere Befigungen in diefer Provinz 
anf Anspach, Baireuth, Oftfriesland u. das | find nur Kleve, Mörs u. Geldern. 
im Reichsdeputationshauptſchluſſe erworbene 

Hue de Graid, Handbuch. 14. Aufl. 3 
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Kurfürften Hervortritt. Dieſer heilte die Wunden, die der dreißigjährige Krieg 
dem Lande gefchlagen, und legte auf faft allen Gebieten die Keime zu Preußens 
fpäterer Größe. 

Die erfte Aufgabe war die Bildung und Erhaltung eines fchlagfertigen 
Heeres, denn nur mit ſolchem war es möglich, ein fo ungänftig und aus⸗ 
gedehnt belegenes Gebiet erfolgreih zu behaupten. Bereit in der erften 
Entwidelungszeit der ftehenden Heere (um 1650) befaß Preußen ein Heer 
von 25000 Mann. In der Folgezeit ift diefes beftändig vermehrt und unter 
der raftlofen Fürſorge Friedrich Wilhelms I. erwuchs jene Armee, mit der 
Friedrich der Große feine beifpiellofen Erfolge erringen konnte. Bedeutſame 
Folgen hatte hierbei die Kantonverfafiung (1733), in der neben der bisherigen 
Werbung zum erften Male eine förmliche Aushebung mit beſchränkter Wehrpflicht 
hervortritt. Indem diefe Kantonpflicht fich fpäter zur allgemeinen Wehrpflicht 
ermeiterte?), verwandelte fih das Söldnerheer zum „Volt in Waffen“. — Die 
Bedeutung der Armee war damit über den Rahmen ihrer eigentlichen und 
unmittelbaren Zwede hinausgewachſen. Wenn Preußen fi von jeher berufen 
ſah und fi noch heute berufen fieht, die beim Auseinanderfalle des Reiches 
vereinzelten deutichen Stämme wieder fefter zufammenen zu ſchließen, jo haben 
ihm hierbei die Heereseinrichtungen die trefflichften Dienfte geleiftet. Im Heere 
werden bei völlig gleichartiger Einrichtung überall diefelben Zwecke verfolgt. 
So entfteht ein Gefühl der Zufammengehörigleit, das durch ernfte Arbeit im 
Frieden, wie durch gemeinfame Gefahr im Kriege weiter gefördert wird und 
das Heer zu einem feit in fich gefchlofienen Ganzen zufammenwadfen läßt. 
Und diefed Heer greift durch fteten Zus und Abfluß in alle Theile unferer 
Bevölkerung fo wirkſam und erfolgreich über, daß es mehr als jede andere 
Einrichtung zum Bindemittel für das neue Deutſchland geworden ift. 

Der dur die Heereseinrichtung gefteigerte Bedarf nöthigte weiter zur 
genaueften Regelung der Finanzen. Auch bier legte der große Kurfürft den 
Grund, aud Hier baute dann Friedrich Wilhelm I. mit feiner faft gewalt« 
famen Thatkraft erfolgreich weiter. Sein Sinn für Ordnung und Einfachheit, 
der gegen die Pradhtliebe feine Vorgängers, wie gegen die Verſchwendungs⸗ 
fucht der benachbarten Höfe fo vortheilhaft abfticht, fam auch der Verwaltung 
des Landes zu ftatten. Seine Grundfäge find uns erhalten geblieben: Spar- 
famteit im Haushalte, gewiffenhafte Beobachtung fefter Grundfäge in betreif 
der Staatsfdhulden, der Anwendung des Papiergeldes, der Aufftellung des Vor⸗ 
anſchlages find von jeher Vorzüge der preußifchen Finanzverwaltung geweſen und 
haben unferem Staate trog feiner geringen Hülfsquellen einen Kredit verſchafft, 
den felbft die Zeiten der äußerſten Noth nicht dauernd erſchüttern Tonnten. 

Um die erforderlihen Einnahmen zu ſchaffen, bedurfte es endlich der 
Förderung der Erwerbsthätigkeit. Boden und Klima des Landes 


©. 3. Sept. 14 (86. 79). 
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waren wenig gäünftig. Den Gegenden, in denen Rultur und Verkehr ſich 
vorzugsweiſe entwidelt Hatten, lag es ziemlich fern. Preußen ſah fi fonad) 
feinen großen Aufgaben mit nur beſchränkten Mitteln gegenübergeftellt. Cs 
mußte feine Hülfsquellen in ausgiebigfter Weife ausnugen, um durch ans 
geftrengte Arbeit zu erfegen, was die wenig verſchwenderiſche Natur ihm ver» 
fagt Hatte. Auch diefer Aufgabe hat Preußens Regierung in vollftem Maße 
genügt. Betriebfame Koloniften (franzöſiſche Refugies 1685, Salzburger 1732, 
Holländer) wurden herangezogen (Bevölkerungspolitik), Sümpfe durd Ent- 
wäflerung in blühendes Aderland verwandelt (Oderbruch, Nebeniederung), 
größere Kanäle angelegt, Manufalturen gegründet und Handelsverbindungen 
angelnäpft. — Diefe rege Thätigkeit, die in Friedrich dem Großen ihren Höhe⸗ 
punkt erreichte, beruhte, der Entwidelung und dem Geifte des 18. Jahrhunderts 
gemäß, ausſchließlich auf unmittelbarer flaatliher Einwirkung. Kin neues 
Element brachte im Beginn unferes Jahrhunderts die Stein-Hardenberg’fäe 
Geſetzgebung, indem fie die eigene Thätigfeit der Bevölkerung zu meden und 
zu beleben fuchte. Auf der hierdurch gefchaffenen Grundlage hat unfere wirth⸗ 
ſchaftliche Ordnung fi demnädft weiter entwidelt ($ 301 Abf. 1, 317 Abf. 1 
u. 340 Abſ. 4). 

Eine nothwendige Borausfegung für diefe raftlofe und umfafjende Thätig- 
feit, die unter anderen auch auf den Gebieten der Rechtspflege (S 169 Abf. 2) 
und des Schulweſens ($ 290 Abf. 3) hervortrat, war die Ausbildung eines 
tühtigen Beamtenthums. Durd genaue Anweilung, ſtrenge Ueberwachung, 
mehr aber noch durch das eigene Beifpiel aufopfernder Pflichterfüllung haben 
ſich Preußens Herrfcher, vor allem Friedrich Wilhelm I., einen Beamtenftand 
geſchaffen, der in jelbftlofer Hingabe und unermüdlicher Thätigkeit eine räftige 
Stüge und eine wirkfame Handhabe für alle ihre Beſtrebungen geworden if. 
Heer und Beamtenthum bilden die beiden Grundpfeiler, auf denen Preußens 
Macht trog geringer Mittel fo feit und wirkſam aufgebaut werden konnte. 


3. Staatsform, 


8 31. 

Alles was Preußen bidlang erreiht hat, feine raſche Machtenfaltung 
nach außen, wie feine gefunde Entwidelung im Innern ift wefentlih das 
Merk feiner Fürſten gewefen. Es konute nur durch die kraftvolle Geltend⸗ 
machung des Einzelwillens erreicht werden, wie er in der unumſchränkten 
Monardie des 17. und 18. Jahrhunderts herbortritt. 

In Preußen wie im übrigen Deutſchland fahen fi die Landesherren in 
ihren Landen fon feit dem 14. Jahrhundert dur Landſtände beichräntt, 
die verſchiedene Rechte, insbejondere das Steuerbewilligungsredt für ſich in 
Anſpruch nahmen. Mit Entwidelung der Tandesherrlihen Gewalt trat feit 
dem dreißigjährigem Kriege die Macht diefer Stände allmälig zurück, um zulett 
ganz zu verfchwinden. In Preußen gefhah dies unter Friedrich Wilhelm I., 

3% 
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* der „feine souverainets wie einen rocher von bronce flabilirte” 4) und die 


ſtändiſchen Rechte als „alte längft vergefjene Dinge“ bezeichnen durfte). 

Unfer Staat erſcheint feitdem völlig in dem Fürſten verkörpert, und 
Ludwigs XIV. Ausſpruch (l’ötat c'est moi) darf au auf Preußen an» 
gewendet werden, freilich in der völlig verfchiedenen Bedeutung, daß in Frankreich 
der Staat den perfönlihen Zweden des Fürften dienftbar gemacht wurde, 
Preußens große Könige dagegen ſich jelbft den Sweden des Staates in ge- 
wifienhafter und bingebender Weife unterordneten. Dort mar der Staat die 
Domäne feines Fürften, hier der Fürft der erfte Diener feines Staates. 
Diefed Pflihtbewußtfein der preußifchen Herrſcher bildet den Stern ihrer ge⸗ 
fammten Tchätigleit und den Grund ihrer großen Erfolge Durch diefes hat 
ihre Selbftfländigkeit, oft fogar ihre Willfür dem Lande zum hödften Segen 
gereicht. Unfere heutigen Anfhauungen werden von Vorausſetzungen getragen, 
die von denen jenes Zeitalterd weit abliegen. Um fo weniger dürfen wir 
vergefien, daß es mefentli die abfolute Staatsform war, der wir unfere 
großartige Entwidelung im vorigen Jahrhundert zu danfen haben. 

Doch auch diefe Entwidelung follte ihre Zeit haben; das Geſchick des 
Staates hatte während diefer ausjchließlih in der Hand des Herrſchers gelegen 
und mit dem belebenden Geilte des großen Friedrich ſchwand auch Preußens 
Kraft dahin. Nach der tiefen Erniedrigung im Sriege mit Napoleon wollte 
die Stein⸗Hardenberg'ſche Geſetzgebung die Bevöflerung, die fte zur Selbit: 
thätigkeit auf wirthſchaftlichem Gebiete befähigt Hatte ($ 301 Abf. 1), auch zur 
Mitwirkung an den öffentliden Angelegenbeiten heranziehen. Dies 
ift der Gedanke der Stein’ihen Städteordnung ($ 77 Abi. 1). Im gleichen 
Sinne, wenngleid in weit befehränkterem Umfange, wurden Provinzen (1823) 
und Kreiſe (1823—28) zu eigener Thätigkeit berufen. Eine allgemeine Landes⸗ 
vertretung, obwohl mehrfach verheißen®), fam dagegen nicht zuftande. Erſt die 
Stürme des Jahres 1848 haben fie zum Durchbruche gebradit. 

Unter dem Eindrude der Märzereignifie dieſes Jahres trat der ſchon 
vorher aus den Provinzialftänden gebildete vereinigte Landtag’) von 
neuem zufammen und ftellte neben einigen Grundlagen für die fünftige Ver⸗ 
faffung®) ein Wahlgeſetz fet?)., Diefe Regelungen führten noch zu feinem 
endgültigen Ergebniffe, und erft nad) zweimaliger Auflöfung der einberufenen 





% Erwiderung an die Stände von 
Preußen, welche eine Beftätigung ihrer 
Privilegien forderten (1717). 

) Ausſpruch gegenüber den Julich⸗ 
Bergiſchen Ständen, welche ſich auf ihre 
Privilegien beriefen (1723). 

°e) Bundesalte 8. Juni 15 (865. 18 
S. 143) At. 13; Wiener GSchlußalte 
15. Mai 20 (85. 113) Art. 54-59; 
Find. 27. Oft. 10 (8S. 25) a. E. u. 


7. Sept. 11 (GS. 253) $ 14; B. betr. 
die Neprüfentation des Volkes 22. Mai 
15 (85. 103); 8. betr. Einführung des 
Staatsraths 20. März 17 (GS. 67) 5 2a 
u. Staatsihulden®. 17. San. 20 (&S. 
9) 8 II u. XIU. 

?) Bat. B. Feb. 47 (GS. 38). 

9 8. 6. April 68 (GG. 87). 

) G. 8. April 48 (GS. 89). 
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Berfammlungen kam es durch regierungsfeitige Feſtſetzung (Dftroyirung) zu 
dem noch heute maßgebenden Wahlgefege, welches auf öffentlicher Abſtimmung 
und Dreiklaffentheilung der Wähler nad) Maßgabe der Staatsftenern beruht !?). 
Aus den Berathungen einer demgemäß zufammenberufenen Verfammlung ging 
ſchließlich die Berfaffung hervor, welche die Grundlage unferer heutigen 
ftaatliden Ordnung geworden und als folde in alle fpäter erworbenen 
Landestheile eingeführt ift (6 32 u. 33 Abf. 1). Indem die Verfaflung der 
beftehenden Monarchie beftummt bezeichnete Einfchränfungen auferlegt, find in 
Prenßen — im Gegenfage zum Reiche — die älteren Rechte des Landesherrn 
infoweit beftehen geblieben, al8 fie nicht durd) ausdrüdliche Beflimmungen der 

Berfaffung zu Gunften des Landtages eingefhränkt find. Im Bwefelefragen 
ſpricht die Vermuthung für das Recht des Königs!!). 


Unſere Geſchichte bietet hiernach das Bild einer mit geringen Unter⸗ 
brechungen ruhig fortſchreitenden, geſunden Entwickelung. An zeitweiligen 
Störungen bat es nicht gefehlt, aber vergeblich hat die Reaktion fie aufzu⸗ 
halten, die Revolution fie zu überſtürzen gefudht; immer war e8 Preußens 
eigene Kraft, die diefe Schwierigfeiten überwunden und das Staatsfchiff wieder 
in das richtige Fahrwaſſer eines ruhigen Fortfchritts Hineingeleitet hat. Und 
diefe Kraft haben felbft die ſchwerſten Schickſalsſchläge nit dauernd zu er- 
füttern vermocht. Oft, wo fie zu erlahmen begann, wo die preußifche Ueber- 
Tieferumg faft ſchon vergeflen ſchien, hat fie fi wieder zu erneuter Arbeit 
emporgerafft nnd vor allem Preußen aud) da nicht verlaflen, wo es an die 
Erfüllung feines deutſchen Berufes herantreten ſollte. Zahlreiche neue Auf 
gaben find feitden für unfer Staatsweſen entftanden. In faft überftürzender 
Haft wuchſen neue Bildungen hervor, oft Über das eigentlihe Ziel hinaus- 
ſchießend. Gleichzeitig wurde dur ſchwindelhafte Ermwerböverhältnifie der 
Sinn für ernfte Arbeit aus feiner Bahn gelenkt und dann durch foziale Irr⸗ 
lehren, durch religiöfe Zermürfnifie und zeitiweilige Nothftände die ordnende 
Thätigleit gelähmt. 

In ſolchen Augenbliden vermag der Rückblick auf unfere gefchichtliche 
Entwidelmg uns fowohl Troft wie Belehrung zu gewähren. Er zeigt uns, 
daß Preußen mit noch geringeren Mitteln bereitd weit größere Schwierigfeiten 
überwinden konnte, und er lehrt und, auf welchem Wege fie überwunden find. 
Möchte deshalb niemals vergeflen werden, was Preußen in allen feinen Wechſel⸗ 
fällen hocdhgehalten, und was dafjelbe groß gemacht hat. 


a 8. 50. Mai 49 (GS. 205); $ 42 | Haupte (monarchiſcher Grundſatz) ER. II 
d. 13 $ 1, Wiener Schluß A. 15. Mai 20 
8* BU. Art. 109. Bereinigung der ger | Art. 57. 
fammten Staategewalt im Gtaatsober- 
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I. Berfafiung. 
1. Aeberſicht. 
$ 32. 

Die preußifhe Berfaffungsurktunde?) regelt die Form des preußi- 
fen Staate® und ftellt daneben für einzelne Berwaltungszweige eine Reihe 
leitender Grundſätze auf, die fie unter dem nicht ganz zutreffenden Titel 
„Rechte der Preußen“ zufammenfaßt. Beide Theile find nad) Zwed und Be- 
deutung weſentlich von einander verfdieden. 

Der erftere Theil Hat Preußen endgiltig in die Reihe der Eonftitutionellen 
Staaten eingeführt. Er umfaßt die Vorfchriften über Zufammenfegung und 
Regierung des Staates und ftellt die Verfaſſung in der engeren und eigent- 
lichen Bedeutung des Wortes feſt. Diefer hier in Betracht kommende Theil 
betrifft das Staatögebiet (Nr. 2), die Stantsangehörigkeit (Nr. 3), die Geſetz⸗ 
gebung (Nr. 4), den König (Nr. 5) und den Landtag (Nr. 6). 

Dem andern Theile fehlt diefe felbftftändige Bedeutung. Seine Be- 
flimmungen gelangen erft in der Einzelgeſetzgebung zu praktifcher Bedeutung 
und können nur mit diefer betradgtet werden?). Dabei ift ihr Einfluß ein 
ziemlich befchränkter geblieben, da einige nur wiederholen, was ſich im wefent- 
lichen bereits in der jeitherigen Geſetzgebung anerkannt fand’), andere ſich 
mit bloßen Hinweifungen auf erlaflene oder zu erlaffende Geſetze begnügen?). 
Die Abſicht, in diefen Feitfegungen beftimmte Grundlagen für die übrige 
Geſetzgebung zu fhaffen, die vermöge der erfchwerten Borausfegungen für 
Berfafjungsänderungsgefeße?) den verfchiedenen Zeitftrömungen gegenüber fefte 
Stügpunfte gewähren follten, hat ſich in dieſem Umfange nicht erfüllt. Die 
wedjelnden Bedürfnifie und Anfhauungen haben auch hier ihr Hecht behauptet, 
und mo Beränderungen der Einzelgefetgebung die Berfafjungebeitimmungen 
berührten, ift aud deren Abänderung fletd ohne Schwierigkeit vor ſich ge 
gangen®). 

Die Entftehfung des Reiches hat die Bedeutung der preußiſchen Ber 
fafjung nicht unweſentlich eingefhräntt. Die Souveränität fteht dem Reiche 
zu und Preußen bat damit die Stellung eines völlig jelbftitändigen Staates 


p) a Iallungeurfunde Bl. San. 
50 (88. 17) Bearb. Arndt (4. Aufl. 
Bert 00) u. Schwark (2. Aufl. Brest. 98). 

) Bol. über Art. 9 (Enteignungen) 
8 8367 ai. 3 u. 8 812 Abf. 3 d. W.; 

Art. 12—26 und 112 Abf. 3 Kirche ums 
Schule) $ 275 Abſ. 1, 3 277 u. 290 
Abf. 3; üb. Art. 29 u. 30 (Vereine) 
& 236; üb. Art. 40—42 (freiheit des 
Grundeigenthume) 8 817 Abf. 2 u. 8 319 
Abf. 1; üb. Art. 99 bis 104 u. 109 


(Ginanien) 5 118 118 A 4, 120 Abi. 2, 
Abi. 4 u. Abſ. 1 

) BU. At. Pi 2, 11, 31, 33 u. 34. 

) Daf. Art. 3, 17, 19, 26, 89, 8, 
105 (©. 4. Mai 53) u. 113. 

») 8 87 Abſ. 3 Nr. 10 W. 

% Aufgehoben find Art. 15,16 u. 18 auf 
dem ®ebiete der Kirche 8 277 Anm. 15; 
Art.40—42 auf dem der Agrargeietgebung 
8 317 Anm. 11d.W.; Art. 105 auf dem 
der Bemeindegefetgebung 8 76 Anm. 3. 
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eingebäßt”). Dies macht fi vor allem in der Gefeßgebung geltend, indem 
Reichsgeſetze den Landesgefegen überall vorgehen*). Inſoweit erftere ab⸗ 
weichende Feſtſetzungen treffen, haben deshalb au die Vorſchriften der preu- 
Kifchen Verfaſſung ihre Geltung verloren?). 


2. Staatsgebiet. 
8 33. Ä 

Das preußifhe Staatsgebiet hat fih allmälig entwidelt!%). Die Ber- 
faflung zählt ihm alle derzeit mit der Monarchie verbunden geweſenen Landes⸗ 
theile zu, unter der Feſtſetzung, daß feine Grenzen nur. durch Geſetz verändert 
werden lönnen!!), Seit Erlaß der Verfafjung find demgemäß hinzugetreten: 
Hohenzollern!®), das Yadegebiet!?), das Königreich Hannover, Kurfürftentb. 
Heflen, Herzogth. Naffau, die Stadt Franffurt!*), mehrere vormals groß- 
herzoglich⸗heſſiſche und bairiſche Theile!d), Schleswig-Holftein ımd Lauenburg ?®) 
und einige Bleinere fpätere Erwerbungen!?), insbefondere die Inſel Helgo- 
lond22), — Das Fürftenthum Walded, deffen Verwaltung von Preußen feit 
1867 durch Xcceffiondvertrag, jest bis auf weiteres übernommen ift!?), gehört 
nicht zum preußifchen Staate. 

Das Stantögebiet bildet ein gefchloffene® Ganzes unter der Herrſchaft 
des hohenzollernfchen Köonigshauſes. Da die Erbfolge innerhalb des legteren 
untheilbar ift?%), fo folgt daraus auch die Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit 
bes Gebietes. — Unternehmungen gegen den Beftand des Staatsgebietes 
werden al® Hochverrath beftraft?!). 


) Hiernach würden die Bezeichnungen: 
„Staatsgebiet, Staatsangehörigkeit, Staats⸗ 
verfafjung” durch „Landesgebiet u. ſ. w.“ 
zu erfegen fein. Die Gejetgebung hat 
jedoch diefe Ausdrucksweiſe nur bei den 
„Landesbehörden“ u. „Landesgefegen” zur 
Amvendung gebradt. 

 RBerf. Art. 2. 

) Militär: BU. Art. 34.38; Juſtiz: 
Art. 5—8, 10, 83, 86- 97, 111. 116; 
Preſſe: At. 27, 23 u. 118. 


” 8 29 d. W. — Größe u. Bevölkerung 
$ 55 Anm. 12 eben), periodifche 
Feſtſtellung ber Ichteren 8 12 d. W. 

1) Vu. A 

”@.u. Bat. 50 (oe. 289 u. 295). 


) Bat. 54 (GS. 598) u. ©. 73 
(86. 119). 

“, G. 66 (GS. 555) u. je 4 Batente 
n. Broffamationen 66 (GS. 591-602). 
— Geſchichtliche Entftehfung von Hannover, 
Kurhefien u. Raffau drei ZR. 67 (MB. 
89, 53 u. 56). 


u) G. 66 (GE. 876) u. je 2 Patente 
u. Bıoffam. 67 (6. 187, 188, 173 n. 
174 


* 

 &. 66 (GS. 875), Bat. u. Prokl. 
67 (GS. 129 u. 131). — Geſchichtliche 
Entfiehung u. Zufammenfegung 3R. 67 
(ME. 241). — Das Herzogth. Lauenburg, 
anfänglih nur in Perfonalverbindung, iſt 
durch ©. 76 (GS. 169) mit dem Staate 
vereinigt. 

”) &. 69 (65. 540) u. 75 (GS. 199). 

” RES. 90 (RB. 207) u. preauß. ©. 
91 (GS. 11). — Einführung von Reiche» 
gelegen RS. 91 (RGB. 21), 92 (XGB. 
1052), zwei 93 (REB. 193 u. 236), 
preußifhen Geſetzeun ©. 91 (GS. 39), 
zwei 8. 93 (8. 61 u, 91), 94 (88. 
31), 95 (GS. 3) u. 97 (GS. 23). 

 Bertr. 87 (®S. 177) u. (Gteuer- 
freiheit der Staatsbahnen) 83 (ES. 84 


S. 1) 
”, 8 39 Abf. 1d. W. 
2, StGB. 8 813 u 4, 
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Auch räumlich ftellt fi das Staatsgebiet gegenwärtig als ein zuſammen⸗ 
hängendes dar. Die von ihm eingefchlofienen Theile fremder Länder (Enflaven), 
wie die prenßiſchen von anderen Ländern umfchlofienen Gebietstheile (Krflaven) 
find von nur untergeordnneter Bedeutung. 

Die Fläche des Stantögebieted wird durch Landes vermeſſung (Landes- 
triangulation) feſtgeſtellt. Ihrem Zwecke dient die Legung eines trigonometriſchen 
Netzes und die Setzung von Markſteinen, für welche der erforderliche Grund 
und Boden gegen Entſchädigung von den Eigenthümern abgetreteu werben 
muß??), — Die obere Leitung führt in Preußen das Zentral- Direktorium der 
Bermeffungen *®). 


3. Staatsangehörigkeit. 
8 34. 

Die Bevölkerung des preußifchen Staates ift faft zu "is evangelifch *) 
und vorwiegend deutſch. Dem Bordringen des polnifhen Elements?) im 
Dften der Monardjie wird durch Förderung dentfcher Anftedlungen und Hebung 
des deutfchen Schulweſens entgegengewirtt?®). 

a) Erwerb und Verluft. Der Grundſatz, daß die Reichsangehörigleit 
fein felbfiftändiges Hecht bildet, fondern nur in Verbindung mit der Staats. 
angehörigkeit in einem Bundesftaate erworben oder verloren wirb?”), hat zu 
einer einheitlichen Regelung des Gegenftandes innerhalb des Reiches geführt?®). 

Nah diefer wird in einem Bundesftaate die Staatsangehdrigkeit 
erworben: 

1. mittelbar durch Abftammung (nit durch Annahıne an Kindesftatt) von 
dem ehelichen Vater oder der unehelihen Mutter, durch Legitimation und 
für die Ehefrau durch Verheiratfung 9); 








») G. f. d. öftl. Prov. 65 (OS. 1033), 
f. d. übrigen Landestheile außer Hohen⸗ 
zollern u. Sadegebiet 69 (88. 729). — 
AusfInſtr. 78 (MB. 190), Nachtr. 82 
(MB. 281) u. WO (MB. IL S.6). Ab- 
ſchreibung im Orundbuche ©.74 (GG. 239). 

=) Statut 11. Juni 70. Vorſitzender 
ift der Chef des Generalftabes der Armee 
($ 96 Abf. 3). 

“) 8 275 Anm. 85.8. 

*) 1890 wurden 2816657 Bolen gezäßlt. 

”) Anfieblungen $ 822 Abi. 4. — 
Schulweſen 3 Geſetze 86 (SS. 143, 144 
u. 185), & 344 Anm. 10, 8 291 Ann. 
17 u. 8 298 Anm. 58 u. 59 d. 98. — 
greiötpeifungen zu gleihem Zwede 8 65 


”)890.W. Abweichung für die Schutz⸗ 


gebiete $ 86 Anm. 46. — Flir die Schweiz 
güt derfelbe Grundfag, wie im deutſchen 
Reiche, während in den Vereinigten Staaten 
von Amerika das Bereinsbürgerreht das 
er nad ſich zieht. 

= RS. 1. Juni 70 (RB. 355); 
Einf. in Süpddeutfhland $ 6 Anm. 12 db. 
W., in Elſ.⸗Lothringen ©. 73 (RGB. 51) 
Art. 2 (damit find 8 1 Abſ. 2, 8 8 Abf. 8 
u. & 16 des RG. 1870 fortgefallen). 
Bearb. Dr. Lahn (2. Aufl. Berl. 96). — 
an nelung der Jahresüberſichten Bf. 83 
(MB. 41). Form ber Raturalifatione-, 
—— — Aufnahme⸗ und En 
laſſungsurkunden Bf. 99 (MB. 00 ©. 48), 
ber Staatsangenrigleittansweife 8 10 


Ann 
=) 10. 1870 $ 2—5. 


2. unmittelbar durch Berleihung. 


Der preußifhe Staat; Verfaſſung. $ 84. 41 
Diele erfolgt durch eine von dem Re⸗ 
gierungspräfidenten ausgefertigte Urkunde, oder mit gleicher Wirkung 
durch Anftellung im Reichs⸗ oder Staatödienfte. Sie heißt Aufnahme, 
wenu es fi um einen Reichsangehdrigen handelt, anderufalld Natus 
ralifation?). Die Aufnahme kann nur unter denjenigen Voraus. 
fegungen verfagt werden, unter denen eine Beſchränkung der Freizügig⸗ 
keit im Weiche zugelaflen it). Ye die Naturalifation wird dagegen 
vorausgefegt, daß der fie Beantragende verfügungsfähig und unbefcholten 
ift, Wohnung und Unterlommen am Niederlaffungsorte findet und im⸗ 
ftande ift, fih und feine Angehörigen dafelbft zu ernähren. Hierüber 
ift der Vorftand der Genteinde oder des Armenverbandes zu hören®?). 


Die Staatdangehdrigfeit geht verloren: 


l. 


2. 


mittelbar durch Legitimation feitend eines Nichtpreußen und für Frauen 
durch Verheirathung mit einem foldhen?®); 

auf Antrag durch Entlaffung, die durch eine von dem Regierungs⸗ 
präfidenten audgefertigte Urkunde erfolgt und nur unter gemiflen, 
durch die Erfüllung der Wehrpflicht bedingten Borausfegungen verfagt 
werden darf®); 


. unfreiwillig bei ununterbrochenem zehnjährigen Aufenthalte im Auslande 


ohne Beſitz eined Reifepapierd oder Heimathſcheines*06), oder durch 
Ausfprud der Zentralbehörde des Heimathftante® bei Nichtbeachtung 


” Daf. 8 245, 6, 9—12 (11 in der 
Saflung des ES. 3. BOB. Art. 41T, 
ZuſtG. $ 155 u. ©. 75 (REB. 334). 

a), Ra. 87. — 810 Af. 1 d. W. 

” RG. 8 8. — Naturalifation früherer 
Reihsangehöriger BB. I1 (MB. 171) u. 
Bf. 97 (MB. 214). Anflellung naturali« 
firter Nichtdeutfcher $ 63 Anm. 11 d. W. 
— Nah Genenfeitigleitsverträgen wird 
zum Theil die Entlafjuung aus der bisheri- 
gen Staatsangehörigkeit verlangt; Oeſter⸗ 
reih ZR. 64 (MB. 281), Berfien Btr. 73 
(RAIL. 551) Art. 17, Maroflo Btr. 80 
(RIB. 81 S. 103) Art. 15. 

RB. 8 1348. 

“ RG. 8 131, 14,14: (EG. 5. BOB. 
Art. 41 U), 16, ir bis 19 (Zaflung EB. 
3 BEL. Art. 41T). Zuftändigfeit wie 
Anm. 30. — Wehrpflitige im Alter von 
17 bis 25 Jabren bebürfen eines Zeug⸗ 
nifſſes der Erſatzkommiſſion, daß fie die 
Auswanderung nicht uur zur Umgehung 
der Dienfpftigt nachſuchen RO. 8 151! u. 
Werd. 88 (38. 89 ©. 1) 8 271-8, 

r Peilitärperionen des flehenden 


Heeres 
aud für beurlaubte 8 89 Abſ. 3 d. W.) 


fowie für Offizieredes Beurlaubtenſtandes u. 


Beamte ift die zu vorige Entlaffung aus dem 
Dienfte erforderlih RG. 8 15? u. ME. 74 
(RGB. 45) 860. Für Perſonen der Referve, 
Erſatzreſerve u. Landwehr erften Aufgebots 
it Genehmigung der Mititärbehörbe er⸗ 
forderlich, die nur im alle der Einberufung 
verfagt werden darf RO. $ 153, ©. 
67 (BGBl. 131) 8 15 Abſ. 3 u. SIOR. 
$ 3602, Berfahren $ 198 Nr. 5 d. W.; 
ausgenommen find jedoch die mach zwei⸗ 
jähriger Dienftzeit entlaffenen Mannſchaften 
während des erften Jahres ©. 93 (ROB. 
233) Art. II 823 Abſ. 1. Für die Land⸗ 
wehr zweiten Aufgebots bedarf e8 nur der 
Anzeige G. 88 (RGB. 11) Art. II 8 43. 
— Berbot der Auswanderung Wehr- 
pflichtiger 8 11 d 

”, Daf. 8 185 21 (Ab. 2 in der Faſſung 
des EG. z. BIR. Art. 41IV) u. 25 nebfl 
Bi. 98 (MB. 4081. Das Recht anf 
Wiedererwerb ($ 21 Abi. 5) fallt mit dem 
Erwerbe einer fremden Staatsangehörigkeit 
fort OB. 94 (MB. 39). — Zur Ber- 
meidung doppelter Staatsangehörigleit kann 
die Frift für den Verluſt durch Staate- 
vertrag auf 5 Sabre herabgefetst werden. 
Bertr. des nordb. B. mit den Bereinig- 
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der Aufforderung zur Rüdfehr im Sriegsfalle und bei unerlaubtem 
Eintritt in fremde Staatsdienfte?®). 
Aufnahme- und Entlaffungsurtunden — lettere foweit es fi um leber- 
gang in einen andern deutſchen Staat Handelt (Ueberwanderung) — find 
koſtenfrei 97). 


5 35. 


b) Mit der Staatsangehörigkeit find Pflichten und Rechte verbunden ?°). 

Die Pflichten beftehen in Gehorfam gegen den König, die Regierung 
und die Gefeße??), in der Wehr- und der Steuerpfliht ($ 88 u. 134), in 
der Verpflichtung zur Uebernahme gewiffer Uemter*?), zur Ablegung bes Zeug- 
nifjes*') und zur Anzeige beftinnmter Verbrechen *?). 

Die Rechte find ftaatsbürgerliche (politifche) oder bürgerlihe. Die 
ftaat&bürgerliden Rechte find Ausfluß des preußiſchen Staatsbürgerrechts. 
Sie umfaflen das altive und paffive Wahlrecht zu öÖffentlihen Aemtern und 
Bertretungen‘?). Die bürgerliden Rechte ftehen dagegen allen Reichs⸗ 
angehörigen gleihmäßig zu ($ 9). Sie beftehen pofitiv in dem Anſpruch auf 
die ſchützende und pflegende ftaatliche Thätigkeit, negativ in gewiflen Freiheiten 
von der ftaatlihen Einwirkung, die in der Berfaffung in deu f. g. Grund⸗ 





reiten verbürgt werden. 


Im einzelnen gehören dazu: 


1. die Freiheit der Perfon in ihrer Bewegung und Häuslichfeit [Ans- 
wanderungdredht (8 11), Freizligigfeit und Eheſchließungsrecht ($ 10 u. 
204 Abf. 3), Freiheitsfhug und Hausrecht“], wie in ihrem geiftigen 








en Staaten v. Amerila 68 (BEBL. | ftandes gegen die Staategewalt StGB. 
228); ühnlihe Verträge der fühdeutfhen | 8 111—123. 


Staaten. 

*) RG. 8 132, SO u. 2. 

”, RG.8 24; der Stempel f. Naturali⸗ 
fattonen beträgt 50, bei Bebürftigleit 5 M., 
während Urkunden über Entlafjungen nur 
dem Ausfertigungsfiempel (1,50 M.) unter« 
liegen G. 95 (&S. 413) Tarif Nr. 48 
u. 10. 

*, Das Verhältniß wird am beften als 
„Staatsangehörigkeit“ bezeichnet. Der Aus- 
drud des LR. (Cini. $ 37 u. 43): „Uuter- 
than“ betont nur die Pflichten, der der 
BU. (Art. 3): „Staatsbürgerredht” lediglich 
die Rechte. 

“2. 11 13 8 1,4 u 16. — Der 
Homagialeid bei Erwerb von Rittergftern 
oder Ausübung ſtändiſcher Rechte ift auf- 
gehoben ©. 74 (GS. 195). Berzeichniffe 
diefer Güter (Rittergutsmatrikeln) werben 
bagegen wegen ihrer Bedeutung für flän« 
diſche u. landſchaftliche Wahlen 41 Abſ. 3, 
—* 8, 81 Nr. 3 u. 328 Abſ. 5b 

2.) weitergeführt. — Strafe des Wider⸗ 


@) Aemter ber Selbfiverwaltung 8 77 
bis 81 d. W.; Schiedsmannsamt $ 185 
Abſ. 2; Shöffen- u. Geidivorenenamt 
& 178 Abi. 2, 8 177 Abi. 4; Bormund- 


8 48-55. — StGB. 8 138. 

) Daſ. $ 139. 

=) Strafe der berfennung daſ. 8 31 
bis 87 (8 346 neugefaßt ES. 3. BEL. 
Art. 84. — Schub daf. $ 105—109. 

“BU. Art. 5 u. 6. — Sklaven 
werden mit dem Betreten des Staatsgebietes 
frei ©. 57 (©6&. 160). Generalalte zur 
Bekämpfung des Sklavenhandels in Juner- 
afrika nebft Del. 90 (REB. 92 ©. 605 
u. 668), Ergänzung des auf Beſchränkung 
des Srituofen hanbei gerichteten Kap. VI 
Kon. 99 (KGB. 00 ©. Aus 
führung ®. 98 (ROB. 13). 
des Sklavenraubes u. des Sklavenhandels 
G. 95 (REB. 425). — Aufhebung der 
Leibeigenihaft $ 817 Abf. 1 d. W., der 
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Leben [Glaubens. und VPreßfreiheit (8 275 u. 235), Bereind« und 


Berfommlungsreit ($ 236)]; 


2. die Freiheit des Eigenthums Unverletzlichleit (ß 857 Abſ. 3), Be 
feitigung der Grumdbelaftung ($ 317, 319, 320) und feines Erwerbes, 
VBerufd- und Gewerbefreiheit (8 340 Abſ. A)]: 

3. der formelle Schug der 1. und 2. benannten Rechte [Petitionsrecht*‘), 
Berftattung des Rechtsweges ($ 170), Gleichheit vor dem Gejege*N)]. 


8 36. 

o) Bevorrechtete Klaffen. Im Anſchluß an die Gleichheit vor dem 
Gefege ſpricht die Berfaffung die Aufhebung der Standesvorrechte aus 
Sie faßt in betreff des Adels nur zufammen, was im einzelnen bereits durch 
eine Reihe älterer Gefege ausgefprohen war‘?), Der Adel ſchließt nur noch 
die Befugniß zur Führung der Adelsbezeichnungen (Titel und Wappen) in fih*®). 
Seine Bedeutung ift danach nur eine geſellſchaftliche, feine rechtliche. 

Eine bevorrechtete Stellung nehmen dagegen noch heute die Mitglieder 
des Königlichen Haufes, der Häufer Hannover, Kurheſſen und Naffau und die 


der ſtandesherrlichen Familien ein. 


Schuldhaft $ 168 Abſ. &. — Strafe der 
Freibeitsberaubung SIEB. 5 283— 40 
u. 841, der Hausreditsverlegung 8 128 u. 
342. — Vorausfegungen ber —32 
u. Hausſuchung $ u. 226 d. 
=) BU. At. ze — —E unter 
einem Gefammtnamen find nur Behörden 
und Korporationen graka, datebß. 
“) BU. Urt. 4; $ 86 b. 
°) Das &R. 119 em 9 üb. Erwerb, 
Nachweis und Berluſt des Adele. Diefe 
und die Vorſchriften über Rang und Stand 
der Ehefrau (I 1 8 198, 738—40), der 
ehelichen, der durch Verfügung der Staats- 
gemalt ehelich erkärten, der unehelien und 
der angenommenen Kinder (1 2 & 59, 603, 
641, 688—5) werden, als dem öffentlichen 
Recht angehörig, durch das BGB. — wenn» 
gleich dieſes den Uebergan, 
namens regelt $ 1865, 1577, 1616, 1706, 
1758 u. 1772 — nidt berührt “0. » 
BGB. Art. 891c. — Stempel bei Standes- 
erhöhungen $ 152 Anm. 27. — Die 
Stände waren im älteren Reide: 
a) der hohe Abel, geiftlihe und weltliche 
rflen mit Si und Stimme im 
eichetage (Keichsſtandſchaft), 
d) der Mel Riterſcaſh. der landſaſſige 
u. die feiner Landeshoheit unterworfene 
Reigeritterigaft, 


des familien» ı 





e) der perſonlich freie Bürgerftand und 
4) der meift in Hörigleit verſunkene 
Bauernfland. 

Diefe Stände waren durch befondere 
Nechte und Beihüftigungen ſowie durch 
Erſchwerung de& Uebertrittes fireng von 
einander geſchieden. Die Unterſchiede 
m ı jedoh durd den fall der 
\ ihaften und die Mediatie 
j 1e8 großen Theile des hohen Adels 
\ n. 2), durd die Befeitigung der 
. und der Sonderredte bei Grund» 
! 76 ($ 317 Abf. 1) und Gewerbe» 
j ; 340 Rbf. 4) und durd) die Aufe 
bebung der _ Patrimonialgerichtäbarfeit 
& 169 Abf. 8), gutsherrlicen SPolizer 
(& 214 %bf. 3) und Rändifhen Vertretung 
(& 80 Abf. 2 u. 81 Abf. 2). 


=) Strafe der Anmaßung des Adels 
StB. 8 3608. Unzuläffigteit des Redhte- 
weges über die Behugniß Erk. KG. 95 
(IMB. 426). — In der Rheinprov. find 
durch ®. 87 (®S. 7) u. in Weſtfalen 
duch RO. 26./28. Feb. 37 (RI. XLIX 
155) einigen delsfamilien gewiffe von dem 


1 Blicttheile abweißende legtimillige Ber« 


fagungen geflattet (Autonomie), das 
BOB. läßt diefes unberührt ES. Art. 216. 
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Den Mitgliedern des Königlichen Haufes, fowie denen des ähnlich 


gehehten Hohenzollern'ſchen Fürftenhaufes*?) ftehen zu: 


1. Befreiung von der Militärpflicht, von der Duartierlaft im Frieden und 
von der Borfpannleiftung in betreff der Hofhaltungspferde®?); 


. Einfommen- und Gemeindeftenerfreiheit?!), Porto-, Telegramm: umd 


Stempelfreiheit für die regierenden Fürften, deren Gemahlinnen und 
Witten 52); 


. Bevorzugter Gerichtsſtand vor dem Geheimen Juſtizrath ($ 176 Abi. 2), 


in nicht fireitigen und Standesamtsfahen vor dem Hausminifterium 
(8 39 Abf. 5); 


. Begünftigungen bei Eidesleiftungen und VBernehmungen im Prozeß?) 


nebft gefeglicher Vertretung durch ihre Behörden); 


.Ausſchluß des bürgerlihen Rechts, der Gerichtsverfaſſung, der Zivil⸗ 


prozeß⸗, Strafprogeß- und Konkursordnung, foweit die Hausgeſetze Be⸗ 


ftimmungen treffen 9); 


6. Befonderer ſtrafrechtlicher Schug 5°); 
7. Mitgliedſchaft im Herrenhaufe für die großjährigen Prinzen”). 
Für die Familien der Häufer Hannover, Kurhefjen und Naffau 
gelten die in Nr. 4 und 5 aufgeführten Beitimmungen?®. “Daneben gebührt 
ihren Mitgliedern die Freiheit von der Gebäudefteuer und von der Einfommen- 


fteuer 59). 


@) Bertr. 49 (OS. 50 ©. 289). NE. 
52 (88. 771) u. 75 (GS. 580). — Be- 
fugniß zur Führung des Prädifates „Ho- 
heit“ AE. 50 (MB. 95). 

”, G.67 (BGBl. 131)8 1, G. 68 (BGOBl. 
523) 54 u. G. 75 (ROB. 52) $ 3. 

si) Einkommenſteuer ©. 91 (GS. 175) 
8 31; von der Kommunalgrundfteuer bleiben 
mu Schlöffer und Gärten fri ©. 93 
(88. 152) 8 24 rl 1a, Kommunal» 
eintommenfteuerr $ 40 Ahr. 1 N. 1, 
(Dienfte) 8 68 Abi. 5; der Landesherr ift 
auch aus dem Beſitze der Königl. Samilien- 
güter nid freisabgabenpflihtig DB. 
(XXXIIL 1). 

*) &. 69 (BEBL. 141) 8 1, v. 77 
(ROB. 524) 8 1 Nr. 1 m. (Stempel) 
& 152 Abf. 2 d. W. 

=) 3PO. 8 219 Abf. 2, 375 Abf. 2, 
479 Abf. 2 u. 482 Abſ. 3. — StPO. 
$ 71, erg. ©. 98 (RB. 252) Art. II. 

u) AS. 3. 380.99 (RGB. 288) 8 3. 

” EG. 3. BOB. Art. 57, 58 nebft 
60, 61, 216 u. AG. 


. ˖ 
& 4, beide en. ©. 98 (ROB. 252) Art. 


I; EG. 3. 3BD. 77 (RSOB. 244) 58 5, 
erg. ©. 98 (RGB. 332) Art. II, 5 
KontO. 77 (XGB. 890) 8 7, erg. G. 98 
(RGEB. 248) Art. 113. — Wegen Be 
freiung von der Pflicht dur gamobndige 
Eintragung $ 208 A 50 d 
Die Beftimmungen 8 ER. —* Si 
barkeit der von preußiſchen Prinzen uub 
Prinzeffinnen ohne Genehmigung des Fa⸗ 
milienoberhanptes eingegangenen Darlehen 
(1 11 8 676, 677), über Erleichterung der 
Teftamentsform für Familienangehdrige des 
Landesheren (1 12 8 176) u. über bie Che 
zur Iinfen Sand (II 1 8 198, 738740 
u. Abſchn. 9) find aufrecht erhalten ES. 
3. BGB. 99 (GS. 177) Art. YYib wc, 

” StB. 8 96, 97 u. 100. 

"2. 54 (88. 541) 8 11m 21 

”) Anm. 653—55. — Kür Vormund⸗ 
fhafts-, Nachlaß⸗ u. Theilungeſachen find 
die Oberlandesgerichte zuftändig &. 99 
(885. 249) Art. 137. — Für die An⸗ 
fprüde der Häufer an das Domänengut 
wurden befondere Abfindungen gewährt 
8 128 Abſ. 2 d. W. 

V. 67 für Hannover (GS. 583) 68, 

Surfen (86. 588) 8 8, Raffau, Hefi. 
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Standesherren find diejenigen mediatifirten Fürften und Grafen, die 
bei der Auflöfung des Reiches Reichsſtandſchaft, Reichsunmittelbarkeit und die 
gewifje Regierungsrechte einfchließende Landeshoheit befaßen%). Diefen hatte 
die Bunbesalte gewifie Rechte gewährleiftet®!), Die durch die Landesgeſetzgebung 
näher beftimmt find und nad) Aufhören des deutſchen Bundes ald Landesrecht 
fortbeftehen 2), 

Die Berfaffung führte zu einigen Aenderungen. Zwar follte fie der 
Wiederherftellung der echte nicht entgegenftehen®®), gleihmohl hat fie neue 
Feſtſetzungen erforderlich gemacht, die anfänglich durch Rezeſſe mit den betheiligten 


Häufern*), fpäter durch befondere Geſetze erfolgt find®5). 


Die weſentlichſten, 


zum Theil aud) durch die allgemeine Geſetzgebung beftätigten Rechte find: 
1. Zugehörigkeit zum hoben Adel und als deren Ausflug Ebenburtigkeit 
mit den regierenden Fürſtenhäuſern, 
2. Autonomie mit der Befugniß, Feſtſetzungen zu treffen, die für die eigenen 
Angehörigen verbindlich find, jedoch von den Landes⸗ oder Reichsgeſetzen 


nicht abweichen dürfen, 


> 0 


. Befreiung von der Militärpflicht und von der Quartierlaft im Frieden ®), 
. Befreiung von der Gemeindeeintommenfteuer®”), 


5. Das Recht der Familienhäupter auf Austräge, d. i. auf Gerichte von 
Standesgenofien in Straffahen‘®) und der Gerichtsftand vor den 
Oberlandesgerichten in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarteit?), 


6. Mitgliedfhaft im Herrenhaufe”®). 


a, u. großh. Heififche Theile Se 
593) 8 9 u. Einkommenſtö. 91 (85 
175) $ 8%. 

“, Anm.47.— Die Fürften Stolberg 
(Roßla, Stolberg u. Wernigerode) hatten 
fi) ſchon vor Auflöfung des Reiches durch 
Xertrag der Reichsunmittelbarkeit begeben, 
werden aber, da ihre Reichsftandſchaft forte 
dauerte, den Standesherren zugezäblt. 


a) BA. 15 (GS. 18 ©. 143) Art. 14. 


“) Pr. B. 21. Juni 15 (GOS. 105) u. 
SInftr. 30. Mai 20 (ES. 81). Für Han- 
nover (Fürft Bentheim) B. 23 u. 48, Kur⸗ 
befien 3. 83 u. 49, für Naſſau einzelne 
Rezeſſe. Spätere Behimmungen Anm. 65. 

" G. 54 (6S. 363). 

“) Auf Grund der V. 55 (GS. 688) 
find Rezeſſe abgejchloffen mit Wied am 25. 
Juni 60, Solms-Braunfels am 22. Nov. 
61, Solms-Hohenjolms am 22. Juli 62. 

“, &. 69 (85. 4%). Auf Grund 
diefes Geſetzes ergingen ©. 75 (GS. 327) 


für Arenberg- Meppen, ©. 78 (GS. 306) 
f. Sayn-Wittgenftein-Berleburg u. G. v. 
dem. T. (GS. 311) für Bentheim⸗Tecklen⸗ 
burg. — In betr. der 8 Grafſchaften 
Stolberg ©. (megen Einf. der Kr.O.) 76 
(8. 245). 

“, &. 67 (BGBL. 131) $1 u. ©. 68 
(BOB. 523) 84. 

7) 6.93 (86. 152) $ 40 Abſ. 3. — 
Die Freiheit von der Staatseinkommen⸗ 
A ift gegen dnt chonigurg ade en 

1 (8S. 1756) $ 4 u. 2 (86 


) &. 27. Ian. 77 (RSB. 77) $ 7 
u. Inſtr. 20 (66. 81) 8 17. 

“, 9.78 (85. 81) $ 27, 41 u. 491, 
— Sn der Prov. Hannover find die Land« 
gerichte zuftändig. — Aufhebung des bes 
fonderen Gerichtsſtandes in ftreitigen An⸗ 
gelegenbeiten GerBerf®. 99 (RGB. 371) 
& —1 

”, 8. 54 (88. 41) $ 22. 
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A. Randesgefchgebung. 
8 37. 

a) Der Erfah der Geſetze lag in der unumfchränften Monarchie weſent⸗ 
ki in der Hand des Könige. Man unterſchied die eigentlichen, im Staats⸗ 
miniftertum und Staatörathe vorberathenen Geſetze (Edikte, Patente, Bublitanda 
und Verordnungen) von den nur vom Könige vollzogenen und an eine Behörde 
gerichteten KabinetSordre® und den auf Spezialbefehl von den höheren Ber- 
waltungsbehörden erlafienen Verordnungen. 

Seit Erlaß der Berfafjung ift zu jedem Gefege die Uebereinſtimmung 
des Königs und beider Häufer des Landtages erforderlih. Dieſe drei find 
gleichberechtigt. Jeder von ihnen hat das Recht, Geſetze vorzuſchlagen (Initiative) 
oder Abänderungen zu den eingebrachten Gefegen (Amendenents) zu be= 
antragen. fFinanzgefegentiwürfe und Staatshaushaltsvoranſchläge, die eine Einzel⸗ 
berathung in beiden Häuſern nicht zulaffen würden, find jedoch zuerft dem 
Abgeordnietenhaufe, als dem nächſten Vertreter der fteuerzahlenden Bevölkerung 
vorzulegen; die Staatshaushaltsvoranſchläge können vom Herrenhaufe nur im 
ganzen angenommen oder abgelehnt werden. Ein von dem König oder von 
einem der Häufer abgelehnter Gefetentwurf gilt al® verworfen und darf in 
derfelben Situngsperiode nicht wieder eingebracht werben”). 

Das Gebiet der Tandeögefeßgebung ift inzwiſchen duch die Reichsgeſetz⸗ 
gebung wejentlich eingefchränkt worden ($ 13 u. 14). Neben den gewöhnlichen 
Geſetzen kommen in Beirat: 

1. Berfaffungsänderungen, welche die zweimalige, durch einen mindeſtens 
21tägigen Zeitraum getrennte Abftimmung in beiden Häufern voraus» 
fegen?®), 

2. Berordnungen ($ 2 Abf. 1). Die zum Erfaß von Rechtsverordnungen 
erforderliche gefetslihe Ermächtigung kann für den einzelnen Fall oder all⸗ 
gemein ertheilt werden. Letzteres ift geichehen für Polizeiverordnungen 
der Berwaltungsbehörden ($ 221) und für die vorläufigen Verordnungen 
mit Geſetzeskraft (Nothgefege), die der König unter Verantwortlichkeit 
des geſammten Staatsminifteriums zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und zur Befeitigung eines ungewöhnlichen Nothftandes erlaſſen 
kann, infofern ber Landtag nit verfammelt if. Dieſe dürfen der 
Verfaſſung nicht zumiderlaufen und find dem Landtage bei feinem nädjften 


— 


9 BU. Art. 62 u. 64. — Bedeutung 
der Geſetzgebung 8 2 Abſ. 1d. W. — Ge 
ſetzesform für Verträge $ 82 Anm. 3, 
Staatsyaushaltsnoranfhläge 8 118 Abf. 4 
u. für Aufnahme von Staateihulden 8 127 
Abi. 42. W. 

2) BU. Art. 107. — Die erfhiverende 
Form — die in anderen Staaten in dem 


Erforberniß einer höheren Zahl der Be- 
Ihlußfähigkeit oder einer größeren Mehr» 
heit (Heid 8 14 Abf. 1 Nr. 2 d. W.) ber 
ſteht — ift den Berfafiungen bes feft- 
ländiihen Europa entnommen Amerifa 
hat neben den gejeßgebenden befondere ver⸗ 
fafjunggebende Stellen Dem englifchen 
Rechte ift die Scheidung unbelannt, 
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Zufammentritt fofort vorzulegen?’®). — Die VBerwaltungsverordnungen 
werden vom König oder den Berwaltungsbebörden zur Ausführung der 
Geſetze erlaſſen '*). 


838. 

b) Beröffentlichuug Der Geſetze. Der König befiehlt die Verkündigung 
der Geſetze?). Ihre Beröffentlihung (Publikation) erfolgte früher durch Vers 
lefung von der Kanzel und öffentlichen Anfdhlag”®), ſpäter neben letzterem 
dur) auszugsweife Bekanntmachung in den Intelligenzblättern der Provinz?®), 
Gegenwärtig wird fie durch Aufnahme in die Geſetzſammlung bewirkt’). 
Nur auf diefem Wege erlangen die Gefege verbindliche Kraft. Die Prüfung 
der Rechtsgültigkeit gehörig verkündeter Königliher Verordnungen fteht nur 
dem Landtage, nicht den Behörden zu’), Die Gültigkeit beginnt, wenn fein 
anderer Zeitpunkt beftimmt ift, mit dem 14. Tage nad der Ausgabe in 
Berlin”). Bei Gebietdabtretungen werden die Geſetze befonder® eingeführt; 
im alle bloßer Grenzregulierungen treten fie dagegen ohne weiteres in Kraft ꝰ0). 


Zu Beröffentlifungen der Bezirks⸗ und Provinzialbehörden dienen die 
Amtsblätter, welde für die Regierungsbezirke ausgegeben werden ”?”). 

Die Verpflichtung zur Haltung der Gefepfammlung und des Amts- 
blattes ift gegenwärtig auf die Gemeinden und Gutsbezirke befhräntt®!). Den 
Behörden werben beide unentgeltlich geliefert,®?). 

Die zur Ausführung der Gefege vom Könige erlafienen Verordnungen 


finden nur zum Theil ihre Aufnahme in die Geſetzſammlung. 


Uebrigens 


fehlt es für dieſe ebenſo wie für die von den oberſten Behörden erlaſſenen Aus⸗ 


2) BU. Art. 63. 

”) Daſ. Art. 45. 

) 3. 24. Aug. 1717 (0. C. M. II. 
Abth. 1 S. 613). — Die Älteren landes⸗ 
herrlichen Verordnungen find in den Samm- 
lungen von Mylius enthalten. Die erfte 
u. zweite heißen corpus constitutionum 
Marchicarum (C. C. M.) und reichen von 
1415 bis 1747, die dritte, das novum 
corpus constitutionum Borussico-Bran- 
denburgensicum (N. C. C.) umfaßt ben 
Zeitraum von 1761 bis 1806. 

*) AR. Einl. 8 11. 

7) G. 46 (GS. 151) 81. Verweifung 
der landesherrlichen Cinzelerlaffe in die 
Amtsblätter ©. 72 (GS. 357) nebft R. 
22. Yuli u. 12. Sept. 72. Einrichtung 
der GeſSamml. B. 27. Okt. 10 (SS. 1), 
ber Amtsblätter V. 28. März 11 (8S. 
165). — Einf. beider in die Rheinprovinz 
u. in Hohenzollern ®. 19 (GS. 148 u. 
Erl. 52 (85. 588), i. d. Jadegebiet ©. 


\ 


55 (66, 8306), in Schleswig-Hofftein u. 
Lauenburg B. 67 (GS. 139) u. ©. 76 
(8S. 169) $ 11, in die Übrigen neuen 
Provinzen 3. 66 (GS. 743). — Ganz« 
jährige Vorausbeſtellung KO. 74 (MB. 
128). — Die Begeihnung als GeſSamml. 
für „die preußifhen Staaten“ erſcheint 
nicht mehr zutreffend. — Zufammenftellung 
nah der Zeitfolge u. heutigen Geltung 
v. Keil und Gallenkamp, 5 Bde. (7. Aufl. 
Berlin 94/7), desgl. kürzer und nad) Ge⸗ 
bieten v. Illing (7. Aufl. v. Kaut Berl. 97). 
BU. Art. 106. Für Reichsgeſetze 

befteht diefe Beſchränkung nicht 

”, G. 4 (65. 23). Fir Einzelerlaffe 
währt die Friſt 8 Tage ©. 72 (Anm. 77) 
$ 4; gleiches gilt für Poltzeiverordnungen 
$ 221 Anm. 40. 

e, RD. 37 (85. 71). 

) &. 73 (88. 41), eingef. in Lauen⸗ 
burg &. 77 (GS. 87); B. 10 (GS. 1) 8 6, 

2), StMB. 61 (MB. 62 ©. 1). 
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führungsbeftimmungen an einem amtlichen Verdffentlichungsblatte. Das feit 
1840 als Fortfegung der Kamptz'ſchen Annalen erfheinende Minifterial«- 
blatt für die gefammte innere Berwaltung bildet nur eine private 
Zufammenftellung, die zugleich wichtigen Einzelentſcheidungen der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörden und Gerichte enthält. Eine zwechmäßigere Beröffentlihung 
ohne gleichzeitige Vermehrung der ohnehin übergroßen Zahl dieſer Samm⸗ 
lungen würde unter befonderer Ueberfhrift in der Geſetzſammlung möglich 
fen, die ohnehin feit Entftehung des Reiches einen großen Theil ihres Stoffes 
verloren hat. 


5. Ber König. 
8 39. 

Die preußifhe Königskrone ift den Hausgeſetzen gemäß erblid im Mannes» 
ftamme des Königlihen Haufe® nad dem Rechte der Erſtgeburt (Primo- 
genitur) und der agnatifhen Linealfolge!). Mit ihr ift die deutſche Kaifer- 
würde ftetig verbunden. Neben den ihm als Kaifer beigelegten Befugnifien 
($ 16) ftehen dem Könige als ſolchem beftimmte Regierungs-, Ehren- und 
Bermögendredhte zu. 

Die Ausübung der Regierungsrehte ift den Forderungen des kon⸗ 
ftitutionellen Stante® gemäß an gewiſſe Formen und Schranken gebunden- 
Bor dem Regierungsantritt hat der König die Aufrechterhaltung der Berfafjung 
eidlih zu geloben?). Er beruft und ſchließt den Landtag und erläßt in Ge⸗ 
meinfhaft mit diefem die Geſetze, deren Ausführung und Verkündigung ihm 
allein zufteht?). Er übt die vollziehende Gewalt aus, ernennt die Minifter 
und übrigen Staatsdienert). Die rihterlihe Gewalt wird dagegen in feinem 
Namen durch unabhängige Richter ausgeübt (F 169 Abſ. 3), wobei er das 
Recht der Begnadigung und Strafmilderung hat?). Alle Regierimgshandlungen 
bedürfen der Gegenzeichnung eines Miniſters, der damit die Verantwortlichkeit 
für dieſe übernimmt. Die Perfon des Konigs iſt unverlehlih‘). Keiner 


y BU. Art. 53. — Die die Untheil⸗ 
barkeit bedingende Primogenitur, zuerft in 
betceff der Kurfürften dur Die goldene 
Bulle (1356) eingeführt, hat von da ihren 
Peg in die deutſchen Hausgeſetze geunben 
Mit der Aufnahme in die BU. find die 
bis dahin nur für die Kamilienglieder ver» 
bindlihen hausgeſetzlichen Beſtimmungen 
zu allgemein gültigen verfaſſungsrechtlichen 
geworden. — Durch Hervorhebung des 
Mannesſtammes und der agnatijchen 
Linealfolge wird die Thronfolge der Frauen 
und ihrer Nachkommen (Kognaten) ausge- 
ſchloſſen. Die Hausgeſetze (Ordnung 
des Kurf. Ahr. Achilles, Adillen 1473 
und Geraer Hausvertrag 1603) werden in 
den Ed. 13. Aug. 1713 über die Unver⸗ 


äußerlichleit und 17. Dez. 1808 über bie 
Veräußerung der Domünen beftätigt. 

N) BU Art. 54. 

2) Daf. Art. 51,52, 62, 631. 45. — 8 37 
d. W. — Bertragsichtüffe 8 82 Anm. 3 

9 BU. Art. 45 u. 47. — 8 68 Abf. 1 
d. W. — Bollziehende Gewalt 8 2 Abi. 1 
und 8 43 Abſ. 19. W. 

9 VU. Art. Fo — Die Begnadigung 
ganzer Klaſſen heißt Amneftie. — Ermächti⸗ 
gung zur Nichteinziehung flaatliher Ein- 
nahmen ©. 98 (ES. 77) 8 18, (aus 
Berträgen) 8 37 Abf. 8, (Defekten) $ 38. 

9) Daf. Art. 43 u. 44. — Beſtra 
der gegen die Perfon des Landesherrn ge 
richteten Berbrehen u. Vergehen StGB. 
8 80, 86, 94, 95, 98, 99 u. (des Regenten) 
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Gegenzeichnung bedärfen die Regierungshandlungen, die der König als oberfter 
Kriegsherr vornimmt (Armeebefehle)”), oder als Träger des landesherrlichen 
Kirchenregiments ($ 286 Abf. 4) vollzieht. Bei Erledigung der Regierungs- 
geichäfte, foweit fie nicht Durch Bermittelung der Minifter erfolgt, bedient ſich 


der König des Geheimen Zivil-, des Militär- und Marinelabinets®). 
An Ehrenrehten gebührt dem König die Führung der Königlichen 
Amtsbezeichnungen, Titel, Wappen?) und Inflgnien (Krone und Scepter) und 


ein feierliher Empfang auf Reifen). 
Der König bat da8 Net, Auszeichnungen, 


Landestrauer vorgefährieben !!). 


Für Sterbefälle ift eine allgemeine 


insbefondere Standeserhöhungen, Titel und Orden zu verleihen !?), 


97 und 101. — Eine Regelung der 
Minifterverantwortlichleit (BU. Art. 61) iſt 
nicht erfolgt. 

r) a8. 61 (MB. 73). 

*) Das Kabinet befteht jeit der Zeit 
bes großen Kurfürften und wurde bei Um⸗ 
geftaltung der oberften Staatsbehörden ans⸗ 
drucklich aufreht erhalten 8. 10 (GS. 3). 
— Geine Bedeutung im fonftitutionellen 
Staate ift indeß eine weſentlich einge- 
ſchränktere. — Militärlabinet $ 99 Anm. 

3, Marinelabinet $ 114 Abf. 2. 

5 Die Bezeichnungen find „Se. 
Majeſtät“ u. „Allerhöchſt“. — Titel u. 
Wappen (größeres, mittleres u. kleineres) 
2. 17 (66. 17), AE. 73 (GS. 307), 
erg. (C 188) AE. 74 (GS. 128) und 
F II Abſ. 3 u. 4) AE. 97 (88.98 ©. 

— Berwendung des Wappens zur 
Vnarenbepihmm 8 351 Abſ. 3 d. W. 

, Regl. 29. Zuli 90. 

2) TrauerRegl. 7. Okt. 1797 8 1; die 
Beftimmungen bes Regl. über bie Brivat- 
n. Familientrauer ſowie über die Vofrauer 
find anfgehoben A. O. 45 (GS. 830). 

BU. Art. 50, ER. 1113 87 N (Adel) 
11989, 13 un. Ant. 118; Strafe unbe- 
fugter Annahme SSL. 5 3608. — Titel 
5 70 Anm. 30.8. Der Berluft der Titel 
und Orden tritt mit Aberlennung ber bür- 
gerlichen Ehrenrechte ein StB. $ 33 u. 
343. — Die preußiſchen Orden find: 

a) der ſchwarze Adlerorden (1701); 

b) der rothe Adlerorden (1792, in 

vier Klaſſen und mit befonderen Ab- 

zeichen (Schleife, Eichenlaub, Krone); 

e) der Hohbenzollernfde Hau 

orden für Berdienfte um das Königl. 

Haus, 1851 geftiftet, 1861 erweitert; 

d) offene enorden (1861) in vier 
(b—d werden mit Schwertern für Aus- 
zeihnung vor dem Feinde verliehen); 

Que de Grais, Handbud. 14. Aufl. 


e) ber Orden pour le merite mit 
einer militärifchen (1740) und einer 
1842 für Wiffenfhaft u. Kunft ge» 
fifteten Friedensklaſſe; 

f) des Eiferne Kreuz, 1818 gegründet, 
1870 mit zwei Klaſſen und einem 
Großkreuz erneuert; Ehrenzulage ©. 
u. AE. 78 (RSB. 99 u. 361) u. 
(Anlegung von Eichenblüttern) 96 
(MB. 216); 
der Zohanniterorden, 18123 ew 
richtet, 1862 neugeorbnet; 

h) dr Luifenorden für rauen, 
1814 geftiftet, 1850 u. 1865 er- 
neuert u. erweitert; 

i) dag Verdienſtkreuz für Frauen 
u. Yungfrauen (1871); 

k) das Allgemeine Chrenzeiden, 
1880 erweitert; Stiftung eines 
Kreuzes Stat. 00 (ES. 17); 

) die Rettungsmedaille Url. 38 
(GS. 85), Deit. 38 (06. 89 ©. 29) 
u. 3. 95 (MB. 239). 

m) das mititar Ehrenzeigen in zwei 
Klafien (1864 

n) die Dienfauszeihnungen f. Offt- 
ziere, Unteroffiz. u. Gemeine u. die 
Landwehr» Dienftauszeihnung Anl. 9 
zur Herd. ($ 88 Anm. 1 d. W.); 

o) der Wilhelmsorden für hewor⸗ 
ragende Verdienſte um die Wohlfahrt 
u. Veredelung des Volkes, insbej. auf 
ſozialpolitiſchen Gebiete 8. 96 
(86. 7); 


p) die rothe grenzmebailie in 8 
Kaſſen Url. 98 (85. 821). 

Die Verwaltung der Ordensangelegen- 
heiten führt die dem Präfidium des Staats- 
min. unterfilllte General» Orden®- 
fommiffion AG. 50 (86. 42). — Die 
mit Orden Beliehenen finden fi in der 
feit 1877 herausgegebenen Ordenslifte 
verzeichnet. — Neihenfolge beim Tragen 

4 
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Zu den Bermögensrehten!?) zählt die vom König bezogene Zivil⸗ 
fifte!%). Urſprünglich ftellte fie die Entfhädigung für den Verzicht des 
Königehaufes auf die Anfprüde aus den Einkünften der Domänen und Forften 
dar und wurde mit 7719296 M. (Y, Mill. Thaler in Gold) jährlich auf 
diefe angemwiefen. Demnädft ift fie um 7/, Mil. M. erhöht worden, welche 
den allgemeinen Staatseinkünften entnommen werden ??). 

Zur Berwaltung der perfönliden und Bermögensangelegenbeiten des 
Könige und des Königl. Haufes befteht da8 Hausminifterium!d). Dieſes 
bildet den ordentlihen Gerichtsſtand in nicht ftreitigen Angelegenheiten, ein⸗ 
ſchließlich der Standesamtsfahen!!), Gleiches gilt in betrefi bes Hohen⸗ 
zollernfhen Fürftenhaufes!?)., Dem Hausminifterium unterftehen die Erb⸗ 
ämter1?) und die Standesfahen ?°). Unter ihm ftehen 

1. Das Heroldsamt für Standes- und Adelsfachen, 
2. Das Königl. Hausardhiv, 
3. Die Hoflammer der Königl. Familiengäter. 

Der König wird mit vollendeten 18. Lebensichre volljährig. Im Falle 
der Minderjährigleit oder fonftigen dauernden Verhinderung hat der der Krone 
zunächft ftehende volljährige Agnat, oder in Ermangelung eines folden das 
Staatsminifterium den Landtag zur Beſchlußnahme über die Regentfhaft 
zu berufen?!). Der Stellvertretung im Falle vorübergehender Behinderung 
wird in der Berfaflung nicht gedadht, doch ift die Befugniß des Königs, eine 








der Orden A. D.71 (MB. 726.2). — 
An Sterbefällen werden die Orden zurück⸗ 
gereicht, der ſchw. Adlerorden und bie 
Orden I. Kl. an den König perfönlich, die 
übrigen an die GenOrdenskommiſſion ZR. 
39 (MB. 88). — Strafe des unbefugten 
Tragens StoB. $ 8608. Berluft bei 
Abertennung der bürgerlihen Ehrenrechte 
daf. $ 33 u. 3438. 

An würdige, nit unterftäßungsbebürf- 
tige Ehepaare wirb bei ber goldenen oder 
diamantenen Hochzeit die Ehejubiläums- 
Medaille verliehen R. 25 Sept. 82. — 
Bei dem ‚Tten, ohne Dazwiſchenkunft von 
Töchtern in derfelben Ehe geborenen Sohne 
kann die Annahme einer Bathenftelle 
von Sr. Majeftät zugeftanden werben; das 
früher übliche Bathengelhnt ift dagegen 
fortgefallen 3. 74 (MB. 93). 

ı, Steuer. u. Bortofreiheit 8 36 Abf. 3 
Nr. 2. — Im dem Vermögen ſcheiden ſich 
die mit ihren Einkünften zum Unterhalt 
der Familie des Laudesheren beftimmten 
Familien⸗ oder Hausfideikommißgüter von 
den durch den Landesheren erworbenen, 
nicht mit folder Zwedbeftimmung verfehenen 


fog. Schatullgiitern. Den erfteren fommen 
die Vorrechte der Domänen ($ 121 Anm. 3) 
zu 2. II 14 8 12—15. 


“, Eine Zivillifte wurde zueft in 
England unter Georg III. zwiſchen Re⸗ 
gierung u. Parlament vereinbart, fie wird 
hier flir die Regierungszeit jedes Monarchen 
beſonders feſtgeſtellt. Der Name kommt 
von der Lifte der zivilen Berwaltungsaus- 
gaben, die urfprünglih aus diefer Summe 
zu beftreiten waren. In Frankreich wurde 
die Zivillifte infolge der während der Revo⸗ 
Iution erfolgten Einziehung der kön. Güter 
eingeführt. 

», G. 59 (GS. 204), 68 (85. 61) 
u. 89 (GS. 27). 

ie) KO. 19 (8S. 2) Nr. 4. 

“RO. 75 (RGEB. 23) $ 8 723 Abf. 1. 

is) AE. 52 (8S. 771) Nr. 1. 

», Bel. 38 (GS. 11) Nr. 1. — Die 
gleichzeitig vom Finanz⸗Min. abgetvennten 
Domänen gelangten 1848 an dieſes zurüd 
847 Abi. 1 d. W. 

”) AE. 54 (GS. 516). 

2a), Yu. Art. 54, 56—58. 
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ſolche nad Maßgabe der allgemeinen Rechtsgrundfäge anzuordnen, niemals 
bezweifelt worden. 


6. Ber Landtag. 
8 40. 

a) Der Landtag hat das Recht der Zuftimmung zu allen Geſetzen 
(8 37 Abſ. 2) und zu gewiffen Berträgen®®). Gegenftand der Geſetzgebung 
und demgemäß an ſeine Zuſtimmung gebunden iſt auch die jährliche Auf⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsetats (8 118 Abſ. 4), die Aufnahme von Anleihen 
(8 127 Abf. 4) und die Einführung neuer Steuern ($ 136 Abf. 1), Er 
überwacht ferner die Finanzverwaltung, indem ihm die Jahresrechnungen zur 
Entlaftung der Staatsregierung vorgelegt werden müſſen ($ 120 Abf. 2). Wie 
in der Mehrzahl der Übrigen größeren konftitutionellen Staaten ift aud) in 
Preußen der Landtag aus zwei Häufern zufammengefetst, dem Herrenhaufe 
und dem Haufe der Abgeordnneten??). Beide ftehen gleichberedhtigt neben ein⸗ 
ander. Obwohl das Zuftandelommen aller Gefee von der Uebereinftimmung 
beider abhängig erſcheint (5 37 Abf. 2), erfolgen ihre Berathungen doch gefondert. 
Nur bei Beſchlußnahme über Einfegung einer Regentſchaft treten fie zu gemein- 
famer Verhandlung zufammen?!). Die Legitimation feiner Mitglicder und die 
eigenen geſchäftlichen Angelegenheiten ordnet jede8 Haus für ſich allein?*). 
Ebenſo kann jedes Haus felbftftändig fohriftlihe Petitionen entgegennehmen, 
fie den Miniftern überweifen, von leßteren Auskunft verlangen (Interpellation), 
Kommiſſionen zur Unterfuhung von Thatfahen ernennen und Adrefien an den 
König richten”). 

Der Landtag tritt alljährlich zwilchen Anfang November und Mitte 
Januar zur ordentlihen und außerdem, fo oft es die Umſtände exheifchen, 
zur außerordentlicden Sigungsperiode zufammen. Die Berufung, wie der 
Schluß erfolgt durch den König für beide Häufer gleichzeitig ?*). Gleiches gilt 
von der Bertagung (vorübergehenden Unterbrechung der Sigungen), die indeß 


2 8 82 Anm. 3 d. W. 

”) BU. Art. 62 Abſ. 1. Die Bes 
nennung beruht auf ©. 55 (GS. 816) 8 1. 

*) BU. Art. 78 Abi. 1. Beide Häufer 
haben Geihäftsordnungen erlaflen. 
Diefe regeln die Wahl der Präfidenten u. 
Schriftführer, der Abtheilungen und der 
zur Vorberathung beftimmten Fachkom⸗ 
miffionen, die allgemein für beftimmte 
Segenflände (Geſchäftsordnung, Betitionen, 
Stoatshaushalt, Juſtiz, Gemeindeweien, 
Unterrichtsweſen, Agrarverhättniffe) oder be- 
fouder8 für einzelne Angelegenheiten erfolgt, 
bie Form der Berathung, die für Geſetz⸗ 
vorlagen regelmäßig im Herrenhauſe zwei⸗ 
mal, im Abgeordnetenhaufe dreimal ftatt- 


findet, die Feſtſetzung der Tagesordnung, 
die Redeordnung, die Form der Abflimmung, 
die durch Aufſtehen, Auszählung ober 
Namensaufruf erfolgt u. die Handhabung 
der Ordnung. GeſchO. f. d. Herrenhaus 
15. Juni 928, f. d. Haus der Abg. 16. Mai 
76, erg. 12. Feb. u. 5. Dez. 77. 

) BU. Art. 81 u. 82. 

*, Daf. Art. 51, 76 (Kaffung des ©. 
57 ©&. 869) u. 77 abi. 1. — See 
Sigungsperiobe bildet ein im fich abge» 
ſchloſſenes Ganzes, in der alle in ihr nicht 
zur Beſchlußnahme gediehenen Geſetzes⸗ 
vorlagen, Anträge und Petitionen für er- 
ledigt erachtet erben Beiso. f. d. 9.2. 
Abg. (Anm. 24) 8 

4* 
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ohne Zuftimmung des Landtages nur für 30 Tage und nur einmal während 
der Seffion erfolgen darf. Die Aufldfung ift Dagegen bei der Heutigen 
Bufammenfegung des Herrenhaufes nur noch auf das Abgeordnetenhaus an- 
wendbar. Nach einer folden muß die Berfammlung der Wähler binnen 60, 
bie des neuen Hauſes binnen 90 Tagen erfolgen?”). 

Die Sigungen find in der Regel öffentlin*). Zur Beſchlußfähigkeit 
ift die Anwefenheit der Mehrheit der gefeglihen Mitgliederzahl, im Herren- 
haufe die von 60 Mitgliedern erforderlih??). Ueber die Verhandlungen werben 
ftenographifhe Berichte veröffentlicht, denen als Anlagen die Geſetzentwürfe mit 
Begründung und die Kommiſſionsberichte beigefügt find 9). 

Die Mitglieder des Landtages fhmören Treue und Gehorſam 
gegen den König und gewiſſenhafte Beobachtung der Berfafjung?!). Sie find 
die unabhängigen Bertreter des ganzen Volkes und haben nad) ihrer freien 
Ueberzeugung zu ftimmen, ohne an Aufträge oder Inftruftionen gebunden zu 
fein®?). Sie können wegen ihrer Abftimmung und wegen der in Ausübung 
ihre® Berufes getbanen Aeußerungen nit außerhalb der Berfammlung zur 
Verantwortung gezogen werden. Gleicherweiſe find wahrbeitögetreue Berichte 
über Landtagsverhandlungen von der Verantwortung frei?s). Die Landtags⸗ 
mitglieder genießen ferner befonderen ſtrafrechtlichen Schutzꝰe); auch wird ihre 
Unabhängigkeit durch mehrfache Vorfchriften gewahrt. Während der Sitzungs⸗ 
periode dürfen fie, foweit fie nicht auf friſcher That ergriffen werden, nur mit 
Genehmigung des Haufe wegen ftrafbarer Handlungen oder Schulden ver- 
haftet oder zur Unterfuhung gezogen werden. Auf Verlangen des Hauſes 
wird auch jedes anhängige Strafverfahren, wie jede ſchwebende Unterfuhungs- 
oder Zivilhaft für diefe Zeit aufgehoben®®). Die Vernehmung der Landtags⸗ 
mitglieder als Zeugen oder Eadhverftändige ift außerhalb des Sitzungsortes 
nur mit Genehmigung des Haufes zuläffig?®). Bei Annahme eines befoldeten 
Amtes oder bei Eintritt eines Staatsdieners in ein mit höherem Range oder 
Gehalte verbundenes Amt erlifcht die Dlitgliedfchaft; fie kann nur durch Neu⸗ 
wahl wieder erlangt werden. Uebrigen® bedürfen Beamte zum Eintritt in den 
Landtag feines Urlaubes, Niemand kann Mitglied beider Häufer fein?) 
Präftdent und Mitglieder der Oberrechnungskammer find vom Landtage aus- 
geſchloſſen?s). — Die Mitglieder des Abgeordnnetenhaufes erhalten Tagegelder 
und Xeifefoften, auf welche fie nicht verzichten bürfen??); die Herrenhaus⸗ 


2) BU. Art. 53 52 u. 77. 846) $ 6; 3PO. 8 904 1 n. 9051. 

”), Da. Art. 7 *) 8 17 Anm. 98 d. W. 

2) Daf. Art. —* ®. 55 (88.816) 8 2. ”) BU. Art. 78. — Uebernahme der 
»), IR. 54 (MB. 91). Stellvertretungstoften auf Staatsfonds 
a) BU. Art. 108. StMB. 69 (MB. 276). 

2), Daf. Art. 88. *) BU. Art. 74 (Saflung des ©. 72 
” StOB. 8 11 u. 12. 68. 277). 

*) Daſ $ 105 u. 106. ”) BU. Art. 84 u. ©. 76 (GS. 845). 


*) BU. Art. 84 Abf.2—4;©.77(RSB. | Die Berehnung der Reiſekoſten erfolgt 
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mitglieder genießen gleich den Mitgliedern des Reichstages nur freie Eiſen⸗ 
babnfahrt*9). 


8 41. 

b) Das Herrenhand, da8 — gegenüber dem von der wechſelnden 
Stimmung im Volle abhängigen Abgeordnetenhaufe — die Stetigkeit der ſtaat⸗ 
lichen Gefetgebung fidhern fol, ift durch Königliche Anordnung gebildet‘!), Es 
befteht aus den großjährigen Prinzen des Königl. Hauſes und den mit erblicher 
Berechtigung oder auf Lebenszeit vom Könige berufenen Mitgliedern. Für die 
Berufung wird preußifhe Staatsangehörigkeit, Wohnfig in Preußen, ein Alter 
bon mindeften® 30 Jahren, Bolbefig der bürgerliden Rechte und Nicht- 
bekleidung eines außerdeutfchen Staatsamtes voransgefegt‘?). | 

Mit erblider Berechtigung find die Häufer der Hobenzollernichen 
Fürftenfamilie und der flandesherrlihen Familien, die 1847 zur Herrenlurie 
berufen gewefenen Fürften, Grafen und Herren und die durch befondere Ver⸗ 
ordnung mit diefem Rechte Beliehenen berufen *?). 

Die Berufung auf Lebenszeit“) erfolgt für die Inhaber der vier 
großen Landesämter im SKönigreih Preußen*), für die aus befonderem Ver⸗ 
trauen auderfehenen?‘) und für die Hierzu vorgefchlagenen Berfonen. Zum 
Vorſchlage find berufen: 

1. Die Domftifter Brandenburg, Merfeburg und Naumburg *?), 

2. bie Srafenverbände der Provinzen *?), 

3. die Berbände der durch Großgrundbefig ausgezeichneten Familien *?), 

4. die Berbände des alten und des befeftigten Orundbefiged (Landfchafts- 

bezirte)*®), 

5. die Univerfitäten®®), 

6. die größeren Städte®!). 


gemgemäß nah den für Stantsbeamte 
erlaffenen Vorſchriften ($ 73 Anm. 53). 

“, 8 17 Anm. 99. 

“8. 12 Oft. 54 (86. 541), die auf 
Grund der durch ©. 53 (85. 181) er- 
theilten Ermädtigung erlaſſen u. an Stelle 
der Art. 65—68 der VU. getreten ift. 

8) B. 4 ul 9 n. 10. 


) Dof. $ 2. 

“, Daf. 8 3—6, 8. u. 11. 

“) Obersunggraf, Obermarſchall, Land» 
hofmeifter u. Kanzler. 

“, Aus Velen find Kronſyndiken zur 
Abgabe von Rehtegutachten beftellt. 

“8 281 Am. 42b 

"8 424988 der B. u Negl. 65 
(85. 1077). 


@) Zur Zeit die Familien Alvensleben, 
Arnim, Borde, Bredow, Groeben, Kleift, 
Graf Königemard, Often, Buttlamer, 
Säulen, Sin Schwerin, Wedel u. Zitzewitz. 

. 88. 


* 

*) Zur Zeit "die Städte Aachen, Altona, 
Barmen, Bielefeld, Berlin, Bonn, Branden- 
Burg, Breslau, Bromberg, Danzig, Dort⸗ 
mund, Döffeldorf, Duisburg, Elberfeld, 
Eibing, Erfurt, Efien, Flensburg, Frant- 
furt a. M. on. a. O., Glogau, Görfig, 
Greifswald, Halberfladt, Halle, Hannover, 
Hildesheim, Kaſſel, Kiel, Koblenz, Köln, 
Königsberg, Krefeld, Lieguit, Magdeburg, 
Memel, Minden, Mühlhaufen, Wünfter, 
Nordhauſen, Osnabrüd, Boien, Potsdam, 
Stettin, Stralfund, Thom, Trier und 
Wiesbaden. 
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$ 42. 

c) Das Hand der Abgeordneten beiteht aus 433 Mitgliedern ®*), 
die aus allgemeinen Wahlen hervorgehen ®?). 

Wähler (aktiv mahlberehtigt) ift jeder felbftftändige (verfügungsfähige) 
Preuße nad Vollendung des 24ften Lebensjahres, der fih im Vollbeſitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte befindet, feine öffentliche Armenunterftägung erhält 
und in der Gemeinde feit 6 Monaten Wohnſitz oder Aufenthalt Hat). Yür 
Milttärperfonen ruht das aktive Wahlrecht 55). 

Wählbar (paffiv wahlbereditigt) ift jeder Preuße, der das 30fte Lebene- 
jahr vollendet Bat, im Vollbefige der bürgerlichen Ehrenrechte ift und 1 Johr 
dem preufifchen Staatsverbande angehört hat). 

Die Wahlperiode (Legislaturperiode) tft im Interefie größerer Stetigfeit 
von 3 auf 5 Jahre verlängert®). Die Wahl iſt mittelbar (indireft) und 
zerfällt in zwei Handlungen: die Wahl der Wahlmänner, deren einer auf je 
250 Seelen zu wählen ift (Urwahl), und die der Abgeordneten durch die Wahl- 
männer 68). Zum Zwede der Wahl werden die nebft den Wahlorten geſetzlich 
feftgeftellten Wahlbezirfe®) im Unterabtheilungen (Urwahlbezirke) von 750 
bi8 1749 Seelen zerlegt). Die Urmahl erfolgt nad der Dreillaffen- 
ordnung, die ein Gleichgewicht der drei Etände, der Wohlbabenden, des 
Mittelftandes und der Unbemittelten berftellen fol. Die Urmähler werden 
innerhalb des Urwahlbezirkes nad ihren direften Stantd-, Gemeinde», Kreis⸗, 
Bezirks⸗ und Provinzialftenern in drei Abtheilungen fo eingetbeilt, daR jede 
Abtheilung Y/, der Gefammtfumme diefer Steuern und zwar die erfle die 
Höchſt⸗, die legte die Geringft- und die gar nicht Befteuerten ınnfaßt. Die 
zu wählenden Wahlmänner werden auf die Abtheilungen gleihmäßig vertbeilt. 


=) BU. Art. 69, ©. 51 (86. 213) 
Art. I, v. 67 (GS. 1481) Art. I u. 76 
(86. 169) 8 2. 


* gms ®. 74 (RSB. 45) $ 49. 


=” Die 8. 80. Mai 49 (GS. 205), 
bie nur bis zum Erlaß eines Wahlgeſetzes 
in Kraft bleiben fol (®U. Art. 115), iſt, 
ba letzteres noch nicht ergangen, nod maß» 
gebend, auch in den 1866 erworbenen 
Zandestheilen ©. 69 (&&. 481) 8 1, 
nachdem fie gem. G. 51 (vor. Anm.) in 
Hohenzollern eingeführt war. Einf. in 
Lauenburg ©. 76 (65. 169) $ 2, in 
Selgoland ©. 91 (8. 11) 8 3 u. 10. 
Die B. gült’vor den entfprechenden Vor⸗ 
fhriften der BU. (Art. @0—72 u. 74) 
ZR. 58 (ME. 222); Wahlregl. 8. Sept. 
93 (MB. 164. Shut des Wahlrechtes 
StGB. $ 107-109 u. 889 Abi. 3; 
Drudiäriiten zu Wahlzmeden $ 235 
Anm. 21 u. 26. 

“) 8 5 8. 


“) 52% 
”) eu FR 73 (Faflung des ©. 88 
ES. 137). 

se) 8. gs 1m. 4. 

) BU. Art. 69. — ©. 27. Juni 60 
(88. 857), ergänzt f. Pommern &. 00 
(GS. 99) $ 10, f. Weftpreußen u. Pofen 
G. 87 (6. 197) 8 2, f. Bofen &. 00 
(85. 94) 8 3 un. 4, f. Schleſien &. 97 
(88. 92) 8 2, f. Schl.⸗Holſtein ©. 72 
(GS. 158) $ 2 u. KO. 88 (&8. 139) 
8 3 u. 4, insbefondere Lauenburg ©. 76 
(85. 169) 8 2 und Helgoland ©. 91 
(88. 11) $ 10; f. Hannover MO. 84 
(85 181) 8 1 u. Anl. B.; f. Heffen- 
Naffau KrO. 85 (ES. 193) 8 1 u. Anl. 
B., erg. $ 2 ber G. 95 (GS. 78), 96 
(88. 40), 99 (GS. 67) u. 00 (GS. 165). 

8.8 5-7 (8 5 erg. ©. 69 GS. 
481 8 21), Reg. $S iu. 2 
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Iſt ihre Zahl nicht dur 3 theilbar, fo fallen zwei Überfchießende der 1ften 
und 3ten Abtheilung, einer dagegen der 2ten Abtheilung zu. Die Beredhtigung 
zur Wahl wird durch Öffentliche Auslegung der Urwähler⸗ und der Abtheilungs- 
liſten feftgeftellt”). — Die Dreillafienordnung, die vielfach au) in der Ges 
meindeverfafjung Eingang gefunden hat‘?), leidet an unverfennbaren Dlängeln. 
Sie ift umftändlih und vielfach willkürlich. Die Eintheilung der Urmwahlbezirfe 
und die Bertbeilung der Wahlmänner auf die Abtbeilungen ift häufig ungleich 
mäßig. Die gleihe Steuer kann in einem Bezirke eine ganz andere Bedeutung 
gewinnen, als in einem anderen. Gleichwohl ift es noch nidht gelungen, eine 
geeignetere, die Befteuerungsunterfchiede berüdfihtigende Wahlart zu finden‘®). 

Die Wahl der Wahlmänner. erfolgt nad) abjoluter Mehrheit durch 
Stimmabgabe zu Protofol. Als Wahlmann kann jeder Urmähler in feinem 
Urwahlbezirke gewählt werden). In gleicher Weife erfolgt die Wahl der 
Abgeordneten). 


Die StantSbehörden und Deren Berfahren. 


1. Heberfiht. 
8 43. 

Die Einrichtung (Organifation) der Behörden!) umfaßt neben ihrer Zu⸗ 
ſammenſetzung auch die Beſtimmung ihrer fachlichen und örtlihen Zuftändigfeit, 
ihrer Sige und ihres Verfahrens. Sie fteht als Beſtandtheil der vollziehenden 
Gewalt dem Könige zu ($ 2 Abf. 1 u. 8 39 Abſ. 2). Eine Mitwirkung des 
Landtages tritt nur infoweit ein, als eine Aenderung beftehender Gefete ($ 37 
Abf. 2), oder eine Mehrbelaftung des Staatshaushaltvoranſchlages damit ver⸗ 
bunden ift (8 118 Abf. 4). Im Wege der Gefetgebung find jedoch feftzuftellen 
die Einrichtung und die Befugniffe der Oberrechnungskammer (8 120 Abſ. 3), 


“8. 1849 8 10-14, erg. G 9% 
(GS. 103, Aufhebung des 8 5 &. 00 
GS. 185 8 5, Einführung in SHohen- 
zollern gem. G. 00 &6&. 245) Nah 
dem ©. 93 werden die infolge der neuen 
Steuergeſetzgebung (8 137 Abſ. 8 d. W.) 
nit mehr veranlagten Wähler mit 3 M. 
u. bei Nichterhebung von Gemeindeſteuern 
die flantich veranlangten Grund-, Gebäude- 
und Gewerbefteuern in Anfat gebradit, 
während die Bildung ber Abtheilungen 
auch in den mehrere Urmwahlbezirte um⸗ 
fafienden Gemeinden für bie Urwahlbezirke 
erfolgt. Aufftellung der Liften V. 49 8 15, 
16; Regl. $ 1, 3—9 u. (verändertes For⸗ 
unlar) ME. 9 ©. 88. 

) Dreiflafienordnung bei den Gemeinde- 
wahlen $ 77 Anm. 13. 

“, Das Königreih Sachſen, das — 


um den wachſenden fozialdemofratifchen 
Einfluß einzudämmen — 1896 das all» 
gemeine Wahlrecht mit dem ‘Dreiflaffen- 
füfteme vertaufchte, hat dabei die Ein⸗ 
fhränfungen getroffen, daß Steuerpflichtige, 
die mindeflens 300 oder 38 Mi. Steuer 
zahlen, ſtets der 1. oder 2. Klaſſe zu⸗ 
gerechnet werden, daß jeder Kaffe mindeftens 
3 Wähler angehören müſſen und daß 
Steuerpflichtige, die mehr als 2000 Mt. 
Steuer — nur mit dieſem Betrage in 
Anſatz kommen. 

“8.8 17—25; Regl. 8 10- 28. 

=, B. 8 26-31; Reg. $ 23 - 31. 

1) Behörde im Gegenfatz zum Beamten 
(8 62) ift das von ber Einzelperſon uns 
abhängige Amt, das aud eine Mehrheit 
von Beamten umfafien kann (8 54 Anm. 9) 
und beim Wechſel der Perfon fortdauert. 
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die Einrichtung der Gerichte ($ 174—178) fowie die Abgrenzung ihrer Zu⸗ 
ftändigkeit gegenüber der Verwaltung ($ 170) und die Bildung der gleichzeitig 
als Körperihaften in Betracht kommenden Kreife und Provinzen (Abf. 1 des 
8 80 und 81). 

Die Staatsbehörden theilen fi in oberfte, für den ganzen Staat be- 
flimmte (Mr. 2), Mittele (Provinzial, Bezirk und Kreis-)Behörden (Nr. 3), 
und Orts⸗ (Lolal-) Behörden (Nr. 4). An die Einrihtung der Behörden 
fließt ih ihr Geſchäftogang (Nr. 5). 


2. Oberſte Behörden, 
8 44. | 

a) Weberficht. Die ültefte Verwaltungsbehörde in Preußen war der 
1604 eingefettte Geheime» oder Staatsrath. 1723 trat gleichzeitig mit Der 
Bildung der Kriegs- und Domänenlammern ($ 57 Abf. 1), das General- 
(Oberfinanz«, Kriegs⸗ und Domänen-) Direktorium in's Leben. Dieje Eol- 
legialifhe Behörde, neben der, zur fhnelleren Erledigung gewiſſer Geichäfte, 
1728 ein büreaumäßig eingerichtetes Kabinetsminifterium für die auswärtigen 
Standes» und Hausangelegenheiten und 1731 ein chef de justice eingeführt 
war, tagte unter dem Borfite des Könige und zerfiel in fünf Departements, 
deren Zuftändigfeit theils nad Gegenftänden, theils nad) Provinzen abge- 
grenzt war. 

Eine durchgreifende Umgeftaltung brachten die Stein’fchen Reformen (1808), 
deren Grumdbeftimmungen no heute maßgebend find?). Danach wurden Die 
Geſchäfte lediglich nach Gegenftänden vertheilt und einzelnen oberften Beamten 
(Miniſtern) jelbftftändig übertragen, um der Verwaltung größere Einheit, Kraft 
und Regfamfeit zu verleihen?). Ihren Bereinigungspunkt fanden die Minifter 
im Staatsminifterium (c)*); der Staatsrath follte nur eine berathende Be⸗ 
hörde bilden (b). 

Die Zahl der Minifter, urfprünglich fünf, ift feitdem wiederholt vermehrt®). 
Auch die Zuftändigkeit hat mehrfach gewechſelt. Gegenwärtig beftehen: 
1. das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten (zugleich Auswärtiges 
Amt des deutfhen Reiches $ 83), 
2. das Kriegäminifterium ($ 99), 
3. das Yuftizminifterium ($ 173 Abf. 2), 


28. 27. Ott. 10. (66. 3), erg. *) Die Würde des an die Spike der 
KD. 14 (66. 40), 17 (GS. 289), 19 | ganzen Verwaltung geftellten Staats- 
(85. 2) u. Bel. 38 (66. 11). fanzlers (8. 1810 Nr. II) wurde nad 

) 8. 1810 (Abfchn. Staatsminifter). | dem Tode des Fürften Hardenberg (1822) 
Befugniß der Minifter zum Erlaß rvegle- | nicht wieder befekt. 
mentarifher Anordnungen RO. 32 (O5. 5) Auswärtiges, Krieg, Juſtiz, Finanzen 
181), in betr. des Juſtizminiſters 87 | u. Immer. Die fpäter gebildeten 
(85. 143). Minifterverantwortlicgleit 8 39 | Minifterien wurden aus dem Min. des 
af. 2 d. W. Imnern abgezweigt. 
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. dad Finanzminifterium (d), 
. das Minifterium des Innern (e), 
. das Minifterium der geiftfihen, Unterrichte- und Medizinal- Angelegen- 
beiten (f), 
T. das Minifterium für Handel und Gewerbe (g), 
8. das Minifterium der öffentlichen Arbeiten (h), 
9. das Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forften (i). 
Neben den Minifterien beftehen als oberfte Behörden das Oberverwaltungs- 
gericht (k), die Oberrechnungskanmer ($ 120 Abf. 3) und der evangelifde 
Oberlirenrath (8 287 Abf. 1.). 


N OU 


8 45. 

b) Der Staatdrath wurde erft 1817 eingeführt‘) und hat fi mit 
furzer Unterbredung?) bis Heute erhalten. Er war feit Erlaß der Berfaflung 
nur wenig in Thätigfeit getreten und iſt fpäter nur anläßlich der Sozialreform 
(8 345) unter Zuziefung neuer Mitglieder wieder berufen worden®), Seine 
Aufgabe befteht in der Begutachtung von Gefegen und Berordnungen?). Er 
erfüllt fie in einer engeren oder in einer Plenarverfammlung 10) umd fett fich 
zufammen: 

1. aus den Koniglichen Prinzen, die das 18te Jahr erreicht haben, 

2. aus den dur ihr Amt berufenen Stantsdienern, insbefondere den 
Miniftern, Feldmarfhällen, dem Präftdenten der Oberrechnungskammer, 
dem Geheimen Kabinetsrath, dem Chef des Militärkabinets® und — 
foweit fie in Berlin anwefend find — den Oberpräfidenten und kom⸗ 
mandirenden Generalen, 

3. aus den durch befonderes Vertrauen berufenen Staatödienern!!). 


S 46, 

c) Das Staatöminifterium beftcht aus dem Minifterpräfidenten, deffen 
Stellvertreter und den Staatsminiftern. Durch diefes fol die erforderliche 
Einheit der Berwaltung unter den felbftftändig ftehenden Reſſortchefs hergeſtellt 
werden 12). Demgemäß find ihm überwiefen: 

1. die Berathung der Gefegentwürfe und Anordnungen von allgemeinem 

Intereſſe, der allgemeinen Berwaltungsüberfiäten, Pläne und Voranſchläge; 
2. die Entſcheidung von Deeinungsverfchiedenbeiten zwiſchen den Miniſtern; 
3. die Vorfchläge wegen Anftellung der Ober und der Regierungs⸗ 


N Ran 17 (96. 67) u. 6. Ian. ) B. 1848 8 5. 
48 (86. 15).  Daof. $ 1. u 2. 
’) Die Aufbebung (1848) ift wieder u) 8,1817 8 ri u. Deit. 17 (oe. 122). 
rädgängig gemadt AE. 52 (MB. 21). ) 80. 3. Juni 14 (6S. 40) wi 1. 
Das neue Regul. ift nicht veröffentlicht. — Abweihung im Reihe 8 20. d. W 
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präfidenten, fowie der Präftdenten der höheren Gerichte, der Direltoren, 
Oberforftmeifter und der im gleihen Range ftehenden Beamten). 
Weiterhin wurden ihm übertragen: 

4. die Befugniß zur Einleitung einer Regentfdhaft!*), zur Erflärung des 
Belagerungszuftandes (K 2333 Abf. 5) und die Verantwortlichleit bet 
Erlaß vorläufiger Verordnungen ?d), 

5. die letztinſtanzliche Entſcheidung in Disziplinarfadhen ($ 66 Abf. 1), 

6. die Entſcheidung über Einverleibung von Landgemeinden und Guts⸗ 
bezirken (8 78 Nr. 1 Abf. 2) und die Beantragung der Auflöfung kom⸗ 
munaler Bertretungen (Nr. 1 der 8 79 u. 80). 

Unmittelbar unter dem Staat3dminifterium ſtehen: 
1. das Zentral-Direltorium der Bermefjungen im preußiſchen Staate ($ 33 
Abf. 4), 

. der Disziplinarhof für nicht richterlihe Beamte ($ 66 Abf. 1), 

. die Prüfungstommiffion für höhere Berwaltungsbeamte ($ 63 Abf. 3), 

. der Gerichtshof zur Entſcheidung der Rompetenzkonflitte ($ 170 Abf. 2), 

. das Oberverwaltungsgeridht (k), 

. die Anfledelungstommiffion für Weftpreußen und Pofen in Pofen?®), 

. das literarifche Bureau. 

Unter der oberen Leitung des Präfidenten des Staatöminifte- 

riums ſtehen: 

1. die Generalordenskommiſſion !7), 
2. die Staatsardive'®). 


In Om 8 20 


8 47. 

d) Das Finanzminifterium ift 1810 gebildet. Bei Einrichtung des 
Handelsminiftertums (1848) ging das Salz⸗, Berg und Hütten- ımd das 
Handeld-, Fabriten- und Bauweſen auf dieſes über; das Finanzminiſterium 
erhielt dafür die im Jahre 1835 an das Miniſterium des Königl. Haufes 
abgetretenen Domänen und Forſten zuriid!), die indeß fpäter auf das land⸗ 
wirthſchaftliche Miniſterium übergingen?). Endlich find dem Finanzminiſter 
die Feld(Land)meſſerangelegenheiten, ſoweit fie vorher bei der Bauverwaltung 
bearbeitet waren, überwiefen®!). 

Das Minifterium zerfällt gegenwärtig in 3 Ubtheilungen: 

1. Abtheilung für das Etatd- und Kaſſenweſen, welcher die Generallotterie- 
bireftion ($ 132 Abf. 1), die Münze in Berlin, die amtlidhe Probir- 


80. 17 (86. 289) VIII. ) AE. 48 (GS. 109). 

“) BU. Art. 27.285839 Abſ. 6 d. W. .% AE. 78 (08. 79 S. 3) Nr. 1 
BU. Art.63; 887 abſ. 3Nr. 2 d. W. . 79 (GS. 128). 

* 8 823 Anm. 75. * u. Verf. 2 se. 88 S. 4); 
2), 8 39 Anm. 12 Abf. 2. 8 341 Nr. NM 4 Dd. 


, 8 297 Anm. 19. 
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anftalt in Frankfurt a. M.22) und die Generaldireftion der allgemeinen 
Wittwenverpflegungsanftalt ($ 75 Abſ. 3) unterftellt find; 
2. Abtheilung für die Verwaltung der direlten Steuern, unter ber die 
Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern in Berlin fteht?®); 
3. Wbtheilung für die Verwaltung der indireften Steuern und Zölle. Unter 
diefer ftehen die Provinzialfteuerdireftionen ($ 150 Abf. 2), das Haupt- 
fteımpelmagazin in Berlin und die zur Uebermadhung der Zölle und 
Reichsſteuern im Gebiete des Reiches beftellten preußifchen Beamten 
(8 149 Abf. 2). 
Unter der Leitung des Finanzminifters fteht die Generalftaatslaffe?*) Außer- 
dem find ihm die Seehandlung nebft dem Königlichen Leihamt ($ 121 Abf. 2), 
die Hauptverwaltung der Staatsfhulden ($ 129) und die Zentralgenoffenfchafts- 
Tafle ($ 307 Abſ. 1) untergeordnet, während die Oberprüfungstommiffton für 
Landmefler?’) ımd die Reutenbank zugleich unter ihm und dem landwirth- 
ſchaftlichen Mimifter ftehen ($ 320 Abi. 2). 


& 48. 

e) Das Minifterium des Sgnuern?) beſteht gleihfalls feit 1810. 
Sein Wirkungskreis wurde dur Abzweigung des Kultusminifteriums ($ 49) 
und durch Mebertragung der Landwirthſchaft und der Bau» und der Gewerbe- 
polizei auf das Dandelöminiftertium ($ 50) weſentlich eingefhräntt. Ein Theil 
der Gemerbepolizei, bei dem das polizeiliche gegen das gewerbliche Intereſſe 
überwiegt, ift indeß dem Miniſterium des Innern zurückgegeben?e). Die Ge- 
ſchäfte werden in zwei Abtheilungen bearbeitet. 

Unter dem Minifterium des Innern ftehen die ftatiftiihe Zentral⸗ 
tommiffion®?) und das ſtatiſtiſche Bureau?s), das Polizeipräfidium in Berlin 
(8 214 Abf. 2) und das Domkapitel in Brandenburg ??). 


8 49. 
f) Das Minifterium der geiftlichen, Unterrichts⸗ uud Medizinal⸗ 
augelegenheiten (Rultusminifterium) wurde von dem Minifterium des 


=) 8 356 Abi. 4 d. W. — Das Münz- | tränfen, der Gaſt⸗ und Schankwirthſchaft, 
weien ift durh AE. 59 (GS. 8) aufdas | der Schaufpieler, Schaufteller u. Muſiker 
Fin Min. übergegangen. (auch beim Betriebe im Umherziehen) AE. 

=”), & 57 Anm. 39. 58 (86. 83) u. 58 (GS. 501). — Dem 

29 RO. 17 (Anm. 2) Nr. Il. Min. des Innern unterfteht auch das Ber» 

*) Bon 1814—19 beftand ein befonderes | ſicherungsweſen. Verfiherungsbeirath und 
Min. der Polizei. Bon 1830-43 führte | Berfiherungsinfpefioren $ 303 Anm. 9. 
das Min. dee J. d. Bezeichnung: „M. des J. *) AE. 70 (MB. 89. — Die Komm. 
u. der Polizei.” fol das einheitliche Zuſammenwirken aller 

=) Gewerbe der Preffe, der Unternehmer | Zweige der Staatsverwaltung auf dem 
v. Fecht⸗ u. Tanzſchulen, v. Turn⸗ u. Bade- | Gebiete der Statiftit herbeiführen. 
anftalten; der Pfanbleiher; der an öffent | *) AE. 48 (SS. 386). — KVeröffent« 
ihen Orten ihre Dienfte anbietenden Ge- | lihungen ZR. 63 (MB. 25). 
merbetreibenden; des Kleinhandels mit &e- ”, 8 281 Anm 42b. 
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Innern abgezweigt??). Die Befugniß des Kultusminifters zu reglementariſcher 
Regelung gewifier Gegenftände der Unterrichtd- und Medizinalvermaltung er- 
ſtreckt fi auch Über die neuen Provinzen®!). Die Angelegenheiten der eban- 
geliſchen Landeskirchen in den älteren Provinzen find auf den Oberfichenrath 
und die Konfiftorien übergegangen??). Aus dem Gebiete des techniſchen Unter- 
richtsweſens, welches fonft dem Minifterium für Handel und Gewerbe zugeiwiefen 
ift ($ 50), unterftehen dem Kultusminifterium noch die techniſchen Hochſchulen 
und die Runftfhulen in Berlin und in Breslau (Ab. 3)°). 

Das Minifterium zerfällt in vier Abtheilungen: 

1. für Die geiftlihen Angelegenheiten; 

2. für das höhere und techniſche Unterrichtsweſen und die Kunſt; 
3. für das niedere Schulmeien; 

4. für die Medizinalangelegenheiten. 

Unter dem Minifterium ftehen die Univerfitäten ($ 295), die Sach⸗ 
verfländigenvereine ($ 296 Abf. 2), die wiſſenſchaftlichen und Kunftanftalten 
($ 297 Abf. 4 u. 5), die meteorologifhe Anftalt, die techniſchen Hochſchulen 
($ 349 Abf. 1) und das Kunftgewerbemufeum ($ 349 Abſ. 3), die Zurn- 
lehrerbildungsanftalt, die ſchulwiſſenſchaftlichen und medizinifhen Prüfungs- 
kommiſſionen, die wifjenfchaftliche Deputation für das Medizinalwefen und der 
Apothelerrath ($ 252 Abf. 2), fowie die Charitö in Berlin). 


S 50. 

g) Minifterium für Handel und Gewerbe, Durch Abzweigung 
von dem Min. des Innern wurde ein Min. für Handel, Gewerbe und dffent- 
lihe Arbeiten begründet?d). Ihm wurde außer dem fpäter auf das Neid) 
übergegangenen Poftwejen und den Gefhäften des Handelsamtes vom Finanz. 
minifterium das Salze, Berg- und Hüttenweſen nebft dem Handels⸗, Fabriken⸗ 
und Bauwefen und vom Minifterium des Innern die Landiwirtbfchaft, die 
Baus und ein Theil der Gemwerbepolizei (S 48 Abf. 1) Üüberwiefen. Bon dem 
Minifterium wurden nadeinander die Minifterien der Landwirtbichaft (8 52) 
und der öffentlichen Arbeiten (8 51) abgezweigt, während ein Theil des tech⸗ 
nifchen Unterrichtsweſens auf das Kultusminifterium übergegangen ift ($ 49 
Abf. 1). Bon dem Minifterium der öffentlihen Arbeiten wurde ihm indeflen 
das Bergweſen wieder zurüdgegeben?‘). Das Minifterium, zu deſſen Ber 
waltungsfreife aud) die Privatbantanftalten, die Schiffahrt, die Rhederei und 
das Lootſenweſen gehören??), zerfällt jet in drei Abtheilungen: 





», AE. 17 (Anm. 2) Nr. II. — Ueber 
gang der gefammten Medizinalverw. ein» 
— der Medizinalpolizei AE. 49 
(GS. 835). — Das Thierheilweſen ging 
—* auf . landw. Din. über. Anm. 40. 

8. 67 (GS. 667). 

"83.77 (88. 215) et. I; — 8 286 

Abf. 6 u. $ 287 Abf. 1 dv. ©. 


” AE 78 08. 79 ©. 26) u. 84 
(88. 85 ©. 9). 

), 8 273 Anm. 44. 

=), AE. 48 (88. 109) 1. 

AE. u. ©. 90 (Ge 35 u. 37). 

") In Deichſachen ift d. landw. Minifter 
zuftändig, bei unterlaufendem Sciffahrts- 
oder Strompolizeiintereffe unter Hinzutritt 
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1. Zentral und Handeldabtheilung; 
2. Gewerbeabtheilung, die zugleich alle Arbeiterangelegenheiten umfaßt. 
Unter diefen beiden Abtheilungen ftehen die techniſche Deputation für Ge- 
werbe ($ 340 Abf. 3), die ftändige Kommiffton für das techniſche Unterrichts. 
wefen, die gewerbliden und kunſtgewerblichen Fachſchulen, die gewerblichen 
Fortbildungsfhulen und die Borzellanmanufaftur (8 349 Abf. 3), die Aichungs⸗ 
behörden ($ 355 Abf. 4) und die Navigationsfchulen ($ 359 Abi. 3). 
3. Abtbeilung für Berg⸗, Hütten» und Salinenwejen, unter der die geolo« 
giſche Landesanftalt, die Bergakademie, die Bergprüfungstonmiffionen 
und die Oberbergämter ftehen ($ 311 Abſ. 3). 


$ Bl. 

h) Das Minifterium der öffentlichen Arbeiten ift von dem früheren 
Handelsminifterium abgezweigt??) und befteht nad) Abtrennung des Berg⸗ 
wefens®®) aus fünf Abtheilungen: 

1. Bauabtheilung für Staatsbahnen; 

2. Verkehrsabtheilung; 

3. Abtheilung für die allgemeine Bauverwaltung, der die Akademie bes 
Baumefens und die Prüfungsämter unterftehen ($ 262 Abf. 1 u. 263 
Abi. 1); 

4. Berwaltungsabtheilung für Staatsbahnen; 

5. Finanzabtheilung. 

Drgane der Abtheilungen 1, 2, 4 und 5 bilden die Eifenbafndireltionen 
(8 366 Abſ. 3). 


8 52. 

i) Das Minifterinm für Laudwirtbichaft, Domänen uud Forften 
ift von dem früheren Handelsminifterium abgezweigt??) und ſeitdem fortgefett 
erweitert*®), insbefondere durch Ueberweifung der früher vom Finanzminifterium 
bearbeiteten Domänen und dorften“"). 

Das Minifteriun zerfällt in drei Abtheilungen: 

1. für landwirthſchaftliche und Geftütangelegenheiten; 
2. für Domänen; 
3. für Forft- und Jagdſachen. 


des Handels» ob. —*8 Min. d. Öff. Arbeiten 
WE. 49 (GS. 50 ©. 3 

” AE. 78 (GS. Pr S. 25) Nr. 2, 
3 u. G. 79 (®8S. 123). — Uebergang der 
Bertehrenbgaben 8 360 Abf. 1 d. W. 

”), AE. 48 (85. 109). 

@) Dem in. wurden überwiejen das 
Geftütwefen AE. 48 (GE. 228), die 
Deichſachen Anm. 37, die Jagdpofigei ©. 


50 (85. 165) $ 31, die Rentenbanten, 
die zugleich unter dem Findein. ſtehen $ 47 
Abi. 3 d. W., das Thierheil⸗ (Veterinär-) 
weſen AG. 72 (86. 594), das Grund⸗ 
kreditweſen AE. 74 (SS. 810) u.76 (&S. 
397) u. das ländliche Fortbildungsſchul⸗ 
weien AE. 95 (GS. 77). 

“, WE. 78 (88. 79 ©. 25) 1; ©. 
79 (GS. 128). 
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Zum Verwaltungsbereiche der erften Abtheilung gehören das Landes 
ötononriefollegium (8 316 Abf. 4), die landwirthſchaftlichen Lehranftalten (daf. 
Abf. 5), das Oberlandeskulturgeriht (8 318 Abf. 3), die landwirthſchaftlichen 
Kreditanftalten (8 328 Abf. 4—6), die Jentralmoorlommiffion ($ 325 Abf. 2), 
die Haupt» und Landgeſtüte ($ 333 Abf. 2) und die techniſche Deputation für 
das Veterinärweien nebft der Thierarzneifhule in Berlin (8 334 Abſ. 1). 

Zum Gefchäftsbereiche der 3. Abtheilung gehören die Forftobereraminations- 
tommiffion und die Forftafadenien ($ 125 Abf. 1). 


8 53. . 

k) Das Oberberwaltungdgericht bildet ein Glied der neuen Ver⸗ 
mwaltungsorganifation. Es befteht aus fieben Senaten mit dem Präfidenten, 
ſechs Senatöpräfidenten und den Räthen. Seine Mitglieder werden auf Lebens⸗ 
zeit ernannt und müflen zu einer Hälfte für das Richteramt, zur anderen für 
die höhere Verwaltung befähigt fein*?),. Für Disziplinarentiheidungen tritt 
ein befonderer Senat zufammen*). Das Oberverwaltungsgericht bildet Die 
oberfte Stelle im Berwaltungsftreitverfahren und entiheidet auf Berufungen 
gegen erftinftanzliche, fowie auf Reviſionen gegen zweitinftanzliche Endurtheile 
der Bezirksausſchüſſe“). Im den letteren Entfcheidungen fällt ihm die wichtige 
Aufgabe zu, die Einheit der Rechtſprechung auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes zu wahren und dur Aufftellung fefter Grundfäge rechtsbildend in 
die Verwaltung einzugreifen*d). Später wurde ihm in betreff der Bewerben, 
Einkommen⸗ und Ergänzungsftener die Entfheidung über Beſchwerden wegen 
Nichtanwendung oder unrichtiger Anwendung des beftehenden Rechtes oder 
wefentliher Mängel des Verfahrens zugemwiejen*®). 


3. Mittelbehörden. 
8 54. 

a) Meberficht. Die Mittelbehörden, welche in Provinzial», Bezirks⸗ und 
Kreisbehörden gegliedert find, erfuhren im Johre 1872 durch die neue Or⸗ 
ganifation der Landesverwaltung in den Provinzen Oft und Weit 
preußen, Brandenburg, Bommern, Schleſien, Sadjfen und in Hohenzollern 
eine völlige Umgeftaltung Diefe knüpfte an die im Intereſſe erweiterter 


“, G. 80 (GS. 328) $ 17 bis 30a 
u. 88. — 8 29 in der Faffung des ©. 
88 (GES. 226) — (der Übrige Theil des 
Gef. ift aufgehoben LWWG. 8 154); Regul. 
92 (MB. 133), Nadtr. 93 (MB. 123). 
— Rang $ 70 Anm. 72. W. 

“8.89 (88. 107). 

“28.8 83, pwie ⸗ 93 u. 94. — 
Berfahren 8 59 Abf. 4 .®. 

*) Sammlung der biefem Zwecke die- 
nenden Entfheidungen feit 1877, 36 Bünde 
(Berl., Heymann). Bearb. nach Gebieten 


in 3. Aufl. v. Kuntze u. Kautz. 2 Bde. 
(Berl. 97/8 u. 2 Ergänzungsbände 99 u. 
00) u. ee v. Kampt u. Genzmer, 
4 Bde. (Berl. 97/8). 

“) —& 91 (GS. 205) 8 37, 
Eintommenft.G. 91 (GS. 175) $ 4449 
u. Ergänzungsft.®. 93 (GS. 134) $ 36. 
Die Steuerfenate können in Kammern 
getheilt werden ©. 93 (GS. 60); zur Zeit 
ift Dies nicht geſchehen. StMB. 30. März 
00. Sammlung der Entſcheidungen feit 98 
7 Bde. (Berl., Heymann). 
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Selbftverwaltung erfolgte Neugeftaltung der Organe in Kreis und Provinz 
(8 80 Abf. 3 u. 81) an und bezwedte: 

1. Die Dezentralifation der allgemeinen Randesverwaltung, 

2. die Heranziehung von Laien zu den Geſchäften diefer Bermwaltung !), 

3. die Ueberwadjung diefer Verwaltung mittelft einer in feften Formen fi 
bewegenden und von unabhängigen Organen geübten Verwaltungs» 
gerichtöbarkeit. 

Die Einriätung erfuhr dann eine weitere Umgeftaltung?) und wurde fo 
zufammen mit den Kreid- und BProvinzialordnungen in das übrige Staats« 
gebiet eingeführt). Sie beſchränkt fi auf die allgemeine, die f. g. innere 
Berwaltung*) und betrifft aud) in diefer Begrenzung zunächſt nur die Mittel 
behörden?). Als folhe hat fie in den Oberpräfidenten, Regieruugspräfidenten 
und Landräthen drei felbftftändige Behörden inftanzmäßig libereinandergeftellt, 
welhen in den BProvinzialräthen, Bezirksausſchüſſen und Kreisausſchüſſen 





Kollegien mit Laienmitgliedern zur Seite treten‘). Diefe wirkten in den durch 


)Selbftverwaltung bedeutet zunächſt 
die Verwaltung der eigenen Angelegenheiten 
öffentliher Verbände durch ſelbſtgewählte 
Organe (wirthſchaftliche Selbſtverwaltung). 
Die wichtigſten und allgemeinſten Selbſt⸗ 
verwaltungstörper find die Kommunalver⸗ 
bände ($ 76—81). Der Kreis diefer An- 
gelegenheiten ift mit der Entwidelung der 
Selbftverwaltung erheblich erweitert worden. 
Eine fernere Bedeutung Hat die Selbft- 
verwaltung durch Seranziehung diefer Or⸗ 
gane oder der von ihnen gewählten ober 
vorgefhlagenen Perfonen zu Geſchäften der 
ftaatliden Verwaltung erlangt (obrigfeitliche 
Selbfiverwaltung). Diele früher auf Einzel» 
gebiete beſchränkte Heranziehung (8 94 Abſ. 3 
n. 110 Abſ. 4 Nr. 3; 8 188 Abf. 1; 
& 177 Abſ. 2 u. 4, 178 Abſ. 2 u. 185) 
dat in der neuen Berwaltungsorganifation 
eine allgemeinere Geftaltung erfahren (8 54 
Abf. 2 u. Amtsvorſteher $ 220 Abf. 3). 
Da für diefe Perfonen die Beforgung ber 
Staatsgefhäfte Leinen Lebensberuf bildet, 
iſt — im Hinblid auf die Entwidelung 
des englifden selfgovernment in ben 
Sriedensrigtern — auch diefe ehren» oder 
nebenamtlihe Thätigkeit als Selbftver« 
mwaltung bezeichnet worden (Gneift). 

r) 28. 30. Juli 83 (GE. 195) 8 1 
bis 49 u. (Schluß- u. Vebergangsbeftim- 
mungen) 8 146-159; die $ 50—126 
des Gef. betreffen das Verfahren ($ 59 d. 
®.) u. & 127—145 die Bolizeiverwaltung 
(8 214 Abf. 3 d. W.). — Bearb. v. Studt 


geſetze 15/16. Aufl. u. II Prov. u. KO. 14. 
Aufl. Berl.99, III. Rommunalfteuer, Stüdte- 
u. LdgO. 14. Aufl. 97, IV u. V fonftige 
Einzelgefege 13. u.5. Aufl. 97 u. 00, VI Ar⸗ 
beiterverficherung 5. Aufl.00); bejondere Be- 
arbeitimgen für die weſtlichen u. die neuen Pro- 
vinzen. Kürzere Bearb. der Organiſations⸗ 
u. Gemeindegefee von Anſchutz (Berl. 98). 

* 238. 8 154, 155; KO. f. Han. 
84 (GS. 181) 8 120, f. Heſſ.Naſſau 85 
(8S. 193) 8 119, f. Weftfalen 86 (GE. 
217) 8 102, f. d NRheinprov. (GS. 209) 
8 104, f. Schl.⸗Holſtein KO. 88 (&S. 
139) & 155, f. Poſen G. 89 (GS. 108). 

LBS. 83. Beſondere Staats- 
verwaltungsbehörden bilden daneben 
die Militärbehörden (8 100), die Behörden 
der indirelten Steuermerwaltung ($ 150 
Abi. 2), die Auftizbehörden und Gerichte 
(8 173—180), die Kirhenbehörden ($ 288 
u. 287 Abf. 2 u. 3), die Schulbehörden 
(8 290 Abf. 5), die Vergbehörden (S 311 
Abſ. 3), die landw. Behörden (3 318 Abf. 2) 
n. die Eifenbahnbehörden ($ 366 Abſ. 3). 
— Neihsbehörden 8 18-20. 

», Die oberften Behörden und die Orts⸗ 
behörden werden abgefeben non dem Ober⸗ 
verwaltungsgeriht ($ 53) nur mittelbar 
berädrt; erftere wird insbefondere durch die 
mit der Organifation verbundene Dezen- 
tralifation von Einzelheiten der laufenden 
Bermaltung entlaftet. 

238. 8 3 u. 4 — In dem Zus 
fammemvirten der Beamten u. Laien. — 


u. Braunbehrens (Bd. I Organifations- | wie es ſchon von dem Minifter von Stein 
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das Geſetz beftimmten Fällen als Beichlußbehörden, die beiden letzteren auch 
als Berwaltungsgerichte. Der Oberpräfident, früher zugleich Präfident der an 
feinem Amtsfige befindlichen Regierung, ift von der Verbindung mit dieſer 
gelöft”), während der früher wefentlih al8 Organ der Regierung wirkende 
Landrath zu felbfiftändiger Bedeutung gelangt ift®). Die größte Veränderung 
hat die Bezirtöbehörde erfahren. Für die follegiale Verfafſung der Regierungen?) 
war nad) Einführung des gleichfalls Tollegialen Bezirksausſchuſſes Fein Plaß 
mehr vorhanden; die innere Verwaltung ift deshalb anftatt der dafür be- 
ftandenen Regierungsabtheilung dem perfönlid) verantwortlicdden Regierungs⸗ 
präfidenten übertragen 2°). 


8 55. 

b) In betreff der Verwaltungsbezirke liegt der Drganifation bie 
feitherige Eintheilung des Staates in Provinzen, Regierungsbezirke, SKreife 
und Gemeinden zu Grunde. Neben den 12 Provinzen beftehen als be- 
fondere Bezirke der Stadtkreis Berlin und der Regierungsbezirk Sigmaringen. 
Die Eintheilung in Regierungsbezirke (zur Zeit 35) befteht abgefehen 


von Berlin für den ganzen Staat!!), 


geplant war — verbinden fih in zweckent⸗ 
ſprechendſter Weiſe Geſetzes⸗ u. Geſchäfts⸗ 
kunde mit unmittelbarer Anſchauung und 
praktiſcher Erfahrung. Die Verwaltung 
wird dadurch vor einſeitiger Auffaſſung be⸗ 
wahrt, das Intereſſe der Bevölkerung an 
den öoͤffentlichen Angelegenheiten und ihr 
Bertrauen zur Regierung wädhft und bie 
Gegenſätze zwiſchen den Intereffen beider 
finden ihren Ausgleid. 

Par 8 17 u. (feüpere Vorſchrin 

15 (GS. 85) $ 4 u. 82. — 
* egierungen werden in den älteren Seiten 
ben Brovinzialbehörden zugezäplt, feit dem 
LWVG. aber ala Bezirtsbehörden von dieſen 
geſchieden. 

RB. 88. — 8 58 Abſ. 3 d. W 

) Nah der Att der Beſetzung der Be⸗ 
hörden ſcheiden ſich zwei Syſteme. Im 
Bureauſyſtem (bei vorzugsweiſer Aus⸗ 
bildung in Frankreich auch Präfelturfgftem 
genannt) gipfelt die Behörde in einem ein⸗ 
zelnen Beamten, der für ihre Maßregeln 
allein verantwortlich ft. Im Kollegial⸗ 
ſyſtem befteht die Behörde aus mehreren 
(mindeftens 3) Beamten, die nur nad 
Mehrheitsbefhluß enticheiden fünnen. Das 
erſtere Syftem ermöglicht eine fraftoolle u. 
fhöpferifche Thätigleit, eine raſche Durch⸗ 
führung u. eine wirkungsvolle Verantwort⸗ 
lichkeit, während bei letzterem eine viel- 
feitigere und unbefangenere Beurtheilung 


Gleiches gilt von der Eintheilung in 


und eine größere Oleichmäßigkeit des Ver⸗ 
fahrens erreicht werden kann. — Die 
ältere preußiſche Geſetzgebung ſuchte beide 
Borzüge dadurch zu vereinigen, daß fie 
den bilreaumäüßig eingerichteten oberen u. 
unteren Behörden in den die Mittelinftanz 
bildenden follegialen Regierungen ein Gegen⸗ 
gewicht gab; die neuere ftellt dagegen in 
allen Inftanzen Einzelbeamte u. Kollegien 
nebeneinander. 

”, 238. 85 8 u. 17. 

m) Daſ. $ 1 u. 2. — Ueltere Bro 
vinzen ®. 15 $ 1. Die Bereinigung 
ber Provinzen Oft« u. Weftpreußen ee) 
iſt wieder beſeitigt G. 77 (88. 107). 
Dagegen bildet die aus der Bereinigung 
der Prov. Ober- und Niederrhein hervor⸗ 
gegangene Rheinprovinz noch jet eine Pro⸗ 
vinz, der dann das Fürftentyum Lichten⸗ 
berg (Kreis St. Wendel KO. 55 GS. 
43) u. das Oberamt (jetst Kreis) Meiſen⸗ 
heim (©. 72 ES. 171) zugelegt find. 
— Ausiheiden des Stadt. Berlin aus 
dem Berbande der Prov. Brandenburg 
Provd. 75 (GS. 81 8.234) 8 2; beegl. 


‚aus ihrer Verwaltung LWG. $ 1. — Reg. 


Be. Sigmaringen (Hohenzollern) 8. 8 
(88. 85) $ 1 — Neue Provinzen 
Schl.⸗Holſtein AE. 68 A 620), An 
ſchluß von Lauenburg ©. 76 (8&. 169) 
8 5 u. Helgoland 8. I (86. 11) 8 3. 
— Hannover, Anſchluß des Jadegebietes 
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Kreiſe!). Die größeren Städte bilden Stadtfreife neben ben Landfreifen. 
Städte, die mit Ausfchluß der aktiven Militärperfonen mehr als 25000 (in 


G. 78 (86. 107); Bereinigung der früheren 
Berghauptmanufhaft Klausthal mit dem 
RB. Hildesheim 8. 68 (GS. 671); Um- 


wandlung ber früßeren Landdroſteien in 
Regierungsbezirte LBS. 82 Abſ. 1. 
) Siehe folgende Seite). 


Ueberſicht Der Verwaltungsbezirle: 








Größe a 
—*8* n — — — ——— ä, 
"1 %8ed ng e groß gebrudten e = 
Mr) Provinz —*5 am 9. Dezbr.| find zugleich Gige ber Dber· EF Stabttreife 
duffelung 1895 präfidenten) a 
1893/94 a 

ı | Oftpreußen - -...| 86990 2 006 689 | Königäberg, Yumbinnen .| 35 | Königäberg, Tilſit. 

2 | Weftpreußen ...| 25 821 1494 360 | Danzig, Warienwerber . - . | 35 | Danzig, Elbing, Graubenz, 
Thorn. 

3 | Brandenburg. .-| 39885 2 821 695 | Potddam, Yranffurt a. D. . | 31 | Brandenburg, Charlottenburg, 
Botsdam, Rixdorf, Schöne 
berg, Spandau, Frankfurt 
a: D., Forſt, Buben, Kottbuß, 
Landsberg. 

4 | Berlin (Stabtir.) 6 1677304 | Belin.-ooroouncnn.. — | Berlin. 

5 | Bommern.....| 30116 | 1574147 | Stettin, Köslin, Gtralfund. | 28 | Stettin, Stolp, Stralfunb. 

6 | Bofen »- 000. .| 28 986 1838 668 | Wofen, Bromberg - «+ - » - | 40 | Rofen, Bromberg. 

71 GSchlefien -....| 40 818 4415 809 | Breßlan, Liegnig, Oppeln . | 61 | Breslau, Schweibnig, Gorliß, 
Liegnitz, Beuthen. Gleiwitz, 
Kattowitz, Königähütte, 
Oppeln. 

8 | Sadien ...... 25 253 2698 549 | Magdeburg, Merſeburg, 

Erfurt „or co e00% 39 | Magdeburg, Halberflabdt, Halle, 
Weißenfels, Erfurt, Mühl- 
Baufen, NRorbhaufen. 
9 | Schleaw.-Holftein | 19 002 1286 416 | Scihledwig. -----....- 20 | Altona, Flensburg, Kiel. 
10 | Hannover - ....| 38810 2422 020 | Sannoder, Hildesheim, Lüne- 
burg, Stade, Dsnabrüd, 
Auih. see ecr0no 69 | Hannover, Linden, Hildesheim, 
Göttingen, Celle, Lüneburg, 
Harburg, Dsnabrüd, Emben. 

11 | Weftfalen . .... 20 209 3 701 420 | Munſter, Minden, Arnsberg | 38 | Münfter, Bielefeld, Bochum, 
Dortmund, Gelſenkirchen, 
Hagen, Witten. 

13 | Seffen-NRaffau . .| 15 694 1 756 802 | Kaflel, Wiedbaben ... . - .| 38 | Kafiel, Hanau, Frankfurt a. M. 
Wiesbaden. 

13 | RhHeinprovinz . » . | 26 994 5 106 002 | Koblenz, Düfieldorf, Köln, | 61 | Koblenz, Barmen, Düſſeldorf, 

Trier, Uahen ... 2.0... Duisburg, Elberfeld, Eſſen, 
Krefeld, Münden : Gladbach, 
Remicheid, Solingen, Bonn, 
Köln, Trier, Aachen. 
14 en 1143 65 758 | Sigmaringen » «oo ocrc0 0. 4 
2 Ber) 
Breußifcher a 348 607 | 81 855 193”) 8 76 


*) Die jährliche 


**, Die Durhichnittsbendllerung ber Landkreiſe beträgt 49 361. 
Que de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


unahme gegen bie lebte Zählung (1890) betrug 1,1% v. 9. 
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Weftfalen 30000, in der Rheinprovinz 40000) Einwohner Haben, — aus» 
nabmöweife auf Grund löniglider Verordnungen auch Heinere Städte — können 
nad voraufgegangener Bermögensauseinanderfegung aus dem Kreisverbande 
ausfcheiden??). Die Provinzen (in Heffen-Naflau und Hohenzollern aud die 
Bezirke) und die Kreife bilden zugleich Kommunalverbände und können al® 
ſolche nur durd) Geſetze geändert werben !*). 

Bei diefer Eintheilung ift dem geſchichtlichen Entwidelungsgange fehr ein- 
gehende Berädfichtigung zu Theil geworden, mehrfach auf Koften der thatfäch- 
fichen Bebürfnifie. Die ungleihmäßige und theilweife zweckwidrige Abgrenzung 
mancher Bezirke bat bislang nur in wenigen Fällen Abhülfe erfahren!®). 
Einzelne Theile der Provinzen liegen noch jett als Enklaven im Bereiche 
anderer: ein Denkmal vormaliger deutfcher Zerriffenheit. Auf einzelnen Ber- 
waltungsgebieten hat das praftifhe Bedürfniß diefe Feſſeln geiprengt, dadurch 
aber eine Mannigfaltigleit erzeugt, die die Verwaltung erheblich erfhwert und 
vermidelt!%). Cine mehr einheitliche Gliederung, die allen oder doch nahezu 
allen VBerwaltungszweden fih anpaft, erfcheint im Intereffe der Staats: wie 
der Selbftverwaltung dringend wünſchenswerth. 


8 56. 
0) SOberpräfident und Provinzialrath. Die ftaatlihe Verwaltung 
der Provinz führt der Oberpräfident!?), dem bie erforderlihen Hülfsarbeiter 


— Sefien-Raffau V. 67 (EGS. 273) 81, 
2, 10 u. AE. 68 (6. 1056). — Die 
Reihenfolge für die Aufführung der 
Provinzen ift — wie die vorftehende Ueber⸗ 
Bar ie angiebt — feftgeftellt AE. 69 (MB. 


"8. 15 8 85 und 36. — Kreis⸗ 
eintheilung in Schl.⸗Holſtein 8. 67 
(GS. 1587) $ 1, Kr. Lauenburg ©. 76 
(88. 169) $ 6; — Hannover LPG. 82 
Abi. 2 u. KrD.84 (65. 181) $ 1 Abi. 
1 u. Anl. A; — Heffen-Naffau KO. 85 
(88. 193) 81 Abſ. 1 u. Anl. A. — In 
Hohenzollern heißen die Kreife Oberämter 

8. 63 82. Ueberſicht f. vor. Seite. 

—— 5 der KO. 72 (SS. 81 
S. 180) u. der KrO. f. Hannover, f. 
Heffen-Raffau, f. Weſtfalen u. f. d. Rhein» 
prov. (Anm. 3); Zuft®. $2. Grundſutze 
für die Auseinanderfegung OB. (X 10). 

2“, 8 80 Abf. 1 u 81 Abf. 1 d. W. 

, Theilung ber Prov. Preußen (Anm. 
11) u. einzelner übergroßer Kreife (Beuthen, 
Köslin u. Sternberg 1878, Konitz 1875, 
Bodum 1885, Inowrazlaın 1886, Dorte 
mund, Hagen u. Mühlheim a. d. R. 1887). 


Außerdem wurden durch G. 87 (GS. 197) 
zur Förderung des beutfchen Elements in 
den Provinzen Weftpreußen u. Bojen 17 
neue Kreife gebildet. 

) &o gehört beiſpielsweiſe ber Ar. 
Rinteln (Grafih. Schaumburg) in der alle 
gemeinen Verwaltung zu Heſſ⸗Naſſau, in 
der Zufliz- u. der Militärverwaltung zu 
Hannover u. in der indireften Steuer- u. 
der Boftvenvaltung zu Weftfalen. 

”, V. 1815 82,3 u. Iuftr. 81. Dez. 
25 (GS. 26 ©. 1); Berhältniß zum 
Minifter 8 12, 13; der Opr. führt den 
Borfit im Provinzialful- u. im Medizinal- 
follegium ($ 290 Abf. 5 u. 251 Anm 10 
d. W.), aber nit mehr in dem Kon⸗ 
fitorium 8 287 0.8. — Mitgliedſchaft 
im Staatsrathe $ 455.W. — Der OPr. 
der Prov. Brandenburg a zugleich Ob 
von Berlin BG. 8 41, ver. 5 4 
43 u. 47. — In Hohenzollern, * 
nur in Militärſachen dem OPr. der 
Rheinprov. unterſtellt iſt, werden ſonſt die 
Ob Präſgeſchafſte von dem RegPr. u den 
zuftändigen Miniſtern wahrgenommen 8. 
52 (GS. 35) 8 1, 5 u. 7, WG. 8 5 u. 18. 
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zur Seite fliehen. Die Stellvertretung führt der Oberpräfidialrath 13). Die 
Stellung des Oberpräfldenten ift dreifach: 
1. ex vertritt die oberſten Staatsbehörden in befonderem Auftrage und bei 


außerordentlihen Anlaß, insbefondere im Sriegsfalle und bei Gefahr 
im Berzuge'®); 


2. er verwaltet unmittelbar die über den Bereich einer Regierung hinaus 


oder Über die ganze Provinz fid) eritredenden Angelegenheiten, Anlagen 
und Anftalten?), die fländifhen und Provinziallandtagsfadhen?!), in 
Verbindung mit dem lommandirenden General die das Armeelorps 
betreffenden Militärfadhen??), die Rechte des Staates gegenüber ber 
katholiſchen Kirche??) und einzelne ihm beſonders zugewiefene Gegen» 
ftände ®); 

. er bat die allgemeine Auffit über die Behörden der Provinz?d), Der 
Oberpräfident, der hierbei eine Mittelbehörde zwiſchen Regierung und 
Minifter nit bilden follte?®), ift nunmehr wie erwähnt von der früßeren 
Berbindung mit der Regierung geldöft und zur jelbftftändigen, in der 
Regel endgiltigen Befchwerdeitelle, insbefondere in Kommunalſachen 


und in betreff polizeilicher Verfügungen geworben ??). 

Dem Oberpräfidenten fteht der Provinzialrath zur Seite, der neben 
unmittelbarer Mitwirkung bei einigen widhtigeren, die ganze Provinz betreffenden 
Angelegenheiten auch über Beichwerden gegen Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes 
zu entfcheiden hat?s). Er befteht aus dem Oberpräfidenten als Borfigenden, 


”) Daf. 8 8 u. 9; befondere Vertretung 
als kon. Kommifler bes Prov.landtage 
PrO. 75 (86.81 S. 234) 8 26 u. im 
Borfig beim Prov.ſchulkoll. 8 290 Anm. 9. 
— Oberpräfidialräthe haben den Rang ber 
Räthe Iter Klafie AE. 88 (GS. 76). 

#) Inſtr. 8 11 u 8 11338, 

=, Daf. 8 11 u. 224, 8 81 Anm. 43 
n. 8 273 Anm. 83 d. D. — Strombau⸗ 
verwaltung 8 358 Abſ. 1 

”) Inſtr. 8 21, KO. 25 (6: 26 ©. 
5) DII 1 u. ProvO. 8 20, 26, 27 und 
114. — 8 81 Anm. 43 d. © 

=) Zufl. 8 25; Mifitärverwaltung 8 9; 
Zivilverforgung g 10. — In Erfagange» 
legenbeiten bildet der OPr. mit dem kom⸗ 
manbirenden General bie dritte Inſtanz 


.M. 

. Dieſe Rechte Konfiß- ⸗ 

17 ES. 287 83, 4, KO. 

(Anm. 21) B7 u. 2. 45 ©©. 1851 
u. 2) find duch die der Kirche in dem 
(fpäter aufgehobenen) Art. 15 der WU. ge⸗ 
währte Sehfftändigfeit weſentlich einge⸗ 
ſchränkt. Wndererjeits find in der jüngften 
—— — neue, auch der evan⸗ 


gelifchen Kirche gegenüber wirlſame Auf 
Aönsreäe hinzugetreten $ 276 Abf. 2 u. 


Genehmigung zu Apothelen Inſtr. 
8 114b, zu gemeinnüßigen Anftalten$ 1144, 
zu Sparkaſſen Regl. 38 (8. ©. 39 ©. 6) 
8 2, 19 u.20, zu gemeinfamen Wittwen-, 
Sterbes u. Auoßteuertaffen KO. 33 — 8 
121) und St&B. 8 3609, zu Synagogen 
fagungen ©. 47 (©. 268) 8 50, zu 
Öffentlichen Kollekten in den einzelnen Re» 
gierungsbezirken oder der Provinz außer 
Kirchenkollekten Infr. $ 11° u. 8 246 
Anm. 15 d. W., desgl. zu Ausfpielungen 
AE. 68 (GS. 991). — Ernennung der 
Amtsvorfteher KrO. 72 (3. 81 ©. 180) 
8 56, der Standesbeamten Bel. 75 (MB. 
275). — Boligeinerorbnungerecht g 221 
Abſ. 2 Mr. 2 d 

=, Inſtr. sim, Are —8 u. 111. 

”) Daf. u. 8.158 4 

”), Zuft®. g7u.M0, 8 177; 288. 
8 127 u. 180. 

”), Dal. 8 4, 48, 49, verb. 8 121. — 
Zufländigkeit u. Verfahren 859». 


5* 
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einem höheren Verwaltungsbeamten und fünf Mitgliedern, die vom Provinzial⸗ 
ausfchuffe (in Heſſen⸗Naſſau vom Provinziallandtage) aus der Zahl der zum 
BProvinziallandtage wählbaren Propinzangehörigen gewählt werden. Die Wahl 
erfolgt auf 6 Jahre; alle drei Jahre fcheidet die Hälfte aus. Für alle Mit⸗ 
glieder werden Stellvertreter beftellt oder gewählt??). In PBofen, wo die Wahl 
nicht auf die zum Provinziallandtage wählbaren Perfonen beſchränkt if, be 
dürfen die gewählten Mitglieder der Beftätigung des Minifters des Innern). 


8 57. 

d) Bezirföregierung, Regieruugdpräfident und Bezirksaus⸗ 
ſchufz. Die von Joachim I. zur Verwaltung der Domänen eingefetten Amts- 
fammern waren nad) Anerfennımg der Domänen als Staatdgut ($ 122 Abi. 2) 
mit den Kriegskommiſſariaten, welche der große Kurfürft zur Verwaltung ber 
von den Ständen bewilligten Heeresfteuern eingeführt hatte, zu Kriegs⸗ und 
Domänenlammern vereinigt, um dadurch die Streitigkeiten über die Zuftändig- 
keit beider Behörden zu befeitigen (1723). Wegen ihrer großen Schwer⸗ 
fälligteit wurden diefe Kammern dann einfacher und beweglicher geftaltet und unter 
Beibehaltung des Kollegialſyſtems zu Regierungen erweitert?). Die dieſen 
nad) Wiederaufrichtung des Staates verliehene Verfaſſung bat in die neuen 
Provinzen Eingang gefunden und zu eimem Theile ſich bis heute erhalten ®*). 

Der Wirkungsfreis der Regierungen umfaßt alle inneren Zandesangelegen- 
heiten, die eine auf den Bezirk beſchränkte Verwaltung zulaffen und nicht be= 
fonderen Behörden vorbehalten find ?®). 


2) LBS. 8 10—15. — Berlin $ 48 =) RI. 8 1, verb. Anm. 4. Die theil- 











Abi. 1. — Seren Fi 5. — Heſſen⸗ 
Naffau 8 81 Abf. 4 
”), &. 89 (®S. 108) rt II u. II. 

) 3. 08 (©S. 464) u. 15 (885. 85) 
8 9—14, 17, 19, 23—33. Bis 1804 
hießen die fpäter zu Oberlandesgerichten 
gewordenen Provinzialjuſtizkollegien Re⸗ 
gierungen. 

*) RegierungeSäuftr. 23. Ott. 17 

(GS. 348), erg. KO. 31. Dez 25 
(88. 26 ©. 5) u. Gefh.Anmw. v. demf. 
Zage er IX 821). — Einf. in Hohen- 
sollen V. 52 (88. 35) $ 6-8, in 
Schl.⸗Holſtein AE. 68 (SS. 620), in 
Hefi.-Naflau V. 67 (GS. 278) 8 1, 
5 und 6. — In Hannover, wo Re 
für die innere Berwaltung die Fanbbrofteien, 
für Kirchen u. Schulſachen die Konfiftorien 
u. für dir. Steuern, Domänen u. Forſten 
die Finanzdireltion zuſtändig waren, iſt die 
Einrichtung der Regierungen mit den durch 
das LVG. eingeführten Abänderungen am 
1. Juli 1885 eingetreten LWWO. 8 2, 25 
bis 27, KO. 84 (GS. 181) 8 120. 


weife den Regierungen übertragen geweſene 
Ben, der indir. Steuern iſt auf die Brov.- 
Steuerdireftionen ($ 150 Abf. 20.8.) n. 
die der Gemeinheitstheilungen u. Ablöfungen 
auf die Gen.Kommiſſionen ($ 318 Abi. 2 
d. W.) übergegangen. — Der evangeliſchen 
Kirche gegenüber hat die Regierung nad 
Uebergang der Bermögensverwaltung auf 
bie Konfiftorien nur Auffihtsredte auszu⸗ 
üben u. auch von diefen ift ein Theil auf 
ben Negierungspräf. übergegangen 8 286 
Anm. 25; letzteres gi auch gegenüber ber 
tatholifchen Küche 8 284 Anm. 18. — 
Im Schulwefen Heben nur die Elemen- 
tar», Bürger- u. Privatſchulen unter ben 
Regierungen, die höheren unter ben Prov.- 
Schulkollegien (8 290 Abf. 5 d. W.). — 
Allg. Befugniffe und Ohliegenheiten der 
Negierungen RJ. $ 6—16 (verb. $ 119 
Anm. 13 d. W.), Geha. II A; in&bes 
Ipnbere geſchäftlicher Verkehr mit ausmär- 

tigen Behörden RI. 8 9 n. 3. 94 8 

—9— Zwangsgewalt RI. 8 11 Abſ. 1 
nebſt B. 08 (GS. 17 S. 282) 8 42 u. 
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Für die Bearbeitung der Geſchäfte ift die frühere Dreitheilung beibe- 
balten; fie zerfallen danach in: 

1. Angelegenheiten des Innern (Hoheits-, Milttär-, Kommunal⸗, Polizeis, 
Sefundheitd-, Bau-, Armen-, landwirtbfchaftliche, Gewerbe», Handels», 
Berkehrs-, Juden⸗, Diffidenten- und ſtatiſtiſche Saden), 

2. Richen- und Schulſachen, 

3. direlte Steuern, Domänen und Forften%). 

An der Spige der Regierung ficht der Regierungspräf dent??). 
Diefem find durch die Verwaltungsorganifation die Angelegenheiten des Innern 
zur bureaumäßigen Bearbeitung übertragen), während die zu 2 und 3 be= 
zeichneten Gegenftände nad; wie vor unter ihm von der Regierung kollegialifd) 
bearbeitet werden. Um jedod der Bezirksverwaltung die nöthige Einheit zu 
erhalten, ift dem Negierungspräfidenten die Befugniß beigelegt, auch in diefen 
Angelegenheiten Beſchlüſſe der Regierung außer Kraft zu ſetzen und in eiligen 
Sachen unter perfönliher Verantwortlichkeit felbfiftändig zu verfügen?”). Für 
die ihm zur eigenen Bearbeitung übertragenen Angelegenheiten ift dem Re⸗ 
gierungspräfldenten ein Stellvertreter (Oberregierungsrath) nebft den erforder- 
lichen Hülfsarbeitern zugetheilt. Letztere Lönnen zugleich bei der Regierung 
befhäftigt werden und nehmen an ihren Plenarberathungen Täeil?®). 

Die Tollegialifhe Bearbeitung der Angelegenheiten der Regierung erfolgt 
in der Regel in den zwei Abtheilungen für Kirchen⸗ und Schulſachen und für 
direfte Steuern, Domänen und Forſten?ꝰ). An ber Spige der Abtheilungen 


48, KD.1825 D XII u. rhein. Reffortregl. | 2 u. 8 u. GefhA. II C u. D. — Ge 


18 (KA. 11 619 $ 18. — Enbaltern- 
beamte KO. 1825 D IX. Die Bürean- 
beamten heißen Regierungsietretäre $ 63 
Aum. 179.8. — Bezirksſtatiſtiken 3. R. 
59 (MB. 325.) 
RI 8 2—b u KO. 1225 DM. 
=) 2%. 8 89 1.40, KO. D I, GeſchA. 
DI un. IV Abſ. 10. — Fortfall der Re 
gierungsoizepräfidenten LBO. 8 17 u. 
Ausf. 84 (MB. 15) I. 

”), 289. 8 3 u. 18 nebſt AusfvVerf. 
IH; verb. RI. 8 17, 19 u. 219 m. 18 
nebſt KO. 1825 DII I u. GeſchA. IIND. 
— Bolizeiverordnungsreht 8 221 Abſ. 2 
Nr. 2. Die Zwangsbefugniffe, welche für 
die Regierungspräfidenten neu geregelt find 
(8 222 Abf. 2), richten fid gem. LBS. 
$ 6 für die Regierungen noch nah RJ. 
8 11 nebft 8. 08 (Anm. 33) 8 48. 

”, 8WG. 8 24, AusfVerf. (Anm. 35) 
VI. — RI. 8.894 u. KO. 1825 D VI. 

”) BE. 819 u. 20, verb. 8 8 u. 146, 
AusfBerf. II, 1II Abſ. 9 u. V. | 

XJ. s 28, 81, 18—21, KO. DU 


häftsgang RI. 8 22-38, KO. DV, 
vIu VI, Geh. III u. IV Abf. 
2-7; Unterfhrift bei Berichten AE. 94 
(MB. 197). — Anm. 9. — Bei ber Rer 
gierung in Sigmaringen findet eine Schei⸗ 
dung in Abtheilungen nicht flatt; ihre Mit⸗ 
glieder werben zugleih im ben dem Re⸗ 
gierungspr. überwiefenen Angelegenheiten 
befhäftigt LVO. 8 21. In Stralfund u, 
Aurich fehlt die Kirchen- u. Schulabtheilung, 
bie in Erfurt, Hannover, Hildesheim, Lune⸗ 
burg, Stade, Osnahrüd, Münfter, Minden, 
Koblenz, Köln u. Aachen zugleich von dent 
dem Regieruugspr. beigegebenen Obere 
regierungsrath geleitet wird LBS. 8 22, 
8. 923 (85. 96) u. 94 (GS. 178). — 
In Berlin werden die Kirchen», Irwaliden«, 
Benfions- u. Unterſtũtzunge⸗, fowie die 
Wittwen- u. Waifenfadhen vom Polizei⸗ 
präf., die Militär, Bau- u. Kaſſenſachen 
von der Min. Militär- u. Baulommiffion, 
die dir. Steuern von einer bejonderen 
Direktion bearbeitet, während die Gemeinde⸗ 
auffiht u. die Einleitung des Disziplinar- 
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ftehen Oberregierungsräthe (Abtheilungsdirigenten)‘% und bei der Finanz⸗ 
abtheilung beim Vorhandenfein einer entſprechenden Forftflähe als Mitdirigent 
ein Oberforftmeiftert!). Außer diefen Beamten gehören zu den Regierungs⸗ 
mitgliedern die Regierungd-Räthe und =Afiefforent?) und die tehnifhen Mit- 
gliedert). Jedem Mitgliede ift ein beftimmter, gefhäftlih abgegrenzter 
Wirkungskreis (Departement, Dezernat) zugetheilt, innerhalb deſſen es zunächft 
und vollftändig verantwortlich ift**). 

Eine gemeinfchaftlihe Berathung oder Beſchlußfaſſung der Regierung 
(Blenum) ift für Gefeentwürfe, allgemeine neue Einrihtungen ımd Grund» 
fäge*5), für Disziplinarſachen“) und fir Konflifterhebungen??) vorgeſchrieben. 
Unmittelbar unter dem Regierungspräftdenten find die Kaſſenſachen durch den 
Kaſſenrath“s) und die tehnifhen und Perfonalforftfahen dur den Ober- 
forftmeifter‘?) zur bearbeiten. Außerdem bildet die Regierung die Hinter« 
legungsftelle ($ 209). 

Dem Regierungspräfidenten fteht der Bezirksausſchuß zur Seite, der 
mit Gefchäften der Landesverwaltung aud) die des Bezirksverwaltungsgerichts 
in fi) vereinigt. Er befteht unter dem Vorſitze des Negierungspräfidenten 
aus zwei vom Könige lebenslängli ernannten und aus vier vom Provinzial» 
ausfhuffe (in Heflen-Naffaı vom PBrovinziallandtage) aus den Bezirksein⸗ 
gefefienen gewählten Mitgliedern. ‘Den ernannten Mitgliedern, deren eine 
zum höheren Berwaltungsdienfte, das andere zum Richteramte befähigt fein 


muß, dürfen weber Vertretungen oder Hülfeleiftungen in den Geſchäften bes 


erfahrene dem Oberpräf, zuſteht LWG. 
S 42, 44—47, 8. 77 (GS. 215) Art. 
4 u. V. 81 (GS. 14. Schufwefen 
8 290 Anm. 9 d. W. 

“ KO. 1825 DIIIM.NRI. 841. In 
Königsberg, Potsdam, Breslau, Oppeln, 
Schleswig, Arnsberg u. Düffeldorf ift in 
Angelegenheiten des Regierungspräfidenten 
ein zweiter Cherregierungsrath u. in Könige» 
berg, Botsdam, Frankfurt a. D., 
Breslau, Oppeln, Magdeburg, Merfeburg, 
Kaſſel und Wiesbaden im den Finanzab⸗ 
theilungen ein befonderer Oberregierungsrath 
als Leiter für bie Stenerangelegenbeiten be- 
ftellt 3. 95 (SS. 1 

Fa 8 43; 20 Dim. Geſch.A. 


II 

5 RI. 8 42, — Borausfeßung iſt Be- 
fühigung für die höhere Verwaltung ($ 63 
Abi. 3 d. W.) u. in betreff der als Rechts⸗ 
berather der Regierungen angeftellten Juſti⸗ 
tiarien (RI. 8 44) richterliche Befähigung 
(8 182 Abf. 2 d. W.) 

“) Mevizinafräthe 38. 8 47 u. Sn. 


17 (86. 245) 8 5; Bauräthe RI. $ 48 


u. etatsmäßige Bauinfpeftoren AE. 90 


Stettin, 


(GS. 131) nebſt 3. 90 (MB. 92); Ge⸗ 
werbeſchulräthe AE. 99 (&S. 00 5. 77); 
Gemwerberäthe 8 340 Abf. 3 d. W.; Ber- 
fiherungsreviforen $ 303 Anm. 9: Ber 
zirfepolizeifommiffarten 8 214 Arm. 6; 
Schulräthe RI S 46 u. V. 45 (Ge. 
440) 8 7 (die geiflihen Räthe find fort- 
geiallen; Sutafterinfpettoren & 139 all. 

dv. W.; Forfträthe Erl. 60 (GS. 489) 
und — AE. 92 (MB. 321). 

RI. 8 22, 34 -36, GeſchA. III, IV 

ar 9; ; Barren (Anm. 85) III Ab. 8. 

— 8 64 Anm. 23 d. W. — Berhalten 
ber enierunpsbeamten RI. 8 & 838 u KO. 
1825 D X. 

”)RI.g5,8KDO.D Vu. VI. 

6 PH 65 465) 8 31. — 8 66 
d. 


©) Bei Amtsvergehen (8 64 0.8.) G. 
47 (53. 170) 8 4 Abf. 3, über Unzu⸗ 
läffigleit des Rechtsweges (8 170 Abi. 2 
d. W) 8. 79 


e) Geht. II D Abf. 1. 
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Regierungspräfidenten, noch andere Aemter, außer richterlichen oder ohne Ver⸗ 
gätung geführten, übertragen werden. Eins diefer Mitglieder wird mit dem 
Titel Verwaltungsgerichtsdirektor zum Stellvertreter des Regierungspräfidenten 
im Borfige ernannt. Zu ihrer fonfligen Vertretung im Bezirksausſchuſſe, 
fowie zur Vertretung der übrigen Mitglieder merden Stellvertreter ernannt 
und gewählt’). In Pofen bedürfen die gewählten Mitglieder und Stell- 
vertreter der Beftätigung des Oberpräfidenten 9). 


8 58. 

e) Landrath, Sreid- und Stadtausſchußz. Die Einrichtung der 
Landräthe reiht in der Darf Brandenburg bis in das 16. Jahrhundert 
zurüd. Urſprünglich rein ftändifde Drgane wurden fie gegen Ende des 
17. Jahrhunderts mit Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung betraut. 
Diefe Geſchäfte Haben bei fortgefetter Ausdehnung der Staatöthätigleit fo zu- 
genommen, daß die Landräthe zu Staatsbeamten geworden find. Auf den 
ftändifchen Urfprung weift noch die heutige Beitimmung zurüd, daß mit Aus⸗ 
ſchluß der Provinz Bofen die Kreisverfammlung bei Beſetzung der Landraths⸗ 
ämter geeignete Perfonen, die dem Kreife feit mindeſtens einem Jahre durch 
Grundbeſitz oder Wohnſitz angehören, in Borfchlag bringen darfd?) und unter 
Betätigung des Oberpräſidenten zwei Kreisdeputirte als Stellvertreter bes 
Landraths zu wählen hat). Die Einrichtung ift im Laufe der Zeit auf die 
fpäter erworbenen Landestheile übertragen und auch in die neuen Provinzen 
eingeführt b8). 


”) Wo. 8 28—34, 48 u. 49 nebſt 
AusfBerf. (Anm. 35) IV un. V, für Berliu 
288. 8 43 Abſ. 2,8 m. ai 8 161; 
für Sobenzellern LBS. 8 85; Heſſen⸗ 
Roflau 8 81 Ai. 4 d. W. — Die 
Bildung von Abtheilungen (EB 5 29) if 
eejolgt im RegB. Düffeldorf B. 88 (06. 

136) u. Arnsberg ®. 89 (GE. 81). — 
Zufländigleit u. Verfahren 8 59 d. W., 
Sisgiplinarverhältniß der Mitglieder und 
Stellvertreter $ 66 Anm. 52 d. W., 
Rang der Berw.-Ger. Direktoren $ 70 
Anm. 18 d. W. 


m, MO. 72 (88. 81 ©. 180) 8 74; 
KO. f. Hannover $ 22, f. Heflen-Raffan 
5 24, f. Weſtfalen $ 80 u. f. d. Rhein- 
provinz $ 30, 992 u 102. — Für Pofen 
if die frühere Mitwirkung der Kreisver⸗ 
tretung bejeitigt U O. 33 (R.AX. XVII 33). 


= KrO. 5 75 Abi. 1. Tagegelder 
u. NReifeloften zwei R. 74 (MB. 226 u. 
1875 &. 65). Die Beflellung eines flaat- 
lichen Kommiffars if dadurch nicht ausge⸗ 


ſchloſſen OB. (X 24). — Für kürzere Be- 
binderungsfälle kann der Landrath mit Aus» 
ſchluß des Vorſitzes im Kreisausihufle (u. 
der Erfatangelegenheiten und Flurab⸗ 
ſchätzungen RE. 97 MB. 80) dur den 
Kreisfefretär vertreten werden KO. 8 75 
Abſ. 2 u. 8 136 Abf. 2. — Entipredend 
KrO. f. Hannover 8 23, Heffen-Naflen 
8 25, Weftfalen $ 31, RL Rheinproving 
5 31, Schl.⸗Holſtein $ 

” ) Sd1.-$ ⸗ —X 88 os 
189) 8 Fur u. (Helgoland) & 
ES. 11 — Hannover AO. 7 
(88. 181) ; 22a, 26, 118, 119 nm. 
Amts⸗O 10. Mai 59 (han. 33. I 483) 
8 5 u. 6; verb. 8 214 Ab. 8 d. W. — 
Seffen-Raffau OD 85 (68. 198) 

g 4-26, 28, 117, 118 u. (Landkr. 
—** a. M.) 8 30 u. 38. — In 
Hohenzollern ift (ohne jwingenben 
Grund) die Bezeihnung „Oberamtmann“ 
geblieben LBS. $ 5 u. &. 52 (88. 86) 

8, 9 u. 10 
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Geeignet zum Landrath find außer den zum höheren Verwaltungs⸗ oder 
Juſtizdienſte befähigten auch Die dem Kreiſe feit mindeſtens einem Jahre durch 
Srundbefig oder Wohnfl angehörenden Perfonen, ſoweit diefe mindeſtens 
4 Jahre ald Referendare bei den Gerichten und Berwaltungsbehörden oder in 
Selbftvermaltungsämtern des betreffenden Kreiſes, Bezirls oder der Provinz 
thätig gewefen find. In letzterem Falle kann eine Beſchäftigung bei höheren 
Berwaltungsbehörden bis zur Dauer von 2 Jahren in Anrehnung gebradt 
werden). — Abweichende Grundfäge gelten in Pofen und Hohenzollern ®*). 

Die Landräthe ftehen unter den Regierungspräfidenten®®). Ihr Wirkungs⸗ 
kreis erfiredt ſich über alle Verwaltungszweige, für die keine befonderen 
Beamten beftellt find). Urſprünglich nur als ftändige Kommiſſarien der 
Regierung gedacht?”), find fie durch die VBerwaltungsorganifation felbftftändiger 
geftellt, insbefondere ift ihre Zuftändigfeit in Verbindung mit der des unter 
ihrem Borfite zufammentretenden Kreisausfchuffes wefentlich erweitert 59). 


Der Kreisausfhuß in feiner zunädft für die Sinede der Kommunal- 
verwaltung erfolgten Zufamnenfegung?) bildet zugleich eine entſcheidende 
Stelle in Saden der Landesverwaltung und das Bermwaltungegericht erfter 
Inftanz®). 

In Stadtkreifen tritt in den gefeßlich vorgeſchriebenen Fällen an Stelle des 
Kreisausſchuſſes der Stadtausfhuß. Er befteht unter dem Vorſitze des 
DBürgermeifterd aus vier Mitgliedern, die vom Magiftrat aus feiner Mitte 
und — wo der Bürgermeifter allein den Gemeindevorftand bildet — von der 
Gemeindevertretung aus der Zahl der Gemeinbebürger zu wählen find®?). 


*) In Bofen kommt die ältere Borfchrift 
(Regul. 38 GS. 423) weiter zur Ampen- 
bung ©. 87 (&5. 197) $ 5, während in 
Hohenzollern (Anm 53) die Befähigung 
für den höheren Berwaltungs- ober Juſtiz⸗ 
dienſt erforderlich iſt G 79 (GS. 160) 8 16 
u. ©. 83 (GSſS. 99). 


=) B. 15 (©. 85) 8 44, 8BG. 8 18. 


) Inſtr. 31. Dez. 16, nicht veröffent- 
ud u. ohne Geſehertraft R. 22 (Ka. VI 
929). — Kreioſtatiſtiken ZR. 62 (MB. 
230). — Stempel zur Bollziehfung amt- 
licher Schriftfüde 3. 93 (MB. 94 ©. 1). 
"8. 15 (Aum. 55) 8883. Dem ent. 
fpredend lonnten fie mit Etimmredt zu 
pr Regierungsfigungen kugegogen werben. 
25 (88. 26 ©. 5) D 


8 LVG. 83, — 76 u.77; 
KO. f. Hannover $ 24, Heflen-Naffau 
8 26, Weftfalen $ 32, d. Rheinprov. 8 82, 


Schl.⸗Holſtein 8 68. — Zwangsbefuguiſſe 
8 2229. 


”, 6 80 Abf. 3 d. ©. 


”) LBS. 8 86; Dienfiftellung des Aus- 
ſchuſſes u. feiner Mitglieder 8 39, 40, 48 
u en Zuftändigleit u. Verfahren 5 59 
d. W. 


ei) WG. 8 37, 38 u. KO. 8 170. 
— Dienfifiellung, Zuftändiglet u. Ber- 
fahren wie vor. Anm. — In einzelnen 
Fällen (Zuf®. 8 109, 114, 8. 31. Dez. 
83 $ 1) tritt in Breisangehörigen Städten 
über 10000 Einwohnern an die Etelle des 
Kreisausfchuffes der Magiſtrat LVO. 5 4 
abi. 2 In Hannover ift die Zahl biefer 
Städte noch erweitert KrO. f. Han. 8 28. 
Die Zuftändigkeit diefer Magiſtrate ift enger 
begrenzt, als die der Stadtausihäfie und 
die der leßteren enger, als bie der Kreis⸗ 
ausichüfie. 
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f) Zuftändigkeit und Verfahren. Die neue Berwaltungsorgani« 
fation ®2) hat ſich nicht darauf beſchränkt, neben der als Regel durchgeführten 
büreaumäßigen Erledigung der Berwaltungsgefchäfte (Berwaltungsverfahren) *°) 
für einen Theil diefer die kollegiale Behandlung dur Laienkollegien vor» 
zufehen (Beichlußverfahren), fondern außerdem die Berwaltungdgerichtöbarleit 
eingeführt, mittelft deren ein anderer Theil der Verwaltungsſachen durch 
unabhängiger geftellte Behörden und in einem förmlichen, dem gerichtlichen 
nachgebildeten Verfahren entfchieden wird (Bermwaltungsftreitverfahren). 

Diefe dreifache Geftaltung des Verfahrens hat eine umfaflende Neu⸗ 
regelung der Zuftändigfeiten mit ſich gebradt. — Das allgemeine Ber- 
waltungsverfahren wird in der Prooinz von dem Oberpräfidenten, im Regie⸗ 
rungsbezirke von dem Regierungspräfidenten und der Regierung und im reife 
von dem Landrathe ausgeübt, während das Beichlußverfahren in diefen drei 
Bezirken von dem Provinzialcathe, Bezirksausſchuſſe und Kreis- (Stadt-) Aus⸗ 
fhyuffe gehandhabt wird, und die Entſcheidung im Streitverfahren an höchſter 
Stelle dur das Oberverwaltungsgeridt, fonft aber gleichfalls dur den 
Bezirksausſchuß und Kreis- (Stadt-) Ausfhuß erfolgt *). Streit- und Beſchluß⸗ 
verfahren finden fich fonadh in der Hand der Bezirks⸗ und ber Kreisausſchüſſe 
vereinigt, die mit den im gewöhnlichen VBerwaltungsverfahren zuftändigen Re- 
gierungspräfldenten und Landräthen in engfter Verbindung fiehen. Die 
Scheidung der Verwaltungsſachen, die zuerft zu völliger Sonderung der Ver⸗ 
waltungsgerichte und Verwaltungsbehörden in der Bezirksinſtanz geführt hatte, 
fommt deshalb nur noch für das Verfahren in Betradt. Ihre Nachtheile 
find damit großentheil® befeitigt, indem die Zuftändigkeitsfragen nicht mehr 
zwifhen den Behörden auftreten, fondern innerhalb diefer zum Austrage 
fommen®). Die umfangreiche und verwidelte Zuftändigfeitägefeßgebung, Die 
unferer Verwaltung mit der neuen Organifation beſchieden worden, ift Dagegen 
geblieben. Grundfäglich follen Streitfahen über Anſprüche und Verbindlich“ 
feiten aus dem Öffentlichen Rechte, foweit ihre Entfcheidung nicht vorwiegend 
auf Berwaltungsermeflen beruht und nicht nur vorläufig, vorbehaltlid des 


2) 8 54 d. W | fahren zugewieſenen Streitigkeiten kann Su 


“, 288.86. — Bejondere Arten 
des Berwaltungsperfahrens in Mili» 
türfagen Erſatzgeſchäft) 8 95, Kaſſenſachen 
5 119 Abſ. 4, Polizeiſa 5 220—222, 
Bergfaden 8 811 Abſ. 8, — 
lichen Auseinanderfegungen 8 818 Abf. 4 
be lungen $ 320, Snteignungen 3 857 


—*8 5 3, 4, 7 u 54; die Zus 
ſtändigkeit der Selbfiverwaltungsförper wird 
durch Geſetz beftimmt $ 4 u. 7 Abſ. 2. 
Für die durch Reichsgeje den Streitver- 


ftändigkeit und Inſtanzenzug dur Kön. B 
beftimmt werden G. 85 (®5. 127). — 
Die örtliche Zuſtäudigkeit beftimmt 
ſich, wo Grundſtücke in Frage fliehen, nad) 
deven Lage, fonft nah dem Wohnſitze 
der Betheiligten daf. $ 57—59. 

“) Die Nothwendigleit diefer Aenderung 
war in des Verfaſſers „Weiterführung der 
Berwaltungsorganifation“ Berl. 1878, ſo⸗ 
wie in $ 57 ber älteren Auflagen bieſes 
Werkes näher entwickelt. 
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Rechtoweges erfolgt, im Streitverfahren erledigt werden, während von den 
übrigen Derwaltungsfadden die widhtigeren und zu follegialifher Behandlung 
geeigneten dem Beſchlußverfahren vorbehalten bleiben. Ein feſter Grundfag, 
der in einer allgemeinen Formel (Generalflaufel) hätte Ausdrud finden können, 
ift jedoch nicht gegeben. Es hat deshalb eine Regelung der einzelnen Fälle 
(Kaſuiſtik) erfolgen müflen, die behufs vafcherer Ueberleitung in das neue Ber- 
fahren zu einem umfangreichen, alle betreffenden Berwaltungszweige zufammen- 
faffenden Gefetze geführt hat®®). 

Für das allgemeine Berwaltungspverfahren find die Rechtsmittel ge- 
ordnet worden. Für die erfte Anfechtung der Verfügungen dient in ber Regel 
die Beſchwerde, im Streitverfahren die Klage. Wo letztere zugelaflen, ift 
erftere regelmäßig ausgeſchloſſen 87). “Die Friſt beträgt für beide zwei Wochen. 
Sie fließt jede fpätere Beſchwerde aus (Ausfhluß- oder Präkluſivfriſt) und 
bat, fomeit nicht die Hinausfhiebung der Ausführung nad) dem Ermefien der 
Behörde das Gemeinweſen benadjtheiligen würde, aufſchiebende Wirkung ®). 
Gemeinfam geregelt find ferner der Gefchäftsgang®?) und die VBollftredung '%). 

Das Bermwaltungsfireitverfahren?!) gewährt trog der im Intereſſe 
des Rechtsſchutzes vorgefchriebenen Formen??) dem Bermaltungsgerichte eine 
ziemlich freie Bewegung. Diefed kann unzuläffige oder unbegrändete Klagen 
durch Beſcheid zurücweifen und, mo eine mündliche Verhandlung nicht aus⸗ 
drücklich beantragt wird, ohne ſolche entſcheiden, andererſeits bei ſcheinbar be⸗ 


gründeten Anſprüchen — ähnlich wie im gerichtlichen Mahnverfahren (5 192 


“, Zuſtändigkeits6. 1. Aug. 88 
(85. 237); Bearb. wie Anm. 2. Das 
Geſetz ſtellt fih als eine Reihe von Er⸗ 
gänzungsgefegen auf den verſchiedenen 
Berwaltungsgebieten dar und wird mit 
dem Tortfchreiten der Einzelgeſetzgebung 
von diefer allmählich aufgefogen werden. 
Die Beitimmungen dieſes Geſetzes kommen 
demgemäß mit den Einzelgebieten zur Dar⸗ 
ftellung. — Ueber die Dlängel dieſer &e- 
ſetzgebungsweiſe &. 10 u. 11 der in vor. 
Anm. erwähnten Schrift. 

7) 8WG. 50. — Abweichung bei 
Poripeiserfügungen & 222 Abf. 4 u. 


* 288. 8 51-58 u (Berehnung) 
3PO. 8 221, 222, 224 un 808, 
8 187—19. — leide Frift bei Be⸗ 
rufungen u. Revifionen LBG. $ 86 u. 95, 
bei weiteren Beſchwerden $ 121 und in 
Polgeilagen 8 129. 

“, Daf. $ 55, 56 u. Regulative 84 
für Propinziafrätge (MB. 35), Bezirks⸗ 
ausſchuſſe (MB. 37) und Kreis. (Stadt-) 
aueftfie (MB. al Geihäftsüiherfiähten 
ZB. 84 (MB. 85 ©. 1.) Heranziehung 


der Pönigl. techniſchen Beamten ZR. 74 
(MB. 119). 


” LBS. 5 60. Zwangsverfahren betr. 
Zahlungen 8. 79 (ES. 591) u. Am. 
15. Set 79, betr. Handlungen ae 
Unterlaffungen $ 57 Anm. 36 u. 8 222 
Abſ. 2 dv. W. 


”) Daneben gelten gem. LBS. 8 157 
die befonderen Beſtimmungen über das 
Verfahren in Disziplinarſachen ($ 66 
d. W.), Armenftreitigkeiten ($ 271 Abf. 5), 
Oewerbetonzeffionsfachen $ 341 Ne I 

u. 2 d. W). — Ein beſonderes Ver⸗ 
fahren bee er in Waldſchutzſachen 

8 830 Abf. d. W. u. in betr. der 
Rehismite Gegen Bolizeiverfügungen 8 22% 
Abf. 4 d. W. 


”) Die Fünfllihe Uebertragung ber 
Grundfähe des Zivilprozeſſes (insbeſ. fiber 
Klage, Parteien, Beweis, Gebundenheit des 
Richters an den Klagenantrag, Rechtskraft 
u. auffiebende Wirkung der Rechtsmittel) 
auf Die Verwaltung iſt neuerdings lebhaft 
befämpft in „Zorn, Kritiſche Studien zur 
Ber baltungegeriihtebarteit” (Berwaltungs- 
archiv 11 Heft 1 u. 2.) 


Der preußifche Staat; Behörden und beren Berfahren. 8 59. 75 
Nr. 288.) — dem Bellagten durch Beſcheid die Klaglosftellung des 
Klägers aufgeben. Auch die Entſcheidung fällt das Gericht nach feiner freien, 
aus dem ganzen Inbegriffe der Verhandlungen und Beweiſe gefchöpften Ueber⸗ 
zeugung’®). Gegen erftinftanzlie und nicht endgültige Entſcheidungen findet 
die Berufung an den Bezirksausſchuß und, wo bdiefer entſchieden Kat, an das 
Oberverwaltungsgericht ftatt; die Berufung ift bei dem Gerichte, welches ent- 
ſchieden hat, anzumelden und zu rechtfertigen?“). Gegen zweitinflanzliche, nicht 
endgültige Endurtheile der Bezirksausſchüſſe it — infofern unterlaffene oder 
unrichtige Anwendung des betreffenden Rechts oder weſentliche Mängel bes 
Verfahrens behauptet werden — die Reviſion an das Dberverwaltungsgericht 
zugelafien?d). An Koften kommt ein Pauſchquantum zur Hebung?d). Zur 
Erhebung von Kompetenzkonflitten find auch im Streitverfahren die Zentral- 
und die Provinzialverwaltungsbehörden befugt. Die Entfcheidung über bie 
Zuftändigfeit erfolgt durch die Berwaltungsgerichte und, wenn fidh in derfelben 
Sache Berwaltungsbehörde und Verwaltungsgericht zuftändig erflärt haben, 
durd) das Oberverwaltungsgericht ?). 


Im Beſchlußverfahren Tann der Borfigende in unaufſchieblichen oder 
Hor liegenden Fällen felbftftändig verfügen, ſoweit nicht ein kollegialer Beſchluß 
vom Geſetze erfordert wird, oder die Abänderung eined dur Beſchwerde an- 
‚gefochtenen Beſchluſſes erfolgt. Nach dem Ermeſſen der Behörde Tann auch 
mündliche Verhandlung und förmlihe Beweisaufnahme eintreten. Damit ift 
das Verfahren dem Streitverfahren näher gebracht. Beſchwerden gegen erſt⸗ 
inftanzliche, nicht endgültige Beſchlüſſe find bei der beſchließenden Behörde an⸗ 
zubringen und gehen an die nächſt höhere Inftanz, welche entgültig entjcheibet. 
In einigen Ausnahmefällen geht die Beſchwerde an den Miniſter. Endgültige 
Beſchlüſſe, melde die Befugniffe der Behörde Überfhreiten oder das beftehende 
Recht verlegen, können vom Borfigenden mittelft ber Berwaltungsflage beim 
Oberverwaltungsgericht angefochten werden ®). 


”) WG. 8 68—81. Ausichließung u. 
Ablehnung der Gerichtsperſonen $ 61, 62; 
Beihwerden über Leitung bes Berfahrens 


(MB. 30) u. f. Haimover Veit. 85 (MB. 
140); die zivilprozeßrechtlichen Gebühren 
ber Zeugen u. Sachverſtändigen (8 187 


$ 110, 111; Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand 8 112. — Die Geltendmachung 
des Anſpruchs vor dem Berwaltungsgericht 
unterbricht die Verjährung BGB. 8 220. 

”) LBS. 5 82-92. In Armenfteit- 
fachen iſt flatt des OB®. das Bundesamt 
für ge matgiefen zuflänbig 8 271 Abf. 5 
d. W. 


=) 288. 8 98-99 u. 101; Wieder⸗ 
anfanıme deS Berfafnene 2Bß. g 100 
u. . 


”) Def. 8 102—109, 3. u. Tarif 84 


Abf. 4) gelten aud hier LBS. $ 106. — 
Gerichtliche Geſchäfte auf Erſuchen der Ber- 
waltungsgerichte ſind koſtenfrei &. 95 (&S. 
208) 8 7. Die Stempelfreiheit des Ver⸗ 
fatrens (28®. 8 102) umfaßt nit bie 
Bollmadten ZR. I6 (MB. 116). — Die 
Koften und bie uch base BOB. nad 
ES. Art. 103 nit berührten) Anſprüche 
auf ihre Rüderftattung erläheen, in vier 
Jahren G. 99 (6S. 177) U 


”) 286. $ 118. 
”, Daf. 9 115—126. 
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4. Ortsbehörden. 


8 60. 

Die Ortd- (Lokal⸗) verwaltung wird regelmäßig von den leitenden Be- 
hörden der Gemeinden (Magiftraten, Bürgermeiftern und Gemeindenorftehern) 
wahrgenommen ??). Nur die Bolizeiverwaltung wird in den großen Städten 
durch Königlihe Behörden (8 214 Abf. 2) und in den Landgemeinden der 
meiften Provinzen durch befondere, zwifchen Kreis- und Gemeindebehörden ein- 
gefhobene Behörden ($ 214 Abi. 3) gehandhabt. Im den weftlihen Pro⸗ 
vinzen find diefen Zwifchengliedern auch Gefchäfte der allgemeinen Verwaltung 
übertragen), — In Ausübung aller obrigkeitlihen Gewalt fliehen den Ge⸗ 
meindebehörden Zwangsbefugnifie zu ($ 222 Abf. 2). 


5. Geſchäftsgaug. 
861. 

Alle bei den Behörden eingehenden Sachen (Eingänge) werben unter fort⸗ 
laufenden Nummern in ein Tagebuch (Journal) eingetragen, welches den Eins 
gang und die demnädftige Erledigung nachweiſt. Die Erledigung erfolgt, ſo⸗ 
weit die Eingänge nicht nur für die Behörde felbft beftimmt find und „zu den 
Alten“ geben, durch Schreiben. Diefe können im Anflug an die Eingänge 
felbft gefertigt und mit diefen abgefendet werden (Erledigung in Urſchrift oder 
brevi manu) und heißen, wenn fie auf die Eingänge felbft geſetzt werden, 
Rand⸗ (Marginal-) Schreiben. Sie finden Anwendung, wenn die Eingänge 
bei der Behörde nur durchlaufen oder fonft für diefe keinen dauernden Werth 
haben, oder wenn ihre Rückgabe erfordert ifl, was durch den Zufag „unter 
Beding der Rüdgabe“ (sub petito oder sub voto remissionis) angedeutet 
wird. In allen anderen Fällen werden die Schreiben felbftfländig entworfen. 
Der in abgefürzter Form unterzeichnete (figuirte) Entwurf (Konzept) verbleibt 
bei der Behörde, während die von befonderen Beamten (Kanzliften) gefertigte 
Reinſchrift (rundum) ®’), nachdem fie mit dem Entwurfe verglichen (tollationirt) 
und vollzogen if, zum Abgange gelangt. Die Lingänge, Entwürfe und 
fonftigen Verhandlungen werden nad) Gegenftänden gefondert, uach der Zeit« 
folge geordnet (Alten) und in befonderen Räumen (Regiftraturen) aufbewahrt ®?). 


578 a. vn u. 79 Abf. 2; verb. 
8 77 Nr. W. — Eine eigene 


Duderfladt, Münden, Uelzen, Stade, 
Bremervörde, Burtehude, Verden, Aurid, 








Stellung chen die ſelbſtſtändigen 
Städte der Provinz Hannover ein, 
welche, obwohl zu den Kreifen gehörig, 
doch die (Übrigens den Kreisbehörden über» 
tragenen) Geſchäfte ver Landesverwaltung 
wahrzunehmen haben KO f. Han. $ 27. 
(Weitere Befugnifie $ 58 Anm. 61, 8 215 
Anm 24 u. 8 222 Ahf. 4). Selbfiftändig 
find die Städte: Hameln, Nienburg, Peine, 
Goslar, Einbeck, Northeim, Oſterode 


Norden, Leer, Papenburg unb Lingen. 

) Weſtf. LandO. 56 (ES. 265) 
8 Tun rhein. GemO. 45 (85. 528) 
51 

eij Kanzlei Regl. 33 (RA. XLII 865); 
Zufiz $ 173 Anm. 7 d. W. 

=) AYusfonderung u. Vernichtung alter 
Alten ZR. 76 (MB. 254); b. d. Yufliz 
zwei Sf. 00 (IMDB. 569, 575 u. 577). 
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Die Schreiben, für welche bei allen Reichs⸗ und Staatöbehörden ein 
einheitliches Format vorgefchrieben ift®®), unterfcheiden fi in Form und Aus» 
Orud, je nachdem fie an vorgefegte, untergebene (fubordinirte), oder an gleich 
ftehende (koordinirte) Behörden und Privatperfonen gerichtet find. In erfterem 
Falle heißen fie Berichte, im zweiten Verfügungen und im dritten Schreiben. 
In Immediatberichten werden die Ausdrüde „allergnädigft“" und „allerunter 
thänigft“ gebraudt*). In den Berichten wird „gebeten“, in den Schreiben 
„erſucht“, in den Verfügungen „angewiefen“. Auf allen Schriftftüden ift auf 
die erſte Seite oben rechts die Orts⸗ und Zeitangabe, links die ſchreibende 
Behörde und die Tagebuchuummer — bei längeren Schriftftüden auch die 
Zurze Angabe des Inhalts (Rubrum) und der Anlagen — und unten links 
die Adrefle zu fetten. Berichte werden auf den erften drei Seiten in halber, 
von da ab in Dreiviertelbreite gefchrieben. Der Geſchäftsverkehr ſoll 
zur Verminderung des Schreibwerkes möglihft vereinfacht werden. Alle 
Schriftſtücke follen rein ſachlich in Harer, knapper Ausdrucksweiſe gefaßt und 
alle Förmlichkeiten (Rurialien), unter anderem aud die perfönlihen Anreden 
der eine Behörde bildenden Einzelbeamten vermieden mwerden®d). Befondere 
Borfäriften find über Zahlen, Zeite und Qemperaturangaben ergangen ®®). 

Die Gefhäftsfprade ift deutſch. Nichtdeuſche Eingaben find nur in 
dringenden Fällen zu berückſichtigen?). Entbehrliche Fremdwörter find zu 
vermeiden). — Die Beröffentlidungen (Publikationen) erfolgen durch 
beftimmte Blätter??). 


) 33 od. 87 cm Höhe u. 21 cm Dreite 


theifigen Thermometer (Celfins) zu machen 
ZR. 77 (MB 85) m. zwei 84 (MB. 5 . 92 (MB. 249). 


u. 258). — Eintheilung in Ries zu 1000 
Bogen 3. 83 (MB. 209). — Prüfung 
der eplerforten Vorſchr. des StM. 3 
ZMB. . 9), dr Tinten 2. 
(MB. 10) 


) AR. 58 (MB. 203.) 

=), Grundzüge des Staatsminiftertums 
für den Geichäftsverlehr der Staats⸗ u 
Kommmmnalbehörden RE. der Min. d. 3n. 
u. d. Fin. 97 Br 144), ferner (ältere 
Vorſchriften) B. 10 (&S. 3) Abſchn. 
Staatsmin. Abſ. 8 u. RegInſtr. 17 (GS. 
248) 8 83. — Die bergebraditen, aber 
entbehrlihen Redewendungen enthält Rothe, 
über Kanzleifiil (10. Aufl. Berl. 98). 

“) Bei mehrftelligen Zahlen find Die 
Gruppen zu 3 Ziffern durch Zwiſchenräume, 
die Dezimalftellen durch Kommas zu be- 
zeihnen SHMB. 81 (ME. W, IME. 
58). — Als gefeßlihe Zeit ift in Deutich- 
land die mittlere Sonnenzeit des 15 Längen 
gie es feſtgeſetzt RG. 98 (RB. 93). 

peraturangaben find nad dem 100» 


6) G. 76 (85. 8398) $ 1-8, 10, 11 
u. 8. 81 (2. 3829). — Gerichtefprace 
8 174 Ubf. Dolmeiherd. $ 184 
Anm. 18 db. 8* 

) Die Ausſcheidung entbehrlicher Fremd⸗ 
wörter iſt neuerdings in der Geſetzgebung 
wie in der Verwaltung bewirkt, erſcheint aber 
noch weiterer Ausdehnung fähig. Sarrazin, 
grbentfchungewdrterbug (2. Aufl. Berl. 

89). 


) Kür das Reich beftehen das R.⸗Geſ.⸗ 
BI. u. das ZentralBl. (8 14 Abf. 4 d. W.), 
für den preuß. Staat bie GefSamml. u. 
das Min.Blatt der inn.Verw. ($ 38 d. W.), 
für Provinzen n. Reg. bezirke die Amteblätter 
(daf.), für die Kreife die Kreishlätter. — 
Belondere Beröffentlihungsblätter für das 
Heer 8 99 d. W., die Kriegsflotte 8 114 
Abf. 3, für Verwaltung der Juſtiz $ 173 
Abſ. 3, des Bauweſens $ 262 Abſ. 4 
Unterrichts 8 290 Abf. 5, Handels 8 368 
Abf. 3, der Eifenbahnen $ 366 Abf. 3, 
der Poſt und Xelegrapben 5 370 Anm. 8, 
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Gebühren werben, abgefehen von einzelnen Amtshanblungen (Baßans- 
fertigung, Zwangsvollſtreckung) in Verwaltungsfadhen nit mehr erhoben ®). 

Befonders geordnet ift die geichäftliche Behandlung der Poftfendungen 
(8 371 Abf. 1) und Telegramme ($ 372 Abf. 2). 


Die Stantsbeamten?). 


1. Begriff und Arten, 
8 62. 

Das durch die Verfaffung verheißene allgemeine Stantöbienergefeg?) ift 
nicht ergangen; neu geregelt wurden nur die Disziplinarverhälnifie (K 66), 
das Penfionswefen ($ 74) und die Wittwen- und Waifenverforgung ($ 75). 
Sonft bildet no das Landrecht die Grundlage?). 

Etaatöbeamter ift jeder dauernd in ein unmittelbare oder mittelbares 
Dienftverhältnis (Amt) zur Ausübung von Verrichtungen der Staatögemalt 
Berufene*). Mittelbar heißen diejenigen Staatsbeamten, die bei einer dem 
Staate untergeorbneten, bei Erfüllung der ftaatlihen Aufgaben mitwirfenden 
Körperfhaft (Provinz, Kreis, Gemeinde, Sozietät u. f. w.) in einem Beamten- 





für Entſcheidungen des OVerwGer. $ 583 
Anm. 45 u. 46, des Bundesamtes für 
Heimathweien 8 271 Anm. 17, für evan- 
sell, Birhengeiege 8 288 anf. 2. 
“8. 42 (86. 309), f. die neuen 
Prenngen 8. 68 (02. 177) u. daneben 
f. Schlesw.⸗Holſtein 8. 72 89. 585). 
Bergamtsgebühren $ 311 Anm. 7. — 
Andererſeits find einige Verwaltungsge⸗ 
bühren für Erlaubnißertheilungen in der 
Form des Stempels neu eingeführt worden 
8 152 Abf. 3. — Verjährung wie Anm. 76. 
2) Geſchichte S 30 Auf. 5 d. W. — 
Die bejonderen Berhältniffe ber für 
einzelne Verwaltungszweige anges- 
fRellten Beamten finden fi bei diefen 
vermerkt: Kommunalbeamte $ 77 Nr. 2; 
Provinzialbeamte $ 81 Ab. 3; gefandt- 
fhaftlihe Beamte $ 84 Anm. 26; Kaſſen⸗ 
beamte 8 119 Ab. 2; Forſtbeamte 6 125; 
Zoll⸗ u. Steuerbeamte 8 150 Abſ. 8; 
Juſtiz⸗ u. riterlihe Beamte $ 131 — 184; 
Polizeibeamte $ 216—219; Medizinal- 
beamte $ 252; Banbeamte” 8 262 Abf. 
3 u. 263; Lehrer 8 293—295; Beamte 
der Zentralgenoffenichaftslaffe 5 807 Anm. 
67; Bergbeamte $ 311 Abf. 3; Thier⸗ 
ärztliche Beamte $ 834; Fifchereibenmte 
& 389 Abf. 2; Eifenbahnbeamte 8 866 
Abſ. 3 d. W. — NReihsbeamte 5 2124. 


) BU. Art. 98. 

) ER. II 10, nebft —ãe— 
geführt in Hohenzollern AE. 54 (86 
in die neuen Provinzen B. 67 (OS. isıet 
u. in Lauenburg ©. 78 (668. 978 1, 
2, 61 u. 8. 79 (GS. 368.) — Pren B. 
a üengeeegehung von Pfafferoth (8. Aufl. 


9 StGB. $ 859. — Die Begriffs. 
beftimmung des ER., nad welder die 
Beamten vorzüglih beſtimmt find, die 
Sicherheit, die gute Ordnung und ben 
Wohlftand des Stantes unterhalten u. be⸗ 
fördern zu helfen, u. wonad fie dem Staats 
oberhaupte befondere Treue u. Gehorfam 
ſchuldig und dem Staate zu befonderen 
Dienften durch Eid u. Pflicht zugethan 
find (II 10 8 1—3), if umollfändig. 
Wenn das LR. ferner ben Beamten auch 
die Geiftliden (II 11 $ 19 u. 96) u. Mili- 
tärbedienten (II 10 8 4—67) zuzählt, fo 
ift erfteres mit der ber Kirche durch BU. 
Art. 15 gewährten Selbſiſtändigkeit nicht 
mehr vereinbar, letzteres im Begriffe richtig, 
aber, was die Perſonen bes Soldaten⸗ 
Rondes anlangt, der völlig gefonderten Ein⸗ 
rihtung des Militärweiens nicht ent⸗ 
ſprechend 21 Anm. 4. — Merkmale er 
Seamteneigenfihaft zwei 3 91 (MB. R% 
©. 37 u. 36). 
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verhältniffe angeftellt ſind )). Das Beamtenverhältnis entfpringt dem öffent- 
lichen Rechte, bringt jedoch einzelne privatrechtliche Folgen mit fi ($ 64 und 


71 Abſ. 1). 


Eine befondere Stellung nehmen die richterlichen Beamten vermöge 
ber ihnen gewährten größeren Unabhängigkeit ein ($ 182 Abf. 3). 
Nah der Art ihrer SChätigkeit werden Höhere, Subaltern- und 


Unterbeamte unterſchieden. 


Bei den höheren Beamten wird eine wiffent- 


fhaftlihe, bei den Subalterbeamten eine geſchäftliche Borbildung vorausgejekt, 
während die Unterbeamten vorwiegend zu nur mechaniſchen Verrichtungen an 


geftellt find. 


2. Anftellung. 
g 68. 
Die Ernennung erfolgt durch den König‘), entweder unmittelbar?) oder 
in feinem Auftrage durch die oberen Behörden®). Sie erfolgt meiſt auf Xebens- 
zeit; nur für untergeordnete Dienftverrichtungen findet eine Annahme auf 


Kündigung oder Widerruf ftatt. 


Der Angeftellte erhält in der Regel eine 


Beftallung und bat den Dienft- und VBerfaffungseid zu leiften?). 
Unter Einhaltung der von den Geſetzen feftgeftellten Bedingungen 
find die öffentlichen Aemter für alle dazu Befähigten gleich zugänglich 1%). “Die 


Bedingungen find: 


1. Reih8- oder Staatdangehdrigkeit, die indeß mit der Anftellung 
im Staat&dienfte von felbft erworben wird 1); 


9 DB. (XVI 154). 

BU. Art. 45 u. 47. 

8. 27. Ott. 10 (86. 3). Der 
König ernennt die Räthe bei allen Zen⸗ 
trale u. Prov.VBehörden u. die im Range 
höher oder gleichftehenden Beamten (daf. 
Abſchn. Staatsmin. Nr. 5); ferner bie 
Richter gnſchuchuic der Handelsrichter G. 
78 (GS. 230) $ 7; bie Univerſitäts⸗ 
profefforen, die Direktoren der Gymnafien, 
Real» u. höheren Bürgerfhulen u. Semi⸗ 
narien nu. die Nendanten der Hauptkaſſen 
3. 10 Abſchn. Min. d. Sun. u. V. 42 
Be 385 1) 8 3. - 846 Abſ. 1 


vi —S 17 66. 248) 8 18. 

) BU. Art. 108 u. zwei V. 67 (GS. 
132 u. 715). Die VBerweifung auf den 
geleifteten Dienfteid beim Webertritt in ein 
anderes Amt (KO. 35 KA. XIX 9) if 
fortgefallen 3. 88 (MB. 191). — Ber- 
einigung, der Kanzleiarbeitr StMB. 61 
(MB. 267.) 

” BU. Art. 4 Die Verpflichtung zur 


Kautionsleiftung, die durch das BOB. nicht 
berührt war EG. Art. 90, ift aufgehoben. 
Die Aufhebung betrifft jedoch die Gerichts⸗ 
vollzieher und die Gemeindebeamten nicht 
G. 98 (GS. 19). 

“Ro. 70 (REB. 855) 59. — Die 
Reihsangehörigen ftehen in betreff der Zu- 
lafjung zu affentuihen Aemtern einander 
gleich RVerf. 3. — Den in den 
Reichsdienſt en elfaß-lothrin«- 
gifhen Landespienft Übertretenden Be⸗ 
amten bleibt die Wiederaufnahme in den 
preuß. Staatsdienft ohne Berluft am Dienft- 
einlommen und Dienftalter gefihert AE. 
81 (MB. 46, IMDB. 56). Im Gegen- 
feitigleitöverkehre mit Walded wird die 
Uebernahme eines Beamten als Berjeßung 
innerhalb des übernehmenden Staates an⸗ 
geſehen; Dienſtzeit n. Dienſtalter kommen 
dabei in Anrechnung Acceſſionsvertr. (8 33 
Anm. 19) Art. 7. — Die Unftellung 
naturalifirter Nichtdeutſcher im preußiſchen 
Staatsdienſte (niht im Kommunaldienfte 
R.48 MB. 2) fordert höhere Ermächtigung 
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2. Bollbefig der bürgerlihen Ehrenrechte (8 172 Abf. 3 Nr.2 u. 5); 
3. Befähigung, die durd Prüfung, Supernumerariat, Militäranwart- 
ſchaft oder Probebienftleiftung erworben oder nachgewiefen wird, übrigens 
für die befonderen Verwaltungszweige abweichend geregelt ift}). 

Die in der allgemeinen höheren Verwaltung Anzuftellenden werben 
nad) dreijährigem Studium ber Rechte und Staatswiffenfhaften und Ablegung 
der erften juriftifhen Prüfung zwei Jahre hindurch bei den Gerichtsbehörden 
beihäftigt und Hierauf zu Regierungdreferendarien ernannt. Nach 
weiterer zweijähriger Tchätigkeit in der Verwaltung und Beſtehen einer zweiten 
Prüfung vor der Prüfungstommilfton für höhere Berwaltungsbeante erfolgt 
die Ernennung zum Regierungsaffefjor‘). Die Stellen der Dlitglieber 
und Abtheilungsdirigenten bei den Regierungen, der Mitglieder der Ver—⸗ 
waltungsgerichte und Provinzialftenerdirektionen, der Hülfsarbeiter bei ben Ober- 
und Regierungspräfidenten find den Regierungsaflefioren und neben diefen mit 
einigen Maßgaben den zum Höheren Yuftizdienfte Befähigten ausſchließlich zu- 
gänglich 1). 

Die Militäranwartfchaft, der Zivilverforgungsfchein wird durch In⸗ 
validität oder 12jährige Dienftzeit als Unteroffizier erworben. — Den 
Militäranwärtern find die Stellen der Unterbeamten und Sanzliften im 
Staatd- und Reichsdienfte ausfchlieglich vorbehalten. Die Subalternbeamten- 
ftellen, für melde eine befondere wiſſenſchaftliche und techniſche Vorbildung 
nicht erfordert wird, find mit Ausſchluß der Stellen bei den Sentralbehörden 
mindeften® zur Hälfte in der dem Antheilsverhältniffe entfprechenden Reihen⸗ 
folge mit Militäranmwärtern zu befegen. Durd den Kaifer oder Landesherrn 
tann im befonderen Intereſſe des Dienſtes Bewerbern für eine beftinmte 
Stelle die Anftellungsberetigung verliefen werden. Die fo begünftigten 
ftehen den Militäranwärtern glei). Den Ungeftellten wird Die etiva er- 


KO. 47 (MB. 305) u. StMB. 68 
(MB. 197). Anftellung von Luxem⸗ 
burgen StMB. 80 (MB. 106). 

"6 11. März 79 (GS. 160) u. 
Regul. 83 (MB. 84 ©. 1), $ 12, 21 u. 
24 geändert StMB. 87 (MB. 1351 u 
(8 19) 91 (MB. 164‘; 3. 88 (MB. 79). 
Anwendung auf anhaltiihe Referendare 
Bereind. 99 (8S. 00 ©. 33). Kom. 
v. 2. Herrfurth (3. Aufl. Berl. 89). — 
Ausbildung in der Landwirthihaft RE. 96 
ME. 227). 

2»). 5 9—13. — Byfahighus zum 
—* 8 58 Abſ. 2 

“RG. 71 (RGEB. 275) : 58, 75 bis 
77, 81-93, v. 74 (RGB. 25) 8 10, 
v. 78 (ROB. 149) Art III u IV u 
v. 933 (RGEB. 171) Art. 6,7, 9, 10 u. 
12. — Grundfäße für die Belegung AE. 


823 (MB. 225 u. 1891 ©. 215, 1894 
©. 74, 145, 1896 S. 90, 1897 &. 107 
u. 1898 ©. 108 u. 193), Zuf. zus 1 
v. 95 (38. 17 u. 1897 ©. 29); Er⸗ 
gänzungen: 

a) Stellen im ee gan D) 
Bel. 88 (38. 89 S. 306 u. An⸗ 
ftellungsbehördten MB. 87 ©. 1; 
beide geändert Bel. 89 (MB. 90 
&. 3); Neufaffung der Anl. D II 
(Militärverwaltung) Bel. 98 (38. 
55 u. Behörden 58, erg. 1898 ©. 
350), der Anl. D IU (Marine) 
Bel. 94 (3B 414 u. Behörden 
415), geänd. 98 (38. 57) u. erg. 
2 Bel. 99 (38. 23 u. 138). 

b) Berzeihniß d. Stellen in den Bundes» 
ftaaten 95 (38. 397), Nadıtr. 196 
(38. 97 ©. 2), U—IV 98 (38. 
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5 64. 8 


diente Militärpenflon bis zur Erfüllung ihres doppelteu Betrages oder gewiſſer 


Mindeftbeträge belafien?®). 


Die Pflanzſchule für die Subalternflellen, fomweit fie nicht mit Militär⸗ 


anmwärtern zu befegen find, bildet das Zivilfupernumerariat. 


Für den 


Eintritt als Supernumerar wird voraudgefekt: 


1." Erfüllung der Militärpflicht, 


2. Fähigleit fh 3 Jahre hindurch felbft zu erhalten, 

3. Abfchlußprüfung der Unterſekunda einer neunklaſſigen Höheren Lehranftalt 
(Symnafium, Realgymnafium, Oberrealiäule), Reifezeugniß einer ſechs⸗ 
Haffigen folden Anftalt oder höheren Bürgerſchule oder vorzligliche 
praltiſche Brauchbarkeit und Ausbildung durch mehrjahrige Beſchaͤftigung 


bei den VBehörden!®). 


Die Annahme erfolgt bei den Regierungen?) und ähnlich bei den übrigen 


Brovinzialbehörden 18), 


Bei Beſetzung der nicht auf rein medhanifche Dienſtverrichtungen befchränkten 
Unterbeamtenftellen wird eine Probedienflleiftung erfordert. Ihre Dauer 
beträgt in der Kegel ſechs Monate und hödftens ein Iahr!?). 


3. Pflichten. 
8 64. 
a) Ueberhanpt. Für die Beamten erfcheint die allen Staatsangehörigen 
obliegende Pflicht zu Treue und Gehorfam gegen den Landesherrn und die 
Regierung noch gefteigert?). Sie haben ihr Amt gewifjenhaft und gefegmäßig 


33, 289, u. wit v 98 (39. 40), 
vI 00 (38. 44 

e) —— der Stellen der 
zur Anſtellung verpflichteten Privat⸗ 
bahnen Bel. 00 (ZB. 250). 

d) Anftellung der mit Ausficht hierauf 
verabfchiebeten Offiziere 83 


Anftellung der Gendarmen 8217 Xbf. 2, 
der Schutzleute R; 218, der Forffhug- 
beamten $ 125 Abf. 22.8. — Berid- 
fihtigung der Militäranwärter in den Ge⸗ 
meinden $ 77 Anm. 23, in den Provinzen 
8 81 Anm. 42. 

= 28. 1871 $101—108, RO. 1874 
8 15, 2 un. RG. 1893 Art. 11 u. 12; 
AnsfBef. 75 (MB. 146). 

* 3R. 56 (MB. 57), 59 (MB. 60 

©. 13) u. 80 (38. 18. 81 ©. 381), 
EIML. n. AE. 91 (38. 18. 393) Ar. 
II; verb. 294 Abſ. 2 d. W. 

AD. 27 (KA. XI 869), 55 u. ZR. 

66 RB. 57). — Prüfung der Zivil 

Que be Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


fupermimerare und Militäranwärter 3. u. 
PrufO. 94 (MB. 159). — Die Scheidung 
in 3 Bejolbungsflafien (Sefvetäre und 
Aſſiſtenten] ift befeitigt NE. 13. März 96 
(nit veröffentlicht) u. Polizeibehorden u. 
Landrathsämter) 96 (MB. 57 u. 58. 
 Brovd. Steuerdireftionen 3R. „77 
(MB. 201), 80 (MB. 831 ©. 1) m. 
SHMEB. 91 (vor. Anm.) Nr. II. — Katafter- 
verwaltung R. 60 (MB. 103) u. 71 
(MB. 318). — Genetallommiffionen 
8 318 Anm. 19, Eifenbagndireltionen 
8 366 Anm. 16 d. W. 
2) StMB. 86 (KA. XXI 1) u. AE. 
88 „Anm. 14) 8 19—21. 
” 29.111082, 3u 11 1381, 16. 
— Unzufäfigtet des Kintretens für bie 
gegen die Staats- ober Rechtsordnung ge⸗ 
richteten Beftrebungen OB. 88 MB. 88) 
u. 97 (MB. 92); dieſe Pflicht, die auch 
den mittelbaren GStantsbeamten obliegt, 
bemißt fih nad den verſchiedenartigen 
Aemtern verfhieden OB. (XIV 404). 
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zu verwalten?!) und find namentlich zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet ??). 
Die Pflitverlegung Hat dreifache Folgen, ſtrafrechtliche, ſtaatsrechtliche (dis⸗ 
ziplinarifche), welche entfprehend den den Beamten obliegenden bejonderen 
Pflichten das Strafrecht ergänzen ($ 66), und privatreditliche, welche die Ver⸗ 
tretungsverbindlichleit der Beamten aus Bertragsverhältniffen oder wegen un⸗ 
erlaubter Handlungen umfaſſen. Dabei fommt neben der Haftung des Fiskus 
für die Beantten die der Beamten gegenüber Privaten und gegenüber dem 
Staate in Betracht. Die Beamten haften für den entftandenen Schaden bei 
vorfäglicher und — wenn der Berlegte nicht auf andere Weiſe Erfag erlangen 
kann — aud bei fahrläfftger Berlegung ihrer ihuen Dritten gegenüber ob⸗ 
liegenden Amtopflicht. Ber Urtheilen in einer Rechtsſache haften fie nur im 
Falle gerichtlich ftrafbarer Pflichtverlegung 23). Eine Haftung des Staates 
oder der Körperfchaft für den von ihren Beamten zugefügten Schaden ift 
reichsgeſetzlich — abgefehen von den Grundbuchbeamten ($ 208 Abf. 3) — 
nur in foweit anerkannt, als es ſich um die privatrechtliche Vertretung durch 
die Beamten handelt, während die Haftung für die in Ausübung der öffent⸗ 
lichen Gewalt zugefügten Schäden als öffentlich rechtliche der Landesgeſetzgebung 
überlafjen it). Die ſtrafrechtliche ober zivilrechtliche Verfolgung ift an die 
Genehmignng der vorgefegten Behörde nicht gebunden ?°), doch ift die Trage, 
ob eine Ueberſchreitung der Amtsbefugniſſe oder die Unterlaffung einer Amts⸗ 
handlung vorliege, im alle der Konflitterhebung der vorgefetten Provinzial 
oder Zentralbehörde durch Vorentſcheidung des Oberverwaltungsgerichts feft- 
zuftellen 2°). 


8 65. 
b) Der Beamte ift ferner zur vollen (uneingefhränkten und unbeein- 
flußten) Gewährung feiner Thätigkeit verpfliätet. Er darf weder eigen- 


1), RegInſtr. 17 (OS. 248) 5 8. 

=) 20. 835 (88. 237) — Ber 
nehmung als Zeugen oder Sachverſtündige 
8 195 Anm. 10. 

=) BGB. 8 889, in der Amtspflicht er⸗ 
Scheint die allgemeine Erſatzpflicht ($ 828) 
erweitert. Bei Haftung für Stellvertreter 
(8 831) bleiben weitergehende, die Beamten 
betreffende landesrechtliche Borfchriften 
(LR. I 18 8 41—45) unberührt EG. 
Art. 78 u. AG. Art. 89 10. Mehrere aus 
einer unerlaubten Handlung verantwortliche 
Beamte (Kollegien) haften dem Berletten 
gegenüber ale Gelammtihultner BGB. 
8 840 Abſ. 1, während in dem Verhält⸗ 
niß zu einander der Beamte haftet, ber 
den Schaden verurfadt hat 8 841. Der 
Anſpruch verjährt in 8 Jahren 8 852. — 


Haftung der Beamten dem Staate gegen- 
über ER. II 10 8 88—91 u, (Beamten«- 
follegien) 127—145. Defekte 8 68 d. W. 
Rechtskraft der Amtshandlungen minder- 
jähriger Beamten 2. II 18 8 810. 
Pflicht zur Stempelverwendung St®. 95 
(GS. 415) 8 13, 15, 19 u. (Reid 
ftempel) 8 155 Anm. 44 d. W. 

*) BGB. 5 89 Abf. 1 u. 31; EG. 
Art. 77. Das Landrecht und das gemeine 
Recht kennt diefe Haftpflicht nicht. 

=), BU. Art. 97. 

*) &.13. eb. 54 (GS. 86), RG. 77 
(ROB. 77) 8 11; Berfahren G. 47 
(85. 170) u. WG. $ 114; der Antrag 
auf Borentieidung unterbricht die Ver⸗ 
jührung BGB. 8 210. Die Vorſchrift 
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mächtig einen Dritten an feine Stelle feßen?T), noch ſich ohne befondere Ge⸗ 
nehmigung (Urlaub) aus dem Amte entfernen??), Cine Ausnahme tritt ein, 
wenn die Entfernung zur Erfüllung allgemeiner ſtaatlicher Verpflichtung noth⸗ 
wendig wird, wie beim intritt in den Reichs⸗ oder Landtag??), bei Ein⸗ 
ziehung zum Militär ($ 90 Nr. 2 Abf. 2) und bei Berufung ale Schöffe 
oder Gefhworener). Die Behinderung ift jedoch behufs Ueberwachung der 
Dauer und Regelung der Vertretung den Borgefetten anzuzeigen ?!). Der 
Urlanb wird von der vorgefegten Behörde ertheilt. In der allgemeinen Ber- 
waltung ift dies die Regierung, oder für Beamte der lesteren und für Land⸗ 
räthe, der Regierungspräfident; bei längerer Duuer des Urlaubes ift der 
Dberpräfident oder Minifter zuftändig®?), Dauert der Urlaub Aber 1, 
Monate, fo fällt das halbe, dauert er über 6 Monate, fo fällt das ganze 
Gehalt fort, ſoweit niht Gefundheitsrädfichten die Veranloffung find ’°). 

Der Genehmigung bedarf ed zur Annahme von Orden und Gefdenten®*) 
und zur Uebername von Nebenämtern und Nebenbefhäftigungen, 
von lettteren, foweit fie mit fortlaufender VBergätung verbunden find). Dies 
gilt von Gemeindeämtern?), Bormundfchaften?”), Gewerbebetrieben?®) und 
von der Betheiligung bei Gründung oder Berwaltung von Altien-, Kommandit- 


gilt für mittelbare u. unmittelbare Staats⸗ 
nicht für Reichsbeamte. 
=) M. 1 13 8 41—45, fortbauernb 
gültig G. 99 (GS. 177) Art. 8A1b n. 
Chaftung für Stellvertreter) E®. 3. BGB. 
rt. . 


2. II 10 8 92, 98; ©. 52. (88. 
465) 8 8—13. 

 NBaf. Urt. 21 u BU. Art. 78. 
Die Stellvertretungsloften trägt der Staat 
SHMB. 67 (MB. 326) u. 69 (MB. 276). 

”) 38. 49 (MB. 189), — Gewiſſe 
Beamte find zu diefem Dienft überhaupt 
nicht heranzuziehen GerVerfG. 77 (ROB. 
41) $ 344; ©. 78 (85. 230) 8 33. 

s) OB. (XVI 399.) 


=) RegInſtr. 17 (GS. 248) 8 896; 
Inſtr. 25 (85. 26. S. 1) $ 11th; IR. 
656 (MB. 194). 

”, RD. 63 (MB. 137). 

“, AR. 1120 8 360 nebſt R. 47 (MB. 
249) u. 56 (MB. 219) fordert Minifterial- 
genehmigung; ZR. 74 (MB, 252) vers 
bietet die Annahme von Eiſenbahnfreikarten. 
— Strafe der Belebung StGB. 8 
331—835. 

=) 20.39 (85. 235), Bf. 88 (MB. 
39); dies gilt auch für unbefoldete KO. 


40 (MB. 436), während bei mittelbaren 
Beamten die Uebernahme der mit dem 
Hauptamte unnereinbaren Nebenämter im 
Wege der Auffiht zu hindern ift Bf. 82 
(MB. 47),  Nebenämter in anderen 
Staaten dürfen von Beamten, die vom 
Könige oder mit deffen Genehmigung an- 
geftellt find, nur mit Allerhöcfter Er⸗ 
laubniß angenommen werben AG. 84 (38. 
UV. 517). — Baubeamte $ 263 Ab}. 3 
d. W.; Meliorationsbauinfpektoren 8 328 
Anm. 8. — Beſchränkung des Erwerbes 
von Domänen- oder Korftgrundftüdlen durch 
Domänen- oder Forfibeamte $ 123 Anm. 
20, von Bergwerten und Kuren durch 
Bergbeamte $ 311 Abſ. 3 d. W. 


*) SHMB. 51 (MB. 38). Der Ge 
nehmigung bedarf aud die Wahl zum Ge⸗ 
meindeverorbnieten, nicht die zum Kreistags- 
mitgliede Vf. 93 (MB. 126). — Ger 
meindeauffichts«, richterlichen. Polizeibeamte, 
Geiftlihe und Lehrer find von Gemeinde» 
ämtern ausgeſchloſſen $ 78 u. 79 d. W. 


m BGB. 5 1784 m. 1888 nebft AG. 
Art. 72. 


*) RGewO. 8 12 u.pr. GewO. 45 ( GS. 
41) 8 19. — Muſikmachen der Beamten 
Erl. 79 (MB. 158). 


6* 





| 84 De preußiſche Staat; Beamte. $ 66. 


und Bergwerksgeſellſchaften. Die Betheiligung ift, wenn fie mit Bergütung 
verbunden ift, überhaupt unzuläffig??). Chefchliegungen find anzuzeigen*®). 


8 66. 

e) Die Verlegung der Amtspflichten Tann die ftrafrechtliche Verfolgung 
des Beamten nad) fid) ziehen. Hierbei beftehen neben ben allgemeinen einige 
befondere Strafvorfchriften für Beamte‘), Die Amtspflichten reichen .aber 
noch über das Strafgefeg hinaus. ‘Der Beamte, der dieſe verlegt oder fidh 
dur) fein Berhalten in oder außer dem Amte der Achtung, des Anfehens 
oder des Vertrauens, die fein Beruf erfordert, unwürdig zeigt*?), kann — 
fomweit die Handlungen nicht im Strafgefete vorgefehen find und folange nidht 
wegen derſelben Thatſachen eine gerichtliche Unterfudung ſchwebt — im Dis⸗ 
ziplinarwege verfolgt werden. Die Disziplinarbeftrafung für nicht richter⸗ 
liche Beamte*?) erfolgt dur Berhängung von Ordnungsſtrafen (Warnung, 
Berweis, Geldftrafe und gegen untere Beamte Arreft bis zu höchſtens acht 
Tagen) oder durch Entfernung aus dem Amte (Strafverfegung und Dienſt⸗ 
entlafjumg). Erſtere fteht innerhalb gewiſſer Grenzen jedem Dienftvorgefegten 
zu‘*); der leßteren muß, ſoweit es fi nicht um bloß widerruflich angeftellte 
Beamte handelt), ein förmliches Dieziplinarverfahren vorausgehen, welches 
in Borunterfuhung und mündliche Verhandlung zerfällt‘). Die erfte Inftanz 


») G. 10. Juli 74 (88. 244). 

») SHMB. 96 u. RE. 97 (MDB. 52). 
Das — nad Wenfall der Beitrittspflicht 
zur allgemeinen Wittwenkaſſe bereits be- 
feitigte — Erforderniß der Eheerlaubniß 
iſt für Staatsbeamte und @eiftihe aufs 
gehoben 8 99 (GS. 177) Akt. 

“8 23 Anm. 22. — Die geriätide 
Berurtheilung zu längerer als einjähriger 

eibeitsftrafe, zu Verluſt der bürgerlichen 
hrenrechte oder Stellung unter Polizei⸗ 
anffiht zieht den Verluſt des Amtes von 
ſelbſt nah ſich Di0. m. 48) 8 7; 
verb. 8 172 Abf 

“), Das — ** "Berhalten wird im 
Reichsbeamten G.den Amtepflihtverlegungen 
zugezählt 8 28 Abf. 1 d. W., im preuß. 
DIGG. (folg. Anm.) 8 2 aber neben diefe 
geftellt. Darımter fallen Schuldenmaden 
KO. u. R. 41 (MB. 202 u. 262), Trunten- 
heit KO. 36 (KA. XXI. 13) u. Verlegung 
der Amtsverfchwiegenheit Anm. 22, Re⸗ 
glerungebeamte RD. 25 (86. 26 ©. 5) 


Pa Disziplinar®. 21. 3uli :62(06. 
465); eingef. in die nemen Provinzen nad) 
Maßgabe dr 3. 67 (GS. 1618), in 
Lauenburg nah ©. 79 (GS. 845) 8 27. 
Ausf®. in Waldeck V. 69 (GS. 209). 


— Bearb. v. Seydel (2. Aufl. Berl. 9). 
— Richterliche Beamte $ 1823 Abf. 8 d. W. 

“, DIGG. 8 14-21. — Bezeichnung 
der unteren Beamtenflafien der Steuer- 
verwaltung StMB. 53 (MB. 118), der 
Poligeiverwaltung StMB. 53 (MB. 263), 
der Eiſenbahn⸗ Bau-, Handels und a 
werbeverwaltung SMEB,. 58 (MB. 54 
©. 2). Unbeibringlihe Geldftrafen dürfen 
nit in Haftſtrafen umgewandelt werben 
StMB. 50 (MB. 93). — Gewährung 
eines Theils der Benfion bei Dienftent- 
laſſungen DSG. 8 16 Abf. 3 u. Bf. 98 
(MB. 99 ©. 1). 

*% DIES. 8 3 66, R. 47 (MB. 
141) u. 61 (MB. 169). 

a.) DIES. 8 14, 16, 17, 22, 28, 82—40 

3. (StMB.) 7 (ME. 134). Bei 
Stimmengleichheit eutfcheidet die Stimme 
des Borfigenden StMB. 66 (MB. 177). 
Abweichend bei Berhandlung vor den Berm. 
Gerichten LBS. 8 2272, verb. Aum. 52. 
— Die thatſächliche Feſtſtellung im Straf. 
verfahren ift für den zur Beurtheilung 
derjelben Thatfachen berufenen Disziplinar- 
rihter bindend, da das Disziplinarverfahren 
nur eine ben bejonderen Pflichten der Be⸗ 
amten entfpredhende Ergänzung bes Straf- 
verfahrens bildet DB. (XXII 428); die 
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bildet für die vom Könige oder von den Miniftern angeftellten Beamten der 
Disziplinarhof in Berlin, für alle übrigen Beamten die vorgefekte 
Brovinzialbehörde, die für dieſe Entfheidungen zu Plenarfigungen mit min- 
deftend 3 Mitgliedern zufammentritt*?), Die Berufung geht an das Staats⸗ 
minifterium®®). Urtheile, durch welche bie Gntlaffung eines vom Könige 
ernannten oder beftätigten Beamten endgültig ausgeſprochen wird, bebürfen ber 
öniglihen Beftätigung*?). 

Bei Einleitung des Verfahrens oder in deſſen Laufe kann die vorläufige 
Dienftenthebung (Amtsfufpenfion) mit einftweiliger Einbehaltung des halben 
Gehalte verfügt werden. Im Falle einer Berhaftung oder einer (noch nicht 
rechtokraͤftigen) auf Dienftentlaffung Tautenden oder dieſe geſetzlich nad ſich 
aiehenden Entfcheidung tritt fie kraft Geſetzes ein”). 

Mit entfpreenden Mafgaben findet das Gefeg Anwendung auf: 

1. nicht richterliche Yuftizbeamte?t), 
2. Beamte der Selbftverwaltung 5?) und 
3. Beamte der Militärvermaltung®). 


8 67. 
d) Außer dem Disziplinarverfahren find gegen Beamte gewifie Wer 
fügungen im Interefſe des Dienftes zuläfig: 


Rechtſprechung des Disziplinarhofes ift mit 
Rüdfiht auf die der Disziplinarbehörde 
zugeſtandene freie Beurtheilung (Dieb. 
$ 38 bj. 1) zu dem entgegengefeßten 
Ergebniſſe gelangt. 

“) DES. 5 24 —41 und (Berlin) 


159) n u. SW. des JufMin. 53 (MB. 229, 
IMDB. 834). 


s, Daf. 8 56, 66, 68—77 u. G. 1879 
8 15—20. — Die früßer dem Zuftizwaifen« 
unterütungsfonde übenwiefenen Gelb» 


288.8 45, 47. Eifenbahnpireltionen find 
Brovinzialbehörben ®. 80 (86. 271). — 
Auf Grund des DIES. 8 26 iR die Zu⸗ 
eimpigteit der Prov.behörden ugs StMB. 

63 (MB. 227), 54 (MB. 75), 64 (MB. 
137), 77 (MB. 78 S. 24) u. 94 (3B. 
UB. 730) weiter ausgedehnt. Die richter⸗ 
tihen Mitglieder des Disziplinarhofes (8 

30) werden nad Aufhebung des Ober⸗ 
Tribunals dem Kammergerichte in Berlin 
entnommen ©. 79 (86. 845) $ 13. — 
Disziplinarbehörden für Walded-Byr- 
mont B 69 (GS. 2309) u. (Anwendung 
auf Lehrer) 74 (9©. 858) u. 85 (G®. 
67). — Die Entlaffung kündbar angeftellter 
Beamten bei den Regierungen erfolgt durch 
enbeiätng Regsnfir. 17 (GES. 248) 


ir) ae 3 41-46. 
-) Daſ. 84854; StMB. 84 (MB. 


ftrafen gegen Zuftizbeamte Rieden jetzt zur 
Stantslaffe AE. 85 (IMDB. 170). 

2) Die befondere Vorſchrift des Die. 
878 iſt nah Zufß. 8 203 u. 363 fort- 
gefallen OB. (XVII 432). Gemeinde u. 
Gntsvorſteher 8 78 Anm. 13 d. W.; 
VBürgermeiftr, Mogiftratsmitglieber u. 
ſtüdtiſche —— ZuſtG. 8 20 
Abſ. 1—8, die Entfernung aus dem Amte 
wegen Dienfunfähinten erfolgt allgemein 
in dem Disziplinarverfahren vor dem 
Bezirksauoſchuſſe Dis. 8 94 u. 95, 
Zus. 8 20 Abf. 3 u. 5, OB. (XXI 
60); Amtsoorfteher m. Kreisbeamte KrO. 
868 u. 1348; Mitglieder der Provinzial⸗ 
räthe, Bezirte: u. Kreis- (Stadt-) ansfchüffe 
LBG. $ 14, 82 u. 39, der Provinzials 
ausſchuſſe Brovd. 75 (6. 81 ©. 234) 
8 51; für Brovinzialbeamte daf. $ 98. 
— Hohenzollern Amte- u. Landes O. 
(Neufaſſung 00 SS. A 847 u. 77. 

DIGG. 8 79 — 
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1. Sie können in ein andered Amt von nicht geringerem Range und Ge⸗ 
halte unter Gewährung von Umzugskoſten verjegt werden *). 

2. Unmittelbare Staat3beanite fünnen — foweit es fih um die Umbildung 
von Behörden oder um beftimmte Beamte handelt — auf Warte» 
geld (zur Dispofition) geftellt werden. Zu dieſen Beamten gehören 
Unterftaatsfefretäre, Minifterialdiveltoren, Ober⸗ und Regierungs⸗ 
präfldenten, Intendanten, Staatsanwaltſchaftsbeamte, Vorfteher könig⸗ 
liher BPolizeibehörden und Landräthe, in den neuen Provinzen auch 
Oberregierungsräthe und Oberforſtmeiſte. Das Wartegeld beträgt 
bei Gehältern über 3600 M. die Hälfte bis höchſtens 6000 M. Bei 
geringerem Gehalte wird der Hunderttheilfag entiprechend höher. 
Wartegeldempfänger find bei Stellenbefegungen vorzugsweife zu berück⸗ 
fihtigen >). 

3. Bei eintretender Dienftunfähigfeit fünnen unmittelbare Staatöbeamte 
auf Grund eines befonderen Verfahrens gegen ihren Willen in den 
Ruheſtand verjegt mwerdend‘). Nah Vollendung des 65. Lebensjahres 
kann der Beamte die Berfekung in den Ruheſtand jederzeit erhalten 
und beanfprucdhen 87), 


8 68. 

o) Defekte der Beamten bei Kaffen und anderen öffentlihen Berwal- 
tungen find nad) Betrag und Erſatzpflicht durch Beſchluß der Auffihtsbehörde 
feftzuftellen. Die von den Provinzialbehörden dieferhatb erlaffenen oder ge⸗ 
nehmigten Beſchlüſſe find fofort vollftredbar. Gleiches gilt von den durch die 
Kreisansſchüſſe ald Auffihtsinftanz über Gemeinde und Amtskafſen erlaffenen 
Beſchlüſſen. Gegen den Defektenbeſchluß ift neben dem Rekurſe an die vor⸗ 
geſetzte Behörde der Rechtsweg während eines Jahres zuläffigd). Im Be- 
ſchluſſe ift zugleich über die Koften des Verfahrens zu entfcheiden N. 


4. Rede. 
8 69. 
a) Ueberhaupt. Den Pflichten der Beamten ftehen Rechte gegenüber. 
Infoweit diefe Ausflüffe des verwalteten Anıtes bilden, werden fie Amts- 





*) DIEG. 8 871 u. 96. 

*) Daſ. $ 872, 94 u. 96, zwei AE. 
48 (86. 153 u. 338) u. (neue Prov.) 
8. 67 (85. 1613) Art. VI. 

) DIES. 5 873 u. 88 - 96 (8 88 - 98 
auf Lehrer an höheren, nicht vom Staate 
allein unterhaltenen Schulen anwendbar 
®. 396 ES. 87 Art. VI, u. zwei SIMB. 
59 (MB. 45 u. 109). Berfahren bei 
widerruflih angeftellten Beamten R. 78 
(MB. 74 ©. 23). 


"Beni. 72 (Kaflung des ©. 82 
85. 188 Art. 1) $ 1 Abf. 3 u. 8 30. 


” 9, 24. San. 44 606. 52); ſtädtiſche 
Beamte ZuſtG. 8 175, ländliche 8 32, 
Beamte der Amtéverbände KO. 72 (GS. 
81 ©. 180) $ 550b Nr. 2. — Eifen- 
babndirektionen wie Anm. 47. — Nieder 
ſchlagung ©. 98 (GS. 77) 8 38. 


>) SHMB. 63 (MB. 1). 
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befugniffe genannt. Das Strafgeſetz, welches bie Uebergriffe der Beamten 
mit Strafe bedroht!), bietet ihnen andererfeitd befonderen ſtrafrechtlichen 
Schutz“). Außerdem gewährt der Staat den Beamten gemwiffe Ehren- 
und Bermögensredte. Erſtere beftehen in Rang, Titel und Uniform (b), 
letztere (0) während des Dienftes in Gehalt (d) und fonftigen Vergütungen (e) 
und nad Beendigung des Dienftes in Penſion (f) und in Wittwen- und 
Waiſenverſorgung (g). 


$ 70. 

b) Rang und Titel nebit damit verbundenen Vorrechten werden mit 
der Beftallung ermorben?). Sie können beſonders verliehen werden, find aber 
meiſt ſchon Tolgen des Eintritts in eine beftimmte Beamtenftellung‘*). 

Die höchſte Klaffe im Range der Beamten ift durch den Titel „Exzellenz“ 
bedingt, welcher dauernd erft mit der Ernennung zum „Wirklihen Geheimrath“ 
erworben, vorübergehend aber aud) von den Staatsminiftern und Oberpräfidenten 
während der Dauer diefer Stellung geführt wirdd). Außerdem beftehen für 


die Höheren Beamten 5 Rangllaffen: 


I. Klaſſe: 


heime Ober-Regierungd- (Finanz, Juſtiz⸗, 


Unterftaatsfelretäre, Abtheilungsdireltoren und Wirkliche Ge⸗ 


Kriege», Berg-) Räthe, 


Fräfidenten der Oberredinungsfammer‘) und des Oberverwaltungäge- 


richt”). 


I. Rlaffe: Bortragende Räthe der Minifterien uud Zentralbehörden mit 
dem Titel „Geheimer Oberregierungs- ꝛc. Rath“, Regierungspräfidenten, 
Berghauptleute®), Dberverwaltungsgeritsräthe?), Oberlandeögerichtd- 
präfidenten®), Univerfitätsreftoren während der Amtsdauer®), der Polizei» 


ı) 8 23 Anm. 22. 


7 28. 1118 8 16. — 8 24 Anm. 84 
» W. — Recht zum Waffengebraude für 
» u. Sagdbeamte 8 125 Anm. 87, 
uffidtebeamte $ 150 Aum. 15, 
Sefängnißbeamte $ 173 Anm. 5, Bolizeie 
beamte 216 > Am. 25, Strafanftaltsbeamte 
8 229 Aum. 85. 


2x. II 10 8 84. — Strafe unde 
fngter Führung StGB. 8 3608. — Verluſt 
bei Aberkennung der bürgerlihen Ehren⸗ 
rechte daf. $ 83 u. 343 u. bei Dienftent- 
laffung im Disziplinarverfahren ©. 52 
(GS. 465) 8 168%. — Titel, die nicht mit 
Rang oder Ähnlichen Vorzügen verbunden 
find, auch nicht bereits auf ftaatliche Be⸗ 
amtenllafien Anwendung finden, fünnen 
unbeichadet des ftaatlihen Hoheitsrechtes 
(39 Abf. 8 d. W.) auch von Kommunal⸗ 
behörden und fonfligen zur Anftellung von 


Beamten berufenen Stellen an ſolche ver- 
lieben werben. OB. (VI 52). — Allechöhfl 
bollzogene Patente über Titel- u. Charalter- 
berteihungen find ſtempelfrei RE. 96 (MB. 


8. 7. Feb. 17 (GS. 61). 

5) AE. 49 (MB. 39) u. 5. Mai 88, 

8 1—5 1.7 der. u. 8120 Anm. 
36 d. W. — Ebenſo der Oberlandftall- 
meifter AE. 69 (OS. 95), und der Brüfident 
des Oberlirchenrathe, ala Direltor einer 
früheren Minifterialabtheilung. 

7, AE. 75 (88. 602). — Die Senats» 
präfidenten ſtehen zwiſchen ber 1. u. 2. 
Kaffe AE. 79 (88. 571). 

) AE. * (GS. 579), Zuſ. 4 erg. 
98 (GS. 

) KO. EA (a. III 487); ebenfo ber 
Set der technifchen —3 in Berlin 

20. April 92 (StA. Nr 


88 


IV. 


V. 


"20. 34 (GE. 19). 
u) AE. 8. D 
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präfident von Berlin!9), Die Generalfuperintendenten und der Feldprobſt 
der Armee‘), 


. Klaffe: Sonftige vortragende Geheime Regierungs- x. Käthe, Bor- 


figende der Generallonmiffionen, der Seehandlung'?) und ber Berg⸗ 
werfödireltion Saarbrüden!?), Dberpräfldialräthe 1‘), Provinzialftener- 
direftoren!d), Präfidenten ber Oberlandesgerichtsfenate und der Lande 
gerichte, Oberftaatsanwälte?), die älteren Oberkriegägerichtsräthe!), die 
Rektoren der techniſchen Hochſchulen in Hannover und Aachen und ber 
landwirthſchaftlichen und thierärztlichen Hochſchule in Berlin?), der Amts⸗ 
gerichtspräfident und der Erſte Staatdanmalt bei dem Landgerichte im 
Berlin), 

Hinter dieſer Klaſſe folgen die Oberregierungsräthe und Berwal« 
tungsgerichtsdirektoren 18) und Hierauf die Oberforftmeifter ($ 57 Abſ. 5) 
und Polizeipräfidenten außer Berlin‘), ferner die Bevollmädtigten zur 
Kontrole der Reichsſteuern 29). 

Klaſſe: Regierungs-, Oberberg-, Konftftorial- und Landräthe, Polizei» 
direftoren®), Gewerberäthe ($ 340 Abf. 3), Regierungd- und Forfträthe 
und Forſtmeiſter?), Bergräthe?!), Delonomieräthe*?), Landgerichtsdirek⸗ 
toren, Oberlandesgerichts⸗, Landgerichts, Amtegerihtsräthe, Erſte 
Staatsanwälte nnd Staatsanwaltfdhaftsräthe®), die jüngeren Oberkriegs⸗ 
und die älteren Sriegögerichtöräthe?®), ordentliche Profefioren?®), ältere 
Leiter und Profefforen der höheren Schulen (8 294 Abf. 2), einſchließlich 
der Landwirthſchaftsſchulen ($ 316 Abf. 5) und der flaatlihen Bau⸗ 
gewerk⸗, Maſchinenbau⸗ und fonftigen Fachſchulen ($ 349 Abf. 1)), 
Archivare I. Maffe und Arhivräthe??), Bauräthe??) und der Landes» 
direftor von Walded?7). 

Klaffe: Nah den Rechnungs⸗, Steuer- und Bolizeiräthen, Lundrent- 
meiftern®®) und Gemwerbeinfpeltoren (8 340 Abf. 3) folgen die Affefforen®); 


(MB. 216), wonach der Titel „Forftmeifter” 


32. den Älteren Oberförftern verliehen wird. 


ez. 

8. 1817 8 2, 4 u 7; von den 
Rüthen ber Minifterien (unb "der Ober» 
rehnungslammer Anm. 6) gehören ?/, ber 
2, u. ge der 8. Rangflaffe an AE. 1 
web. 86. — Die Ernennung älterer Re 

erunge- und Lanbräthe zu „Geheimen 

egierungsräthen“ ift uur eine Titelver⸗ 
leihung. 

) Ac. 92 (GS. eos 

“,8 56 Anm. 18 d. 

= 26 (RA. X 8 

9) 8 102 Anm. 24. 

7) AE. 92 (GS. 100) u. 94 (88. 27). 

*) NE. 80 (88. 849). 

) IR. 75 (ME. PN 

” AE 50 (86. 489) Nr. 3 u. v. 91 


2, Ag. 98 (OS. 333), wonach den 
ülteren Revierbeamten, Direktoren u. In⸗ 
fpeftoren der Titel „Bergrath“ verliehen 
werden kann. 

=) Ag. 98 (GS. 5) V. 

= KO. 17 u 42 (MB. 43 ©. 1%). 
— Ty. Rgriſche Hochſchulen 8 849 Anm. 


* AE. 92 (GS. 264), 96 (GE. 264) 
u. 98 (GS. 5) VI u vll. 

*) AE. 97 (MB. 95). 

*) AE. 79 (RD: ” * 4), 81 (MB. 
178) u. 98 (86. 5 


> AB). 
6A Al 3 
(MB. 17) u. NE. 99 (@E. 167). 


R. 55 
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ferner gehören in diefe Mlaffe die Amtmänner in Walded?”), die Ober- 
förfter 9), die Delonomielommiffarien??), die Katafter- und die Aichungs⸗ 
infpeltoren, die Land» und Amtsrichter, Staatsanwälte), die Jnſtiz⸗ 
bauptfaffenrendanten?), die jüngeren Sriegsgeriäitsräthe!®), die außer⸗ 
ordentlichen Profefioren und Seminardireltoren??), die Leiter und 
Dberlehrer der oben (IV. Kl.) bezeichneten Schulen‘), die Archivare 
I. Klaſſe, fowie gewiſſe wiſſenſchaftliche Beamte ſtaatlicher Anftalten 
und Sammiungen®!), die Bau nnd Maſchineninſpektoren?e) und 
Regierungsbaumeifter*), Strafanftalte- und Direltoren der ftaatlichen 
Erziehungs» und Beflerungsanftalten®?) und bie Geiftlihen der Charits, 
Strafe und Gefängnißanftalten*). 

Die Titnlarräthe bilden zwei Klaſſen, welche den übrigen Rangklafſen 
eingereibt find. Die Käthe der erften Klaſſe führen in der Hegel den Titel 
„Geheime“ 35), 

Die Rechtsanwälte folgen nad) den Richtern; an ältere wird der Titel 
„Juſtizrath“ verliehen 9). 

Die Subalternbeamten zerfallen in 4 Rlaffen, deren erfte der 
ten der höheren Beamten entſpricht: 

L Rlaffe: Minifterialfetretäre. 
I. Klaffe: Referendarien?”) und Regierungsbauführer*?). 
III. Klaſſe: Minifteriallanzleifetretäre und Kanzliften, Regierungsfelretäre?”), 
Kreis⸗ und Dberamtöfetretäre?®), Polizeidiſtriktskommiſſare *9). 
IV. Klaſſe: Regierungskanzleiſekretäre und Ranzliften?”). 

Das Rangverhältniß der Zivilbeamten gegenüber den Perſonen bes 
Soldatenftandes und den Geiftlichen ift nicht näher geregelt. 

Im Anflug an die Rangklaſſen beftimmt fidh die Uniform der Beamten‘). 


” RD. z ie. on u. Anm. 20. 
aD. 85 (M 
MD. 90 ME Fe 
” AE. 86 (MB. 212. 
816 ” AE. 68 (GE. 1067) u. 91 (MB. 
En 
8.1 


m) a ME. 92 ©. 31). 
*) 81786 A nm. 7I. 
”) a (RI DE 280) u. KO. 35 


(86. 280) 

e, 8. 17 7 (Am. 4) 86 B. Diele Kaffe 
zerfällt in 2 weitere Maflen, in deren 2te 
die Kön. Foͤrſter eingereift find AD. 97 
(me. 138), während zwifchen der 2. Kl. u. 

den linterbeamten die Oberwachtmeifter der 
Gendarmerie ſtehen AE. 00 (86. 183). 
— In der allgemeinen Bermwaltung ift 
dieſe Odeitung fortgefallen 8 68 Km 17. 
Pe reg (83. 44 ©. 15); AE. 74 


2 AE. 7 se. 171). 

*,8. u. 3. 89 (MB. 158 u. 204). 
— GStaatseifenbahn- u. Banbeamte AE. 
89 (MB. 90 ©. 19), Ausdehnung auf 
bie mit dem Charafter Bau- oder Ge⸗ 
werberath beliehenen Bau⸗ u. Maſchinenin⸗ 
ſpektoren im Bereiche der Bau⸗, Unterrichts⸗ 
u. landw. Verw. n. die Gewerbeinſpeltoren 
AE. 98 (MB. 99 ©. 13), — Ins⸗ 
Oefonder: Forftbeamte ZR. 47 (ME. 267), 
Negl. 68 (MB. 69 ©. 41), Zuf. 77 
(MB. 59) u u 3 83 (MB. 163), der 
Gemeinden ac. vo (MB. 203); ; Stener- 
auffichtsbeamte Regl. 23. Jumi 82; Polizei- 
beamte 3. 95 nebſt Aufammenfellung 
(MB. 226) u. Bl ea Regl. 
68, AE. 69 (MB. 90) u. 94 (MB. 
117); Sefngnibe = u. Strafanfiltabeamte 
R. 69 (MB 198); Geftütsbeamte zwei 
AE. 62 (MB. 202 u. 208); Lootfen- 
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c) Das Bienfteintommen*t!) kann von den Staatsbeamten in Rechts⸗ 
wege in Anfprud genommen werden®?). Seine Beſchlagnahme, Berpfändung 
und Mebertragung unterliegt im Intereſſe der Unterhaltsfähigkeit der Beamten 
mehrfahen Einſchränkungen“s). Gleiches gilt von deſſen Beſteuerung durch 
die Gemeinden ($ 77 Nr. 4 Abſ. 5). Durh Einberufung zum Militäxr- 
dienfte dürfen Beamte in ihrem Zinilbienftverhältniffe feinen Schaden erleiden. 
Dies gilt vom Dienflalter (Anziennität), wie vom Gehalte Bon letzterem 
wird deshalb nur im Mobilmahungsfalle die etwaige Dffizierbefoldung in 
Abzug gebracht und auch diefe, wenn der Einberufene einen eigenen Haus⸗ 
fand mit Weib oder Kind hat und feinen Wohnort verlaflen muß, nur 
infoweit, als Militär- und Zivilgehalt zufammen den Betrag von 3600 Marl 
überfteigen**),, Ferner wird vom 1. Januar 1892 ab beftimmten Beamten 
die Zeit, um welche infolge der Erfüllung der aktiven Milttärpflicht ihre An⸗ 
ftellung im Staatödienfte verzögert wird, auf ihr Dienftalter in Anrechnung 
gebracht *5). 

8 72. 

d) Die Befoldung (Gehalt) wird vierteljährlich im Voraus gezaplt‘®). 

Ein Anſpruch auf Emporfteigen im Gehalte findet abgefehen von den Richtern 





fommandeure und Hafenmeiftr AO. 91 
(MB. 216). — Unlegung der Uniform 
bei feierlichen Gelegenheiten und bei Er- 
[deinen vor dem Könige RO. 24 (89. 
XXIV 311). 

“, Das Dienfteinlommen wurde erhöht 
1. durch Befeitigung d. Penſions⸗, Wittiven- 
u. Wailenlaffenbeiträge umter Erhöhung 
des PBenfionsfatzes (8 74 u. 75); 2. dur 
Gewährung von 3 ohmungegetbaufäüfen 
(8 72 Abf. 2); 3. dur Kinführung der 
Klterstlaffen (8 72 Abf. 1) u. Gehalts⸗ 
verbefierungen, die vom unten beginnend 
und bei Gehältern von 12000 M. ab⸗ 
ſchneidend, allmählich in den Jahren 1872 
bis 1899 durchgeführt wurden. Sie be 
trugen im Durchſchuitt für die höheren 
Beamten 10, für die mittleren u. unteren 
20 v. H. des Gehaltes. 

=) Rechtsweg G. 61 (5.241) 8 1—8. 
— Das BGB. beläßt die vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche u. Berbind- 
Iihleiten der Beamten, Geiftlihen u. 
Lehrer u. ihrer Hinterbliebenen aus dem 
Amts oder Dienfiverhältniffe der 
Landesgefetsgebung, infoweit es darüber 
nicht befondere Beftimmungen trifft EG. 
Art. 80. Sole Beſtimmungen ergingen 
— abgefehen von denen über Bormund«- 
jhaftsübernabme 8 65 Anm. 37, Ehe⸗ 


Ihliegung daſ. Anın. 40 u. Wohnungs 
kündigung $ 73 Anm. 54 — über die 
Verjährung der Aniprüdhe (in & Jahren) 
BGEB. 5 197 und über die Haftung des 
Fiskus für Beamte und der Beamten 
gegenüber Privaten $ 64 d. W. Eben⸗ 
dahin gehören bie Beftimmungen, daß der 
Pfändung nicht unterıworfene Forderungen 
64 Anm.) nicht abgetreten werden können 
SB. 8 400 u. 411 und daß die Auf 
* gegen ſie te 1 ift ent. & 
8394; doch bleiben nah EG. Art. BI für 
die Abtretung weitergehende —* — 
liche Einſchränkungen (Unabtretbarkeit der 
Anſpruche auf Ruhegehalt G. 72 GES. 
268 8 26 und auf Wittwen⸗ u. Waiſen⸗ 
geld ©. 82 6. 298 8 17) u. für die 
Aufrehnung alle abweichenden landes⸗ 
gefetslichen Beflimmungen in Kraft. 
=), 3P0. 8 81178 u. 850 Abſ. 178, 
an" 2, 4, 5 nebft $ 832, 888; SO. 
& 495. Daneben gilt 20. 84 (GE. 70) 
u. 3. 83 (MB. 144). 

“ RMilG. ( Faſſung des G. 80 ROB. 
103) 8 66 u. Ausf. Beſt. 88 (MB. 121, 
ZML. 170). 

“, AE. 91 (IMB. 861, MB. 1892 
S. 80),3.93 (MB. 40) u. 94 (ME. 195). 

e,G. 81 (GS. 17) $ 1 un 38 
(95. 77) $ 21. Bortofreie Zahlung an 
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($ 182 Abf. 3) nicht ſtatt. Der Betrag ift entweder für die einzelnen Stellen 
gleihmäßig feitgeftellt (Linzelgehälter), oder er fleigt nad) Dienftalterstlaflen, 
in denen die Beamten in beflimmten, meift dreijährigen Perioden mit feften 
Sägen von einem Mindeſt⸗ zu einem Höchſtgehalte aufrücken““). Das Gehalt 
beftebt in Geld, ausnahmsweiſe auch in Naturalbezügen (Erleuchtung und 
Fenerung)*), Dienftgrundftüden und Dienftwohnung *?). 

Die unmittelbaren etatdmäßigen Beamten und Xehrer, die nicht ſchon 
Anfprud) auf freie Dienſtwohnung oder Miethsentſchädigung haben, erhalten 
außerdem Wohnungsgeldzufdälfe, die nah dem ange der Beamten 
und nad) der Zugehörigkeit des Dienftortes zu einer der ſechs Militärſervis⸗ 
klaſſen abgeftuft find). 

Neben dem Gehalte wird den Beamten, welche in ihrem Dienfte regel⸗ 
mäßige Aufwendungen fir Büreau, Pferde und dergl. zu machen haben, eine 
Dienftaufmandsentfhädigung gewährt. Sie wird in der Regel als 
Pauſchſumme feftgejegt und zugleich mit dem Gehalte gezahlt®!). Gleiches gilt 
von der den Beamten gewährten Schreibmaterialienvergütung °®). 


8 73. 

e) Neben den regelmäßigen beziehen die Beamten in gewiſſen Fällen 
befondere Vergütungen Bei Dienfigefäften in einer Entfernung von 
mindeftend 2 km vom Wohnorte werden Tagegelder und Reiſekoſten 
gewährt, die nad dem Range der Beamten abgeftuft find‘). Nah dem 


auswärts fiehende Beamte 3. 82 (MB. | fih haben, von den Propinzialbehörden 
83 ©. 7) Zahlung an kündbar an» | genen Entgelt widerruflich bewilligt werden 


geftellte Beamte Bf. 81 ı MB. 164), an 
Hülfsarbeiter StRB. 59 (MB. 106). 
Berpflihtung zur Rüdzahlung beim Aus⸗ 
ſcheiden Er! RGer. 81 (MB. 88 ©. 148). 
— Unzuläffigleit der Abtretung und Ber- 
pfändung Publ. 02 (N. C.C. XI. 1213). 
— Nüdflünde verjähren in 4 Jahren 
BEL. $ 197, 201. 

2) interbeamte 3. 18. März erg. 31. 
Mai, 8. Sept. u. (Rechnungslegung) 18. 
Des. 92 (MB. 169), erg. (Anrechnung 
früherer Dienftzeit bei Berfeungen und 
Beförderungen) 3. 93 (MB. 92) u. 9% 
(MB. 242), mittlere u. Kanzleibeamte 3. 
98 (MB. 92) u. Rechnungslegung (MB. 
196); dabei wird allen diefen Beamten 
die der etatemäßigen Anftellung vorauf« 
gegangene diätarifhe Beſchäftigung infoweit 
angerechnet, ale fie & Jahre überdauert 
hat 3. 94 (MB. 65). — Höhere Beamte 
zuei 3. 9 (MB. 55 u. 64); Richter u. 
Staatsanwälte wie vor. Anm. 

=), Diefe können Unterbeamten in Dienft- 
gebäuden, welche Heiz⸗ ꝛc. Vorräthe unter 


AE. 62 (MB. 826). 

) Regul. 26; AR. 80 (MB. 263, 
IMB. 880), erg. Nachtr. 98 (MB. 120). 
Bf. 82 (MB. 2351), 86 (MB. 157), 88 
(MB. 148), 89 (ME. 162) u. 00 (MB. 
99); Forfibeamte 3. u. Vorſchr. 93 (MB. 

31). Verrechnung der Vergütungen ©. 98 
(85. 77) 828 u. 29, der Unterhaltungs» 
foften StMB. 84 4 (MB. 119), — Wo 
mungen fi für geringer befoldete Beamte $ 278 

b 


», G. 12. Mai 73 (68. 309) u. 
AusfBerf. 73 (MB. 167) — Maſſen⸗ 
eintheilung & 109 Abf. 3. 

50) Behandlung bei Stellvertretungen R- 

50 (MB. 867). — Uuentgeltlide Ver⸗ 
abreihung von Formularen neben der Auf⸗ 
wandentfhädigung 3.94 (MB. 95 ©. 2). 

2) MB. 63 (MB. 189, IMDB. 214). 

r G. 4 März 78 (88. 122); die 
Säte find erhöht und in Markrehnung 
und Metermaß übergeführtt &. 75 (GS. 
370) Art. I, 8. 76 (GS. 107) u. 97 
(85. 198) nebft AusfBf. 97 (MB. 148) 
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Range werden ou die Umzugskoſten bemeflen, auf welche die Beamten 
bei Berfeßungen neben den perfönlihen Tagegeldern und Reifeloften Anſpruch 
Haben. Außeretatsmäßige Beamte erhalten in der Regel nur bie letzteren. 
Beamte ohne Familie nur die Hälfte der Umzugskoſten 5*). 

Unterftützungen an befoldete Beamte werden nur bei befonderem Be» 
dürfnig, Remunerationen nur nad Tüchtigkeit und Leiflungen bewilligt. 
An befoldete höhere oder mittlere Beamte dürfen Unterftägungen nur bei außer⸗ 
ordentlihem Bedürfniß und Nemunerationen nur für außergewöhnliche Dienft- 


leiftungen gewährt werden d®). 


8 74. 
f) Den unmittelbaren Staatsbeamten und den Lehrern an höheren 
Unterritsanftalten mit Ausſchluß der Univerfitäten wird beim Ausfcheiden 


aus dem Dienfte ein Ruhegehalt (Benfion) gemährt??). 


u. (Benutung der Meinbahnen) SHMB. 
u. E. 98 (MB. 20); Reifeloften bei Eifen- 
bahnrevifionen u. Strombefahrungen 8. 
76 (GS. 31); XTagegelder der Beamten 
der Lokalverw. der Zölle u. indir. Steuern 
V. 85 (868. 125) n. 92 (GS. 240). 
— Ausf. ZR. 73 (MB. 253), StMBWB. 
84 (MB. 107) A—D, zwei 89 (MB. 
88 u. 124), 95 (MB. 359) n. 96 (MB. 
188). _ Beamte ohne beſtimmten Rang 
werden durd den Berwaltungsvorgefetten 
eingeorbnet &. 1875 Art. 1 $ 10. &o 
erging für Forſtbeamte Bf. 98 (MB. 36), 
Kotafterlontrolaure 73 (MB. 359), Bau- 
infpeftoren R. 73 (MB. 276), —— 
und techniſche Sekretäͤre 3. 98 (MB. 268), 
Beamte der geiftl., Unterrichte- u. Medi- 
anal. 77 (MB. 242), Urhivbeamte 
90 (MB. 239), GSpeinllonmiffare 86 
MB. 24), Fiihmeifter 79 (MB. 80. ©. 
28). — Befondere Süte f. Juſtiz⸗ 
deamte 8 181 Anm. 1, Gendarmen 8 217 
Anm. 27, Strafanflaltsbeamte im Auf» 
ferien außerhalb der Anftalt $ 229 
Anm. 41, Medizinalbeamte 8 251 Anm. 
11, Auseinanderfegungsbehörben 8 818 
Anm. 27, Staatseiſenbahnbeamte 8 866 
Anm. 16. 
) G. 24. Feb. 77 (85. 15), =. & 8 
©. 96 (GS. 173); Ausf. ZR. 77 
12), SHMB. 84 (vor. Anm.) Er 8 
—— ZR. 77 (MB. 145). — Be⸗ 
fondere Sätze für Gendarmen und 
Staatseifenbahnbeamte wie Anm. 53, 
Volksſchullehrer in Weftpreußen u. Bofen 
$ 298 Anm. 59 d. W. — Bergütung 
des am bisherigen Aufenthaltsorte weiter 


Dobei wird — 


zu zahlenden Miethezinfes &. 77 8 4 
Abf. 2. Beamte, Militärperfonen, Geift- 
lihe und Öffentliche Lehrer können bei Ber- 
fegungen bag Miethsverhältnig unter Ein- 
haltung der gefeglihen Friſt (Schluß des 
Kalendervierteljahres, fpäteens am britten 
Werktage bes Vierteljahres) Fündigen BOB. 
8 570, 565 u. 596 Abf. 8, 

=) SM 8 97 u. G. 98 (86. 77) 
8 23—26. 

”) Benfionsb. 27. März 72 (88. 
268), erg. durch G. 82 (GE. 188) m. 
(mittelbare Beamte) &. 91 (86. 19) u. 
84 (SS. 126). Das ©. findet auf Lehrer 
u. Beamte an höheren Schulen (8 294 
Abſ. 3) Amvendung, und zwar — foweit 
diefe nicht vom Staate zu unterhalten find 
— nah Maßgabe des ©. 96 (GS. 87), 
nebft Ausf. Beſt. I6 (3BUV. 452), wo» 
nad insbefondere die gefammte, im öffent» 
lichen Schuldienfte in Preußen zugebrachte 
Zeit anzurehnen und die Penfion zur 
Unterhaltung der Schulen von den Ber- 
pflichteten gem. 8. 46 (GS. 214) 8 4-9, 
16—18 u. AE. 48 (GS. 113) aufzu⸗ 
bringen iſt. Vollsſchullehrer 8 298 Abſ. 2. 
— Berfahren ZR. 74 (MB. 249) nnd 
in betr. der indir. Steuewerw. 75 (MB. 
66), der Baubeamten 82 (MB. 256), 
erg. (Abf. 6) 99 (MB. 80). — Das 
Bezugsrecht darf nicht abgetreten oder ver- 
pfändet werden PG. 8 26. Bearb. v. 
Marcinowsti (2. Aufl. Berl. 84).— Rechts⸗ 
verhältmiß wie Anm. 48. — Beſondere 
Entihädigung bei Unfällen in unfallver- 
fiherungspflidtigen Betrieben 8 847 Abf. 
5 Nr. 2208. 


Der preußiide Staat; Beamte. 8 75. 93 


foweit es fih nit um Staatsminifter oder um Beante über 65 Jahre 
handelt — die eingetretene Dienftunfähigfeit und in der Regel eine mindeftens 
10jährige Dienftzeit vorausgeſetztꝰ). Der Betrag wird nad dem zuleßt be⸗ 
zogenen Dienfteinlonmen und der feit Beginn bes 21ſten Lebensjahres zurüd- 
gelegten Dienfizeit in ber Weile bemefien, das er mit vollendetem 10ten 
Dienftiahre 19/,, des Sebaltes ausmacht und mit jedem weiter zurückgelegten 
Dienſtjahre um bis auf *%ig, fteigt5®). Die Entſcheidung hat der vor⸗ 
geſetzte und der Finanzwiniſter; dieſe können fie aber auf nachgeordnete Bes 
hörden übertragen, foweit die Anftelung von diefen oder von ben ihnen untere 
ftellten Behörden ausgeht und haben von dieſer Befugniß zu gunfteu verfchiedener 
Brovinzialbehörden Gebrauch gemadt. Bei Beamten, die vom Könige ernannt 
find, ift königliche Genehmigung erforderlih 6). Der Bezug der Penfion 
ruht bei Verluſt der Reichsangehörigleit oder bei Eintritt in ein Reichs⸗ 
oder Staatsamt, infoweit Gehalt und Benflon zuſammen das frühere Gehalt 
überfteigen *0). 


8 75 

g) Die Yürforge für Die Hinterbliebenen umfaßt die Sterbe- und 
Snadenbezäge und das Wittwen- und Waifengeld ®'). 

Um den Hinterbliebenen der Beamten den Uebergang in die neue, meift 
befchränftere Stellung zu erleichtern, wird das Gehalt außer dem Sterbemonate 
noch für ein Gnadenvierteljahr fortgewährt. Die Gewährung umfaßt auch 
die Dienftmohnung mit Ausnahme der Arbeite- oder Sigungsftube‘?), Die 
Snadenbewilligung kommt der Wittwe, den Sindern und Enfeln zu, kann 
aber mit Genehmigung des Minifterd auch armen Eltern, Geſchwiſtern, Ge 
ſchwiſterlindern und Pflegefindern belafien werden, die von dem Berftorbenen 
ernährt wurden. Sie ift der Beſchlagnahme durch die Gläubiger und der 


=, 98. 81 (&. 1882) $ 2—7 u. 20. 
Zwangsweiſe (unfreiwillige) Benfionirune 
dienftunfähiger Beamten 8 67 

” PG. 5 8-19 ($8 ı. re der 
Kaffung des ©. 1882, 8 10 in der bes 
G. 1884 u. 8 19 in der des G. 90 GG. 
43); ©. 73 (86. 209) 8 6 und (Dienft- 
zeit der Beamten des Kunftgewerbemufeunme) 
®. 86 (GS. 206). 

”, BG. 8 21-28 (in der Faſſung des 
®. 1884). Uebertragung auf die Provinzial 
behürnen ber allgemeinen Verw. zwei 3. 

5 (MB. 194 u. 281) u. (Geltung an 
Geihäftsbereihe des Kultusminifters) 84 
(ZBUB. 85 ©. 136), der Forfiverwaltung 
84 (MB. 266), auf die Provinzialfteuer- 
direftoren (ZB. der Abgaben 1884 Nr. 22), 
im DBereihe der Juſtizbeamten Vf. 85 


(IMB. 104), der Beamten der land⸗ 
wirthſchaftlichen Verwaltung 3. 85 (MB. 
30), auf die Eifenbahndireltionen * 84 
Eiſenb. BB. Nr. 38). 

”, 39. 8 27—29; ZR.81 (MB. 77) 
u. 95 (MB. 88). — Militärpenfionen RG. 
71 (neu gefaßt 93 RSB. 171 Art. 11 
n. 12) 8 103 u. 108. 

*) Rechtsverhültnig wie Anm. 42, Bes 
arbeitung wie Anm. 56. 

® 81 (88. 17) 8 2—4 u. v. 98 

(se. 7 7) 8 22; RD. 16 (GG. 134) 

Mr. 3. — Anwendbarteit auf dauernd 
gegen fefle Vergütung angeftellte Hülfe- 
Erbeiter u. Hülfsichreiber WE. 55 (MB. 
113). Städtiſche Beamte 8 77 Nr. 2, 
Schullehrer 8 298 Abſ. 8 d. W. 
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Kommunalbeſteuerung nicht unterworfen). Bon Benflonen wird außer dem 
Sterbemonate noch ein Gnadenmonat gewährt). 

Nah Ablauf der Onadenzeit erhalten die Wittmen und Waifen ber 
penfionsberedhtigten unmittelbaren Staatsbeamten ein monatlich im voraus zu 
zahlendes Wittwen- und Waifengeld. Das Wittwengeld beträgt inner- 
halb beſtimmter Mindeſt⸗ und Höchftgrenzen 40 v. H. ber Benfion, bie der 
Beamte am Todestage erdient haben würde. Das Waifengeld befteht, wenn 
die Mutter lebt, für jedes Kind in einem Fünftel des Wittinengeldes, andern- 
falls in einem Drittel. Mit der Wiederverheirathung der Wittmen ober ber 
Vollendung des 18. Lebensjahres feitens der Waiſe erlifcht der Bezug). 
Diejenigen Beamten, melde bereits Mitglieder einer Militär- oder Staats- 
beamtenwittwentafje waren, konnten diefe Mitgliedſchaft beibehalten 88). Inſo⸗ 
weit verbleibt auch die Fönigl. allgemeine Wittiwenverpflegungsanftalt in Wirk 
famteit®”), die von einer dem Finanzminiſter unterftellten Generaldireltion 
verwaltet wirb®®), 


V. Sommunalberbände. 


1, Meberfidt. 


8 76. 

Der Staat gliedert fih in Provinzen, Kreife und Gemeinden ($ 55), 
und Diefe Glieder haben die doppelte Bedeutung als Bezirke der ſtaatlichen 
Berwaltung und als Verbände zur Erreichung felbftftändiger wirthichaftlicher 
Zwecke. In den Gemeinden ift leßtere Bedeutung die urſprüngliche und 
überwiegende. Ihre Bezirke und Organe find zunächſt für die eigenen Ange⸗ 
legenheiten eingerichtet und erft fpäter vom Staate für deſſen Zwecke heran⸗ 
gezogen. Umgelehrt bildeten die Provinzen und Kreife anfänglich Verwaltungs⸗ 
bezirfe mit ftaatlihen Behörden, und erft die auf die Selbftverwaltung 
gerichteten Beftrebungen unferer Zeit haben fie als Berbände höherer 
Drdnung (meitere Rommunalverbände) mit Förperjähaftlihen Reiten und 
eigenen Organen außgeftattet!). Dieſe Beftrebungen traten bereit in den 


xD. 19 (08. 20 ©. 45) u. $ 77 | vinzialbehörden f. die Beamten ber land⸗ 
Nr. 4 Abi. 5 wirthfhaftlihen Benwaltung 3. 85 (MB. 

“, Penſ. G. 3 84), der Forfiverw. zwei 3. 85 (MB. 

*, ©. 20. Mai 82 (GS. 298), erg. | 138). Berforgung der Volksſchullehrer⸗ 
(Erlaß der Beiträge $ 1-6) G. 88 (8S. | Witwen u. Waifen $ 293 Abf. 3 d. W. 
48) u. ($ 8 u. 12) G. 97 (GS. 169), *, &. 1882 8 22, 23 u. ©. 88 Art. II. 
AusfVef.82(MB.100, 171u.248, IMB. ) Regl. 75 (NCC. V. c. 881) u. ©. 56 
150 u. 1886 S. 123), 83 (MB. 54 u. 59, | (8S. 477). 
IMB. 189) u. 34 (MB. 85 S. 7, e) Gut 88 (66. 11) II. 1. 
IMDB. 85 ©. 32). Anwendung auf im ) Die Kommunalverbände haben fich 
Reichsdienſte wiederangeftellte Penfionäre | von unten aufgebaut, während die Be- 
3. 86 (MB. 118, IJMB. 190). Weber» | börden von oben herab eingerichtet wurden. 
tragung ber Bewilligung auf die Bro» | — Selbſwerwaltung $ 54 Anm. 1 
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während der zwanziger Jahre erlafienen Streit und PBrovinzialordnungen 
hervor, haben aber erft in der jängften Nengeftaltung ihren feiten Abſchluß 
gefunden?). Nach diefer wird bei vollftändiger Ueberweiſung einzelner Ver⸗ 
waltungszweige an die Selbftverwaltungslörper auch deren Mitwirkung bei 
Geſchäften der allgemeinen Staatöverwaltung in ausgedehnten Umfange in 
Anfprud) genommen ($ 54). Sonft ift die Kommunalgefeggebung eine pro- 
vinzielle geblieben und die Berfaflung hat ausdrücklich feftgefet, daß die Ver⸗ 
tretung und Verwaltung der Gemeinden, Kreife und Provinzen durch befondere 
Geſetze beftimmt werde). 

Die Dreitheilung in Gemeinden, Kreife und Provinzen geftattet 
die Erfüllung aller ftaatliden und Verbandszwecke, ohne daß es weiterer 
Swifchenglieder bedarf, und diejes tritt um jo mehr hervor, je meiter die Ein- 
richtung diefer Verbände entwidelt if. Die Befeitigung der zwiſchen Pro- 
vinzen und Kreifen noch beftehenden fommunalftändifchen Verbände ift hiernach 
nur eine Frage der Zeit‘), Aus demfelben Grunde erfcheint au die Ein- 
ſchiebung von Sammt- und Amtögemeinden zwiſchen Kreis und Gemeinde 
verwerflich. 

Die Einrichtung der Selbſtverwaltung beruht auf dem Grund⸗ 
beſitz und der Mehrheitswahl der Betheiligten. Auf dieſen Grundlagen bilden 
ſich Vertretungen (Gemeinde⸗, Stadtverordnetenverſammlungen, Kreis⸗ und 
Provinziallandtage), welche die Verwaltung überwachen, während dieſe ſelbſt 
von enger begrenzten Vertretungskörpern (Magiftraten, Kreis⸗, Provinzial⸗ 
ausſchüſſen) geführt wird, die Vorbereitung und Ausführung aber gewählten 
Einzelbeamten (Gemeindevorftehern, Bürgermeiftern, Landesdireftoren) über- 
tragen ifl. 


8 80 u. 81d. W. — Geſchichte $ 31 | beabfihtigt.. Demgemüß ergingen bie 


Hbf. 4 — Die Selbfiverwaltung er- 
ſcheint theils als Hecht Törperfchaftlicher 
Berbünde auf felbfifändige Verwaltung 
ihrer eigenen Angelegenheiten, theils als 
ehrenamtliche Theilnahme der Staatsbürger 
on der ſtaatlichen Berwaltung. — Preußen, 
wie im weſentlichen auch Deutfchland, ſchlägt 
den Mittelweg ein zwiſchen dem fireng 
zentralifirten Frankreich, welches bie 
Selbſwerwaltung nur als genau um⸗ 
ſchriebenes und eng eingegrenztes Glied der 
flaatlichen Verwaltung kennt, und dem frei 
geftalteten England, das bie gefammte 
Örtliche Verwaltung bis auf die Juſtiz und 
einen Theil der Polizei in Gemeinde und 
Grafſchaft verweift und dem Staate nur 
eine ergänzende Thätigkeit befäßt. 

2) Vu. Art. 106 (G. 53 ©S. 228). 
Nach der urſprünglichen Faſſung war eine 
gemeinfame Regelung für Stadt und Land 


Gemeinded. u. die Kreis-, Bezirls- u. 
Provd. 11. März 50 (GS. 213 u. 251). 
Beide find aufgehoben und die früheren 
Vorfchriften wieder in Kraft gefeht &. 53 
(85. 238). 

9 Kommunalſtändiſche Verbände 
für Verwaltung von Kredit⸗ u. ähnlichen 
Anſtalten u. Stiftungen bilden die Nieder⸗ 
lauſitz, die Oberlauſitz u. die 7 Provinzial⸗ 
landſchaften in Hannover f. die Furſten⸗ 
thumer Kalenberg, Grubenhagen und 
Söttingen, d. Furſtenthum Lüneburg, die 
Grafſchaften Hoya-Diepholz, das Herzogth. 
Bremen-Berbden, das Kürftenth. Osnabrüd, 
das Fürftenth. Oftfriesland u. das Fürftenth. 
Hildesheim B. 67 (6. 1635). Aufe 
gehoben find dagegen die Verbände für die 
Neumark ©. 81 GES. 10) u. für Alt u. 
Neuvorpommen ©. 81 (SS. 7). — Die 
Negierungsbezirke bilden, abgeſehen 
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Mit der Erweiterung der Selbftverwaltung hat auch das Finanzweſen 
der Kommumnalverbände, welches auf ähnlichen Grundlagen wie das des 
Staate8d) beruht, eine erhöhte VBedeutung gewonnen. — Als Einnahmen 
finden fid) neben Vermögenseinfünften, Gebühren, Beiträgen und Steuern 
auch Dotationen und Beibülfen, die von dem Staate oder den höheren Ver⸗ 
bänden bei Webertragung einzelner Verwaltungszweige oder zur Ausgleichung 
der zwiſchen Bedürfniß und Leiftungsfähigkeit in den Verbänden bervortretenden 
Mißverhältniffe gewährt werden‘). Die Bermögenseinnahmen find nur in den 
Gemeinden von größerer Bedeutung ($ 77 Nr. 3). Den Schwerpuntt bilden 
überall die Steuern und auch bier treten die Gemeinden in den Vordergrund, 
da auf diefe der Bedarf der höheren Verbände regelmäßig vertheilt wird, und 
fo deren Steuern gemeinfam mit den Gemeindefteuern zur Veranlagung und 
Hebung gelangen ($ 77 Nr. 4). 


2. Rie Gemeinden. 
8 77. 

a) Gemeinden überhaupt. (Begriff und Geſchichte). Die Ge⸗ 
meinden i. w. ©. zerfallen in Stadtgemeinden und Landgemeinden (Dörfer) 
nebft Gutsbezirken). Die Gemeinde bildet den Grundftein des ganzen Staats⸗ 
organismus, den nicht weiter auflößbaren unterften Knoten, in dem alle Fäden 
des öffentlichen Yebens zufammenlaufen. Sie ift gleichzeitig wirthfchaftlicher 
und politifcher Verband und murzelt bei diefer Doppeleigenfhaft ſowohl in der 
älteren Marken⸗ wie in der früheren Gerichtsverfaſſung*). Sie ift dabei die 


von Seffen Pafian und Hohenzollern ($ 81 
Nr. 20 W.), keine Verbände. 

) Boranfilagen Kaſſen⸗ u. Rechnungs⸗ 
weſen $ 119- 121, Nutzung der Staats⸗ 
güter u. Forſten 8 124, Staatsfhulden 
5 128 u. (Inhaberpapiere) 8 306 Abſ. 3. 
— Grundfiidsübertragungen des Staates 
auf Kommunalverbände oder unter biefen 
fönnen durch Fanheogeiet erfolgen EG. 
z. BOB. Art. 126. — Befreiung von 
Pr Suumbbugpeintragepflict 8 208 Anm. 


8 80 Anm. 4, 5u. 581 Anm. 27. 

) Die Zahl der Landgemeinden und 
Gutsbezirke hat fi in den lebten Jahren 
um etwas vermindert; 1895 wurden 1623 
GStadtgemeinden, 86 3782 Landgemeinden 
nnd 16090 Gutsbezirke gezählt. Schön, 
Recht der Kommunalverbände in Preußen 
(Leipz. 97), Halben, Zemgnde Berfoflungs- 
u. Verwaltungsrecht (Berl. 1. Bd. 96); 
& 54 Anm. 2. 

) Die Entwidelung der Stüdte be 
ruht auf dem Marltrechte, das rechtlich ale 


Privilegium von dem Kaiſer, fpäter auch 
von den Landesherren verliehen wurbe und 
wirthichaftlich die beliehenen Gemeinden zu 
Bereinigungspunlten des Handels u. Ver⸗ 
kehrs und der Kaufleute und Handwerker 
werben lief. Mit dem Marktrechte waren 
andere Privilegien, insbejondere Befreiungen 
von der allgemeinen Gerichtsbarkeit ver- 
bunden, infolge deren die Abhüngigfeit von 
dem Könige, Bifchofe oder Grundherrn 
(Mediatfiädte) allmählid ſchwand. Die 
Privilegien wurden in den bebeutenderen 
Städten (Lübel, Hamburg, Dortuumd, 
Soeft, Köln, Magdeburg, Kulm) zu Stabt- 
rechten ausgebildet, die aud) in benachbarte 
Städte Eingang fanden. Die Gerichts⸗ 
barkeit führte unter einem von Gemeinde⸗ 
bern ernannten Schultheiß das Schöffen- 
follegium. Aus dieſem entwidelte fich feit 
dem 12. Jahrhundert der Rath, ber die 
Bürgerfhaft vertrat umd regierte und all» 
mähli den Schultheiß durch einen ſelbſt⸗ 
gewählten Bürgermeifter erſetzte. Der 
Kath ging aus den vornehmen Klafſen der 
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Heimftätte aller Selbſtverwaltung, wenngleich diefe Bedeutung in den ver» 
ſchiedenen Stufen ber ftaatlihen Entwidelung nit immer in gleihen Maße 
zur Geltung gefommen if. Während des Mittelalters konnte die Gemeinde 
fih ziemlich frei bewegen. Einſchränkungen erlitt fie höchſtens durch bie 
Grundherrſchaft; der Staat trat ihr nirgends in den Weg. Mit dem Wachſen 
der Iandesherrlihen Gewalt während der drei legten Jahrhunderte trat bie 
felbftftändige Bedeutung der Gemeinden dagegen zurüd. Der abfolute Staat 
fah in ihr nur den Berwaltungsbezirk, im Gemeindevorfteher nur den Staats- 
beamten, in der Gemeindeſache nur die Staatsangelegenheit. Die mweitefte Aus- 
bildung fand diefes Syftem in Frankreich, deffen Einrihtungen auf das weſt⸗ 
fihe Deutſchland nicht ohne Einfluß geblieben find. Immerhin Hatten fidh 





Burgerſchaft durch Wahl, fpüter auch durch 
Selbftergänzung hervor; im 14. und 15. 
Jahrhnudert erlangten auch die aufblühenden 
Zünfte ($ 340 Abi. 8) eine Theilnahme 
an der Benvaltung, die dann in Ermange- 
fung jeder Weberwadhung vielfach unter 
eigenfücdhtigen Beftrebungen ausartete. — 
Böllig abweihend war die Entwidelung 
der Landgemeinden, deren urfprüngliche 
Bedeutung in der gemeinfchaftlihen Be⸗ 
wirthihaftung der Mark und in der ge⸗ 
meinfamen Benußung der in Wald, Meide, 
Gewäſſern u. dgl. beftehenden Almenbe zu 
fuhen it (8 821 Abf. 1 u. 322 Anm. 68). 
Im weſtlichen und füdlihen Deutfchland 
fanden diefe Gemeinden anfünglic frei 
neben den ®ütern der Grundherrſchaft, ge- 
riethen aber, al8 das Bedurfniß größeren 
Schutzes fi geltend machte, im Erbzins- u. 
Erbpachwerhältniß in Abhängigkeit zu den 
Srundherren, die außerdem ihr eigenes 
Gebiet mit Hörigen befiedelten und über 
Erbzinsleute und Hörige allmählich obrig- 
feitlihe Gewalt erlangten ($ 317 Abf. 1). 
Nur in einzelnen Gegenden Suddeutſchlands, 
in Kleve, Weſtfalen, Niederfachfen u. Fries⸗ 
land erhielten ſich freie Bauerndörfer. Um⸗ 
faffendere Befiedelungen wurden im 12. 
u. 13. Jahrhundert in dem außerhalb ber 
Keichsgrenze belegenen Nordoſten Deutſch⸗ 
lands dur die Markgrafen in Branden⸗ 
burg, den beutfchen Orden in Preußen und 
die pommerfhen nnd fchlefifchen Herzöge 
geihaffen. Neben größeren Gütern, die fie 
gegen Nitterdienfipfliht unter Befreiung 
von bäuerlichen Befitabgaben an Ritter⸗ 
bürtige verliehen (Nittergüiter), gaben fie 
an Unternehmer eine Anzahl Hufen gegen 
die Verpflichtung, diefe mit Anfledlern zu 
befegen, während die Unternehmer einige 
Sue be Grais, Hanbbud. 14. Aufl. 


Hufen zinsfrei zu Leben erhielten, mit 
denen das Schulzenamt erblich verbunden 
war. Als die Markgrafen dann im 14. 
Sahrhundert ihre Rechte in großem Um⸗ 
fange verpfändeten und veräußerten, wurden 
die marfgräflichen Dörfer zu gutsherrlichen. 
Der Einziehung bänerliher Grundſtücke 
(dem Legen der Bauern), auch wo biefe 
frei (wüft) geworden waren, wurden fpäter 
von den preußifchen Königen unter Feſt⸗ 
ſetzung beftimmter Normaljahre durch eine 
Reihe von Cvikten (1714, 1717, 1789, 
Shiefien 1749 u. 1764, Weftpreußen 
1772, Oftpreußen 1806) entgegengetreten. 
Dadurch war der willfürlihen Ausdehnung 
der Nittergüter vorgebeugt und eine Ab- 
grenzung zwiſchen Gemeinde- und Guts⸗ 
bezirfen angebahnt. Das gutsherrliche 
Auffihtsreht beftand jedod fort. So im 
PR. (11 7 8 32—36, 47), wo jedoch die 
Berhältniffe der Dorfgemeine — wenn 
auch nur ſubſidiariſch — zum erftenmale 
für den ganzen Staat geregelt werben 
(117 8 18—86). Dabei wurde die Ge» 
meinde — entipredhend der feit Anfang 
des 18. Jahrhunderts herrfchenden An⸗ 
ſchauung — als Körperihaft anerkannt 
(6 19) u. damit der jelbftftändigen Weitere 
entwidelung zugeführt. Obwohl dann die 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe durch bie 
Agrargeſetzgebung ſchon im Anfang des 
19. Jahrhunderts völlig umgewandelt 
wurden, erfolgte die Neuordnung der Ge⸗ 
meindeverfaſſungen doch erſt ſpäter. Zunächſt 
erfolgte ſie für Weſtfalen und die Rhein⸗ 
provinz (8 782), während fie für die öſt⸗ 
lihen Provinzen erft nad) Aufhebung F 
gutsherrlichen Aufficht ( 80 Anm. 

im Jahre 1891 zum Abſchluß —8 
(8 781). 
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einzelne Keime des freien Gemeindewefend durch dieſen Zeitraum hindurch 
gerettet. An diefe hat die Geſetzgebung unſeres Jahrhunderts wieder ange 
nüpft und die kommunale Selbftftändigfeit mit dem heutigen Staatöwefen zu 
vereinigen gefucht. Den Beginn machten die Städte, denen ſchon durch die 
Unabhängigkeit vom Grumdheren eine freiere Stellung verblieben war. Bor- 
bild wurde die preußifhe Städteordnung des Freiherrn v. Stein, die 
zur Erwedung des Intereſſes und Antheiles der Bürger an den öffentlichen 
Angelegenheiten diefe in ausgedehnter Weiſe zu periönlier Tchätigfeit im 
Dienfte der Gemeinde berief?), in den fpäter erworbenen Landestheilen jedoch 
in einer veränderten, die Staatsaufficht ſtärker betonenden Geftalt zur Geltung 
gelangte!%). Nach Befeitigung des Planes einer einheitlihen Regelung ($ 76 
Abf. 1) ift die Gemeindegefetsgebung wieder zu dem früheren Grundfage zurück⸗ 
geehrt, nad) welchem fowohl die einzelnen Yandestheile, als innerhalb diefer 
die Stadt» und Yandgemeinden ihre gejonderte Ordnung fanden. Nur einzelne 
Gegenftände haben eine gemeinfame Regelung erfahren. Insbeſondere 
find unbeſchadet der verfchiedenartigen inneren Berfaffung ($ 78, 79) die 
Grundfäge über die äußere Stellung der Gemeinde, über Bermögendver- 
verwaltung und Steuern im wefentlihen gleichartig feitgeftellt: 

1. Die Gemeinde beruht — mie der Staat (8 2 Abf. 1) — auf einer 
dinglichen und einer perfönlihen Grundlage, auf dem Gemeindebezirt und ber 
Einwohnerſchaft. Während in den älteren Gemeindeverfaflungen das Gemeinde- 
recht (Bürgerreht), das nicht nur die politifcden, ſondern auch die wirthichaft- 
lihen Berechtigungen in der Gemeinde in fi ſchloß, nur durch Geburt oder 
Berleihung eriworben wurde, haben die neueren Gejeßgebungen dieſe Berechti⸗ 
gungen lediglih von gewiſſen perjönlihen Eigenſchaften abhängig gemadit. 
Sie entftehen und erlöfhen mit diefen DVorausfegungen, ohne daß es einer 
Verleihung durch die ftädtifchen Behörden oder eimer Willensäußerung der 
Betbeiligten bedarf!!). Die Gemeindeangehdrigleit, die zur Tragung 
der Gemeindelaften verpflichtet und zur Benutung der Gemeindeanftalten be- 
rechtigt, wird lediglich durch Wohnſitznahme erworben und diefe darf nur unter 
beftimmten Borausfegungen verfagt oder beſchränkt mwerden!?). Perfonen, bie 
ohne im Gemeindebezirte zu wohnen, daſelbſt Grundbeſitz haben, oder ein 
ftehendes Gewerbe, eine Pachtung oder Bergbau betreiben, heißen Ausmärker 
(Forenfen) und haben nur die aus diefem Befige oder Betriebe entfpringenden 
echte und Pflihten. Die Gemeindeangehörigkeit fällt weder mit dem Recht 


) Städted. 19. Nov. 08 (GS. 324). 
Rev. StO. 17. März 31 (GE. 9). 
) Abweihungen in der hannoverſchen 
StüdteO. 8 79 Anm. 4; erteihung des 
Ehrenbürgerrehtse 5 79 Abf. W. 
mjgs 10 d. W. — Die Wopnfig. 
nahme bat neben der fubjeltiven eine 
objektive Grundlage und fordert anfer 


dem Willen, einen beflimmten Ort zum 
dauernden Aufenthalte und Mittelpunfte der 
Lebensverhältniffe zu maden, aud defien 
Verwirklichung dur die That DB. (XV 
58), entfpredend das BB. 8 7—11, 
das eine ftändige Niederlaffung vorausfekt, 
auch einen doppelten Bohn fennt; Rhein 
provinz ©. 84 (GS. 807). 
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auf Unterftüsung (Unterſtützungswohnſitz $ 271 Abf. 4), noch mit dem politifchen 
Gemeindewahlret!?) und der damit verbundenen Pflicht zur Uebernahme von 
Gemeindeämtern (Gemeinderecht oder Gemeindemitgliebihaft 8 78 Nr. 1 Abf. 3, 
Bürgerredt $ 79 Nr. 1) zufammen, die beide von befonderen Vorausfegungen 
abhängig find. 

2. Die Gemeinde bildet eine Körperſchaft!9), deren Rechte und Pflichten 
fih in drei verfchiedenen Beziehungen äußern. Anderen natürlihen oder 
juriftifhen Berfonen gegenüber find diefe Beziehungen vorwiegend privatredht- 
licher Natur und Gegenftand des bürgerlichen Rechtes 16). Ihren Angehörigen 
gegenüber ift dagegen die Gemeinde mit mehrfachen befonderen Befugnifien 
(VBefteuerungs- und Beitreibungsrecht Nr. 4, Zmangsbefugniß 8 222 Abf. 2) 
ausgeräüftet, die fie als Traägerin der öffentlich rechtlichen Staatsgewalt er- 
feinen laſſen. Bor allem tritt ihre Öffentlich rechtliche Bedeutung aber in 
den Beziehungen zu den Über ihr ftehenden öffentlichen Körperfdhaften hervor. 
Sie bildet nit nur ein Glied des Kreifes (8 80 Abf. 1) und mit diefem der 
Provinz, jondern hat auch als örtlicher Bezirk der ftaatlichen Verwaltung ($ 55) 
eine Reihe von Pflihten!) und von Rechten, die insbefondere in der bevor- 


) Die Dreiklaſſenwahl (Landgemeinden 
& 78 Abf. 4, 7, 8, Städte 8 79 Abf. 2, 
3) erfolgt nah den für Landtagswahlen 
maßgebenden Grunbfäten ($ 42 Abf. 4), 
doh werden die Abtheilungen in ben 
mehrere Urwahlbezirke umfaflenden Ge⸗ 
wmeinden für die Gemeinden (nicht für die 
Urwahlbezirfe) gebildet &. 80. Juni 00 
(88. 185) $ 1. Daneben wird die 
Wahlberechtigung im den Gemeinden theile 
weiter (Ausmärker, juriftiihe Berfonen, für 
mande Gemeinden rauen und Minder- 
jährige), theil® enger (Mindeftfteuerleiftung, 
Bürgerrecht) begrenzt. In Gemeinden mit 
mehr als 10000 Einwohnern werden 
ferner Wähler, deren Steuerbetrag den 
Durchſchnittsbetrag der einzelnen Wähler, 
überfteigt, ftets der 2. oder 1. Abteilung 
zugewiefen u. im alle der Zuweifung 
beide Abtheilungen durch Halbirung der 
anf fie entfallenden Gefammtfteuerbeträge 
von einander gefhieden ©. 00 8 2; durd 
ein mit Aweibrittelmehrheit befchlofienes 
Ortsflatut kann jeboh ein den Durd- 
fchnittebetrag bis zur Hälfte überfteigender 
Betrag zu Grunde gelegt oder die Ein- 
theilung der drei Abtheilungen nad °/,., *ı2 
u. °/,, vorgenommen werden $ 3u.4 — 
AnsfBeſt. UV (MB. 225) 

) Anm. 8. — LEO. 91 (GS. 233) 
85, StO. 53 (GES. 261) $ 9. 

) Befreiung von Stempel $ 152 Abi. 
2, von Gerichtefoften in Armenfachen $ 187 


Abi. 3, Recht auf Yundfahen 8 250, 
Haftung für Beamte $ 64 d. W. Zahlungen 
und Aufrechnung wie beim Fiskus (5 119 
Anm. 28). — Beurfundung der Grund- 
fbertragungsverträge dur eigene Beamte 
8 207 Anm. 46; Gerichtsſtand 3PO. 
8 17 u. 22; BZuftellungen daſ. $ 171 
Abi. 2 u. 184; Zivangsvollftredung Einf. 
(Faſſung des G. 98 RGB. 332 Art. II 3) 
8 1562, preuß. Gerd. Anh. $ 153 nebft 
R. 47 (MDB. 277) u. Zuſt6. 8 17% u. 
38%. — Gtellung im Konkurſe 8 186 
Anm. 26. 

i) Verpflichtung zur Haltung der GE. 
umd des Amtsbl. $ 38 Abf. 8, zur Stamm- 
rollenführung 8 95 Abf. 1, zu Friedens⸗ 
u. Rriegsleiftungen 8 109—111, zur Mit⸗ 
wirkung bei Veranlagung und zur Hebung 
ber Staatftienern 8 138 Abf. 1, zur Ueber⸗ 
nahme der Standesamtögefhäfte $ 204 
Abſ. 2, zur Beſtellung von Waifenräthen 
8 205 Abf. 5, zur Tragung der Polizei- 
verwaltungstoften $ 214 Abſ. 2, zum 
Schadenerſatze bei Aufläufen $ 233 Abi. 4, 
zu Einrichtungen bei gemeingefährlihen 
Krankheiten $ 253 Anm. 17, zur Armen» 
pflege 8 271 Abſ. 1, zur Unterhaltung 
der Boltsihule 8 291 Abf. 5, zur Stier- 
haltung 8 333 Anm. 12, zur Arbeiter 
tranfenverfiherung 8 346 Abf. 4, zum 
Wegebau $ 362 Abf 1. — Anordnung 
der den Gemeinden geſetzlich nad öffent⸗ 
lichem Rechte obliegenden, non diefen unter« 
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zugten Stellung ihrer Behörden und Beamten in Erſcheinung treten. Die 
Gemeindebehörden find öffentliche Behörden!). Die Gemeindebeamten 
haben Pflichten und Rechte der Staatsbeamten??). Die Anftellung und die 
Anſprüche auf Dienfteinlommen find für diejenigen Beamten der Drtöge- 
meinden, Amtöbezirte und Kreißverbände, die gegen Bejoldung und nicht nur 
auf Brobe, zur Ausbildung, vorübergehend oder nebenantlich (zeitlich) oder ſach⸗ 
lich begrenzt) angeftellt find, durd ein Geſetz geregelt!?), das die Gehalts- 
zahlung, die Gnaden- und Sterbebezüge und die Tagegelder und Reifeloften 
— die beiden erfteren entſprechend den für Staatöbeamte gegebenen Be- 
ftimmungen ($ 72 Abſ. 1 u. $ 75 Abf. 2)20) — ordnet. — In Etädten — 
wo diefes Gefeg auf YBürgermeifter, Beigeordnete und Magiftratömitglieder 
nur bezüglich der Penſionsberechnung und Hinterbliebenenverforgung Anwendung 
findet — follen Beamte (ausſchließlich der Betriebsbeamten) in der Regel 
lebenslänglich angeftellt werden. Bei auffälligem Mißverhältniß zwifchen Ges 
halt und dienftliden Aufgaben kann die Auffihtshehörde eine angemeflene Er» 
höhung verlangen, die bei Widerfprud der Stadtgemeinde vom Bezirkdaus- 
ſchuſſe feftzuftellen if. Die Beamten haben Anſpruch auf Benfion nad Maß» 
gabe der im Dienfte der pflichtigen Gemeinde zugebrachten Dienftzeit und auf 
Wittmen- und Waifenverforgung, beides entiprehend den für unmittelbare 
Staatsbeamte maßgebenden Beſtimmungen ($ 74 u. 75 Abi. 3)2). — Für 
Landgemeinden können die Berbältniffe der Beamten durd) Ortsftatut geregelt 
werden; im alle des Bedürfniffes können au die für Städte gegebenen Be- 


laffenen oder verweigerten Leiftungen nad 
vorheriger Feftftelung (Zwangsvorveran 
ſchlagung) Zuft®. 8 19, Land O. 91 (88. 
233) & 141 n. 3. 9u (MB. 91 ©. 6). 

”, Wahrnehmung ftaatliher Verwal⸗ 
tungsgeihäfte $ 60, der genoſſenſchaftlichen, 
durch Auseinanderjegungen begründeten ge⸗ 
meinfhaftlihden Angelegenheiten 8 321 
Abf. 4, der Sagdangelegenheiten S 337 
Abſ. 2, der Entſcheidung gewerblicher 
Streitigleiten bezüglid des Arbeitsverhält- 
niffes 8 344 Abf. 8. — Teſtaments⸗ 
errichtung bei Gefahr im Verzuge mit drei« 
monatliher Sültigleit während der Lebens⸗ 
zeit des Erblaſſers BGB. 8 2249, 2250, 
2252, EG. Art. 150 u. AO. Art. 80, 
Anw. 00 (Beil. z. IMDB Nr. 32). — 
Gebühren für Handlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit u. Geſchäfte ale gericht⸗ 
licher Hnnebeamter verjähren in 4 Jahren 
AO. Art. 

2, jr 17 869. — 8 62». W. 
— Die Kautionsbeftellung unterliegt — 
wo fie nicht, wie in den hannoverfchen 
Städten u. dem weftfälifchen u. rheinifchen 


Landgemeinden gejetzlih vorgeichrieben ift 
— der Beichlußnahme der Gemeinden Bf. 
98 (MB 122). — Nebenämter 5 65 
Anm. 385, Disziplinarbeſtrafung 8 66 
Anm. 52 d. W. 

») KomBeamt. G. 30. Juli 99 (GS. 
141), in Hohenzollern gem. GemO. 00 
(GS. 189) 8 87—91 und Amts⸗ u. 
LandesO. 00 (GS. 324) Abſ. 2 der 
88 47 u 77 eingeführt. Anw. 99 
(MB. 192). 

””RB6.81—6; fiber ſtreitige Anfprüche 
beichließt unbefchadet des Rechtoweges der 
Kreis» (Bezirks⸗) Ausihuß $ 7; Anw. 
Art. I, U. — Die VBorfchriften gelten auch 
für Provinzialbeamte KBG. 8 22. 

) Daf. 5 8—17 u. 24, entipredhend 
auf Kreisftommunalbeamte anwendbar $ 21; 
Anw. Art. II, IV u. VI. — Für die 
Hinterbliebenenverforgung find von den 
Provinzen (in Heflen-Raflau den Bezirken) 
Terfiherungsliaffen eingerichtet. — Ge⸗ 
nehmigung für Tommunale Penſions⸗, 
Wittiven- u. Sterbelafien Bf IEMB. 140). 
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flimmungen dur den Kreisausfhur für anwendbar erklärt werden?). — Die 
Berüdfitigung der Militäranmärter. ift ähnlich wie bei den Staatsbehörden 
($ 63 Abf. 4) geregelt??). — Auf Gemeinde- und Anftaltsforftbeamte findet 
das Gefeg mit einigen Maßgaben Anwendimg*); Stellen, die ein Jahresein⸗ 
tommen von 750 Mark gewähren, aber eine höhere Befähigung erfordern, 
mäflen mit forftverforgungeberehtigten Militärperfonen bejegt werden). — 
Die Gemeinden unterliegen als öffentliche Körperſchaften der ſtaatlichen 
Aufſicht?). 

3. Das Gemeindevermögen (Kämmereivermögen), das zur Erfüllung 
Öffentliher Aufgaben beftimmt ift (Berwaltungsdvermögen) oder zur Beftreitung 
der Gemeindeausgaben dient (Finanzvermögen), fteht dem Gemeindeglieder- 
oder Bürgervermögen gegenüber, deſſen Eigentfum zwar gleihfall® der Ge⸗ 
meinde, deflen Nutzung jedod einzelnen Gemeindemitgliedern als ſolchen zu⸗ 
ſteht?). Die Verwaltung des Gemeindevermögens unterliegt der ftaatlichen 
Aufficht, um jede Vergeudung zum Nachtbeile der folgenden Geſchlechter aus⸗ 
zufgließen. Aus diefem Grunde bedürfen Grundveräußerungen und An⸗ 
leiden der Genehmigung der Auffichtsbehörde 23). Beſonders ausgedehnt ift 


=) 230.818, Amtebezirke u. Sammt⸗ 
gemeinden Abf. 4, weftfälifche Aemter und 
xheinifhe WBürgermeifterein 8 19, 20 u. 
251, Heffen-Naffau 8 252, Anw. Art. V. 

”), Die Kommunalverbände ausſchließlich 
der Landgemeinden mit weniger ale 2000 
Seelen haben die Kanzlei und die im 
weſentlichen auf mechaniſche Dienfleiftungen 
beſchränkten Beamtenftellen fänmtlih und 
die Subalternbeamtenftellen im Büremt- 
dienfte mindeftens zur Hälfte mit Militär, 
anwärtern zu befeten. Ausgenommen 
find die Gtellen, welde eine befondere 
technifche oder wiſſenſchaftliche Vorbildung 
erfordern und die Stellen der ſelbſtſtändigen 
Kaffenvorfteher u. Kafjenbeamten ® 21. Juli 
92 (83. 214). Die — nnbefchadet weiter- 
gehender landesrechtlicher Beſtimmungen — 
maßgebenden Grundſütze im Reiche enthält 
9. 93 (RB. 171) Art. 12 u Bel. 99 
(38. 268, MB 00 ©. 47). AusfAnw. 
92 (MB. 285), erg. 99 (MB. 235). 

) 2BO. 823, Anw. Art VII; Uniform 
8 70 Anm. 40 0.8. Forſthuter 8331 65.5. 

*) Bei. 97 (MB 237) 8 1 Abf. 2, 
25 Af 2% u. 39. 

*) Die Auffſicht foll die Gemeinde an 
der Ueberſchreitung der ihr gezogenen recht⸗ 
lichen Echrauken hindern, innerhalb diefer 
aber zu einer ihrem Zwecke entiprechenden 
Wirkſamkeit anhalten. Die Auffichtsbehörde 
bat dieferhalb das Recht, in die Berwaltung 


fortdauernd Einfiht zu nehmen, einzelne 
wichtigere Beſchlüſſe (Wahl der erften Be⸗ 
amten, Inanſpruchnahme des Bermögens 
8 77 Nr. 3, Befteuerung 8 77 Nr. 4 
Abf. 7) zu beflätigen, ungeſetzliche oder un⸗ 
befugte Beſchluſſe zu beanftanden, Außerften- 
falls die Auflöfung der Vertretungen herbei- 
zuführen (8 79 Anın 44, $ 80 Anm. 11), 
andererfeit8 aber die gehörige Erfüllung der 
Pflichten durch Disziplinar« oder Ordnungs⸗ 
ftrafen (8 66 Anm. 52) und dur Zwangs⸗ 
porveranfhlagung (Anm. 16) zu erzwingen. 

”) Weder das Gemeinde- (Kümmerei⸗), 
noch das &emeindenfiedervermögen kann 
durch Gemeinheitstheilung in Privatver⸗ 
mögen umgewandelt werden 8 3231 Anm. 
57 d. W., wohl aber letzteres in Gemeinde⸗ 
vermögen OB. (VIII 136). — Nicht zum 
Gemeindevermögen gehört das im Eigen- 
thum der Körperfhaften und Etiftnngen 
oder einzelner Klaſſen von &emeinde- 
gliedern (Intereſſenten) befindlihe Ver⸗ 
mögen (Verwaltung Anın. 17, Genoſſen⸗ 
ſchaftsforſten Ann. 29). 

” StO. 8 56 u. L&emd. S 114; 
letstere erwähnt gleich den übrigen neueren 
Gemeindeordnungen auch einfeitige Schen- 
fungen und Perzichtleiftungen. Die Vers 
wendung von Stammtlapitalien fordert ihrem 
Weſen nach die gleiche Behandlung, bedarf 
aber nur nad der rhein LandéO. 45 
(GS. 523) $ 97 Abſ. 1 der Genehmigung. 
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diefe Auffiht bei Gemeindeforften, deren Erhaltung zugleih durch allge= 
meine Rüdfidhten geboten erfheint (5 330 Abf. 4). In den älteren Pro- 
vinzen hat die Bewirthſchaftung diefer Forften unter Anftellung befähigter 
Perfonen nach Betriebsplänen zu erfolgen, die der Genehmigung ded Regierunge- 
präfidenten unterliegen und einen nachhaltigen Betrieb ſichern ſollen?). Da 
neben können die Gemeinden im Landeskulturinterefie, erforderlienfalls unter 
Beihülfe des Staates dur Beſchluß des Bezirksausſchuſſes zur Aufforftung 
unangebauter Grundftüde angehalten werden). In Theilen der Provinz 
Hannover und Heffen-Naffau und in Hohenzollern ift die ftaatlidde 
Auffiht zur volftändigen Bewirthſchaftung durch Staatsforfibeamte gefteigert 
(Beförfterung) 9). 

4. Die Kommunalabgaben find im Anſchluſſe an die Wenderung der 
Staatsfteuern (8 137 Abf. 3) vollftändig und eimheitlich neugeordnet. “Die 
Gemeinde bildet mit ihren Verlehrs- und ähnlichen Anlagen einen vorzugs- 
weife wirthidhaftlihen Verband. Demgemäß foll hier die Steuer nicht wie im 
Staate lediglih nad) der Steuerfähigkeit, fondern zugleich nach dem Grund⸗ 
fage der Leiſtung und Gegenleiftung bemeflen werden. Pur der minder 
leiftungsfähigen Bevölkerung gegenüber Eonnte diefer Grundfag nicht durchge⸗ 
führt werden. Diefe kann für die vorzugsweife durch fie veranlaßten Ge⸗ 
meindeausgaben (Polizei, Armenpflege und Volksſchulweſen) nicht befonders 
herangezogen werden; bier bat umgelehrt der foziale Gefihtspuntt (8 184 
Abf. 4) zur Freilaffung oder geringeren Heranziehung der unteren Einkommens⸗ 
Hafen und der nothmendigen Lebensbebürfniffe geführt. Daneben ſucht das 
Geſetz durch Ausbildung der Gebühren und Beiträge und der indirelten Be⸗ 
fteuerung die Höhe der direkten Steuern herabzumindern und unter diefen 
wieder die Perfonalftenern bei ftärkerer Inanſpruchnahme der vom Staate der 
Kommunalbefteuerung voll überlafjenen Grund», Gebäudes und Gemerbefteuer 
zu ermäßigen®?). Die Befteuerumg ift darum, abgejehen von Hunde- und Luſt⸗ 


Grundfäte für Anleihen, insbefondere für *) Fir Prov. ©. 76 8 8, 9, Rhein» 
Ausgabe von Smbaberpapieren 3 91 | pro. ©. 56 (GS. 435) Art. 23 u.8. 58 
(MB. 84) u. 93 (MB. B21). Die | (82. 1 Ton, 


Vermögensftücde werden im Lagerbuche 
nachgewieſen. 

®) In den 7 dftliden Provinzen 
®. 14. Auguft 76 (GS. 378), (die Frift 
ins 11 if auf 2 Wochen herabgeickt 
289. 8 51, die Buftändigkeit dagegen 
nicht geändert Zuf®. 8 16 Abf. ei zwei 
AusfInſtr. 77 (MB. 259 u. 204). — 
Weftfalen u. Rheinpron. B. 24. Dez. 
16 (88. 17 ©. 57) nebfi KO. 89 
(86. 266). — Gemeindeforftbeamte 
Anm 2%. — Diefe Borfcriften gelten 
and von Anfialts- u. Genoſſenſchafts⸗ 
forften 8 830 Anm. 13. 


al) arttenth. Hildesheim B 21 OK. 
15 Wr. I u. I; Furſtenth. Kalenberg, 
Göttingen, Ornbenfagen ®. u. Bel. 59 
(han. &S. 1 725 u. 739), ausgedehnt 
auf Hohenftein ©. 60 (daf. 164). — Kur⸗ 
heſſen &. 21 (fh. GS. 29) 8 182, 
Ausih. 4 (daf. 71). — Naſſau Ed. 16 
u. V. 54 (BB. 160), erg. KO. 86 
(86. 193) 8 116 Abf. 2. — Hohen 
zollern ®. 2 Aug. u. 25. Sept. 48. — 
Geltung für Anftalts- und Genoſſenſchafts⸗ 
forften wie Anm. 29. 

=), Rommunalabgaben &. 14. Juli 
93 (88. 152); Ausführung 8 96, wos 
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barkeitfteuern (Abſ. 3) überhaupt nur infoweit zugelaflen, als der Gemeinde- 
bedarf nicht durch andermeitige Einnahmen aus Vermögen, Gebühren und 
Beiträgen oder Zuſchüſſen befchafft wird, und uud dann tft durch direlte 
Steuern nur der nicht fon durch die indirekte Beſteuerung gededte Betrag auf 
zubringen®®). 

Die Gebühren ($ 133) haben bei dem wirthſchaftlichen Gepräge der 
Gemeinden für diefe eine befondere Bedeutung. Sie laſſen fih im voraus 
nad) feften Normen und Sägen beftimmen und werden als Berwaltungsgebühren 
für Handlımgen oder als Benutungsgebühren für die vorzugsweiſe Benugung 
der von der Gemeinde im öffentlichen Intereſſe unterhaltenen Beranftaltungen 
(Waſſerwerke, Kanalifation, Schlahthäufer) erhoben. Bermwaltungsgebühren 
find für Genehmigung und Beauffiäitigung der Bauten, Märkte und — jo» 
weit feine Luftbarkeitfteuer (Abf. 3) erhoben wird — aud der Schaufiellungen 
und Luftbarfeiten zuläflig und dürfen aud) von den Amtsbezirken, den Aemtern 
und den Landbürgermeiftereien erhoben werben, die often bes bezüglichen 
Verwaltungszweiges aber nicht Überfteigen. Die Verwaltungsgebühren bedürfen 
allgemein, die Benugungsgebühren infomweit der Genehmigung, als fie die An⸗ 
lage», Berwaltungd= und Unterbaltungstoften nicht deden, oder als zur Be- 
nugung der Beranftaltungen eine Nötbigung befteht. Zuſchüſſe zu ben Koften der 
Herftellung oder auch der Unterhaltung von Beranftaltungen, die lediglich von 
den dadurch wirthſchaftlich beſonders geförderten Grundbefigern und Gewerbe- 
treibenden — felbft wenn diefe die Anftalten thatfächlih nicht benuten — 


durch ingbefondere Die beftehenden Ordnungen 
aufrechterhalten find Abf. 4; Anweifung 
10 Mai 94 nebft Uebergangsbeft. v. demſ. 
T. u. Muſtern zu Steuerorbnungen v. 
95 (MB. 96 8,5) Bearb v. Nöll (3. Aufl. 
Berl 99). — Hohenzollen 8 78 Anm. 
21 d. W. — Das KomG. betrifft vor⸗ 
wiegend die Gemeindeſtenern mit nur 
einzelnen Vorſchriften für die weiteren Ver⸗ 
bünde (8 80 Anm. 9, $ 81 Anm. 88). 
Es tennt nur Abgaben in Gelb u. Natural⸗ 
dienſten ($ 362 Abf. 4); Naturalleiftungen 
find ausgefhloffen OB. (XXXVI 170). 
Wie Überhaupt (Anm. 2) ftehen aud in 
der Konmmunalbeftenerung England und 

anfreih im Gegenſatze. England be 

t ein völlig ſelbſtſtändiges Gemeinde 
ſtenerſuſtem, weldes uriprünglich auf der 
als Iokalifirte Einkommenfteuer erhobenen 
Armenfteuer berubte. An diefe reihten ſich 
weitere Zufchläge an (rate), die für jedes 
einzelne Bedurfniß befonders erhoben 
wurden (Zwedfteuerfuftiem). Die Schätzung 


(communal taxation) iſt die Grundlage 
für die flaatlihe income tax (8 146 
Anm. 54) geworden; fonft befteht feine 
Beziehung zwiſchen den Gemeinde⸗ u. den 
Staatsfinanzen. — In Frankreich ftehen 
dagegen neben ftarler Belaflung des Ber- 
kehrs und Berbrauhes ($ 148 Anm 2) 
die &emeindefleuern als Zuſchläge (cen- 
times additionelles) in völliger Abhängig⸗ 
feit von den Staatftenern. 


=), Rom. ©. 8 1, 2 u. Anm. Art. 1 
u. 2 — Gewerblihe Unternehmungen 
ſollen, ſoweit fie nicht zugleich einem öffent» 
lichen Zwecke dienen, ihre Koften, ein⸗ 
fhließlih der Zinfen und Tilgung des An⸗ 
fogelapitals deden Kom. ©. $3 u. Ann. 
Art. 3. Als gewerblie Unternehmungen 
fommen insbefondere die Beleuchtungs⸗ u. 
Berkehrsanlagen in Betracht, während bei 
Waſſerleitungen und Entwäfferungsanlagen 
das Öffentliche Intereffe überwiegt. 
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erhoben werden, heißen Beiträge. Ihre Feſtſetzung bedarf der Genehmigung, 
die auf Grund eines befonderen Verfahrens erfolgt *). 

Indirefte Gemeindefteuern find mit der Maßgabe allgemein zuge- 
laffen, daß Verbrauchſteuern nur in den durch das Reichsgeſetz gezogenen 
Grenzen®®) erhoben werden und abgefehen von Wildpret und Geflügel auf 
Fleiſch, Getreide, Mehl, Badwerk, Kartoffeln und Brennftoffe nit neu ein- 
geführt werden dürfen. Die Hunde» und Luftbarfeitfteuern verfolgen zugleich 
polizeilide Zwede. Die über die Einführung oder Aenderung diefer Steuern 
zu erlafienden Steuerordnungen bedürfen der Genehntigung?). Die Erhebung 
von Einzugsgeldern ift überall befeitigt?”) 

Die direlten Steuern, melde nad) feiten gleihmäßigen Grundſätzen 
auf alle Pflichtigen zu vertheilen find, können vom Grundbeſitz und Gewerbe⸗ 
betriebe (Ertragfteuern, Realfteuern) und vom Einkommen (Einlommenfteuer) 
erhoben werden. Ihre Einführung oder Veränderung muß, foweit fie nidt 
in Hunderttheilen der Staatfteuern bewirkt wird, dur Steuerordnnungen er- 


*) Benvaltungsgebühren Kom. ©. 8 
6—8, Anw. Art. 4 u. 6 u. AE. 95 (GE. 
96 ©. 8), wonad die ®ebühren für Ge⸗ 
nehmigung u. Beauffihtigung der Bauten 
auch da erhoben werden dürfen, wo bie 
Baupolizei dur Staatsbeamte verwaltet 
wird; Ordnung der Baupolizeigebühren 
RE 96 MB. 162); VBenutungsgebühren 
Kom®. $ 4,5, 7u.8, Anw. Art. 4 u. 5; 
Beiträge Kom. 89 12, Amw. Art. 7, 
insbefondere Schlachthausbeiträge 8 257 
Anm. 62, Kurtaren Kom. $ 12, Anw. 
Art. 8 u. O. V. (XXXIV.196), Straßen- 
banbeiträge 8 266 Abi. 3 Nr. 3, Schul⸗ 
ged 5 291 Abf. 5, Marktſtandsgelder 
$ 354 Abf. 1 d. W. u. Verkehrsabgaben 
RE. 96 (MB. 129), 8 360 Abi, 1 m. 
& 361 Anm. 6 d. W. — Beitreibung 
Anm, 51. 

=) Bollvertr. 8. Juli 67 (BGB. 81) 
At. 5 187, 8 u. (ausländiihe Er⸗ 
zeugniffe) Art. 5 I nebſt ©. 85 (RGEB. 
109); RBerf. Art. 40; Anw. Art. 101. 

=, Som. 8 13—19 u. Anw. Xıt. 
9—12. — Für die Berbraudfteuern 
fommen hauptſächlich nur noch die Getränfe 
u. unter diefen das Bier in Betracht, das 
von dem am Orte gebrauten Biere mit 
50 v 9. der Braufteuer (8 160 Abi. 2), 
bon dem eingeführten mit 65 Pf. das hi 
befleuert werden kann. Muſter Bf. 99 
(MB. 00 S. 10) Daneben find bie 
Schlachtſteuer, deren Yorterhebung nad) 


ihrer Aufhebung als Staatftener (8 146 
Abf. 19. W.) den Gemeinden geftattet war 
©. 73 (©S. 222) 8 2—5 u. (Wildpret- 
feuer) AE. 48 (GS. 131) n. (Strafverfahren) 
& 150 Anm. 16 d. W., in einigen Städten 
(jetzt Potsdam, Pojen, Gnefen, Breslau, 
Koblenz; mit Ehrenbreitenftein u. Aachen) 
u. die Mahl» und Schlachtfteuer in einigen 
Städten Hannovers und in verfchiebenen 
Gemeinden der Provinz Heſſen⸗Naſſau bei- 
behalten. Die Befreiung der Militär» 
fpeifeanftalten (KO. 24 KA. VIII 1200 
u. v. 36 daf. XX 151, gültig in den neuen 
Landestheilen V. 67 GS. 1648 8 11 
und im ©ebiete des norddeutſchen Bundes 
V. 68 &S. 571) if aufrecht erhalten 
Kom. 8 19 u. Anw. Art. 10%. — 
Umſatzſteuer beim Erwerb von Grund- 
fiüden RE. 95 (MB. 111) u. (Muſter >. 
Steuerö.) 96 (MB. 71). — Die Hundes 
ſteuer fann außer von den Gemeinden 
aud von den Kreifen mit hödftense 5 M. 
für den Hund erhoben werden KomG. 
8 16 u. 93 (Faffung des ©. 95 GS. 
409) u. Anw. Art. 12 u, 59 III umd 
Hohenzollern Amts⸗ u. Londesd. 00 (GS. 
324) $ 9 a. 

") &.67 (GS. 361) u. Freizligigleite@. 
67 (BEBL. 55) 8 8. — Burgerrechts⸗ 
gewinn- u. Einkaufsgelder in das befondere 
Bürgervermögen find nidt ausgeſchloſſen 
Kom. $ 96 Abf. 7. — 8 78 Anm. 11, 
22 u. 8 79 Anm. 35. 
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folgen, die der Genehmigung bedürfen?s). Zur Vermeidung der Doppel 
befteuerung find die pflichtigen Perſonen und Gegenftände, die fi) außerhalb der 
Gemeinde (au im Auslande) befinden, außer Betracht zu laflen??). Be- 
ginn und Ende der Steuerpflicht folgen der Staatfleuer und treten mit dem 
Monate ein, der auf das beftimmende Ereigniß folgt‘). Naturaldienfte find 
zuläffig.. Spanndienfte find nad Verhältniß des Wirthſchafts zugviehes, Hand- 
dienfte unter Zulafjung der Stellvertretung und Geldabfindung auf alle 
Steuerpflichtigen gleihmäßig zu vertheilent!). Die Ertragfteuern (Grunds, 
Gebäude- und Gewerbefteuer), welche den Gemeinden ganz überlaffen find 
($ 137 bj. 3), können in Hunderttheilen der ftaatlih veranlagten Steuern 
oder auf Grund befonderer Beranlagung herangezogen werden‘). “Die 
Wandergewerbefteuer (5 144) ift nicht Gegenftand der Gemeindebefteuerung; 
nur das Teilbieten und VBerauftioniren aus Wanderlagern- ift neben der 
allgemeinen Gewerbefteuer einer Gemeindeabgabe unterworfen, die in Städten 
über 50000 Einwohner 50 M., in folden von 2000 bi8 50000 Einwohnern 
40 M. mwöhentlih beträgt. In kleineren Orten kommt fie mit 30 M. ale 
Kreis», in Hohenzollern al8 Amtsabgabe zur Hebung*). — Wie mit der 
Banderlager-, verbinden fih aud mit der Waarenhausſteuer ſozial⸗ 
politifhe Zwede. Um der Bedrängnig des Kleinhandels durch übermäßigen 
Mitbewerb Tapitalfräftiger Unternehmer entgegenzumwirken, ift der SKleinhandel 
der mit mehreren der vier Waarengruppen — 1. Lebens⸗ und Genußmittel, 


*) Lomd. 8 0-23 u. Anw. Art. | dungen können diefe Gemeinden (in Guts⸗ 


13—15. Die Mehr- oder Minberbelaftung 
bei größerem ober‘ geringerem Vortheile 
(8 20 Abf. 2) entſpricht dem Grundfaße 
der Gegenleiſtung u. findet befondere An⸗ 
wenbung bei der Grundſteuer (ſtärkere Her⸗ 
anziehung der Baupläte nah Maßgabe 
des durch die Kluchtlinienfeftfegung erhöhten 
Werthes) 8 27 Abi. 2 u. 8 58, Anw. 
Art. 18 u. bei der Gewerbefteuer 8 31. 
— Gleicher Grundſatz in Kreis S 18 
Anm. 9 u. Provinz $ 81 Anm. 33 d. W., 
ſowie bei der außerorbentlichen Wegelaft 
$ 868 Abſ. 2 d. 

Grundbeſitz VDino. 8 24 Abſ. 1, 
Gewerbebetrieb 8 283 Abſ. 1, Einfommen- 
feuer $ 33 u. 35. — Bei Ausdehnung 
eines‘ Steuergegenftanbes über mehrere 
Gemeinden u. bei mehrfachem Wohnfite 
findet eine verbältnißmäßige Vertheilung 
flat. Gewerbebetrieb daſ. $ 32, Ein- 
fommenſteuer $ 47—52% ($ 488, 49 u. 50 
in der Kaflung des ©. 95 GS. 409), 
Anw. 83—37 u. Rechtsmittel Anm. 52, 
— Bei erheblihen, durch Betriebe in 
Nachbargemeinden veranlaßten Aufwen- 


bezirfen bie Gewerbetreibenden) zu Zu⸗ 
fhüffen an die betroffene Gemeinde dur 
Beihluß des Rreisnnafänfiee berpfliätet 
werden Kom®. 8 53 u. Anm. Art. 

“, KomG. 8 * u. Anw. Art. 11 
Steuerpfliht in der Gemeinde des Aufe 
enthaltsortes Anm. 35. 

4) Kom®. 8 68 u. 90 Abi. 2, Anw. 
Art. 35. 

=), Grund⸗ u. Gebäubefleuer Kom®. 
& 24—27 nebſt Anw. Art. 16 u, 17, 
ferner (befondere Bauplatzfteuer) Anın. 38 
u. (ftaatlihe Veranfagung) $ 139—141 
d. W., befondere fommunale Veranlagung 
Bf. 99 (MB. 160); Gewerbefteuer Kom®. 
8 28-32 nebft Anw. Art. 19—21 u. 
(ftaatlihe Veranlagung) $ 143 d. W. 
Mufter u. Dentihr. RB. 97 (MB. 150). 
Die BVBetriebsfteuer ift Kreisfteuer ($ 143 
Abf. 5 d. W.), kann aber außerdem von 
der Gemeinde herangezogen werden KomG. 
8 58 u. Amw. Art. 22. 

) &. 27. Feb. 80 (SS. 174) nebſt 
Anw. 4. März 801. Gew.⸗St. G. 91 (GS. 
205) 8 1 Abf. 2. 
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2. Belleidungsgegenftände, Betten und Möbel (Garne, Stoffe, Teppiche), 
3. Wirthfchaftsgeräthe und Möbel, 4. Werth- und Kunftwaaren nebft Papier- 
waaren, Büchern, Waffen, Sportgegenftänden, Spielmaaren, Nähmaſchinen und 
Snftrumenten — und mit einem Jahresumfage von mindeftens 400000 RE. 
betrieben wird, einer Gemeindeftener von 1 bi8 2 v. H. dieſes Umfages unter» 
worfen. Die Veranlagung erfolgt alljährlich im Anſchluß an die der Gewerbe: 
fteuer durd) den Steuerausfchuß der Klaſſe I ($ 143 Abſ. 3), dem die Ger 
werbetreibenden Erklärungen über die Höhe dieſes Umſatzes abzugeben haben; 
daneben ift der Beginn jedes Kleinhandels mit mehreren Waarengruppen an⸗ 
zuzeigen*). — Die Einfommenfteuer bildet, da die Ergänzungfteuer ($ 147) 
der Gemeindebeftexerung nicht unterworfen ift, die einzige Perfonenfteuer. Sie 
darf nur auf Grund der ftaatlihen Veranlagung und in der Regel nur dur 
Zufchläge zur Staatftener erhoben werden, kann aber zum Theile durch Auf⸗ 
wandfteuern mit Ausfhluß der Mieth⸗ und Wohnungfteuern erfegt werden‘). 
Die Steuerpfliht entfpridt der Staatfteuerpfliht und umfaßt die 
Perfonen, die in der Gemeinde einen Wohnfig haben, Grundvermögen befigen 
oder ein Gewerbe betreiben, und die Aftien- und ähnliche Gefellihaften*‘). 
Außerdem kann die Gemeinde Nenanziehende befteuern, fofern der Aufenthalt 
über drei Monate währt”), Endlich ift der Staatsfisfus bezüglich des Ein- 
fommens aus Staatögütern und Forften, Bergbau und fonftigen Betrieben fteuer- 
pflihtig*®). — Feftbefoldete, mittelbare und unmittelbare Staatsbeamte, 
Hof- und Militärbeanıte und Kirchendiener können von ihrem Dienfteinfommen 
einſchließlich der Ruhe- und Wartegelder nur infoweit zu Rommunalauflagen 
herangezogen werden, als bdiefe von allen Pflichtigen nah Maßgabe ihres 
yerfönlichen Eintommens erhoben werden. Das Dienfteinfonmen wird dann 


“) Kom®. 8 88 Abf. 1—8, $ 84, 85 
(Brivatbahnen) $ 46 u. (Bertheilung) 
nm. 89; Anw. Art. 28 u. 24. Die 
Befreiung” der Mitglieder des Königlichen 


“, G. 18. Juli 00 (GS. 294); Steuer- 
pflicht $ 1—7, Beranlagung $ 8—16,. 

“ Kom®. 5 86, 37, 23 Abf. 2 u. 8 
u. Anw. Art. 28, 29. Die früher ver- 


einzelt erhobenen Miethfteuern werben 
infolge der eingeführten Einſchränkungen 
Komb. 8 23 Abf. 4 vorausfichtlich fort⸗ 
fallen. — Nichtpreußen, die nicht des Er- 
werbe® wegen in der Gemeinde wohnen, 
lönnen für die erfien drei Jahre, Ein⸗ 
fommen unter 900 M. aber überhaupt 
von der Steuer ganz oder theihweife befreit 
werden. Andernfalls werben lettere, ba 
fie ſtaatſteuerfrei find ($ 146 Ab. 8), für 
die Gemeindefteuer in drei Stufen mit 
feften Steuerſätzen beſondes eingeſchätzt 
KomG. 8 38 n. 39, Anw. Art. 30 u. O 
91 (GS. 175) 5 74 u. 75 — —8* 
Fabriken u. Bergwerken können feſte Steuer⸗ 
beiträge im voraus vereinbart werden Kom®. 
8 43 u. Anw. Art. 31. 


u. Hohenzollernſchen Haufes, der Geſandten 
u. SKonfularbeamten ($ 146 Anm. 57 
d. 8.) gilt auch für die Gemeindeſteuer 
Kom®. 8 40 u. Anw. Art. 25. Freiheit 
ber. Sculiehverfemtinare 8 298 Anm. 54 
d 


, KomG. 5 33 Abf. 4, reinigt 
67 (BEB1. 56) 8 8 u. . Art. 28 

— Im Renangiehen —* u das fen 
ankommen (II 102); Aufenthalt 
bedeutet einen Eon, der auch durch 
zeitweilige Abweſenheit nicht nothwendig 
unterbrochen wird DB. (XIV. 153). 

“) KomG. 8 38 Abf. 1 Nr. 4, Abi. 8 

u. Domänen u. Forften $ 44, Staats- 
bahnen 8 45. 
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auch nur halb fo hoch wie dieſes perfönlide Einkommen und mit hödjftens 
1 bis 2 v. H. des Gefammtbetrages veranlagt. Ganz befreit find die Be- 
foldbungen und Ruhegehälter der Geiftlihen und Elementarlehrer, Penfionen 
und Ruhegehälter der Beamten unter 750 M. ſowie die entſprechenden 
Wittwen⸗ und Waifengelder und alle Onaden- und Sterbebezüge*?). — 
Militärperfonen find bis auf die dem Grundbefige oder einem ftehenden 
Gewerbe aufgelegten Laften, und die auf das fonftige außerdienftlihe Ein⸗ 
fommen der Offiziere gelegte befondere Abgabe gleichfalls gemeindefteuerfrei 
($ 98 Abf. 5). — Für die Heranziehung der einzelnen Steuerarten 
Mt im Hinblid auf die den Gemeinden gleichzeitig obliegenden ftaatlichen und 
wirthſchaftlichen Aufgaben ein gewifier Spielraum gegeben; andererfeits find 
zur Verhütung einer zu flarfen Heranziehung der Einkommenſteuer beftimmte 
Grenzen gezogen. Grund⸗, Gebäude- und Gewerbefteuer (Extragfteuern) find 
in der Regel gleichmäßig heranzuziehen; nur, wenn die zu einer diefer Steuern 
Pflichtigen befondere Vortheile genießen, kann diefe ftärfer, doch höchſtens mit 
dem doppelten Betrage herangezogen werden. Neben der Einkommenſteuer 
find die Ertragfteuern mindeftens zu dem gleichen, höchſtens zu einem um die 
Hälfte Höheren Hunderttheilfage heranzuziehen. Die Einfommenfteuer ann 
jedoch freigelafien oder niedriger herangezogen werben, folange der Hundert⸗ 
theilfag der Ertragfteuern 100 nicht überfteigt. Werden aber bei Belaftung 
der Einfommenftener mit 150 v. H. die Ertragfteuern mit mehr al8 150 v. 9. 
erhoben, fo können umgelehrt von dem Mebrbetrage für jeden Hunderttheil 
der Ertragfteuern 2 v. H. der Einfommenftener erhoben werden. 200 v. 9. 
der Ertragfteuern und 100 v. H. der Einkommen⸗ und Betriebfteuern follen 
nur aus befonderen Gründen und mit Genehmigung überfchritten werben. 
Kommt kein Beſchluß über die Vertheilung zuftande, fo werden die Ertrag⸗ 
fteuern neben der Einlommenftener mit einem um die Hälfte Höheren Hundert- 
teilfage erhoben). Die Veranlagung erfolgt dur; den Gemeindevor- 
ftand oder einen befonderen Steuerausfhuß. Zur Abgabe von Erklärungen 
it der Steuerpflichtige auf Tragen über beitimmte Thatſachen verpflichtet, 
fonft bereätigt. Die Hebung erfolgt regelmäßig für einen, zwei oder drei 
Monate®!), 


) V. 28. Sept. 67 (GS. 1648) iſt 
allgemein amwendbar, der nothwendige 
Bohnfiz (88 der B. u. Anm. 12) bleibt 
aber unberüdfichtigt: Kom®. 8 41. An⸗ 


dem der Ertragfteuer ift hiernach dreifach 
abgeftuft. Er bewegt fi, wenn letztere 
bie 100 v. H. beträgt, zwifchen Freilaſſung 
und dem gleihen Hunderttheilſatze, bei 


wendbarleit auf Mitglieder der kirchen⸗ 
regimentlihen Behörden u. auf Kanzlei⸗ 
gehülfen OB. (XXI 86 u. 53), auf 
Reihsbeante G. 73 (RGB. 61) 3 19. 
Anw. Art. 26. 

”, KomG. 8 54—59 u. Anw. Art. 
89 u. 40. — Der Spielraum für den 
Sımderttheilfab der Berfonenfteuer neben 


einer Ertragfteuer von 100 bie 150 v. 9. 
zwifchen %, und dem gleihen Hunderttheil⸗ 
faße und bei mehr als 150 v. 9. der 
Ertragfteuer zwiſchen ?/, und bem gleichen 
Hunbderttheilfage zuzüglic je zweier v. 9. 
für jedes über 150 hinaus erhobene v. 9. 
der Ertragfteuer. 

5) :om®. 8 61-67, Auw. Art. 42 u. 
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AS Rechtsmittel gegen die Veranlagung zur Gemeindefteuer — nicht 
gegen die zu Grunde liegenden Staatftenerfäge — lann binnen 4 Wochen 
Einfprud) bei dem Gemeindevorftande und gegen deſſen Beſchluß binnen zwei 
Wochen Klage bei dem Kreis- (Bezirks) ausſchuſſe erhoben werden, beides ohne 
aufſchiebende Wirkung 62). 

Die ſtaatliche Aufſicht iſt ſoweit eingeſchränkt, als das ftaatliche 
Steuerintereſſe und der erforderliche Schutz der Minderheiten dieſes zuläßt. 
Die vorbehaltenen Genehmigungen ertheilt der Kreisausſchuß, für Städte der 
Bezirksausſchuß; für einzelne Fälle wird miniſterielle Zuſtimmung erfordert 29). 
Die Aenderung oder Ergänzung eines gefegwidrigen Zuftandes erfolgt im 
Wege der Anordnung t). 


$ 78. 

b) Landgemeinden und Gutsbezirke!). Zu den Landgemeinden 
(Gutsbezirken) gehören alle Gemeinden, auf welche die Städteordnungen feine 
Anwendung finden ($ 79). Nah ihrer Verfaſſung zerfallen fie in drei 
Gruppen, von denen die erfte die fieben Öftlihen Provinzen, Heflen-Raflau, 
Schleswig⸗Holſtein und Hohenzollern, die zweite die beiden weftlichen Provinzen 


und die dritte Hannover umfaßt. 


1. Die Beftimmungen in den fieben dftlihen Provinzen, welde an 
zahlreichen Stellen verftreut und vielfah unzugänglih und veraltet waren, 
Haben einer einheitlihen Randgemeindeordnung Plag gemadit?). 

Mit Rüdfiht auf die erhebliche Anzahl Heiner und leiftungsunfähiger 
oder vermengt liegender Landgemeinden und Gutsbezirke it deren äußere 


Begrenzung neu geregelt. 


43. Muſter für einen Gemeindebeſchluß 
3. 95 (MB. 115). — Verſchloſſene Zu- 
ftelung Bf. 98 (MB. 89). — Die Be- 
fimmungen über Strafen Kom®. 579 - 82 
u. Anm. Art. 48-50, Radforderungen 
und PVerjührungen Kom. $ 83 - 88 und 
Anw. Art. 51—56, Koften und Zwangs⸗ 
volifiredung Kom®. $ 89 u. 90, Anw. 
Art. 57 u. 58 entfprechen den für bie 
Eintommenfteuer gegebenen ($ 136 und 
$ 146 Abſ. 80. W.). Die Beitreibung 
if jedoch auf Gebühren, Beiträge und die 
nad feitgeftelltem Tarife erhobenen Ver⸗ 
gütungen ausgedehnt Kon. 8 90 Abf. 1 
u. Anw. Art. 58 Abi. 2. 

”, Somd. 8 69-70, 75, 76 und 
(Friſten) 945 Anw. Art. 45108 u. 60. 
Unzuläffigfeit des Rechtsweges 8 70 Anm. 
11 d. W. — Ueber die Bertbeilung des 
Reuerbftichligen Eintommens auf mehrere 
Gemeinden (Anm. 39) findet ein ab⸗ 
weichendes Serfahren ftatt. Hier befchließt 


Soweit fie ihre Öffentlichen Verpflichtungen zu 


auf Antrag des Steuerpflichtigen der Kreis⸗ 
(Beirks-Jausfhuß und gegen dieſen Be- 
ſchluß ift der Antrag auf mündliche Ber- 
handlung im Streitverfahren zugelafien 
Kom. 8 71—77 u. Anw. Art. 453, 4, 

=) Rom®. 8 77, Anw. Art. 46. Ge⸗ 
nehmigung der Steueroronungen (Kom. 
8 18 u. 23 Abf. 6) 8 77 Nr. 4 Abi. 8 
u. 4 d. W. — Uebertragung der mini⸗ 
fteriellen Genehmigung auf die Ober- und 
die Regierungspräftdenten 8 20 u. (Grund- 
füge für die Genehmigung) Bf. 94 (ME. 
95 ©. 13 u. 15). 

*) KomG. $ 78, Anw Art. 47. 

) Geſchichte $ 77 Anm. 8. 

) Landgemd. 3. Juli 91 (GS 
233), Webergangsbeflimmungen $ 146, 
148 bis 149 (8 147 if durd die Auf⸗ 
rechterhaltung der beftehenden Ordnungen 
Anm. 8% befeitigt) u. Anm. I v. 91 (MB. 
181). — Bearb. v. Keil (Freiburg uud 
Leipz. 96) u. Genzmer (2. Aufl. Berl. 00). 
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erfüllen außer ftande find, können fie durch Königliche Anordnung aufgelöft 
werden, worauf ihre Grundſtücke durch Beſchluß des Kreisausfchufles mit 
einer Gemeinde oder einem Gutsbezirke zu vereinigen find. Das Gleiche gilt 
von den überhaupt nod einem Gemeinde- oder Gutsbezirle angehörenden 
Srumdftäden (Eingemeindung). — Die Bereinigung ganzer Landgemeinden 
(Gutsbezirke) mit anderen Gemeinden (Gutsbezirken) erfolgt durch Königliche 
Berordnung, wenn die Betheiligten zuftimmen, oder wenn bei ihrem Wider⸗ 
ſpruche das öffentliche Intereſſe (Unfähigkeit zur Erfüllung der öffentlich recht⸗ 
lichen Berpfliätungen, Zerfplitterung eines Gutsbezirkes oder Kolonienbildung 
auf folddem, erheblicher Widerſpruch der kommunalen Intereffen bei örtlich ver- 
bundener Lage) fie erheifht und die Zuftimmung durch den Kreis (Bezirks)⸗ 
ausſchuß ergänzt wird. Unter denfelben VBorausfegungen können einzelne Theile 
von Gemeinden (Gutsbezirken) von diefen abgetrennt und anderen Gemeinden 
(Gutsbezirken) zugelegt werden; doc genügt hier der Beſchluß des Kreis- 
GBezirks⸗) ausſchuſſes. In beiden Fällen hat nad) Erfchöpfung des Inftanzen- 
zuges vor den Beſchlußbehörden (5 54 Abf. 2) auf Beſchwerde des Ober- 
präfidenten das Staatsminiftertum endgültig zu entfcheiden?). Ueber die Aus⸗ 
einanderfegung beſchließt vorbehaltlich der Verwaltungsklage der Kreis: (Bezirke) 
ausſchuß, der dabei Borausleiftungen oder Beihülfen zur Ausgleihung der 
Öffentlich rechtlichen Interefien der Betheiligten auflegen kann‘). Durch diefe 
vielgeftaltigen und ziemlih umftändlihen Vorſchriften, die erſt nad) lang- 
wierigen Kämpfen zuftande gefommen find, foll das Intereſſe des Staates 
mit dem der Betheiligten vermittelt werden. Im einem einfacheren Verfahren 
können benachbarte Gemeinden oder Gutsbezirke behufs Wahrnehmung einzelner 
Gemeindezwede zu Berbänden (Zmedverbänden) zufammengelegt werden. 
Diefe Verbandsbildung erfolgt bei Einverftändniß der Betheiligten durch den 
Kreisausſchuß, andernfalls, wenn das öffentliche Interefie fie erheiſcht und 
nachdem die Zuftimmung durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes erſetzt ift, durch 
den Oberpräfidenten. Die Beilegung der Rechte döffentliher Körperichaften 
fordert Königlihe Genehmigung. Die Rechtsverhältniſſe werden durch ein 
Statut beftimmt; die Vertretung erfolgt duch den Berbandsvorfteher und Ver⸗ 
bandsausſchuß, in welchem jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk Durch mindeftend 
einen Abgeordneten vertreten fein muß°). 


280. 8 1, 2 u. Anw. II v. 91 | der Regierungspräfidenten zur Benennung 


(MB. 92 S. 25. — Grundfäglih werden 
bie Grenzen bei folhen Zufammenlegungen 
weder fo weit gezogen werden dürfen, daß 
die Möglichkeit des unmittelbaren ört⸗ 
liden Zufammenwirfens und der gemein 
famen Benußung der Gemeindeeinrihtungen 
ansgejchloffen wird, noch fo eng, daß die Ge⸗ 
meinde die zur ordnungsmüäßigen Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlihe Leiftungs- 
fähigleit nicht erlangt. — Zuftändigteit 


von Vorwerken und ähnlichen Anlagen 
ohne kommunale Selbſtſtändigkeit Vf. 92 
(MB. 256) u. zur Beftimmung der Be- 
zeihnung u. Echreibweife der Ortsnamen 
97 (MB. 135). 

9 L6O. 8 3 u. Anw. (vor. Anm.) Nr. 4 
Gleiche Zuſtändigkeit bei Grenzftreitigleiten 
LED, 5 4. 

) Daſ. 8 128—133 und Anw. II 
(Anm. 3) Wr. 5. Gemäß 5181 Abi. 1 
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Für die innere Oeftaltung der Tandgemeinden®) kommen bie Ge- 
meindeangehörigkeit und das Gemeinderecht in Betracht. — Die Gemeinde 
angehdrigfeit ift dur den Wohnfig bedingt. Sie bereitigt zur Mitbe⸗ 
nutzung der Öffentlihen Einrichtungen und Anftalten und verpflichtet zur Theil« 
nahme an den Gemeindefteuern und Laſten)). — Das Gemeindereät, 
welches neben einigen allgemeinen Bedingungen (Selbfiftändigfeit, Reichs⸗ 
angehdrigkeit, Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte, Nichtempfang einer öffent» 
lichen Armenunterftügung und Zahlung der ſchuldigen Gemeindeabgaben) einen 
mindeftend einjährigen Wohnfig im Gemeindebezirke und einen beftimmten 
Stenerfag vorausſetzt (Gemeindemitglieder), umfaßt dag Stimmreät in der 
Gemeindeverfammlung und das Recht zur Belleidung unbefoldeter Gemeinde 
ämter. Ausmärter (Forenſen), juriftifhe Perfonen, Frauen und unjelbftftändige 
Berfonen find nur ftimmberedtigt, wenn fie feit mindeftens einem Jahre ein 
Grundſtück in der Gemeinde befiten, das den Umfang einer ſpannfähigen 
Aderwohnung Hat, oder mit einem Wohnhaus oder einer gewerblichen Anlage 
im Werthe folder Adernahrung verfehen ift. Jeder Stimmberedtigte führt 
in der Regel eine Stimme; doch müfjen mindeftens %, ſämmtlicher Stimmen 
auf die Grundbefiger entfallen; auch find Grundbefigern mit 20 bis 50 M. 
Grund» und Gebäudefteuerertrag je 2, mit 50 bis 100 M. je 3 und über 
100 M. je 4 Stimmen beizulegen. Steuerfäße und Stimmenzahl können 
innerhalb beftimmter Grenzen erhöht oder ermäßigt werben). — An Stelle 
der Gemeindeverfammlung tritt, wenn die Zahl der Stimmbereätigten über 
40 beträgt oder die Betheiligten e8 beantragen, eine Gemeindevertretung. 
Diefe befteht aus dem Gemeindevorfteher, den Schöffen und 9 bis 24 nad) 
der ‘Dreillaffenordnung von den Stimmberedhtigten auf 6 Jahre gewählten 
Vertretern. Mindeftend 2, müflen Angefeflene fein?). — Die Gemeindever- 
ſammlung (emeindevertretung) beſchließt über alle dem Gemeindevorfteher 
nicht ausſchließlich überwieſenen Gemeindeangelegenbeiten und überwadht die 
Berwaltung!). Sie beſchließt insbefondere über die Verwaltung und Be⸗ 
nugung des Gemeindevermögens!!) und ftellt den Gemeindevoranſchlag und 


Armenpflege die Gefammtarmenverbände | Stelle der $ 10—88 nebſt Anw. III B 
($ 271 Fa 2.) gr Ye * tritt das KomAbg®. 8 77 Nr. 4 d. W. 
weiterung der Amtsbezirke (8 f. 

d. 8.) zu Kommmunalverbänden (KrO. ) Daf. 5 3948 u. Anw. 1IT A. 
$ 58) ift aufgehoben LEO. 8 146, das 2860. $49-67 u. Anw. IT A II. 
Dreiffaffenwayl $ 77 Anm. 13 d. W. 


befondere Berfahren bei Bildung von 
Spritenverbäuden ($ 241 Anm. 67 d. W.) ) 250. 8 102, 103; Geſchäftsgang 
8 104 2. 


dagegen beftehen geblieben. 
u) Daf. 8 113—116, 68 --70, 73 ımd 


%) Anm. 111 v. 91 (MB. 92 ©. 9). 
Rechtliche Stellung der Landgemeinde als 

Anw. IIIC 1 - 4, insbef, Zuläſſigkeit des 
Einkaufegeldes L8D. $ 72, — Berb. 


Körperihaft LED. 8 5, Befugniß zu 
ftatutarifhen Anordnungen 8 6 und 147 
Abf. 1. 5 77 Nr. 3 d. W. 


bilden die Verbände bei Uebernahme der ) 280.8 7—9 u. 65—67. — An 
| 
| 
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die Gemeinderechnungen feft!?). — Die Berwaltung führt der Gemeinde 
vorfteher (Schulze), dem zwei Schöffen zur Seite ſtehen. Die Schöffenzahl 
tann, mo es herkömmlich war oder durch Ortsſtatut beftimmt wird, auf höchſtens 
ſechs erhöht werden. Borfteher und Schöffen werden aus der Zahl der Ge- 
wmeindeglieder auf ſechs Jahre gewählt, doch kann die Wahl des Vorſtehers 
nad) 3 Yahren auf 9 weitere Jahre erftredt werden. Die Gemählten be- 
dürfen der Beltätigung des Landraths, die nur unter Zuſtimmung des Sreis- 
ausſchuſſes verfagt werden fann!?). Im größeren Gemeinden kann durd) 
DOrtöftatut ein aus Vorfteher und Schöffen beftehender kollegialiſcher Gemeinde⸗ 
vorftand eingeführt, auch kann in Gemeinden über 3000 Einwohnern ein 
befoldeter Gemeindevorfteher auf 123 Jahre ohne Beſchränkung auf die Ge- 
zmeindeglieder angeftellt werden!‘). Gemeindebeamte werden auf Beſchluß 
der Gemeinde von dem emeindevorfteher angeftellt und von biefem be- 
aufſichtigt 10). 

Die Gutsbezirke entſtanden aus dem Eigenthume des Gutsherrn, als 
die Bauern freie Eigenthümer ihrer Höfe wurden und die Dorfgemeinde räum⸗ 
lich diefem Eigenthume gegenäbertrat!). Der Gutsbezirk findet fomit, während 
die Gemeinde auf der Intereſſengemeinſchaft einer Mehrheit benachbarter Be- 
wohner beruft, in der Einheit eines größeren Grunbbefiges feine Grundlage. 
Die innere Geftaltung eines Gutsbezirkes weicht hiernach von der der Ge- 
wmeinden völlig ab; nad) außen hat aber der Gutsbeſitzer mit den aus der 


Natur dere Sadje folgenden Maßgaben alle Rechte und Pflihten der Ge⸗ 


=, 290. 119-121 u. Anw. III C | Nr. 5; gewählte 8 84 Abf. 6. — Gemeinde- 


5-11. Der Boranfhlag kann für 1—3 
Jahre aufgeftellt werden $ 119, das Ned 
nungsjabr läuft vom 1. April bie zum 81. 
März ©. 93 (GS. 152) $ 95 Abi. 1. 

"250. 8 74—85, 663 u. (Veber- 
gangsbeflimmung) $ 149 Abi. 3; Dienft- 
unfoften $ 86, 87; Rechte und Pflichten 
8 88, insbejondere in der PBolizeivenvaltung 
8%, 9, StBO. 8 157 nebſt 8 224 
Anm. 6 d. W. Disziplinarwerhältniß 
LGEO. 8 143, 144 u. (gegenüber dem 
Amtsvorfteher) KO. 81 (GS. 180) 8 65. 
Ausführung Anw. III A III u. IV. Ale 
Amtszeihen find Schulzenftäbe u. Arm» 
binden geftattet KO. u. ZR. 43 (MB 
55 ©. 135). In neu zu beidhaffenden 
Dienftfiegeln fol der preußiſche Adler nicht 
geführt werden zwei Berf. 91 (MB. 52). 
— Dorfgerihte $ 1807 d. W. — Auf 
hebung der Lehn⸗ und Erbſchulzen LED. 
8 92—101; Anm 

u, 280. 8 74 ar 6 u. 8 89, fowie 
8 75 Abf. 2. 

u) Daf. $ 117, 118 und 88 Abf. 4 


polizeibeamte 5 219 u. Feld⸗ u. Korfthüter 
$ 331 Abſ. 5 d. W. — Berüdfihtigung 
Berforgungsberedtigter & 77 Anm. 28. 
i) X. 117 8 18; OV. (Il 117 u. 162). 
Genzmer, Eutſtehung u. Rechtsverhältniſſe 
der Gutsbezirke (Berlin 91). — Als Träger 
Öffentlichrechtlicher Verpflihtungen werden 
die Gutsbezirfe zuerfi im Armen. 42 
(85. 43 ©. 8) anerkannt; die derzeit 
ohne Widerfpruh der Betheiligten that- 
fählih mit den Gemeinden vereinigten 
Gutstheile jollten auch rechtlich zu den Ge⸗ 
meinden gehören daf. 8 6°, durch ©. 71 
(85. 130) $ 74 aufrecht erhalten. — 
Bei ihrer öffentlichrechtlichen Bedeutung 
fönnen Gutsbezirke durch privatrechtliche 
Verfügung nicht geändert werden DB. 
(1 109, VII 183 u. 103). Beſtandtheile 
des Gutsbezirkes find die in Schleften, 
Brandenburg und Pommern vorkommenden 
Dorfauen, die in den Dorfichaften liegen 
und unbeſchadet ihrer Beitimmung zu 
Plätzen und Straßen dem @utsherrn 
gehören (Auenredt) OB. (V 116). 








8 78. 
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meinde. Insbeſondere tritt er in Perfon oder durch einen als Stellvertreter 
zu beftellenden Gutsvorfteher an die Stelle des Gemeindevorftehers!?). 

Die Aufſicht Über die Landgemeinden und Gutsbezirke führt der Land» 
rath als Borfigender des Kreisausfchufles, in höherer und letter Inflanz der 
Regierungspräfident. In beitimmten Fällen wird die Beſchlußnahme oder bie 
Entſcheidung des Kreisausſchuſſes erfordert, erftere insbeſondere in den Fällen, 
wo Gemeindebeſchlüſſe der Betätigung bebürfen!®). - 

Auf ähnlichen Grundfägen berufen die Landgemeindeordnungen in 
Säleswig-Holftein!?), in Heffen-Naffau?) und in Hohenzollern?!) 

2. Die beiden weftlihen Provinzen beſaßen ſchon feit 1841 und 
1845 eine formell abgefchlofiene Tandgemeindegefeßgebung und größere, vielfach 
mit Dermögen ausgeftattete Gemeindeverbände. Gleichwohl war Hier bie 
fommunale Selbftthätigleit unter dem Drude der büreaufratifhen Amtmanne- 
und Bürgermeiftereinrihtung und mehrfadder einſchränkender Auffichts- 
beftimmungen nur ſchwach entwidelt, und die neuen Kreisordnungen, die fi 
ihrer Beftimmung nach auf die mit der Kreiseinrichtung zufammenhängenden 
Gegenſtände beſchränken mußten, haben bier nur theilmeife Abhülfe geichafft. 
Die weftfälifchen Aemter und rheinifhen Bürgermeiftereien, die eine Mehrzahl 
von Einzelgemeinden umfaflen, find aud als Kommunalverbände nur zu geringer 








”28D. 8 122—127. — Die öffent 
lien Laften trägt regelmäßig der Guts- 
befiter LEO. $ 122; eine Bertheilung 
fommt nur bei Kreisfteuern ($ 801 d. W.), 
Kriegsleiftungen ($ 110 Abf. 3) und 
Armenpflegetoften ($ 271 Anm. 9) in $rage. 
06 N 8 139—145. — $ 77 Anm. 


»,G, 4. Juli 92 (GS. 147), nad) 
deſſen Art. V die LED. in ber ver 
änderten Faſſung als LED, f. Schleswig. 
Holftein neu veröffentlicht iſt Bel. 92 
(8S. 154); an Stelle der 8 10—38 ift 
das KomAbg®. getreten $ 77 Nr. 4d. W. 
— Zn den Kirdfpielslandgemeinden der 
Kreife Hufum u. Norder- u. Süderdith⸗ 
marſchen find die Dorfichaften u. Bauer⸗ 
haften als öffentlihe Körperſchaften für 
rein Örtliche Zwecke (Nebenwege, Feldhüter, 
Nachtwächter, Feuerlöſchweſen) beſtehen 
geblieben. Für Helgoland beſteht ein be⸗ 
fonderes Gemeindeftatut LSD. 8 121 a—f. 
— Ausf. Anw. 14. Juli 92%, — Zu 
ſtündigkeit der Gemeindevorſtünde zur 
Siherung von Nadläffen $ 1807 d. W. 

, LSD. f. Heſſen⸗Naſſau 4. Aug. 
97 (8S. 301) u. ©. 30. Yuli 99 (GS. 
141) $ 252. Der Gemeindevorfteher heißt 
Bürgermeifter $ 45 Abi. 1; er kann in 


Gemeinden über 1200 Einwohnern mit 
Beſoldung angeftellt werden, welchenfalls 
bie Wahl auf 12 Jahre erfolgt und nicht 
auf ®emeindemitglieder beichräntt ift $ 46 
Abſ. 2. Ein kollegialer Gemeindevorſtand 
(Gemeinderath) kann eingeführt werden; in 
Gemeinden über 500 Eimwohnern bildet 
er die Regel $ 45 Abf. 5—7 u. 60. Guts- 
bezirke find nur im RB. Kaſſel zugelaffen 
81,28, 94—99. Die Mitwirkung der Orts⸗ 
behörden (Ortsgerichte) in der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ($ 1807 d. W.) iſt aufrecht 
erhalten $ 65. — Ortspolizeivenwaltung 
8 214 Abſ. 3 d. W. 

2, Die and für — die beiden unbe⸗ 
deutenden Städte — maßgebende hohenz. 
Bemd. 3. Juli 00 (85. 189) hat die 
frühere VBürger- zur Eimwohnergemeinde 
gemadt ($ 7, 8), die land» u. forftwirth« 
ſchaftlichen Nubungen der befonders be⸗ 
rechtigten Gemeindeangehörigen (Allmend- 
gut) neu geregelt (5 38—52) u. die Ge⸗ 
meindefteuern im Zuſammenhang mit der 
Neuordnung der Staatfteuen (8 137 
Anm. 5) neugeftaltet (5 97—-101). — Zus 
fändigfeit der Drtsvorfteher in Angelegen« 
beiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
8 1807 d. W. 
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örperfchaftliher Bedeutung gelangt und vorwiegend Verwaltungsbezirke ge- 
blieben.” Amtmänner und Bürgermeifter werden jetzt vom Oberpräſidenten 
unter Mitwirkung der Selbftverwaltungslörper ernannt. Hierbei fol zwar auf 
ebrenamtliche Beftellung befonders Bedacht genommen werden, feither find fie 
jedoch) vorzugsweife dem Subalternbeamtenthume entnommen. In ihrer Hand 
ruht ein großer Theil der Gemeindeverwaltung??). Im übrigen ift in beiden 
Brovinzen die Theilnahme an den öffentlichen Geſchäften (da8 Gemeinderedit) 
von einem Mindeftfieuerfage abhängig. Die danach Berechtigten bilden die 
Gemeindeverfammlung. In der Rheinprovinz heißen die erfteren Mleiftbeerbte 
umd die letztere Gemeinde» oder Schöffenrath. Steigt die Mitgliederzahl über 
achtzehn, fo werden unter Zugrundelegung der Dreiflafjenordnung Gemeinde- 
verordnete gewählt*®). 

3. In Hannover find die früheren Beftimmungen im wefentlichen erhalten 
geblieben. Das hannoverſche Landgemeindegefet hatte den Grundfag 
freier Selbftverwaltung ſchon früh zum Ausdrude gebradt und für deren 
Durchführung beftimmte Anhaltspunkte gegeben, ohne einer freien Handhabung 
und einer eingehenden Berüdfichtigung der thatſächlichen Verhältniſſe beengende 
Schranken zu ziehen). 


8 79. 

c) Die Städte). Die Verfaffung der Städte zeigt gegenüber der 
der Landgemeinden eine größere Gleichartigkeit, hat aber ebenfalls in ihrer ge⸗ 
ſchichtlichen Entwidelung einzelne provinzielle Verſchiedenheiten bewahrt. 

1. Unter den Städteordnungen behauptet die für die fieben öſtlichen 
Provinzen mit Ausflug Neuvorpommerns erlaflene die größte Be⸗ 


=), Weſtf. Land GemO. 19. März 
56 (GS. 265), erg. KO. 86 (SS. 217) 
8 283—29 u. 992; Sand des Ein- 
zugegeben (880.5 66) ©. 61 (88. 

446), verb. $ 77 Anm. 87 d. W., der 
Steuererhebung durch gozuich Erheber 
(LED. 8 44 u. 73) ©. 98 (GS. 119) 
gs 11 Wi. 3 umd Erfat der LGO. 
8 57—64 burh das KomAbg®. 8 77 
Nr. 4 d. W. Rechnungsjahr (LGOD. $ 46) 
wie Anm. 12. Gemeinde⸗ u. Amtsbeamte 
8 77 Anm. 22; zwei Inſtr. 566 (MB. 
147 u. 198). — Rheinifde Gemd. 
23. Juli 45 (GS. 523), erg. ©. 56 (©. 
435), KO. 87 (GS. 209) 8 23—29 u. 
998 ; PBenfionirung der Bürgermeifter ©. 
91 (86. 330) Art. I u. III; wegen der 
Steuererhebung (Gemd. 8 79 m. 108), 
ber Kommunalabgaben (8 22—32 u. ©. 
56 Art. 7), des Rechnungsjahres (Gemd. 
8 89) u. ber Gemeinde» u. Bürgermeifterei- 
beamten gilt das f. d. weſtf. LSOD. Geſagte, 

Sue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


Berb. 8 77 Anm. 12 u. 30 d. W.; zwei 
Inſtr. 56 (MB. 166 u. 221). Feld⸗ 
gerichte, Schultheißen u. Schöffen im ge- 
meinrechtlichen Gebiete GemO. 8 1743 
nebft 8 1807 d. W. 

=) Weſtf. LEO. 8 14—27. Rhein. 
Gemd. $ 44-59; ErgG. Art. 11—14. 
— Dreillaffenwahl $ 77 Anm. 18 d. W. 

*) Hann. Landgem®, und Bel. 28. 
April 59 (Hann. ©S. I 393 u. 409); 
an Stelle des 200. $ 63-68 und ber 
Bel. 5 47—60 tritt da8 KomAbg®. & 77 
Nr. 4 d. W., Rechnungsjahr (Bel. $ 42) 
wie Anm. 12; KO. 84 (865. 181) 
$ 21, 35 bie 39 u. ZuſtG. 8 — 
verb. Landes · VerfG. 40 (hann. (GS. I 
141) 8 46, 48, 52-54, 67-69, 78, 
ergänzt G. 48 (daf. 261), ©. u. Bel. 59 
(daf. 389 u. 897). 

*) Geſchichte $ 77 Abi. 1 d. 
Stadtrecht (iotemasife u. vers) v. 
Leibig (Berl. 93). 
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deutung ?®), ſowohl wegen des Umfanges ihres Geltungsgebietes, als wegen 
des Einfluffes, den fie auf mehrere andere Städteorbnungen ausgeübt hat 
(Nr. 2). Sie beruft auf dem Grundfage voller Selbftverwaltung?”) und ift 
gegenüber ben einfchränfenden Beftimmungen der vevidirten zu der freieren in 
der Stein'ſchen Städteordnung herrſchenden Auffofjung ($ 77 Abi. 1) zurüd- 
gefehrt. Ihre Anwendung auf eine Gemeinde beſtimmt ſich nad) deren ge⸗ 
ſchichtlicher Entwidelung als Stadt, und diefe wird entweder durch die feit- 
berige Vertretung im Provinziallandtage oder durch die frühere Geltung einer 
der älteren Städteordnungen beftimmt?*). Die Zugehörigkeit zur Gemeinde 
ift örtlich (Stadtbezirk) *?) oder perfönlich (Einwohnereigenſchaft) *o). Auf beiden 
rubt die Gemeindefteuerpflicht?). Bon der Gemeindemitgliedfhaft hebt fich 
das durch einen beftimmten Vermögensbefig, Gewerbebetrieb oder Staats⸗ 
fteuerfag bedingte Bürgerrecht ab, welches das aftive und paffive Wahlredht 
in ſich fließt, dagegen auch zur Uebernahme von Gemeindeämtern verpflichtet. 
Das Ehrenblirgerredht iſt nicht von dieſen Borausjegungen abhängig und mit 
feinen Verpflichtungen verbunden’). — Drgane der Stadt find die Stabt- 
verorbnetenverfammlung, der Magifteat und der Bürgermeifter. Die Stadt- 
berordnetenverfammlung, deren Mitglieder auf ſechs Jahre nad) der 
Dreillaffenordnung von den Bürgern, und zwar zur Hälfte aus den Haus» 
befigern zu wählen findS°), vertritt die Stadtgemeinde und überwacht die Ber- 
waltung*). Sie beſchließt über Benutzung des Gemeindevermögens®5), Auf- 


a, StH0.85—8, 74, 75 erg. ($ 5 tb) 
GewO. $ 13 u. R 73 (MB. 224), 
wonach der Gewerbebetrieb vom Beflte 


= StädteD. 30. Mai 55 (8. 
261) u. Inſtr. 53 (MB. 138). — Bearb. 


v. Dertel (3. Aufl. Liegn. 00 u. Zelle 
3. Aufl. Berl. 96). 

m) StO. 8 9. — Recht zu flatutarifcher 
Anordnung $ 11, Zuf®. $ 16 Abf. 3, 
Inſtr. Nr. VII u. (Fülle) StO. 85, 12, 
21, 29, 59, 70 u. Anm. 38. — Die 
Autonomie erftredt ſich nur auf die körper: 
ſchaftliche Berfafiung u. Verwaltung der 
Gemeinden, niht auf bie Begründung 
neuer Rechtsverbindlichkeiten (Unterhaltung 
der —— DB. (XVI 4 

=, S a. 1. — Wondere 
* si * By ‚porbegalten Abf. 

u 

23 tO. se: "anne. an. Zu⸗ 
legung von vLandgeninden u. Outsbezirken 
oder Theilen von dieſen zu Stadtgemeinden 
LEO. (Anm. 2) 8 28, 

” StO. 8 3. Die örtliche Zugehörigkeit 
beredhtigt zur Mitbenußung der öffentlichen 
Gemeindeanftalten StO. 8 4 Abf. 1. u. 2, 
Zuf®. 8 18. — 8 77 Nr. 3 d. W. 

") An Stelle der St.O. $ 4 Abf. 2, 
58, 54 u. 68 tritt das KomAbg®. 8 77 
Nr. 4 d. W. 


des Buͤrgerrechts unabhängig iſt, Gewerbe⸗ 
treibende aber nad 3 Jahren das Bürger⸗ 
recht erwerben mulſſen; weitere Ergänzungen 
(StO. 8 514; Steuerfak) ©. 73 (GES. 
213) $ 9b u. ©. 91 (68. 175) 8 76, 77 
8 (StO. 8 7 Abſ. 5, Konkurseröffnung) 
79 28 109) $ 51-53; ZuſtG. 
5 10, 18. 
®) eis. 8 12—28, erg. ©. 91 (6S 
20) Art. Iu. Zufl®. $ 10 bis 12. — 
Dreitlaſſenwahl 8 77 Anm. 13. 
“ StO. 8 10, 85—37 u. (Geſchäfts⸗ 
—* 8 3848, nebſt Zuf®. 8 10, 
u. 171u.2, Infir. Nr. XIII. Die Be 
Pi zur Berathung wie zur Beſchluß⸗ 
faffung und fomit aud das Betitionsredht 
beſchränkt a auf Gemeindeangelegenheiten 
OB. (XIII 8 
” StO. 8 %, 51 u. 55. Genehmigung 
der Auffichtsbehörde ift erforderlih zu An⸗ 
leihen, zur Veräußerung von Grunditüden 
und von Gegenftänden, welche einen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen, geihichtlihen oder Kunſtwerth 
haben, zur Beränderung im Genuß der 
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bringung der Gemeindeftenern und Dienfte?!), Feſtſtellung des Haushalts⸗ 
voranfchlages®) und Abnahme der Gemeinderedinung?”). — Der Magiftrat 
befteht ans dem Bürgermeifter, einem Beigeordneten (zweiten Bürgermeifter) als 
Stellvertreter und aus Schöffen (Stadträthen, Rathsherren, Rathemännern), 
denen nad) Bedürfniß befoldete Mitglieder (Syndikus, Kämmerer, Bauratb, 
Scäulrath u. f. w.) hinzutreten. Alle Mitglieder werden von den Stadtver⸗ 
ordneten gemählt, die unbefoldeten auf ſechs, die befoldeten einſchließlich des 
VBürgermeifters auf 123 Jahre oder auf Lebenszeit und bedürfen ber Beftäti- 
gung®®). Der Magiftrat bildet die Ortsobrigfeit und hat zugleih als Ger 
meindeverwaltungsbehörde das Gemeindevermögen, die Gemeindeeinkünfte und 
Anftatten zu verwalten, die Befchläffe der Stabtverordneten vorzubereiten und 
auszuführen, die Stadt nad) außen zu vertreten®?) und die Gemeindebeamten 
anzuftellen®‘), Der Bürgermeifter und die befoldeten Mitglieder Des 
Magiftrats haben Anfprud auf Penſion und Hinterbliebenenverforgung‘!). — 
Der Bürgermeifter leitet und beauffidhtigt die ganze Stadtverwaltung, führt 
alle örtlihen Geſchäfte der Landesverwaltung und handhabt in der Pegel die 


Gemeindenugungen StO. 8 50 u. Zuf®. 
$ 16 Abſ. 1 u. 3, zur Abtragung oder 
Beränderung der Stadtmauern KO. 20. 
Sun 30 (85. 118), Inſtr. 30 (MN. 
xIV 774) u. ZR. 57 (MB. 144). — 
8 77 Nr. 3 MW. — ScO. 8 52 ift 
anfgehoben u. das Bürgerrechtsgewinngeld 
u. Einkaufsgeld neu geregelt G. 60 (GS. 
237); Wegfall des Einzugsgeldes $ 77 
Anm. 37. 

” StO. 866, 67. Befoldungsvoran- 
(tag 8 64, Zuſtð 8 16 Abſ. 3 u. Inſtr. 

. X, — Rechnungsjahr wie Anm. 12. 

u StO. 8 69—71. 

) Daſ. $29—34 u. (Zulaffung lebens⸗ 
länglicher Wahl) G. 56 (GS. 129); Inſtr. 
Nr. IX, Zuſtändigkeit bei der Beſtätigung 
ZUNG. 8 13; beſondere Byſtatigun der 
Semeindepolizeibeamten 8 219 d. W. 
Amtszeichen (Kette, Medaille) werden vom 
Könige verliefen KO. 51 (MB. 86), 
ebenjo ber Titel „DOberbürgermeifter”. 
Die Bezeichnung der Magiftratsmitglieder 
als Stabträthe, Natheßerren kann dagegen 
durch Ortsftatut eingeführt werben; erftere 
in der Negel in Städten über 10000, 
letztere in folcden über 5000 Einw. KO. 
73 (MB. 59). Die rechtskundigen Mit- 
glieder heißen Syndiken, die mit der 
gaffenvertwaltung betrauten Kämmerer 
Inſtr. (Anm. 26) $ 22. Die Amts 
bezeichnung „Stadtältefter” kann ben 
Magiftratsmitgliedern nach neunjähriger 


Dienftzeit von den ftäbt. Sertretunge- 
förpern verliehen werden StO. 8 
Die Vereidigung der MagiftratSmitglieder 
(daf.) erfolgt nach der für Beamte gegebenen 
Vorſchrift 8 63 Anm. 9. — Beurlaubung 
der Bürgermeifter und Magiftratsmitglieder 
Vf. 5. Dez. 67, insbef. als Polizeivermalter 
Df. 8 (MB. 99 ©. 5). 

”, StO. 8 10 u. 56. — Geichäftsgang 
StO. $ 57, Inſtr. Nr. XI Abſ. 1. — 
Beftellung von Deputationen für einzelne 
Geichäftszweige StO. 9 7.9 (Schuldepu- 
tationen Inſtr. Nr. XIII Abſ. 2, V. 26. 
Suni 11 —* XVII 659, IR. 54 M®. 
46, R. 68 MB. 69 S. 12, die Mit- 
glieber find öffentliche Beamte, aber dem 
Disziplinargefee nicht untertoorfen OB. 
XXV 415; Gefunbheitsfommiffionen 8 
252 Abf. 3 db, W) u. von Bezirksvor- 
ftehern StO. 8 60 u. ZuſtG. 8 14. — 
Berwaltungsberidte StO. 8 61. 

) 8 77 Nr. 2 d. W. 

N) StO. 865 nebft G. 99 (65. 141) 
8 14 u. 15, ZuſtG. 8 20 Abf. 4, Inſtr. 
Nr. XI. — Die Berechnung erfolgt bei 
lebenslänglicher Anftellung und nicht ander- 
weitiger Vereinbarung nachden für Staats⸗ 
beamte maßgebenden Penfionsjägen ($ 74 

W.), jedoch ohne Anrechnung bes 
Srititärhienpes Ertl. DOT. 76 (Striethorft 
Bd. 99 ©. 86), Staatsdienftes R. 67 
(MB. 68 ©. 126) oder Dienftes in 
anderen Gemeinden R. 72 (MB. 102); 


8* 
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DOrtspolizei??). Städte von nicht mehr ald 2500 Einwohnern koͤnnen eine 
vereinfachte Berfafiung annehmen, in der der Magifirat durch einen zugleid) 
den Borfiß in der Stadtverorbnetenverfammlung führenden Bürgermeifter er- 
feßt und die Zahl der Stadtverordneten bis auf ſechs verringert wird??). — 
Die Aufficht über die Stadtgemeinden wird von dem Negierungspräftbenten, 
in höherer und letter Inſtanz von dem Oberpräfidenten geführt. In gewiſſen 
Fällen wird die Beſchlußnahme oder die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes 
erfordert, erftere insbeſondere zu allen der Auffichtsbehörde vorbehaltenen Be⸗ 
ftätigungen von ©emeindebefchlüffen. Die Beichwerde- und die Klagefrift 
dauert 2 Wochen““). 

2. Die vorerwähnte Städteordnung Hat den Städteordnungen für Weſt⸗ 
falen und für die Rheinprovinz zum Vorbilde gedient*); aud die Auf- 
ſicht iſt nach Einführung der VBerwaltungsorganifation ($ 54 Abf. 2) diefelbe 
wie für die öftlihen Provinzen geworden*‘). Nach der rheinifchen Städte 
ordnung werden jedod die Magiftratsgeichäfte der Hegel nad von einem 
Dürgermeifter verfehen, dem ein oder mehrere Beigeordnete zur Seite ftehen, 
und aud der Borfig in der Stadtverordnetenverfammlung gebührt). — 
Die Städteordnungen für Schleswig-Holftein und fir Frankfurt a. M. 


abweichend bat bezüglihd ber Militär 
dienftzeit das Meichsgericht entichieden 96 
(Entid. f. Zivilf. Bd. 37 ©. 235). — 
Berfahren bei zwangsweifer Penftonirung 
der Gemeindebeamten u. Zwangsvorver⸗ 
anfchlagung des Penfionsbetrages OB. 
(XXI 60). 

=, StO. 8 58 nebſt Zub. 5 20 
Abi. 1 Nr. 2, StO. $ 62 u. 68; Inſtr. 
Nr. XIV; Geichäfte als Amtsanwalt 
$ 179 ab. 1, Standesbeamter 8 204 
Abſ. 2, Ortspoltzeiverwalter $ 214 Abf. 2, 
Hülfsbeamter der Staatsanmaltichaft 
5 224 Abf. 1 d. W. — Befugniß zur 
Verfügung von Warnungen und Ber- 
weifen gegen die Magiftratsmitglieder 
DB. (XVII) 443). 

2) StO. 8 72, 73; Zuſt G. 8 16 Abf. 3 
u. 8 171. — Der Gemeindevorſtand heißt 
auch hier Magiftrat R. 56 (MB. 91). 

“, Buft®. $ 7, 16 Abf. 3, Inſtr. Nr. 
XVI u. (Streitfadhen) ZUNG. 8 21. In 
Berlin tritt an Stelle des Regierungs- 
u. Oberpräfidenten ber Oberpräfident u. 
Minifter des Innern $7 Abſ. 2. — Be 
anftandung der Beichlüffe StO. $ 57 u. 
Zuſt8. 8 15, Auflöfung der Stadtver- 
orbnietenverfammlung StO. 8 79 u. 
Zuf®. 8173, Disziplinarbeftrafung 8 66 
Anm. 52, fonft $ 77 Anm. 26 d. W. 


— Auffiht über die Polizeiverwaltung 
$ 214 Anm. 10. 

So. f. Weftfalen 19. März 56 
(GS. 237), Inſtr. 9. Mai und (zu $ 52) 
v. 31. Zuli 59 (MB. 144 u. 198), 
erftere erg. ZR. 73 (MB. 300). — 
StO. f. d. Rheinprovinz 15. Mai 66 
(8S. 406); $ 77 Anm. 128. W.; Inſtr. 
18. Juni u. (u 8 49) v. 31. Juli 56 
(MB. 161 u. 221), erftere erg. ZR. 73 
(MB. 300). Berleihung diefer StO. an 
Städte unter 10000 Einwohner AE. 56 
(65. 405) u. Inftr. 656 (MB. 164). — 
Beide Stäbteordnungen find in betreff 
der Kommunalabgaben durch G. 93 (8 77 
Nr. 4 d. W.) ergänzt; bie Beitbeftim- 
mungen (StO. f. Weſtf. $ 19—21, für 
die Aheinpr. $ 18—20) können ftatutarifch 
geändert werden &. 96 (GE. 94). Das 
Rechnungsjahr läuft vom 1. April zum 
31. Mär; ©. 93 8 95 Abi. 1; die Hin» 
weife in Anm. 32, 33 u. 35 finden auch 
bier Anwendung. 

“, Anm. 44; die abweichenden Be- 
fiimmungen ber 8 76 u. 77 der weſtf. 
u. der $80 u. 81 ber rhein. StO. find 
damit fortgefallen. 

) Rhein. StO. 8 9, 38, 66-68, 
verb. 8 35, 53 u. 74. Einzelne weitere 
Abweichungen enthalten $46, 49, 32u. 71. 
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fließen fi eng an die für die älteren Provinzen erlaffenen an). Doch ift 
die Dreiklaſſenordnung verlafjen und die ftaatliche Beftätigung auf Bürgermeifter 
und Beigeordnete befchränkt*?)., In Schleswig - Holftein treten die Stadt⸗ 
verordneten in der Regel nur in gemeinſchaftlicher Sigung mit dem Magiftrate 
zufammenY). Noch enger an die allgemeinen Grundfäge (Nr. 1) fließt die 
für Heffen-Naffau außer Frankfurt a. M. erlaffene Städteordnung fi 
an, die auch die Dreiflaffenordnung aufgenommen hat?!), — Die Auffidt 
wird nad) den oben (Nr. 1) angegebenen allgemeinen Beftimmungen geführt ®?). 

3. Einen felbftftändigen Charakter hat die Geſetzgebung in den übrigen 
Landestheilen bewahrt. In Neuvorpommern find unter Feftftellung be- 
fonderer Stadtrezeffe die älteren Verfaffungen aufrecht erhalten; die Bürger- 
meilter werden lebenslänglih vom Könige ernannt’), — Hannover befigt 
eine befondere revidirte Städteordnung. Die flädtifchen Kollegien (Magiftrat 
und Bürgervorfteher) können hier — wie in Schleswig-Holftein — zu gemein- 
famer Verhandlung zufammentreten. Die Mitglieder des Magiſtrats (Sena- 
toren) werden auf Tebenszeit von dieſem und einer gleichen Zahl von Bürger- 
vorftehern in vereinigter Verſammlung gewählt). — In Hohenzollern 
gilt die Gem.-D. zugleih für die Städte), 


3. Bie Areiſe. 
8 80. 
Die Kreisverbände, die ſich überall mit den Kreisverwaltungsbezirken 
deden, umfafjen eine Mehrzahl von Gemeinden oder fallen, wo ſchon die ein- 


Schl.⸗Holſt. saäbte u. Sleden- 
D. 14. April 69 (GS. 589); Einf. in 
Lauenburg ©. 70 (Wo. Bl. 521). — 
Gender f. Frankfurt a. M. 25. 
Mär; 67 (©. 401). Finanzielle Aus. 
einanderjegung mit dem Staate ©. 69 
(65. 379). Eingemeindung der Stabt 
Bodenheim &. 95 (ES. 78). — Kom- 
anunalabgaben und Rechnungsjahr wie 
nm 

u Schl.⸗ delt. Std. 9441.32. Frankf. 
GBG. 8 35, 40 Der erfte Bürger 
meifter wirb bier per den von der Stabt 
vorgeſchlagenen Kandidaten vom Könige 
ernannt. 

”, Schl. Holſt. StO. $ 50-52. 

a) StO. f. Heffen-Raffau 4. Aug. 
97 (ES. 254). Das Bürgerrecht wird 
ſtatt durch ein-, durch zweijährigen Bohn 
erworben 85. In Städten bis zu 1200 
Einwohnern erhalten die Bürgermeifter 
regelmäßig nur Dienflaufwandsentfchä- 
digung 5 69. Die vereinfachte Berfaffung 


(ohne Magiftrat) ift in allen Städten zu- 
läffig $ 83, 84. aa . u. Ortsgerichte 
u. Feldgeſchworene ($ 1807) find — 
erhalten $ 68. Kommunalabgaben u. Rech⸗ 
a wie Anm. 45. 
 Zufd. 8 7—22; ver. SO. f. 

Weſtf. 8 1688, f. d. "Rheinprov. Ss 81 
bis 87, f. Sci. Holfſtein 8 91—92, f. 
Frankfurt aM. 8 79-83 u. f. Hefl.- 
Naſſau $ 87—92. 

” 5. 31. Mai 58 (85. 291), Zuft®. 
5 7—21 u. G. 99 (SS. 141) $ 17. 
Kommunalabgaben und Rechnungsjahr 
wie Anm. 45. 

* Hann. StO. 4. Juni 58 (bann. 
GS. 1 141) u. Zuſt6. $ 7—21; verb. 
die (Anm. 24 erwähnten) Borfchriften bes 
LandesBerf®. u. 8 77 Anm. 11d. W. — 
Kommunalabgaben u. Rehnungsiche wie 
Anm. 45. — Stellung ber felbftftändigen 
Städte $ 60 Anm. 79. — Ernennung 
und ee Rädtifcher Beamten 
AE. 67 
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zelne Gemeinde den Vorausſetzungen des Kreifes entſpricht, mit diefer zufammen 
(Stadtkreis, $ 55 Abf. 1). Beränderungen der Kreisbezirfe erfordern, foweit 
fie nicht infolge veränderter Gemeindegrenzen eintreten, ein Geſetz)). Die 
Kreife bilden Körperſchaften zur Erfüllung öffentlicher Zwede?). Ihre Leitungen 
find ihnen entweder vom Staate zugewiefen?) oder durch eigene Entſchließung 
übernommen. Die lettere Thätigkeit ift nicht genau begrenzt und greift nament« 
id in da® den Gemeinden zugewiefene Tchätigleitsgebiet mehrfach hinüber, 
indem der reis diefen bei unzureichender Leiftungsfähigleit ergänzend und aus⸗ 
helfend zur Seite tritt. Zur Erfüllung diefer Zwede find den Kreifen neben 
dem Vefteuerungsrechte befondere Dotationen*) und gewiſſe Einkünfte) über- 
wiefen. Verwaltung und Berwendung dieſer Mittel bilden den Gegenftand 
des Kreishaushaltes. 

Die Kreisverfaffung wurde in Preußen während der zwanziger Jahre 
nah dem Borbilde der älteren ftändifchen Verfaſſungen durch provinzielle Ge⸗ 
fege geordnet und in den vierziger Jahren durch das den Kreiſen beigelegte 
Befteuerungsrecht wefentlich erweitert. Diefe Gefege traten nad Aufhebung 
einer auf den ganzen Staat berechnet gewefenen Einrihtung ($ 76 Abf. 1) 
wieder in Kraft und führten zu ähnlichen Bildungen auch in den neuen Pro- 
vinzen. Zu vollen Kommmnalverbänden mit wefentlid) erweiterter Selbitver- 
waltung haben ſich die Sreife aber erſt in der neueften Reformgeſetzgebung 
entwidelt, welche die Kreisvertretung ftatt der früheren Stände auf die gefell- 
ſchaftlichen Gruppen des größeren und bes kleineren ländliden Grundbeſitzes 
und der Städte aufgebaut und dem als Verwaltungsftelle des Kreifes gebildeten 
Kreisausfchuffe zugleich, Gefhäfte der allgemeinen Randesverwaltung übertragen 
bat. Die Gefeßgebung war zunächſt für die Bftlihen Provinzen außer Pojen 
gegeben (Nr. 1), ift demnächſt aber in den neuen und weſtlichen Provinzen 
und in Hohenzollern (Nr. 2) und mit einigen Einſchränkungen aud in Poſen 
eingeführt worden (Nr. 3). 





') RD. (Anın. 6) 0875 nebh ZuſtG. 
8 2 u. G. 75 (85. 497) 8 2 
) KL 5 2. — "Ebene vie "übrigen 
—e— (Anm. 16, 18 u. 
19). — Gerichtsſtand, Zuftellungen und 
Zwangsvollſtredungen wie $ 77 Anm. 15. 
9) Kriegsleiftungen $ 111 u. 112 d. W. 
Impfungskoſten 8 258 Abſ. 1; Unter- 
flügung der Hebeammenbezirke 8 259 
ul. 5 außerordentliche Armenlaft $ 271 
Abſ. 3 — Die Kreife bilden die Seltionen 
ber in jeder Provinz für die Unfallver- 
ſicherung der land. u. forftwirthichaftlichen 
Arbeiter einzurichtenden Berufsgenoffen- 
igaften 5 347 d. W. 
@ 77 08. 187) 8 1 bi8 3 nebft 
ZR. 73 (MB. 137), G. 75 (GS. 497) 


8 26, 27; KO. f. Schl.-Holflein 88 
(GS. 189) 861, 14 u. 147, f. Hannover 
84 (85. 181) $ 109, 110, f. Hefl.- 
Naffau 85 (GES. 193) 8 110 u. 111, 
f. Weftfalen 86 (GS. 217) 8 97 u. 98. 
f. d. Rheinprovinz 87 (ES. 209) 8 97 
u. 98 u. f. Hohenzollern ©. 85 (86, 
169). — Zuweiſung der nad) dem Feld⸗ 
een gewährten Darlehen 

®) Ueberweifung der Jagdſcheingelder 
5 837 Abf. 3, der Steuer von Wander- 
lagern in Gemeinden unter 2000 Ein- 
wohnern 8 77 Nr. 4 Abi. 4, der Betriebs« 
(Schank⸗)ſteuer 8 143 Abi. 5 d. W. Zu⸗ 
läffigfeit der Hundeſteuer $ 77 Anm. 86. 
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1. Nah der Kreisordnung für die Provinzen Oft- und Weftpreußen, 
Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sadjfen?) ift der Erlaf von 
Kreisftatuten und von Reglements über befondere Sreiseinrichtungen zu⸗ 
läffig‘). — Die Kreisangehörigkeit, die durch einen MWohnfig innerhalb 
des Sreifes bedingt erſcheint, berechtigt zur Theilnahme an deffen Verwaltung 
umd Bertretung, fowie an der Benugung feiner Einrichtungen und Anftalten, 
verpflichtet dagegen zur Uebernahme unbefoldeter Aemter und zur Steuer- 
leiftung®). — Die Kreisfteuern werden in der Hegel mit dem gleichen 
Hunderttheilfape der Grund⸗ und Gebäubefleuer, der Gewerbefleuer in den 
Klaffen I und II und der Staatseinlommenftener der Kreisangehörigen auf 
die Gemeinden und Gutsbezirke vertheilt. Ausnahmsweiſe kann — im Hin- 
blid auf das größere oder geringere Borwiegen der Verkehrs⸗ oder ähnlichen 
Anlagen — mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes der Hunderttheilfag für 
die Realſteuern auf das Anderthalbfadhe erhöht oder auf die Hälfte herab- 
gefeßt werden. Die Art der Aufbringung ift den Gemeinden überlafien?). — 
Dienfiftellen der Kreisverwoltung find der Kreistag, der Kreisausſchuß und 
der Landrati. Die Zahl der Mitglieder des Kreistages wird nad) ber 
Bevölkerungszahl bemefjen nnd nad) demſelben Maßftabe auf Stadt.und Land 


vertheilt. 


) KrO. (18. Dez. 72, mit Aenderung 
G. 19. März 81 GS. 155 Art. I—II, 
gm. Art. V) neu veröffentlicht 81 

180. Erläuterung ZR. 81 (MB. 
69). Der zweite Titel der KrO., deſſen 
8 22-45, 53 u. 78—83 ganz weg⸗ 
gefallen find, handelt fonft von den Amts⸗ 
vorftehern und Landräthen, die hier troß 
ihrer jelbfiftändigen Bedeutung nur als 
Glieder und Aemter des Kreifes auf- 
gejoßt werden $ 214 Abi. 3 u. $ 58 

W. — Die KO. befeitigte — in 
Berfolg des Ed. 9. Dftober 07 ($ 317 
Abſ. 1 d. W.) — alle noch vorhandenen, 
mit dem Beſitze beftimmter Güter ver⸗ 
bundenen Vorrechte, die bevorzugte Ver⸗ 
tretung der Nittergutsbefiger im Kreis- 

— die gutsherrliche Polizei (6 214 
Abt. 3), die gutsherrliche Aufficht über 
die Landgemeinden ($ 78 Abf. 6) und den 
Anſpruch der Lehn- und Erbichulzenguts- 
befiger auf das Schulzenamt (daf. Abf. 4). 
— Anwendung der KO. in ben drei 
Grafigaften sgtolberg AD. 8 181 

u. &. 76 (GS. 245). — Bearb. v. Stubt 
54 Ann. 2) Bd. 2 

) KrO. $20, 1161 u. 1761. 

9) Daſ. 8 6-9. — Wohnfitz 8 77 
Anm. 12 d. W. 

KO. 8 10—12, 119, 124 u. 1763 


Die Vertretung des Landes geht zu einer Hälfte aus den zu Wahl- 


und KomAbgG. 98 (ES. 152) 891 Abf.1 
Nr. 1, 2 u. Abf. 2 nebſt Anw. 10. Mai 
94 Art. 59 Nr. 11, 2 u. Bf. 97 (MB. 
8). Befreiungen KO. 8 17. 18. Kreis⸗ 
und Gemeindefteuerpflicht deden fid) nicht, 
da Perjonen und Gegenflände, die feither 
freisfteuerfrei waren (eingetragene Ges 
noſſenſchaften KO. 8 14, Dienſtwoh⸗ 
nungen $ 17), im KomAbb. ($ 24, 28, 
33) aber der Gemeindebefleuterung unter- 
worfen werden, nicht — wie Anw. Art. 
59 Nr. 2 Abf. 2 e8 annimmt — durd 
KomAbgG. 8 91 auch der Kreisfteuer 
unterworfen werden OB. (XXIX 13). 
— Mehr- oder Minderbelaftung einzelner 
Kreistheile KO. 8 13, 119, 176? u. G. 
938 91 Nr. 8 nebft Anm. Art. 59 
Nr. 1 8. — Heranziehung der Kreiß- 
ausmärker, juriftiichen Perjonen, Handels», 
Altien- u. Bergwerksgefellfchaften, Eifen- 
bahnen und des Fisfus auf Grund be- 
fonderer (fingirter) Steuerfäge u. Un- 
zuläffigleit der Doppelbefteuerung KO. 
8 14—16 u. ©. 93 $ 9 4, Ber 
tbeilung des dem Befteuerungsreite 
mehrerer Kreife unterliegenden Ein» 
fommens, daj. 8 92 Nr.1. Beichwerben 
u 19, Zuſt8. 8 3 verb. 8 170 
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bezirken vereinigten Landgemeinden, zur anderen aus dem Berbande derjenigen 
größeren Grunbbefiger und Gewerbetreibenden hervor, welche zu einem Mindeſt⸗ 
fae der Grund- und Gewerbefteuer (in der Kegel 225 M.) oder mindeſtens 
zum Mittelfate der Gemwerbeftenerflafien I und II veranlagt ſind 10). Der 
Kreidtag hat den Kreiskommunalverband zu vertreten und Über die Kreis⸗ und 
fonftigen ihm zugewieſenen Angelegenheiten zu berathen und zu befchließen!!). 
Die laufende Verwaltung führt der Kreisausfhuß, der aus dem Landrath 
al® Borfigendem und ſechs vom FKreistage auf 6 Jahre gewählten Mitgliedern 
befteht 1%). Der Kreisausfhuß bildet zugleich die Beſchlußbehörde in Landes⸗ 
verwaltungsfachen und das Verwaltungsgericht erſter Inftanz!®). In beiden 
Beziehungen entfpriht ihm in Stadtfreifen der Stadbtausfhuß'). — Die 
Staatsaufficht fiber die Landkreife wird von dem egierungspräftdenten, 
in höherer und leßter Inftanz von dem Oberpräftdenten ausgeübt). 

2. Mit einzelnen Abweichungen ift die gleiche Einrichtung in die Pros 
vinzen Schleswig-Holftein, Hannover, Weftfalen, Heffen-Raffau 
und in die Rheinprovinz eingeführt !*). Die in Hannover, in Naſſan und 
den vormals bairifchen, Tandgräflich und großherzoglich heſſiſchen Theilen neben 











HD. 5 84—114 u. 183 nebft bei- 
gie Wahlreglement u. G. 91 (GS. 
0, Die Friſt in 8 1122 währt 
8 zwei Wochen LVG. 8 51. Aus: 
führung Inſtr. 73 (MB. 81), ergänzt 
NR. 88 (MB. 108). — Um das un 
verhältnißmäßige Uebergewicht der Ge⸗ 
bäubdebefißer in ben Bororten zu ver- 
hüten, muß in ben Kreifen Teltow 
u. Niederbarnim wenigftens bie Hälfte 
bes Mindeftfages auf bie Grunöftener 
entfallen, während Landgemeinden mit 
mehr als 6000 Einwohnern als Städte 
gelten G. 00 (86. 147). 


u) KrO. $ 115—117; Geigaftegeng 
$ 118-125 u. BR. 73 (MB. 215). 
Eingaben und Petitionen $ 126. Kreis- 
haushalt $ 127—129. Genehmigung der 
Beihlüffe 8 176, Beanftandung unbe» 
fugter ober ungefeglicher s 178, Auf 
ISfung des SKreistages $ 179 


” KrO. 8 130-166 (8 188 u. 189 
find nur noch auf das Verfahren in 
Kreiskommunalſachen anwenbbar, $ 185, 
140 bis 163, 165 gan we eggefallen); 
Disziplinarverhältniß $ nm. 58; 
Kreisfommiffionen 8. s er. 168. — 
gnfelung der Kreisbeamten 8 77 Nr. 


2) 5 58 ML. Au. 000. 


1“) a. 8 169, 170; verb. 8 58 
Abſ. 55. W. 

’) KO. 8 176-180, Abi. 2 des 
letzteren neugefaßt Zune. 84 — Die 
Auffiht beruht auf ähnlichen Grund. 
fäten wie die über Gemeinden 8 77 
Anm. wi 

RD. f. Shl-Holftein 26. Mai 
88 oe da, nach welcher in einigen 
Kreifen der Wahlverband ber größeren 
ländlichen Grundbefiger fortfällt $ 71; 
Stabtfreis tom 8 184—188; Jufei 
Helgoland G. 91 (@S. 11) 8 7: im 
Kreife Herz. Lauenburg kommt nad 
Maßgabe bes 7 145 u. der V. 82 (GS. 
843 u. 1883 ©. 85) bie rn Br 
(Anm. 6) zur Anwendun D. f. 
Hannover 6. Mai 84 (as. 181), be 
ſondere Stellung der jeibiftäntigen Städte 
im Kreife 8 60 Anm. 795.8. — OD. 
f. Weftfalen 31. Juli 86 (Gs. 217 
u. Berichtigung 1887 ©. 10), f. Heſſen⸗ 
Naffau 7. Juni 85 (GS. 198, $ RI 
84 bis 40 aufgeh. LGemO. 97 GS. 30 
8 118 Abf. 1) u. f. d. Rhein bins 
80. Mai 87 (85. 209). — Abweichend 
it in allen dieſen Provinzen bie Ver⸗ 
waltung ber Ortspolizei geftattet 8 214 
Abſ. 3 d. W.; das KomAbgs. (Um. 9) 
gilt aud) bier. — Kreiseintheilung in ben 
drei neuen Provinzen 855 Anm. 180.98. 
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einander beftandenen reife und Amtsbezirke find fortgefallen und durch neu 
abgegrenzte Kreife von mäßigem Umfange erfettt worden ??). 

In ähnlicher Weile find in Hohenzollern die vier Amtsverbände ein- 
gerichtet. Die Amtsverfammlungen gehen indeß, da Grundbefig und Stäbte 
fi bier weniger ſcharf abheben, allgemein aus Wahlen der Gemeinden hervor, 
auf melde die Abgeordneten nad) der Vollszahl vertheilt werden. Nur dem 
Hürften von Hohenzollern ift als Befiter des Domanialguted in jeder der 
Amtsverfammlungen eine Birilftimme beigelegt 18). 

3. In der Provinz Bofen ift der Kreistag noch aus den drei Ständen 
der Rittergutsbefiger, Städte und Randgemeinden zufammengefett (Kreisftände). 
Die Nittergutsbefiger führen Birilfiimmen, Städte und Landgemeinden ent 
fenden Abgeordnete). Die früheren Befugnifie der Kreisftände*") find durch 
Die neuere ©efegebung erweitert. Nach diefer werden aud in Pofen zur 
Bahrung der Gefhäfte der allgemeinen Landesverwaltung (F 58 Abf. 6. d. W.) 
Kreisausſchüſſe gebildet, deren Mitglieder jedod auf Grumd einer vom Streis- 
tage aufzuftellenden Borfchlagslifte vom Oberpräfidenten zu ernennen findb2)). 
Den Kreisausſchuſſe kann durch Beſchluß des Kreistages auch die Verwaltung 
der Kreisangelegenheiten übertragen werben ??). Außerdem find die allgemeinen 
Grundfäge über die Zuftändigfeit der Verwaltungsgerichtsbehörden, foweit fie 
fih nicht auf die Zufammenfegung der Kreistage beziehen, fowie über Ver⸗ 
theilung der Kreisabgaben auf Poſen ausgedehnt worden ??). 


A. Bie Provinzen. 
8 81. 

Die Provinzialverbände fallen regelmäßig mit den ftaatlihen Verwaltungs⸗ 
bezirken zufammen. Gleiches gilt von dem Stabdtlreife Berlin, den Bezirks⸗ 
verbänden Raffel und Wiesbaden und dem Kommunalverbande Hohenzollern **). 
Beränderungen der Provinzialbezirke erfolgen, foweit fle nicht infolge ver- 
änderter Gemeindegrenzen eintreten, durch Gefeg?°). Bei ihrer erſten Ein- 


m MD. f. Han. 81,2, 111—117, 
1 ge Naſſau $ 1, 2, 112-116, 
Hohenzoll. Amts.u. antges 
(2. April 78, mit Aenderungen G. 
If 00 86. 228 Art. I—II m 
Art. IV) neu veröffentliht 00 GGS. 
3%. Auch die neue Berwaltungsorgani- 
fation (8 54 db. W.) kommt mit der 
Maßgabe bes LBS. $ 5 u. 35 daſelbſt 
zur Anwendung. Dotation Anm. 4. 
U. f. Eofen 20. Des. 28 (CS. 
29 ©. 8). Auffichtsbehörbe in ber Ober- 
präfident 8 56 Anm. 21, in höherer In⸗ 
flanz der Min. des des mern. 
”) Vertretung des Kreisfommunal- 
verbandes, Verwaltung feiner Angelegen- 


heiten unter Leitung des Landraths, Be⸗ 
gleitung und Unterftügung ber Berwaltung 
des letsteren in ben vorgefehenen allen 
KO. $ 1 u. 8; Petitionsreht 8 
(8S. 7); Befugnif, Ausgaben zu vn 
fchließen, welche die Eingeieffenen ver» 
pflichten G. 41 (GS. 58). 

2) G. 19. Mai 89 Gẽ. 108) Art. IV. 

=) Daſ. Daſ. Art. VB 2. 

=, Daf. Art. VB 1, 8-7; aud das 
— (Anm. 9) gilt für Pofen. 

“) 8 55, insbef. Anm. 11. — Befeiti- 
ung ber teren Abweichungen ProvO. 
Anm. 30) 8 1 u. 3; Abmweihung in 
Schl.Holſtein 8 81 NL. 228. 
=, Brovd. (Anm. 80) $ 4. 


$ 81. 
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führumg follten die Provinzialvertretungen neben der Verwaltung ihrer Kom⸗ 
minalangelegenheiten auch alle Provinzial- und gewiſſe allgemeine Gefege vor⸗ 
berathen?). Diefe Thätigkeit hat mit Einführung der Landesvertretung ihre 
Bebeutung verloren. Sie erfheint nicht mehr als Mitwirkung bei der Geſetz⸗ 
gebung, fondern nur als eine allgemeine Begutachtung der provinziellen Geſetz⸗ 
entwürfe, deren Einholung und Berüdfiätigung im einzelnen Falle der Staats⸗ 
regierung überlaffen iſt. Andererſeits ift die verwaltende Thätigleit der Pro⸗ 
vinzen wefentlich erweitert, indem ihnen unter Zumeifung von Renten aus der 
Staatskaſſe (Provinzialfonds) verfhiedene früher dem Staate vorbehaltene 
Bermaltungszmweige überwiefen find?) Diefe Wirkſamkeit umfaßt neben der 
Gewährung von Beihülfen an die unteren Verbände auch die unmittelbare 
Berwaltung der zugehörigen Einrichtungen, Anftalten und Fonds und ift durch 
befondere Reglemente geordnet). 

Die Brovinzialverfaffung, welche gleich ber Kreisverfaflung während 
der zwanziger Jahre in die einzelnen Provinzen Eingang fand ?°), hat ſeitdem 
die Schidfale der Kreißverfaffung getheilt (5 80 Abf. 2). Die Wahl der Ab- 
geordneten, die früher von den drei Städten ausging, erfolgt nunmehr durch 
die Vertretungen der Land» und Stadtfreife. Die Neuordnung erging zunächſt 
für die dftlihen Provinzen außer Poſen (Nr. 1) und wurde auf die neuen 
und weſtlichen Provinzen und Hohenzollern übertragen (Nr. 2); in Bofen tft 
fie unter erheblihen Einſchränkungen erfolgt (Nr. 3). 

1. Die Brovinzialordnung für Oft: und WVeftpreußen, Bran- 
denburg, Bommern, Scälefien und Sadhfen?) giebt den Provinzen 








*) Anm. 29. 
7) Provinzialfonds in Hannover 
G. 68 (65. 223); im RB. Kaffel ©. 


67 (ES. 1525), ergänzt G. 79 (GES. 
225) 8 5, 6 u. AE. 69 (GS. 525); im 
RB. Wiesbaden außer Frankfurt &. 72 
(65. 257), Die Gleichfiellung ber 
übrigen Landestheile erfolgte durch G. 73 
(8S. 187), das zugleich Yonds zur 
Durdhführung der KrO. überwies (Anm. 
4). Für das ganze Staatsgebiet erging 
ferner unter Berftärfung der Fonds und 
Erweiterung der Verwendungszwecke das 
Dotations®, 8. Zuli 75 (GES. 497); 
Bertheilung B. 77 (GS. 227). Ber 
wendung zur Förderung ber Kleinbahnen 
G. 92 (GS. 225) 8 42, — Schl. Holſtein 
erhielt einen befonderen Fonds zur Ent- 
Katigung der Kriegserſatzanſpruche &. 75 
(8S. 367). — Gegenftand der Pro- 
vinzialverwaltung find demgemäß bas 
Landarmenmefen (8 271 Abſ. 2) nebit 
den Landarmen- und Wohlthätigkeits⸗ 
anftalten und milden Stiftungen ($ 272 
Anm. 29); das Beſſerungsweſen (8 278 4), 


einfchließlich der Unterbringung verwahr⸗ 
lofter Kinder 8 2731; die Furſorge für 
das Hebeammenweſen ($ 259 Abf. 8), 
für das Irren⸗ Taubftummen-, Blinden- 
und Idiotenweſen (8 2788) und für Kunft 
und Wiſſenſchaft (8 297 Abſ. 4 u. 5); 
das Feuerſozietätsweſen (6 304 Abi. 3); 
die Verwaltung der Hülfsaffen (8 307 
Abf. 2); das landwirthſchaftliche Unter- 
richts- und das Landesmeliorationswejen 
(8 316 Abi. 5, 8 323 Abi. 2) und der 
Wegebau ($ 861, insbeſ. Anm. 7 u. 8). 
— Die Provinzen bilden die Bezirke der 
für die Unfollverficherung der land- und 
forftwirthichaftlichen Arbeiter eingerichteten 
Berufsgenoffenfchaften $ 347 d. W. 


*) Dot®. 8 25; Anm. 31. 


”, 9. 5. Juni 23 (6. 129); verb. 
Anm. 50. 

°, Provinzial®O. (29. uni 75 
GS. 335, mit Aenderung ©. 22. März 
81 CS. 176 Art. I, II, gemäß Art. 111) 
neu veröffentlicht Bel, 81 (GS. 234). 
(Die die Bezirks⸗ und Provinzialräthe 
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ausgedehnte Selbitverwaltungebefugnifie; daneben greifen fie, da die Provinzial- 
ausſchüſſe die Laienmitglieder für die Bezirksausſchüſſe (S 57 Abf. 7) und 
Brovinzialräthe ($ 56 Abf. 2) zu wählen haben, aud in das Gebiet der 
ftaatliden Berwaltung hinüber. — Ueber befondere Berfaffungsangelegenheiten 
oder Provinzialeinriätungen find Provinzialftatuten oder Reglements zu- 
täffig?!). — Der Provinzialverband ſtellt fi al8 eine Zufammenfaffung ber 
zu ihm gehörigen Kreiſe dar, was ebenfowohl in der Beftimmung der Pro- 
vinzialangehörigkeit®?) und in der BVertheilung der Provinzialabgaben auf die 
Kreife??), ald in der Zufammenfegung des PBrovinziallandtages hervor» 
tritt. Zu dieſem entjendet jeder Kreis nad) der Einwohnerzahl einen oder 
mehrere Abgeordnete). Der Provinziallandtag wird alle zwei Jahre mindeſtens 
einmal vom Könige berufen®d). Er vertritt die Provinz, ftellt die Vermaltungs- 
grundfäge, den Voranſchlag für den Provinzialhaushalt und die Einrichtung 
der Provinzialämter feft, befchliegt über Kapitalverwendungen, Grundftüds- 
veräußerungen, Anleihen und über die Ausfchreibung von Abgaben und wählt 
bie oberen Provinzialbeamten. Er befitt das Betitionsredht und hat die ihm 
von der Staatsregierung überwiefenen Gefege und fonftigen Gegenftände zu 
begutadgten?‘). Die Verwaltung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes 
führt der Provinzialausſchuß und der Landesdirektor, erfterer als befchließende, 
Ießterer ald ausführende Stele?’), Der Brovinzialausfhuß befteht aus 
einem Borfitenden und 7 bis 13 vom Provinziallandtage gewählten Mit- 
glieder). Zur Wahrnehmung der laufenden Geſchäfte wird ein Landes⸗ 
bauptmann (in Brandenburg Landesdireltor) unter Töniglicher Beftätigung auf 
6 bis 12 Jahre vom Provinziallandtage gewählt, der von Amts wegen Mit- 
glied des Ausſchuſſes ift??). Die Provinzialbeamten, zu denen neben den dem 
Landeshauptmann zugeordneten oberen Beamten“) aud die erforderlichen 


betreffenden $ 6286 gind fortgefallen). galt 5 101—104; Provinzialabgaben 


— Bearb. wie Anm 

a), Prov O. 8 * "85, pr Abi. 2, 1191 
u. 120; Fälle $ 11, 38, 46, 47, 91, 
93, 95 u. 96; bie Veröffentlichung erfolgt 
durch die Anıtsblätter. 

”) Daſ. — 5 * 6. 

=”, Daſ. 8 7, 105—109 u. 119%; 
Mehr- oder Minderbelaftung einzelner 
Theile 8 110, 111, 119 u. G. 93 (GE. 
152) $ 91 Nr. 3; Bertheilung des dem 
Beftenerungsrechte mehrerer Kreife unter⸗ 
liegenden Einfommens daf. 8 92 Nr. 2; 
Reflamationen ProvO. 8 112, 113 u. 
Zub. 8 15 verb. 8 170 Anm. 11d. W. 
O.8 — nebſt beigefügtem 


ee. Königlider Kom: 
en ($ 26, 27) ift der Oberpräfident 


*) Bon. 8 34—44; Provinzialjaus- 


Anm. 33; Genehmigung ber Beſchlüfſe 
ProvO. g 119 u. 120. 

”, Site ber Verwaltung find für 
Brandenburg Berlin, für Sachen Merje 
burg, jonft fallen die Sige mit denen 
der Oberpräfidenten (Ueberficht zu 8 55 
Anm. 12. d. W.) zufammen. 

” ProvD. $ 45-51 u. 100; Be 
rufung $ 58, GeſchäftsO. 8 63-57, 
Geihäfte 5 8 58-61. — Diszipfinarver- 
hältniß 8 51. — Provinziallommiffionen 
8 99 u. 100. 

2) Daſ. $ 87—92, 103 u. 46. 

, Daf. 8 93. Sie führen den Zitel 
„Landesrath” ober (al technifche Be⸗ 
amte) „Landesbaurath”, „Landesiyndilus“ 
AE. 77 (MB. 37). Bon ber Befugniß 
zu tollegialer Einrichtung des Landes- 
direftoriums hat nur bie Provinz Sadfen 
Gebrauch gemadit. 
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Büreau-, Kaſſen⸗ und AnftaltSbeamten gehören *1), find mittelbare Staatsbeamte; 
ihre Verhältniffe werden durch Reglement geregelt”). Die Staatsauffit 
über die Provinzialverbände wird dom Oberpräſidenten, in höherer Stelle 
vom Minifter des Innern geführt*®). 

2. Mit unwefentlihen Abweichungen ift die gleiche Einrichtung in die 
Provinz Hannover eingeführt). Der Landesdirektor bildet dafelbft mit 
den ihm zugeordneten höheren — hier ald Schagräthe bezeichneten — Beamten 
ein Kollegium, das Tandesdireltorium, und wohnt glei) diefen mit nur 
beratender Stimme den Situngen bed Provinzialausfhuffes heit). — In 
der Provinz Heffen-Naffau beftehen neben dem Provinzialverbande zwei 
den Regierungsbezirken Kaffel und Wiesbaden entfpredhende Bezirksverbände. 
Ihre Thätigkeit Liegt weſentlich auf wirthſchaftlichem Gebiete. Die Bezirks⸗ 
verſammlungen (Rommunallandtage) find in der Form der Provinziallandtage 
zufammengefegt. Ihre Verwaltungsausſchüſſe heißen Landesausfchüfle, ihre 
erften Beamten Landeshauptleute. Der Provinziallandtag befteht aus den 
Mitgliedern der beiden Bezirksverſammlungen“s). Ein Provinzialausfhuß ift 
vorerft nicht gebildet; feine Gefchäfte führt, mas die laufende Verwaltung be- 
trifft, der Oberpräfldent, während die Wahlen, insbejondere die zu dem 
Provinzialrathe ($ 56 Abf. 2) umd zu den Bezirksausſchüſſen ($ 57 Abf. 7) 
vom Provinziallandtage vollzogen werden‘). — Mit geringeren Abweichungen 
ift die Provinzialordnung in Weftfalen, in der Rheinprovinz und im 
Schleswig-Holſtein eingeführt‘). Im diefer Provinz bilden indeflen ber 
Kreis Herzogtfum Lauenburg und die Infel Helgoland befondere Kommunal⸗ 
verbände *?). 

Auf Ahnlihen Grundlagen beruft die Einrichtung des Landeskommunal⸗ 
verbandes in Hohenzollern. In den Kommunallandtag entfenden die vier 


) ProvO. $ 94 u. 95. 


=) Daf. 5 9%; Anm. 31. Anwend⸗ 


barfeit ber allgemeinen Beitimmungen 
für Kommunalbeamte $ 77 Anm. 19, 
u. (Berüdfihtigung der Militäranmwärter) 
der für Städte maßgebenden Vorſchriften 
(8 77 Anm. 28 db. W.) ProvO. 8 97; 
Dienftvergeben $ 98. 

=), Daf. 8 114—122; Anm. 85 u. 36. 
Der Oberpräfident führt die gefundbeits- 
polizeiliche Aufſicht über die Provinzial- 
und die Schulaufficht über die Provinzial- 
zwangserziehungs » Anftalten WE. 97 
(88. 2237) 


“) Die Provd. (Anm. 30) ift burch 
&. 7. Mai 84 (85. 237) mit einigen 
Aenderungen eingeführt und nad) Art. V 
daf. in der neuen Faſſung als ProvO. 
f. Hannover veröffentliht (GS. 248). 


=) Daſ. 8 87—93 u. 56. — Regl. 
68 (GS. 979). 

“, Die ProvO. (Anm. 30) if dur 
G. 8. Juni 85 (GS. 242) mit einigen 
Aenderungen eingeführt und nad Urt. X 
daf. in der neuen Faſſung als ProvO. 
f. Heffen-Naffau veröffentliht (GS. 
247) und Berichtigung des 3 44 Abi. 2 
(daſ. S. XXX). Inkraftſetzung der 
8 43-71 ®. 87 (GS. 487). Ber 
mögensrechtlihe Regelung infolge Ein- 
fügung bes GStabtlreifes Frankfurt in 
den Verband Wiesbaden und veränderter 
Abgrenzung der Bezirksverbände Wies- 
baden und Kaffel zwei 3. 86 (GS. 46 
u. 47). — Regul. f. d. Berwaltung bes 
Berbandes Kafiel 68 (GS. 999), Wies⸗ 
baden 71 (GS. 299). 
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Dberämter je drei und die Fürften Hohenzollern, Fürftenberg und Thurn und 
Taris, fowie die Städte Hedingen und Sigmaringen je einen Abgeordneten. 
Der Borfigende ift zugleich Vorfigender des aus vier Mitgliedern beftehenden 
Landesausſchuſſes und deſſen ausführendes Organ !®). 

3. In der Provinz Poſen befteht der Provinziallandtag aus Abgeordneten 
der drei Stände (Ritterſchaft, Städte und Landgemeinden). Auch hier ift 
ein Provinzialausfhuß gebildet, defien Mitglieder jedoch der Beftätigung bes 
Minifters des Innern bedürfen. Der Provinzialausfhuß und ber Landes- 
Hauptmann verwalten die Angelegenheiten des provinzialftändifchen Berbandes°!). 
Die Bertheilung der Provinzialabgaben folgt den allgemeinen Grundfägen??). 


*) &. 1885 Art. IV u. V. 

) Weftfalen ©. 1. Aug. 86 (ES. 354), 
Rheinprovinz G. 1. Juni 87 (GS. 249) 
u. Schleswig⸗Holſtein G. 27. Mai 88 
(86. 191). Auf Grund des Art. V diefer 
Gelege wurde die ProvO. in neuer 
Soffung veröffen kit für Weftfolen 

S. 1886 ©. 2 für die Rhein. 
— GS. 18er ©. 252 und für 
Sähleswig-Holftein GS. 1888 S. 194. 
— Site der provinziellen Verwaltung find 
Münfter, Düffeldorf u. Kiel. — Die Titel 
für die oberen Provinzialbeamten (Anm. 
40) gelten aud in der Rheinprovinz und 
in Schl.⸗Holſtein AE. 77 (MB. 280); in 
Weſtfalen und in der Rheinprovinz führt 
der erfte Beamte die Bezeichnung „Laudes⸗ 
hauptmann“. Einrichtung der Verwaltung 


in Schl.⸗Holſtein Regl. 71 (WS. 372). 


V. 30 (GE. 32 ©. 9) u. 45 (de. 46 
©. 18), egünt (Berfahren bei ftändifchen 
Wahlen) 3 GS. 213), „Künetiäe 
Bezirtswähler) rn 80 (86. 46), (Be- 
rechnung der Beſitzzeit) V. 44 (OS. 706), 
(Löfhung der Rittergiter) KO. 35 (GS. 9) 
u. (bernd nänbifger Gutachten) KO. 83 
(8. ©. 91). Staatsauffiht 8 56 
Anm. 21 d. ®. 

9 G. 19. ai Eu no 108) Art. VA 

®. 89 (SS. 

.o 89 Ar La Nr. 6, verb. 

Anm. 33. 


Drittes Kapitel. 
Nusmwarfige NAngelegenbeitfen. 


I. Einleitung. 


8 82. 

Die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten, die früher in der Hand 
der Einzelftaaten lag!), ift nunmehr Sache des Reiches geworden, nachdem 
auf dieſes neben dem ausſchließlichen Rechte der Kriegserflärung und Friedens⸗ 
ſchließung (8 16) faft alle Verwaltungszweige übergegangen find, die Ber 
ziehungen zu auswärtigen Staaten bieten ($ 13). Das Reid) ift damit dem 
Auslande als geeinigte® Ganzes in Achtung gebietender Stellung gegenüber- 
getreten und vermag feinen Angehörigen einen Schuß zu gewähren, wie er 
während der früheren Zerrifienheit Deutſchlands oft ſchmerzlich genug ver- 
mißt war. 

Für die Einzelftaaten Hat fi dagegen das Gebiet der auswärtigen 
Angelegenheiten wefentlich verengt. Ihr Verkehr mit außerdeutſchen Staaten 
ift faft ganz gefhmwunden und auch die Beziehungen unter einander haben an 
Bedeutung verloren, feitdem die widhtigften der früher durch Gegenſeitigkeits⸗ 
verträge geregelten Verhältniſſe in der Neichögefetsgebung ihre Erledigung 
finden ($ 13). Das Reit der gefandtfchaftlichen und konfularifchen Vertretung 
ift den Einzelftaaten zwar verblieben. Ihre gegenfeitigen Beziehungen und 
ihre Verträge tragen aber eine vorwiegend örtliche Färbung und befchränfen 
fi meift auf den Zufammenjhluß mehrerer Staaten zu gemeinfamen Ein- 
rihtungen?).. - 

Die Eingehung (Hatifilation) der Verträge des Reiches fteht dem 
Kaiſer zu, der diefes völkerrechtlich zu vertreten hat; infoweit ſie ſich inbefien 
auf Gegenftände beziehen, die in den Bereich der Reichsgeſetzgebung fallen, 
ift zu ihrem Abſchluß die Zuftimmung des Bundesrathes, und zu ihrer Gültig- 


1) Der weflf. Friebe (8 A Abſ. 2 d. MW.) | über den Thüringiihen Zoll» und Steuer- 
gab den Reichsſtänden das Recht, unter- | verein $ 150 Abf. 1 und über den Anſchluß 
einander und mit auswärtigen Mächten | an preußifche Generallommiffionen $ 818 
Verträge zu ſchließen. Anm. 18. — Die früheren Staatsverträge 

) Militärlonventionen 8 87 Abf. 3 | werden durh das BGB. nit berührt 
d. W; Berträge über gemeinfame Laud- | EG. Art. 56. 
und Oberlandesgerihte $ 176 Anm. 32, 
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feit die Genehmigung des Reichötages erforderlich). 


127 
Dem Inhalte nad) be- 


treffen diefe Verträge entweder Fragen des Völkerrechts“) und der Höheren 
Bolitik, wie die Schuß- und Trugbündniffe und Friedensihläffe (8 6), oder 
der inneren Verwaltung in ihrer Einwirkung auf den Verkehr der Staaten 
untereinander. Die letteren laffen fi in folgende Gruppen zufammenfaflen: 

1. Einige Verträge betreffen die perfönlien Berhältniffe ber 


Staatsangehörigend), insbefondere ihre Niederlafjung®), den Erwerb 
und Berluft der Stantdangehörigkeit?), die Uebernahme Auszumweifender 
und bie Unterftügung Berarmter®), die Zulafjung zum Armenredte in 
Prozeſſen) und die Regelung der Hinterlaflenfhaften ($ 85 Abf. 4). 
. Andere Verträge bezweden Die gegenfeitige Unterftüßung bei Ver⸗ 
folgung firafbarer Handlungen. Gegenſtand dieſer Verträge 
find die Auslieferung von Berbrecdern!) und Deferteuren (Kartell- 
fonventionen)!!), die Verfolgung der Zollvergehen (Zollkartelle) und 
der Feld-, Forft:, Jagd» und Fifchereifrevel!?), der Schub des geiftigen 
Eigentums?) und der Mufter- und Waarenbezeichnungen 14). 

. Zur Förderung von Handel und Verkehr dienen die Handelöver- 
träge). Zoll⸗, Freundſchafts⸗ und Schiffahrtöverträge find theil® mit 
biefen verbunden, theil® neben ihnen abgeſchloſſen!e). Ein mehr ört- 
liche® Gepräge tragen die Stromjciffahrtäverträge!”) und gleiches gilt 
von den Berträgen über den Anfchluß anzulegender Kanäle oder Eifen- 
bahnen. Allgemeine Bedeutung behaupten dagegen die Poft- und 
Telegrapbenverträge, unter denen durch feine mweitreihende räumliche 


Ausdehnung der Weltpoftverein befonders hervorragt!?). 


* RVerf. Art. 11. — In Preußen 
werden Berträge vom König errichtet und 
bedürfen der Zuſtimmung des Landtages, 
wenn fie dem Staate Laflen oder den 
Stuatenngebörigen Verpflichtungen auflegen 
BU. Art. 48. Die Mitwirkung des 
Reichs⸗ und des "Landtages beruht darauf, 
daß die Verträge nicht nur eine völfer- 
rechtliche, fondern in der Rücdwirkung auf 
die Staatsangehörigen auch eine flaate- 
rechtliche Bedeutung haben. 

9 Bereinbarungen über Grunbfäte des 
Kriegefeerehts 8 859 Abf. 1 d. W.; über 
Bebingungen neuer Befitergreifungen an 
der afrikaniſchen Küfte Anm 47; üb. Ab- 
Rellung des Negerhandels $ 85 Anm. 44; 
Genfer Konvention zur Linderung des 
Loofes der im Felde Verwundeten 8 106 
Abſ. 3 d. W. 

5) Ausübung des Schutzrechts in Maroklko 
Konv. 80 (RSB. 81 ©. 103). — ©. g. 


internationales Privatrecht $ 171 Anm. 4 
d. W. 
% 8 10 Anm. 9. 


) & 34 Anm 32 u. 35. 
8 271 Anm. 14. 
8 173 Anm. 8. 
o) 8 225 Anm. 14 u. $ 247 Anm. 16 
) 8 102 Anm. 22. 
) & 881 Anm. 24. 


ı 8 296 Anm. 10. 

“8 331 Anm. 21. 

u) 8 352 Anm. 3. — Internationale 
Meterfonvention 8 355 Abf. 1. — Konfular« 
verträge Anm. 39. 

ıs Schiffahrtsverträge $ 359 Anm. 25. 
_ Neberfecilche Dampfſchiffverbindungen 
8 352 Abi. 4 
8 860 Anm. 69. 
ie) g 369 Anm. 5—7. 
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II. Organe der auswärtigen Verwaltung. 


8 83. 

1. Die Zentralbehörde ift das audwärtige Amt, das ein Organ bes 
Reichskanzlers bildet (S 20). Es befteht feit 1870, wo das preußifhe Mi⸗ 
nifterium der auswärtigen Angelegenheiten auf das Reich übernommen wurde, 
und ift zugleich als preußiſches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
wirffam ($ 44 Abf. 3 Nr. 1). 8 zerfällt in die politifche und Perfonalien-, 
die handelspolitifhe, die Hechte- und die Kolonialabtheilung. Lebtere verwaltet 
die Kaiferlihen Schutgebiete (8 86) — foweit es ſich nicht um die allgemeine 
und die auswärtige Politit handelt — unter unmittelbarer Berantwortlichkeit 
des Reichslanzlers; als fachverftändiger Beirath fteht ihr der Kolonialrath zur 
Seite!?). Unmittelbar unter dem Reichskanzler ftehen die Prüfungskommiſſion 
für das diplomatifhe Eramen und die arhäologifhen Anftalten in Rom und 
Athen ($ 297 Abf. 2). Dem auswärtigen Amte unterftehen die Geſandtſchaften 
(Nr. 2) und die Konfulate (Nr. 3); erftere haben die allgemeinen flaatlichen, 
legtere vorwiegend die Handelsintereflen ihrer Staaten im Auslande zu ver« 
treten. 


8 84. 

2. Die an der Spite der Geſandtſchaften flehenden Beamten zer» 
fallen nad; den unter den europäifhen Mächten getroffenen Vereinbarungen ?®) 
in Botfchafter, Gefandte oder bevollmädtigte Miniſter, Minifterrefidenten und 
Geſchäftsträger, die nad Rang und Stellung von einander verſchieden find?*). 
Die Beftellung der Gefandten fteht ebenfo wie die Beglaubigung und der 
Empfang der fremden Gefandten dem Kaifer zu?®); die Beglaubigung erfolgt 
durch Ueberreichung der Beglaubigungsfchreiben (ſtreditive). Mit diefer Zu⸗ 
laffung erlangen die Gefandten das Recht, in dem fremden Lande innerhalb 
der durch die Geſetzgebung deſſelben gezogenen Grenzen Antshandlungen im 


Namen und nad den Vorſchriften des abfendenden Staates vorzunehmen. 


9 AE. 90 (RGB. 179) u. Bf. (38. 


”) Staatsverträge non Wien 19. März 
15 ) Aachen 21. Nov. 18. 

2) Dur Zeit ift das Deutfche Reich ver» 
treten durch: 8 Botſchafter (in Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Oeſterreich⸗Un⸗ 
garn, Rußland, Spanien, der Türkei u. den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika), 
15 Geſaudte (in Belgien, den Niederlanden, 
der Schweiz, Dänemark, Schweben mit 
Norwegen, Portugal, Rumänien, Serbien, 
Griechenland, Perfien, China, Japan, Bra- 
flien, Merito u. den 2a Plataftaaten) u. 
9 Minifterrefidenten, von denen einige per- 


fönlih den Gefandtendarakter tragen (in 
Luremburg, Marokko, Siam, Haiti, Zentral« 
amerila, Kolumbien, Venezuela, Chile u. 
Peru mit Ekuador). — Preußen unter- 
hät Gefandte in Baiern, Württemberg, 
Baden, Heſſen, Kgr. Sachſen (zugleich f. 
S. Altenburg, Anhalt u. Reuß), S. Weimar 
(zugleid f. S. Gotha, S. Meiningen u. beide 
Schwarzburg), Oldenburg (zugleih für 
Braunfhweig u. beide Lippe) u. in Ham⸗ 
burg (zugleih f. Bremen, Lübed u. beide 
Mecklenburg). Ein preußiiher Geſandter 
ift ferner beim päpftlihen Stuhle beftellt. 
=), Berf. Art. 11. 
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Die Gefandten Haben die internationalen Beziehungen zu pflegen, An⸗ 
gehörige ihres Staates zu ſchützen und die politiſchen und wirthfchaftlichen 
Berhältniffe des fremden Landes fortdauernd zu beobachten. Sie find befugt 
zur Vornahme von AZuftellungen und Legalifation von Urkunden), zur Aus⸗ 
ftellung von Päfjen?*) und, ſoweit fie vom Reichskanzler dazu ermächtigt find, 
zur Bornahme von Eheſchließungen und Beurkundung des Berfonenftandes 25). 
Die geſandtſchaftlichen Beamten find Reichsbeamte und als foldhe neben den 
allgemeinen einigen befonderen Vorſchriften unterworfen ?). 


8 86. 

3. Die Sonfulate mweifen in ihrem Urfprunge auf die Haundelsfaktoreien 
zurüd, die im Mittelalter an größeren Handelsplätzen für die einzelnen Nationen 
gebildet waren und durch ihre Vorſteher die Rechte ihrer Landsleute wahr- 
nahmen. Ihre Heutige Geftaltung fanden fte im Laufe des Jahrhunderts in 
Tranfreih und England. Nah dem Borgange diefer Staaten wurde nad 





Entftehung des Reiches auch das deutſche Konſulatsweſen geordnet. 
“Die Konſuln follen das Interefie des Reiches und feiner Angehörigen 


an außerdeutſchen Handelsplätzen ſchützen und fördern. 


Urfprüngli waren fie 


für die Handelsbeziehungen beftimmt; im Laufe der Zeit hat fid} ihre Thätigkeit 
zum Schuge der fonftigen Intereſſen erweitert, wodurd das fonfularifhe Amt 


ſich dem geſandtſchaftlichen genähert hat. 


Sie werden vom Kaiſer ernamt?”), 


> PR ⸗ 199, 488 Abſ. 2, verb. Wohnorte im Reiche, ſonſt in der Haupt⸗ 


= oo. "12. Ott. 67 (BGEBl. 33), 
verb. A 234, 8 6 Abi. 1. 
6. Feb. 5 Ron. 83) S 85 
Abſ. * verb. 8 204 
28 21 - 24 d. —* — Strafe des 
dienſtlichen Ungehorſams u. der Verletzung 


der Amisverſchwiegenheit StGB. 8 8588. 


— Urlaub u. Stellvertretung der gefandt- 
fhaftlichen u. Konfularbeamten B. 23. April 
TI(RSS. 134), erg. (8 2 Abf. 1) V. 94 
(RB. 518); Anwendbarkeit auf preis 
ßiſche geionbifigeftliche Beamte AE. 79 
(868. 352) u. 94 (GE. 174). Tage 
gelber, —* u. Umzugskoſten V. 23. 
April 7I(RGB. 127), erg. V. 81 (RSB. 
27); Anwendbarkeit auf preußiſche gefandt- 
Ihaftlihde Beamte 8. 79 (GE. 351) u 

81 (GS. 276). — BDoppelrehnung ber 
Dienftzeit in außereuropäiſchen Ländern ©. 
73 (RSB. 61) 8 51 u. B.Beſchl. 80 
(38. 77) u. 86 (38. 55). — 
Den Gerihtsftand haben geſandtſchaftliche 
Beamte und Berufsfonfuln am legten 

Hue de Gral, Hanbbud. 14. Aufl. 


ftadt ihres Heimathsſtaates ZPO 8 15 
(Zuftellungen) 8200 u. (freiwillige Gerichts 
barteit) ©. 98 (RGB. 771) $ 35 SPD. 
8 11. — Das auswärtige Sefandtihafts- 
perfonal unterliegt der inländifchen @e- 
richtsbarkeit nicht (Erterritorialität). In 
Betreff der Konſuln gilt dies nur, ſoweit 
es durch Zerinbgung feftgeiegt in Ger.» 
Bed. 98 (XEB. 371) 8 18—21. — 
Die auswärtigen Sefannten find ferner 
befreit von militärifchen Wriedensleiftungen 
(8 109 u. 110 d. W.) und von allen 
Staat» u. Kommunalſteuern Eink.St. G. 
91 (GS. „0% 88 3u.4 KomAbg®. 98 
(85. 152) $ 40 3u. s. Zölle werben 
ihnen aus der Reichskafſe vergütet Zollvertr. 
67 (BGEBl. 81) Art. 15 u. DB. des BON. 
29. April 72. Gtempelfreibeit 8 1523 
Abf. 2 d. W. 

7) NBerf. Art. 47 u. 56 ($ 22 Anm. 
9). — Konfulats®. 8. Nov. 67 (BSBL. 
137), Einf. in Suddeutſchland $ 6 Anm. 
12. Dienfiinftr. 6. Juni 71 u. Nachtr. 
22. eb. 73. 

9 
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dem aud) die Genehmigung zur Anftellung fremder Konfuln im Reiche zufteht 
(Ertheilung der Exequatur) 28). 

Die Konfuln find an den wichtigeren Plätzen ald Beamte angeftellt 
(Berufstonfuln), während an anderen Orten Privatperfonen — meift Kauf⸗ 
leute — mit den Konſulatsgeſchäften betraut werden (Wahllonfuln). Dem 
Range nad) ftufen fich die felbitftändigen Konfularbeamten in Generallonfuln, 
Konfuln und Bizefonfuln ab. Den Generallonfuln ift die allgemeine Aufficht 
über die Konfulate eined größeren Gebietes übertragen, während Vizekonſuln 
in der Negel den größeren Konfulaten ala Hülfsbeamte beigegeben werden. 
Alle Konfuln können mit Genehmigung des Reichskanzlers PBrivatbevoll- 
mädtigte (Konfularagenten) beſtellen?'). — Die Konfuln find Reichsbeamte 
und als ſolche neben ben allgemeinen einigen befonderen Vorſchriften unter- 
worfen 29). 

Aufgabe der Konfuln ift die Vornahme von Zuftellungen und die Legali- 
fation von Urkunden?o), die Ertheilung von Päflen®!), die Ausftellung von 
Zeugnifien, die Aufnahme von Notariatöhandlungen, die Sicherſtellung von 
Berlafjenfhaften, die Abgabe ſchiedsrichterlicher Entſcheidungen und der Schuß 
und die Ueberwachung der heimathlihen Schiffe??). Die Ankunft der Schiffe 
in einem Konfulatöbezirte ift dieferhalb von den Schiffsführern zu melden ??). 
Den Konfuln ift ferner die Wahrnehmung der Interefien deutſcher Auswanderer 
übertragen, erforderlihenfall® unter Zuordnung befonderer Hülfsbeamten ($ 11). 
Auf Grund befonderer Ermädtigung des Reichskanzlers — die mit Rüdficht 
auf die verfchiedenen in den einzelnen Staaten beftehenden Vorſchriften und ge= 
troffenen Vereinbarungen ertheilt wird — find außerben einzelne Konſuln 
befugt zur Abhörung von Zeugen, zur Abnahme von Eiden*), zur Vornahme 
von Eheſchließungen und der Beurkundung des Perfonenftandes®d). Das Gleiche 
gilt von der Konfulargerichtsbarfeit, die in Ländern mit weniger entwidelter 
Nechtöpflege, in denen es durch Herlommen oder durd) Verträge geftattet ift, 
von den Konfuln und den SKonfulargeriäten ausgeübt wird’®). Berufungen 


=) Diefe Genehmigung ift ale einzige 
Ausnahme von dem fonft vollfländigen 
Uebergange des Konfulatweiens auf bas 
Reich auch den Einzelftaaten für ihr Gebiet 
verblieben Bert. 28. Nov. 70 (R5B. 
71 ©. 23) Nr. XII Abf. 1. 

2) KonſG. $ 2 u. 7-11. — Die Zahl 
der Konfularämter wächſt beftländig und 
beträgt zur Zeit 716, darunter 104 Berufs- 
Tonfulate, (28 Generallonfulate, 72 Kon⸗ 
fulate und 4 Bizelonfulate); daneben be⸗ 
ftehen 612 Wahllonfulate nebft Konfular- 
agenturen. Preußen hat Konfuln in Bremen, 
Cuxhaven, Lubeck u. Roſtock beftellt. 

Daſ. 8 14 u. 19, verb. Anm. 28. 

"), KonſG. 8 25, verb. Anm. 24. 


”) Konf®. $ 12, 15—18 (16 erg. u. 
17a zugeflgt EG. 3. BGB. Urt. 88), 
26—37; verb. 8 859 Anm. 55. — Ber- 
laffenfhaftsvertr. mit Rußland 74 (RGOB. 
75 ©. 136) u. 3. 95 (MB. 40), Brafilien 
RGB. 99 ©. 547 u. 550; ähnliche Ver⸗ 
einbarungen in mehreren Handels⸗ u. Kon⸗ 
fularverträgen Bf. 94 (IMB. 129). 

G. u. AusfV. 80 (RGB.181 u.183). 

*) KonſG. 8 20, Bel. 91 (IMB. 343). 

* nie. 8 13, verb. $ 204 Anm. 
12 d 


*) & 7. April nebft Einf. V. 00 
(RGB. 213 u. 999). — Die Konfular- 
gerichtsbarkeit befteht im ber Türkei, wo fie 
jedoh für Bosnien u. Herzogewina G. u. 
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bei diefer gehen an das Reichsgericht?). — Die Gebühren der Ronfuln find 
geſetzlich feitgeftellt®). 

Daneben find die Berhältniffe der Konfuln dur Konfularverträge 
mit einzelnen Staaten gegenfeitig geregelt?9). 


Schutzgebiete. 


8 86. 

In den Schutz gebieten (Kolonien)*?) ift der auswärtigen Thätigfeit des 
Reiches ein neues Feld erwachſen. Dem Reiche war durch die Berfaflung die 
Beauffiätigung und Geſetzgebung bezüglich der Kolonifotion und Auswanderung 
in übeeſeeiſche Länder übertragen*!) und damit eine Aufgabe geftellt, die in 
der Zeit des kolonialen Aufihmwunges das ältere deutfche Reich in feiner Zer⸗ 
riſſenheit ($ 4) nicht erfüllen konnte‘). Die Schubgebiete wurden in den beiden 
letzten Jahrzehnten erworben‘?). Das Reich trat zuerft mit einiger Zurüd- 
haltung in die Kolonialbewegung ein, indem es die Beftedelung der Thätigkeit 
der Privatperfonen, insbefondere der Handelsgeſellſchaften überließ und ſich 


auf den Schu und die allgemeine Aufficht beſchränkte. 


B. 80 (RGEB. 146 u. 191) u. Zunis 
©. 83 (RGB. 268) u. V. 84 (RED. 9) 
außer Uebung gefeßt u. für Egypten zu 
Gunſten der dafelbfi dur internationale 
Bereinbarung eingefegten und zum Theil 
mit Guropäern beſetzten Landesgerichten 
dur eine auf Grund des ©. 74 (RGEB. 
23) erlaffene B. 75 (RGB. 381), erg. 
8. 97 (REB. 17) — deren begrenzte 
Zeitdauer aufgehoben wurde G. u. V. 80 
(RGEB. 145 un. 192) — erheblih ein- 
geſchrünkt if. Sie wird ferner ausgeübt 
in Berfin HandBertr. 73 (R&B. 351) 
Art. 13—16, Korea HVertr. 83 (RGEB. 
84 ©. 221) Art. III, China und Siam. 
Kür Japan ift fie anfgehoben HBertr. 96 
(RGB. 715) Art. 20. — Einführung in 
die deutſchen Schutgebiete Anm. 52. — 
Die Gerichtsbarkeit umfaßt die Befugniß 
zum Erlaß von Polizeiverordnungen ©. 
00 8 51. 
”, Daf. 8 14. 
”, &. 1. Zuli 72 (RB. 245), 8 8 
aufgehoben &. 95 (RGB. 417). 
Bertr. mit Stalien 72 RGB. 134 
u. Zuf. 91 RGB. 113, Spanien 72 
RGB. 211, Griehenland 81 RGB. 82 
6.101, Serbien 88 RGB. 62, Rußland 
74 ROB. 75 &. 145, den Vereinigten 
Staaten 71 RGOB. 72 &. 95, Japan 
96 RSB. 732 u. (Inkraftſetzung) Bel. 


Dieſes Borgehen 


99 RGEB. 364, Brafilien 82 RGB. 69, 
Beru 97 ROB. 99 S. 662. In den 
Niederlanden ift der preuß. Bertr. 16. Juni 
56 auf das Reich ausgedehnt Dell. 11. 
San. 72 (REB. 67). Marokko Anm. 5. 
Außerdem finden fih auf die Konfular- 
verhältniffe bezüglide Beflimmungen in 
dent Handelsverträgen $ 156 Anm. 58 u. 
$ 352, Anm. 3. 

, Rolonien follen dem Handel feſte 
Stützpunkte geben und der Auswanderung 
beftimmte Ziele bieten und das Mutterland 
im Bezuge der Koloniahvaaren unabhängig 
ftellen. In den deutſchen Schuegebieten 
fallen nad den Mimatifhen und Anbau⸗ 
verhältniffen die beiden letzteren Geſichts⸗ 
punkte weniger ins Gewicht. 

) NBerf. Art. 41. — Bearb. v. Frhr. 
v. Stengel (Amnal. d. D. R. 95 ©. 498). 

=) Der Berfud, den der Große Kurfürſt 
an der afrifanifhen Goldküſte mit der 
Kolonie Groß Friedrichsburg gemacht Hatte 
(1682), fcheiterte, da der junge Staat nod 
nit die Kraft befaß, das Erworbene feit- 
zuhalten und weiter zu entwideln. 

=) Zu den erften Beſitzungen in Afrika 
n. Neuguinea nebſt Marſchall⸗, Brown⸗ 
u. Providenceinſeln traten das als Stutz⸗ 

punft für Handel u. Kriegsflotte erworbene 
e (1898), die von Spanien ab⸗ 
getretene, dem Schutzgebiete von Neuguinea 


9% 
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bewährte fi nit. Das Reich hat deßhalb jett in allen Gebieten die vollen 
Hoheitsrehte übernommen). Die Schubgebiete find damit der Souveränität 
des Reiches unterftellt; fie bilden ein Zubehör, aber feinen Beſtandttheil des 
Reiches *6), und ihre Bewohner find keine Reichsangehörige“). Der Erwerb 
der Schubgebiete ftand als völferreitlihe Handlung dem Raifer allein zu”); 
ihre Verhältniſſe find dann aber zum Theil durch Geſetz geregelt worben“®), 
Die die Hoheitsrechte umfaflende Schubgewalt übt der Kaifer im Namen des 
Reiches aus*?). Dieferhalb find befondere Behörden eingerichtet 5%) und fländige 


Schugtruppen gebildet ?!). 
Einſchränkungen: 


1. Auf die Gerichtsverfaſſung, das bürgerliche Recht, 


Die Ausübung der Schutzgewalt unterliegt zwei 


das Berfahren in 


bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten, Konkursſachen und Ungelegenheiten ber 


zugelegten Imfelgruppen der SKarolinen, 
Palau u. Marianen (1899) und die laut 
Abkommens mit England (gegen Abtretung 
dev Salomonsinfeln Choifeul u. Iſabel) 
und mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika auf das Reich übergegangenen 
Samoainſeln (1900). 


Ueberſicht der Schutzgebiete. 
Anſäſſige 1899 


Schutz⸗ Blägen- affi 
gebiete inhalt 
qkm |( 


GER Drug 
87 200 118 113 





Togo 
Kamerun 495 000 435 8348 
Südmelt- 
afrika 885 100 2873 1879 
Dftafrila 995 000 1 090 881 
Neuguinea 
nebſt 
Karolinen, 
Bela ni 
242 876 258 161 
Merihallinf. 400 71 30 
Kiautſchou 515 — — 
Samoa 2 570 400 200 
Bufammen |? 658 161 | 5 234 | 3 611 


“) In Togo und Kamerun waren Ge⸗ 
ſellſchaften überhaupt nicht gebildet, in 
Süpweftafrila gediehen fie nicht, und auch 
die Geſellſchaften für Oftafrifa und Neu⸗ 
guinea waren der Aufgabe nicht gewadjen. 

“) Erf. des Roer. 15. Feb. 97. Die 
Schutzgebiete gehören zum Inlande, aber 
nicht zum Reichsgebiete. 

“), Die Bewohner beflehen aus Reichs⸗ 
angehörigen, angefiedelten Ausländern und 
Eingeborenen. Die beiden legteren gelten 
nur infoweit ale Inländer, als diefes aus 
der Anwendung der eingeführten Geſetze 
(Am. 5%°—54) auf fie folgt. Uebrigens 


kann ihnen ohne Staatsangehörigfeit bie 
Reichsangehdrigkeit verliehen werden SchG. 
(Anm. 48) $ 9; Führung F Reichsflagge 
810; Religionsfreiheit 81 

a) RVerf. Art. 11. — “Bedingungen 
neuer Beftgergreifungen in Afrila Berliner 
Konferenzalte 85 (RGEB. 2165). Ann. 
34 u. 35. 

“) Shubgebiets®. 86 (REB.) 75, if 
mit mehrfahen Aenderungen gem. ©. 00 
RGB. 809 Art. 2) in neuer Paragraphen» 
und Nummernfolge nen veröffentlidht 00 
RGEB. 813. Ausf®. 00 (RGB. 1005). 
Der Reichskanzler ift ermächtigt, kommunale 
Verbände in den Schußgebieten zu bilden 
B. 99 (REB. 366) und die Verwaltung 
und Rechtspflege in den nicht zu den 
Schutsgebieten gehörenden, im deutſchen 
Snterefienkreife Tiegenden Gebieten zu 
ordnen V. 94 (ROB. 461), 

“848.8 1. 

”, Zentralverwaltung $ 88 d. W. — 
Der oberfte Beamte des einzelnen Schutz⸗ 
nebietes heißt Gonverneur, in Neuguinea 
Landeshauptmann. — Die Landesbeamten 
find Reichsbeamte gem. B. 96 (RGB. 
691) und wegen der gefonderten Finanz⸗ 
verwaltung zugleid, Yandesbeamte Ann. 45; 
Dieaiplinarbchhihen Art.9 u. GeſchO. 97 

B. 72). Den Landesbeamten koͤnnen 
tonfularifche Berngrifle übertragen werben 
SchG. (Anm. 48) $ 8 

s, Die afrifanifchen Schutztruppen ſind 
den Zivilbehörden unterſtellt; gleichzeitig 
wurde die Wehrpflicht eingeführt. Die 
ülteren Geſetze find mit biefer Ergänzung 
neu veröffentlicht Bel. n. &. 96 (REB 
653); AusfV. betr. die Wehrpflicht im 
Südweltaftita V. 97 (RGB. 167). 
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freiwilligen Gerichtsbarkeit, das Strafreht und Strafverfahren, welde 
durch Kaiſerliche Verordnung eingeführt werden können, und die Koften 
finden die Vorſchriften über die Konſulargerichtsbarkeit ($ 85 Abf. 4) 
Anwendung, wobei an Stelle ber Konfuln und Konfulargerichte befonbere 
Beamte und Gerichte treten??). Im Anflug daran wurden geregelt 
die Rechte an Grundſtücken nebft Bergmerkseigenthum?) umd die Chen 
ſchließung nebft Beurkundung des Perfonenftandes *). 

2. Für die Schubgebiete erfolgt die Aufftellung der Voranfchläge, bie 
Rechnungslegung und die Aufnabme von Anleihen gefondert nad} gleichen 
Orundfägen wie für das Reich 66). 

Deutſchen Kolonialgefelihoften können auf Grund eines vom Reichskanzler 
genehmigten Statuted Körperfchaftsrehte durch den Bundesrath beigelegt 
werden. Gefchieht diefes, fo treten fle unter die Aufficht des Reichskanzlers 5"). 


Kiautfhon hat eine fländige Beſatzung ber 
Marineinfanterie ($ 114 Abf. 2), in den 
auftralifhen Schußgebieten finden fid nur 
Bolizeitruppen. Für die Schußtruppen in 
Afrika gelten die Militärftrafgejege $ 101 
Anm. 8 u. 102 Anm. 16. 

=, Sh®. 8 1—6 u. 16; Einrichtung 
der Staatsanwaltichaft 8 62a und 8. 97 
(RB. 98 ©. 1). Nähere Beflimmungen 
fir Soimerum u. Togo B. 88 (XGB. 211) 
a. Dienftaw. 88 (38. 404); Südiwelt- 
afrifa B. 90 (RGB. 171), Dienftanw. 90 
(38. 304); Oſtafrika B. 87 (RSB. 527) 
ou. 91 (RSB. 1), Dienftanw. 91 (38. 
13) mit Nachtr. 98 (38. 150); Neuguinea 
B. 86 (RGB. 187) u. 88 (XGB. 221); 
Marſchallinſeln B. 86 (KEOB. 291) u 90 
(RGEB. 53); Kinautihou V. 98 (ROB. 
173); Samoa V. 00 (RB. 1386). 

=, Der mafgebende 8 21 des Konf.- 
Ger.G. 00 (REB. 213) läßt die ab⸗ 
weihende Regelung durh Kaiſ. V. zu. 
Die Anwendung der allgemeinen Vor⸗ 
fhriften ift danach ausgeſchloſſen unb der 
Reichslanzler zur Regelung ermädtigt im 
Oſtafrika V. 91 (vor. Anm.) $ 17, Kiaut- 
Ihou 8. 98 (daf.) $ 3 u. Samoa 2. 00 
(daf.) $ 3. Beſondere Kaif. Verordnungen 


ergingen dagegen über die Rechte auf 
Grundftüden für Kamerun un. Togo (vor. 
Am.) $ 17-21, Süpwefafrila 98 
(RGEB. 1063) u. (Aufgebot von Land» 
anfprüden) 93 (ROB. 143), Neuguinea 
87 (ROB. 879), Marichallinfeln 89 
(RGB. 145) u. Über das Bergweſen für 
Kamerun (Schürfen) 92 (RGB. 1045), 
Süpdweftafrifa 89 (RGB. 179), Oſtafrika 
98 (RGB. 1045) u. 00 (XGB. 847). 
Für Kamerun ift der Gouverneur zum 
Erlaffe von Waldfhußverordnungen er. 
mädtigt V. 94 (RGB. 231). 

*) Sh®. 8 7. Das hiernach maß- 
gebende &. 70 (8 204 Anm. 12) war 
bereits in faft alle Schußgebiete eingeführt 
Sh6. 8 16. 

*) G. 3% non. 369); verb. 8 165 
u. 166 Abſ. 6 d. 

) Sh®. SI1— 18 Danad können die 
Geſellſchaften, für die die Form der Altien⸗ 
gejellihaft vielfach nicht paßte, in einer dem 
Bedurfniß entſprechenden Geftaltung die 
Nechtsfähigkeit erlangen, Als ſolche Geſell⸗ 
haften kommen, nachdem die Hoheitsrechte 
überall vom Reiche übernommen find, nur 
noch Erwerbs- (Kolonifations-, Plantagen», 
Handels») Gefelligaften in Betradt. 


Diertes Rapitel, 
Heer und Sriegsflofte. 


I. Einleitung. 
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Die bewaffnete Macht ift in erfter Linie zum Schutze des Staated und 
feiner Angehörigen gegen äußere Feinde, außerdem aud zur Erhaltung der 
inneren Sicherheit") beftimmt. Sie bildet die unerläßlihe Ergänzung für die 
auswärtige Bolitif, die erſt durch fie den feiten Rückhalt und die erforderliche 
Sicherheit erlangt. Der Uebergang der bewaffneten Macht auf das 
Keich?) erſchien demgemäß als eine durch deſſen Wefen gebotene Nothwendig- 
feit; die Heereseinrichtung iſt fogar felbft eine SHaupttriebfeder für die 
Bildung des Reiches geweien, da Deutfhland in feiner von wohlgerüfteten 
Großmächten?) umſchloſſenen Lage eines flarlen bewaffneten Schutes nicht 
entbehren konnte und die lodere Verbindung, welche die Truppenkorper im 
frühern deutſchen Bunde zufammenhielt, fi) hierzu ale völlig unzureichend er- 
wiefen hatte (8 5). 

Bei diefem Uebergange wurde die preußiſche Heereseinrichtung (8 30 
Abſ. 2) zu Grunde gelegt, welche die allgemeine Wehrpflicht bereitö in 
ausgedehntefter Weiſe zur Geltung gebracht hatte. Neben dem Landheere 
wurde aud die Flotte auf das Reich übernommen, beide aber in verfchiedener 
Weile. Die Flotte war preußifch umd konnte ohne Vorbehalt und vollftändig 
auf Kaifer und Reich übergehen‘). Das Heer fette fih dagegen aus 
den verfdhiedenen SKontingenten der Einzelftaaten zufammen, und diefe be- 
baupteten infoweit ihr Recht, als neben der Reichs⸗ eine Kontingentshoheit ſich 
forterhielt). Die KontingentShoheit tritt indeß gegen die Reichshoheit 
weſentlich zurüd, fo daß der Einheitlichfeit der Einrichtung kein Abbruch ge- 
ſchieht. Das Heer erſcheint namentlich nad) außen hin als feftgefchloffenes 


1) Dapummu bei öffentlichen Noth⸗ N Berf. Art. 414 
fländen KO. 99 (MB. 35). Verwendung 8 96 Anm. 40. 
jur Unterdrüdung innerer Unruhen 8 233 % Berf. Art. 53. 
Abi. 3 d. W.; Vornahme von Verhaftung en *) Bertretung des Reichsmilitärfiskus 
u. vorläufigen Feſtnahmen 8 225 Ab. 12; | dur die Kontingentsverwaltungen rt. 
Mitwirkung bei Feuersgefahr 5 241 Ab. 2’ RGer. 87 (IMDB. 88 S. 217). 
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Ganzes und darf in diefem Sinne als „Deutiches Reichsheer“ bezeichnet 
werden. 

Zunächſt wird der Gegenſatz zwiſchen Reichs» und Kontingentshoheit ſchon 
dadurch abgeſchwächt, daß beide Hoheiten für Preußen und Elſaß-Lothringen 
in der Perfon des Kaiſers zufammenfallen. Ein ähnliches Verhältniß ift 
ferner in den meiften anderen Staaten durch Abſchluß von Militärlon- 
ventionen herbeigeführt, mittelft derer ihre Sontingente mehr oder meniger 
vollſtändig in dem preußifhen Kontingente aufgegangen find. ALS befondere 
Kontingente find nur Baiern, Württemberg und Sachen ftehen geblieben. Da- 
bei find Württemberg und in noch weiterem Umfange Baiern gewiſſe, noch 
über die Kontingentshoheit hinausreichende Vorrechte eingeräumt ®). 

Ein gemeinfames Band umſchließt diefe KRontingente in der Reichs⸗ 
militärverfaffung, und diefes Band hat fih im Laufe der Entwidelung 
immer fefter und unauflöslicher gefaltet. Ihre Wirkung äußert diefe Ver⸗ 
fafjung in vier Richtungen: 

1. Der Heeresaufmand wird aus Reichsmitteln beftritten. 
Die Friedensftärke, die im allgemeinen 1 v. H. der Bevölkerung entſprechen 
fol, wird durch Reichsgeſetz feftgeftellt und unterliegt der periodifhen Be⸗ 
willigung). Die gefonderte Aufführung des bairiſchen, württembergijchen und 
ſächſiſchen Kontingents im Etat betrifft Hauptfählih die Form. 

2. Das Heer fleht unter dem Oberbefehle des Kaifers, im 
Kriege nneingefchränft, im Frieden nad) Maßgabe der abgefchloffenen Kon⸗ 
ventionen und Bündnißverträge. Er bat das Recht der Befidhtigung und bes 
fimmt — foweit nicht Feftftellungen durch Gefet getroffen find — über Stärke, 
Gliederung, fowie über Bertheilung (Dislofation) und Heeresdisziplin. Er 
befiehlt die Sriegebereitihaft und den Belagerungszuftand und ernennt die 
höheren — in den dur Konvention verbundenen Kontingenten auch Die 
niederen — Dffiiere. Die Bundesfürften find oberfte Befehlshaber der zu 
ihren Kontingenten gehörigen Truppentheile und haben das Recht diefe zu be= 
figtigen®). Die Könige von Sachſen und Württemberg haben ein weiter 
gehendes Ernennungs⸗ und Bertheilungsrecht; in Baiern fteht dem Kaiſer im 
Frieden nur das Recht der Beſichtigung zu‘). 

3. Die Geſetzgebung über das Militärmefen ſteht dem Reiche 
ausſchließlich zu). 

4. Einrihtung, Ausbildung und Bewaffnung find einheitlid) 
geregelt. Diefe Einheit tritt äußerlich darin hervor, daß, abgefehen von 
Baiern, alle Truppentbeile fortlaufend beziffert, mit vereinzelten Abweichungen 


Verf. „Eötusiet. 3. Abſchn. XI u. *) Berf. Art. 68-66, 68 u. MG. 74 


fe Baiern V 0 (RGB. 71 ©. 9) (RGB. 45) 8 6—8. Form der Armee⸗ 
II 8 5; —e Mil. Konv. 70 | befehle 8 89 Abſ. 2 dv. W. 


GBGoBl. 658). ?) Anm. 2 u. $ 14 Abſ. 1 Ne. 1m. 
) Berf. Art. 58 u. 67. 32... 
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gleichmäßig bekleidet und ausgerüftet find und, neben der Landeskokarde, als 
gemeinfames Abzeichen die deutſche Kolarde tragen!‘). Noch wichtiger ift die 
Uebertragung der preußiſchen Militäreinrihtung auf das Reich geworben. 
Die Wehrpflicht wide als Grundgeſetz feftgeftellt ($ 88) und die preußifche 
Militärgefepgebung mit alleiniger Ausnahme der Militärkirchenordnung 
($ 104) in das Gebiet des norddeutfhen Bundes eingeführt. Sie hat in- 
zwifchen auf allen Gebieten einer allgemeinen Reichsgeſetzgebung Plat ge- 
macht, durch welche die Gleichmäßigkeit des Heerweſens im Reiche dauernd 
fiher geftellt ift und dem Verordnungsrechte der Kontingentherrfchaften engere 
Grenzen gezogen find. 

Den wichtigſten Theil des Heerweſens bildet die Ergänzung und Zus 
fammenfegung des Heeres (Nr. ID. Dem Zwecke des letzteren dient eine 
befondere, über verfchiedene Gebiete fich erftredende Heeresvermaltung (Nr. DID. 
Neben der in der Wehrpflicht begründeten perfönlichen Leiftung fordert die 
Heeredeinrihtung eine Reihe fachlicher Leiftungen und Einſchränkungen, zu 
denen theil® die Reichsangehdrigen unmittelbar, theil® die Gemeinden ver⸗ 
pflichtet find (Nr. IV). Neben dem Landheere kommt die Kriegsflotte (Marine) 
in Betracht (Nr. V). 


II. Ergänzung und Zufammenfeguug des Heeres. 
1. Mehrpflicht. 
a) Einleitung. 
8 88. 

Wehrpflicht ift die allgemeine Verpflichtung zur Dienftleiftung in der be» 
waffneten Macht; fie bildet die Grundlage der gefammten Heeresverfaſſung. 
Cie wurde im ganzen Reiche eingeführt und hat fpäter nod einige Er⸗ 
mweiterungen erfahren!). Alle NReichsangehörigen, die zum Woaffendienfte oder 
zu einer ihrem bürgerlichen Berufe entjprechenden militäriſchen Dienftleiftung 


, Berf. Art. 63; Befehle 97 (ABB. a) eine WehrO. (38. 89 ©. 1), Aen⸗ 


Beil. zu Nr. 7). derung AE. u. Bel. 90 (38. 63 u. 

) RVerf. Art. 57, 59 (Faſſung des 69), AD. u. Bel. 93 (38. 157 u. 
G. 88 Art. I) u. G. 9, Nov. 67 (BGBl. 318) u. zwei Bel. 99 (ABB. 93 u. 
131); Einf. in Süpdeutfhland 8 6 Anm. 38. 165), 


12, insbef. in Baiern ©. 71 (REB. 398) 
in Elſ.⸗Lothringen 72 (RGB. 31). Nähere b) eine HeerO. (abgeändert Bel. 89 


Beſtimmungen bradite das Mil. 2. Mai Lan 5 a —8 
erweiternden Geſetzen 80 (RGEB. 103,) ABB, 331, 98 ABEL. 99 17, 
83 (RGB. 11) Art II, 93 (RGEB. 233) 99 ABB. 201 u. 469), welde bie 
u. 2 Geſetze 99 (RGEB. 213 u. 215); Wehrd. in militärbienftficher Bee 
Bearb. v. Steible (Wurzb. 98). Zur iehum " ergünzt 
Ausführung find unterm 22. Nov. 88 3 g erganzt. 


erlaſſen: 
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fähig erſcheinen, find pflichtig. Die Wehrpfliht muß perfönlich abgeleiftet 
werden, die Stellvertretung ift ausgeſchloſſen. Befreit find nur die Mitglieder 
der regierenden und der mit dieſem Vorrechte verfehenen ftandesherrlichen 
Familien ?). 

Die Wehrpflicht dauert vom 17ten bis zum 4Adften Lebensjahre und zer- 
fällt in die Militärpflicht ($ 89), in die Dienftpfliht (8 90—92) und die 
Landſturmpflicht (8 93). 
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b) Militärpflict. 


8 89. 

Militärpflicht ift die Pflicht, fi der Aushebung zu unterwerfen. Gie 
umfaßt die für diefe vorgefchriebenen Meldungen und Geftellungen und beginnt 
mit dem Salenderjahre, in dem der Wehrpflichtige das 20ſte Lebensjahr 
vollendet. Die Geftellung findet am Drte des Aufenthaltes oder des Wohn 
figes ftatt, ohne daß die Landesangehörigkeit in Betracht kommt; es befteht 


militäriſche Freizügigkeit im ganzen Reiche?). 


Die Militärpflichtigen werden: 


1. bei völliger Brauchbarkeit und nad) Maßgabe dieſer in der durch das 
2008 beftinnmten Reihenfolge in einen Truppentheil eingeftellt*), 

2. bei völliger Unbrauchbarkeit befreit (ausgemuftert), bei Unwürdigkeit 
(Beftrafung mit Zuchthaus oder Berluft der Ehrenrechte) ausgeſchloſſen), 

3. bei bedingter Brauchbarkeit der Erfatzreferve oder dem Landfturm erften 


Aufgebots überwiefen®), 


4. bei zeitiger (vorlibergehender) Unbrauchbarteit im erften und zweiten 
Militärpflichtjahre bis zur nächſten Aushebung zurüdgeftellt, im dritten 
aber gleichfall® der Erfagreferve oder dem Landfturm erften Aufgebots 


überwiefen ?). 


n KrDG. $.1. — In Helgoland bleiben 
die vor dem 11. Aug. 90 Beborenen befreit 
G. 90 (RGB. 207) 8 8. — Wehrpflicht 
der Geiſtlichen $ 282 Abf. 1 d. W. Wehr- 
pfliht der Einwanderer und Ausländer 
MG. 5 68 WO. 8 21. — Ableiftung 
der —2 J den Schutzgebieten 8 86 
Anm. — Beſchränkung der 
—— in Rücfht auf die Wehr- 
pflicht 34 Anm. 34 d. W. — Aus 
gewanderte bfeiben bi® zum Erwerbe einer 
anderweiten Staatsangehörigleit militär- 
pflichtig ME. 8 11. — Nah Berein- 
barıng mit der Schweiz find die beiber- 
feitigen Angehörigen nit zum Militär- 
bienfte heranzuziehen IR. 59 (MB. 325). 
— Gtrafe für Berlegung der Wehrpflicht 
StGB. $ 140—148; Berfaßren $ 198 


Nr. 5 d. W. — Mitwirkung der Polizei- 
u. Gemeindebehörden bei der Ueberwachung 
MO. 870, WO. 8 106 nebft Anl. 3 u. 4. 

N KrDG. 8 17; MO. (©. 80 Art. II) 
810, 12 u. 31; WO. 8 22, 23, 25, 26, 
62, 72. — Strafe ME. 8 33. 

9 WO. 8 43; Mindeftgröße für den 
Dienft mit ber Waffe it 157m MG. 

$ 17 Abi. 3, WO. $ 318, HO. 8 3—6 
. 10-12, 

ME. gu 18; WO. $ 37 u. 
38; HD. 8 9 

ne 8 16, G. 88 Art. 189 u. 

19 Abf. 1; WO. $ 39. 

ME. 8 17, el, 22 u. G. 88 Art. 
1189 u. 19 Abſ. 1; WO. 8 81, 35; 
SD. $ 8. 
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In gleicher Weile (Nr. 4) wird über diejenigen Militärpflichtigen ent- 
fhieden, die wegen hoher Loosnummer ald überzählig nicht zur Einftellung ge⸗ 
langen®), fih in Unterfuhung befinden?) oder auf Rellamation wegen ihrer 
bürgerlichen Berhältniffe Berüdfihtigung finden. Solde Berüdfihtigung ift 
zuläffig zur Unterftägung hülfloſer Anverwandter, zur Erhaltung eines land⸗ 
wirthſchaftlichen oder Fabrifbetriebes, zum Zwecke der Ausbildung und bei 
dauerndem Aufenthalt im Auslande. In den beiden leuten Fällen ift indeß 
nur die zeitweilige Zurüdftellung, nicht die Ueberweifung zur Erſatzreſerve ge⸗ 
ftattet 19). Entſprechende Grundfäge fommen bei Entlaffung derjenigen ein- 
geftellten Eoldaten zur Anmendung, die nad) dem Dienfteintritte fi al® un» 
brauchbar erweifen oder einen Reklamationsgrund geltend machen können!!). 
Ihre Entlaffung erfolgt zur Dispofition der Erfagbehörden. Außerdem ent« 
laſſen die Truppentheile, für die die dreijährige Dienftzeit no gilt ($ 88 
Abſ. 2), alljährlich eine Anzahl Mannſchaften nad) zweijähriger Dienftzeit zur 
Dispofition, un diefe während des dritten Dienftjahres bei entftehendem Aus⸗ 
falle wieder einziehen zu können (Dispofitions- oder Königsurlauber). Auch 
hierbei finden häusliche Verhältniſſe Berüdfichtigung '?). 


c) Dienftpflidt. 
8 90. 

aa) Die Dienfipflicht im WUllgemeinen währt vom vollendeten 
20ften Lebensjahre bis zum 31. März des Kalenderjahres, in dem das 39fte 
Lebensjahr vollendet wird. Sie umfaßt die Pflicht zum Dienft im ftehenden 
Heere (aktive Dienft- und Refervepflicht), die Landwehr⸗ und die Erſatzreſerve⸗ 
pfliht. Während diefer Zeit gehört der Pflichtige 7 Jahre lang, in der Regel 
vom vollendeten 20ſten bis zum beginnenden 28 ften Lebensjahre, dem ftehenden 
Heere an. Davon entfallen für die Mannſchaften der Kavallerie und ber 
reitenden Feldartillerie 3, für die übrigen (Fußtruppen, fahrende Artillerie und 
Train) 2 Jahre auf den Dienft bei den Fahnen; die übrige Zeit entfällt auf 
die Reſerve. Hierauf gehören die erfteren Mannfchaften 3, die leteren, falls 
fie freiwillig drei Jahre aktiv gedient haben, 3, fonft 5 Jahre der Landwehr 
des erften Aufgebots an; die Übrige Zeit entfällt auf das zweite Aufgebot, 
"für das mehrere Erleichterungen beftehen. Die Dienftzeit wird von dem Dienſt⸗ 
eintritt ab berechnet; der Uebertritt in die Landwehr des erften wie in die des 
zweiten Aufgebots erfolgt jedoch im Frieden erft bei der nächften, auf Erfüllung 


ME. 8 18; WO. 5 34, 85 u. 66. u), MG. 8 52, 53 (&. 1880 Art. II), 

ME. 8185 WO. 830 u. 35. In —8 . 55; WO. 882, 88; H0. 8 14 
Biejen Galle ift die Zurüdftellung bie zum 18. 

riniche zuläffig. 8 MG. $ 605; WO. 8 11110; 80. 

) M 19—22 (letzterer erg. G. $ 87. Bugestrgteit a Beurlanbten« 
88 Art. jr ’ 10). WO. 532, 83 u. 86. | flande 8 90 Abi. 3 


= 











"Ergänzung u. Zufammenfegung des Heeres. 8 90. 139 
der Dienftzeit folgenden Frühjahrs- oder Herbitfontrollverfammiung!?). Im 
Kriege entfcheidet lediglich das Bedürfniß über die Dauer der Wehrpflicht; Ber: 
fegungen in die Landwehr zweiten Aufgebot und Entlafjungen aus bdiefer 
finden alsdann nicht flatt!*). 

Um die höhere wiffenfchaftlihe und gewerbliche Ausbildung möglichft wenig 
durch die Dienftpflicht zu flören, tft der einjährig freiwillige Dienft zu- 
gelaffen. unge Leute, welche die erforderliche Bildung durch Zeugniffe der 
hierzu beredtigten Lehranſtalten oder durch Beftehen einer Prüfung nachweiſen !) 
und fich felbft befleiden und verpflegen, brauchen nur ein Jahr bei der Fahne 
in einem felbft gewählten Truppentheile zu dienen. Die Einrichtung bildet zu⸗ 
gleich die hauptſächliche Pflanzichule für die Reſerve- und Landmehroffiziere 1°). 
— Auch anderen Pflitigen ift der freiwillige Eintritt zu ziwei«, drei» 
oder vierjährigem Dienfte mit der Befugniß geftattet, bei körperlicher 
Tüchtigkeit ſchon nad vollendetem 17ten Lebensjahre einzutreten und Den 
Truppentheil zu mählen!”). — Aus gleicher Rüdficht ift die Dienftzeit der 
Bollsfhullehrer und der Kandidaten des Volksſchulamtes abgekürzt, 
die nad) einjähriger Dienftzeit zur Referve entlaffen werden 29). 

Die Referviften gehören nad) ihrer Beſtimmung zum ftehenden Heere (Abf. 2), 
zugleich aber, da fie im Beurlaubtenverhältniffe ftehen, zum Beurlaubten- 
ftande, dem außerdem die Perfonen der Landwehr und Erfagreferve, die vor- 
läufig in die Heimath beurlaubten Rekruten und Freiwilligen und die zur 
Dispofition der Truppentheile oder der Erfagbehörden entlaflenen Mann» 
[haften (8 89 Abf. 3) angehören!?). Für den Beurlaubtenftand find neben 
den Sonberbeftimmungen für die Reſerve und Landwehr ($ 91) und für die 
Erſatzreſerve ($ 92) einige allgemeine Borfhriften gegeben. Die Beurlaubten 
ftehen unter militärifher Kontrole und können zur Uebung herangezogen 
werden?Y). Im Mobilmadungsfalle müſſen fie in das Inland zurückkehren, 


2 NDS. S 6 u 7; MS. 8 50 u. 


T KrDG. 8 10 u. 17 Abf. 2; ME. 
62 nebft G. 80 Art. 18 4, ©. 88 Art. 


I $ 1—5 u. ©. 93 Art. I (in $ 3 ge- 
ändert &. 99 RGB. 213 Art. 11); WO. 
5 4—7, 11 u. 12; 60. 8 18. 

“ ADS. $ 14 u. ©. 88 Art. 1185 
Abf. 2; WO. 8 19. 

”) Zeugniſſe WO. 8 90; Gefammt- 
verzeihuiß der Lehranftalten 00 (38. Anh. 
zu Nr. 29). — Zur Begutachtung der 
Anträge auf Anerlennung der Berechtigung 
von Lehranftalten befleht die Reichsſchul⸗ 
tommiffion. — Prüfung WO. $ 91 u. 
92 nebft Anl. 2. 

“ ArDG. 8 11 u. 17 Abf. 2; MS. 
(8. 80 Art. 11) 8145 WO. $ 8, 24, 88, 
89, 98 u. 94; HD. $ 19 u. 20. — Berb. 
Anm. 4. 


—* 9 Art. II) 8 10; WO. 8 24, 84 
is 87. 

», MS. 8515 WO.8 9; HD. 8 132. 
AE. u. 3. 95 (MB. 254) u. Beſt. 00 
(ABB. 77). 

», MG. 8 56, ©. 88 Art. ITS 11; 
zum Beurlaubtenflande gehören ua er» 
gangenem Aufrufe aud die Landfturm« 
Pie af 8 26 u. 30. 

”, KrDG. 8 15 Abf. 1 u. 17 Abi. 35 
NE. 8 57 u. 67; WO. 8 105, 113 u 
114; Mitwirkung der Bintnebörben bei der 
Kontrole MO. 8 7 O. 8 106 mit 
Anlage 3. Ein —8 ®. 16. Febr. 
75 (RB. 65) erging über Kontrole 
(8 1—3), Uebungen ($ 4, 5) u. Disziplinar- 
firafmittel ($ 6, 7). Die Mannſchaften 
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find aber fonft in der Wahl des Aufenthalts und in ihren bürgerlichen Ver⸗ 
hältniffen nicht befhräntt?!). — Bei Mobilmahungen und nothwendigen Heeres» 
verftärfungen tritt die Unterfiügung bedürftiger Familien der einbe- 
rufenen Mannfchaften ein, die von den reifen (LTieferungsverbänden) vorbe= 
baltlih der Erftattung durch das Reich zu gewähren if. Unterftägungsanfprudh 
haben die Ehefrauen und ehelichen Kinder unter 15 Jahren und — fomeit 
fie von dem Einberufenen zu unterhalten waren — aud die älteren 
Kinder, die Berwandten in auffteigender Linie und die Geſchwiſter. Die Unter- 
ſtützung beträgt monatlih mindeftens 6 (im Winter 9) M. für die Ehefrau 
und 4 M. für jedes Sind und kann in Naturerzeugniffen gewährt werben. 
Die Feſtſetzung erfolgt durch die Kreisausfchüffe, denen je ein vom Bezirks⸗ 
fommando zu beftimmender Offizier ohne Stimmrecht beigeordnet wird ??), 
Die Familien der zu TFriedensübungen einberufenen Referviften, Land⸗ und 
Seewehrleute und Erfagreferviftert, diefe für die zweite und dritte Uebung, er- 
halten auf Verlangen Unterftügungen. Diefe betragen für die Ehefrau 30, 
für andere Unterftügungsberedtigte je 10, zufammen höchſtens 60 v. H. des 
ortSüblichen Tagelohns und werden aus Reichsemitteln erftattet?®). 


8 91. 

bb) An die aktive Dienftzeit ſchließt fi die Reſerve⸗ und an diefe die 
Landwehrpflicht. Die Heferve und die Landwehr erften Aufgebots befteht 
aus den im Heere ausgebildeten Soldaten; der Landwehr zweiten Aufgebot8 
treten außerdem die ausgedienten Erfatreferviften, weldhe geübt haben ($ 92), 
hinzu). Die Referve, welche die jüngften Jahrgänge umfaßt (8 90 Abf. 1), 
dient nur zur Berftärkung der ftehenden Truppenförper. Die Landwehr wird 
dagegen bei der Infanterie und Kavallerie regelmäßig in befonderen Truppen» 
förpern zur Bertheidigung des Vaterlandes als Reſerve des Heeres verwandt, 
während fie bei den Übrigen Waffen bei Kriegsgefahr gleihfals nad) Bedarf 
zum ftehenden Heere und zur Flotte einberufen wird 35). 





der Landwehr erften Aufgebots follen zu den 
Kontrolverfammlungen — bie alljährlid 
zweimal ftattfinden — nur einmal u. zu den 
Uebungen regelmäßig nur bis zum vollendeten 
2 ften sebensjahre beramgenogen —5 

G. 75 8 1, u. WO. 81 6, HO. 
8 39, 40; baffeibe gilt bon en Mann- 
ſchafien der Erſatzreſerve G. 88. Art. II 

$ 12—15 u. 20, WO. 8115, 117. Die 
Dannicaften der Landivehr zweiten Aufs 
gebots werden zu SKontrolverfammlungen 
u. Uebungen aberanpt it herangezogen 
®. 88 Art. 118 4 20. 

MO. 8 58 u. 61 u. (leichlautend) 
KrDG. 8 15 Abſ. 2; Beurlaubung in das 


Ausland ME. 8 59 u. (2. Aufgebot) G 
88 Art. II S 8* — Auswanderung $ 34 
Anm. 34 d. 

*2) RG. Ar Feb. 88 (RGB. 59). 

=) RS. 10. Mai u. Bel. 92 (RGEB. 
661 u. 668), letztere geänd. Bek. 98 
(RGEB. 1305); zwei €. 92 (MB. 277 
u. 865) u. 94 (MB. 154). 

”), DO. 8 7 Abi. 2; ME. $ 50 
“bj. 1u.2; © 88 Art ii 5 15 Abſ. 2. 

=) DO. 8 5 u 6 Abſ. 5; ME. 
8 63. — Ergänzung u. Dienfiverhättniffe 
der Offiziere des Beurlaubten- 
ftandes KrDd®. 8 12, ©. 75 (Anm. 20) 
85 u. HO. 8 4b—58. 
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Die Einberufung bei nothwendigen Verſtärkungen oder Mobilmachungen 
erfolgt nad) Jahresklaſſen, mit der jüngften beginnend?) Dabei find folgende 
Abweichungen zugelaffen: 

1. Wegen dringender bäusliher und gewerblider Verhältniſſe 
fönnen in begrenztem Umfauge Referviften hinter die legte Jahresklafſe 
der Reſerve ihrer Waffe, ausnahmsweiſe auch der Landwehr zweiten 
Aufgebot8 und Landivehrleute Hinter diefe letztere Jahresklaſſe zurückge⸗ 
ftellt werden. Ueber die Gefudhe wird von der verftärkten Erſatz⸗ 
fommiffion ($ 94 Abf. 3) in den jährlichen Mufterungsterminen ent- 
ſchieden ?”). 

2. Beamte dürfen, wenn deren Stellen felbft vorübergehend nicht offen 
gehalten werden können und eine geeignete Vertretung nicht zu ermög- 
lichen ift (Unabkömmlichkeit), Hinter den älteften Jahrgang der 
Landwehr zurüdgeftellt werden. Dieſe Vergünftigung betrifft zunädhft 
nur die auch in ihren Zivilverhältniſſen für militärifhe Zwecke wirk⸗ 
famen Beamten, demnädjft aud) einzeln ftehende Geiſtliche, Schullehrer, 
Lootfen, Kaffenbeamte, Grenzauffihtsbeamte, ferner Poft-, Telegraphen-, 
Eifenbahn- und Geftütsbeamte, Gendarmen und Schugleute 2%). 

3. Bei Kontrolentziehung und unentfchuldigter Nichtbefolgung eined Ein- 
berufungäbefehles Tann die Verſetzung in eine jüngere Jahresklaſſe er- 
folgen ??). 

Im Falle der Einberufung zum Dienfte ftehen Referviften und Landwehr⸗ 
leute umter den Militärgefegen ®%). Sonft find fie den allgemeinen Landes⸗ 
geſetzen unterworfen und unterliegen nur den duch die militäriſche Kon- 
trole gebotenen Einfhräntungen und Disziplinarftrafbeitimmungen. Sie 
haben demgemäß über ihren Aufenthalt die erforderliden Meldungen zu er- 
ftatten, auch können NReferviften und Landwehrleute erften Aufgebot8 im {Frieden 
zu Mebungen und Kontrolverfammlungen herangezogen werden ?). 


8 92. 
cc) Der Erfatgrefervepflicht unterliegen — foweit die Dedung des 
erften Bedarfs für die Mobilmachung es erfordert — zunächſt die wegen hoher 
Loodnummer, fodann die wegen häuslicher Berhältniffe, Hierauf die megen 
geringer Förperlicher Fehler und endlich die wegen zeitliher “Dienftuntauglichkeit 
nicht zur Einftellung gelangenden Militärpflichtigen ($ 89). Sie dauert 12 
Jahre und rechnet vom 1. Oktober des erften Militärpflichtjahres ab. Die 


", KrDG. 5 8; MS. 8 62 Abf. 1. u. | Einwirkung der Einberufung auf die Zivil 


63; WO. $ 1181, 27, ſtellung, insbeſ. rüdfichtlih des Gehaltes 
N) MS. 8 64 u &. 88 Art. II$6; | S 71. W. 
WO. & 11838 u. 4, 122 — 124. ” ME. 3 67. 


MO. 8 65; WO. 8 118% und 
(Gründe) 8 125, (Berfahren) $ 126, (Eifen- ”, Daſ. $ 38 B1 u MStHEB. 72 
bahnbeamte) $ 127, 128. — Ueber die | (ROB. 174) 8 6. 


142 Ergänzung u. Zufammenfeßung des Heeres. 88 93, 94. 


Erfagreferve dient zur Ergänzung des Heeres bei Mobilmadungen und zur 
Bildung von Erfaßtruppentheilen ($ 97 Abf. 3). Die Erfagreferviften gehören 
zu den Mannfchaften des Beurlaubtenftandes (8 90 Abf. 2) und unterliegen 
auch fonft im allgemeinen den für bie Landwehr des erften Aufgebots geltenden 
Beitimmungen ($ 91). Sie können bemgemäß ſchon im Frieden zu Uebungen 
und Kontrolverſammlungen herangezogen werden). 


d. Die Landfturmpflidt. 
8 93. 

Die weder dem Heere noch der Kriegsflotte angehörigen Wehrpflichtigen 
gehören vom 17ten bis zum Adften Lebensjahre zum Landfturme. Dieſer foll 
im Sriegsfalle an der Bertheidigung des Baterlandes theilnehmen und Tann in 
Fällen außerordentliden Bedarfes zur Ergänzung des Heeres und der Kriegs⸗ 
flotte herangezogen werden. Er zerfällt in zwei Aufgebote. Das erfte Auf 
gebot umfaßt die Pflichtigen bis zum vollendeten 3Yften Lebensjahre. Es beftcht 
demnad) nur aus unausgebildeten Mannfhaften und ift zur Ergänzung des 
ftebenden Heeres beftimmt. In das zweite Aufgebot des Landfturmes treten 
dagegen die Tandiwehrpflichtigen nach vollendeter Dienftzeit über. Dieſes wird 
deshalb in der Hegel in befonderen Abtheilungen aufgeftellt, fol aber nur in 
erheblichem Nothfalle aufgeboten werden. Der Aufruf erfolgt in der Pegel 
durch Kaiſerliche Verordnung und nad Jahresklaſſen. Die Aufgerufenen ftehen 
unter den Militärgeſetzen und werben militäriſch ausgerüſtet und bewaffnet. 
Solange kein Aufruf ergangen, find die Landfturmpflichtigen feiner militärischen 
Kontrole und Hebung unterworfen??). 


2. Erſatzweſen. 
Das Erſatzweſen umfaßt die zur Durdführung der Wehrpflicht gegebenen, 
die Form betreffenden Vorſchriften und betrifft die Erſatzbezirke und Erſatz⸗ 
behörden und das Verfahren (Erſatzgeſchäft). 


8 94. 
a) Erfatbezirfe und Erſatzbehörden. Das Reh zerfällt in 
22 Armeekorpsbezirle, diefe in der Kegel in je 4 Brigadebezirke, diefe in 
Landwehrbezirke und diefe in Sontrolbezirke (Hauptmeldeämter und Melde- 
ämter). Fur Berlin und Umgegend befteht eine Landwehrinſpektion mit 4 Land⸗ 
wehrbezirken. Ueberhaupt fteht die Militärbezirkseintheilung mit der Gliederung 
des Heeres (8 96) in engfter Verbindung, indem jeder Truppentheil feinen 


”) &. 88 Art. 118 8—19, 20 u. 21; | Sonderzweigen (Krantendienft, Hanbwerf). 
©. 15. Feb. 75 (REB. 65); WO. 818, ”, ©. 88 Art. II $ 15 Abſ. 2, 8 19, 
40, 117; SO. 87 u.41. Die Uebungse- | 23-88; WO. 8 20, 39, 100—104, 
pflücht dient jetzt nicht mehr der militärifhen, | 120, 121. 

fondern nur der Ausbildung in einigen 
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Erſatz aus einem beftimmten Bezirke empfängt und der Regel nad auch in 
diefem feinen Standort hat. Dies Verhältniß dient zur Vereinfachung des 
Erſatzweſens, wie zur Beichleunigung der Mobilmahung®®). 

An der Spige der Landwehrbezirke ſtehen Bezirtstommandbos, welde 
die Bermittelung zwiſchen den Truppentheilen und dem Bezirke bilden, bie 
Kontrole über die Beurlaubten ausüben und beim Erfaggefchäfte mitwirken. 

Die Erfagbehörden find aus Offizieren und Zivilbeamten zuſammen⸗ 
geſetzt und in drei Inftanzen gegliedert. Die erfte Inſtanz bildet für ben 
mit dem Zivilverwaltungsbezirte (Kreife) zufammenfallenden Aushebungsbezirk 
die Erfaglommiffion, melde aus einem Offizier, in der Regel dem 
Lanbwehrbezirkslommandenr, und einem Berwaltungsbeamten (Landrath) oder 
dazu beftellten bürgerlihen Mitgliede beſteht. Entſprechend ift als zweite 
Inflanz für jeden Infanteriebrigadebezirt die Dbererfaglommiffion aus 
einem Offizier, in der Regel dem Imfanteriebrigadefommandeur, und einem 
höheren Berwaltungsbeamten zufammengefett. Für Enticheidungen, bei denen 
die bürgerlichen Verhältniffe der Pflichtigen in Frage kommen, wird die Erſatz⸗ 
fommifflon dur 1 Offizier und 4 bürgerlihe Mitglieder, die Obererfaß- 
tommiffton dur ein ſolches Mitglied verftärkt. Dieje Mitglieder werben von 
den kommunalen Vertretungen (Kreis⸗ und Provinziallandtagen) auf drei Jahre 
gewählt. Die dritte Infſtanz bildet für den Bezirk des Armeelorps der 
fommandirende General, in Preußen mit dem Oberpräfidenten, übrigens mit 
dem Leiter der Landesverwaltungsbehörde. 

Die Leitung aller Exrfagangelegenheiten führt ald Minifterialinftanz 
dag preußiſche Kriegsminifterium im Verein mit der oberiten Zinilverwaltungs- 
bebörde, in Preußen mit dem Minifter des Innern. 

Neben den Erſatzkommiſſionen beftehen für beftimmte Bezirke (in Preußen 
für die Regierungsbezirke) Prüfungslommiffionen für Einjährig- 
Freimillige, die den Erfagbehörden dritter Inflanz untergeordnet find). 


S 95. 

b) Das Erſatzgeſchäft beginnt mit der Bertheilung des Erfages. 
Diefe erfolgt auf die unter felbfiftändiger Meilttärverwaltung ftehenden 
Rontingente ($ 87 Abf. 3) nad der Bevölkerung, innerhalb diefer Kontingente 
nach der bei der Mufterung ermittelten dienftfähigen Mannſchaft. Dabei 


”) MS. 8 5 (Kaffung nah ©. 90 
RGEB. 7 un. v. II RGEB. 215); WO. 
slim (Begieteeintgeitung) Anl. 1, neuge- 
faßt Bel. 9 


re 8 25-35. — Anm. 46. 
“, MS. 8 303-5, erg. ©. 85 (RGB. 

81); WO. 82. Berzeihniß der Erſatz⸗ 

fommiffionen 38. 95 &. 69, der Zivil. 


DR, 67), 98 (ABB. ' 368) u. AE. 99 

2 (ABB. 140), Königr. Sagen 
dat 169), 00 (38. 282), 60. 8 2, 
(Landwehrbehörden) 8 23, 24 u. (Liſten⸗ 


vorfigenden 90 (38. 183), erg. 00 (382. 
310). — NReifeloften der bürg. Mitglieder 
der Erſatzkomm. ZR. 76 (MB. 144) u. 
80 (MB. 108), der landräthlichen Büreau⸗ 
gehülfen 97 (MB. 216). 
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fommen die aus dem Bezirke eingeftellten yreiwilligen in Anrechnung ®®). 
— Dem Erſatzgeſchäfte liegen Liften zu Grunde, die nad) den Geburtsregiſtern 
und den von den Pflichtigen zu bewirkenden Meldungen aufgeftellt werben. 
Sie zerfallen in die Stammrollen für die Gemeinden, die alphabetifhen und 
die Neitantenliften für die Erſatz- und in die Vorftellungsliften für die Ober- 
erſatzkommiſſionen 39). 

Das Erfaggefhäft theilt fih in die Mufterung vor der Erſatzkom⸗ 
miffton, in welcher Zurädftellungen felbftftändig verfügt werden Können, fonft 
der eigentlichen Entfheidung nur vorgearbeitet wird?”), und in die Auß- 
hebung vor der Obererfagfommiffton, in welcher die endgültige Beſtimmung 
erfolgt 9). Im Kriege werden beide Gefchäfte vereinigt??). 


d. Bas ftehende Heer. 
8 96. 

a) SSriedendanffiellung. Die Reichsverfaſſung Hatte bei Bewilligung 
ber Friedensftärke die Feſtſetzung eines bis auf weitered maßgebenden 
Pauſchbetrages vorgefehen*”). Inzwiſchen haben die fortgefeßten Rüftungen 
unferer Nadhbarftaaten*?!) zu wiederholten Heeresverftärkmgen geführt. Hierbei 
wurde feit 1874 der Weg periodifcher Bewilligungen eingeſchlagen. In diefem 
Sinne fol vom 1. Oftober 1899 ab die durchſchnittliche Jahresſtärke des 
Heeres allmählich auf 495500 Mann erhöht werden und fo bis zum 31. März 
1904 beftehen bleiben. Die Einjährig- Freiwilligen kommen ‚auf diefe Zahl 
ebenfo wenig in Anrechnung, als die befonder® durch den Voranſchlag feft- 
geftellte Zahl der Dffiziere, Unteroffiziere, Uerzte und Militärbeamten*?). 

Die Gliederung des Heeres erfolgt nah Waffengattungen und nad) 
Zruppenlörpern, von denen die größeren verſchiedene Waffengattungen um» 
faſſen. Waffengattungen find das Fußvolk (Imfanterie) nebft Jägern 
und Schüten, die Neiterei (Savallerie), die Feld- und die Fuß (Feitungs)- 
artillerie, die Ingenieure (al8 Truppe Pioniere genannt), der Train (zur Bes 


förderung des Heeresbebarfes) und die Verkehrstruppen *?). 


” ADS. 89 u MG. 8 9, erg. ©. 
93 (RSB. 185), durd) das aud Fi bB 
der RVerf. abgeändert if; WO. 8 51 his 
65 „Seffung AD. 93 ABB. 162); HO. 
51 


* ME. 8 31 u. 32; WO. 8 44—50, 
Formulare für die Auszüge aus den Zivil» 
Aanneoreärhern (dal. $ 46%) 3. 93 

MB. 36). 


, MB. 8 308 u.7; MOD. 8 3, 56 bis 
68 u. (Grundfäge für. bie Eutfceibungen) 
& 28—85 


MB. 5 306.8; WO. 8 3, 69 bie 
74 u. 77—79 u. Grundſape für die Ent⸗ 
ſcheidungen) 8 28, 36—48. 


Abgeſehen von 


*) MO. 8 96-99. — Gleiches gilt 
Don ven Sciffermufterungen $ 115 ot. 3 
d 


 NBerf. Art. 62. 

“a, Nah den Erfolgen der deutſchen 
Waffen find auch Frankreich (1873) u. 
Rußland (1878) zur allgemeinen Wehrpflicht 
übergegangen u. damit zu einer erheblichen 
Berftärtung ihrer Armeen gelangt. 

“Ro. 25. März 99 (RGB. 213) 
At 18 2 u. 4. — Die Geſammtſtärke 
betrug (Boranfdlag 1900) 600 516. 

=), Das Heer enthält an Infanterie 
625 Bataillone, Kavallerie 483 Schwa- 
dronen, Feldartillerie 674 Batterien, Fuß⸗ 
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der Infanterie ſteht an der Spitze jeder Waffengattung eine Infpeltion, bei der 
Kavallerie, YFußartillerie umd dem Imgenieur- und Pionierlorps eine General 
infpektion mit mehreren Imfpeltionen. Unter den Inſpeltionen fiehen bei ber 
Kavallerie nnd Artillerie Brigaden, fonft Bataillone. — Die Truppentörper 
finden in den Armeelorps ihren Zuſammenſchluß, nur die Verkehrstruppen ftehen 
außerhalb dieſes Verbandes. Das dentſche Heer befteht aus dem Garde» und 
22 Armeekorps, deren 3 bis 5 einer Armeeinfpeltion unterftehen. Den 
23 Armeekorps entſprechen SKorpsbezicte, die der Regel nad ihren Erſatz 
fiefern und ihre Garnifonen umfaffen. Im Korpsbezirt iſt unbeſchadet ber 
Souveränitätsrechte der Einzelftaaten (8 87 Nr. 2) der kommandirende General 
oberfter Militärbefehlshaber“). — Das preußiiche Gardekorps wird aus ganz 
Preußen, den thüringifhen Staaten und Elfaß-Lothringen ergänzt. Die Korps 
1 bis 11, 17 und 18 entfpredhen mit einigen, durch die verfdhiedene Größen- 
ausdebnung bedingten Abweichungen den preußiſchen Provinzen, denen die 
Heineren Bundesftaaten zugelegt find“). Das 12. und 19. Korps wird durd) 
Sachſen, das 18. durch Württemberg, das 14. durch Baden, das 15. durch 
Elſaß und das 16. durch Lothringen geftellt, während Baiern drei befondere 
Korps befist*%). Jedes Armeelorps umfaßt neben den erforderlichen Fußartillerie⸗, 
Bionier» und Trainformationen 2 (da8 1. u. 14. Korps 3) Divifionen, welche 
regelmäßig 2 Infanterie und je 1 Kavallerie» und 1 eldartilleriebrigade 
umfchließen; nur im Gardekorps find die 4 Kavalleriebrigaden zu einer be= 
fonderen Ravalleriebivifion vereinigt. Die Brigaden zerfallen in 2 (ausnahms- 
weife 3) Regimenter und diefe bei der Infanterie und Fußartillerie (ebenjo 
wie die Eifenbaßnregimenter) in 2—3 Bataillone (die ebenfo wie die Pionier», 
Train-, Jäger⸗ und Schütenbataillone aus 4 Kompagnien beftehen), bei der 
Ravallerie in 5 Eskadrons und bei der Feldartillerie in 2 (ausnahmsweiſe 3) 


artilferie 38, Pionieren 26, Berfehretruppen | 6.: RB. Breslau u. Oppeln; dem 7.: 
11 u. Train Bataillone RS. 99 | RB. Münfler u. Minden, der nördliche 


Art. 188. — Die Berlehrötruppen, deren 
Inſpekteur dem Kaiſer unmittelbar unter» 
ſtellt ift, beftehen aus 1) der Eifenbahn«- 
brigade mit 3 Regimentern und der Direktion 
der Militäreifenbahn, 2) der Inſpeltion 
der Zelegrapheutruppen mit 3 Bataillonen 
und der Kavallerie-Telegraphenichule und 
3) der Luftichifferabtheilung. 

“, ME. $ 3 u. 5 (in der Faſſung bes 
&. 99 RGEB. 215). 

=) Es find zugetheilt dem 1. Korps: 
Ofipreußen; dem 17.: Weftpreußen u. der 
oſtliche Theil des RB. Köslin; dem 2.: 
das übrige Bommern u. RB. Bromberg; 
dem 3.: Brandenburg u. Stadt Berlin; 
dem 4.: Brov. Sachſen, Anhalt u. S.- Alten» 
burg; dem 5.: RB. Bofen u. Liegnit; dem 

Sue be Grais, Hanbbud. 14. Aufl. 


Theil des RB. Arnsberg, der öoſtliche des 
RB. Düffeldorf u. beide Kippe; dem 8.: 
die Rheinprov. ausſchl. der zum 7. u. 18. 
Korps gelegten Theile, Hohenzollern u. das 
oldenb. Fürftenthum Birkenfeld; dem 9.: 
Schl.⸗Holſtein, RB. Stade, beide Mecklen⸗ 
burg, die Hanfeftäbte u. das oldenb. Furſtenth. 
Lubeck; dem 10.: Hannover außer dem 
RB. Stade, Braunfchweig u. Oldenburg; 
dem 11.: der nördlide Theil von Heſſen⸗ 
Naffau, Waldeck, S. Weimar, S Gotha, 
S Meiningen u. beide Schwardurg u. 
Reuß; dem 18.: der füdliche Theil des RB. 
Arnsberg u. der Prov. Heflen-Rafjau, der 
Kreis Wetzlar u. (mit eigner Divifion) 
Heſſen⸗Darmſtadt. 
“ MG. (Anm. 44) $ 3 u. 4. 
10 
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Adtheilungen, die ſich aus 3 (einzelne aus 2) Batterien zufammenfegen. Bon 
den Abtheilungen find 15 reitende, die übrigen fahrende. 

Außerhalb diefer ZTruppentheile fteht der Generalfiab der Armee, 
der in den großen Generalftab und in die Generalftäbe bei den höheren 
Truppenlommandos und den Gouvernements zerfällt. Erſterem liegt bie 
Sammlung und Verarbeitung ded auf die Kenntniß der verſchiedenen Armee 
einrihtungen und Kriegsſchauplätze bezüglihen Stoffes ob; letztere follen die 
Generul- und Divifionsflommandos in taftifher und ftrategifher Hinſicht 
unterftügen. 


8 97. 

b) Die Kriegdaufftellung wird durch die Mobilmachung hergeftellt, 
deren Anordnung dem Kaifer für das ganze Reich zufteht!). Sie umfaßt die 
Bildung der Feldarmee und die Aufftellung der Erfag- und Befagungstruppen 
und befteht in der Einberufung der Mannſchaften und Befchaffung der erforder- 
then Pferde, Vorräthe und Beſtände. Behufs fchnellen Vorgehens ift mög- 
lichſte Befchleunigung geboten, die durch gehörige Vorbereitung (Mobilmadhungs- 
plan) und demnädftige Inanſpruchnahme aller verfügbaren Mittel und Kräfte 
(Telegraphen, Eifenbahnen, Behörden) erreicht wird*). 

Sn der Feldarmee wird die Friedensarmee, die neben 2 (3) Iahrgängen 
der Militärpflichtigen noch 5 (4) Sahrgänge der Referve (5 90 Abf. 1) beran- 
zieht, mehr ald verdoppelt. Die Friedensarmee ift biernad weniger Selbft- 
zwed, als Mittel zum Zwede; fie bildet Die Schule für da® „Boll in Waffen“ 
und zugleich den Rahmen, innerhalb deſſen die einberufenen Verſtärkungs⸗ 
mannſchaften ihren Halt finden. Die Berftärkung erfolgt dur Einziehung 
der Referve und Landwehr ($ 91 Abf. 1). 

Erfagtruppen werden bei allen felbftftändigen Truppentheilen gebildet, 
um den unvermeidlicden Abgang zu erfeßen und damit die Nachhaltigkeit des 
Vorgehens zu fihern. Die Kapallerieregimenter lafjen dieſerhalb die dien 
Schwadronen in den Standorten zurüd, die übrigen Waffengattungen bilden 
befondere Truppentörper (Erſatzbataillone, Erſatzlompagnien und Erfaßbatterien). 
Ihr Stanım befteht aus denfelben Mannfhaften wie der der Felbtruppen; 
zur Ergänzung ift die Erſatzreſerve beftimmt (8 92). 

Die Beſatzungstruppen werden aus der zu vorftehenden Zwecken 
nicht zur Verwendung gelangenden Landwehr der Infanterie und Kavallerie 
gebildet. Sie dienen zur Befegung der Etappenftraßen, Feſtungen und wid- 


) RVerf. Art. 66 Abſ. 4. Für Baiern | weiſe a madung heißt Kriegsbereitſchaft. 
erfolgt die Mobilmachung auf Beranlafjung “MI. 8 6. — Schutz der Militär- 
des gaifere dur den König $ 87 Abi. 4 | brieftauben G. 94 (RGB. 453), AusfVeft. 
Ar. 20. W. — Dem Zwede der Mobil- | 94 (38. 457); verb. 8 881 Anm. 83 
madung dient der egsſchatz 8 166 | d. W. 

Abf. 3 d. W. — Die vorläufige u. theil- 
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tigeren Standorte, zur Bewachung der Sriegägefangenen und zu ähnlichen 
Zweden*?). 

Der Landſturm wird nur bei unmittelbarer Kriegsgefahr aufgerufen (F 93). 


4. Rechtsverhältniſſe der Militärperfonen, 


8 98. 

Die Militärperfonen, denen alle zum Heer und zur Kriegsflotte gehörigen 
Dffiziere, Soldaten, Aerzte und Militärbeamten zugerechnet werben), find in 
Ausübung ihres Berufes, foweit der dienftliche Zweck oder die eigene Sicherheit 
es erfordern, zum Waffengebraude berechtigto). Außerdem find fie gegen 
Thätlicgleiten und Beleidigungen durch befondere Etrafbeftimmung gefehligt®). 

Eine eigene Gerichtsbarkeit über Militärperfonen befteht nur in Straf» 
ſachen ($ 101, 102). In Zivilfachen beftimmt ſich ihr Gerichtsſtand nad) der 
jeweiligen, bei Truppen im Auslande nad) dem lebten deutſchen Stanborte5®). 
Zuftellungen und Ladungen erfolgen durch Erſuchen der Milttärbehörbet). 
Zwangsvollftredungen dürfen erfi nad Anzeige bei diejer beginnen und in 
Milttärbienfigebäuden (auf Kriegefahrzeugen) nur von ihr vorgenommen 
werden. Auch bezüglich des Gegenftandes ift die Vollitredung mehrfach ein- 
geſchränkt 6). 

Der Genehmigung ihrer Vorgeſetzten bedürfen Militärperſonen zur 
Berheirathung 9), zum Gewerbebetriebe?) und zur Uebernahme von Kommunal⸗ 
ämtern und Vormundſchaften. Die lebteren dürfen fie ablehnen), Zu 
Schöffen und Geſchworenen find fie überhaupt nicht zu berufen). Das 
altive Wahlrecht zum Reichs⸗ und zum Landtage ruht für Miilitärperfonen; 
ausgenommen find nur die Militärbeamten. Auch die Theilnahme an politifchen 
Bereinen und Berfammlungen ift den Mifitärperfonen unterfagt 80). 


KrDGfo. 85. 

”), MG. 8 38; MilSt®. 72 (RSB. 
174) 8A, 5 u. Anlage. — Militärbeamte 
8% Anm. 1. 

")&. 37 (GS. 60); Einf. in bie 
neuen Prov. B. 67 (GS. 921) Art. 11G. 
— 8 87 Anm. 19. W. 

” StB $ 113 u. 196. 

WA 839, BOB. 8 I u. ZPO. 


9 Daſ. & 172, 201 u. StiPO. 8 37, 
(Ladungen als Zeugen oder Sadnerhänige) 
BO. 8 878 n. 408, StPO. $ 48 Abf. 
2 u. 72 u. (Seffegung u. —E 
der Strafen wegen Nichterſcheinens oder 
Berweigerung des Zeugniſſes) 5 380 Abſ.4, 
390 Abſ. 4, 409 Abſ. 3, StPO. 8 50 
Abſ. 4, 69 Abſ. 5, 77 Abf. 2. 


> Mo. 8 45 (Abſ. 2 Sab 2 ift 
duch BOB. 8 411 erſetzt e anfordern 
EG. Art. 45). — ZPO. 5 76%, 7, 


| 8117. 8, 850, "oa: 9053, 912 u. 933. 


_ SPD. 8 495, 98 u. "106. — Ber 
waltungsjmangeverfahren 8.99 (65.545) 
88 — Berjährung, Abtretung u. Auf- 
rechnung wie 8 71 Anm. 42. 

se. II 1 8 84, 35 u. Anh. 8 66, 
ME. $ 40 u. 60%, BGB. $ 1315 Abf. 1. 
Die nicht genehmigte Ex ift ſtrafbar, nicht 
ungültig MiiSt®. $ 1 

” Mo. 8 rn —2 8 12 Abf. 2. 
= Mo. 8 41 
1 &5 GerVerfG. 98 an. 371) $ 849 


X* Sieo. 8 49. 
10* 
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In Kriegsfällen können ausrüdende Militärperfonen letztwillige Ver⸗ 
fügungen umter erleihterten Formen (privilegirte Teftamente) erridten®?). 
Im Auslande nnd beim Berlaffen des Standorte nah der Mobilmachung 
können Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit von den Militär- 
iuftizbeamten aufgenommen werden, welche diefe dem Amtsgerichte des Stand- 
ortes zu behändigen haben). Die Beurkundung des Perfonenftandes 
außerhalb des Reiches erfolgt in diefem Falle unter ſchriftlicher Vermittelung 
der Vorgeſetzten ®®). 

Das Dienfteinlommen der Unterofflziere und Soldaten ift überhaupt, das 
der Übrigen Militärperfonen im Mobilmahungsfalle von der Staatfteuer 
befreit *). Bon der Kommunalfteuer waren alle Einnahmen der aftiven 
Militärperfonen frei, die nicht aus Grundbeft oder Gewerbebetrieb herrührten®®). 
Diefe Vorſchrift ift, foweit fie der Heranziehung des außerdienftlihen Ein- 
kommens der im Offizierrange ftehenden Deilitärperfonen und der Penflonen 
der zur Dispofition geftellten Offiziere zu den Gemeindeabgaben entgegenftand, 
aufgehoben ®) und dieſes Einfommen in Preußen einer befonderen Gemeinde- 
abgabe unterworfen, die dem feiten Sage der zu entrichtenden ftaatlichen Ein- 
fommenfteuer entfpridht. Befreit find jedoch Militärpenfionen unter 750 Mart 
und Wittwen- und Waifenpenfionen, Gnaden- und Sterbebezüge*”). 

Unter den militärdienftlihen Vergütungen (Sold, Gehalt, Wohnungs⸗ 
geldzufhuß®®), Heifeloften®?), Umzugskoſten?0) find die Penfionen von be- 
fonderer Bedeutung, da die Eigenthümlichkeit des Militärdienftes ein raſcheres 
und leichteres Eintreten der Penftontrung mit fi bringt. Die Benfionsan- 
anfprüche der im Kriege invalide gewordenen Offiziere und Soldaten des Heeres 
und der Sriegsflotte find einheitlich im Reiche geordnet). Ste können inner- 


ei) Daf. 8 44, Ausdehnung auf Perfonen 
an Bord außerhalb befinbliher Kriegs⸗ 
Ihiffe ES. 3. BGB. Art. 44. Koften- 
freiheit 8 187 Abf. 38 d. W. — Eigen⸗ 
thumserwerb durch Erbeutung FR. I 9 
8 193—204, SKaperei 8 206—8 u. 209 
bis 19. — Kriegsverichollenheit BOB. 8 15. 
— Kundigung von Miethwohnungen bei 
Berfeeungen 8 73 Anm. 54. 

G. 60 (86. 240) 8 1, 2, n. 78 
(85. 230) 8 111 u. v. 99 (86 249) 
Art. 1295 RMG. 8 39 Abf. 3 

8 204 Anm. 12 d. ®. 

“ MS. 8 46. — Eintommenfteuer®. 
91 (GS. 175) 8 63-5, Mannſchaften des 
Beurlaubtenftandes und Schiffsbeſatzung 
während bes auswärtigen Dienftes ba]. 


8 65. 

*) V. 22. Des. 68 (BGBL. 571) f. d. 
nordd. Bund, laut Militärkonvention auch 
f. Baden u. Heffen. 


) 8 28. März 86 (RGB. 65). 
. 29. Juni 86 (86. 181), ergänzt 
©. he (06. 101); (Anwendung auf bie 
Sendarmerie) 93 (GS. 152) $ 42 Abi. 2. 
— Befreiung der Militärjpeifeanftalten 
bonn erbraucheabgaben Ss 77 Anm. 86 


d 

2 — 73 (RGB. 166). 

. 15. Juni 73, Aenderung Pf. u. 
Be. ef (ABB. 67 u. 134) nebſt Er⸗ 
läuterung 85 (ABB. 25). 

” 8. 78 (3B. 326). 

1) ©. 27. Juni 71 ıROB. 275), erg. 
©. 74 (ROB. 25), 86 (RGB. 78) u. 93 
(&S. 171); u. (Ausdehnung auf die vor 
1870 geführten Kriege) 94 (RGB. 107). 
Einf. in Eif.-Lothringen ©. 75 (ROB. 69) 
Nr. 3; AusfBeſt. 75 (38. 142, IML. 
175), erg. Bel. 77 (38. 262) u. 94 
(ABB. 46). — Sicherſtellung der Anfprüde 
dur den Reichsinvalidenfonds 8 166 Abf. 
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halb 6 Monaten nad endgältiger Entſcheidung der Militärbehörde im Rechts⸗ 
wege geltend gemacht werden, wobei indeß nur dieſe über die perjönlichen 
Borausfegungen und über die Froge zu entſcheiden hat, ob ein Kriegs⸗ oder 
Friedensverhältniß anzunehmen ift??). Die Benflonsfäge werden für Offiziere 
und im Dffizierrange ſtehende Aerzte nad ähnlichen Grundſätzen be» 
rechnet, wie fiir Reichsbeamte ($ 24 Nr. 4), doch erhalten fie, wenn fie durch 
den Krieg invalide geworden find, eine Erhöhung und im Falle der Ver⸗ 
ftämmelung oder jonftigen unheilbaren fchweren Beſchädigung eine weitere 
Zulage. Sind fie im Kriege geblieben oder infolge des Krieges geftorben, fo 
erhalten ihre Witwen und Rinder eine befondere Beihülfe?). — Abweichend 
it die Derforgung der Unteroffiziere, Soldaten und unteren 
Militärbeamten geregelt. Dieſe tritt ein, wenn die Betheiligten durch Dienft- 
beihädigung oder nad) achtjähriger Dienftzeit invalide geworden find oder 
mindeftens 18 Jahre gedient haben. Durch 12jährige Dienftzeit erlangen fie 
bei guter Führung den Anſpruch auf Zivilverforgung. Dabei werden Ganz 
und Halbinvalide unterfhieden. Zu erfteren gehören die zu feinem Militär- 
dienfte, zu lesteren die noch zum Garnifondienfte tauglicden Perfonen. Die 
Benfion ift nad) dem Range bemefien und außerdem nad) dem Grade ber 
Invalidität und Erwerbsunfähigkeit und nad der Dienftzeit in 5 Klaſſen ab- 
geſtuft. Sofern die Ganzinvalidität durch den Krieg herbeigeführt oder eine 
Berftümmelung eingetreten ift, werden Penfionszulagen gewährt. An Stelle 
der Benflon kann die Verwendung im Garnifondienfte oder die Zivilverforgung 
eintreten. Die Hinterbliebenen erhalten unter ähnlichen Vorausſetzungen Bei- 
hbülfen, wie die Hinterbliebenen der Offiziere *). Die Inhaber des eifernen 
Kreuzes 1. Klaſſe empfangen einen befonderen Ehrenfold ’5). 

Die Wittwen und Waiſen der Offiziere, Militärärzte im Offizierrange 
und der Militär- und Marinebeamten erhalten ein Wittwen- und Waifen- 
geld, das nad Ähnlichen Grundfägen bemefjen wird, wie das der Staatö- 
beamten ’). Entſprechend ift die Fürforge für Hinterbliebene der Perfonen 


42.8. — Belondere Entihädigung der 
Berfonen des GSoldatenftandes u. der 
Militär» u. Marinebeamten bei Betriebs» 
unfällen $ 347 d. ®. 

—3 G. 1871 8 113—116 u. 1874 


* G. 1871 82-47, 1874 A 2—6, 
19 u, 1893 Art. 1—3, 23 u. 

*) G. 1871 8 58-102, 108-118, 
1874 8 10—14, 17, 20, 21 u. 28 m. 
1893 Art. 4—12, 1-A. — Zivilver⸗ 
forgung u. daneben ftattfindende Einziehung, 
Weiter» oder Diebengewährung der PBenfion 
$ 63 Abſ. 4d. — Snpalidenhänfer 
beftehen in Berlin, — n. Karlshafen. 


”) 8 39 Anm. 12f. 

”*), &. 17. Juni 87 (XGB. 237, 8 18 
Abf. 2 erſetzt BEB. 8 197, 201 u. aufe 
geh. ES. Art. 49) u. ©. 97 (ROB. 465) 
Art. II, IV, V; AusfVeft. 87 (MB. 166, 
235 u. 237). Verb & 75 Abſ. 30. 
Erlaß der Wittwen- u. Waifengelbbeiträge 
G. 88 (RGB. 65) u. AusfBeſt. 88 (MB. 
96). — Die Hinterbliebenen der im Aus⸗ 
ande angeftellten PBerfonen des Soldaten- 
fandes werben auf Reichskoſten in bie 
Heimath zurückbefördert G. 88 (RED. 
11). Militärwaifenhäufer $ 105 Abf. 
4 d. W. 
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des Soldatenftandes vom Feldwebel abwärts geregelt”). Frühere Mitglieder 
der Landeswittwenlaffen, die von dem Rechte des Austrittes keinen Gebrauch 
gemacht haben, können Wittwen- und Waifengeld nicht in Anſpruch nehmen ”®). 
Für diefe befteht auch die preußifhe Militärwittwenkaſſen einftweilen fort?9). 
Dem Zwede der Berforgung dienen folgende befondere Einrichtungen: 

1. Die Lebensverfiherungsanftalt für die Armee und Marine, melde 
Dffizieren, Militärbeamten und Unteroffizieren Gelegenheit zur Lebens⸗ 
verfiherung gewährt, die ihnen durch Privatgefellfchaften nit oder nur 
unter befonderen Opfern geboten wird 80). 

2. Die Raifer Wilhelmftiftung, melde den infolge des Krieges er- 
werbsunfähig gewordenen oder des Ernährers beraubten Perfonen Hülfe 
und Unterftägung leiften will®!). 

3. Die Generalftabsftiftung, melde neben Förderung militärwiflen- 
ſchaftlicher Zwecke auch auf Unterftügung unbemittelter und ftreblamer 
Dffiziere und Beamten des Generalftabes gerichtet ift®). 


IHM. Heeresperwaltung'). 
1. Allgemeine Berwaltung. 


8 99. 

a) Die oberſte Berwaltungsbehödrde für Preußen und die ihm angefchloffenen 
Kontingente bildet da8 preußziſche Kriegdminifterium, das — ebenfo 
wie die für Baiern, Württemberg und Sachſen beftehenden, befonderen Kriegs⸗ 
minifterin — al® Organ ber Reichsmilitärgewalt anzufehen iſt). Es umfaßt 
das Zentraldepartement, das allgemeine Kriegsdepartement, das Armeever« 
waltungsdepartement, das Verſorgungs⸗ und Yuftizdepartement, die Remonte- 
infpeltion und die Medizinalabtheilung‘)., Zum Dienſtbereich des Kriegs⸗ 
minifterium® gehört die Feldzeugmeifterei, der die Inſpektionen der tedh- 
nifhen Inſtitute der Infanterie und der Artillerie fowie die Artillerie- und 





”), &. 13. Juni 95 (REB. 261, 8 8 
Abi. 2 erſetzt BGB. 8 197, 201 u. auf 
geh. ES. Art. 51), ©. 97 (vor. Anm.) 
Art. III—V; AusfBeſt. 95 (MB. 188). 

”), G. 87 8 25—80. 

”) Regl. 3. März 1792, erg. ©. 65 
(8S. 817) nebft Inſtr. 65 (MB. 311) 
u. G. 97 (GS. 185). 

®), Stat. 10. Yuni 98. 

A) Stat. 71 (MB. 190). 

=). 77 (REB. 523), Statut 78 
(REB. 13) u. ©. 88 (XRGB. 141). 

) Militärbeamte 8 21—2495.W, 
insbeſondere Anm. 4, 29 u. 40; Klaſſen⸗ 
eintheilung B. 95 (RGB. 431). — Der 
tehnifhe Betrieb” der Heeresvenvaltung 


unterliegt der Krankenverſicherung (8 346 
Abf. 3) und der Unfallverfiherung (6 98 
Anm. 71). 

5 87 d. W. — Die Bermittelung 
bildet der Bundesrathsausfhuß für das 
Landheer u. die Feſtungen (5 15 Abi. 5), 
in denen die genannten Staaten vertreten 


find. 

2) Publ. 1809 (SS. 785), Eintheilung 
AD. u. Bel. 98 (ABB. 817 u. 819). 
Befugnig zum Erwerbe unbeweglider 
Saden 8 121 Aum. 2 20.8. — Im 
Boranihlag des Kriegsminifteriums fteht 
gem. KO. 83 (ABB. 56) aud das bie 
perjönlihen Angelegenheiten bearbeitende 
Militärkabinet 8 39 Abſ. 2 d. W. 
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die Traindepotinfpeftion unterftellt find. Zu Veröffentlihungen dient feit 
1. April 1867 das Armeeverordnungsblatt. 


8 100. 

b) Provinzialverwaltungsftellen des Kriegsminifteriums find die Inten⸗ 
danturen, deren eine für jede® Armeekorps befteht. Sie find gleichzeitig 
Organe des fommandirenden Generald. Ihr Geſchäftokreis umfaßt die ge- 
fammte Heereswirtöfchaft (Unterkunft, Verpflegung und Bekleidung der Truppen, 
Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen)“). Inſoweit e8 fih um feiftungen der Ge- 
meinden und Privatperfonen für militärifhe Zwede handelt, find die Re 
gierungspräfidenten zuftändigd). Den Imtenbanturen find die Divifions- 
intendanturen®), die Proviant- und die Belleidungsämter, die Garniſonver⸗ 
waltungen uud die Garnifonbauverwaltung unterftellt. 


2, Militärredhtspflzge. 

Die Militärgerichtsbarkeit beſchränkt fih auf Strafſachen?). Die be- 
fonderen Borfchriften Über da8 Militärftrafredht finden in den Eigenthüm⸗ 
lichkeiten der Heeredeinrihtung und in der Nothiwendigfeit einer ſtrengen Hand⸗ 
babung der Mannszudt ihre Begründung und find ſachlich und förmlich ein- 
heitlich im Reiche geordnet. 


8 101. 

a) Sachlich gilt das Militärftrafgefebnch, das dem allgemeinen Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch entipricht®). Es enthält Strafbeftimmungen für militärifhe Ver- 
brechen und Vergehen und fließt, mo ſolches der Fall, die Anwendung ber 
allgemeinen Strafgefege auf Militärperfonen aus?). Die Strafen beftehen in: 
1. Todesftrafe, die durch Erſchießen vollftredtt wird 1), 

2. Freiheitsftrafe, welche bis zu 6 Wochen als (Stuben-, gelinder, mittlerer 
oder ftrenger) Arreft, darüber hinaus al8 Gefängnis und als Feitungs- 
haft bezeichnet wird !}), und 

3. Ehrenftrafe (Entfernung aus dem Heere, Dienftentlaffung gegen Offiziere, 
Degradation gegen Unteroffiziere, Berfegung in die zweite Klafje gegen 
Unteroffiziere und Gemeine) !?). 

Die mit Freiheitäftrafe bis zu 5 Iahren bedrohten ftrafbaren Handlungen 
heißen militärifche Vergehen, die mit längerer Freiheits- oder Todesſtrafe bes 


) KO. 20 (KA. 1V 904). — Garniſon⸗ 
bauDd.u. Befleidungsd. 88 (ABB.71u.68). 
9) Geſchanw. für die Reg. 25 (KA. IX 
821) B Abf. 3 u. LBS. 8 17. 
xD. 60 (MB. 155) u. 6% (MB. 
63 ©. 60). 
AMOS. 8 39. — GervVerfG. 99 
gen. 371) 8 16 u. Einf®. 27. Ian. 
77 (RB. 77) 8 
9 pbg 20. Juni 72 


(RGB. 174), Einf®. (daſ. 173). — Anwend⸗ 
barkeit auf die afrikaniſchen Schutztruppen 
(8 86 Anm. 51) V. 96 (RGB. 669). — 
Bearb.v. Koppmann (2. Aufl. Münden 85). 

) StEB. 8 10; MilSt®. $ 3. — 
Begriff der Wittäperfonen 898 Abſ. 10.8, 

ꝛ0) MilStG. 8 14. — MilStGerO. 
(Anm. 16) 8 183. 

uy Mist. 8 15—29. 

2) Daſ. 8 30—42. 
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drohten militäriſche Berbreden!). Someit diefe Strafvorjäriften dad Ver⸗ 
hältniß der Militärperfonen im Felde zum Gegenftande haben, werben fie als 
Kriegsgefeße bezeichnet). Die Übrigen Borfhriften betreffen die Verlegung 
der befonderen militäriſchen Dienftpflichten !). 


8 102. 

b) Die neue Militärfteafgerichtdordunung hat fih den Grunbfägen 
des bürgerlichen Strafprozeſſes infoweit genäbert, als die Anforderungen ber 
Mannszucht es zuließen. Im ihr werden bie Berfafiung der Militärgericte 
und das PBerfahren völlig neu für das Reich geordnet?°). 

Der Militärgerihtsbarkeit umterliegen alle — aud) die vor dem 
Dienfteintritte begangenen — Steafthaten der Militärperfonen des aftiven 
Heeres und der Kriegsflotte, fowie der zur Dispofttion geftellten Offiziere und 
Sanitätsoffiziere. Tür die Perfonen des Beurlaubtenftandes (8 90 Abf. 3) 
erſtreckt fie fi nur auf einzelne, mit dem militäriſchen Dienftverhältnifie zu- 
fammenbängende Handlungen, file die Offiziere außerdem auf die Heraus- 
forderung zum Zweikampfe. Nur mit Geldftrafe und Cinziehung bedrohte 
Zumiderbandlungen in Finanz, Polizei-, Jagd⸗ und Fiſchereiſachen verbleiben 
den bürgerlihen Behörden?). — Die Gerichtsbarkeit zerfällt in bie niedere 
für Uebertretungen und die nur mit Arreft bedrohten militärifhen Vergehen 
der nicht im Offizierrange ſtehenden Perfonen und in die höhere für alle 
übrigen Strafthaten und wird von den Gerichtöherren und den erfennenden ” 
Gerichten ausgeübt. — Gerichtsherren find die zuftändigen Befehlshaber 
(Regimentstommandeure und Kommandanten Heiner Feſtungen für die niedere, 
Divifionsfommandeure und Kommandanten größerer Feitungen für die höhere 
©erichtsbarkeit und kommandirende Generale in der Rechtsbeſchwerde⸗ und 
Berufungsinftanz); ihre Wirkfamfeit liegt wefentlich auf dem Gebiete der Straf- 
verfolgung, des Ermittelungsverfahrens und der Strafvollſtreckung; als Drgane, 
insbefondere für die Führung der Unterfudhung und die Vertretung der Anklage 
ftehen ihnen in der nieberen Gerichtsbarkeit Gerichtsoffiziere, in der höheren 
richterliche Militärjuftizbeamte (Abf. 4) zur Seite. — Die erfennenden Militär- 


”, MilSt®. 8 1 

") Kriegsverrath und Gerne der 
Kriegemadt im Felde dal. $ 57-63; 
eigenmädtiges Beutemachen, Slünderung 
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=, Kahnenflucht (Defertion) daf.$69—79 
nebft den nad Einf®. 8 2 in Kraft ge- 
bliebenen 8 108 u. 109 de MStGB. 
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Anm. 51 d. W.; Feigheit MSt& 8 84 
bis 88; Unbotmäfigfeit (Inſubordination) 
889 - 1131. Berichtigung REB. 73 6.138, 

ꝛ) MilStrafGerO. 1. De. 98 


(RGEB. 1189), dazu Einf®. v. demſ. T. 
(RB. 1289), daB neben den Ueber⸗ 
gangsbefimmungen (8 233—32) weitere 
Erläuterungen enthält; AusfVef. 24. Juli 
WW (ABB). Die MStGO. it am 10. 
Dt. 00 in Kraft getreten &6. $ 1 u. 
zwei 8. 99 (RGB. 00 ©. 1u.2) u. 
F en die afrilanifhen Schutztruppen 
68 . 51) gem. 8. u. Be 
—J "831 u. 839), für Fiautfchon 
00 (REB. 304) u. für das oſtaſtatiſche 
Erpebitionslorpe B. 00 (RB. 779 n. 
1004). — Bearb. v. Hertz (Berl. 00). 
” MStGO. 8 1-11; EG. $ 3. 
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gerichte find unabhängig und nur dem Gefege unterworfen. Die mit 3 Offi⸗ 
zieren befeßten Standgerichte find für Die niebere, die mit 1 Kriegsgerichts⸗ 
rath umd 4 Offizieren befetten, bei den Divifionen gebildeten Kriegsgerichte 
für die höhere Gerichtsbarkeit beftimmt. Berufungen gehen von den Stand- 
gerichten an die Kriegsgerichte und gegen deren erftinftanzliche Entſcheidungen 
an die bei den Generallommandos gebildeten, mit 2 Oberkriegsgerichtsräthen 
und 5 Offizieren befegten DOberfriegsgerichte. Für Reviſionen befteht das 
NReihsmilitärgeriht in Berlin. An der Spite dieſes Gerichte fteht ein 
General (Admiral); zur Wahrnehmung des dffentlichen, insbefondere des 
militärifchen Intereſſes ift eine aus einem Obermilitäranwalt und mehreren 
Milttäranwälten beftehende Militäranmwaltfähaft eingerichtet. An der 
Rechtſprechung nimmt der Präfldent nicht Theil; diefe erfolgt durch Senate, 
die mit einem Senatspräfldenten und mehreren Räthen und Offizieren beſetzt 
find). Für das bairiſche Heer ift ein befonderer Senat gebildet !?). 

Das Berfabren berubt auf der Anflageform, ift mündlich und, foweit 
die Deffentlichleit nicht wegen Gefährdung der Staatsficherheit, der Ordnung 
und Sittlichfeit oder der militärdienftlichen Interefjen ausgeſchloſſen wird, öffentlich. 
Die Bertheidigung ift unbeſchränkt; Rechtsanwälte werden jedoh nur bei 
bürgerlichen Vergehen in Fällen der höheren Gerichtsbarkeit zugelaffen. Ueber 
die Beweisaufnahme urtheilt das Geriht nad feiner Weberzeugung. Bei 
Uebertretungen kann die Strafe durch Strafverfügungen feitgefegt werden, 
gegen die binnen einer Woche Einſpruch erhoben werden kann, worauf das 
ordentliche Berfahren eintritt?). — Rechtsmittel find mie beim bürger- 
lichen Strafprozefie die Rechtsbeſchwerde gegen Beſchlüſſe und Verfügungen, 
die Berufung gegen Urtbeile und die Reviſion gegen Urtheile der Ober⸗ 
friegögerichte in Fällen bebaupteter Gefeeöverlegung?!). Gegen im Felde 
oder an Bord ergangene Urtheile finden Rechtsmittel nicht flat. — Die 
Rechtskraft und Bollftredbarkeit wird durch eine Beftätigungsorder aus- 
geſprochen?). Im Wiederaufnahmeverfahren freigefprodhene Perfonen werden 
nad den allgemeinen Grundjägen entſchädigt?9). 


” Daſ. 8 12-98; EG. 8 4-9; 
Gerichtsoffiziee MStGO. 8 99- 102, 
Miitäranwaltihaft $ 103—7. 

”, EG. 8 33 u. ©. 99 (R62. 135). 
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re der Deffentlichleit AE. 00 (38. 


ur MStGO. 5 368—415. 

=) Daf. 8 416 -485; Strafpollſtreckung 
5 450 - 464, EG. 815 u. 19 u. often 
MED. 8 469—471. — Bon den über 
die Auslieferung von Deferteuren abge- 
ſchloſſenen Kartelllonventioneu find 


Art. XIII des Prager Friedens ($ 6 
Anm. 5) und auf Baiern, bezüglich deffen 
auf Fangprümien ggerſeni verzichtet f 
AE. 85 (85. 349). — Führung 
Strafregifter und — —æe 
der Urtheile B. des Bundesraths 82 (38. 
809) u. 96 (daf. 426) in den Schutz⸗ 
gebieten B. 00 (Anm. 16) $ 38, 

” MStGO. 8 486—449 u. 465 bis 
468 nebſt 8 197 d. W. 
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Die höheren Militärjuftizbeamten (Kriegsgerichts⸗, Oberkriegsgerichts⸗ 
und Räthe beim Reichsmilitärgerichte) müſſen zum Richteramte ($ 182 Abf. 2) 
befähigt fein). Ihre Dienftvergehen werden in einem befonderen Verfahren 
verfolgt, für das Disziplinarfammern bei den Oberkriegsgerichten und ein 
Disziplinarhof bei dem Reichsmilitärgerichte beftehen?). 


8 108. 

c) Neben der militärgerichtlichen ift bei Dienftvergehen die Disziplinar⸗ 
beftrafung der Militärperfon zugelaffen und zwar auch für die leichteren 
im Militärftrafgefege vorgefehenen Fälle?s). Die näheren Vorſchriften erläßt 
der Raifer??). 

Ferner beſtehen unabhängig von den Militärgerihten Ehrengerichte??) 
zur Beurtheilung folder Handlungen und Unterlafjungen der Offiziere, die 
an ſich nit flrafbar, gleihwohl dem Chrgefühl oder den Berhältnifien des 
Offizierſtandes zumider find und folder Fälle, in denen Offiziere zum Schuge 
ihrer eigenen Ehre auf einen ehrengerichtlichen Spruch antragen. Die Ent« 
fheidung der Ehrengerichte kann auf Warnung, Entlaffung mit ſchlichtem Ab⸗ 
fhied oder Entfernung aus dem Offizierftande lauten und bedarf der Aller- 
höchften Beftätigung. Die Ehrengerichte beftehen für Hauptleute oder Rittmeifter 
und Subalternoffiziere aus dem Offizierkorps, für Stabsoffiziere aus einem 
General und 9 Stabsofflzieren des Armeekorps. Zur Vorbereitung der 
Entfheidungen wählen die Ehrengerichte alljährlich einen Ehrenrath?), dem 
in&befondere eine audgleihende Wirkfamkeit zur Verhinderung des Zwei⸗ 
fampfes übertragen worden ift?9). 


3. Militärkicchenmefen. 
8 104. 
Nah der preußifhen Militärfichenordnung®!) werden die Militär« 
geiftlichen der einzelnen Konfeffionen im Kriege wie im Frieden nad Bedürf⸗ 


“, Mid. 74 (ROB. 45) 87 Ab. 1; ! 89 ©. 5). — PDisziplinarmittel gegen 





MStGO.893- 98; ; Militärgerihtefchreiber 
8 108—110, Miitärjufigverwaltung 8111 
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00 (38. 441), Dienfteid®. 00 RGEB. 
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87 (dal. 2411; AD. u. Bel. 00 (ABB. 2 u.7) 
III u. GeſchO. für die Disziplinartammern 
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Mannfhaften des Beurlaubtenftandes 8 90 

Anm. 20, des Landfiurms 8 93 d. W. 
»), Eine Rechtspflege in Ehrenſachen 

findet fih zuerſt im ſchwediſchen Heere 


| während des breißigiührigen Kriege. Bon 
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niß angeftellt. Die evangelifhen ftehen unter dem Feldpropſt der Armee, der 
ein Drgan der das Militärficchenmwefen leitenden Dinifter des Kultus und bes 
Krieges bildet umd der gefammten Diilitärgeiftlichfeit unmittelbar vorgefett 
ift. Bei den Korps find in der Stellung der Superintendenten Militärober- 
prediger und unter dieſen Divifions-, Garnifone und Anftalte (Inftitut-) 
Geiftlihe angeftellt. Neben diefen geiftlichen Borgefetten find die Militäre 
geiſtlichen als Militärbeamte den betceffenden Militärbefehlshabern unterftellt??). 
Die Wahl bes Feldpropftes und des Garnifonpredigers in Berlin erfolgt durch 
den Raifer, die der übrigen Geiftlihen durch den Feldpropſt??). Die Seel« 
forge in Standorten, in denen fein Militärgeiftlicher angeftellt ift, wird einem 
Zivilgeiftlihen übertragen, dem damit die Rechte und Pflichten der Militär- 
geiſtlichen zufallen. Aeußerſtenfalls mird fie durch Bereifung bewirlt?). 
Außer bei der Seelſorge und Kirchenbuchführung?ꝰ60) Haben die Militärgeiſtlichen 
auch bei den Unterrihtsanftalten mitzuwirken ?e). Jedem Geiftlihen ift ein 
Militärküſter beigegeben 3”). 

Zu den Militärgemeinden gehören die Militärperfonen nebft deren 
Frauen und im Haufe befindlichen Kindern??). Die Mititär- und Garnifon- 
kirchen ftehen im Eigenthume des Staate® und unter landesherrlihem Pa⸗ 
tronat??), 

Die Militärkirhenverfaffung wird dur die neuere Kirchengeſetzgebung 
nicht berührt *9). 


4. Militär-Erzichungs- nud Anterrichtsweſen“). 
8 108. 
Diefes umfaßt die Vor⸗ und die Weiterbildung der Offiziere, fowie Die 
Erziehung und den Unterricht der Unteroffiziere und Mannſchaften. 
Dos auf die Ergänzung des Offizierkorps berechnete Militär» 
Erziehungs- und Bildungsmwefen wird durd eine Generalinfpeftion 


geleitet. Unter diefer ftehen die Dbermilitärftudientommiffton, die Ober⸗ 
eraminationstonmiffton, das Kadettenkorps und die Kriegsſchulen. — Die 
u. 68 (86. 69 ©. 77), auf das Reich ”, Daf. 8 34—48. 

*) Dof. 8 113—120. - 
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einkünfte u. Weiterbeförderung $ 94—108; 

Tanegelder AE. 56 (MB. 176). 

eu MURDO. 8 7—20 u. AE. 67 (GS. 


47). 

“, MilKkO. 8 5 u. 58. 
”) Daf. 5 50—82. Für jeden Standort 
u. jede Militärgemeinde ift ein Kirchen» 
Fe en einfaher Ausfertigung zu ihren 

68 (8S. 694) u. 95 (ABB. 231). 
we MUuRD. 5 83—9, 
”) Daf. $ 109—112. 


”, &. 73 (86. 191) 8 29; Kirchen⸗ 
Be u. SynO. 73 (&S. 74 S. 151) 
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1, As Schulen für den Militär- 
dienft ſelbſt find aufzuführen: die In⸗ 
fanteriefhießfchule in Spandau, bie Feld⸗ 
u. bie Fußartilleriefhießfchule in Füterbog, 
die Militärreitanftalt in Hannover, die 
Militärturnanfalt in Berlin und das zur 
Förderung der Gleihförmigleit im In⸗ 
fanteriebienfte beftimmte Lehrbataillon in 
Potsdam. Aerztlihe u. thierärztlihe Mi⸗ 
litärbildungsanftalten $ 106, 107 d. W. 


156 Seeresverwaltung. 8 105. 
Dbereraminationstommiffion zerfällt in die beiden Wbtheilungen für 
die DOffiziers- und für die Portepeefähnrichsprüfung“?). Das Kabdetten- 
korps fol Söhnen von Offizieren die Mittel, anderen Perfonen die Gelegen- 
heit zur Erziehung und Ausbildung für den Kriegsdienft bieten und bildet 
damit eine Pflanzfchule für das Dffizierforpst?), — Die Kriegsfhulen, 
welche unter einer eigenen Inſpeltion ftehen, find für die kriegswiſſenſchaftliche 
Ausbildung der Offiziere beſtimmt “). 

Die Weiterbildung der Offiziere vermittelt die Kriegsakademie 
in Berlin, die in wiſſenſchaftlicher Beziehung dem Chef des Generalftabes, 
fonft dem Kriegsminifter unterftellt ift*). Die weitere techniſche Ausbildung 
der Fußartillerie- und Ingenieuroffiziere erfolgt auf der vereinigten 
Artillerie» und Ingenieurfhule in Berlin‘. 

Behufs Heranbildung junger Leute zu Unteroffizieren beftehen Unter- 
offizgierfhulen und Unteroffiziervorfhulen!. Die darin aufs 
genommenen find zu demnächftiger vierjähriger aftiver Dienftzeit bei einem 
Truppentbeile verpflitet?). — Die Militärknabenerziehungsanftalt 
in Annaburg (RB. Merfeburg) wurde 1738 von Auguft III. von Sachſen 
begründet und ift zur Erziehung von Söhnen im Dienfte befindlicher oder mit 
den Invalidenmwohlthaten ausgeſchiedener Soldaten beſtimmt. In der damit 
verbundenen Militärfchule werden gleichzeitig Zöglinge für die Unteroffizier 
ſchulen vorbereitet. Die Dienftpflicht der jo ausgebildeten kann für jedes 
Jahr, während defien fie auf Staatsfoften unterhalten worden find, um zwei 
Sabre über die aktive Dienftzeit hinaus verlängert werden*). Die Anftalt 
fteht gleich den Unteroffizierfchulen unter der Infpeltion der Infanterieſchulen 
in Berlin). — Das große Militärwaifenhaus zu Potsdam wurde 
1724 durch Friedrich Wilhelm I. begründet und 1829 unter Einrihtung eines 
Mädhenwaifenhaufes in Pretfh auf Militärmaifentnaben beſchränkt, 


9 AO. 99 (ABB. 477) u. 8. üb. 
Ergänzung derÖffiziere des Friedensſtandes 
80 (ABB. 61), 8 5 ergänzt Bf. 81 
(ABB. 139). 

“=, Aufnahmebef. 93 (ABB. 198). — 
Einrihtung AD. 77 (MB. 79), geänd. 
AD. 83 (ABB. 118) u. (Lehrplan) 90 
(ABB. 27), — Das Kadettenkorps umfapt 
die Hauptanftalt in Groß-Lichterfelde u. 
bie Brovinzialanftalten in Potsdam, Köslin, 
Wahlſtatt, Plön, Naumburg, Oranienftein, 
Bensberg, Dresden u. Karlsruhe. 

4) Kriegsſchulen (AD. 13. Aug. 98 u. 
Inſtr. f. d. Inſpekteur 75 AVB. 36) beftehen 
in Danzig, Potsdam, Anklam, Neiße, 
Glogau, Hannover, Kaſſel, Hersfeld, 
Engers u. Metz. 

=, AD. 72 (ABB. 350) u. Beſt. 75 
(AB. 258). — DienſtO. 88 (ABB. 113). 


“, aD. 82 —— =) 85 (baf. 199) 
u. 96 (ABB. 93) Nr 

a) Dienſworſchr. 2. ehr. 95. Unter 
offizierfchulen beftehen in Marienwerder, 
Potsdam, Weißenfels, Ettlingen, Biebrich 
und Jhullich, Vorſchulen in Bartenſtein, 
Greiffenberg i. P., Wohlau, Weilburg, 
Julich, Neu⸗Breiſach u. Annaburg, letztere 
in Verbindung mit der dortigen Erziehungs⸗ 
anſtalt. 

=) WehrO. (ß 88 Anm. 1) 8 86; 
Herd. (daf.) $ 13 Ra 9: Aufnahmebe- 
bingungen ZR. 71 (MB. 66). 

8) WO. 8 F — lu fnahinegrundfüe 
ZR. 81 (MB. 6 

“, Borfdr. * "Be. 151) u. 86 
(ABB. 185); der Infpeliion find auch die 
Inf.⸗Schießſchule u. die Mil.⸗Turnanſtalt 
(Anm. 41) unterfellt. 
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die daſelbſt gleichzeitig milttärifch vorgebildet werben. Beide Anftalten ftehen 
unter einem Direktorium, deſſen Chef der Kriegsminiſter id). Für Auf- 
hebung der aus dem Einrildungszwange und der Herausgabe der Intelligenz- 
blätter bezogenen Einkünfte empfängt das Waiſenhaus eine Entfhädigungsrente 
aus der Staatskafje®?)., — Im einzelnen größeren Standorten beftchen für 
Kinder der im Dienfte ftehenden Unteroffiziere und Soldaten befondere Gar⸗ 
nifonfäulen. 


5. Militärmedizinalmefen”). 


8 106. 

Die Militärärzte des aktiven Dienft- und des Beurlaubtenftandes bilden 
mit den Lazaretbgehülfen und Krankenwärtern das Sanitätsforps und, 
fomeit fie im Offizierrange ftehen, das Sanität3offizierforps. Die Hang» 
und Dienftverhältniffe des letzteren find entſprechend denen des Offizierkorps 
geregelt). An der Spite des Sanitätskorps fteht der zugleich der Medizinal⸗ 
abtheilung im Kriegsminifterium vorftehende Generalarzt der Armee, während 
durch die Generalärzte der Verband der Militärärzte innerhalb der Armee» 
forp8 geleitet wird. Bei den Truppentheilen und Anſtalten find Oberftabe- 
ärzte, Stabsärzte, Affiftenze und Unterärzte angeſtellt 6). Das Sanitäts- 
offizierforp® ergänzt fi) durch Mediziner, die 

a) auf der Raifer-Wilhelms-Alademie für das militärärztlide 
Bildungswefen in Berlin (1795 als pepiniöre gegründet) aus⸗ 
gebildet find), oder 

b) ihrer Dienftpfliht genügen”), oder 

c) nach erlangter Befähigung als Arzt auf Beförderung eintreten). 

Das militärärztlihe Hülfsperfonal im Frieden bilden die 
Sanitäts-Unteroffiziere, -Gefreite und -Soldaten??), Approbirte Apotheler 
genügen ihrer Dienftpflicht als einjährig - freiwillige Pharmazeuten in einer 
Militärapothef. Im Beurlaubtenftande merden fie in Ober- und Lnter- 
apothefer eingetheilt °9). 


u) Aufnabmebebingungen 97 (ABB. 
152); Heard. 8 

”) ©. 49 (os "un, 

”) Sicherungsmittel gegen anftedende 
Krankheiten Reg. 85 (GOS. 240) 8 15, 
40, 42, 62, 65, 69, 73, 82 u. 89. — 
Die Ausführung der nad) dem R. Seuhen®. 
00 (XGB. 306) zu ergänzenden Maßregeln 
(8 253 Abi. 2 d. W.) liegt den Militär- 
und Marinebehörden ob daſ. $ 39. 

2) B.überdie Organifation des Sanitäts- 
forpe 73 (ABB. 103); Aenderungen Beil. 
z. UBB. 1877 Nr. 6, 1895 ©. 41. 

=) Daf. 8 1, 2 u. 13, vgl. 8 7—11. 

” Daſ. 8 4; Herd. 8 135; Auf 


nahmebeſt. 15. April 96. — Real. f. d. 
militärärztl. Prüfung 69 (MB. 70 ©. 
156) u. Borfchr. 81 (ABB. 164). 

) Mediziner können der Dienftpflicht 
entweder ganz mit der Waffe genügen oder 
nah 6 monatlichem Dienfle fih zurüd- 
ftellen laſſen, um nad) erlangter Approbation 
die übrigen 6 Monate als Unterarzt zu 
dienen ®. 73 8 5; Heard. 8 22. — 
Unterärzte des Beurlaubtenſtandes V. 73 
8 12 u. 24. 

2) Daf. 8 6. 

”, AE. 99 (ABB. 45). 

) Heard. 8 19 u. 21 (Saffıng 99 

ABB. 469), 21, 8610, 
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Für die Krankenpflege im Felde werden Krankenwärter und Kranken⸗ 
träger ausgebildet 2); eine wirkſame Unterſtützung erwächſt dabei der Militär- 
verwaltung durch die freiwillige Krankenpflege). Die Pflege Verwundeter ift 


durch zwiſchenſtaatlichen Vertrag geregelt *®). 


6. Militärueterinärmefen. 


8 107. 

Diefes fleht unter einer befonderen, dem Kriegsminifterium unterftellten 
Infpeltion des Militärveterinärwefend. Das roßärztlihe Perfonal, 
das ſich in der Regel durch Zöglinge der Militärroßarztſchule ergänzt, befteht 
aus Korps» und Oberroßärzten und Roß⸗ und Unterroßärzten. Erftere find 
obere Militärbeamte, lettere gehören zu den Perſonen des Soldatenftandes. 
Für den Hufbefchlag bei den Truppentheilen find Fahnenſchmiede angeftellt %). 
Unter der Infpektion ftehen die Militärroßarztſchule und die Lehrfchnieden®). 
Approbirte Thierärzte können ihrer Milttärpflicht als ein- oder dreijahrig— 
freiwillige Unterroßärzte genügen ®®). 


IV. Heereslaften. 


1. Meberficht. 
8 108. 

Außer dem perfönliden Militärdienſte find die Staatdangehörigen zu 
gewiffen fachlichen Leiftungen oder Unterlafjungen verpflichtet. Da grundſutzlich 
Entfhädigung für diefe geleiftet wird, ihre Vertheilung auf Lie Pflichtigen auch 
nit nad einem allgemeinen Maßſtabe, fondern nad dem hervortretenden 
militärifhen Bedürfniſſe fi richtet, fo fallen fie unter den Begriff der Ent- 
eignung, nicht unter den der Befteuerung. Die Laften find verfdhieden, je nad» 
dem fie im Frieden oder im Kriege gefordert werden, oder als Eigenthumsbe⸗ 
fhränfungen in der Umgebung von Feitungen fi) daritellen. 


a) KriegsfanitätsO. 10. San. 78, Aen⸗ 
derung 90 (ABB. 158) u. 99 (ABB. 52). 

®) Eintheilung, Bekleidung und Aus- 
rüftung AE. 98 (ABB. 348). — Die 
deutſchen Vereine vom rothen Kreuz 
beftehen aus dem unter Leitung eie® 
Zentralfomites ftehenden preuß. Bereine 
zur Pflege im Felde verwundeter und er- 
krankter Krieger, der in Provinzial», Kreis» 
und Lokalvereine getheilt und mit den 
Landesvereinen im übrigen Deutſchland 
durch ein beſonderes Zentrallomite ver⸗ 
bunden if. Hand in Hand mit dieſem 
geht der ähnlich gegliederte vaterländiſche 
Srauenverein 8 272 Anm. 27 d. W. 


*), Genfer Koıw. 64 (GE. 65 ©. 841); 
biefer find alle europdifhen und außer 
Merito alle größeren amerikaniſchen 
Staaten, überhaupt 36 beigetreten. 

a, Milttäweterinäard. 97 (ABB. 174); 
die der früheren MWO. 86 ale Anhang I 
angefügte SeuchenInſtr. if in Kraft 
geblieben. 

=) Erftere befindet fih in Berlin; Lehr- 
fhmieden beftehen in Berlin, Königsberg, 
Breslau, Hannover, Frankfurt a M. umd 
Gottesaue in Baden. 

*) MBO. 8 19 u. 20. — Rofärztliches 
Deren des Beurlaubtenftandee $ 8 

is 37. 
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2. Stiedensleißungen. 
8 109. 

a) Die Quartierleiftung ift befonders geregelt‘). Für die Unter 
bringung der Mannfhaften und Pferde in den Standorten der Truppen 
(Sarnifonen) reichen die hierzu verfügbaren Gebäude (Kafernen) in der Regel 
nicht aus; auf Märſchen und an Orten vorübergehenden Aufenthaltes (Kan⸗ 
tonnement®) fehlen fie faft immer. In beiden Fällen müſſen deshalb Privat- 
gebäude in Anſpruch genommen werden, und diejer Nothwendigkeit entfpricht 
die Duartierleiftungspfliät. Sie erftredt fi ihrem Umfange nad) auf die 
Gewährung von Wohnungd- und Stallräumen für Mannfhaften und Dienft- 
pferde. Bei Kantonnirungen, die nicht von vornherein auf länger als 6 Mo- 
nate feftgefettt find, müfen diefe Räume auch fir Offiziere und Beamte und 
deren Pferde und für Gelaß zu Gefhäfts-, Arreft- und Wachtlokalen gewährt 
werden ?). 

Die Verpflichtung ift dinglid. Sie laftet auf allen benugbaren Baus 
tichfeiten, foweit dieſe nicht für den Wohnungsbedarf, Wirthſchafts⸗ oder Ge- 
werbebetrieb unentbehrlich find. DBefreit find Gebäude, die fih im Beſitze 
regierender oder ftandesherrlicher Familien befinden, zu Geſandtſchaftswohnungen, 
zu einem öffentlichen Dienfte oder Gebraude, insbeſondere zu kirchlichen, Unter- 
richts⸗, Armen-, Kranken- und Gefängnißzweden dienen und Gebäude, die nad 
Ablauf des Kalenderjahres ihrer Erbauung noch nit zwei Jahre geftanden 
haben?). Der Anfprud gegen die Gebäudebeflger wird indeß nit un 
mittelbar, fondern dich Vermittelung der Gemeinden und Gutöbezirfe geltend 
gemacht. Auf diefe wird die Kinguartierung nad) Grundfägen vertbeilt, 
welche für jeden Kreis im voraus durd eine Sreideinquartierungstommiffton 
feftgeftellt find, während die LUntervertheilung innerhalb der Gemeinden in 
Sarnifonorten durch Aufitellung eines Kataſters, fonft dur) Gemeinde» 
befhluß oder Ortsſtatut geregelt wird. Auf letzterem Wege kann auch die 
Unterbringung in gemietheten Quartieren und der Anſchluß von Gutsbezirken 
an benachbarte Gemeinden in Beziehung auf die Einquartierungslaft beſchloſſen 
werden‘). Die Duartierpfliht kann durch Geftellung anderer Quartiere erfüllt 
werden; ihre Nichterfüllung hat Zmangsmaßregeln, insbefondere Beſchaffung 
des Duartierd auf Koften der Pflichtigen zur Folge). 


) Quartierleiftungsgefet 2. 
Yuni 68 (BGB. 523) u. Inſtr. 68 
(BSB 69 ©. 1). — Einf. in Baden 
G. 71 (REB. 400), Baiern u. Württem- 
berg Geſetze 7z5 (KOB. 41 u. 48), Eli. 

Lothringen ©. 71 (GB. f. E.“L. 187). 
QG. 8 1—3 u. Anl. A, ergänzt 
(Offizierquartiere u. f. g. enges Quartier) 
©. 87 (RGB. 245) Art. I; Inſtr. $ 1. 
9 QG. $ 4; Inſtr. $2. Dienfhvoh- 


nungen in Dienfigebänben find pflichtig 
R. 75 (MB. 289). 

06. $5—7, — 18; Inſtr. 88, 
4, 7— 9. — Zufi®. 8 50 u. 51. — Um- 
quartierung QG. 8 14 u. Inſtr. $ 14. — 
Form der Vertheilung duch Dlarfchrouten, 
Quartieranweiſung u. Duartierbiieis D®. 
8 8 und Inſtr. & 5, 6, 10—12. 

5) QG. 8 10, 11; Inſtr. 8 13. — 
Beihwerden DOG. $ 12, 18. 
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Die Ouartierleiftung kann nur gegen Entfhädigung (Serviß) gefordert 
werden. Dieſe beftimmt ſich nad einem Tarif, der auf Eintheilung aller Ort⸗ 
haften in 5 Servisklaſſen berußt. Berlin, Frankfurt a. M., Altona, Ham⸗ 
burg, Bremen, Dresden, Münden, Stuttgart, Straßburg, Mülhaufen i. €. 
und Meb bilden eine befondere Klafle A®), 


8 110. 

b) Ein ferneres Geſetz regelt die anderen Naturalleiftungen im 
Frieden”). Auch auf diefe flieht fi die Militärverwaltung angewieſen; doch 
follen fie nur infomweit in Anfprud genommen werden, als ber militärifche 
Bedarf nicht auf anderem Wege gededt werden kann). Zür die Leiftungen 
wie für etwa vorfommende Befhädigungen wird Vergütung gewährt. Der 
Anſpruch muß jedoch bei deffen Berluft im erfteren alle im Laufe bes 
folgenden Kalenderjahres, im letzteren innerhalb 4 Wochen geltend gemacht 
werden?). Die Leiftungen werden theild von den Gemeinden, theils ummittel- 
bar von den Pflichtigen gefordert. 

Die Bermittelung der Gemeinden tritt in folgenden Fällen ein: 

1. Zur Borfpannleiftung find alle Beflter von Zugthieren und Wagen 
verpflichtet, foweit Letztere nicht zum Hofhalte der regierenden Familie 
gehören, im Befige der Gefandtfchaften, Geftüte oder Militärverwaltungen 
ftehen oder zum Dienfte oder Berufe der Offiziere, Beamten, Aerzte, 
Thierärzte und Poſthalter erforderlich find. Der Borfpann wird in 
der Regel nur für einen Tag und nur auf Märfchen, im Biwak oder 
Tager oder bei vorübergehender Einquartierung in Anfprud genommen. 
Die Vergütung erfolgt nad periodifh vom Bundesrathe feftgeftellten 
Sätzen 10). 

2. Bei vorübergehender Einquartierung iſt außer dem Quartier Natural⸗ 
verpflegung zu gewähren, die in der Regel der eigenen Koſt des 
Quartiergebers entſprechen fol. Die Vergütung beträgt vorbehaltlich 
der Erhöhung bei befonderen Preisfteigerungen für die volle Tagestoft 
80 Pf., ohne Brod 65 Pf. Für Offiziere wird ein höherer Betrag 





% QG.8 1, 3 u. 19, Tarif u. Klaffen- 
eintheilung ©. 97 (RGB. 619), Beil. II 
neugefaßt G. 00 (RGB. 139 u. 167) 8 5, 
Beil. III erg. Bel. 99 (RGB. 704); Zarif 
u. Klaſſeneintheilung unterliegen von 10 
zu 10 Sahren, die Klaffeneintyeilung das 
erfte mal ſchon nad fpäteftens 5 Jahren 
der Revifion G. 9783 u.©. 87 (ROB. 
159). — Berechuung und Geltendmachung 
QG. 8 16, 17; Inſtr. $ 15 (Faſſung 
des Erl. 70 BGBL. 514 u. v. 85 ROB. 
9), 8 16 u. 17. — Einverleibte Gemeinden 
treten in bie Servisflaffe der neuen Ge⸗ 
meinde BB. 91 (38. 149). 


) RG. (13. Feb. 75 RGB. 52, mit 
Aenderungen ©. 98 RGEB. 357 gem. 
Art. IV) neu veröffentliht REB. 361. 
— Ausf®. 98 (R6B. 921). 

9) RG. 33u. 5, 8 10 m. 12. 

) Daf. 8 16 u. Ausf®. — Die Fefl- 
jeßung der Vergütung für Beſchädiguugen 
erfolgt in gleicher Weife wie bei Flur⸗ 
ſchüden) Abf. 4 Nr. 8 d. W.). — Ent⸗ 
ſchüdigung berechtigter Dritter EG. z. BOB. 
Art. 52 u. 58. 


», RS. 88, 91 u. AusfV. 
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gezahlt; biefe haben jedoch in Ortfchaften mit mehr ala 3000 Ein- 
wohnern nur Morgenloft zu beanſpruchen !!), 

3. Futtervorräthe (Fourage) find gleichfalls nur auf Marſchen oder 
bei vorübergehender Einquartierung zu. liefern. Die Bergätung erfolgt 
nad) dem monatlichen Durchſchnitt der höchften Tagespreife am Haupt⸗ 
marftorte mit einem Auffchlage von 5 v. 9.12). 

Alle diefe Leiftungen werden nach ähnlichen Grundfägen wie Die Quartiers 
leiftung fowohl auf die Gemeinden, als innerhalb diefer vertheilt. Die Ges 
meinbevorftände find für die gehörige Beihaffung verantwortlich und ein- 
tretendenfall8 zum Erſatze der aufgewendeten Koften verpflichtet. Die Ber- 
gütungen werden an die Gemeindebehörbe zur Iofortigen Bertheilung an die 
einzelnen Leiftenden gezahlt!®). 

Unmittelbare Leiftungen find: 

1. Die Stellung von Schiffsfahrzeugen für die Marine 14); 

2. die Eifenbahnbeförderung zu beftimmten Tariffägen 1°); 

3. die Benugung der Grundftüde (ausfhliehlih der Gebäude, Höfe, 
Gärten, Weinberge und Schonungen) zu Zruppenübungen und der 
Brimnen, Tränten, Schmieden für das militärifche Bedürfniß. Die 
Feſtſetzung der Vergütung für Beſchädigungen, insbefondere für Flur- 
ſchäden, erfolgt mangeld Einigung unter Ausſchluß des Rechtsweges 
auf Grund ſachverſtändiger Schägung dur eine Kommiffton, der außer 
einem Zivilkommiſſar, einem Offizier und einem Militärbeamten 
mindeften® zwei unter Mitwirkung der Kreistage auszumwählende Sad)- 
verftändige angehören müſſen ’®). 


3. Kriegsleiſtungen. 
8 111. 
a) Die allgemeinen Kriegsleiſtungen find in ähnlicher Weife reichs⸗ 
gefetzlih geordnet, wie die während bes Friedens geforderten!?), Auch fie 


u) RG.8 4 93 u. AusfV. das Publikum Inf. 83 (ME. 220, 
18. 8 5, 98 u. AusfV.. ZMB. 237). — Die Abhaltung militärischer 
2, RO. 8 2, 6-8 u. 9 Abſ. 2 u. | Schiegübungen bildet eine Handlung 
AnefB, Zuf®. 8 50. der Stantshoheit; die Polizei kann dieſe 


#) RG. 8 10 u. Ausf®. 
= NG. 8 15 u. Ausf®.; MilTrans⸗ 
port. 18. San. 99 (RIP. 15. erg. 


nicht im Sicherheitsintereffe verbieten, hat 
folhes vielmehr im Wege der Verhandlung 
oder Beiden zu wahren OB. (11 399). 


©. 156, 392 u. 1900 ©. 785 u. 1011) 
nebft Tarif 99 (RGB. 108) 

“RG. 8 11— 14 nebft Ausf®., Ent- 
fhädigung der als Protofollführer zuge⸗ 
zogenen Supernunierare V. 95 (GOS. 183), 
—— der zugezogenen Ortseingeſeſſenen 
AR. 78 (ME. 235) u. 80 (MB. 245); 
—*2 von Flurbeſchädigungen durch 

Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl 


G. 13. Juni 73 (REB 129), 
Sit jr Elſ.⸗Lothringen ©. 73 (©. f. 
ER. 262); Ausf®. 76 (RGB. 137), erg. 
(8 10-12 on. Beil. A 2) 8. 85 (ROB. 
197) Urt. I nebſt V. 88 (ROB. 142) 
Art. I u. V. 90 (RGEB. 75) I; Beil. B 
u. C neu veröffentlicht Bel. 94 (33. 341 
u. 426). 

11 


162 Seereslaften. 8 111. 


follen nur in dem unerläßlichen Umfange und in der Regel nur gegen Ver⸗ 
gütung in Anfpruc genommen werben!?). Die Forderungen des Krieges 
treten indeß viel umfafjender und plöglicher auf umd fordern eine fo ſchleunige 
und unmittelbare Befriedigung, daß die Kriegsleiftungepflidt nothwendig 
ausgedehnter wird und au die Erfatleiftung einigen Einſchränkungen unter- 
worfen ift. 

Die Verpflichtung zu Kriegsleiftungen befteht nur mährend des mobilen 
Zuftandes!) und ruht auf den Gemeinden, den Kreiſen oder den einzelnen 
Pflichtigen. Die Heranziehung der letzteren erfolgt zur Geftellung von Schiffe- 
fahrzeugen und Pferden oder zur Gewährung der Eifenbahnbeförderung. In 
betreff der Vergütungen beftimmt fi) die Zuläffigkeit des Rechtsweges nad 
den Landesgefegen. Die Feltfegung erfolgt, ſoweit fie nicht befonders im 
Gefege geordnet ift, durch Abſchätzungskommiſſionen, die aus je einem Zivil 
kommiſſar, einem Offizier, einem Militärbeamten und zwei von den Kreifen 
zu wählenden Sadjverftändigen beftehen ?). 

Die Gemeinden haben Naturalquartier und Verpflegung nebft Futter⸗ 
vorräthen, Borfpann, Arbeitskräften und Stoffen zur Herftellung von Wegen, 
Befeltigungen und zu fonftigen militäriſchen Sweden zu gewähren und die für 
den Kriegsbedarf erforderlichen Grundftüde und Gebäude zu überweiſen. Gie 
find beredtigt, dabei die zu Gemeindebeiträgen Berpflichteten gegen die ihnen 
felbft gewährte Vergütung beranzuziehen. Diefe Vergütung ift bei Natural- 
quartier, foweit dieſes nicht am die Friedensgarniſon, an Erſatz- und Be⸗ 
fagungstruppen gewährt wird, ſowie für Weberlafjung aller nit nutzbar 
verwertheten Gebäude und Grundftüde ausgeſchloſſen. Uebrigens wird fie 
nad) den TFriedensfägen oder nad) den ortsüblichen Durchſchnittspreiſen ge- 
leiftet, und zwar in der Regel durch Anerkenntniffe, die auf den Namen lauten, 
verzinft und nad Mafgabe ber verfügbaren Mittel eingelöft werden ?!). 

Bon den Kreifen (Xieferungsverbänden) kann zur Füllung der Kriegs⸗ 
magazine der anderweit nicht zu beſchaffende Bedarf an Vieh, Brod, Hafer, 
Heu und Stroh gefordert werden (Tandlieferungen). Bei der Beſchaffung 
können dieſe Verbände fi der Vermittelung der Gemeinden bedienen. Die 
Bergütung erfolgt wie bei den Gemeindeleiftungen ??). 

Schiffsfahrzeuge müffen für Kriegszwede zu vorübergehender Benutzung 
oder dauernder Verwendung verfügbar geftellt werden. Die Entfhädinung 


“N. 82. 142) Art. II u. 90 (ROB. 75) II. 

 Daf.$ 1a. 32. ) RO. 9 16-28; Aucf®. Wr. 9, 10 

” . 11b. ür die Vertheilung fommt n 

) Daf. $ 33, 34; Ausf®. Ar. 16.— | 8 51 (@S, BB) € ba N 
Entfhädiguug Dritter wie Anm. 9. KO. N — 180) s 1 Praha Bin 


RS. 5 3-15, 20-22, Ausf®. Kriege 1870/71 find Landlieferungen nicht 
Nr. 1-8 u. 11a; Form der Marichrouten in Anſpruch genommen. 
V. 82 (RGEB. 47), erg. B. 88 (REGEL. | 
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wird in erfterem Falle wie bei den Gemeindeleiftungen durch Anerkenntniß, in 
letzterem durch Baarzahlung geleiftet?®). 

Zur Beſchaffung der Mobilmahungspferde müflen im Sriegsfalle 
alle Pferdebefiger ihre friegstauglichen Pferde in dem erforderlichen Umfange 
gegen vollen und baaren Erfat des Werthes der Militärvermaltung überlaffen. 
Die Befreiungen entiprechen im wefentlihen den Befreiungen vom Borfpann. 
Die Schägung findet unter Leitung des Landraths durch periodifch für jeden 
Kreis gewählte Sachverſtändige ftatt?*). 

Die Eifenbabnvermaltung ift zur Beförderung der Mannfdaften, 
Pferde und Geräthe und zur Hergabe ihres Perfonal® und ihrer Bau: und 
Betriebsmittel verpflichtet. Die Entſchädigung erfolgt nad) feſtgeſetzten Tarifen, 
die Zahlung in ähnlicher Weife wie bei den Gemeindeleiftungen. Der Betrieb 
der Eifenbahnen auf dem Kriegsichauplage oder in beflen Nähe ift von den 
Anordnungen der Milttärbehörde abhängig *®). 


A. Ornndeigenthumsbefhränkungen nor Feſtungen“). 
8 112. 

Die Eigenthümlichleit des Feſtungskrieges macht die Fernbaltung aller 
Anlagen aus der Umgebung der Teftungen erforderlich, die dem Angreifer irgend 
welche Dedung gewähren können. Zu diefem Zwecke ift die Umgebung je nad) 
der Entfernung von der Befeftigungslinie in drei Rayons mit einer Breite 
von 600, von 375 und von 1275 m eingetheilt. Der Raum zwiſchen vor 
einander liegenden Befeftigungen wird als Zwifchenrayon, der ftadtwärtd vor 
einer Zitadelle liegende Rayon als Esplanade bezeichnet??),, Geländever- 
änderungen und baulihe Anlagen innerhalb der Rayons find theild von einer 
befonderen Genehmigung der Feltungsfommandantur abhängig, theil® ganz un- 
zuläffig.. Diefe Einfhränfungen fteigern fi mit der Annäherung an die 
Feſtung. Während im dritten Rayon nur dauernde Erhöhungen und Ber: 
tiefungen und thurmartige Bauten ausgefchloffen werden, find im zweiten alle 
Maffivbauten, im erften alle Wohngebäude, Feuerungsanlagen und fchmwerer 
zerflörbaren Baulichkeiten unterfagt. Gegen die Entfcheidungen und fonftigen 
Anordnungen ift binnen 4 Woden die Berufung zugelaffen. Ueber diefe, jo- 
wie über Genehmigung größerer Anlagen innerhalb der Rayons und über 
Aenderungen der letzteren entfcheidet die vom Kaiſer berufene und dem Reichs⸗ 
ſchatzamte unterfiehende Reichsrayonkommiſſion?8). Für Werthverminderungen 


2, RG. 8 23, 24: AusfV. Kr. 2. | HRS. 21. Dez. 71 (RGB. 469); 
=, 28. 8 25—27; gemäß Ausf®. | Einf. in Elf.» Lothringen ©. 72 (RGEB. 

Nr. 13 erging Regl. 86 (MB. 224) nebfi | 56). 

Bi. 94 (MB. 95 ©. 24). Vorſpannbe⸗ "RS 85 1-7. — Seftftellung bei 

freiungen $ 110 Abſ. 2 Nr. 1d. W. Neuanlage von Befeftigungen $ 8—12. 
=, RG. 8 28— 81; Ausf®. Nr. 14 u. 2) Daf. 8 13—33. 

15; Transportö. wie Anm. 15. 
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in Folge des Rayongeſetzes wird, infofern fie über die feitherigen Beſchränkungen 
hinausgehen, Entihädigung geleiftet. Sie befteht bei Werthverminderungen 
unter einem Drittel des Werthes in einer fi abtragenden Rente, fonft nach 
Wahl in Rente oder Kapital. Die Feſtſtellung erfolgt unbeſchadet des Rechts⸗ 
meges im Berwaltungsverfahren??). 

Im Falle der Armirung find alle baulichen Anlagen, Material» 
vorräthe und Pflanzungen innerhalb der Rayons auf Erfordern zu befeitigen. 
Infoweit nicht nach der früheren Geſetzgebung die Pfliht zu unentgeltlicher 
Entfernung befteht oder die Errichtung im erften oder zweiten Rayon nad) 
Abftedung der NRayonlinie erfolgt ift, wird für die Befeitigung Entſchädigung 
gewährt?). Für Grumdftäde, die im falle der Armirung in Anfpruch ges 
nommen und nad) eingetretener Desarmirung nicht zurüdgegeben werden, wird 
die Entfhädigung im Enteignungsverfahren feftgeftellt *'). 

Die Anlegung von Feſtungen fteht gleih der Ernennung der 
Veltungsfommandanten dem Saifer zu°?). Kine wefentliche Umgeftaltung hat 
das deutfche Feſtungsweſen neuerdings erfahren. Auf Grund der im letten 
Kriege gefammelten Erfahrungen ift unter Aufgabe einzelner minder wichtiger 
Feſtungen die Herftellung größerer Wauffen- und Vertheidigungspläge durch 
Berftärtung und Erweiterung der beibehaltenen herbeigeführt?®). 


Die Kriegäflotte. 


1. Ueberſicht. 
8 113. 

Die Kriegsflotte (Marine) ift ausſchließliche Reichsſache und als 
ſolche einheitlich geftaltet. Ihr Beftand fowie deſſen Erfag und Indienfthaltung 
ift durch Geſetz feftgeftellt worden. Er foll in dem Zeitraum von 1901 —17 
derartig erhöht werden, daß — abgefehen von Torpedos, Schul- und Epezial- 
fhiffen — die Schladtflotte aus 2 Flottenflaggiciffen, 4 Geſchwadern zu je 
8 Linienſchiffen und (als Aufklärungsſchiffen) 8 großen und 24 Meinen Kreuzern, 





” RS. 8 34—45, erg. a aäigung 
beredtigter Dritter $ 36 Abf. 4 37) 
EG. z. BOB. Art. 54, verb. 52 I 583. 
— Zuſt. $ 153. — Oeſterreich und 
Rußland kennen Feine Entſchädigungen, 
Frankreich hat fie erft bei der Befeſtigung 
von Paris zugeftauden und Holland fie 
neuerdings gefetlid anerkannt. 
RS. 8 43 u. 44. 
2), Kriegsl. G. 73 (RGB. 12) 814. — 
Enteignung $ 3857 Abſ. 3 b. 
2) RBerf. Art. 64 u. * Baiern 
hat ſich eine ſelbſtſtändigere Stellung vor⸗ 
behalten Scälußprot. 70 (BOBL.716. 28) 


2) Aufgehoben wurden Stettin, Minden, 
Erfurt, Wittenberg, Kofel und bis auf die 
Küftenwerke Koiberg u. Stralfund, endlich 
Landau Schlußprot. 70 XIv. 8 3. — 
Die beibehaltenen widtigeren Feflungen 
find weſtlich: Met, Straßburg, Weſel, 
Köln, Koblenz, Mainz, Raftatt, Ulm 
(Bertr. 16. Juni 74) u. Ingolſtadt; oͤſtlich: 
Danzig, Königsberg, Sraudenz, Ahorn, 
Pofen, Glogau und Neiße; im Innern; 
Küfrin, Spandau, Magdeburg u. Zorgau 
und die Küftenfeftungen Memel, PBillau, 
Swinemäude, Friedrichsort, Sonderburg, 
Düppel u. Wilhelmshaven. 
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die Auslandeflotte aus 3 großen und 10 feinen Kreuzern und die Material« 
reſerve aus 4 Linienfhiffen, 3 großen und 4 Meinen Kreuzern beftehen wird. 
Je 2 Geſchwader bilden die aktive und je 2 die Referve- Schladiflotte; 
erftere wird ganz, lettere zır Hälfte dauernd im Dienft gehalten. Diele 
Berflärtung war im Kriegsfalle zur Bertheidigung unferer Küften und zur 
DOffenhaltung unferer Häfen, im Frieden zum Schuße unferes Seehandel® und 
anferer ausgedehnten Kolonien unerläßli geworden. Die Kriegsflagge ift 
ſchwarz⸗weiß⸗ roth mit dem preußifchen Adler und eifernen Kreuze. Der Raifer 
führt den Oberbefehl über die Flotte, beftimmt deren Einrichtung und Zufammen- 
fegung und ernennt die Dffiziere und Beamten. Der Kieler und der Jade» 
bafen find als Reichskriegshäfen in ſchifffahrts⸗ und Hafenpolizeiliher Beziehung 
den Marinebehörden unterftellt und ähnlich den Feſtungen gegen jchädliche 
Einrihtungen und Anlagen gefidhert?). 

Die Einrichtung der Kriegsflotte und ihrer Verwaltung ift felbftftändig 
und von der des Landheeres getrennt (Nr 2). Die Grundfäge über Er⸗ 
gänzung des Heeres finden jedod) mit den durd die Sache gebotenen Maß» 
gaben auch auf die Flotte Anwendung (Nr. 3). Gleiches gilt von den Rechten 
und Pflichten der Militärperfonen und den Friedens⸗ und Sriegsleiftungen (Nr. 4). 


2. Einrichtung. 
8 114. 

Die 1870 an die Spige der Kriegsflotte geftellte Admiralität wurde 1889 
unter Trennung zwilchen Befehlsftelle und Bermaltung in das Oberfommando 
und das Reichsmarineamt zerlegt. Das Oberfommando wurde 1899 auf- 
gehoben und damit die Einrichtung entfpredhend der des Landheeres geftaltet. 
Im Oberbefehle ſtehen unmittelbar unter dem Saifer für die perfön- 
lien Angelegenheiten das Marinelabinet, für die Prüfung der Berwendungs- 
fähigkeit der Flotte der Admiralfiab der Marine (entipreddend dem General⸗ 
ftabe der Armee $ 96 Abf. 3) und zur Ausführung der Befichtigungen der 
GSeneralinjpefteur der Marine. Weiter unterftehen dem Kaiſer die Chefs der 
Morineftationen für die Oftfee in Kiel und für die Nordfee in Wilhelmshaven, 
fowie die jeweiligen Geſchwaderchefs und der Infpelteur des Bildungsweſens. 
Unter dem Stationschef der Oſtſee ftehen die Infpeltionen des Torpedoweſens 


2) RVerf. Art. vn (Baffung des ©. 98 
ROB. 185 Art. I) Abſ. 1—3, u. Art. 56 
u. RO. 83 (ROB. 105). Für die nid 
zur Kübrung der Reichskriegsflagge ber 
rechtigten Reichsbehorden befteht die Reichs⸗ 


) RVerf. 47 u. 14, G. 14 Juni 00 
(RIB. 265); die Kriegsflotte iſt hierdurch 
unter Fortfall von 8 Küftenpanzem um 
17 Linienfciffe, 10 größere u. 29 kleinere 
Kreuzer vermehrt worden. — Linienſchiffe 


find Panzerſchiffe über 5000 ı Waflerver- 
drängung (deplacem: nt), Kreuzer gepanzerte 
u. ungepanzerte Schiffe über 800 t. — 
Die Zahl der Offiziere u. Mannſchaften 
betrug (Boranſchlag 1900) 28326. 


dienfiflagge B. 93 (ROB. 1050) $ 2—4 
u. zwei Bel. 93 (38. 9 u. 112). — 
Führung der Kriegsflagge auf den Privat⸗ 
ihiffen der deutſchen Landeeherren und 
Prinzen AE. 86 (ROB. 59). 
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und der Marineinfanterie (3 Seebataillone zur Bertheidigung der Kriegshäfen, 
des Schutzgebietes Kiautfhon und zur Befatung der Schiffe), unter dem 
Stationschef der Nordſee die Inſpektion der Marineartillerie (4 Matroſen⸗ 
artillerieabtheilungen mit dem Detachement Kiautſchou)*ꝰ). Unter dem Inſpekteur 
des Bildungsweſens ftehen die Morinenlademie zur wiſſenſchaftlichen Ausbildung 
der Offiziere, die Marinefhule zur Vorbereitung für die Seekadetten⸗ und 
Seeoifizierberufsprüfung*) und die Dedoffizierfhule zur Fortbildung des 
Maſchiniſten- und Steuermanns- ſowie des Torpedoperfonals. 

Das Keihdmarineamt bildet die oberfte Reichsbehörde für die Ver⸗ 
waltungs⸗ und die techniſchen Angelegenheiten der Marine und wird unter der 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers von einem Staatöfelretär geleitet). Zu 
Beröffentlihungen dient feit 1870 das Marineverordnungsblatt. Unter dem 
Reichsmarineamte fiehen das Torpedoweſen in techniihen und Verwaltungs» 
fadhen, die WMarinebepotinfpeltion mit den zugehörigen Artillerie und Minen⸗ 
Depots, die Werften), die Seewarte in Hamburg ($ 399 Abf. 3), die beiden 
Intendanturen, die Belleidungs- und Sanitätsämter, die Rechtspflege und bie 
Seeljorge in den Marineftationen?) und das Gouvernement von Kiautfchou. 


3. Ergänzung. 
$ 115. 

Die Grundlage bildet gleichfalls die allgemeine Wehrpflicht, der alle 
Seeleute von Beruf einfchließlih der Maſchiniſten und Schiffshandwerker durd 
Dienft in der Kriegsflotte genügen. Als Seeleute werden die Perfonen an« 
gefehen, die mindeiten® ein Jahr auf deutichen Handelsſchiffen gedient oder bie 
Seefifcherei gewerbsmäßig betrieben haben®). Im Bedarfsfalle darf auf ge⸗ 
eignete Militärpflitige der Yandbevölferung hinübergegriffen werden’). Die 
Wehrpflicht beftimmt fi nad) den allgemeinen Grundfägen 'o) mit folgenden 
Maßgaben. Die aktive Dienftzeit der Berufsfeeleute und Mafchiniften kann 
bei gehöriger techniſcher Vorbildung auf ein Jahr abgekürzt, die Entlafjung 


) AE. 14. März 99. 


+ Vorſchr. über Ergänzung des See⸗ 
offizierlorpo 1899 (im Mar BBl.). 


8 AE. 89 (XGEB. 47) u. (Gliederung) 
17. Apr 99. — Auf Marinebeamte 
finden das RBeamt. G. 73 (RGB. 61), 
insbef. & 121 un. 122 und die B. 74 
(RB. 129), insbef. $ 7 u. 8 Anwendung. 
— 8 21-24 d. W., insbef. Anm. 4, 29 
n. 40 daf. — Klaſſeneintheilung wie 8 99 
Anm. 1 d. W. Der techniſche Betrieb der 
Marineverwaltung unterliegt der Kranken⸗ 
verſicherung (8 346 Abſ. 3) und der Unfall⸗ 
verfiherung (5 98 Anm. 71), — Der 
Rang der Marinejuftizbeamten ift glei 


dem im Landheere ($ 70 Aum. 16) geregelt 
AL. 27. Aug. 00 (MarVBl 

* Die Werften (Danzig, PR und Wil⸗ 
beimshaven) dienen dem Schiffe-, Hafen⸗ 
u. Maſchinenbau. — Anftellung der Schiffe- 
u. Maſchinenbaumeiſter Vorſchr. 3. Yan. 
90, era. $ 294 Abi. 2 d. W. 

n ae. 72 (ROB. 361). — Ergänzung 
des Berfonals Regl. 86 (Mar®Bl. Beil. 
zu Nr. 17), des Bureauperfonals Regl. 86 
(dgl. zu Nr. 22). 

0) ABerf. Art.53 (Anm. 2), — DE 
67 (BEBL. 131) 8 18%. 

2) (9. 93 (Anm. 2) Art. II $ 1 Abf. 3. 

0, 8 88-93 d. W. und Marined. 
12. Nov. 94 (befonders abgedrudt). 
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eingeſchiffter Mannſchaften dagegen bei ſpäterer Rückktehr in den Heimathshafen 
bis zu dieſer verſchoben werden. In betreff des einjährig freiwilligen Dienſtes 
wird die Befähigung auch durch Ablegung der Steuermannsprüfung erworben. 
Selbſtbekleidung und Selbſtverpflegung wird dabei nicht erfordert. Seeleute, 
die nad vorſchriftsmäßiger Anmuſterung in Dienft getreten find, werden für 
die Dauer der leßteren im Frieden zum Dienft nicht herangezogen. Gleiches 
gilt von der Zeit des Befuches einer Navigations⸗ oder Schiffsbauſchule. Die 
Mearinereferve, die Seewehr des erften und des zweiten Aufgebot® und die 
Marineerfagreferve entipricht den gleichen Bildungen im Landheere. Sie fteht 
einfchlieglih der Dffiziere unter Kontrole der Bezirkskommandos, und kann, 
abgefehen von dem zweiten Aufgebote, zu Uebungen herangezogen werden '?). 

Das Erſatzweſen ift das des Landheeres (8 94, 95); doch finden zu 
gunften der jchifffahrtreibenden Militärpflichtigen an Orten, wo deren eine 
größere Zahl vorhanden ift, befondere Sciffermufterungen im Dezember ftatt. 
Die Pflihtigen können bis zu dieſen zurücgeftellt werden und erhalten in ihnen 
bie endgültige Entfcheidung'?). 


A. Rechte uud Pflichten der zugehörigen Berfonen. 
Stiedens- und Kriegsleiftungen. 
8 116. 

Die zur Marine gehörenden Soldaten und Beamten zählen zu den 
Milttärperfonen ') und haben Rechte und Pflichten der leßteren 4). Ins⸗ 
befondere finden die Militärpenfionsgefege mit einigen Maßgaben auf fie An⸗ 
wendung 15). Gleiches gilt vom Militärſtrafrechte !%). — Urkunden über 
Todesfälle auf in Dienft geftellten Schiffen find dem Standesamte des legten 
Wohnortes zuzufertigen ??). 

Die Vorſchriften über Friedend- und Kriegsleiftungen ($ 108-111) 
finden, foweit die Natur der Sache «8 zuläßt, auch auf die Marine Ans 
wendung '?). Beſonders auf die leßtere bezieht ſich die Pflicht zur Geftellung 
von Schiffsfahrzeugen ($ 110 Abi. 4 Nr. 1 u. $ 111 Abf. 5). 


u) DE. 86,13 nebſt ©. 88 (GS. 11) 
Art. II 5 20—22 u. 35, Weird. (5 RB 
Kum. 12.®)$ 14—18, 23, 41, 88°, 
116* u. n, 1178, swl 


2) WehrO. 8 75 u. 76. 


*) MilSt.O. 72 (RGEB. 174)8 4. — 
Marinebeamte Anm. 5. 


"6 98 d. W. — De Satz ıf in 
betreff der im Reichs MilG. 2. Mai 74 ent- 
haltenen Vorſchriften nicht zweifellos, weil 
der vorzugsweiſe von den Rechten und 
Pflihten der Deilitärperfonen handelnde 
dritte Abfchnitt die Ueberſchrift „Vom aktiven 
Heer” trägt und diefer Ausprud ſich ander- 


— — — — —— — — — — 





weit (HKD. 8 2) im Gegenſatz zur 
Marine angewendet findet. 

“6 98 Abf. 6 d. W. — Befondere 
Borfchriften für die Marine: RS. 71 
(RGB. 275) 8 48—57, 0. 74 (XB. 25) 
8 7-9 u. 20, v. 87 (ROB. 149) u. v. 
93 (RGB. 171) Art. 13—15. 

*) 8 101 u. 102 d. W. — Zuſatz⸗ 
beflimmungen für die Marine enthalten 
8 162— 166 des Mil StG. — Disziplinar- 
Strafd. für die Marine 4. Juni 91. 

", 8 204 Ann. 13 d. W. 

) Friedensleiſtungen Inſtr. 98 (RGB. 
921) zu $ 1—18. Kriegsleiſtungen V. 76 
(RGEB. 137) Nr. 17 





Züuftes Kapitel. 
Sinanzen. 


— U — 


I. Einleitung. 


8 117. 

Das Finanzweſen (Staatswirthſchaft) umfaßt neben der Verwaltung des 
Staatsvermögens und der Staatsfhulden die Beihaffung, Verwaltung und 
Berwendung der zur Dedung bes Staatsbedarfes erforberlihen Mitte. Um⸗ 
fang und Art diefes Bedarfes werden durch die Aufgaben beſtimmt, welche der 
Etaat auf den einzelnen Berwaltungsgebieten ‚zu erfüllen hat. Die Ents 
widlung der Finanzverwaltung fteht deßhalb mit der der allgemeinen Staats⸗ 
thätigkeit im engften Zufammenhange und reicht wie diefe nicht Über die Mitte 
des 17ten Jahrhunderts zurück!). Um diefe Zeit führte die Vermehrung der 
bis dahin wefentlih aus den Kinfünften der Domänen und Regalien?) be- 
ftrittenen Staatöbedürfniffe zu der Befteuerung, die dem Finanzweſen ein neues 
Gepräge und eine nıit den gefteigerten Anfprühen an die Staatsthätigkeit mehr 
und mehr wachſende Bedeutung verliehen hat ($ 135). 

Innerhalb der deutfhen Staaten hat andererfeitd das Finanzwefen im 
neuefter Zeit dadurch wefentlihe Einſchränkungen erfahren, daß ein Theil der 
ftaatlihen Aufgaben auf die Selbftverwaltungsförper ($ 81 Abf. 1), ein anderer 
auf das Deutiche Reich ($ 13 Abf. 1 Nr. 1) Überging. Mit dem letteren 
Uebergange ift eine befondere Reichsfinanzverwaltung entftanden, die 
Amar mit der Finanzverwaltung der Kinzelftanten, aus der fie hervorgegangen 
iſt, noch vielfach verwachſen ift, fi aber mit der zunehmenden Bedeutung des 
Reiches zu immer größerer Selbftändigfeit entwidelt. 





1) Begründer des Finanzhaushaltes war 
der framzöfifhe Minifter Colbert. — Ent⸗ 
widiung in Preußen & 80 Abf. 30.8. — 
VWirtbihaftlide Grundlage 8 308 d. W. 
— Bearbeitungen der Kinanzwiffen- 
ſchaft: Stein (5. Aufl. Leipzig 86) und 
Wagner (auf Grund des Werkes von Rau, 
8. Ausg. Leipzig und Heidelberg, im Er» 


fheinen), Schönberg Handbuch ber polit. 
Delonomie 8. Theil (Th. 4. Aufl. 97). 

2) Die Verwaltung diefer Gegenflände 
durch Kammern gab der die Finanz. und 
die Polizeiwiſſenſchaft umfaflenden Ras 
meralwiffenfhaft den Name. Mit 
der veränderten Eintheilung der Berwals 
tungslehre ift der Ausdrud verſchwunden. 
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Die preußifhe Finanzverwaltung, die, weil fie die Grundlage 
bildet, vor der des Reiches zu betraditen ift, umfaßt die Einnahmen und 
Ausgaben des preußifdhen Staates. Das Berhältniß beider zu ein- 
ander nnd ihre gehörige Bertheilung wird durch den Voranſchlag (Etat) feft- 
geftellt, während ihre Verwaltung im Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen erfolgt 
(Rx. I). Daneben fommen — da die Ausgaben ihrem Weſen nah in bie 
Einzelgebiete der Verwaltung fallen — nur die Einnahmen in Betracht, die 
theild auf privat-, theil® auf ſtaatsrechtlichem Titel berufen. Die privat» 
zechtlichen Einnahmen fließen aus dem Staatsvermögen (Nr. III), dem bie 
Staatsfchulden gegenüber ſtehen (Nr. IV). Auf ſtaatsrechtlichem Titel be- 
ruhen die ftantlihen Nutzungsrechte, Regalien und Gebühren (Nr. V) und 
die zur Dedung des gefammten übrigen Bedarfes von den Staatsangehörigen 
erhobenen Steuern (Nr. VI). Indem ein Theil der letzteren vom Reiche in 
Anfprud) genommen wird, ift Hiermit ber Uebergang zu den Reichsfinanzen 
gegeben (Nr. VII). 

Die Einrihtung der preußifden Finanzverwaltung ift nicht 
in allen Inſtanzen diefelbe. Als Zentraibehörde verwaltet das Finanzminifterium 
die Voranſchlags⸗, Kaflen- und Rechnungsſachen und die Steuern ($ 47), 
während Domänen und TForften dem landwirtbichaftlihen Minifterium unter- 
ſtellt find (8 52). Im der Mittel- und Unterinftanz ift dagegen die Ver⸗ 
waltung ber indirelten Steuern befonderen Behörden übertragen ($ 150 Abf. 2), 
während die der direften Steuern zufammen mit den Staatsgütern und Forſten 
von den Regierungen in befonderen Finanzabtheilungen wahrgenommen wird 
{$ 57 Abſ. 4), Diefe verwalten die Staatsgüter unmittelbar, während 
in der Verwaltung der Forſten die Dberförfter ($ 125), in der der direlten 
Steuern bei der Veranlagung die Landräthe und Katafterbeamten und bei ber 
Erhebung die Kreislafjen und Gemeinden mitwirken ($ 138). 


II. Vorauſchlags⸗, Kaflenz nnd Rechnungsweſen). 


8 118. 

1. Der Staatähaudhaltd-Voranfchlag (Etat), der die voraus- 
fichtlih eingehenden Einnahmen und bie erforderlich werdenden Ausgaben ent- 
hält, bat eine ſtaatswirthſchaftliche und eine ſtaatsrechtliche Bedeutung?). 

In ſtaatswirthſchaftlicher Beziehung fol er eine Ueberſicht ber 
zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben gewähren, danıit im voraus das 
Bleichgewicht (Bilanz) zwiſchen beiden feftgeftellt werden kann. Einnahme und 


9 Diefes bildet den Wirkungsfreis der 2, Etat bedeutet Voranſchlag; die Be⸗ 
erften Abtheilung d. Yin.Min 8472... | zeichnung „Budget“ entflammt dem Beutel, 
— Herrfurth, ©., das pr. Etats-, Kaflen- | in dem der Voranſchlag dem englifchen 
und Rehnungsweien (3. Aufl. Berl. 96 | Parlament überreicht wird. 
nebſt Ergänzungsheft 99). 
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Ausgabe find zu dieſem Zwecke, ſoweit deren Beträge nicht bereits feſtſtehen, 
nad) dem Durchſchnitt der letzten Jahre mit möglichfter Genauigfeit abzu- 
ſchätzen. Je nachdem der Voranſchlag die gefammten oder nur die reinen 
Einnahmen und Ausgaben nachmweiſt, unterfcheidet man Brutto⸗ und Netto- 
voranfchlag. Erfterer macht die Ergebnifle jedes Berwaltungszweiges unmittel» 
bar erfichtlih, letterer zeigt, wie fie zuftande fommen; erfterer ift überfichtlicher, 
letzterer vollftändiger.und deßhalb in neuerer Zeit mehr zum Anwendung gelangt ?)- 
— Der Umftand, daß im Staate ein Theil der Ausgaben ein nothwendig 
gegebener ift, während in den Steuern eine bewegliche, den Umſtänden nad) 
ſtärker anzufpannende Einnahmequelle zur Verfügung fteht, führt zu einem 
Unterfchiede zwifchen der Staats⸗ und der Privatwirtbfchaft, da die Tettere 
ihre Ausgaben lediglich nad) den Einnahmen zu bemeflen hat. Die Abhängig 
feit der ftaatlihen Einnahmen von den Ausgaben ift aber keine unbedingte- 
Auch der Staat hat neben den nothwendigen meitere Ausgaben, die nur mehr 
oder minder nüglich erſcheinen und deßhalb nad den vorhandenen Mitteln zu 
bemefjen find, während andererfeitS auch der Beſteuerung gewiſſe Grenzen ge⸗ 
zogen find ($ 134). Einnahme ımd Ausgabe können deßhalb nicht getrennt, 
fondern nur im fteten NRüdblid der einen auf die andere bemeflen werden. 
Beide ftehen auch in Wechſelwirkung zu einander, denn jede richtig angelegte 
Wusgabe wirft wiedererzeugend. Sie thut died mittelbar, wenn fie nur auf 
Schutz⸗ und Rulturzwede gerichtet if, unmittelbar, wenn fie fih auf die 
materiellen Intereſſen erſtreckt. Indem fie mit der Steuerfraft die Stante- 
einnahmen erhöht, geftattet fie biß zu einem gewiſſen Grade erneute und er- 
böhte ftaatlihe Verwendungen. Die richtige Sparfamleit im Staatshaushalte 
beruht deßhalb nicht darauf, daß die Ausgaben möglidhft niedrig gehalten oder 
die Steuerkraft möglihft wenig angeſpannt wird; fie muß vielmehr in jedem 
Einzelfalle den Werth abwägen, den eine Staatgleiftung im Verhältniß zu den 
durch fie erforderten Opfern bat. 

Gelingt es nicht, das Gleichgewicht zwifhen Einnahme und Ausgabe her⸗ 
zuftellen, jo entfteht ein Ueberſchuß oder ein Fehlbetrag (Defizit). Beide 
können ihren Urſachen nad) vorübergehend oder dauernd fein. Dementſprechend 
bat die Verwendung oder Dedung fi zu geftalten. Ein einmaliger Ueber- 
ſchuß, der nicht eiwa in einem früher hervorgetretenen oder demnächſt zu er» 
wartenden Fehlbetrage aufgeht, darf für außerordentliche Zwecke (Schulden« 
tilgung, einmalige Einrichtungen u. dgl.) verwendet werden, während ein 
Dauernder zur Befriedigung fortlaufender Mehrbebürfniffe oder zur Ver⸗ 
minderung der ordentlihen Steuern Anlaß bieten wird. In gleicher Weife 
darf nur für vorübergehend hervortretende Fehlbeträge, ſoweit fie nicht in 


x Preußen Anm. 8, Rei $ 165 Abf. 1 | der Boraufchlag den Behörden fefte, nicht 
DB -- Bwveijähriger Durdiänitt in | zu Überfchreitende Summen (Kredite) zur 
Preußen ZR. 78 (MB. 79). — Für nicht | Verfügung ftellen. 
im voraus zu beftiimmende Ausgaben kann 
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vorhandenen oder bevorſtehenden Ueberſchüſſen Dedung findent), das außer⸗ 
ordentliche Hälfsmittel des Staatskredits (3 126 Abf. 3) oder der Vermögens⸗ 
veräußerung ($ 123) in Anſpruch genommen werden, während bei dauerndem 
Behlbetrage durch Ausgabenverminderung oder Steuererhöhung geholfen werden 
muß. Die Grenze zwiſchen beiden Fällen muß feft gezogen merden, wenn 
niht ein einmaliger Fehlbetrag fi) zum dauernden entwideln und die akute 
zur chronischen Krankheit ſich ausbilden fol. 

Die ftaatsrehtiihe Bedeutung des Staatshaushaltsvoranſchlags folgt 
aus der konftitutionellen Staatsform. Das urſprüngliche Steuerbewilligungsredht 
war in England dur Hinzufügung des Verwendungszwedes (feit 1688) all- 
mählich zum Budgetrecht geworden. Diefem Borbilde entiprehend fordert die 
preußiſche Berfaffung, daß der Voranſchlag alljährlich im voraus durch Gefeß 
feftgeftellt werde’). Dem englifhen Grundfage, daß geſetzlich feitftehende Ein- 
nahmen und Ausgaben nicht Gegenftand parlamentarifher Bewilligung find, 
ift nur infoweit Rechnung getragen, als die beftehenden Steuern folange fort- 
erhoben werden dürfen, bis ein Geſetz fie ändert), Die auf Gefeg oder 
privatrechtlicher Verpflichtung beruhenden, fowie die zur Erhaltung des Staates 
merläßlihen Ausgaben, deren Weiterleiftung nit unterbleiben darf, finden 
fomit auf in dem Falle ihre ‘Dedung, daß der Voranſchlag nicht, oder nicht 
rechtzeitig auftande fommt. — Der genehmigte Voranſchlag bildet die Grund- 
lage für die Einziehung der Einnahmen und die Ermächtigung zur Leiftung 
der Ausgaben und damit die bindende Richtſchnur für die gefammte Ver⸗ 
waltung. Das gilt auch im betreff der emzelnen Boranfchlagstitel. Die 
Uebertragung etwaiger Erfparnifje eines Verwaltungszweiges auf einen anderen 
(Trandferirung, Birement) muß befonderd vorgefehen fein. Ueberfchreitungen 
des Boranſchlages bedürfen der nachträglichen Genehmigung des Landtages’). 
— Die Rehtsgrundfäbe über den Staatshaushalt, wie fie fid bet 
der Berwaltung in Vorſchriften und thatſächlicher Uebung gebildet hatten, find 
ueuerdings geſetzlich feſtgelegt. Dadurch fol ihre Handhabung ficherer und 
gleihmäßiger geftaltet und für das Zufammenwirken des Yandtages mit der 
Negierung fowie der einzelnen Verwaltungszweige untereinander eine fefte 
Grundlage geſchaffen werden®). 


9 Sind Ausgaben zu leiften, bevor die 
entiprechenden Einnahmen eingehen, fo ent 
fleht ein Kaffen- oder Rechnungsfehlbetrag, 
der durch Aufnahme ſchwebender Schulden 
(8 126 Abf. 5 d. W.) gedeckt werden darf. 

) BU. Art. 99. — 8 37 Abſ. 29. W. 
u. 8 2 Anm. 4. 

BU. Art. 109. 


N) BU. Art. 104 Abſ. 1 u. G. 72. (8. 


278) 5 19. 


 Staatshaushalts -(Komptabilitäts-) ©. 
11. Mai 98 (GS. 77, mit Ausf. Auw. 


8. Juni 98 (MB.133). Das G. befteht aus 
3 (äußerlich nicht hervorgehobenen) Theilen. 
Der erfte betrifft die Einrichtung des Vor⸗ 
anfhlages u. deſſen Mittheilung an bie 
Oberrehnungslamnier ($ 1—12); dabet 
follen die befonderen, fogen. mittelbaren 
Staats. oder Nebenjonds nur dann in den 
Voranſchlag aufgenommen werden, wenn 
fie nicht juriftifche Perſönlichkeit befiten, 
während fie ſonſt — ale nicht zum Staats⸗ 
vermögen gehörend — dem Landtage nur 
durch Nachweiſungen mitzutheilen find 8 2 
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Die Aufftellung des preußifchen Boranfhlags erfolgt für das Voranſchlags⸗ 
jahr, weldes zur Erleichterung der redhtzeitigen Fertigſtellung auf die Zeit 
vom 1. April bis 31. März verlegt ift?). Auf Grund der von den Miniftern 
und oberften Verwaltungschefs aufgeftellten einzelnen Voranſchläge wird der 
allgemeine Staatshaußhaltsporanfhlag vom Finanzminifter zufammengeftellt?°). 
Sein Umfang ift durch den Uebergang veridjiedener Berwaltungszweige auf 
das Reich und die Selbftverwaltungsförper erheblich eingeichräntt. Der Vor⸗ 
anſchlag zerfällt im Einnahmen und Ausgaben; letstere zerfallen in dauernde 
und in einmalige und außerordentlihe!!). Daneben werden im Voranſchlag 
unter den Einnahmen wie unter den dauernden Ausgaben getrennt aufgeführt: 

A. die einen Ueberſchuß abmerfenden Kinnahmezweige (Staatsgüter und 


Forſten, Lotterie, Seehaudlung, Bergwerke, Eifenbabnen und Steuern), 
denen ald Ausgaben die Betriebs-, Erbebungd- und Berwaltungstoften 


gegenüberftehen; 


B. die allgemeine Finanzverwaltung und die Dotationen (Zufhuß zur Kron- 
fideifommißrente, Staatsfhulden, Landtagskoſten); 


C. die Staatsvermwaltung. 


Feder diefer Theile zerfällt nad) den Miniſterien oder felbftftändigen 
Verwaltungen in Hauptvoranfchläge, diefe für die einzelnen Verwaltungen in 
Einzelvoranſchläge und letztere nad) den einzelnen Gegenftänden in Kapitel 


und Titel!) 


bis 5. — Der zweite Theil betrifft bie 
Handhabung des Voranſchlags (Einnahmen 
u. Ausgaben gemeinfam $ 13—15, Ein- 
nahmen 16—19, Ausgaben 20—36, Ber: 
trüge 37, Defefte 38), wobei Brutto» 
verwaltung (Anm. 2) u. Zentralifirung als 
Regel gelten. Nah erfterer find Ein⸗ 
nahmen u. Ausgaben zum vollen Betrage 
anzufegen, ohne daß gegenüberftehende Aus⸗ 
gaben (Berlaufstoften, Tantiemen) u. Ein- 
nahmen (Berfaufserlöfe $ 2!) u. — falle 
die betreffenden Fonds nicht mehr offen find 
— auch Aurüderftattungen u. Ruckein⸗ 
nahmen davon abgejetzt werden dürfen 819, 
20 u.36. Infolge der Zentralifirung werben 
alle Einnahmen, für die feine befondere Be⸗ 
fiimmung zu treffen ift, zur Dedung des 


allgemeinen Ausgabenbebarfes (allgemeine 
Finanzverwaltung) vennveudet $ 16. — Der 
dritte Theil betrifft den Abſchluß u. Die 
Legung der Rechnung 8 39 — 54 (Abfchlüffe 
Anm. 24, Refte Anm. 33, Legung u. Ab» 
nahme der Rechnung Anm. 34 u. 88). 

) &. 76 (5. 177). Bezeichnung des 
Boranfdlagsjahre® nach dem feinen größten 
Theil umfaffenden Jahre Bern. 98 (MB. 152) 
der Bierteljahre nad) den Monaten (3. B 
3 1881) ) 3 77 (MB. 78 ©. 9). 

10) KO. 26 (88. 45), Ausf.B. 36 
(KA. X. 649) n KO. 45 (WS. 365,. 

“) Einmalige u. außerordentlihe Aus- 

gaben werden abweihend vom Beide 
(8 165 Abf. 1d. ©.) zuſammen aufgeführt. 





2) Die reinen Einnahmen u. Ausgaben des preuß. Staates bereuen 


fih aus dem Voranſchlage 1900 (5. 55): 


1. Einnahme (abzüglih der Betriebe-, Erhebungs⸗ u. Ber- 


waltungstoften) : 


1. Bermögenseinnahme aus Domänen und Forften (abzüglich 
der Kronfideitommißrente mit 7719296 M., 8 172 Abſ. 2 
d. W.) 49,8, aus Berg-, Hütten» und Salzwerten 25,8, 


aus Eifenbahnen 635,8, Seehandlung 2 zuſammen 


2. Lotterieregal . 


. 612.3 Mil, M. 


Summe 622,1 Mil. M. 
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8 119. 

2. Das Ktafſen weſen umfaßt die unmittelbare Vereinnahmung, Ver⸗ 
wahrung und Berausgabung aller Staatögelder und ift ftreng zentrafifirt. Den 
Mittelpunkt bildet die Generalftaatsfaffe, neben der nur die General» 
lotterie, die Generalmilitär- und die Staatöfhuldentilgungsfafle als zentrale 
Kaſſen beibehalten find. Alle Einnahmen und Ausgaben der Generalftants« 
kaſſe geben dur die Regierungshauptlaffen, die demgemäß gleichfalls 
Sammeltafien für die verfchiedenen Berwaltungszweige innerhalb der Re⸗ 
gierungsbezirfe bilden!?). Unter dieſen Kaſſen ftehen die Kreiskaſſen!) 
md als Einzelkaſſen für befondere Gegenftände die Domänen- und Forft- 
fafjen 15), die Hauptzoll-e und Hauptſteuerkaſſen für Zölle und indirekte Steuern, 
die Gerichtokaſſen (8 187 Ubſ. 5), die Oberbergamtsd-, Berg- und Hütten- 
amtskafſen und die Eifenbahnfaffen. 

Zu den Kaffenbeamten gehören die Xandrentmeifter bei den Regierungs⸗ 
hauptlaffen!®) und die Rentmeifter bei den Kreiskaſſen7). Bei erfteren wie 


Uebertrag 622,1 Mil. M. 
3. Ullgemeine Bin anaberaltung [darunter Antheil an dem 
Ertrage der Zölle, Tabak⸗ und Branntweinfteuer und 
Reichöftempelabgabe ($ 167 Abf. 5) 290 und der hinter» 


legten Gelder 26 Mil] . . 8549 „ „ 
4. Steuern, direlte 182,1, indirelte Gunmitteibr menfifde) 
48,23 Mil., zufammen .. . 303 „ „ 


Summe 1207,3 Mil. M. 
1I. Dauernde Ausgaben (abzüglih der gegenüberftiehenden 
Einnahmen): 
1. Dotationen: Zufhuß zur Kronfideilommißrente (Nr. I 1) 
8 Mu. M., öffentlihe Schuld 272,5, Landtag 1,8, 
zufammen . . 282,3 Mil, M. 
2. Allgemeine Finanzverwaltung, (darunter: Matrikular- 
beiträge ($ 167 al. 4». =.) 298, hinterlegte Gelder 
26 Mil] . . 889,2 
8. Gtaatsverwaltung: Staats» u. auew. "Win. 3, 4, Fin. ⸗ 
Min. (Ob.Bräf., Regierungen, Penſionen) 98, Min. 
d. dff. Arb. 22,6, f. Gew. 6,7, der Juſtiz 35,6, Min. 
des Innern (Landräthe, Polizei, Strafunfalten) 51, f. 
Landwirthſchaft 17,4, der geiftl. u. f. w. ang 134 1, 
zufammen . .. .. 369,7 „ 
III. Einmalige u. außerordentliche Ausgaben > 2 000. . 161 u m 
Summa 12u7,3 Mil. M. 
Schwarz u. Etruß, der Etaatshanshalt u. die Finanzen Preußens (Berl. 00) 


Bd. 1 Meberfhußverwaltungen, Bd. 2 Zufchußverwaltungen (bisher erſchienen Bud 1, 
geiftfiche, Unterrichts. u. Medizinalverwaltung). 


”), Geſch. Amv. 21. Mai 87. — Ab- | Infte. 8 12 übertragene Ernennung der 
nung mit der Reihshauptlaffe $ 165 Forſtkaſſenrendanten erfolgt durch den Land» 
wirthichaftsminifter AO. 95 (MB. 236). 
u Ss. Anw. 19. Dez. 94. ) ang $ 70 Anm. 28. 
) Geld. Anw. 3. 2. Febr. 88 (MB. nm, AE. — (MB. 259). — Prüfung 
ET). Die den Regierungen durch Reg. | Bel. 6. Ian. 84. 


” ” 
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bei allen größeren Kaflen find befondere Beamte für das Zahlungsgeſchäft 
(Kaffirer, Rendanten), für die Buchungen (Buchhalter) und für den Bureau 
und den Uuterbeamtendienft (Kafjenfchreiber und Kaffendiener) angeftellt!®), 
Die Thätigleit der Kaſſenbeamten fest befondere Sorgfalt und Zuverläfftgfeit 
voraus. Die vorgefeiste Behörde kann ihre Anrechte auf den Grundbefit der 
Raflenbeamten eintragen lafjen??). Unterfchlagungen der letzteren find mit be⸗ 
fonderer Strafe bedroht?0); ihre Defekte werben in einem eigenen Verfahren 
fefgeftellt (8 68). 

Der Kaffenraum, in dem alle Kaflenvorräthe und nur dieſe aufzubes 
wahren find, muß unbedingt fiher, insbefondere mit feften Fenſterverſchlüſſen 
verſehen fein®!), 

Das Berfahren in Kaſſenſachen, welches durch allgemeine?*) und 
befondere für die verfchiedenen Kaffen gegebene Vorfchriften!? 1%) geregelt ift, 
fol den Gang des Kaffengefhäfts genau nadjweifen und den Stand der Kaffe 
jederzeit erfihtlih machen. Jede Einnahme und Ausgabe ift deßhalb ſogleich in 
in die Kaſſenbücher einzutragen ?°). Im Tagebuche (Journale) befinden fid 
alle Einnahmen und Ausgaben nad) der Zeitfolge zufammengeftellt, während 
fie in dem — für jeden voranfdhlagsmäßigen Verwaltungszweig zu führenden 
— Handbuche (Manuale) unter Gegenüberftellung mit dem voranſchlagsmäßigen 
Sol nad dem Verwaltungszweige (Voranfchlagstitel), im Kontobuche nad) der 
Perſon (Kaffe), mit der die Kaffe in Abrechnung fteht, gefondert aufgeführt 
werden. Borläufige und einftweilige Einnahmen (Affervate) und Ausgaben 
Vorſchüſſe) werden befonders gebucht. — Zum Nachweiſe ded Standes der 
Kaſſen in einem gegebenen Augenblide dienen die Kaſſenabſchlüſſe (Kaſſen⸗ 
ertrakte). Sie werden täglich, monatlid, vierteljährlich und jährlich aufgeftellt; 
der legte Vierteljahrabſchluß bildet zugleich den Jahres (Final)abſchluß?). Nach 
diefem dürfen Eintragungen für das abgelaufene Rechnungsjahr nicht mehr 
erfolgen. Die Abſchlüſſe, weldhe bei den Regierungen und im Finanzminifterium 
— bei diefem von der hierfür eingefeßten Hauptbuchhalterei25) — zufammengeftellt 
werden, gewähren einen Weberblid über das Gefammtergebniß der Finanz⸗ 
verwaltung während eines beftimmten Zeitraumes, das fpäter in der Rechnung 
($ 120) den erforderlichen näheren Nachweis erhält. — Ale Einnahmen 
und Ausgaben find durch Anmweifungen (Ordres) der zuftändigen Behörden zu 








N. II 14 8 46. | 9 StHG. (Anm. 8) 8 89—41; der 
u) R. 11 14 8 45-51, 60-64 u. asfctuß der Kaffenbücher erfolgt für die 
KO. 33 (GG. 81). Einzeltaffen, die mit den Provinzialyaupt- 
2, StGB. $ 350, 351 u. 353. fafien abrechnen, am 26., für die übrigen 
a, 3R. 68 (MB. 69 ©. 7). am 30. April, für die Brovinzialgaupttaffen 
2) Kaſſenregl. 28 (KA. XII 285). am 10., für die Zentraltaffen am 30. Mai 


=) Die Bernichtung der Kaffenbücer, | und für die Generalftaatstaffe am 10. Juni 
Rehnungen u. Belege erfolgt regelmäßig | AE. 11. Sept. 76. 
nah 10 Jahren zwei Regul. 44 u. 6l = 3R. 59 (MB. 25). 
(MB. 224), Nachtr. 98 (MB. 259). 
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rechtfertigen (juftifiziven), die Wuegaben außerdem durch Belege (Duittungen), 
die, infoweit e8 fi um flattgehabte Lieferungen oder Leiftungen handelt, be- 
zuglich der Nichtigkeit befcheinigt fein müflen?‘). Als Belege für Zahlungen 
an Privatempfänger bi8 zum Betrage von 800 M. find Bofleinlieferungs- 
fügeine zugelaffen?”). — Die Zahlungen finden in der Regel nur im Kaſſen⸗ 
raume ftatt??) und find in Reichemänzgen??) oder Reichskaſſenſcheinen?0) zu 
leiſten. Jede Kaſſe bedarf zu ihrer Verwaltung eines Beftandes (Betriebs⸗ 
fonds), deflen Höhe von den zunädft bevorftehenden Einnahmen und Aus- 
gaben abhängt. Entbehrliche Beftände find der höheren Kaſſe fofort abzu⸗ 
liefern und nothwendige Zafchüffe von diefer rechtzeitig zu erbitten. Zahlungen, 
die eine Kaffe im Auftrage (Delegation) einer höheren Kafle Leiftet, werben 
diefer unter Einreichung der Belege angerechnet. Die Anrechnung bildet für 
die auftragende Kaſſe gleichzeitig ein Einnahme» und ein Ausgabegefhäft. Die 
Generalftaatslafle und die Regierungshauptlafien leiften jest Zahlungen durch 
die Neihebant (5 308 Abf. 7), mit der fle im Giroverkehre ftehen. Die 
nachgemwiefenen Guthaben bilden einen Theil des Banrbeftandes dieſer Kaſſen. 

Zur Auffiht über die Kaffenverwaltung find für die einzelnen 
Kaffen Kaffenfuratoren beftellt?!). Zur Ueberwachung finden Kaſſen— 
revifionen flatt, Die ordentlihen in der Regel monatlid an beftinmten 
Tagen ftatt, die außerordentlihen (extraordinären) mindeſtens einmal jährlich zu 
unvermutbeter Zeit?2). 


8 120. 

3. Das Rechnungsweſen. Die Rechnung zeigt, wie fi nad Ab⸗ 
lauf des Jahres der Plan erfüllt hat, der vor deſſen Beginn im Voranſchlage 
aufgeftellt war. Das Voranſchlagsjahr ift deßhalb zugleich das Rechnungsjahr; 
die Titel des Voranſchlags find aud die der Rechnung. Die lettere fügt 


*) AR. 76 (MB. 190). — Beſcheini- ) KO. 23 (65. 159) Nr. lc. — 





gungen von QDuittungen üb. Penfionen, 
Wartegelder, Wittmen- und Waiſengelder 
3. 86 (MB. 35). 

*) StVB. 99 (MDB. 54 u. 82). 

=, Die Berpflihtung folgt für Zahlungen 
an Öffentlihe Kaflen aus BGB. 8 270, 
aus diefen aus EG. Art. 2 u. A®. 
Art. 11. — Aufrehnungen find nur den 
einzelnen Kaffen gegenüber zuläffig BOB. 
$ . 


=) Münzd. 73 (RGB. 233) Art. 14 
$ 1. — Reichsſilbermünzen müffen in 
jebem Betrage von den Reiche- u. Landes» 
kaſſen angenommen werden Art. 9; ebenfo 
bei allen Zahlungen Thalerflüde im "Werthe 
von 5 M. bis zu ihrer Außerkursfegung 
Art. 151, 

” G. 74 (ROB. 40) 8 5. 


Bei den Regierungshauptkaſſen ſteht Die 
Ruratel den Präfidenten, die befondere Auf- 
fiht den Kaffenrärhen zu S 57 Anm. 48. 
Kuratoren der Kreiskaſſen find regelmäßig 
die „yanbräthe, Geſch. Anw. 5. Feb. 95. 

, KO. 19. Aug. 23 (der dafelbft vor- 
efüriebene Zeitraum ift das Boranfchlags- 
jahr StMB. 79 IJMB. 100), die Minifter 
fönen von der Vorſchrift der gleichzeitigen 
Revifion der an demſelben Drte befind« 
lichen Kaffen abjehen, auch ftatt der ein⸗ 
monatlichen die zwei⸗ oder dreimonatliche 
Revifion anordnen KO. 92 (MB. 321). 
— Einf. i. d. neuen Provinzen V. 68 
(88. 232). — Reviſion der Reg.haupt⸗ 
kaſſen 8 57 Anm. 48, außerordentliche der 
Kreistaffen Anw. 5. Feb. 95, ordentliche, 
Geſch. Anw. (vor. Anm.). 
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dem voranihlagsmäßigen „Soll“ das „Iſt“ Hinzu und ergiebt dadurd am 
Schluſſe des Rehnungsjahres?*) neben den erwachſenen Beftänden oder Bor- 
ſchüſſen auch die den feften Boranfchlagsfägen gegenüber gemachten Erfparungen 
oder Ueberfchreitungen und verbliebenen Einnahmer und Ausgaberefte®?). 

Aus den Einzelrechnungen über die einzelnen Verwaltungen wird die 
allgemeine Rechnung über den Staatshaushaltsvoranfchlag jedes Jahres vom 
Binanzminifter zufammengeftellt und mit diefen und einer Leberfiht der Staats» 
ſchulden dem Landtage zur Entlaftung (Decharge) der Staatsregierung vor⸗ 
gelegt). 

Den Mittelpunkt für die Rechnungslegung bildet die Oberrehnungs=- 
fammer. Sie wurde 1717 zur felbftftändigen Ueberwachung der geſammten 
Staatswirthſchaft durch Prüfung der Rechnungen und der von den Behörden 
angewendeten Berwaltungsgrundfäge gegründet und bildete im abfoluten Stante 
nur eine Berwaltungsftelle. Seit Exrlaß der Berfaflung hat fie die verfaflungs- 
mäßige Ueberwachung der Staatsrechnung durch den Landtag zu unterftüten 
und vorzubereiten und ift dieferhalb durch Geſetz als felbftftändige, dem Könige 
unmittelbar untergeordnete Behörde eingerichtet?*). Ihre Mitglieder dürfen 
nicht Mitglieder des Landtags fein und find rechtlich, insbefondere in Bezug 
auf ihr Disziplinarverhältnig den ridhterlihen Beamten gleichgeftellt%). Die 
Oberrechnungskammer hat die Rechnungen über den Staatshaushaltsvoranſchlag 
zu prüfen und feftzuftellen und die Ab» und Zugänge im Staatdeigenthum, 
ſowie die Verwaltung der Staatsfhulden zu überwachen. Neben der gehörigen 
Belegung der Rechnungen hat fie auch die Beobachtung der mafgebenden Bor- 
friften und Bermaltungsgrundfäge und die etwaige Nothwendigkeit ihrer Ab⸗ 
änderung zu prüfen. Dabei find ihr alle Provinzial- und Ortöbehörden in 
Angelegenheiten ihrer Verwaltung untergeorbnet?). Außerdem hat fie die 
allgemeine Rechnung Über den Staatshaushalt, bevor fie dem Landtage vor⸗ 


) Eimahmereſte werden als ſolche in 
der Jahresrehnung nachgewieſen und für 
das nächſte Jahr in Solleinnahme geftellt 
SH. (Anm. 8) $ 92; Ausgaberefte 
werden unter Zurüuckbehaltung ber erforder- 
lihen Beträge gleichfalls für das nächſte 
Fahr — doch nur für diefes — in Soll⸗ 
ausgabe geftellt. Weiter am Fahresfchluffe 
verbleibende Beſtände gelten als eripart 
mit Ausnahme der Bau» und derjenigen 
Bonds, für die die Webertragbarfeit im 
Einzelvoranfhlag beſonders ausgefprocden 
ift daf. $ 43—46 u. 13 Abi. 2. 


“ Vu. Art. 104 Abf. 2. — StHG. 
(Anm. 8) 8 47, 52—54. 


=) Daſ. u. ©. 27. Mär 72 (GS. 
278); Geihäftsgang daf. $ 7, 8 u. Regul. 


22. Sept. 73 (6S 458), ergänzt ($ 6) 
durch AE. 77 (85. 180) u. (8 6) dur 
Ag. 74 (GS. 294); daneben fleht die 
Inſtr. 24 (KA. IX 2) noch theilweife im 
Geltung, nad der die Oberrechnungs⸗ 
fammer aud auf ergiebige Geftaltung der 
Einnahmen u. fparfame Verwaltung der 
Ausgaben hinzumirken hat. — Hertel, d. 
pr. Ob.⸗Rechnungskammer (Berl. 83 mit 
Ergänzungsheft 90). 


“, &. 72 8 2—6 nebſt ©. 79 (8S. 
345) 8 8 u. 14. Die Mitglieder beißen zu 
%, Geheime OÖberregierungs- und zu '/, 
Geheime Regierungsrätte mit dem Range 
der 2. u. 3. Kaffe AE. 68 (85. 69 
©. 961) u. 94 (85. 38). 


7) BU. Art. 104 u. ©. 72 $ 9—17. 
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gelegt wird (Abſ. 2), mit ihren Bemerkungen bezüglich der Richtigkeit und 


Boranfchlagsmäßigkeit zu verjehen®®). 


Staatsvermögen. 
1. Staatsvermögen überhaupt. 


8 121. 

Der Staat in feinen auf privatrechtlichem Gebiete liegenden Vermögens 
verhältnifien Heißt Fiskus!) und ift als folder den Vorſchriften des Privat⸗ 
rechts und dem Urtheilsſpruche der Gerichte in derfelben Weife unterworfen, 
wie jeder Brivatmann?). Die früheren Vorrechte des Fiskus find faſt aus⸗ 
nahmslos befeitigt?). Seine Befreiung von Staatfteuern‘), Stempel- ($ 152 
Abf. 2) und Gerichtskoſten (8 187 Abſ. 3) bildet fein Vorrecht, fondern folgt 
aus der Bereinigung des Berechtigten mit dem Verpflichteten in einer Perfon, 


”) BU. Art. 104 u. ©. 72 8 18 u. 
19. Der Oberregnungslammer werben 
dieferhalb die Leberfihten der im Jahre 
flattgehabten Einnahmen u. Ausgaben u. 
die von den Kaffen gelegten u. von den 

zufländigen Behörden vorgeprüften (abge- 
nommenen) Bene eingereicht 
SH. (Anm. 8) 8 47-51. — Birk. 
ſamkeit im Reihe $ 16 Abſ. 2 d. W. 

1) In weiterer Bedeutung iſt der Kistus 
der Staat als Träger aller Finanzrechte, 
auch der auf ſtaatorechtlichem (ſtaatshoheit⸗ 
fihem) Titel beruhenden, u. wird nad dem 
betreffenden Berwaltungszweige ale Militär-, 
Domänen- oder Steuerfistus bezeichnet. — 
Das LR. (IT 14 8 1) bezeichnet ihn zu 
eng u. nur im objeftiven (nicht im fubjel- 
tiven) Sinne als „Sefammtheit der Staats⸗ 
einkünfte*. 

ner. 11 14 6.76, 77, 81, 82 u. ©. 
77 (ROB. 244) $ 4. — Die Unter 
ſtellung unter das Privatrecht iſt deutſch⸗ 
rechtlich, während das engliſche u. franzöfifche 
Recht (nad) Vorgang des römifchen) dem 
Staate auch in vermögensredtliher Bes 
jiehung den öffentlichrechtlihen Charakter 
beilegt. — Der Fiskus flellt mit feinen 
Berwaltungsftellen (fistalifhen Stationen) 
nur eine Rechtsperſon dar PIBOT. 50 
(Entf. XX 19%, Abweihung 8 119 
Anm. 238. Erbrecht und Aneignungsredt 
8 131 d. W. Haftung des Fiefus für 
feine Vertreter (Beamten) 8 64 d. W. 
Sein Gerichtsſtand wird durd den Gig 
der ihn vertretenden Behörde beflimmt 
ZPO. 6 18. Bertretung in bürgerlichen 
Rechtöftreitigkeiten im Gebiete der Yufliz- 

Hue de Grais, Handbuh. 14. Aufl. 


verwaltung $ 189 Anm. 11. — Beurluns 
dung der Örundübertragungeverträge durch 
eigene Beamte 8 207 Anm. 46 u. Be 
freiung von der grundbuchlichen Eintragung 
& 208 Anm. 50 d. W. Die Reflartchefs 
find zum Erwerbe unbeweglicher Sachen 
ermächtigt und lünnen diefe Befugniß auf 
unterftelte Behörden übertragen A. 86 
(IMDB. 97); letzteres ift geichehen im Geb. 
der Militärverw. AD. 87 (IMDB. 211), 
der Eiſenbahnverw. Bel. 86 (IMDB. 139) 
u. der Bauverw. Bel. 86 (daf. u. ME. 
9). Der Finanzminifter if zur Ver⸗ 
ünßerung emibehrliher Grundſtücke der 
Steuerverwaltung ermädtigt: AE. 68 
(IMB. 94 ©. 161). — Der Zwangs⸗ 
vollftredung gegen den Fiskus hat ein Be⸗ 
nehmen mit der Auffichtsbehörde voranzu⸗ 
gehen, preuß. Gerd. 1 35 8 33 u. Anh. 
8 242, EG. 3. ZPO. (Saffung ©. 98 
NED. 332 dr. 1881 

®) Vorrechte in betreff ber "Einziehung 
vertragsmäßiger Korderungen, von denen die 
Erreihung beftätigter Boranfchläge abhängt, 
der Zwangsverwaltung der Pachtſtücke bei 
fäumiger Badtzahlung oder ſchlechter Wirth- 
[haft und der AZwangsentfernung des 
Pächters nad ahnelaufener Badıtzeit V. 08 
(88. 17 ©. 282) 5 422-4 u. KO. 25 
(88. 26 ©. 5) D. Xlla; in betreff 
der Zahlungen 8 119 Abf. 4 und ber 
Steauerforderungen im SKonfurfe $ 186 
Abſ. 5 d. W. — 3, herungehrpothet EG. 
z. BGB. A. 

) —— — 81535, W. — Die 
Befreiung non Grund», Gebäude u. Ge 
werbefteuer ift gegenſtandslos geworden, da 

12 
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Die einzelnen Gegenftände des Staatövermögens dienen entweder allge⸗ 
meinen flantlihen Sweden, wie die Öffentlihen Straßen, Flüſſe und Häfen, 
und die Dienftgebäude (Verwaltungsvermögen), oder fie find lediglich oder 
dod) vorwiegend zur Gewinnung von Staatdeinnahmen beftimmt (Finanz⸗ 
vermögen)®). Erſtere fallen unter die Berwaltungezweige, denen fie dienen, 
[egtere bilden den Gegenftand der Finanzverwaltung und beftehen in Staats⸗ 
gütern und Forften ($ 132—125), in Kapitalfonds®) und in gewerblichen 
Anlagen”). Zu diefen gehört die Seehandlung. Cie wırde 1772 zur Ben 
febung des darnieder liegenden auswärtigen Handels gegründet, dann als ſelbſt⸗ 
ftändige Staatsanſtalt neu eingerichtet?), fpäter jedoch dem Tinanzminifter 
untergeordnet). Sie ift zum Betriebe kaufmänniſcher Geſchäfte und gewerb- 
Ticher Unternehmungen ermädhtigt 10) und wird gegenwärtig als ftaatlicde Handels⸗ 
und Geldanftalt verwaltet, weldhe Handel und Gewerbe unterftügen foll. 
Unter ihr fteht das königliche Leidamt!!). 


2. Stastsgäter nud Stantsforfen®), 
8 122. 

a) Geſchichte. Die Staatögüter (Domänen, bis in das 18te Yahr- 
hundert Kanımergut genannt) nahmen in Deutfchland an zwei verſchiedenen 
Stellen ihren Ausgangepunft. Die Landesherren befanden fih im private 
rechtlichen Beſitze umfangreiher Güter, die fie durch Kauf, Erbſchaft und 








diefe Steuern den Gemeinden überlaffen | die Birtbjhaftepfiege (8 8311—815 u. 
find ($ 137 Ubi. 3 d. W.) und die Ge- | 865—368 d. W.). Gleiches gilt von der 
neinbeRenerreibei fortgefallen it 8 77 | Eönigl. Borzellanmanufattur (8 849 Abi. 3). 
Nr. 4 Abi. 5 — Auf das Reid übergegangen find bie 
9 Das AR. welches in Th. II Zit. 14 | Bank ($ 308 Abf. 5) und die Staats⸗ 
die Stantseinkünfte und fisfatiihen Rechte | druderei (8 166 Abf. 2). 
überhaupt u. in Zit. 15 u. 16 die ein- ©. 20 (65. 25). 
zeinen Rechte u Regalien (ß 130 Anm. 1) ) AE 48 (SS. 109) Ar. II 2. 
behandelt, fcheidet die zum allgemeinen Ge⸗ », KO. 45 (65. 98.) — Beringungen 
brauche zugelaflenen Bermögenegegen enftände | für Aufbewahrung von Werthpapieren Bf. 
als „gemeines Gut“ (II 14 $ 21) von | 99 (MB. 190). — Zur Zeit befigt die 
dem übrigen „beionderen Staatseigenthum” Seehaudlung die Bromberger Mühlen unb 
af. $ 11), — Staatsbauten & 264, | die Stachegarn-Dafhinenjpinnerei in Lande» 
Dienfwohnungen 8 72 Abf. 12. ®. but; fie wird im Voranſchlag mit dem 
%) Diefe find, nahdem unter Aufbebung Geſchäftsgewinn aufgeführt ©. 98 (GOS. 77) 
des früheren Stanteihates ©. 71 (85. | & 6, der (1900) 2 Mill. Darf betrug. 
593) ein Reichskriegsſchatz gebildet iſt u) $ 307 Anm. 58. 
($ 166 Abſ. 3 d. W.), nur noch von ®) Unter Domänen i. w. ©. werden 
untergeordneter Bedeutung, — Der nor» | alle nutbaren Bermögensftüde und Rechte 
malige kurheffiihe Hausſchatz iſt auf den | des Staates, i. e. S. nur deſſen Feldgüter 
Staat übergegangen ©. 81 (GS. 140). | verftanden. — Das befondere Recht der 
) Die widtigften find die Staats | Domänen (X. II 14 8 16-20 u. 86 
eifenbahnen und die flaatlihen Berg- | bie 43), das in die neuen Randestheile ein- 
werte, Hütten u. Salinen. Beide gehören, | geführt ift, gehört dem Öffentlichen Recht 
weil fie neben den fistalifhen auch öffent | an u. wird durd das BOB nicht berührt. 
lie Intereffen verfolgen u. mit der Private Forſtwirthſchaft u. Forſtpolizei 8 330 u. 
induftrie in engfter Verbindung ftehen, in | 331, Gemeinde- und Anftaltsforften 8 773 
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andere privatrechtliche Ermerböarten werter vermehrten. Andererſeins traten 
bie fräßer den Landesherren in ihrer Eigenſchaft als Reichsbeamte überwiefenen 
Reichsgüter und alle Später durch Eroberung, Mediatiſirung, Eätularifation*?) 
und andere flaatöreditliche Titel erworbenen Güter hinzu. Beide Theile des 
Kammergutes waren nicht von einander geſchieden. Es bedurfte auch folder 
Scheidung nicht, fo fange aus ihnen alle Koften des Hofhaltes und der Landes» 
verwaltung gededt werben konnten. Als aber hierzu unter Bewilligung der 
Landſtände Steuern erhoben werden mußten, die in eine befondere, von der 
Kammerlaffe getrennte Landkaſſe floffen, trat da8 Kammergut in eine Mittel. 
ftellung zwifhen das reine Privatvermögen des Fürſten und das Landes- 
vermögen. Die Landftände beanfprudgten nunmehr eine Mitwirkung bei feiner 
Berwaltung, die die Landesherren wegen des gemifcdhten Charakters dieſes 
Gutes nicht zugeftehen wollten. Die Frage, die feit Einführung der Ber- 
faffungen noch brennender geworden ift, wurde meift erft nad; längeren Kämpfen 
zum Austrage gebradit!*). 

In Preußen wied das LR. das Eigenthum an den Domänen dem 
Staate, ihre Benugung aber dem Oberhaupte zu!). Bereits 1713 war ber 
Grundſatz der Unveräußerlichfeit ausgeſprochen und damit die Eigenfchaft als 
Etaatdeigentfum anerfannt. Hiervon mußte zwar in den Unglüdsjahren 
1806.7 abgewichen werden; die Veräußerung wurde aber nur gegen Schadlos⸗ 
Haltung und nur infoweit für zuläffig erklärt, als die Staatsbebürfniffe und 
das Interefſe des SKönigl. Haufes fie nothwendig oder vortheilhaft erfcheinen 
Gießen !). Abgefehen von dem Vorbehalt in betreff des Konigl. Haufes ift 
diefer Grundſatz auch auf die fpäter hinzugetretenen Domänen ausgedehnt”). 
Bei Regelung des Staatsſchuldenweſens wurde das Königl. Haus mit einer 
Rente von 7719296 M. (Kronfideitommiß) auf die Domänen angemiefen. 
Im Uebrigen wurden leßtere den Staatsgläubigern ald Sicherheit beftellt und 


u. 8 330 Abf. 4 d. W. — Oelriche, 
Domänenperwaltung des preuß. Staates 
(3. Aufl. von @üntter Brest. 00). Staats» 
forfiverwaltung v. Schlieckmann, (8. Aufl. 
Berl. O0) u. v. Hagen, die forftlichen Ver⸗ 
ie, ‚Preußens (3. Aufl. v. Donner 
Berl. 

») Eirnehungen geiſtlicher Güter fanden 
infolge der Reformation u. des Reichs⸗ 
deputationshauptichluffes (G6 5 Anm. 2 d. 
W.) flatt. Kür Preußen Ed. 30. Oft. 10 
(5. 32). 

“, Sierbei find drei Wege eingefchlagen. 
Während in den größeren Staaten (Preußen, 
Boiern, Württemberg, Sachſen) das jeit 
dem 18. Jahrhundert als Domänen bes 
zeichnete Rammergut ale Staatsqut unter 
Ueberweifung einer Rente (Zivillifte) an den 
Landesherrn anerfannt wurde, ift e8 in 


einigen Heineren Staaten (Baden, S.⸗ 
Koburg- Cotta, Shw.-Rudolfadt u. Son- 
dershaufen, Renß dä. n. j. &., Schaumburg» 
Lippe) an die regierenden amilien ale 
Eigenthum unter Borbehalt eines feften 
Beitrags zur Landesverwaltung fberwiejen 
und in anderen (Heſſen, Oldenburg, S.- 
Meiningen, S.-Altenburg, Anhalt, Walded) 
zwifchen Herrſcherhaus u. Landeskaſſe ger 
theilt worden. 

RR. 11 148 11. 

* Ed. u. Haus⸗G. 6. Nov. 09 (ES. 
1806/10 ©. 604). LR. II 148 16-20. 

") Durd GSülularifation erworbene 
Domänen Dell. u. V. 12 (GS. 108), 
Domänen in den neu und wieder er- 
worbenen Landestheilen V. 19 (GS. 73), 
im den 1866 erworbenen Provinzen B. 67 
(85. 1182) $ 1. 

12* 
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damit als Stantögut anerfannt!?). — Gleiches gilt in Betreff der 1866 er⸗ 
worbenen Provinzen 17), in denen die früheren Herrſcher durch befondere Ente 
[Hädigungen abgefunden worden find 9). 
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$ 123. 

b) Veräußerung. Für die Frage, ob eine Veräußerung des ftaat- 
lichen Domänen- und Forftbefiges?") angemefien fei, kommen neben den recht⸗ 
lichen *!) und finanziellen auch volkswirthſchaftliche Rückſichten in Betradht. 

In Betreff der Staatsforften ift fie jedenfalld zu verneinen. Bei der 
hoben Bedeutung der Erhaltung eines angemefienen Waldbeftandes und der 
nur in beſchränktem Umfange möglichen Einwirkung auf Gemeinde- und Privat» 
forften ($ 330 Abf. 4) muß der Staat au unmittelbar eingreifen, indem 
er die vorhandenen Forften zu erhalten und fie — wie es feit 1846 regel- 
mäßig geſchieht — durch Ankauf und Aufforftung geeigneter Flächen (Berg- 
hänge, Heide» und Dedland) zu erweitern ſucht. 

Beftrittener ift die Frage in Betreff der fFeldgliter. Für ihre Veräußerung 
wird der finanzielle Grund angeführt, daß bei Verwendung des Erldſes zur 
Sculdentilgung an Verwaltungstoften geipart und eine höhere Rente erzielt 
werde. Diefem Gewinne fieht aber der Vortheil gegenüber, den das Steigen 
der Grundrente und die höhere Sicherheit jeder Kapitalanlage in Grund und 
Doden gewährt. Im volklswirthſchaftlicher Beziehung wird dann darauf hin⸗ 
gewiefen, daß die Staatögüter bei ihrem Uebergang in Privatbefig beſſer be⸗ 
wirtbfchaftet werden können, aud) bei Vermehrung der Heineren Betriebe die 
Anfiedelung Heiner Befiger und die Schöpfung oder Hebung des Bauernftandes 
ermöglichen wiürden??), Andererfeits bietet ein ausgedehnter Grundbeſitz nicht 
nur der Staatswirthſchaft ein ſicheres Rücklagekapital, fondern kommt dem 


” V 17. Jan. 20 (GS. 9) Nr. III, 
beftätigt BU. Art. 59. — Der Mehrbe- 
trag der heutigen Zivilliſte ($ 39 Abf. 4 
d. W.) erfolgt aus deu allgemeinen Staats- 
einfünften. — Diefe Verpfündung ift mit 
Abtragung der älteren Schulden gegenſtands⸗ 
os geworden 8 127 Aum. 4 d. W. 

”, Die Abfindung des vorm. banın. 
Königehaufes (Welfenfonds) war mit Rück⸗ 


ſicht auf deffen feindjelige Haltung mit 


Beichlag belegt V. 68 (®S. 166), ©. u. 
Bei. 69 (865. 322 u. 823). Diele Be- 
ſchlagnahme ift aufgehoben ©. 92 (GS. 
79). — Die gleiche in betr. des vormaligen 
Qurförften v. Heilen ergriffene Maßregel 
iM mit deſſen Tode weggefallen ©. 75 
(BE. 583). Borm. kurheſſ. Fideilommiß⸗ 
vermögen Anm. 6. — Schadloshaltung 
des herz. Schl.⸗Holſteinſchen Haufes ©. 85 
(85. 98). 


”) Bedingungen der Veräußerung ZR. 
65 (MB. 294), erg. 23. Juli 78; 
der Yizitation ZR. 69 (MB. 296); Zu⸗ 
ſtündigkeit ZR. 70 (MB. 147); Voraus⸗ 
jetzungen des freihändigen Berlaufs 3R. 
38 (KA. XXII 36). — Patronatrechte 
werden nicht mit verfauft Bel. 12 (&S. 
3). — Der Enverb durh Domänen- u. 
Forſtbeamte des Bezirls fordert höhere 
Öenchminung Bei. 12 (© 2. 16), KO. 21 
(GS. 158). 

2) Eine Mitwirkung des Landtages — 
wie fte andere Berfaffungen vorfehen — 
it in Preußen nicht ausgefproden; fie folgt 
Inch aus dem Budgetrecht ($ 118 Abf 4 
d. 


8 ünſiedelung deutſcher Bauern und 
Arbeiter in den Provinzen Weſtpreußen u. 
Poſen 8 322 Anm. 75. 
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Staate and) bei Erfüllung fonftiger Aufgaben (landwirthfchaftlichen Lehr⸗ und 
Verſuchsanſtalten, Meliorationd-, Pferdezuchtanlagen u. dgl.) zu ftatten. Hier⸗ 
nad ift abgefehen von dem Falle der Noth der Berlauf der vorhandenen 
Staatögüter der Regel nad) nicht zu empfehlen und nur ausnahmöweife da 
zuzulaſſen, wo die Beibehaltung eines Staatsgutes mit Schwierigkeiten ver⸗ 
tnäpft ift oder fein Verkauf unter befonderd günftigen Bedingungen bewirkt 
werden kann. Zweckentſprechend ift jedenfall der Verlauf vereinzelt liegender 
Srundftüde (Streuparzellen), deren Verwaltungskoſten meift zu dem Werthe 
in keinem richtigen Berhältniffe ſtehen. 

Aus leterem Grunde empfiehlt fih au die Ablöfung der auf dem 
Staatögute ruhenden Laften und Abgaben. Die preußifhe Regierung hat 
fie fowohl im Intereſſe der Befreiung des Grundeigenthums als in dem der 
Bereinfahung der Berwaltung fortgefegt betrieben. Neben der allgemeinen 
Geſetzgebung ($ 320) find mehrfach befondere Gefeke für die Staatögüter 
und StaatSforften ergangen*?), Auch die Laften, bei denen der Fiskus als 
Berechtigter erfcheint, find großentheild abgelöft. 


8 124. 

c) Bewirthſchaftung?). Die Forften werden vom Staate unmittel- 
bar bewirthichaftet?°). Die Gefhäfte der Forſtverwaltung umfaflen neben der 
Beſchreibung der Forſten (Statiftil, VBermeffung, Kartirung und Abſchätzung) *°) 
den Waldbau, den Forſtſchutz?) und die Forſtnutzung. Letztere geſchieht in 
der Regel durch Berfteigerung ($ 330 Abf. 2). 

Die Nugung der Staats güter erfolgt dagegen der Regel nah durch Ber- 
pachtung größerer Gutögebiete auf 18 Jahre. Dem Pächter ift dabei in der 
Wahl der Bewirthſchaftungsart ziemlich freie Hand gelafien. Das Pachtjahr 
beginnt mit dem 1. Juli. Auch hier bildet das Meiftgebot die Regel?s). Auch 


”, Holz. u. Kohlennugung im Ober⸗ 
harze B. 67 (85. 1621). Firirung ber | 70 


neuen ke und Gewidte IR. 69 (ME. 


Bauholzabgaben i. d. vorm. Brov. Hanau 
n. Fulda auf die Gemeinden G. 73 (GOS. 
850); Abftellung des Beſoldungsholzes für 
Dorfihulzen in Heflen G. 75 (GS. 197). 


*) Anwendung der altpreußifchen Ein⸗ 
ridtungen in den neuen Provinzen zwei V. 
67 (6. 1129 u. 1183). — Ertrag der 
Domänen (1900) 26,6 Mil. M 189,50 
je ha), der Forſten 37, 3Mu.M. Die Fläche 
betrug 1900 an Domänen (1050 Vonwerfe) 
385880 ha, an Forften 2803116 ha. 


=) Hierbei find die allgemeinen Grund⸗ 
ſãtze des Forſtwirthſchafisbetriebes (5 330 
Abf. 2 d. W.) maßgebend. 

”) Anleitung zur Waldwerthberechnung 
ZR. 86 (MB. 244). — Anwendung der 


©. 141), — Be Budologijde 
Beobadhtungen 3. 85 (MB. 

*) Ausführung ei —— 
($ 331 d. W.) in Staatsforften IR. 80 
(MB. 190). 

=) Die Berpadhtung findet fich feit dem 
Erfa der Naturale durd die Geldwirth- 
ſchaft, zuerft in dem wirthſchaftlich ent⸗ 
wickelteren Weſten (Keve 1767), im fol⸗ 
genden Jahrhundert auch in den Daten 
angewendet. — Pachwertrag $ 327 Abf. 3 
allgemeine Bedingungen der Domänenner, 
pachtung (die regelmäßig für 18 Jahre er- 
folgt) v. 1. März OL. — Grundfäte für bie 
ausnahmeweife freihändige Berpadhtung von 
Domüänen- und Yorfigegenftänden IR. 77 
(MB. 178) u. 81 (MB. 222). — Zur 
Erfüllung der Verfiherungepflidt befteht 
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die mit dem Grundbeſitze verbundenen befonderen Nusungen (agb), Fiſcherei 


und dergl.) werden der Regel nad) meiftbietend verpadhtet. 


8 125. 


d) Vertwaltungdorgane*). Die oberfte und die Provinzialverwaltung 
erfolgt durch das landwirthſchaftliche Miniſterium ($ 52) und durch die Finanz» 
abtheitungen der Regierungen. Für die techniſche Bearbeitung der Forftfadhen 
find berufsmäßig ausgebildete Forftbeamte beftelt. Im Miniſterium find 
unter einem Oberlandforftmeifter mehrere Zandforftmeifter, bei den Regierungs⸗ 
abtheilungen Oberforftmeifter ald Mitdirigenten und Forſträthe als Mitglieder 
angeftellt. Letztere verwalten gleichzeitig SForftinfpeftionsbezirfe und führen in 
Diefen die Auffiht Über die Dberförfter und die Ueberwachung des Forfihaus- 
halts ꝰo). — Die Oberförfter find die forftlihen Ortsverwaltungsbeamten®'). 
— Alle diefe Stellungen fetten neben der praktifchen eine wiſſenſchaftliche Vor⸗ 
bildung und die Ablegung zweier Prüfungen voraus. Nach der erften (Ten- 
tamen) wird der Korfteleve zum TForftreferendar, nad) der zweiten (Staats⸗ 
prüfung) zum Forftaffeffor ernannt ??). Die wifjenfhaftlihe Ausbildung erfolgt 
auf den Forftatademien in Eberswalde und Münden 3). 

Unter den Oberförftern ftehen die Forſtſchutzbeamten (Nevierförfter 
Hegemeifter, Förfter, Waldwärter und Forſthülfsaufſeher)?“). Die Forſt⸗ 
anftellungsberedhtigung wird dur Militärdienſt im Jägerkorps, praltifche 
Beihältigung umd Unterweifung und das Beftehen zweier Prüfungen er⸗ 
worben ®5). 


· — — 


eine Sozietät für Oſt⸗ u. Weſwreußen, 
Bommern, Brandenburg u. Sachſen. — 
Berdienten Domänenpädtern werden bie 
Titel „Oberamtmann” und „Amtsrath” 
verliehen. 





Baden u. Braunſchweig befiten ähnliche 
Einrichtungen, 


*), Stellung ale Hüffebeamte ber Staats⸗ 
anwaltſchaft $ 234 Ann. 6. — Inſtr. f. 
Körfter 23. Oft. 68, 8 2 Abſ. 1 aufgeh. 


=) Bedingungen RE. 96 (ME. 208). 


"557 Abſ. 4 d. W. IR. 34 (MM. 
xviii 37). 


), Geſchäfts Anw. 70 (MB. 71 ©. 69). 
— Horftlaffenrendanten 8 119 Anm. 16. 


*) Bel. 1. Aug 83 (MB. 183), 8 5 
geändert RE. 83 (MB. 89 ©. 3) u. 97 
(MB. 139). 


' =) Regulativ u. Statuten v. 84, erg. 
8 294 Abf. 2 d. W. Im Anſchluß an die 
Aodemien ift das zretege Verſuchs⸗ 
weſen eingerichtet ZR. 7 8. 123) 
u. 85 MB. 86 ©. 8). &. sfothringen, 
Medienb Schwerin, Oldenbing u. Anhalt 
haben fi den preußiſchen Anftalten ange: 
ſchloſſen, Baiern, Württemberg, Sachſen, 


Bf. 96 m. 74), * 87 geändert Bf. 00 
(MB. 128). — Das Oberberwaltungs- 
gericht erflärt die Forſtbeamten ale Beamte 
der Jagdpolizei, aud) außerhalb des Dienſt⸗ 
bezirks, diefes jedenfalls für in diefem Be⸗ 
zirle begangenen Strafthaten u. bei Gefahr 
im Verzuge für zuftändig (XXXII 436); 
das Kammergericht hält fie dagegen fraft 
eigener Befugniß zur Verfolgung der außer⸗ 
balb ihres Schutzbezirks begangenen Straf- 
thaten nicht für befugt Bf. 00 (MB. 101). 


“, Bei. 1. Oft. 97 (MB. 237), Zus 
füge 99 (MB. 262). — Für die niedere 
Korftlaufbahn beftiehen die Worfiihule in 
* gonebed n. die Forſtlehrlingsſchule in 
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Die Staateforftbenmten haben neben den allgemeinen Reiten der Be- 
amten?®) das Recht zum Waffengebraudde?”) und können em für allemal 
gerichtlich beeidigt werden (8 331 Abf. 8). 


IV. Staatihulden. 


1. Begriff und Arten. 


g 126. 

Durch Aufnahme einer Staatfhuld (Anleihe) wird die Ausgabe eines 
einzelnen Yahre® auf eine Reihe von Jahren vertheilt. Die Anleihe bildet 
ſonach einen auf die Zukunft gezogenen Wechſel. Sie foll entweder das ge- 
flörte Gleichgewicht zwiſchen Ausgabe und Einnahme wiederherftellen (Finanz- 
ſchuld), oder Eiſenbahnen, Telegraphen, Kanäle, Stromregulirungen und 
ähnliche Anlagen ermöglichen, die wiedererzeugend wirkten und dadurch ihre 
Koften demnädft mittelbar oder ummittelbar zurüderftatten (Anlageſchuld). 
Beide Schuldarten find weſentlich von einander verſchieden. “Die Finanzſchuld 
bat den rein finanziellen Zweck, einen Fehlbetrag (8 118 Abf. 3) zu deden; 
die Bedeutung der Anlagefchuld Liegt dagegen auf volkswirthſchaftlichem Ge» 
biete. Sie iſt erft in neuefter Zeit entflanden und hat das Staatfulden- 
weien in ein vöflig verändertes Licht gerüdt. So lange ed nur Finanzfhulden 
gab, durfte aus der Zunahme der Echulden ohne weitered auf eine Ber- 
fchlechterung der Finanzlage geichloflen werden‘). Ceitdem aber die Staaten 
größere gewinnbringende und gemeinnüßige Unternehmungen in den Bereich 
ihrer ZThätigfeit gezogen und bdieferhalb Anleihen aufgenommen haben, trifft 
dieier Schluß nicht mehr zu. Die Antagefhulden find nicht mehr ein Zeichen 
finanzieller Schwäde, fondern umgekehrt eines gemwiflen Aufſchwunges. “Der 
Wohlſtand eined Staates kann deßhalb niht mehr nad) dem Stande feiner 
Schulden bemeffen werben, es müflen diefen vielmehr zunächſt die durch die 
Anlageſchulden geſchaffenen Werthe gegenüber geftellt werden. Aus gleichem 
Grunde ift die Zuläffigkeit einer Schuld nicht mehr nad) den beſchränkten, für 
Finanzſchulden maßgebenden Grundjägen (8 118 Abſ. 3) zu bemeflen, es 
muß vielmehr, wo es fih um Anlagen handelt, das Verhältniß ermittelt 
werden, in dem ihr Werth zu dem Preife der Anleihe fteht. 


”, 8 69-75 d. W. Rang u. Uniform | (86. 111) u. 55 0S. 638); Inflr 
& 70, insbef. Anm. 20, 29, 37 u. 40, | 17. April 87 nebft RBerf. 97 (MB. 175) 
Dienfivohnung $ 72 Anm. 49, Tage | u. (Kommunal- u. Privatforftbeamte) 97 
gelder u. Umzugskoſten 8 78 Anm. 53 u. | (MB. 193) Einf. in die neuen Prov. 
A — —— — der Borfipeamien 8. 67 (88. 921) Art IIF. — Strafe 
u. Sorftarbeiter $ 847 Nr. 2 u. 620.8. | der Widerſetzlichkeit StOB. 8 117—119. 
—— Bf. 99 (MB 262). Roh Adam Smith prophezeite aus 
— drerſeraezz für preuß. | der wachſenden Staatſchuld den Untergaug 
beamte ZR. 80 (MB. 81 &. 28). | aller Stanten (wealth of nations Bud 5 
”",®. 87 (86. 65) nebſt KO. 37 | Kap. 3). 
(98. 38 ©. 257), 40 (68. 129), 42 
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Der Preis einer Anleihe findet feinen Ausdrud in der Höhe des Zinfes 
oder, wenn letzterer feftfteht, des Kurfes. Kurs ift der Verkehrswerth, zu 
dem eine Schuld bei der erften Begebung (Emiffion) oder bei einer fpäteren 
Üebertragung gehandelt wird. Diefer braudt dem Nenn(Nominal)werthe nicht 
zu entſprechen. Zins und Kurs bedingen fi gegenjeitig. — Bei dauernden 
Herabgehen des Zinsfußes fann der Staat die Anleihe Fündigen und zu ges 
ringerem Binsfage wiederbegeben (Schuldummandlung, Konvertirung). — Kon- 
folidation ifl die Ummandlung mehrerer zu verfchiebenen Zins⸗ oder fonftigen 
Bedingungen ausgegebenen Anleihen in eine einzige, einheitlich geftaltete. 

Der Zins wird um fo niedriger fein, je größer die Sicherheit ift, die 
durch eine Anlage geboten wird. Diefe Sicherheit giebt der Staatsfredit. 
Er beruht auf der Annahme, daß ein Staat die übernommenen Berbinblich- 
feiten erfüllen könne und wolle und gründet fi daher ebenfo fo fehr auf bie 
Drdnung feines Haushaltes und die Ergiebigfeit feiner Hülfsquellen, als auf bie 
politifche Feftigfeit feiner Stellung und die Gewiſſenhaftigkeit feines Auftreten®. 

Neben die verzinsliche tritt die unverzinslihde Schuld, wenn ber 
Staat zur Ausgabe von Papiergeld (Staatenoten) ſchreitet. Diefe 
Staatönoten follen in gleicher Weife wie die Banknoten dem Bedürfniß 
nad bequemen Umlaufsmitteln entgegenkommen. Sonft find beide weſentlich 
von einander verfchieden. Während die Banknoten der Pegel nad) durch 
Niederlegung entfprechender Werthe fihergeftellt (fundirt) und jederzeit einlösbear 
find ($ 308 Abf. 4, 6 u. 7), werden die Staatsnoten nur allgemein durch 
den Kredit und die Einnahmen des Staates verbürgt. Sie erfheinen alfo 
nur folange und infoweit gefidhert, als diefer Kredit reiht und Staatseinnahmen 
für fie verfügbar find. Ihre Einlöfung dur Annahme als Zahlungsmittel 
bei den Staatslaffen ift nur folange möglich, als Zahlungen an lettere zu 
feiften find. Der Umftand, daß die Ausgabe von Papiergeld ein äußerſt 
bequemes und vermöge der Zinserſparniß vortheilhaftes Mittel zur Gelb» 
beſchaffung ift, hat diefe Grenze oft überfchreiten laſſen?). 

Bon der danernden wird die ſchwebende Schuld unterfhieden. Zu 
folder wird die Finanzſchuld, fobald fie durch beftimmt bevorftehende Ein⸗ 
nahmen gededt werden fol, die nur wegen fpäterer Fälligkeit nod nicht zur 
Berwendung gelangen fönnen. Ihre Begebung erfolgt mittelft laufender Kredite 
(Kontolorrente), wie fie in England und jet aud im deutſchen Reihe ($ 165 
Abf. 1) und in Preußen ($ 119 Abf. 4) durch die Bank, in Frankreich durch 


) Frankreich machte den Anfang während 
der Revolution mit den Affignaten; andere 
Staaten folgten. Ueberall führte aber die 
übermäßige Ausgabe von Papiergeld zu 
befien fchneller Enwerthung. Ws die 
Öffentlichen Kaſſen es nicht mehr aufnehmen 
fonnten, vermodte aucd der dem Papier- 
gelde im allgemeinen Verkehre beigelegte 


Zwangshne (Papienvährung) nit zu ver 
hindern, daß es nur mit Aufgeld (Agio) 
gegen vollwerthige Zahlnngemittel ein. 
getauscht werden konnte und neben empfiud⸗ 
fihen Berluften für die Beſitzer auch die 
Erſchutterung des Stantsfrebits zur Folge 
hatte. 
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die mit der Hebung der Stantseinnahmen betrauten Generaleinnehmer gewährt 
werden, oder mittelft der in Deutſchland und Defterreih üblichen Schop- 
anweifungen, verzinslihen Schuldverfhreibungen mit beflimmten kurzen Fällig- 
feitterminen ($ 128 Abf. 3 u. 166 Abf. 6). Die erſtere Einrichtung iſt 
volltkommener und vortbeilbafter, da fie eine wiederkehrende regelmäßige Be⸗ 
augung ermöglidht umd größere Betriebsfonds entbehrlich macht. Andererfeits 
fest fie neben einem fireng geordneten Finanzweſen das Vorhandenfein einer 
größeren Kapitalmacht voraus, welche die Kredite jederzeit zu befhaffen vermag. 

Neben der Aufnahıne der eigenen Schulden kann der Staat zur Förderung 
gemeinnügiger Anlagen mit feinem Kredit and) anderen Unternehmern zuhülfe 
kommen. Died geſchieht in der Form der Garantien, mittelfl deren ein 
beftummter Ertrag zugefagt und eintretendenfalls der erforderliche Zuſchuß geleiftet 
wird. Der Staatskredit erfcheint hier als Bürge für den Privatkredit. Am 
ausgedehnteſten find die Garantien bei Eifenbahnanlagen angewendet worden. 


2. Geſchichte. 
8 127. 

Schon feit dem Mittelalter waren von den Landesherren zu Laften ber 
Rammergüter (8 122) Rammerjhulden und von der Körperfchaft der Land⸗ 
fände Landesfhulden aufgenommen worden. Wenn diefe Schulden auch im 
18. Jahrhundert durch die fteigenden Koſten der ftehenden Heere und die 
Berfhwendimgsfucht der Höfe vielfach eine bedenkliche Höhe erreichten, bemahrten 
fie doch den Charakter einer vorlibergehenden Belaftung. In Preußen führte 
in diefer Zeit die Sparfamkeit der preußiſchen Könige (8 30 Abf. 3) umgekehrt 
zur Bildung eines Staatſchatzes, der im Frieden gefammelt wurde, um im 
alle des Krieges außerordentliche Aufwendungen zu ermöglichen). 

Mit der franzöflien Revolution trat ein Umſchwung ein. Diefe und 
die fi anſchließenden Kriege brachten fo umfangreiche Anleihen und eine fo 
erheblihe Ausgabe von Papiergeld?) mit ſich, daß an eine aldbaldige Rüd- 
zahlung nicht mehr gedacht werden konnte. Um den gefunfenen Kredit wieder 
zu heben umd die Gläubiger fiher zu ftellen, fhritten die Staaten ſchließlich 
zu einer allgemeinen Regelung des Schuldenweſens. In Preußen wurde 
diefe erſt 1820 möglih. Die Schulden wurden in einem Etat zufammengeftellt und 
veröffentlicht und durch Berpfändung des gefammten derzeitigen Staatsvermoͤgens, 
insbefondere der Domänen, Forften und fäkularifirten Güter, fichergeftellt‘). 


9 Friedrich d. Gr. übernahm einen | die unverzinslihe 11 Mü. Thlr. — Die 
Schat v. I Mil. Thfr. (1740) u. Hinter» | dieferhalb angeordnete Kontrole der Bers 
ließ einen folhen von 60 Mil (1786). | üußerung von Domänen, u. Yorfigrund- 


Reef 8 166 Abſ. 8 d. W. ſtücken ift mit NRüdfiht auf die fortge- 
9 6 Etat 17. Ian. 20 (OS. 9fchrittene gun der ee Schulden anf» 
a. 1%) n. "RD. 26 (GS 57) Nr. I. — | gehoben Bf. 96 (IMB. 342). 


Die verzinslihe Schuld betrug damals 180, 





186 Finanzen; Staatſchulden. 5 127. 

Bis zum Jahre 1848 wurde die Schuld durch regelmäßige Tilgung 
weſentlich gemindert, von da ab durch neue Anleihe, inebefondere durch fort⸗ 
gefegte Aufnahme von Anlagefhulden ($ 126 Abf. 1), und durch Uebernahme 
der Schulden der 1866 erworbenen Landestheiled) wieder vermehrt. Diefe 
neueren Schulden wurden nicht mehr durch Berpfändung fidher geftelit; fie 
beruhen im Gegenfat zu den älteren Schulden nur auf dem allgenreinen Staats⸗ 
fredit. Die Staatſchuld ift feitden fortgefetst gefliegen und damit zu einer 
Nändigen Einrichtung geworden. Da fie — im Gegenfaß zur Privatſchuld 
— unkündbar und in viele, leicht Übertragbare Antheile zerlegt war, wurde 
fie gleichzeitig zu einem beliebten Mittel der Kapitalanlage, bei der die Rückſicht 
auf Rüdzahlung gegen die auf einen bequemen und geſicherten Zinsgenuf 
zurädtrat. Diefer Entwidelung entfpradh in Preußen die Konfolidation, 
welde die früher in 115 Titel zerfplitterte Staatſchuld auf eine einheitlihe 
Form zurüdführte und damit die Kapital- in eine Rentenſchuld ummandelte®). 
Der dabei auf 4°), v. 9. feſtgeſetzte einheitliche Zinsfag ift dann entſprechend 
dem Sinken des Zinsfußes wiederholt herabgefegt, indem die fpäteren Anleihen 
zu dem niedrigeren Zinsſatze von 4, 34/, u. 3 v. H. begeben und die Tilgung, 
auf die höher verzinslichen Anleihen gerichtet wurde, daneben aber auch die 
letzteren mehrfach gefündigt und nur folgen Inhabern belafien wurden, bie 
fih mit dem niedrigeren Zinfe einverfianden erklärten?). Zugleich mit der 
Konfolidation trat an Stelle der Zwangstilgung — die auf 1 v. H. der um 
fprüngliden Schuld unter Herablegung der Tilgungsbeträge von 10 zu 10 
Jahren feftgeftellt mar?) — eine freie Tilgung, die nur aus den Ueberſchüſſen 
des Staatshaushaltes erfolgen follte, foweit der Voranſchlag nicht anderweit über fie 


», &. 68 (GS. 169), 69 (GS. 855) 
u. (Sranffurt a. M.) 69 (5. 879) 8 2. 

6. 19. De. 69 (6&. 1197). — 
8 126 Abſ. 29. W. — Mit dem Aus 
drucke Konfolidation (Konfolidirung) 
wird außerdem die Berwaublung einer 
fhwebenden in eine bleibende oder einer 
Bapiergeld- in eine verzinslihe Schuld be= 
zeichnet. — Mittel der zuerft in England 
und Frankreich angewendeten Renten⸗ 
ſchuld wird nicht die Rüdzablung eines 
Kapitals, jondern die Gewährung eines 
feften Zinſes zugefihert. Diefe Form be» 
zeichnet das Berhältniß der Unkündbarleit 
befier, läßt den Unterſchied zwiſchen Kurs 
und Nennwerth verihwinden und gewährt 
bem Schuldenweſen des Staates ein über- 

tliheres und einheitlicheres Geprüge. 

) 8 126 Abf. 22. W. Umwandlung 
der viereinhalbprozentigen Anleihe auf 4 v. 
9. ©. 85 (GS. 55) unb ber vier 
progentigen Anleihen auf 3, v. 9. ©. % 
(88. 269) Die dur letzteres Geſetz 


umgewanbelten Schuldverſchreibungen fiud 
bis 1. April 1905 unkundbar daſ. 5 10. 
— Die Umwandlung wird durch das 
BGB. nidt berührt EG. Art. 98. 

08.20 (GS. 9) ⸗ V—VU u. 24. 
Geb. 50 (88. 57 8 7, 8. — Die 
Tilgung wird entweder zwangeweiſe im 
voraus durch ‚Belek feſtgeſtellt oder frei 
nad der jeweiligen Sinanzlage bemeffen. 
Der Tilgungsbetrag wird in erflerem Halle 
in Hunderttheilen der jeweiligen Schuld 
(meift /,—2 v. 9.) oder in einem feſten, 
nad der urfprüngliden Schuld bemefienen 
u. gleihmäßig neben dem Zinſe bis zur 
Tilgung fortgezahlten Betrage beftimmt. 
Dem Zilgungsionde (sinking fand) fließen 
die erfparten Zinſen zu, fo daß die Tilgung: 
mit zunehmender Geſchwindigkeit verläuft. 
Diefe in England von vu u (1816) 1. 
Walpole geförderte n. auch anderwärts be 
liebte Einrichtung wurde in den breißiger 
Jahren wieder verlaffen. 
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verfügt‘). Die neuefte Geſetzgebung ift dann wieder zur felten Tilgung zuräd- 
gefehrt, um diefe von den wechfelnden Berhältniffen und Anfhauungen und den 
ſchwanlenden Erträgen der mit der Eifenbahnübernahme erheblich angewadfenen 
Detrieböverwaltungen nnabhängig zu machen ($ 1280). — Die Zielpunfte 
der Verwaltung in den leisten Jahrzehnten find hiernad Vereinfachung der 
Schuld, eine dem Sinten des Zinsfußes entiprechende Herabminderung ber 
Zinslaſt und eine regelmäßige angemeflene Tilgung. 

Neben diefer wirtbfchaftlichen erfolgte die ftaatsrehtlihe Entwidlung 
des Staatſchuldenweſens. Schon bei feiner erften Regelung‘) war zugelagt, 
daß neue Anleihen nur mit Zuftimmung und unter Mitgarantie der zulünftigen 
reihsftändifhen Verſammlung aufgenommen werden follten. Diefe Verheißkung 
ift exft durch die Berfaffung erfüllt worden, nad der die Aufnahme von An⸗ 
leihen und die Uebernahme von Garantien zu Laften des Staates nur auf 
Grund eines Geſetzes ftatıfinden !9). 


3. Aufnahme, Merzinfung und Tilgung. 
8 128. 

Der gegenwärtige Betrag der preußiſchen Staatſchuld!i) wird ſchon 
durch den Werth der Staatsbahnen gededt, fo daß das Übrige Staatsvermögen 
ſchuldenfrei erieint. Die für die Verwaltung der Staatihulden maßgebenden 
Orundfäge '®) betreffen deren Aufnahme, Berzinfung und Tilgung. 

a) Die Xufnahme erfolgt regelmäßig durch Ausgabe von Schuldurkunden 
(Obligationen), die auf den Inhaber lauten!). Diefe Schuldform wurde als 
die einfachere und beweglichere in Preußen nit nur der in England und 
Frankreich Üblihen Eintragung in ein Schuldbuch!“) vorgezogen, fondern hatte 
anch die früher mehrfach angewendeten Schuldurkunden auf Namen vollftändig 


) G. 69 (Anm. 56) 8 2 u. 8. 

” BU. Art. 108. — 8 87 Abſ. 2 
d. W. u 82 Anm. 4 — Die Ueberſicht 
der Staatihulden ift alljährlich dem Tan. 
tage vorzulegen BU. Art. 104 Abi. 

1) Die Beenhiige — 2 be⸗ 
trug (1. April 
a) lgemeim Eranifäuß, 

Schulden von Han 

nover nnd Frankfurt 

a. M. 5,2, Tonfolivirte 

au 8U, (vormals 4) 

v. 9. (Anm. 7) 3587, 

zu 8), v.9. 1914 u 


zu 3v. 9. 8684. . 64686 Mil.M. 
b) Eiſenbahnſchuld (8 365 

A.2.M). .. 18 ⸗⸗ 
e) Hinterfegungsgelder 


($ 128 Abſ. 50.8.) 26 
6617,6 Mil.M. 


=) Ausdehnung auf die neuen Pro» 
dinzen Anm. 5. — Sattler, das Schulden 
weien des pr. Staates und des d. Reiches 
(Stuttg. 93). 


) Ausfiellung BOB. $ 2 zep 2, 
EG. Art. 1001 u. AG. Art. 1 


) Auch in England finde je 1068 
neben der Eintragung der Schuldtitel 
(consols) in das „great book“, welches 
die Bank für den Staat führt, die Aus⸗ 
gabe von Inhaberpapieren flat. — In 
Frankreich, wo die gleihe Eintragung 
von der Finanzverwaltung bejorgt wird m. 
bei allen Sauptfteuereinnahmeftellen zu⸗ 
gelafien iR, wurden ſchon früher Echuld- 
verfchreibungen (tit es) in Korm von Aus⸗ 
jügen aus dem „grand livre“ ausgeſtellt. 
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verdrängt. Da aber die Inhaberpapiere geringere Sicherheit gegen Diebſtahl 
und zufällige Berlufte boten, ift eine zweite Form der Staatſchuld zugelaflen, 
indem ale konſolidirten Schuldverſchreibungen bei der Schuldenverwaltung 
eingeliefert und durch Eintragung in ein Staatſchuld buch in gleichwerthige 
Buchfchulden auf den Namen eines beflimmten Gläubiger umgewandelt 
werden konnen !d). 

Bis 1867 wurden alle Anleihen durch die Seehandlung begeben; feitden 
werden fie entweder zu beflimmten Preifen an Bankhäufer überlafien, oder wenn 
genügende Nachfrage zu gewärtigen fteht, zu öffentlicher Zeichnung ausgelegt 
(mittelbare oder unmittelbare Begebung). Daffelbe gilt auch von den zu 
vorübergehender Dedung der Ausgaben ausgegebenen Schatzanweiſungen 
(ſchwebende Schuld) 1). 

Die Staatfhuldverfhreibungen dürfen zur Anlegung von Spar- 
Taffen- und Mündelgeldern verwendet werden (pupillarifche Sicherheit) I. Sie 
unterliegen den allgemeinen Vorſchriften über Inhaberpapiere (8 306 Abi. 3). 

Eine befondere Art der Staatſchuld bilden die Hinterlegungsgelder 
(Depofitalgelder), welche in den gefetlihen Hinterlegungsfällen bei den Ne 
gierungshauptlaffen eingezahlt werden und in das Eigenthum des Staates 
übergehen. Sie werden mit 2 '/), v. H. verzinft und nad) Maßgabe der Be 
ftände zu den durch Anleihen zu dedenden Ausgaben verwendet 12). 

b) In betreff der Berzinfung ift die Begebung von Prämienanleihen 
und die Ausgabe von Papiergeld dem Reiche vorbehalten (8 166 Abf. 6 u. 7). 

Die Erhebung der BZinfen erfolgt gegen Zinsfheine (Koupons), Die 
mit den Schuldfchenen für einige Jahre ausgegeben und nad) deren Ablauf 
gegen Einlieferung eines Erneuerungfcheines (Talon) erneuert werden '9). Diele 
Erneuerung findet alle 4, bei den Tonfolidirten Schulden alle 10 Jahre flatt. 
Die Kraftloserflärung verlorener oder vernichteter Zinsfcheine ift ausgefchlofien 2%). 
Die Zinfen find bei allen öffentlichen Kaflen einlösbar und verjähren in vier 
Jahren nah der TFälligfeit ?!), 

c) Die Tilgung, die dur Kündigung zu baarer Rüdzahlung oder durch 
Ankauf von Staatöpapieren erfolgen Tann, ift — wie e8 bexüglidh der Eifen- 
bahnſchuld bereits beftimmt war ($ 865 Abf. 2) — durch Geſetz feftgeftellt. Sie 
beträgt mindeftens °, v. H. der jeweiligen Staaiſchuld; außerdem find die 


13) G. 20. Juli 83 (GS. 120), erg. 2”). 88 (68. 39 S. 5) Nr. 5 u. 
Pd Ian —8 z. ac 8 205 Anm. 836b d. W. 

, Art. 16, Inkraftſezung ©. 84 (O6.  Hintrl.Dd. 79 (88. 249) 8 1—10, 
269); Ausf.Ber. 91 (MB. 77). — Durd u u.8. 79 (88. 888). — 8 209 
Berpfändung von Buchſchulden kann Sicher- | d. W. 
beit nur bis zu */, des Kurswerthes ge⸗ " G. 69 (65. 490) 
feiftet werden BOB. 8 282, 286. y * " 

ıe, In Preußen zuef zur Dedung "6 306 Anm. 47 d. W. 
außerorbentliher Kriegsausgaben ange- 2) BOB. 8 197. 
wendet G. 66 (68. 607) 881,4 u. 6. 
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sollen Staats haushaltsuberſchüfſe zur Tilgung zu verwenden ??). Diefe Zilgungs- 
pflicht gilt, da es fih um eine Rentenſchuld handelt, nicht den Gläubigern 
gegenüber. 


4. Bermaltungsfiellen. 


8 129. 

Die Berwaltung führt die Hauptverwaltung der Staatfhulden. 
In Bezug auf Ausgabe, Berzinfung und Einziehung dee Schuldurkunden ift 
fie felbftiftändig und allein verantwortlich, fonft ift fie dem Finanzminiſter unter» 
geordnet. Sie befteht aus einem Direltor und mindeften® drei Mitgliedern. 
Unter ihr ftehen die Staatſchuldentilgungskaſſe und die Kontrole der Staats» 
papiere??). — Die Auffiht über die Hauptverwaltung führt die Staat- 
ſchuldenkommiſſion, die aus dem Oberrehnungslammerpräfidenten und je 
drei auf drei Jahre gemählten Mitgliedern des Herten- und des Abgeordneten- 
hauſes befteht?). Die Mitglieder der Hauptverwaltung und der Präfident 
ber Oberrechnungslammer werden in Öffentlicher Sigung des Oberverwaltungs« 
gerihts, die von den Häufern des Landtages gewählten Kommiſſionsmitglieder 
in Öffentliher Sitzung der letzteren eidlich verpflichtet *). 


V. Regalien und Gebühren. 


1, Meberfidt. 
8 130. 

Die Regalien (jura regalia) bildeten die Gefammtheit der den LTandes- 
berren als ſolchen yuftehenden Rechte. Cie wurden fpäter in höhere und 
niedere geſchieden. Erſtere betrafen die eigentlichen Hoheitsrechte; unter niederen 
verftand man die nußbaren echte (Finanzregale), und diefe wurden dann 
vorzugsweife Regalien genannt?). 

Der Ausdrud findet fi) bereit in der Konftitution Kaifer Friedrichs I. 
(1158), welde nad) Unterwerfung Mailands die kaiferlihden Gerechtſame den 
lombardiſchen Bafallen gegenüber feftftellte. Bei Abſchwächung der kaiſerlichen 


”) 8 8. März 97 (©S. 43) u. 8 127 
Abi. W. — Die hannoverfchen 
—* km. 11) unterliegen noch der 
Auslofung ®. 69 (85. 355) 8 1. 


”) 
nebſt ©. 18. Feb. 
Berwaltung find bie Regierungen unter» 


*) &. 50 8 10—18, 15—17. 

=) Daſ. 89 u. 13 u. ©. 29. Jan. 
79 (88. 10). 

2) ER. 1114 8 24—43. Ym einzelnen 


behandelt das ER. dann im Tit. 15 die | 


Rechte u. Regalien an Land» u. Heerſtraßen, 
Strömen, Häfen u. Meeresufern, denen 
das Fiſcherei-⸗ Zolle, Poſt⸗ und Diühlen« 
regal zugezählt wird, in Tit. 16 bie Res 
galien an erb⸗ und herrenlofen Gütern, 
einfchließlich bes Jagd⸗ und Bergwerks⸗ 
regals und in Tit. 17 als Nutzung ber 
Gerichtebarkeit das Konfisfatione- u. das 
ı Abzugsregal. — Durd) das BOB. werden 
die Regalien nit berührt ES. Art. 73; 
dies ai mic von dem Anfallreht 8 131 
Abf. 1 
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Gewalt gingen die Regalien zunächſt auf die Kurfürften®), fpäter auch auf 
die übrigen Landesherren über. Sie bildeten deren finanzielles Sonderreät, 
über welches fie felbfiftändig verfügen konnten, während die Erhebung von 
Steuern an die Bewilligung der Stände gebunden war. 

Die neuere Entwidelung unfered Staatslebend mit ihren auf Befreiung 
des Verkehrs und Gewerbes gerichteten Beftrebungen bat die Bedeutung der 
Regalien faft vollftändig verwifht. Das Verkehrsweſen wird vom Staate 
nicht mehr als Finanzquelle, fondern um feiner felbft willen gepflegt; die Ver⸗ 
waltung des Boft- und des Münzwefens, der Straßen, Ströme und Häfen ift 
damit aus dem Sreife der Regalien in das Gebiet der Wirthſchaftspflege über⸗ 
getreten und hat nur infoweit eine nebenſächliche finanzielle Bedeutung bewahrt, 
als der Staat für die vorzugsweife Benugung der von ihm erhaltenen An⸗ 
ftalten eine Entſchädigung in Geftalt von Gebühren erhebt (Nr. 4), Nachdem 
ferner der Privaterwerb des Staates jedes Vorrechtes entkleidet war ($ 121 
Abf. 1), mußten Jagd, Fiſcherei, Forften und Bergwerke gleichfalls den Charakter 
der Regalität verlieren. Gleiches gilt von den mit Ausfchluß privater Mit⸗ 
bewerbung vom Staate betriebenen Handelsgefhäften (Monopolen). Rur ale 
Erhebungsformen für gewifle Steuern erhielten ſich einzelne Monopole eine 
Zeit lang fort®). Andere Regalien endlid hörten entweder ganz auf, wie das 
Abzugsregal ($ 11), oder fie wurden in Berbraudeftenern umgewandelt, wie 
das Zoll-e und das Salzregal ($ 156, 163). Als Finanzquellen find die 
Regalien damit, wo fie nicht gänzlich verſchwanden, wie in England und 
Frankreich, auf vereinzelte Leberbfeibfel zufammengefhrumpft. In Preußen 
befteht zur Zeit nur das Anfallreht auf berrenlofe Gegenftände nebit dem 
Bernſteinregal (Nr. 2) und das Lotterieregal (Nr. 3). 


2. Anfallredht. 
8 131. 
Das Anfallsreht umfaßt den Anſpruch des Staates auf herrenlofe 
Saden. Dazu gehören erblofe Verlaſſenſchaften) und vom Eigenthüwer 
aufgegebene Grundftüde, bezüglich deren der Fiskus ein Aneignungsrecht hat?). 


2) Im der goldenen Bulle (1856) werden | Stiftungen u. Anftalten nur infoweit zu, 
demgemäß das Munz⸗, Zoll-, Bergwerts-, als fie e8 rechtsgültig vom Staate erworben 
Salz, Judenſchutz⸗ umd Abzugsreht aufs | haben EG. Art. 188 u. ER. II 16 820, 
geführt. gebührt aber dem Fiskus und anderen ju- 

) Preußen Hatte vordem das Spiel» | riftiihen Perfonen bezüglich des Nachlaſſes 


forten» u. Salzmonopol. — Größere Ber 
deutung hat das in anderen Ländern aus 
gebiihete Tabaksmonopol $ 161 Abi. 5 

) BGB. 8 1936 nebft den Sonder- 
vorfchriften $ 1942, 1964— 6, 2011, 2104, 
2149 u. Z3P.O. 8 780 Abf 2. — Das 
Recht fteht Öffentlichrechtlichen Körperſchaften, 


der in ihren öffentlichen Anftalten verpflegten 
oder unterftütten Berfonen EG. Art. 139, 
eh. 11 19 8 50—75 u. 11 16 822. — 
Anfall des Vermögens aufgelöfter Vereine 
8 237 Anm. 50 u. erlofhener Stiftungen 
8 210 Abf. 1 d. W. 

) BOB. 8 928 Abſ. 2 nebſt EG. 
Art. 129, 130 u. 190. — Bewegliche 
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Das Heimfallsreht an Leben ift dagegen mit der Aufgebung des ftantlichen 
Obereigentbums bie auf die Thron» und die außerhalb des Staates beiegeuen 
Leben fortgefallen®). 

In Oftpreußen beſteht von der Orbenszeit ber das Bernfteinregal, 
das als Reft des früheren Bergregals anzufehen it”). In Weftpreußen und 
Bommern beſchränkt fi der Anfprud des Fiskus auf den im Meere oder 
am Strande gefundenen Bernftein®). 


3. Kotterieregal. 


8 182. 

Die Stantölotterie wurde als Finanzquelle gegründet. Im Preußen geſchah 
dies in der Noth des flebenjährigen Krieges. Trotz mannigfacher Angriffe ift 
fie ſeitdem beibehalten, wobei neben finanziellen Rückſichten au die Annahme 
beflimmend war, daß das Lotteriefpiel an ſich nicht zu hindern, aber nur bei 
ammittelbarer flaatlider Leitung gehörig zu überwachen fe. Die Einridhtung 
hat aber im Laufe der Zeit mehrfache Milderungen erfahren. Anfänglich 
beftand ein Lotto neben der Kluffenlotterie?). Zu Beginn des Jahrhunderte 
erfolgte eine Neuregelung !®); das Lotto wurde umgeftaltet 1?) und bald darauf 
ganz abgeſchafft; die Klafſſenlotterie wurde beibehalten, erlitt aber verfchiedene 
Cinfhräntungen'?). Demgemäß erfolgt nunmehr die Ziehung nad) einem 
beftimmten Plane in der WVeife, daR zunädft nur ein Theil der Gewinne 
gezogen wird, ihre Mehrzahl aber für die leßte Ziehung aufgefpart bleibt. Der 
Staat bezieht 142,0 v. H. von jedem Gewinne Die Bermaltung führt die 
dem Finanzminifter unterftellte General-Lotteriedireftion !?). 

Zum Sſchutze der Etaatslotterie ift der Handel mit ihren Looſen und 
Loosabſchnitten von befonderer Ermächtigung abhängig gemadht!*). Damit foll 


derrenlofe Sachen kann jeder ſich aneignen, 
fofern dies nicht geſetzlich verboten ift und 
das Aneignungsrecht eines Andern dadurd) 
Are verlegt wird BGB. 958. Funde 


) G. 50 Gs. 77) 8 21. 

’) G. 67 (OS. 273). Die von Stantien 
u. Becker angekauften Bernſteinwerke G. 99 
(88. 105) werden von einer Direktion in 
Königsberg verwaltet. 

) L2R.1115 880. — Weſtpr. ProvR. 
44 (86. 103) 8 73, 74 u. ©. 65 (GS. 
873), Art. 11. 

) Man unterſcheidet die Zahlen- und 
die Maffenlotterie. Die erflere (Lotto), die 
bei Meinen Einfügen und hohen Gewinn 
ausfichten befonders nadıtheilig wirt, tammt 
aus Genua, die leßtere aus Holland. 


e, Lott. Ed. 28. Mai 10 (ES. 1806/10 
©. 712), Einf. in Hoheuzollern &. 53 
(85. 180). — Aufhebung der Lotterien 
in Hamiover, Osnabräd, Frankfurt a. M. 
AE. 67 (GS. 1156). — Reichsſtempel⸗ 
abgaben von Lotterieloofen $ 154 Abf. 3 
Nr. 3d. — Das Lotteriewefen in 
Preußen v. Mareinoweti (Berl. 92 n. Er- 
gänzungsheft 94). 

ui) Lott. Ed. 8 2. 

RD. 41 (GS. 131). 

) Lott. Ed. 86 u. 12%. — Die Lotterie 
liefert — nad einer im Jahre 1886 er- 
folgten Vermehrung der Loofe — (10) 
einen Ertrag von 9,8 Mil. M. 

“„® 91 (88. 358). — Unterfagung 
des ige Looſehandels 8 341 113 


ı Abf. 2 
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gleichzeitig der mißbräudglihen Ausbeutung der Spielfucht vorgebeugt werben. 
Aehnliche Zwede verfolgen die im Intereſſe der Öffentlichen Ordnung erlafienen 
Berbote der unerlanbten Ausfpielungen und des Spielene in auswärtigen 
Lotterien ($ 246 Abf. 1), fowie das Verbot der PBrämienanleigen ($ 166 Abf. 6). 


4. Gebühren, 


8 138. 

Gebühren find Vergütungen für befondere im Einzelintereſſe erfolgende 
ftaatliche Leiftungen. Es kann fi dabei um Amtshandlungen des Staates 
oder um Benutzung ftaatliher Anftalten handeln. Weberall wird indeß die 
Erfüllung eines allgemeinen Bermaltungszwedes vorausgeſetzt und hierdurch 
unterfcheidet fi die Gebühr von dem nur fFinanzzwede verfolgenden Regale. 
Dem Gegenftande nad} erftreden fi) die Gebühren auf nahezu alle Verwaltungs⸗ 
gebiete und werden ebenfomohl für den ftaatlihen Schu geleiftet, wie die 
Gerichts⸗ und Verwaltungskoſten, ald auf ben Gebieten der Kultur und Wirth» 
ſchaftspflege, wie Stolgebühreu und Schulgeld und die Wege⸗, Hafen-, Poſt⸗, 
Telegrapben- und DMünsgebühren. Die befondere Geftaltung des Gebühren 
weſens fällt iu dieſe Einzelgebiete. 

Die feftgeftellte Gebühr heißt Taxe; ihre Gefammtheit bildet den Tarif. 
Gebühren können Staatd- oder Kommunalbeamte nur auf Grund eines Ge⸗ 
feges erheben !5), während die zur Staatätaffe fließenden als Abgaben nad) 
denfelben Grundfägen erhoben werden, wie die Steuern (8 136 Abi. 1). Die 
Beantengebühren (Eporteln) treten gegen die zur Staatskaſſe eingezogenen 
Gebühren mehr und mehr zurüd. Die Gebühr darf die betreffende Auf⸗ 
wendung des Staates nicht überſchreiten, braucht fie aber nicht zu deden, kann 
vielmehr in dem Maße gegen fie zurüdbleiben, als dur die Aufwendung 
zugleich allgemeine Zwecke gefördert werden. Der Grundfag, daß der Staat 
feine Aufgaben um ihrer felbft und nicht um des finanziellen Erfolges willen 
zu erfüllen babe, der aud) die Verfehrsanftalten aus dem Kreife der Regalien 
ausſcheiden ließ, hat zu einer allmählichen Herabfegung der Gebühren geführt ?®). 
Gleichwohl hat die Gebühr fi erhalten, entweder weil befondere Zwede mit 
ihr verbunden wurden, wie die Verminderung der Prozefje dur die Höhe 
der Gerichtsgebühren ($ 187 Abf. 1), oder finanzielle Rückſichten dazu Anlaß 
boten. In diefem Sinne Hat die Gebühr neuerdings wieder erweiterte An⸗ 
wendung gefunden !?). 


=) BU. Art. 102. — Berehnung im | die Bergamtsgebühren $ 311 Ann. 7, 
Boranihlage ©. 98. (86. 77) S 27. | ermäßigt das Briefporto 8 371 Anm. 23. 


Eizpiehunn 3 136 Abf. 4 d. W. — Aunſhebung des Volksſchulgeldes 8 291 
130 d. W. — Aufgehoben ſip Abſ. 6 
die "Benvaltungögebühren 8 61 Abf. 4 ”) Stempelfleuer 8 152 Abf. 83 Kom⸗ 


einzelne Stolgebühren 5 287 Anm. 45 u. munalabgaben $ 77 Nr. 4 Abi. 2. 
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An die Gebühren fließen fi die Einnahmen an, welche dem Staate 
aus Strafen ımd Einziehungen (Konfiskationen) erwachfen (8 172: Abſ. 3 
Nr. 3 md 7). 


VI. Stenern. 


1. Steneru im allgemeinen. 
8 134. 

a) Grundlagen ber Beftenerung. Steuern find Zwangsbeiträge, 
die der Staat kraft feiner Finanzhoheit oder ein dffentliher Verband kraft 
ſtaatlicher Ermächtigung zur Beſtreitung feiner allgemeinen Bedürfniſſe nad 
beftimmten |Maßftabe erhebt‘). Diefe allgemeine Zweckbeſtimmung fdheidet 
die Steuern von den Gebühren, die für einzelne Gegenleiftungen entrichtet 
werben. Beide werden unter der Bezeihnung Abgaben zufammengefaßt. 

Die Stener muß unter Ausflug aller Befreiungen allgemein und der 
Leiftungsfähigkeit entiprehend gleichmäßig vertbeilt, nicht über das nothwendige 
Beditifnif hinaus erhöht und fo wenig drüdend als möglich angelegt werden?). 
Dabei find direlte und indirelte Steuern zu unterfcheiden. Die direlten 
Stenern werden dur unmittelbare Schägung des Einfommens oder eines Ein- 
fommenzweiges gefunden (Einkommen⸗ und Ertragfteuern, Abf. 3), die indixeften 
Dagegen mittelbar im Anſchluß an wirthfchaftliche Verträge. des Verkehr oder 
des Verbrauchs (Verkehr. und Verbraudifteuern) ermittelt, welche ein Merkmal 
der Stenerfähigleit abgeben. Je ſchwieriger es bei Vermehrung der Steuern 
wurde, das zu befteuernde Einlommen im Wege unmittelbarer Schäßung voll- 
ſtändig und gleichmäßig zu erfaflen, um fo wichtiger mußte eine Beſteuerung 
werben, die folhe Schätung entbehrlih machte. Der Einfluß, den die in⸗ 
direfte Steuer durch die Zölle auf den Handels⸗ und gewerblihen Verkehr 
onsäübt, hat diefe Bedeutung noch gefteigert- Andererſeits wird der indirelten 
Steuer vorgeworfen, daß fie nur ſchwankende Erträge liefere, ſchwer zu über- 
wochen fei und dadurch die Umgebung (den Schmuggel) fürdere, daß fie 
den Verkehr beſchränke, die nothwendigſten Lebensmittel vertheuere und fi 
der Steuerfähigleit der zu Beiteuernden nit genügend anpaſſe. Diefe Bor- 
mürfe trefien nicht oder nur bedingt zu. Kein Land darf dem Grundfage 
der Bertehröfreiheit das Interefie feiner Induftrie dauernd zum Opfer bringen ; 
die nothwendigſien Lebenemittel brauchen der VBeftenerung nit oder nur mit 
ber nöthigen Beſchränkung unterworfen zu werden; die Bertheilung ber direkten 
Steuern weift aber gleichfalls in ihrer thatfächlihen Geftaltung fo zahlreiche 
Unregelmäßigfeiten auf, daß fie aud in diefer Beziehung einen Borzug nicht 


') Gemeinbefleuern $ 77 Nr. 4, Kreis- | flieuem $ 291 Abf. 5 d. W. 
feuern 8 80 Abf. 3, Provinzialſtenern N Anm. 9. 
8 81 Ubſ. 8, Kirchenſteuern 8 281, Schul. 

Hue be Braid, Handbuch. 14. Aufl. 13 
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nicht für fid) in Anfpruch nehmen können. Dabei fehlt der direkten Befteuerung 
die ansgleihende Wirkung, welche bei ber indireften den Steuerdrud in ſtets 
beweglicher, den örtlihen Umftänden und Handelsverhältniffen ſich anpafiender 
Weiſe auf Erzeuger, Händler und Berzehrer vertheilt und dieſe fogar im 
Auslande zu erfafien vermag?). Die direfte Steuer trifft endlich den Pflich⸗ 
tigen weit empfindlicher, weil fie zur vorgefehriebenen Zeit erhoben und nöthigen- 
fall8 zwangsweiſe beigetrieben wird, während die indirefte fi in Betrag und 
Fälligleit dem Preife und Verbrauche der befteuerten Waare anfchließt: bie 
indirekte Steuer zahlt der Pfliähtige, wenn er kann und will, die Direfte Dagegen, 
wenn er fol und muß. — Wegen biefer Borzüge haben die übrigen Groß- 
ftaaten, insbefondere England und Frankreich, den weit überwiegenden Theil 
ihred Staatsbedarfes von jeher duch indirelte Steuern gededt. Deutſchland 
und Preußen verfolgten den umgelehrten Weg*); insbefondere wurden bie 
direften Steuern den immer mehr anwachſenden kommunalen Laften faft aus⸗ 
ſchließlich zu Grunde gelegt. Erſt die neuere Zeit hat Wandel geſchaffen, 
indem zunächſt die hervorgetretenen WMehrbebürfnifie des Reiches weſentlich 
durch Erhöhung der indirelten Steuern gededt ($ 154 biß 163 d. W.) und 
ſchließlich die direften Ertragfteuern vom Staate den Kommunalverbänden über: 
lafien wurden ($ 137 Abf. 3 d. W.). | 
Die direte Steuer beruht auf dem Ertrage eines Gegenftandes oder einer 
Thätigkeit, des Steuerobjefted. In Beziehung auf eine beftimmte zu beſteuernde 
Perfon, das Steuerfubjelt, werden diefe Erträge zum Einlommen. Das Ein- 
fommen entfteht aus den regelmäßig wiederkehrenden Jahreseinnahmen einer 
Berfon, während ihre einmaligen Einnahmen dem Vermögen zumachen. Man 
unterfcheidet demgemäß Ertrag- und Eintommenfteuern, je naddem 
von dem ÖSteuergegenftande (Objekte) oder der Steuerperfon (dem Subjelte) 
ausgegangen wird. Die Einkommenftener faßt fomit alle in eimer Perfon 
vereinigten Ertragſteuern einheitlich zufammen. Da fie hierbei auch die Be- 
rüdfihtigung der von dem einzelnen Ertrage unabhängigen perſönlichen Ber- 
hältniffe (Schulden, Arbeitskraft, Krankheit u. f. w.) möglich madt, würde fie 
an ſich geeignet fein, alle einzelnen Steuern zu erfegen. Hier tritt indeß bie 
große Verfchiedenartigkeit der einzelnen Einkommenszweige hindernd in den Weg. 


‚ ') Die Ueberwälgung tritt ein, wenn | Jahrzehnten feine bireften Steuern ‚mehr 
eine Steuer von einem andern als dem | fach erhöhte, wurden an inbirelten bie 
Zahlenden getragen wird. Sie ift wie die | Mahl⸗ und Schlachtſteuer ($ 146 Abf. 1), 


Preisbeſtimmung ($ 299 II) von Angebot 
und Nachfrage abhängig und wird dadurch 
für die Vetheiligten zu einer wirthſchaft⸗ 
hen Machtfrage. Sie kommt and, bei der 
direften Steuer vor, tritt aber wegen ber 
größeren Beweglichkeit hauptſächlich bei der 
indirelten Stener auf. 

9 Während Preußen in den früheren 


die Weinſteuer ($ 148 Anm. 1), die Zei 
tingeftener ($ 151 Anm. 19) und das 


Chauſſeegeld (8 361 Anm. 6) ganz befeitigt 


und die Salzfteuer (5 163 Abf. 3) weient- 
ih ermäßigt. — Einſchränkung der in- 
birelten &emeindebefteuerung 8 77 Nr. 4 
Abſ. 3 9. W. 
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Das Einlommen ſetzt fi aus dem Ertrage des Grund und Bodens, deB 
Kapitals und der Arbeitöfraft zufammen. Grund» und Rapitaleintommen ift 
durch Beſitz gefichert (fundirtes oder Beſitzeinkommen) und gewährt dadurch 
eine weit nachhaltigere fteuerliche Leiftungsfähigkeit, als das (nicht fundirte) 
Arbeitseintommen. Ein fernerer Unterfchied maltet zwifchen dem Grund⸗ und 
dem SKapitaleinfommen ob. Erſteres ift feftliegend und jederzeit erfennbar und 
bietet Dadurch für die Veranlagung und Einziehung fichere Grundlagen, während 
das beivegliche und ſchwer zu überfehende Kapitaleintommen fi) der Befteuerung 
feichter entziehen kann. Diefe Berfihiebenheiten werden um fo fühlbarer, je 
ftärfer die Steuerfraft angefpannt| wird, und fo haben fidh überall, mo all- 
gemeine Einlommenfteuern eingeführt wurden, Die beftehenden Ertrag⸗ und die 
indireften Steuern neben biefen erhalten und weiter entwidelt®). 

Dazu tritt die verfdhiedene Bedeutung, die das Einkommen für den Einzelnen 
hat, je nachdem es fih auf den mindeften, zum Lebensunterhalt erforderlichen 
Betrag (Exiſtenzminimum) beſchränkt, ober daneben nüßliche, aber entbehrlidhe 
Ausgaben zuläßt, oder aud noch Mittel für befonderen Aufwand oder für 
Rapitalbildung gewährt. Die neuere Zeit hat diefen Rüdfichten erhöhte Be- 
achtung zugewendet und damit den volkswirthſchaftlichen und fozialen 
Geſichtspunkt gegen den finanziellen in den Bordergrund gerüdt. Die 
Steuer darf niemald den unentbebrlichen Lebensunterhalt entziehen. Die Steuer: 
fähigkeit wächſt infolge deffen in dem Maße, in dem ein Einkommen biefen 
Mindeftbetrag für den Unterhalt überfteigt. Das hat in der indirelten Be⸗ 
ftenerung zu geringerer Heranziehung der nothwendigen Lebensbedürfnifſe und 
zur ſtärkeren der Aufwandgegenftände, in der Gewerbe- und Einlommenfteuer 
zur Freilaſſung der unteren und zur ftärkeren Heranzießung der höheren Stufen 
geführt. Der Steuerfuß, d. i. der Hunderttheilfag der Steuer im Verhältniß 
zum Einkommen darf demgemäß bis zu einem gemiflen Grade fteigen (Pro- 
greffioftener)®). — Aus wirthſchaftlichen Rückſichten wird der Höhe der Steuer 
noch eine engere Grenze gezogen. Sie darf nicht, oder doch nur Auferftenfalls 
und vorübergehend bis dahin angefpannt werden, daß fie die wirthſchaftliche 
Weiterentwidelung, insbefondere die Kapitalbildung ausſchließt. Aufgabe der 
Bermwaltung ift e8 vielmehr, mit den ihr durch die Beſteuerung zufließenden 
Mitteln auf diefe Weiterentwidelung befruchtend einzuwirken und fo die Steuer- 














9 Frankreich, welhes alle Steuern 
dur eine einzige zu erſetzen verfuchte 
(17%), Tehrte bald wieder zu feinen 
hiſtoriſchen Steuern zurück und Hat in 
jeinem Steuerfgftem die indirekten Steuern 
ſogar vorzugsweije entwidelt $ 148 Anm. 
2. — Die neueſte preußifche Geſetzgebung 
{8 187 Ab. 3) Hat die früher nur ale Er- 
gänzing der Ertragſteuern behandelte 
Einkonmenfteuer, die fie durch Einführung 


der Stenererflürungspflicht vervolllommnete, | 


zur Hauptfleuer gemacht und fie nad) Ueber⸗ 
weifung der Ertragſtenern an die Kom⸗ 
munalverbände noch durch eine Bermögen- 
feuer ($ 147) ergänzt. Die indirelte 
Steuer fließt hiernach in der Hauptſache 
dem Reiche, die Einfommenfteuer dem Staate 
und die Ertragfteuer den Kommmunalver- 
EN Bengrefto find in Brenfen die @ 
ogreifto find in Preußen bie Ein- 
fommenfteuer ($ 146 Abſ. 4 d. W.) und 
die Eifenbahnabgabe (8 145 Abi. 1. 
13* 
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#raft immer von neuem zu fördern und zu ſtärken. Die wiedererzeugende Kraft 
der Anlageſchulden (8 126 Abf. 1 u. 118 Abf. 2) wohnt in diefem Sinne 
auch der Befteuerumg bei. 

Mittelſt der Steuerfontingentirung foll die Steuer in den Grenzen 
eines im voraus feftgeftellten Bedarfes gehalten und damit jeder einfeitig  fiß- 
kaliſchen Einfhägung vorgebeugt werden. Man fheidet die bireften Steuern 
in Quotität⸗ und Repartition- oder fontingentirte Steuern. Bet erfteren ſteht 
der Stenerfuß feſt, der Steuerbetrag (das Steuerfoll) muß danadh ermittelt 
werden; bei der Repartitionftener ift Dagegen dieſer Steuerbetrag (das Kontingent) 
feft beſtimmt und wird auf die einzelnen Steuerobjefte nad Maßgabe ber 
durch Schätzung gefundenen Werthe vertheilt?). 


8 136. 

b) Geſchichte. In den Steuern findet der Bedarf eined Staates nur 
Anfoweit feine Dedung, als dieſer nicht durch andere Einnahmen beſchafft 
merden kann. Die Steuern konnten deshalb erſt entftehen, als die Übrigen 
Einnahmen nicht mehr ausreichten. Ihre ältefte Form bildeten in Deutſchland 
die Beden, freiwillig von den Landftänden, zuerft für den einzelnen Bedarfs⸗ 
fall, fpäter dauernd übernommene Beiträge, die ald Vermögensfteuern auf dem 
Grundbefige als der derzeitigen Haupteinnahmequelle Iafteten. Daneben ent- 
midelten fi einzelne Zölle, zuerft mit dem Charakter des Schutzgeldes 
Geleitszoll)*). Erft ald nad dem dreißigjährigen Kriege die Leiſtungsfähigkeit 
der Grundbeſitzer erſchoͤpft fehien, wurde in ber verſchiedene Verbrauchsabgaben 
zufommenfafienden Accife die Beſteuerung des beweglichen Kapitals verfudit. 
Diefe wurde die gewöhnliche Steuerform für die Städte, auf die der Betrieb 
von Handel und Gewerbe beſchränkt mar. Auf dem Rande erhielt ſich dagegen 
die aus den Beden hervorgegangene Grundſteuer unter verſchiedenen Be⸗ 
zeichnungen (Schoß, Kontribution, Lehnpferdegeld, Servis). ziemlich unver⸗ 
‚ändert fort. 

:Den vermehrten Anfprüchen, welche im 18. Jahrhundert die Entwidelung 
ber ftebenden Heere und die Verſchwendung der Höfe mit fi) braditen, ver- 
mochten diefe einfadhen Steuern nicht mehr zu genügen. Es galt Mittel zu 
finden, die eine audgiebigere und nachhaltigere Ausnugung der vorhandenen 
Steuerkraft zuließen. Diefem Streben fam die erwachte Wiſſenſchaft zubülfe- 
Die Volkswirthſchaft lehrte die Bedingungen der Gütererzgeugung, die Philo- 
fophie den Zweck und die Aufgaben des Staates näher erkennen?) und unter 


) Die Kontingentirung flammt aus 
Frankreich, wo die direfte Steuer auf bie 
Departements vertheilt und biefen zur 
Untervertheilung überlafien wird. Sn 
Preußen findet fie bei der Grundfteuer 
($ 140 Abſ. 1) und in gewiffem Sinne 
auch bei den Zuſchlagſteuern der Kom⸗ 


munalverbändbe ($ 77 Nr. 4 Abi. 4) An⸗ 
wendung. 

°) Zollregal $ 180 d. W. 

) Den Anlaß gaben die Phyſio⸗ 
traten in Quesnays belanntem Wort: 
pauvre paysan, panvre royaume; paurre 
royaume, pauvre roi. Während biefe mur 
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dieſen Einfläffen verbichteten die bis dahin ziemlich planlos aufgelegten Steuern 
Ah zu Steuerfyftemen. 

In Preußen, wo fi gleichfalls Grenzzölle und unter fharfer Trennung. 
von Stadt und Land Grumdfteuer und Uccife!) entwidelt hatten, führte zu 
Anfang des Jahrhunderts die verfdiedenartige Geftaltung in den einzelnen 
Landestheilen und das vermehrte Finanzbedürfniß zu einer umfaflenden Pe- 
gelung !). Die gleichzeitige Verheißung, daß als Erſatz für das verfchwundene 
Steuerbeivilligungsreht (5 31 Abf. 2) eine Nationafrepräfentation eingeführt 
und alle Eremtionen abgeſchafft werden follten, ging zwar erft in neuerer Zeit 
in Erfüllung ($ 136 Abſ. 1), inzwiſchen wurde jedoch eine einheitliche Ordnung 
des Steuerweiend herbeigeführt und dabei den Anforderungen der Verkehrs⸗ 
und ©ewerbefreiheit erweiterte Rechnung getragen. Nachdem die Ausdehnung 
der Konfumtionfteuern von Brot, Fleiſch, Bier und Branntwein auf das 
Land ſich als nicht durchführbar erwiefen und diefe deshalb hier und in ben 
tleinen Städten einer Perfonenfteuer (Kopfſteuer) Platz gemacht hatten 2), ver 
anlaßten Die neuen Erwerbungen der Jahre 1814/15 in Verbindung mit der 
fortgefett durch den Krieg bervorgerufenen Finanznoth eine erneute Regelung 
des Abgabenweſens. Die indirelten Steuern wurden nad Befeitigung der 
Dinnenzölle!?) ſowohl in betreff der Grenzzölle!*) als der Verbrauchſteuern 5) 
nen geordnet, dann aber den engeren Grenzen bed Staatsverbandes entrüdt 
und zunächſt auf den Zollverein, fpäter auf das Reich Übertragen. Nur die 
1822 für fi) geregelte Stempel» und Erbfdaftfteuer find im wejentlichen dem 
preußifhen Stante verblieben ($ 152, 153). Die direften Steuern erhielten 
1820 eine neue Drdnung, die eine einheitliche Oeftaltung und gerechtere 
Vertheilung brachte und bis in bie jüngfte Zeit hinein die Grundlage 
gebildet bat!) 


die Grundfteuer anerlannten (8 300 Nr. 2), | bite als Regie eingerichtet. pre 


ftellte Ad. Smith bereits ein Syſtem 
auf, das in den belamten 4 Güten 
gipfelt: allgemeine Beitragepfliht nad 
Berhältnig des Einlommens; beflimmte, 
sicht willtitrlihe Steuer, Erhebung in der 
am wenigften unbequemen und koftipieligen 
Weile; Bemeſſung nah dem Vortheile, 
den der einzelne an der Verwaltung hat. 
— Der letztere Gruntfag — nah dem 
Montesquieu (esprit des lois XIII) die 
Steuer als deu einen Theil des Vermögens 
bezeichnet, den der Befteuerte hingiebt, um 
den andern fiherer und befler zu genießen 
— bat hauptfähli für die Kommunal» 
befleuerung Bedeutung erlangt ($ 137 
Abi. 3). 

Die Accife wurde 1684 allgemein 
geregelt und 1766 nad franzöfifhem Vor⸗ 


drüdende Form veranlaßte die Wieder- 
aufhebung (1787). 

) FinEd. 237. Olt. 10 (88. 25). — 
Im Anſchluſſe ergingen befondere Geſetze 
für Accıfe und Zölle, für Gewerbefteuer 
(8 142 Anm. 35 d. W.), Stempelfteuer 
Fi für die (1814 wieder befeitigte) Lurus- 

euer. 

), FinEd. 7. Sept. 11 (GES. 268). 

” 3. 11. Juni 16 (86. 193). 

“, &. 26. Mai 18 (&8. 65). 

Pin G. u. DO. 8. Feb. 19 (GS. 97 u. 
1 


). 

ꝛe) G. 80. Mai 20 (GS. 134), — 
In Helgoland werden die Steuern vor. 
läufig noch für die Gemeinde verwendet 
G. 91 (SS. 11) 4 9. 
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c) Gemeinfame Vorſchriften. Nah der Berfaflung dürfen Steuern 
und Abgaben nur auf Grund von Etats oder befonderen Geſetzen erhoben 
werden, die beftehenden find indeß fortzuerheben, bis ein Geſetz fie änbert!7). 
Der fernere Grundſatz, daß Bevorzugungen nicht eingeführt und die beftehen- 
den abgefhafft werden follen!®), gelangte demnächſt mit der Grundſteuer⸗ 
regulirung ($ 140) zur Durdführung. 


In betreif der Verjährung müffen bei direften Steuern Anſprüche auf 
Befreiung oder Ermäßigung innerhalb dreier Monate und Nachforderungen 
bes Fisfus vor Ablauf des Boranfchlagsjahres geltend gemacht werden. In⸗ 
direfte Steuern können nur binnen Jahresfriſt zurück- oder nachgefordert 
werden. Die Erbſchaftſteuern verjähren in 10, die Stempelgefälle fowie alle 
Rückſtände der bereit8 zur Hebung geftellten direkten und indirekten Steuern in 
4 Zahren!)). Sind die Rüdftände mit Uebertretungen verbunden, fo ver⸗ 
jähren fie mit diefen theils in 5, theils ſchon in 3 Jahren ?). 

Das gemwöhnlide Rechtsmittel gegenüber der Beſteuerung ift die 
Berufung. Der Rechtsweg ift nur zugelaffen, wenn: 

1. die Befreiung auf Grund von Privilegium, Vertrag oder Verjährung oder 

2. die Ueberlaftung in der Beftimmung des Antheild bei Vertheilung einer 
Laſt auf mehrere Pflichtige behauptet), 

3. wenn die Eigenſchaft einer Abgabe ald Steuer, oder 


BU. Art. 100 u. 109. 

) Daf. Art. 101; ©. 24. Feb. 50 
(GS. 62). — Die Befreiungen n. Bevor⸗ 
zugungen, welche vorzugeweife die Ritter⸗ 
güter betrafen, wurzelten in ber früheren 
Heeresverfaſſung. Bon den zur Unter 
haltung der Kriegstruppen eingeführten 
Grundfteuern waren die Rittergüter — 
auch nachdem der von diefen zu leiftende 
Reiterdienſt fortgefallen war — theils ganz 
frei geblieben, theils waren fie zu geringeren 
Abgaben (Donativ-, Lehnpferde- u. Ritter» 
pierpege bern) herangezogen worden. 

»), &. 18. Juni 40 (SS. 140), für 
— mit dieſen, für Kommunal⸗ 
u. ähnliche Abgaben ($ 14 des ©.) durch 
®. 82 (GS. 297) u. unter Ausdehnung 
auf fonftige öffentliche Gebühren, für dieſe 
u. für Berkehrsabgaben ($ 2) durd ©. 99 
(GS. 177) Art. I in die neuen Provinzen 
eingeführt. Das Kalenderjahr m auf das 
Boranfhlagjiahr ($ 118 Abſ. 5 d. W.) 
verlegt ©. 76 (GS. 288) 8 1. Die Frift 
für die Geltendmachung des Anſpruches auf 
Befreiung oder Ermäßigung ift verkürzt 


auf 4 zocken für die Gewerbefteuer $ 143 
Abf. 4 d. W., Einfommenfteuer 8 146 
Abſ. 7, für Kommunalfleuern 77 Nr. 4 
Abſ. 6, Provinzialabgaben $ 81 Anm. 33, 
auf 2 Monate für Kreisabgaben $ 80 
Anm. 9 u. Amtsabgaben $ 214 Anm. 14; 
zufäiigleit der Berwaltungeliage $ 170 
Anm. 11. 
”, &. 52 (85. 250) Art. V u. V. 
67) (SS. 9231) Art. XI. EinfG. 3 
StEB. (RGB. 70 ©. 195) At. 7. 
Für Stempel», Erbſchaft⸗ und Spiellarten« 
fteuer, Grenzzölfe, Branntwein,, Brau- u. 
Tabakſteuer gelten die 8 152, 153, 155 
u. 158—161 d. W. aufgeführten Geſetze. 
2a) OR. II 14 $ 78-80 u. 2-9, B. 
08 (88. 17 ©. 282) 8 36, 37, 41 u. 
(Geb. des franz. Ref. Regl. 18 RU. U 
619) 8 15. Sonderredite (jura singularia), 
wie die Gemeinbefleuervorreihte ber Be⸗ 
amten find nit folde Privilegien der 
OB. (VI 119). — Privatredtlide Ber- 
theilung der Laften von Saden bei Kauf 
1 bei Nubniefung BGB. $ 103, 995, 
1047. oo. 


—— — — — — — — 
— — — — — — — — — 





Finanzen; Direlte Steuern. 8 137. 199 
4. die Verpflichtung zur Entrichtung einer Stempelabgabe beftritten, 
5. wenn die Tilgung oder Verjährung einer Steuer behauptet wird. 
In den Füllen zu 4 und 5 muß der Anfpruch binnen 6 Monaten geltend 
gemacht werden??). 

Alle Steuern unterliegen der Beitreibung im Verwaltungswege. 
Diefe erfolgt durch Bollftredungsbeamte (Erekutoren). Das Gleiche gilt von 
den Steuern der öffentlihen Berbände, den Gebühren und den im Ber- 
waltungsverfahren feftgefegten Strafen. Das Berfahren ift mit Rückſicht auf 
die neue Prozeßgejeßgebung neu geregelt??). Die deutfchen Bundesftaaten 
leiften fi bei der Einziehung gegenfeitig Beiltand *). Zivangsverfteigerungen 
von Srundftäden find zur Dedung von Steuerftrafen nur zuläffig, wenn der 
Grundbefiger im Auslande wohnt und andered Bermögen im Imlande nicht 
vorhanden ift?). 

Im Konkurſe bat der Fiskus für Steuerforderungen an beſchlag⸗ 
nabmten Sachen die Rechte des Fauſtpfandgläubigers. Sonft nimmt er in 
der Reihe der Konkursgläubiger die zweite Stelle ein?°). 

Bei Zumiderhandlungen gegen die Borfchriften über die Erhebung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle ift, foweit es fih nur um Geldftrafen oder 
Einziehungen bandelt, ein Berwaltungsverfahren vorbehaltlich des Rechtsweges 
zugelaffen ?”). 


2, Direkte Atenern!). 
a) Direlte Steuern überhaupt. 
8 137. _ 
a2) das heutige direkte Steneriuftem umfaßt: 
1. Die Grund» und Gebäubdefteuer (b); 
2. die Gewerbefteuer nebft der Eifenbahnabgabe (c); 


”& 61 (66. 241) 8 9, 10 un. | 337) 8 ef 2. — Berfahren $ 1938 


(Stempelabgabe) &. 9 85. 413) 
8 26 u. 3b. 


=”) ©. 99 (85. 388) 8 5, V. 99 (6S. 
545) u. AusfAnw. 28. Nov. 99 (i. d. 
Amtsbl.). Dem Berfahren unterliegen 
direfte und indirefte Staat-, Kirchen⸗ u 
Semeindeabgaben, Gebühren, Strafen u. 

fin dof. Ss 1u.$ 1d. B. f. d. öſtl. 
Prv. 53 (GES. 909), f. Neuporpommern, 
58 (5. 85), f. Weflfaln 45 (GES. 
444\, f. d. Rheinprovinz 43 (GS. 351), 
f. d. neuen Provinzen 67 (85. 1553). 
Beſchlagnahme der Staatihuldbudfor- 
derumgen ©. 83 (6.120) 8 7, des Arbeits» 
und Dienfllohnes 8 193 Abf. 2 d. W. 


”) RS, 9. Juni 95 (RGB. 256). 
*) Indirekte Steuern ©. 97 (GS. 


Abf. 3 d 

*) KonkO. 8 491 u. 612. — Gleiche 
Rechte Haben die Provinzial-, Kreis⸗ 
Amts» u. &emeindeverbände. 

SPD. 8 459—469; Einf®. dazu 
8 63. — GebſtG. 61 (®6. 817) 8 17 
Abſ. 4. — Gewerbefteuerd. 91 (GE. 
206) 8 73 u. (Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen) 76 (GS. 247) 8 27—30 u. Anw. 
76 (MB. 77 ©. 15); GewO. 8 149 
Abſ. 3. — Einkſt&. 91 (85. 175) $ 70. 
Smdirelte Steuern 8 150 Abf. 4 d. W. 

ı) Eintheilung in Einlommen- u. Er⸗ 
tragfteuem 5 134 Abſ. 4 d. W., in 
Duotität- u. Repartition- (fontingentirte) 
Steuern daf. Abf. 7. — Der Ertrag der 
Bine Steuern geit ſich (Staatsh. 00) 
auf 1 . 
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3. die Einfommenfteuer (d); 
4. die Ergänzungfteuer (e). 

Alle diefe Steuern waren allgemeine Staatfteuern?), nır Helgoland 
blieb ausgefchloffen?). Durch die Reichsgeſetzgebung werden die direkten 
Steuern nur infoweit berührt, als diefe jede Doppelbefteuerung befeitigt, 
inden das Einfommen aus Grundbeſitz, Gewerbebetrieb, Gehalt und Penfionen 
nur von den Stante befteuert werden darf, in dem es bezogen wird, während 
das fonftige Einkommen nur da heranzuziehen ift, wo der Steuerpflichtige 
feinen Wohnfig oder in deſſen Ermangelung feinen Aufenthalt hat*). 

Eine eingreifende Aenderung hat die direkte Befteuerung in jüngfter Zeit 
erfahren. Grundbeſitz und Gewerbebetrieb wurden feither ſowohl von der 
Einfommenftener al® von den Ertragfleuern betroffen. Dieſe doppelte flaat« 
liche Befteuerung wurde dadurch noch drüdender, daß die Ertragfteuern die 
Schulden unberückſichtigt ließen. Außerdem mußten den ©emeinden, an die 
immer neue und erhöhte Anforderungen berantraten, auch neue Steuerquellen 
erfääloffen werden, und hierzu erfhhienen die Ertragſteuern beſonders geeignet, 
da in der ©emeindebefteuerung die Rüdficht auf Gegenleiftung und Koſten⸗ 
vermebrung weit mehr ins Gewicht fällt, als bei der Staatfteuer. Aus diefen 
Gründen find vom 1. April 1895 ab die Grund- und Gebäudefteuer, 
fowie die Gewerbes und Betriebfteuer für den Staat außer 
Hebung gefegt. Diefe Steuern werden jedoch vom Staate weiter veranlagt 
und verwaltet), da die Ergebniffe ihrer Beranlagung nad) wie vor auf 


anderen Berwaltungsgebieten Benutung finden‘) und auch ferner als Grund⸗ 


) Die Einführungsbefiimmungen (Anm. 
15) kommen nad) Neuregelung aller Abrigen 
Steuern nur noch für die Grund⸗ u. Ge⸗ 
bäudefteuer in Betradt. 


” 8 135 Aum. 16. 


836. 13. Mai 70 (BGBl. 119); 
Einf, in Sübdeutihland 8 6 Anm. 12, in 
Elf. Lothringen &. 72 (GB. f. ER. 61). 
— Aehnliche Grundfäte N mit —8R5 
reich vereinbart Vtr. 99 u. 00 (GS. 
259) 8 1, aud iſt der —8 zu 
ähnlichen Bereinbarungen u. Anordnungen 
unter Wahrung der Gegenfeitigleit er- 
mächtigt daf. $ 2. 


) ©. 14. Juli 98 (88.119) $1u 3. 
In Hohenzollern, wo die für Gig- 
maringen maßgebenden direlten Steuern 
auch in Hechingen eingeführt waren ©. 67 
(85. 269) u. 8. 69 (65. 117), find 
die Grund⸗, Gefäll⸗ Gebäude» u. Gewerbe⸗ 
teuer gleichfalls zu Gunſten der Kom⸗ 
munalverbünde außer Hebung geſetzt und 
die fonfligen direften Steuer (Kapitalien-, 


Dienfivertrag« u. Hundefteuer) dur die 


allgemeine Eintommen« u. Ergänzungsfteuer 
($ 146 u. 147 d. W.) erjegt worden ©. 
00 (85. 252). — Die durch 8 2 gleich- 
falls außer Hebung gefegten Bergwerk⸗ 
feuern — die dent DBergregale ent- 
flamınten und nad) den auch in die neuen 
Brovinzen eingeführten Gefeten 51 (GS. 
261) u. 62 (GS. 351) mit 2 v. H. des 
Bruttoertrages erhoben wurden — werben 
nicht weiter veranlagt, find alſo ganz fort» 
gefallen. Heranziehung des Bergbaues zur 
Gewerbeſteuer $ 143 Abf. 2 Nr. 2 d. W. 
— Die Außerhebungſetzung erſtreckt ſich 
auf etwa 100 Mil. M., wovon je 40 auf 
die Grund⸗ u. Gebäudeſteuer und 20 auf 
die Gewerbefteuer entfallen. 

* Wahlrecht nady der Dreiklaſſeuordnung 
$ 43 Abſ. 42. W., zum Kreistage im 
Berbande der größeren Grundbeſitzer 8 80 
Abf. 3, Stimmredt in den Landgemeinde⸗ 
verfammlungen $ 78 Nr. 1 Abf. 8. Ber- 
theilung der Koften der Haudelskammern 
5 352 Abf. 3. Die Grund» u. Gebäude⸗ 
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Inge für die Gemeindebefteuerung dienen follen. Die Grund» und Gebäude- 
ftener und die Gewerbefteuer find infolge deſſen nur noch der Form nad 
Staatftexern, der Suche nad) Gemeindeiteuern, da ihre Erhebung den Ge- 
meinden anheimgeftellt ift?). ALS direkte Staatfteuern kommen dagegen außer 
der Wandergewerbefteuer ($ 144) und der Kifenbuhnabgabe ($ 145) nur 
noch Perfonenfteuern in Betradht und als ſolche ift, um die dem Staate mit 
der Neuregelung erwachſenden Ausfälle zu erjegen®), neben der feitherigen 
Einkommenſteuer ($ 146) eine Ergänzungfteuer neueingeführt ($ 147). 


8 138. 

bb) Die Verwaltung der direkten Steuern wird in der Zentral. 
ftelle von der zweiten Abtheilung des Finanzminifteriums, in der Provinzial« 
ftelle von den Finanzadtheilungen der Regierungen wahrgenommen’). In der 
örtlihen Verwaltung erſcheinen Beranlagung und Hebung von einander ge⸗ 
trennt. Die Beranlagung gefhieht durch die Kreis. und Gemeindebehörden 
unter ausgedehnter Mitwirkung von Kommifflonen, die aus Stenerpflichtigen 
oder Bertretern der Selbftverwaltungsförper zufammengefegt find. Die 
Hebung erfolgt jest überall durdy die Gemeinden (Gutsbezirke). Diefe find 
auc bezüglich der Staatjteuern zur unentgeltlihen Mitwirkung bei der Ber» 
anlagung und zur Hebung und Beitreibung verpflichtet !). | 

Befonders ift die Katafterverwaltung eingerichtet, die die Ver⸗ 
änderungen in die Grund» und ©ebäubefteuerbüder nachzutragen Hat 
(FZortfchreibung). In beftimmten, in der Regel mit den Kreifen zuſammen⸗ 
fallenden Bezirken find Katafterämter mit Katafterlontroleuren eingerichtet. Sie 
ftehen unter den Regierungen und dem Finanzminiſter. Bei erfteren find 
demgemäß je ein bis zmei Katafterinfpeltoren mit dem Nange der Regierungs- 
afjefjoren, bei letzterem ift ein Generalinfpeftor des Kataſters angeftellt !}). 


Reuerlatafter bilden ferner die Grundlage 
für die Grundbücher 5 208 Anm. 60. 

) G. 93 81; abmweihende Behand» 
dung der Betriebfteuer $ 143 Abf. 5 d. W 
— Die infolge der Ueberweiſung an die 
Gemeinden an gewordenen Aenderungen 
trifft ©. 93 6—10, ferner (Ver⸗ 
anlagung der n der Staaiſieuer be⸗ 
freiten Gemeindeſteuerpflichtigen Anm. 22, 
29 u. 38) $ 4 u. (Berpflihtung der 
Gemeinden zur unentgeltlihen Mitwirkung 
bei der Veranlagung fowie zur Hebung 
und Beitreibung diefer Steuern) 8 11, 
14, 15 u. 16 Abf. 1 


zöle an die Kommunalverbände (Gel. 
Huene 85 GS. 128) gedeckt daf. 8 28. 
»,847u57»®W.; Belin 8 57 
Anm. 39. 
».G. 93 8 16 fi. 2, V. 94 
(8S. 5) u. (Ergänzungfteuer) "Anm. 69 
u. 74. — Die ſtaatlichen Steuererheber 
in den weſtlichen und neuen Provinzen 
(KO. 41 GES. 29 u. G. 70 ES. 85 
$ 11) find damit fortgefallen. — Da die 
gleihen Grundſütze auch für die den 
Gemeinden überlaffenen Steuern gelten 
(Anm. 7), iR das Berfahren für Staat- 
u. Semeindefteuern einheitlih geordnet. — 


) Der übrige Ausfall (Anm. 5) wurde | Kontrole u. Berrechnung der Strafen, Koften 


durch erhöhte Erträge der Einkommenfteuer 
und duch den Fortfall der Ueberweiſung 


aus den Erträgen der Getreide» u. Vieh⸗ 


| u. Nachſteuern Anw. 16. März 95. 


1) Anm. 27 u. 33. — PrufungsO. 
für Katafterbeamte 17. Des. 92, für 
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b) Grund- und Gebäudeftenuer. 


8 139. 

aa) Einleitung. Die Grundfteuer bildet eine Ertragfteuer von dem 
nußboren Grund und Boden. Die genauere Ermittelung dieſes Ertrages 
fordert die befondere Vermeffung und Abſchätzung (Bonitirung) aller einzelnen 
Flächen und erfcheint vermöge ihres Umfanges und der damit verbundenen 
Koften nur für einen längeren Zeitraum ausführbar!?). Die Grundfteuer er- 
langt damit eine gewiſſe Stetigfeit!?), und durch dieſe hatten die älteren 
preußifhen Grundſteuern fih troß ihrer Ungleihmäßigfeit bis in bie neuere 
Zeit hinein behaupten können. Cine allgemeine Neuregelung erfolgte, nachdent 
fon vorher in den beiden weftlicden Provinzen die Umlegung der befonders 
drüdenden, während der Fremdherrſchaft aufgelegten Eteuern bewirkt war ’*), 
erft in neuerer Zeit!d). 

In ihrer weiteren Bedeutung umfaßt die Grundfteuer aud die mit Ge⸗ 
bäuden befette Fläche, und die Gebäudefteuer war früher von der übrigen 
Grundfteuer nicht gefchieden. Die in dem Gebäude hervortretende unlösbare 
Berbindung des Baukapitals mit dem Orundfapitale bietet indeß durch die 


große Veränderlichkeit des Werthes und durch die Nutzbarkeit des Grundftädes 


Landmeffer $ 341 Anm. 41 d. W.; Tages 
gelder u. Reifeloften 8 73 Anm. 58 d. 2 
— G&ebührentarif für Kataftlerauszlige 2 

Teb. 96, Kartenauszüge (außer Be eo 
u. Hofenzollern) 10. März 86, Fort⸗ 
ſchreibungen 15. Dez. 98 (in den Amts» 
blätten); Stempelfreiheit der Auszüge 
$ 152 Abf. 2 9. W. Die Fortfchreibungs- 
gebühren werden durch die Gerichtsfafien 
eingezogen Tar. 98 u. Bf. 99 (IMB. 9). 
— Die Generaldir. bes rheiniſch⸗weſtf. 
Kotafters (B. 64 GS. 683 $ 2) ift auf» 
gehoben AD. u. ZR. 71 (MB. 314). 

#2), Sn England beruht die Befteuerung 
des Grund und Bodens (land tax) auf 
einer oberflädliden Schätzung des durch 
den Pachtwerth angezeigten Grundein- 
fommene. Diefe Grundeintommenfteuer 
folgt Hier lebiglih den für die allgemeine 
income tax (Anm. 54) gegebenen Regeln. 
Den Gegenſatz bildet die auf Einzelver- 
meffung und Abſchätzung der Grundftüde 
berubende eigentlihe Grundſteuer (GOrund⸗ 
extragfteuer). — Die Ergebnifje der Er⸗ 
mittelung werden im Katafter (capitum 
registrum) zufammengefaßt, wie es zuerft 
in SDefterreih aufgeſtellt (censimento 
Milanese 1708—60) u. jpüter von Frank⸗ 
rei nachgeahmt wurde (1807). Bon bier 
ging die Einrichtung mit den der Fremd⸗ 
herrſchaft umterworfen gewefenen Landes⸗ 


theilen auf Preußen über, wo es demnädft 
(Anm. 15) zu allgemeiner @eltung gelangte. 

, Die Grundfteuer verliert dadurch im 
Laufe der Zeit die Natur der Steuer und 
wird, indem fie den Preis des einzelnen 
Grundftüde mitbefimmt, zur NReallaft. 
In diefem Sinne wurde in England die 
ältere Grundfteuer 1798 für ablösber 


erklürt. Seunoftenerentf@khigungen in 
Preußen 8 139 Abf. 3 
u) G. 39 (66. 50). Sie durch 9. 


44 (GS. 596) angeorbnete Revifion des 
Katafters wurde mit Rüdfiht auf die neue 
Srundfteuerregulirung wieder racgangis 
gemacht G. 26. Sept. 62 (GS. 386). 

2) Geſetze 21. Mai 61 betr.: 

a) Die Srunbfteucr von den Liegenfchafter 

(Anm. 2 

b) die Gehäunrener (Anm. 28). 

Einführung in Schl.⸗Holſtein B. 67 
(86. 548) u. (Aufhebung der älteren 
Steuern) V. 77 (GS. 129,, 81 (05: 
305), 82 (GS. 375), 83 (GS. 106), 85 
(GS. 170) u. 87 (GS. 183); in Lauen- 
burg ©. 75 (Wochenbl. 127 u. 171); in 
Hannover B. 67 (ES. 583), Jadegebiet 
©. 78 (86. 107) $ 55 Kurheſſen 8. 67 
(86. 538); Naſſau, Hefl.-Homburg uud 
großh. Heil. Theile V. 67 (GOS. 593), 
vormals baieriihde V. 67 (GS. 842); 
Kreis Meifenheim V. 77 (85. 761). — 
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als Wohnung fo wefentliche Abweichungen, daß bei entwidelterem Steuerwefen 
eine gefonderte Behandlung der Gebäudeſteuer unerläßlic geworden if. So 
find in Preußen alle mit Gebäuden befegten Flächen nebit zugehörigen Hof- 
ränmen und Haußgärten der eigentliden Grundfleuer entzogen und der Ge⸗ 
bäudefteuer unterworfen !®). 

Die für Aufhebung der Grunbdfteuerbefreiung gewährten Entfhäbdi- 
gungen??) mußten nad Außerhebungfegung der Grund» und Gebäubefteuer 
($ 137 Abſ. 3) zurüdgezahlt werden, foweit die Grundftüde nicht inzwiſchen 
durch ein läftiges Rechtsgeſchäft veräußert waren. Bei Bererbungen kam nur 
der Bruchtheil in Betracht, der mittelbar oder unmittelbar auf den zeitigen 
Eigenthümer vererbt war 18). Die Zurüdzahlung erfolgte in Kapital oder in 
einer — bei 3%, v. 9. Zins und Y, v. H. Tilgungsbeitrag — in 601% 
Jahren getilgten Nente!?). 


8 140. 

bb) Die Regelung der Grundftener i. e. &. (Grundfteuer von den 
Liegenſchaften)0) erfolgte unter Feltftellung einer Summe von indgefammt 
39600000 ME, die nad) Maßgabe des Reinertrags auf die einzelnen fteuer- 
pflihtigen Grundftüde vertheilt wurde (Kontingentirung)?)), — Befreiung 
genießen die dem Heiche, dem Staate und den Kommunalverbänden gehörenden 
und zu einem Öffentlichen Zwede oder Gebrauche beftimmten Grundftüde, Ver⸗ 
kehrs- und Deichanlagen, die den Kirchen, Unterricht, Gefängniß-, Armen⸗, 
Kranken» und Wohlthätigkeitsanftalten gehörenden und für deren Zwecke un- 
mittelbar benugten Grundftüde, fowie in dent feitherigen Umfange die Dienit- 
grundftäde der Geiftlihen, Kirchendiener und Volksſchullehrer?). — Den 
Reinertrag der Grundftüde bildet der bei Annahme einer gemeingewöhn- 
lichen Kultur und Bewirthſchaftung durchſchnittlich zu erzielende Rohertrag 
nah Abzug der Geminnungs- und Bewirtbihaftungstoften und der Zinfen des 
Gebäude- und Imventarienfapitald. Zu letterem gehört das forftlihe Be⸗ 


—— an die Gemeinden 8 137 


——* Beſondere Vorſchrift ‚für die weſtil. Prov., 


#) Bramfener®). (Anm. 20) 8 

”, &.61 (88. 327) u. 70 6 86) 
8 1, 15—17. 

2) G. * Be. 119) 8 17—22. 

) Daſ. 8 23—27. 

* —— 21. Mai 61 (GS. 
253). Nah Einführung in die neuen 
Prov. (Anm. 15) erging für diefe das 
Ausf®. 70 (SS. 85). — Lauenburg 8. 
77 (88. 229). — In Hohenzollern fand 
bislang nur eine Landesvermeflung für 
Hechingen ftatt &. 59 (65. 190) Anm. 5. 

2) Grundſt6. 8 3, 7 u. 8; ©. 67 
(88. 185) $ 1-31 u. 0.7082 — 


wo bie Bertheilung im Anſchluß an das 
vorhandene Katafter (Anm. 14) erfolgte, 
Grundſtõ. $ 9 u. B. 64 (©6. 683) 
8 1 u. 6. — Die in diefen Provinzen 
beftandenen Grundfteuerdedunge- u. Grund⸗ 
rd gpurden aufgehoben 

. 98 (86. 119) $ 6 

en Komäatg®. 93 (Be. 152) 8 24. 
Die danach auf den ganzen Staat auß- 
gevehnte KO. 34 (85. 87) erhält die 
kommunalen Realverpflihtungen aud) nad) 
fpäterer Erwerbung eines Grundſtückes zu 
Öffentlichen und gemeinnügigen Zweden 
aufredt. — grundſtade bes Reiches RO, 
73 (85. 113) $ 1. 
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trieb8-, nicht aber daB auf Meliorations⸗ oder Schutzaulagen verwendete 
Kapital. Der wirthſchaftliche Zuſammenhang mit anderen Grundftüden oder 
gewerblichen Anlagen wird ebenfo wenig berüdfitigt, wie das Borbandenfein 
von Realrechten oder Reallaſten. Die Ermittelung des Reinertrages bei Ber- 
anlagung der Örundfteuer erfolgte Freisweife durch Kommiſſionen Eingefeflener 
unter Leitung ſtaatlich ernannter Kommifjare??)., Die Koften der Crmittelung 
trug der Staat?*). 

Mit Abſchluß der Veranlagung, die bei der Grundſteuer fih zwiſchen 
9 und 10 v. H. des Reinertrages berechnete, wurde die Steuer in den Einzel» 
beträgen wie in der Geſammtſumme dauernd feftgeftelli. Die Ergebuiſſe find 
in gemeindemeife angelegten Flurbüdern und Mutterrollen zuſammen⸗ 
geftellt. In erfteren finden fi die Grundftüde nad) ihrer Tage, in leßteren 
nad) ihren Eigenthümern aufgeführt). 

Veränderungen der Grundfteuer (Ab- und Zugänge) finden nad Ab- 
fhluß der Veranlagung nur ftatt, wenn Steuergegenftände durch Eintritt der 
Steuerfreiheit, Heranziehung zur Gebäudefteuer, Eintritt bleibender Ertrags- 
unfähigfeit oder einer infolge von Ueberſchwemmungen herbeigeführten exheb- 
lichen und bleibenden Extragdverminderung oder duch Untergang ausfallen 
oder in umgelehrtem Falle neu Hinzutreten?®). Die Aenderung und die vor» 
kommenden Beſitzwechſel bilden den Gegenftand der Fortichreibung 27). 


8 141. 

cc) Bon der Gebäudeitener??) find die Königlichen Schlöffer und bie 
Gebäude befreit, die dem Reiche, dem Staate oder den Kommunalverbänden 
gehören und zu einem öffentlichen Dienfte oder Gebrauche beftinmt find, ferner 
die Kirchen, Unterrihte-, Gefängniß-, Armen⸗, Kranken» und gewiſſe Wohl⸗ 
thätigfeitöanftalten, fowie in dem feitherigen Umfange die Dienftmohnungen 
der Geiftlihen, Kirchendiener und Bolfsfdjullehrer?). Die Steuer it Duo» 
titätöfteuer ($ 134 Abf. 5) und beträgt bei Wohngebäuden 4, bei anderen 





=) GrundſtG. $ 6 nebft Amweifung. 325). — Erhaltung der Uebereinfimmung 


. =) &. 67 (GS. 826). der Katafler mit den Grunböhern | je zwei 
*) &. 67 (Anm. 21) 8 6—10 u. 8. | Bf. 77 (IMB. 103 u. 161), u. 86 (def. 
64 $ 15. 186 u, 233), 8f. 90 (daf. 109). 


*) Grundſt. $ 10 u. G. 89 (GS. ”) Sebäupdefteuerd. 21. Mai 61 
9). — Mit der Steuer (8 137 Abf. 3) | (OS. 217); Einf. in die neuen Prov. 
ſind auch deren Ausfälle auf die Gemeinden | Anm. 16. 
übergegangen, die auch lüber Erlaß oder =) Anm. 22. — Daneben muß die 
Ermäßigung entſcheiden ©. 98 (GS. 119) | Befreiung der landwirthſchaftlichen u. der 
& 11 Abi. 2. für VBrennmaterialien, Nohftoffe u. Zuge 

2) O. 67 (Anm. 21) 5 32-89. — | vieh beflimmten gewerbliden Gebäude 
Anw. I u. II (ausidl. —E 21. GebſtO. 8 37) als fortbeſtehend angeſehen 
Geb. 96. Koſtentragung G. 93 (GS. werden, da dieſe als ſchon durch die Grunb⸗ 
119) $ 14. — Fortichreibung bei land» 


u. Sewerbefteuer befteuert gelten. 
wirthich. Auseinanderfegungen &. 75 (GS. 


— — 
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Gebäuden 2 v. H. des jährlichen Nutungswerthes?9). Der Nutzungswerth 
wird ermittelt: 

1. m Städten und folden Ortſchaften, in denen entfpredhende Ber: 
miethungen vorkommen, nad dem mittleren durchſchnittlichen Mieths⸗ 
werthe der letten 10 Jahre, 

2. fonft duch SMlafleneintheilumg der Gebäude nad ihrer Größe, 
Bauart und Beichaffenheit in Berbindung mit den Gefammtver- 
hältniffen der zugehörigen ländlichen Beſitzungen und nutbaren Grunb- 
ſtücke 9). 

Die Einſchätzung erfolgt unter Aufficht des Finanzminiſters und der 
Regierungen dur Beranlagungsfommiffionen, die von den Kreistagen 
gewählt werden und unter dem Borfige ftnatliher Ausführungstommiffare 
zufammentreten®®). 

Die die Steuer beeinfluffenden Veränderungen müflen von dem Cigen- 
tbümer angezeigt werden. Diefe Ab- und Zugänge bilden mit den Befig- 
wechſeln den Gegenftand ber TFortfchreibung®®). 

Die Veranlagung wird alle 15 Jahre neu feftgeftellt®*). 
der lebten Feftftellung traten mit dem Jahre 1895 in Seraft. 


Die Ergebniffe 


c) Gewerbefteuer. 
8 142. 

aa) Ueberſicht. Die Gemwerbefteuer erfaßt zwei begrifflich verſchiedene, 
thatfächlich aber unldsbar mit einander verbundene Gegenftände, fle trifft 
neben dem zur weiteren Erzeugung werbend angelegten Kapitale auch die ge- 
werbliche Arbeit (Arbeitsverdienft, Unternehmergeminn), die dieſes Kapital erft 
befeben und fruditbringend machen muß. Sie bildet deshalb, obwohl an fid- 
Ertragfteuer, doch bereitd den Uebergang zur Einfommenfteuer, da die perſön⸗ 
liche Arbeit von den Steuerfubjelte nicht getrennt werben fann. 


”), Gef. S 4, 5. — Der Hundert» 
theilſatz ift wejentlich geringer bemeffen ale 
bei der Grundſteuer, weil von dem 


Nutzungswerthe die Ausbeſſerungs⸗ Ab- | 
21. 


nugunge- und VBerfiherungsfoften nicht 
abgezogen werben. 

a) Daf. 8 6—8. — Die erftere Be: 
flenerung erfcheint als Gebäudezins⸗, die 
leßtere als Gebäudeflafienfteuer. Beide 
find Gebäudefteuern und laſten als ſolche 
auf dem Hauseigenthümer. Die in Frank⸗ 
reih entflandene Miethfteuer (con- 
tribution des portes et fen&tres) bildet 
dagegen eine di infommensbeftenerung des 
Miethere, für deſſen Geſammteinkommen 
in der gezahlten Miethe ein Merkmal 





gefunden wird. In Deutfchland if fie 

nur als &emeindeftener einſtweilſen zu⸗ 

gelaſſen 8 77 Anm. 44 d. W. 

*8) GebſtE. Ss 9-13; Anm. 7. 

=) Gebfi®. 8 15-19. Amo. IITv. 
"geb. 96 (wie Anm. 27). Steuer- 

zugänge infolge von Neubauten oder Ver⸗ 

befferungen erfolgen mit Ablauf des Rech⸗ 


| nungsjahres (nicht mehr ber beiden folgenden 


Sahre 8 191), in dem fie eingetreten fd 

KomAbgb. 93 (EE.152) 8 26 Abi. 4 

Diefe Beränderungen find fpütefteus bis: 

30 Juni des folgenden Rechnungsjahres 

anzumelden &. 93 (88: 119) 8 8 Abf. 2. 
*) Beh. 8 20. 
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In Preußen erfolgte die Steuerentrichtung früher dur Loſung eines 
Gemwerbefheines?d). Diefe Form erſchien mit der demnächſt eingeführten 
Gewerbefreiheit nicht mehr vereinbar und wurde in betreff des ftehenden 
Gewerbes verlafien. Die Gewerbefteuer erjcheint feitdem nit mehr als 
Bedingung, fondern als folge des Gemwerbebetriebes (bb). Beibehalten wurde 
die Gemwerbefheinpfliht nur bei dem Wandergewerbe, deſſen Befteuerung 
Damit eine abweichende wurde (cc) und gleich der befonderen Befteuerung der 
Eifenbahnen (dd) dem Staate verblieb (8 137 Abf. 3). 


8 143. 

bb) In betreff der Stener vom fiehenden Gewerbe ift an Stelle 
der feitherigen Geſetzgebung, welche bis 1820 zurückreichte und trog zahlreicher 
Ergänzungen den veränderten Berhältniffen nit mehr eutfpradh, ein neues 
Gewerbefteuergefeg erlaffen. Diefes hat die nicht mehr zutreffende 
Unterfheidung nad den Arten des Gewerbebetriebed und nad ben Ortslafſen 
(Abtheilungen) aufgegeben, zugleich aber der neueren Entwidelung des Ge⸗ 
werbebetriebe® entiprechend durch Erleichterung der Heineren Gewerbetreibenden 
und ftärfere Heranziehung der größeren Betriebe eine gerechtere Bertheilung 
der Steuer ermöglicht®®). 

Gegenftand der Befteuerung find die in Preußen betriebenen ftehen- 
ben Gewerbe. Mehrere Betriebe derfelben Berfonen werben — abgefehen von 
der Betriebfteuer (Abf. 5) — als ein Gewerbe behandelt?”). Befreit find: 

1. die ausſchließlich oder hauptfählich gemeinnügigen öffentlichen Anftalten, 
während fonft alle Gewerbebetriebe des Staates, der Reichsbank, der 
fommunalen und anderen öffentlihen Verbände fteuerpflidhtig find; 

2. die Land- und Forſtwirthſchaft, Viehzucht, Jagd, Fiſchzucht, der Obft- 
und Weinbau einfchließlic der Molkerei und ähnlichen Genoſſenſchaften 
zur Berarbeitung und Verwerthung felbftgemonnener Erzeugniffe, mo- 
gegen Kunſt- und Handeldgärtner, gewerbömäßige Viehmäſter, Milch-, 
Obſt⸗ und Tifchereipächter, die VBrennereien, der Bergbau nebft der 
Ausbeutung von Torfſtichen, Kies- und ähnlihen Gruben, Stein- und 
Kalfbrühen der Steuer unterliegen; 

3. die amtliche, künſtleriſche, fchriftftellerifche, unterrichtende und erziehende 
Thätigleit (Aerzte, Rechtsanwälte, Land⸗ und Feldmeſſer, Markſcheider); 


—- 


*) Ed. 2. Nov. 10 (8 135 Anm. 11). | ”), Gwſt. 8 1, 2, 17—21 u. 38. 

) &ewerbefteuer®. 24. Yuni 91 | Ausf Anw. Art. 1-3, 12—14 u. 19. — 
(86. 205). Uebenveifung an die Ger | Zerlegung des Steuerſatzes der fiber 
meiden 8 187 Abſ. 3 u. (dev Betrieb» | mehrere Gemeindebezirte verbreiteten Be⸗ 
fteuer) an die Kreife $ 148 Abſ. 5 d. W. | triebe KomAtgG. 98 (GS. 152) 8 32 
Aueſ. Anw. 4. Nov. 95 (3 Theil). — | Abf. 1 u. $ 76. — Beſondere Gemeinde» 
Kom. v. Fuiſting (2. Aufl. Bel. 00, u. Gewerbefteuer für Waarenhäufer 8 774 
Lleinere Ausg. 95) u. Falkmann (3. Aufl. , Abf. 4. 
von Strug Berl. 98). 


Finanzen; Direlte Steuern. 8 143. 207 


4. Kredit: und Konfumvereine und Genoffenfhaften, foweit fie den Verkehr 
auf ihre Mitglieder beſchränken, feinen offenen Laden halten und bie 
Bertheilung ded Gewinnes oder des Bermögend bei der Auflöfung aus« 
fließen ®®) ; 

. der Marktverkehr ($ 354 Abf. 1); 

5. der Betrieb der Eifenbabnen mit Ausfchluß der Kleinbahnen ??). 

Die Beranlagung erfolgt in vier Klaffen, in welde die einzelnen Be- 
triebe nad der Höhe ihres Ertrages oder dem Werthe ihres Anlage- und Bes 
triebsfapitald® im abgelaufenen Geſchäftsjahre eingereiit werben. Betriebe 
unter 1500 M. Ertrag oder 3000 M. Kapital bleiben ganz frei. Beran- 
lagungsbezirte bilden in Klaſſe I die Provinzen, in Kaffe II die Regierungs⸗ 
bezirke, fonft die Kreife. Die Steuer beträgt in Klaſſe I ein v. H. des Er- 
trage in Stufen, welde um 48 M. Steuer (4800 M. Gemerbeertrag) 
fteigen. In Klaſſe II bis IV gefieht die Befteuerung — entſprecheud ber 
{don früher beftandenen und bewährten Einrichtung — nad) Mittelfäten. 
Dieferhalb bilden die Steuerpflitigen der einzelnen Klaſſen IL, III und IV 
in jedem Beranlagungsbezirke eine befondere Steuergefellfhaft. “Der von biefer 
aufzubringende Steuerbetrag wird dur; Bervielfahung des Mittelſatzes mit 
der Zahl der Gewerbebetreibenden gefunden, auf diefe aber innerhalb beftimmter 
Hoöchſt⸗ und Mindeftfäge nad) dem Umfange des Betriebes vertheilt‘°), — 
Die Beranlagung gefchieht durch Steuerausfhüfie. Ihre Mitglieder find 
in Maffe I zu 2), von den Provinzialausfchäfien zu wählen, während *, nebft 
dem Borfigenden vom fFinanzminifter ernannt wird. Im Klaſſe II bie IV 
beftehen die Ausſchüſſe aus einem Kommiffar der Regierung als Borfigendem 
und den von den Steuerpflictigen (Steuergeſellſchaft) auf drei Jahre zu 
wählenden Abgeordneten). — Die Gemerbetreibenden find ver- 


») uf. s 3—5 und KomAbgG. | fteuerung der Cifenbahnen $ 145 und 
8 28 Abf. 1 u. 2; Anw. Art. 4—11. (Kleinbahnen) 365 Abf. 4 d. W. 
*) KomAbg®. $ 28 af. 35 Ber | 
“ End. 8 6—14, 2824, Anw. Art. 15—18. — Steuerflaffen und 
Steuerfjätze ftellen fi wie folgt: 


Anlage- und Steuerſatz (M). 





Klafſe Gewerbeertrag Veiriebetapiial 
m. m. Mindef- | Mittel | Höchf- 
iv | 1500 bis auefchl. 4000 | 3000 bis ausſchl. 30000 4 | 16 | 36 
im | 4000 „ „2000030000 „ 1500001 32 : 80 ! 192 
11 120000 „ „ 50000|1500006isausfgt.iMitt.| 156 | 300 | 480 
I 50 000 od. mehr 1 Mil. od. mehr 1 v. H. des Ertrages. 
“) Gwft. 5 10, 15 u. (Uebergange- | De, —8 8 25—27; Berfaßren 
beit.) $ 16, ferner 8 46-50. Tage | 9—32. — Strafen der Verlegung des 


gelder, Reiſekoſten u. Gebühren 8 61, | —— — 5 72. — Anw. Art. 
Dekl. u. B. 94 (85. 93 u. 201), Be- | 20—4, 30—41. 
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pflihtet, Beginn und Ende des Gemerbebetriebes der Gemeindebehörde an- 
zuzeigen*?), auch auf Anfforberung des Gemeindevorftandes oder des Bor- 
figenden des Ausſchuſſes über gewiſſe thatfächliche Verhältniſſe ihres Gewerbe⸗ 
betriebed Auskunft zu ertheilen*?). 

As Rechtsmittel fiehen dem Steuerpfliitigen der Einſpruch bei dem 
Steuerausſchuſſe, gegen deſſen Entſcheidung die Berufung an die Regierung, 
und gegen deren Entſcheidung im {Falle der Gefegesverlegung die Beſchwerde 
beim Oberverwaltungsgeriääte zu. In Maffe I ift die Regierung am Sitze 
des Ausſchuſſes zuftändig. Die Frift beträgt für alle 3 Rechtsmittel 4 Wochen: 
Das Recht der Berufung hat auch ber Borfigende des Ausſchuſſes““). — 
Im Laufe des Steuerjahres kann die Steuer, wenn außerordentlihe Ereignifie 
den Betrieb weſentlich fhädigen, ermäßigt oder erlaffen werden*?). 

Neben der allgemeinen Gewerbefteuer ift eine befondere Betrieb- 
feuer für den Betrieb der Gaſtwirthſchaft, der Schankwirthſchaft ſowie bes 
Meinhandeld mit Branntwein oder Spiritus zu entrichten. Sie beträgt für 
Betriebe, die nah den allgemeinen Grunbfägen (Abf. 2) frei fein würben, 
10 M., fenft nah den 4 Gewerbeſteuerklaſſen 15, 25, 50 und 100 M. 
jährlih. Die Feſtſetzung erfolgt durch die Landräthe, in den Stadtkreiſen 
durch Die Gemeindevorftände; die Beſchwerde geht an die Regierung und ar 
den Winanzminifter. Die Betriebfteuer verfolgt — gleich der Wandergewerbe- 
ſteuer (8 144 d. W.) — zugleich polizeilihe Zwede. Sie ift deshalb gleich⸗ 
falls im voraus für das Jahr zu entriäten. Sie ift au nicht den Ge⸗ 
meinden überlaffen, die fie nur nad) Mafigabe des Bedarfes und befonderen 
Beſchluſſes erheben mürden, flieft vielmehr in ihrem vollen Betrage den 
Kreiſen zu*®). " 


8 144. 
ce) Die Entrihtung der Wandergewerbefteuer erfolgt durch Yöfung 
eines Gemwerbefcheines, da fie anderweit nicht genügend gefichert fein würdet”). 


GEwſtG. 5 52, 53, 56, 58, ©. 93 | berichte und Sahresabfchläffe der Regierumg 
(GS. 119) 810u. Vetergangsbeimmung) | einzureihen 8 28. — Strafen $ 71. 
Guf®. 8 57; Art. bis 29; | *) Daf. 8 85-37 u. 29, 80 u. 7& 
Strafe 8 70. — rt biefer Anfeige Fältt ı (8 75 aufgehoben &. 94 GS. 119 8 16). 
bie nach der GewO. der Gemeindebehörde , Am. Art. 42-45; 8 535. W. 
zu madende Anzeige ($ 341 Anm. 19), *) GwſtG. 8 44; Niederihlagung $ 46; 
zuſammen. Die Steuerpflicht beginnt und ©.93 88. 119) 811 Abf.2 u. Zufbefl. VI. 
endet mit dem auf bie Betriehseröffnung und : *) Enft®. 8 59—69; befondere Be⸗ 
Abmeldung folgenden Bierteljahre daf. 833, ; rüdfichtigung vorübergehenden Betriebes 
34. — Hebung $ 39 bie 43 u. Ann. 10. E 8 61, des Berlaufee von felbftgemonnenem 


“, Ewſt. $ 27, 54 (erg. &. 00.86. | Moft u. Wein $ 67, der Kaffeefchänfen 
294 8 13 a 8), 55 u. 56 u. (Ueber- | 88,0. (88. 119 $ 12 u. Ausf. Anw. 
gangebeftimmung) $ 57. Alle zur öffent- | B. März 94, erg. (Nictbeftenerung bee- 
lien Rechnungslegung verpflichteten ger | Kieinhanbeis mit denaturirtem Spiritus) 
werblichen Unternehmungen (juriftifche Ber- | Bf. 1. April 96. — Gemeindebefteuerung 
fonen, Atiengefellfchaften, eingetragene 7 8 7 Am. 4228. 

Gemofienfhaften) haben ihre Geihäfts- 3. Juli 76 (SS. 247) $ t 
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Die Gewerbefheinpflit fällt in der Regel mit der im polizeilichen Intereſſe 
für dieſen Gewerbebetrieb vorgefähriebenen Wandergewerbefeinpflihtt®) zu= 
fammen. Der Gewerbeſchein ift deshalb in der Regel mit dem Wander- 
gewerbefchein verbunden“). Die im voraus für das Kalenderjahr zu 
entrichtende Jahresſteuer beträgt regelmäßig 48 Mark, kann aber bei aus- 
gedehnterem Betriebe einzelner Gewerbe anf 72, 96 und 144 Marf erhöht 
oder bei geringerem Betriebe auf 36, 24, 18, 12 ımd 6 Mark ermäßigt 
werben >). 


8 145. 

dd) Die Eifenbahnabgabe wird nad) dem Neinertrage bemefien, wie 
er nad) den Ergebniſſen des Kalenderjahre® unter Abzug der Betriebs⸗ und 
Berwaltungsloften jowie der Beiträge zum Wefervefonds und zur Berzinfung 
und Tilgung der Anleihen feftgefiellt wird. Die Sätze werben fteigend bei 
einem Neinertrage bis 4 v. H. mit Yu, außerdem je von dem Mehrertrage 
über 4 bis 5 v. 9. mit Yo, über 5 bis 6 v. H. mit Y,, und über 6%. 9. 
mit 2),, erhoben. Diefer hohe, durchſchnittlich 10 v. H. des Ertrages dar- 
ftellende Steuerbetrag findet in der bevorzugten, dieſen Unternehmungen ein- 
geräumten Stellung feine Begründung). 

Der Ertrag, der anfänglid zum allmählihen Anlaufe der Privatbahnen 
verwendet werden follte, fließt jest zur Staatslafje??). Infolge der Ber- 
ftaatlihung aller wichtigeren Bahnen’?) hat die Steuer nur noch geringe 
Bedeutung. 


d) Einfommenfteuer‘t). 
8 146. 
Die direkte perſonliche Steuer mar in Preußen urfprünglid) Kopfſteuer 
und als Ergänzung für die in den Städten erhobene indirefte Verzehrungs⸗ 


bis 26, ($ 2, erg. ©. 96 GS. 273); Amv. | des Poftregals entfhädigen Eiſenbé. 38 
27. Aug. 96. — Beſondere Befteuerung | (GS. 505) $ 36—39 und wird durd) 
der Wanderlager durch die Kreife und | die Außerhebungfeßung der Ertragfteuern 
Gemeinden 8 774 Abi. 4 d. W.; fonft | (S 37 Abf. 3 d. W.) nicht berührt. ©. 
unterliegt das Wandergewerbe nicht der | für inlündifche Altiengejellichaften 55 (GE. 
Gemeindebeftenerung ©. 93 (GS. 152) | 449) u. 59 (GS. 243), für fonftige Eifen- 
5 28 Abi. 4. babıuen 67 (GS. 465). — Einf. in die 
”) 8 342 d. W. neuen Brov. V. 67 (GS. 1639). — 
6. 76 $ 6 Abſ. 5. — Eine Aus⸗Kleinbahnen find frei $ 365 Abſ. 4d. W. 
nahme bilden rohe, nicht ſelbſtgewonnene G. Gs. 243). 
Erzengniſſe der Land⸗ u. Forſtwirthſchaft, =) 5 365 Ab. 1d. B. . 
weiche gewerbefdein-, aber ug! wander- b *) —— allgemeinen —* 
ewer inpflichtig ſind daſ. 11 u. mmenfteuer i land. e mte 
—* 7 \ gis income tax Robert Peels (1842) trifft 
Pi G. 76 9 u. Berichtigung GS. 76 nicht das Geſammteinlommen der Perſon, 


ſondern das Einkommen in ſeinen Ou 
—— Die Abgabe ſollte urfpränglih den | das in 5 Gattungen (Grundeig enthum 
Staat für die Schmälerung der Ertrüge , und Grundgerechtigkeit; Bäckergeminm; 


Sue de Graid, Handbuch. 14. Aufl. 14 


— — — — — — ——— — — 
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ſteuer auf das platte Yand befhränft ($ 135 Abf. 3). Beides Hat fi im 
Laufe der Zeit vollftändig verloren. Die Berzehrungsabgabe wurde als Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer auf die großen und mittleren Städte beſchränkt (1820) 
und aud) aus dieſen bis zu ihrer Aufhebung?) mehr und mehr dur Die 
direkte Beftenerung verbrängt. Zugleich erfuhr die Perfonenfteuer eine mehr 
und mehr ind Kinzelne gehende Abftufung. Die Kopfiteuer wurde zur 
Klaffenfteuer mit einigen nach der Lebensitellung des Steuerpfliätigen unter- 
fihiedenen Klaſſen (1820). Auf diefe ift dann fpäter für Einfommen über 
3000 M. eine nah dem Einfommen abgeftufte Haffifizirte Einkommenſteuer 
aufgefett (1851). Hierauf hat diefe Einfommensermittelung aud) bei der Ber- 
anlagung der Klaſſenſteuer Eingang gefunden (1873). 

Ihren Abſchluß fand dieſe Entwidlung in dem neueften Eintonmen- 
fteuergefege, das Klaſſen- und Einkommenſteuer zu einer einheitlichen 
Einkommenſteuer verfhmolz und zugleich unter Erleichterung der minder be⸗ 
mittelten Bevölferungsfhichten und ftärkerer Heranziehung der großen Ein- 
fommen eine gerechtere Bertheilung der Steuerlaft durch zweckentſprechendere 
und eingehendere Ermittelung des Einkommens anftrebt®®). 

Die Steuerpflicht beftimmt fi bei der Einkommenſteuer gleichzeitig 
nah der Perfon des zu Beitenernden (Subjeft) und nad) dem ©egenftande 
der Beſteuerung (Objekt). Preußen und Angehörige anderer Bundesftaaten 
unterliegen ihr in dem durch die reichsgeſetzlichen Beltimmungen über die 
Doppelbeftenerung ($ 137 Abf. 2) bedingten Umfange Für erftere erlifcht 
die Steuerpflicht bei mehr al8 zmweijährigem Aufenthalte im Auslande. Aus: 
länder find fteuerpflichtig, fomeit fie in Preußen Wohnſitz haben oder ſich des 
Eriverbes wegen oder länger als ein Jahr aufhalten. Ohne Rüdfiht auf 
Staatdangehörigkeit, Wohnfig oder Aufenthalt unterliegen der Steuer alle 
Perfonen mit ihrem Einfommen aus den in Preußen gezahlten Gehältern 
und Benfionen und aus in Preußen belegenen Grundftüden, Gemerbe- und 
Handeldanlagen. — Außer den natürlichen (phyfifhen) Berfonen erftredt fi 
die Steuerpflicht auch auf Aktiengefellfchaften, Berggewerkſchaften, eingetragene 
Genoſſenſchaften, deren Gefhäftshetrieb über den Kreis der Mitglieder hinaus- 
geht, und auf Konfumvereine mit offenem Laden, fofern fie die Rechte 
juriftifcher Perfonen haben. Das Einkommen diefer Geſellſchaften beftimmt 
fih dur die Dividenden und fonftigen Gemwinnantheile, denen einerfeit3 die 
Beiträge zur Tilgung der Schulden oder des Grundlapitals, zur Verbeflerung 


Zinsgewinn; Gewerbe u. allgemeines Ein- . 


*) ©. 73 (66. 222). — Fortdauer ale 


fommen; Amtseinlommen) nad befonderen ; Gemeindeſteuer 8 77 Aum. 36 d. W. 


Regeln behandelt wird. Sie bildet eine 
lotaliſirte Einfommenfteuer, die als folde 
in der Kommmnalbefteuerung eine hervor⸗ 
ragende Bedeutung gewonnen hat 8 77 
Anm. 32. — Fuiſting, Geſchichtl. Ent- 
wicklung des preuß. Steuerwefens (Berl. 00). 


*, Einfommenfteuer®d. 24. Juni 
91 (GS. 175), Einf. in Hohenzollern 
Anm. 5. 8 82—84 aufgehoben G. 98 
(85. 134) $ 49 Abf. 4. Ausf.Amw. 
6. Zuli 00. — 8 134 Anm. 5 d. W. — 
Kom. dv. Fuiſting (5. Aufl. Berl. 00). 
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oder Geſchäftserweiterung und zum Reſervefonds zugefeßt, andererſeits zur 
Bermeidung der Doppelbefteuerung der Geſellſchaften 3'/, v. H. des Altien- 
Tapital8 abgerechnet werden. — Die Steuerpfliht beginnt mit einem Ein⸗ 
tommen von 900 M.5N). — ©egenftand der Befteuerung ift das reine Ein- 
tonnmen nad feinen Quellen als Kapital, Grundbefig mit Pacht und Miethe, 
Handel und Gewerbe mit Bergbau und fonftigen einen Gewinn bringenben 
Beſchäftigungen, Rechten und BVortheilen. Teftitehende Einnahmen und Aus» 
gaben werden nad ihrem Betrage, anderen nah dem Durchſchnitte der 
vorangegangenen drei Jahre berechnet. Die Veranlagung erfolgt nad) Haus- 
baltungen®). 

Die Steuerfäge bemift der dem Geſetz beigefügte Tarif im allgemeinen 
auf 3 v. 9. des Einfommend. Diefer Sat fällt jedoch bei Einfommen unter 
9500 M. (Degreffion) und fteigt bei folden über 30500 M. (Progreffton) 
518 zu einem Einfommen von 100000 M., mo eine A prozentige Befteuerung 
eintritt 9). 

Zu beſſerer Feftftellung der thatfählihen Erwerb, und Einfommens- 
verhältniffe find Steuererflärungen (Deklarationen) für die bereit mit 
mehr al8 3000 M. veranlagten und für die befonder8 dazu aufgefordeten 
Steuerpflichtigen vorgefährieben. In den Erklärungen ift neben den abzuziehenden 
Schulden und Laften das Einkommen nad feinen Quellen (Abf. 2) ge 
trennt aufzuführen. Soweit dieſes nur durd) Schäßung zu ermitteln ift, fann 
geftattet werden, daß ſtatt des Einkommens deſſen thatſächliche Unterlagen 
angegeben werden. Berfäumnifle ziehen den Berluft der Rechtsmittel und bei 
Nichterflärung auf wiederholte Aufforderung einen 25prozentigen Steuer- 
zuſchlag nad) ſich 9). 





”, Sinti. 8 1—5 nebſt Anw. Art. 
1, 2 u. 34, verb. EG. 8 12b, 16 u. 24 
Abſ. 2 nebſt Anm. Art. 26 u. 27. — 
Befreiung der Mitglieder des Königlichen u. 
des Hohenzollernfhen Fürftenhaufes $ 36 
Anm. 51 d. W., des ehemals hannover- 
ſchen, turheffiſchen u. naſſauiſchen Herrſcher⸗ 
Hauſes daſ. Anm. 59, der fremden Ge⸗ 
ſandtſchafts⸗ u. Ronfularbeamten 8 85 
Anm. 26, wodurch EG. 8 4 fortgefallen 
if, des Militärdienſteinkommens 8 98 
Abſ. 5 d. W. — Heranziehung der vormals 
Reichsunmittelbaren 8 36 Anm. 67 d. W. 
— Ausländer Anm. 4. — Beſondere 
Heranziehnng des Einkommens unter 900 M. 
zu Kommunalabgaben $ 77 Anm. 45 d. W. 
— Die Stantseinlommenfteuer der Altien- 
geſellſchaften u. ſ. w. (ſyſtematiſch) von 
Simon (Berl. 92). 

”, EG. 8 6—16, insbeſondere Begriff 
des Einkommens 8 78 u. Anw. At. 


3, Berüdfihtigung von Remunerationen 
u. fonfligen den Beamten herkömmlich zu 
beftimmten Zeiten gewährten Vergütungen 
3. 98 (MB. 258), abzugsfühige Beträge 
ES. 8 9 u. Amy. Art. 4, 24, 25 u. 43 
(Eebennerfcherungeprämmien 8 303 Anm. 
10 d. ®.), Berehnung EG. $ 10 n. 11 
u. Anw. Art. 5, 6 u. 423, Beftimmung 
nad den einzelnen Quellen €. $ 12—16 
u. Anw. Art. 7—23. 

», 5.8 17—19 u. Anw. Art. 45. — 
Insbeſondere Berüdfihtigung der Kinder- 
zahl EG. 8 18 u. Anw. At. 44, un⸗ 
günfliger wirtbfchaftlicher Verhältniffe EG. 


51 

9 Daſ. Ss 24—33 u. 38 Abſ. 2 nebft 
Anw. Art. 28—31, 50-54, 61 u. 
(Strafe unricdtiger Angabe) Ce. 8 66. 
— Die Einrihtung beftand bereits im 
Kgr. Sachen, in Baden, Sachfen- Weimar 
u. den Hanfeftädten. 
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Der Beranlagung geht eine Boremfhägung voraus. Voreinſchätzungs⸗ 
bezirke bilden grundfätlih die Gemeinden und Gutsbezirke, Beranlagungs- 
bezirfe die Kreife; doch können mehrere der erfteren zufammengelegt, auch 
innerhalb eines Kreiſes mehrere Beranlagungsbezirfe gebildet werden. “Die 
Mitglieder der Voreinſchätzungs- und der Veranlagungskommiſſion werden auf 
6 Yahre zum Heineren Theile von der Regierung ernannt, zum größeren von 
der Gemeinde und von dem Freistage gewählt. Den Borfig führen der Ge- 
meindevorftand und der Landrath oder ein befonderer Regierungslommiflar. 
Die Steuer für Einktommensbeträge bis 3000 M. wird von der Vor⸗ 
einfhätungsfonmiffion vorgeſchlagen und von dem BVorfigenden der Beran- 
lagungskommiſſion feftgeftellt. Im Falle der Beanftandung des Borjchlages 
und in Betreff der Einlommensbeträge über 3000 M. hat die Veranlagungs⸗ 
kommiſſion Beſchluß zu faffen®:). 

As Rechtsmittel ſteht dem Steuerpflidtigen wie dem Vorfigenden der 
Beranlagungsfommiffion innerhalb 4 Wochen die Berufung an die Berufungs- 
kommiſſion offen. Für jeden Regierungsbezirk wird eine Berufungskommiſſion 
gebildet. Die Mitglieder werden zum kleineren Theile einſchließlich des Vor⸗ 
figenden vom Finanzminifter ernannt, zum größeren von dem Provinzialaus- 
ſchuſſe aus den Bezirkseinwohnern auf 6 Jahre gewählt”). — Gegen die Ent- 
ſcheidungen der Berufungstommifflon ift im Falle der Gefegesverlegung die 
Beſchwerde bein Dberverwaltungsgerichte zugelafien®)., — Innerhalb des 
Steuerjahres kann die Steuer bei Erbesanfällen erhöht und bei Verminderung 
des Einkommens um mehr als den vierten Theil infolge des Wegfalles einer 
Einnahmequelle oder aufergewöhnlicher Unglüdsfälle ermäßigt werden). — 
Gegen die Verſäumniß von Ausſchlußfriſten infolge unabwendbarer Zufälle ift 
die Wiedereinfegung in den vorigen Stand zugelafien ®%). 

Die Hebung erfolgt in Bierteljahrstheilen unentgeltlih durch die Ge⸗ 
meinde*®). Unterlaſſene oder unrichtige Angaben find mit Strafe bebroht”). 


“), EG. 8 31—39, 78 u. Anm. Art. | 428\. 


40, 41, 46—49, 5561, GeihäftsD. der 
Kommifflon co. 8 50-54 u. Anw. At. 
68—71, Strafe der Sertegung des Dienſt⸗ 
geheimniffes 28. 869 u. 70; 8 71 if 
aufgehoben &. 93 (88. 119) 8 16; 
Zogegelber, Reifeloften u. Gebuͤhren $ 72, 
Dell. B. % (88. 93 u. 201). 
Dienfverhälteiß des Borfitenden zu den 
Gemeinde- u. Sutsnorftänden 3. 94 (MB. 
% ©. 12). — Ort der Beranlagung 
EG. 8 20, un. Art. 35, Borbereitung 
20. 8 21— Anw. Art. 36 bis 39 

u. (Strafe) 20 868, Oberauffiht 8 55. 
— Mittheilungen der Amtsgerihte EG. 
8 86, Bf. d. —2 94 (IJMB. 314), 
95 (daf. 268), 96 (daf. 364) u. 00 (daf. 


— ee Mitwirkung der 
Gemeinden $ 188 Abf. 12. ®. 

e) EG. $ 40—48, 68, 71, 78 u. 79 
u. Anw. kt. 62—67; Geſchufto⸗O. 
Tagegelder, Reiſekoſten u. Dienſtwwerhältuiß 
des Vorſitzenden wie vor. Anm. 

=, 68. 8 4-49; 8582. W. 

3 EG. 5 56-61. — Niederfglagung 


8 64 

“) "Ergänzungftener®. (Anm. 68) 8 47. 
Die Vorſchrift ift der für das Berwaltung- 
fireitverfahren gegebenen ($ 59 Anm. 73 
d. W.) nachgebildet. 

*, EinMS. 8 63-64, Anw. Art. 81 
bis 88. — 8 138 Abf. 12.8. 

, Einkſt&. 866, 68u.70, Anw. Art.84. 
Nachzahlung 8 67 u. 80, Anw. Art. 85. 
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e) Ergänzungfteuer. 
8 147. 
Die Ergänzungfteuer ift eine Vermögenfteuer. Sie ergänzt nicht allein 
den Ausfall, den der Staat mit der Ueberweiſung der Ertragfteuern an die 
Gemeinden erlitten hat ($ 137 Abf. 3 d. W.), fondern auch die Einkommen⸗ 
ftener, indem fie die an fidh fteuerfähigen, aber der Liebhaberei oder der 
Spekulation wegen ertraglos gelafjenen Bermögensftüde (Parks, Baugrund- 
ftüde) trifft und zugleih eine Vorbelaftung des Beſitzeinkommens vor dem 
Arbeitseinlommen ($ 134 Abf. 3) ermöglidt. Bor den Ertragfteuern gewährt 
fie den Vorzug, daß fie da8 Gefammtvermögen, mithin aud die Schulden 
berüdfiähtigt 9). 
Die Steuerpfliäht erftredt fi) auf alle einfonmenfteuerpflichtigen ($ 146 
Abſ. 3), natürlichen (phyſiſchen) Perfonen nad dem Geſammtwerthe des von 
ihnen und ihren Haushaltungsangehörigen befeffenen Vermögens, welches die 
in Preußen belegenen Grundſtücke nebft Zubehör, das Bergwerkseigenthum, bie 
Nießbranchs⸗ und fonftigen in Geld ſchätzbaren Rechte und Gerechtigkeiten, 
ferner die in Preußen verwendeten Anlage» und Betriebsfapitalien und endlich 
das fonftige Kapitalvermögen (baares Geld, Wertbpapiere und Forderungen) 
umfaßt. Außer den einfommenfteuerpflichtigen find ferner ohne Rüdfiht auf 
Stantsangehörigleit, Wohnfig oder Aufenthalt alle natürlichen Perfonen nad 
dem Werthe ihres preußiichen Grundbefiges, Anlage» und Betriebstapitales 
ſteuerpflichtig. Bon diefem Altivvermögen fommen die Schulden in Abzug. 
Dewegliche törperlide Sachen (Möbel, Hausgeräth), die nicht als Zubehör 
eines Grundſtückes oder als Beftandtheile eines Anlage» oder Betriebskapitale® 
anzufehen find, bleiben ebenfo außer Anfas, wie das zu den laufenden Aus- 
gaben beftimmte baare Geld und andererfeitd die Haushaltungſchulden. 
Stenerfrei bleiben Heine Vermögen bie zu 6000 M., ferner die Vermögen bis 
20000 M., fomweit fie kein Einkommen über 900 M. (8 146 Abf. 3) ge 
währen, oder bei einem Einfommen bis zu 1200 M. weiblichen, zur Unter⸗ 
Saltung minderjähriger Angehöriger verpflichteten Perfonen oder vaterlofen 
minderjährigen Waifen gehören ®). 


) Ergänzungfteuer®. 14. Juli Schätzung erfolgt nad bem ‚gemeinen, 
3 (868. 134), Einf. in Hohenzollern ' | d. h. bemjenigen Werthe, den ein Gegen⸗ 
Anm. 5. Ausf. Amo. 6. Juli 00. — | fand für jeden Beſitzer haben kann; der 
Dei Bertheilung öffentlider Laften nad | durch befondere Umſtände bedingte außer⸗ 
dem Maßſtabe der direkten Steuern bleibt | orbentlihe und der aus zufälligen Eigen⸗ 
die „u Tuänzungfleuer außer Anſatz Erg®. | fhaften oder Berhältnifien entſtehende 
$ 51. — Kom. v. Beifting (Berl. 99) u. | Werth der befonderen Vorliebe bleibt ım- 
tra (8. Aufl. Berl. 95). berüdficgtigt. — Die Gemeinden (Guts⸗ 

” Erb. 8 2—17, (insbe. Werth | bezirke) Haben umentgeltlih mitzuwirken 
beftimmung 8 9—16, | Erg.® 8 45 Abf. 1. 

8 17), Am. Art. 1-18. — Die 
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Der Steuerfat beträgt unter befonderen Ermäßigungen für Vermögen 
bis zu 32000 M. !, von Taufend des gemeinen Werthed. Diefer Sat bilder 
die untere Grenze der Steuerftufen?”). 

Die Beranlagung fließt fih im Betreff der Unterlagen, des Ver⸗ 
fahrende und der Organe eng an die der Einfommenfteuer an. Eine Bor: 
einfhägung findet jedoch nicht ftatt, wogegen für die Werthermittelung ein 
Schaͤtzungsausſchuß ans dem Borfigenden der Veranlagungskommiſſion, 
mindeftend zwei von der leßteren ans ihrer Mitte abgeorbneten und ziset 
fländigen, durch die Regierung ernannten Mitgliedern gebildet wird. Die 
Steuerpfliätigen find zur Bermögensanzeige bereihtigt, an deren thatſächliche 
Angaben die Kommilfion in foweit gebunden ift, als feine Beanftandung er- 
folgt’). Der Beranlagungszeitraum beträgt 3 Iahre’®). 

Die KRehtsmittel (Berufung und Befchwerde) entſprechen den für die 
Einfommenfteuer gegebenen Beftinnmungen und das Gleiche gilt von der 
BWiedereinfegung in den vorigen Stand ’®), fowie von der Erhebung und den 
Strafen”). 


3. Iudirekte Steuern, 
a) Indirefte Steuern überhaupt. 
$ 148, 
aa) Ueberſicht. Die Merkmale, nad) denen die indirelte Steuer ſich 
beftinunt, find der Berfehr und der Berbrauh (8 134 Abſ. 2), Für den 
Verkehr hat ſich feit Anfang des Jahrhunderts im Stempel eine allgemeine 
Erhebungsform ausgebildet (b). Die Verbrauchsgegenſtände verſchwinden da⸗ 
gegen mit dem Berbrauche und find damit jeder ferneren Ueberwachung ent⸗ 
ri. Für diefe mußte eine andere Form gefunden werden, die ohne allzu⸗ 
große Beläftigung und ohne unverhältnigmäßige Erhebungsfoften ausreichende 
Ueberwachungsmittel bot. Die Erhebung war deshalb auf einen Zeitpimft zu 
verlegen, in dem die beim Verbrauche ſehr vielfältig vertheilten ſteuerbaren 
Segenftände ſich noch ungetheilt in größeren Mengen bei einander finden. Im 





”) rg. ©. $ 18, 19; Anw. $ 19—21. 
— Eine Herabfegung oder Erhöhung des 
Satzes war für den Fall vorgefehen, daß 
das Ergebniß der erfien Veranlagung von 
dem veranfchlagten Betrage (35 Mil. M.) 
erbebfih abweihe EG. 8 48 u. 50 u. die 
Süße find demgemäß unter entiprecdhender 
Abrundung um Ba ‚2 Bf. für jede M. erhöht 


B. #5 (GS. 

— —** 32 u. 46, Anw. 
Art. 22—44 u. 52, (insbef. Schätzungs⸗ 
eusihuß ES. $ 23, Anw. Art. 83—85, 
Bermögensanzeige co. 8 26 u. 30, Anm. 
Art. 83—88). Die für die Einfommen- 


fteuer-Beranlagungslommiffion maßgeben- 
den Beflimmungen über Tagegelder und 
Reiſeloſten (Anm. 61) gelten aud für den 
Bea. Erg.G. 8 45 Abf. 5 u. 
8. 94 (86 

”) rg. ©. N 37 Abi. 1. 

”), Erg. G. 8 33—86, 47 u. (Koſten⸗ 
erftattung) 5 45 Abf. 2 u. 3; Anm. Art. 
45—51; verb. 8 146 Abſ. 7 .®. Ber- 
änderungen während des Beraulagunge- 
zeitraumes 8 38—41. 

*) Erg. $ 42 —44 u. 46; verb. $ 146 
Abi. 8 d. W. 
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Berkehre mit dem Auslande bot fi diefer Zeitpunkt bei Ueberfchreitung der 
Grenze. So entwidelten fi) aus dem Zollregale ($ 130) die Grenzzölle, 
die fi) allgemein bis auf den heutigen Tag erhalten haben (c). Aehnliche 
Abgaben entflanden zwar aud im inneren Berlehre ale Thorfteuer (Acciſe, 
Oktroi); diefe waren aber ihrer Natur nach auf die größeren Städte beſchränkt 
und felbit in diefen für den Verkehr fo läftig, daß fie meift wieder befeitigt 
find. Die Steuererhebimg von den im Inlande erzeugten Berbrauchdgegen- 
ſtänden ſchloß ſich deßhalb an die Herftellung an, die der Staat ſich entweder 
ausſchließlich ſelbſt vorbehielt (Monopol) oder im Privatverlehre überwachte 
und befteuerte (Fabrikationsſteuerſ. In Deutihland find im Imtereffe der 
gewerblichen Freiheit alle Monopole befeitigt; e8 fommen fomit neben Stempeln 
und Orenzzöllen als innere Berbraudfteuern nur Fabrilationftenern in 
Beirat (d). 

Die Scheidung der Grenzzölle von den inneren Verbrauchſteuern ift hier- 
nad) eine nur Außerliche, durch die Art der Erhebung bedingte. Ihre Gegen- 
fände find, foweit deren Herftellung überhaupt im Inlande ftattfindet, dieſelben 
umd beide Abgaben zerfallen nad diefen in Genußmittel» und Lebens 
mittelfteuern. Die Genußmittelfteuern find wefentli Lurusfteuern. Sie 
fließen fi der Wohlhabenheit der Beitenerten an und find demgemäß einer 
ftarten, nur dur die Rüdfiht auf den finanziellen Erfolg bedingten An⸗ 
fpannung fähig. Ihre wichtigſten Gegenflände find im Auslandverlehre die 
Rolonialwaaren, im inneren Verkehre die Getränke Branntwen (8 159) umd 
Bier ($ 160)?), der Tabak ($ 161) und der KRübenzuder ($ 162). Die 
Lebensmittelfteuern treffen dagegen ohne ſolche Abftufung aud) die minder wohl⸗ 
habenden Klaſſen. Durch die indirelte Erbebungsform wird ihr Drud zwar 
weſentlich abgeſchwächt, im Uebrigen ſprechen aber dieſelben volkswirthſchaft⸗ 
lichen und ſozialpolitiſchen Gründe gegen ſie, wie gegen die Beſteuerung der 
fapitallofen Arbeit ($ 134 Abſ. 4 und 8 146 Abſ. 2). In Deutſchland find 
fie bis auf die Salzſtener abgeſchafft, und auch diefe Hat bedeutende Er- 
mäßigungen erfahren ($ 163)?). 


ı) Eine dritte Getränfefteuer bildete die ; befonders üppig entfaltet. Die örtlichen, 
burh G. 65 (88. 265) wieder befeitigte | auf die Lebensmittel gelegten Steuern 
Weinſteuer. | (oetrois), die ſchon während der Revolution 

7) Die wieder eingeführten Getreide» , wieder eingeführt waren, bilden die Haupt⸗ 
u. Biebzölle (8 157 Abſ. 2 Nr. 1) find | quelle der Gemeindewirthſchaft und find 
ihrem Weſen nah Schutzölle — Inent- ſeitdem aud für den Etaat in immer 
fiedenem Gegenſatze fliehen Englands u. | weiterem Umfange nutbar gemadt. Da⸗ 
Frankreichs Steuerſyſteme. Eugland Hat | neben befteht das hohe enregistrement 
fewohl die Monopole als die Lebensmittel- | (Anm. 17) und das Monopol auf Tabak 
feuern befeitigt, die indirelte Befteuerung | ($ 161 Anm. 22), Gchießpulver und 
auf nur wenige Genußmittel beſchränkt Schwefelholzer. — Die in beiden Ländern 
und aud bezüglich diefer alle örtlichen | ſehr hohen indirelten Steuern find fomit 
Steuern ausgeſchloſſen. — In Frankreich in England möglich intenfiv, in Frank⸗ 
haben fi) dagegen die indireften Steuern | reich möglicht ertenfiv angelegt. 
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- 8 149. 

bb) Uebergang anf dad Reich. Die Grenzzölle ftehen mit der 
Handels» und Gewerbepolitit im engen Zufammenhange ($ 156) und Tünnen 
ihrer Natur na nur für ein größeres, abgerundetet Gebiet erhoben werben. 
Die einzelnen deutſchen Staaten erfchienen hierzu nicht geeignet. Die Erhebung 
der Zölle ımd der mit ihnen in Verbindung ftehenden Berbraudifteuern wurde 
deßhalb über Die engeren Grenzen der Einzelftaaten hinausgeführt, um im Zoll⸗ 
bereine ein erweitertes und zwedentfprechenderes Gebiet zu erhalten ($ 5 Abf. 1). 
Das Deutfhe Reich, für weldes außerdem das Interefie der Beſchaffung 
eigener Einnahmen hinzutrat, gab diefem Verhältniß eine feftere und dauernde 
Geftaltung?) und übt die Gefeßgebung Über Zölle und Berbraudifteuern aus- 
fhließlih aus. Hamburg und Bremen find dem Zollverbande erft im Jahre 
1888 unter Belafjung eines beſchränkten Freihafengebietes angefchloflen morben®). 
Ausgenommen find nur noch Baiern, Württemberg, Baden und Elfaß-Loth- 
ringen in Betreff der Braufteuer?). Die indirekte Beſteuerung ift damit in 
der Hauptſache auf das Reich übergegangen. Nur die Stempelfteuer verblieb 
den Einzelſtaaten, doch gelangten auch von diefer nad) einander die Wechſel⸗, 
Börfen- und Spielfartenftenern an das Reich ($ 154, 155). 

Als Reifteuern kommen demnach die Wechſel⸗ Börfen und Spiel- 
fartenftempelfteuern, die Grenzzölle und die vom Branntwein, Bier, Tabal, 
Zucker und Salz erhobenen Berbraudfteuern in Betracht. Die Ordnung diefer 
Steuern ift Sache der Reichsgeſetzgebung. Ihre Erträge fließen in die Reichs⸗ 
fafie, ihre Erhebung und Verwaltung erfolgt jedoh durch die Kinzelftaaten, 
die fomit die indireften Reich⸗ und Staatfteuern gemeinfam erheben und ver- 
walten können). In Bezug auf die Keichfteuern findet eine gegenfeitige Ueber⸗ 
wachung flatt durch Reichsbevollmächtigte, die den Provinzial-, und durch 
Stationskontrolleure, welche den Örtlihden Behörden beigeordnet find’). 


2) Bollnertr. 8. Juli 67 (BGBL. 81) 
u. RBerf. Art. 70 u. 38, 35 Abf. 1 u. 
40; der Vertrag, auf den Art. 40 der 
RVerf. bimweift, ift dadurch, foweit er 
nicht dur Beſtimmungen der RBerf. auf- 
gehoben oder erjetst wird, zu einem Be⸗ 
ftandtheile dieſer Verfaſſung geworden; 
Aenderung bes Art. 51 G. 85 (RGEB. 109). 
— Im Zollverbande ſtehen außerdem das 
nicht zum Reiche gehörige Großh. Luxremburg 
Bertr. 72 (RGB. 330) 8 14 n. die äfter: 


zeihtien Gemeinden Jungholz und Mittel 


berg Bertr. 90 (RGB. 91 S. 59); ausge- 
ftoffen it Helgoland ©. H(RGB. BOT) SR. 

RVerf. Art. 345 Hamburg ©. 82 
(REB. 39) $ 1, (Beitrag des Reiches zu 
den Serfekungetoten 8 2—4); Bremen 
©. 85 (RGB. 79). 


) RVerf. Art. 35 Abſ. 2; Zahlung 
bon Averſen 8 167 Abf. 3 0. W.; Ueber⸗ 
gangsabgaben 8 160 Abf. 2 — Dem 
bairifhen Zollverwaltungsgebiete find die 
von Baiern umfdloffenen thüringifchen 
Gebiete Oſtheim und Königsberg zugelegt. 
— Anſchluß der füddentihen Staaten an 
die Branntiveinfteuergemeinihaft $ 159 
Anm. 4 d. W. 

9) Verfahren bei der Abführung ZR. 
76 (MB. 117). — Der Ertrag der in⸗ 
direften Steuern ſtellt ſich (1900) für das 
—53F auf 856,1, für Preußen auf 48,3 

i 

”) — Art. 36; Rang 8 70 Anm. 
19 d. W.; Tagegelder und Reifeloften 
IR. 76 (MB. 117). 
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cc) Der Verwaltung der indireften Steuern in Preußen haben bie 
freie Stadt Kübel und die Fürftenthüner Lippe und Walde nebft einigen 
oldenburgifhen?) und hanſeatiſchen Gebietstheilen fi angeſchloſſen. Außerdem 
find die ſächſiſch⸗thüringiſchen Staaten mit den anfloßenden preußiſchen Ge⸗ 
bieten zum thüringiſchen Zoll» und Steuerpereine zufanmengetreten, 
ännerhalb deflen diefe Abgaben gemeinfam unter einem von Preußen ernannten 
Generaldirektor verwaltet werden?). 

Die indirefte Steuerverwaltung ift von den übrigen Verwaltungszweigen: 
völlig gefondert. Die Zentralvermaltung wird von der dritten Abtheilung des 
Finanzminiſteriums und die Provinzialverwaltung von den Provinzialftener- 
Direktionen wahrgenommen!) Die Einrichtung der letzteren ift bureau⸗ 
mäßig!!); an ihrer Spige ftehen Provinzialftenerdireltoren!?). Ihre örtlichen 
Bermaltungsorgane bilden die Hauptzoll» und Hauptfteuerämter und unter 
dieſen die Stenerämter und Salzfteuerämter erſter und zweiter Mafje!®). Die 
Bermaltung der Berfehrsabgaben und die damit zufammenhängende Vermeſſung 
der Flußſchiffe ift auf die Bauvermaltung übergegangen ($ 360 Abf. 1). 

Die Grenz» und Steuerauffihtsbeamten haben das Net zur 
Bornahme von Haus- und Körperdurdhfudgungen ’*) und zum Waffengebraudge 1°). 

As Strafverfahren bei Zumiderhandlungen in allen Zoll» und in- 
direften Steuerfadhen ift das ſchon früher angewendete und wegen der Einfach⸗ 
heit, Schnelligkeit und Billigkeit bewährte Unterwerfungs (Submifftons) ver- 
fahren durch Geſetz einheitlich geregelt worden. Der Beſchuldigte kann fi 
dem Strafbefcheide der Steuerbehörde fogleih unterwerfen oder Beſchwerde 





) Bel. 79 (85. 567). 
) Btr. 89 (SS. 90 S. 13). Die 
Fa Fa diefe Abmachungen beftehen 
” Diele wiiben feit 1823 allmählich, 
zulegt für Brandenburg (AE. 75 88. 76 
&. 167), eingeführt, während urſprunglich 
das geſammte Stenerweſen den Regie⸗ 
se übertragen war Regmftr. 17 
248) 8 81. Den Geſchäftebezirk 
die Provinzen: doch find die Kreiſe 
Schmallalden und Afeld zu Sachſen. der 
Kr. Rinteln (ebenfo wie die Lippifchen 
Fürftenthümer und Walde) zu Weftfalen 
und der Kr. Weblar zu Heffen gelent. 
Die Site der Provinzialfteuerdirektionen 
find bis anf Berlin, Altona u. Köln die 
der — Ueberſicht zu 8 55 


Anm. 1 
") D. 24 (RA. VIII 1005) u. Geſch. 
25 (daf. IX 821) II C Abf. 2. 


Am. 
Amahme von Supemumerarien 8 68 


Anm. 18 und von Hülfsarbeitern ZR. 74 
(MB. 297). 

2) Die Mitglieder bedürfen der Be⸗ 
fähigung zum höheren Verwaltungs» oder 
Zuftizdienfte neben praktiſcher Vorbereitung 
in der Steuerverwaltung G. 79 (GS. 
160) $ 10. Rang $ 70 Anm. 15. 

, Bereinszoll®. 69 (BGBl. 317) 8 18, 
128, 131 u. 133. — Verzeichniß 38. 
87 ©. 188. 

*) 83019. 8 19, 126, 127, 129 u. 
132. — Uniformirung $ 70 Anm. 40. 
— Unabkommlichkeit bei Einberufung zum 
Militär 8 91 d. W. — Tagegelder $ 73 
Aum. 53. 

u) G. 34 (6. 83. Das ©., defien 
8 1—7 u. 13 in Säl.-Holftein eingeführt 
wurden (®. 67 ©&. 1265 $ 1 u. 21) 
und die entſprechend im Zollvereinsgebiete 
maßgebenden Grundſaͤtze (&. 38 ©S. 34 
8 27) find noch anwendbar VBZoA®. 8 19. 
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oder Antrag auf gerichtliche Entfcheidung dagegen erheben. Bei Umwandlung 
einer Geld- in eine Gefängnifftrafe ift das Gericht zuftändig!®): 


b) Stempelfteuer. 
g 181. 

aa) Einleitung. Der Stempel bildet eine billige, praftifde und darum 
beliebte Steuererhebungsform. Seine Hauptanwendung findet er bei den von 
Berichrsgefchäften erhobenen Eteuern und diefe werden deßhalb ſelbſt ale 
Stempelfteuer bezeichnet ??). Daneben werben auch einzelne Verbrauchſteuern 
und Gebühren in diefer Form erhoben !®). 

Neben der allgemeinen Etempelfleuer (bb) wurden befonders geregelt der 
Erbſchaftſtempel (cc), der Wechſel- und Börfenftempel (dd) und der Epiel- 
fartenftempel (ee), die beiden legteren als Reichfteuern. Zeitungs und Ralender- 
ftempelfteuern find befeitigt'?). 

Die Berwaltung des Stempelmefend erfolgt überall dur die 
vorher ($ 150) aufgeführten Behörden. Bei deu Provinzialfteuerbireftioner 
find zur befonderen Auffiht Erbſchaft- und Etempelftenerämter ein- 
gerichtet, die zur Einfihtnahme aller Verhandlungen der Behörden, Beamten 
(au) der Notare), Aktien- und ähnlichen Geſellſchaften (K 309), der ein- 
getragenen Genoſſenſchaften, Gewerkſchaften, Berfiherungsgefellihaften auf 
Segenfeitigfeit und Auktionatoren berechtigt find. Auferdem haben alle Staats- 
und Kommmmalbehörden und Beamten die Stempelverwendung ſowohl felbit 


zu beachten, als Zuwiderhandlungen Dritter zur Anzeige zu bringen 0). 


“) &. 26. Yuli 97 (GS. 337), Augf.- 
Vorſchr. 97 (IMDB. 249), Nr. 9 neugefaßt 
Bel. 99 (IMDB. 123); 8 136 Abi. 6 u. 
1983 d. ®. Das ©. ift anwendbar auf 
Gemeinde, Schlacht⸗ und Wildpretfteuer, 
foweit diefe vom Staate erhoben wird 
8 58, u. auf Waarenbezeichnungen $ 59 
($ 861 Abi. 8 d. W.), nicht aber anf 
Orbnungftrafen in Stempelſachen gegen 
Beamte und Notare (Anm. 38). — Nieder- 
ſchlagung und Milderung der Strafen AE. 
97 (GS. 402), Ausf. 97 (IMDB. 266). 

) Der Stempel kam im 17. Jahre 
hundert in Holland auf. In Breußen 
fand er 1685 Eingang u. 1810 (8 135 
Anm. 11) u. 18223 eine burdgreifende 
Neuregelung. — Die Regiftrirungsadgabe 
(enregistrement) if franzöfifhen Ur⸗ 
fprungs (1790), wurde fpäter in Stalien 
(1861) u. Oeſterreich (1876) eingeführt 
und befteht and in Eif.-Lothringen, wo es 
jedoch durch das Stempel®. 97 (EB. f. 
&-2. 47) erheblich eingefchräntt if. Die 
zivifrechtlihe Vorſchrift, wonach gewiffe 


Rechtsgeſchäfte zur Erlangung eines fihern 
Datums der Öffentlihen Cintragung be⸗ 
dürfen (Franz. GB. Art. 1328), iſt dur 
Ausdehnung diefer Eintragung über ihren 
Zweck und dur Belaftung mit einer hoben 
Abgabe zu einer ergiebigen Finanzquelle 
geworden. Die Abgabe erfcheint ſonach 
nit als Gebühr, fonbern als Steuer. — 
Aufhebung in der Rheinprovinz & 2 
(88. 57) 8 1 u. 24 (GS. 80). 

, Die Epiellartenfteuer bildet eine Ber- 
brauchſteuer in Stempelform $ 155, die 
Erbihaftfteuer dagegen eine Verkehrſteuer 
ohne diefe Form $ 153; ftatiftifde Gebühr 
8 157 Abi. 3 u. Briefe u. Telegraphen⸗ 
porto $ 371 Ab. 1, 372 Abſ. 4. — Ju 
Baden, Württemberg, Heflen und dem 
rechtsrheinifchen Baiern (Anm. 17) finden 
ih Steuern und Gebühren im Stempel 
zufammengefaßt. 

”, G. 74 (RB. 65) 8 80. 


”) Stempel®. (Anm. 21) $ 80 u. 31, 
ESitG. (Anm. 89) 8 31, WEG. (Anm. 
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bb) Die allgemeine Stempelftener ift neu geregelt worden. Leitend 
war dabei die Rüdfiht auf die neue Verkehrsentwicklung und die ſchonende 
Behandlung der unbemittelten Bevdfferungsflafien?!). 

Die Steuerpflicht richtet fih nad den Inhalt der Urkunde??), Den 
Segenftand der Steuer bildet zunächſt nicht das Rechtsgeſchäft felbft, fondern 
deſſen Beurkundung, da nur diefe äußerlich erfennbar erfcheint??); die Steuer- 
pfliht und die Höhe der Steuer bemißt fi jedoh nad) dem Rechtsgeſchäfte 
felpft. Die Steuer ift dabei entweder nad dem Gegenftande dieſes Geſchäftes 
feft beſtimmt (Berhandlungftempel), oder fie muß nad deflen Werthe berechnet 
werden (Wertbitempel). Der Berhandlungftempel ift einfacher, der Werthftempel 
dagegen gerechter und defhalb in dem neuen Gefege in erweiterten: Umfange 
angewendet worden. — Befreiung genießen fahlid Urkunden, die einen 
Werth bis 150 Mark darftellen oder die Erfüllung der flaatlihen Militär- 
und Steuerpflicht betreffen, Auseinanderfegungs- und Enteignungſachen, Kataſter⸗ 
auszüge und Schiedmannsverhandlungen. Perſoönlich befreit find der König, 
die Königin und Königlichen Wittwen, der Reichs⸗ und der preußifche Fiskus 
und deren öffentliche Anftalten, die Kirchen und mit juriftifcher Perföntichkeit 
audgeftatteten Religionsgeſellſchaften, die Unterrichtd«, öffentlichen Armen⸗, 
Kranken, Arbeits und Befferungsanftalten und Wailenhäufer, die Gemeinden 
in Schul-, Armen» und Sirhenangelegenheiten und die gemeinnügigen Bau⸗ 
gefellihaften, während ausländifhen Landesherren, Fisken und Anftalten, fowie 
den Borftehern der fremden Miffionen die Stempelfreiheit im Falle der Gegen- 
feitigfeit zugeftanden werden kann. Bei zweifeitigen Verträgen zwifchen einer 
befreiten und einer pflichtigen Perſon bat legtere die Hälfte des Stempeld zu 
zahlen. Bei Lieferungen an den Fiskus trägt der Mebernehmer den vollen 
Stempel ?*). 

Der Steuerbetrag beftimmt fid nad dem dem Gefege angehängten 
alphabetiihen Zarife??), Die einzelnen Sätze betragen mindeftens 0,50 M. 


Nov. 00. — Bearb. v. Gaupp u. 


43) 8 20 u. 21, RStG. (Anm. 44) $ 38 
bis 40, Sp&. (Anm. 49) $ 21. 

2) Stempelfteuer®. 31. Juli 9% 
(86. 413), inebel. Friftenberehnung 8 28 
u. BGB. $ 186—19, Koften StG. 
8 29, Mebergangs« u. Sälußbefiimmungen 
5 —X bis 36. — Das G. gilt im ganzen 
Staatsgebiete außer Helgoland u. Hohen⸗ 
zollern; für letzteres find die auf Stempel 
bezüglihen Beflimmungen bee @. 75 
(88. 235) nebſt ©. 83 (GS. 189) 8 3 
u. ©. % (86. 203) $ 131 bj. 1 
maßgebend. — Aust‘ Anm. 13 u. Dienft- 
—5 14. Febr. 96, erſtere erg. BF. 

28. De. 97 Gi. d. —* mit Hader. 


Loeck 
(4. Aufl. Berl. 98) u. (eingehender) Heinitz 
(2. Aufl. Berl. 00): 

"Ste. 8 1 (Berpflitung) 12, 
(Baftbarteit) 1 13, —32 27; Rechts⸗ 
weg $ 136 Abf. 3 

”, Ausnahme Am. =, — Erflattung 
bei nicht zuftande gelommenem Rechte⸗ 
geidhäfte StG. $ 25. 

*) SG. 8 4 ıu. 5. Daneben bleiben 
die früher gewährten ſachlichen u. perfön- 
5* Befreiungen in Kraft$4h und 85 


*) Daſ. 81 und Tarif. 
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und ſteigen regelmäßig?®) auch um dieſen Betrag, — Der Verhandlung— 
ſtempel beträgt meiſt, insbeſondere für Verträge und Vergleiche, für Aus- 
fertigungen und Protokolle der Behörden und für amtliche Zeugniſſe in 
Privatſachen 1,50 M.). Die Stempelabgabe für Erlaubnißertheilungen?®) 
ſtellt fi als Verwaltungsgebühr ($ 77 Nr. 4 Abf. 2 und $ 133) dar. — 
Der Wertbftempel wird nad) Hunderttheilfäben oder nach feften Abftufungen 
des ermittelten Werthes??) beftimmt. Im Einzelnen beftehen folgende Süße: 
Fideilommißftiftungen 3 v. H.°%; Kauf» und Taufhverträge über inlänbdifche 
unbeweglihe Saden 1, über andere Gegenftände ’/, v. 9.31); Pacht⸗ und 
Miethverträge Yo v. H. ꝰr); Geſellſchaftsverträge für Gefellfchaften mit be- 
fhräntter Haftung (8 309 Abf. 4) je nad dem Betrage des Stammkapitals 
Also bis 1, für Altien- und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien ($ 309 Abf. 
2 u. 3) %, v. 9.3); Schuldverfchreibungen (außer den bereit reichsſtempel⸗ 
pflichtigen Wertbpapieren $ 154 Abf. 3 Nr. 1) Yı, Darlehen auf längftene 
Jahresfriſt und kaufmänniſche, nit auf Order audgeftellte Verpflichtung⸗ 


nehmer (8 303 Abi. 5) 20 und 100 M. 
daf. g u. h; Auswanderungs-Unternehmer 
und Agenten ($ 11) 25 u. 100 M. da. 
i u. k; Straßenverfehrögewerbe ($ 341 
II 5) on daf.n. — Mit Rü 
auf die kommunale Gebührenpfliht (8 77 
Nr. 4 Abi. 2) if die Bauerlaubniß 
ftempelfrei Zar. Nr. 105, während bie 
Erlaubnig für Luftbarkeiten mur dent 
Stempel von 0,50 ober 1,50 M. unter- 
fiegt daf. Nr. 89 u. RE. 96 (MB. 289). 

”) Ermittelung des Werthes St®. 8 6, 
8 u. 10; die Stenerpflichtigen mfffen über 
ben Werth Auskunft entpeilen 87. Neben- 
ausfertigungen find dem Duplikatſtempel 
(1,50 M. Tar. Nr. 16) unterworfen 8 9. 

”, Far. Nr. 24. 

), Daſ. Nr. 32. Entſprechend beträgt 


”) Ausnahmen bei Genehmigungen | 
”) Apothelen 50 ME. (vererblihe und | der Stempel für Auflaffungen 1 v. 9. 
| 


(Frifiverlängerung) nah Tar. Nr. 22% 
u. d, Anm. 28, Schuldverſchreibungen 
Anm. 34 und Berfiherungsvertrügen 
Anm. 85. 

je Nr. 71 u. 67, ferner 10, 53 
u. 77, insbeſ. Unterfäriftsbegloubigungen 
durd die — dazu ee een 
zwei RE. 96 (IMDB. 843 u. MB. 202); 
ebenfo — beſoldeter 32 Tar. 
Nr. 13 u. Approbationen der Aerzte u. 
Apothefer Nr. 226. — Bäfle zahlen nad 
dem Vermögensverbältniß 1,50 und 0,50, 
Leihenpäfle 5 und 150 M. Zar. Nr. 49. 
— Naturalifationen 8 34 Anm. 37 d. W. 
— Dem bödften Stempel (600 bis 6000 
* Zierliegen Standeserhöhungen Tar. 


verünßerliche "/, r H., mindeftens 50 M.), | daf. Nr. 8 u. für Auktionen ’/, v. 9. Tar. 
Zweigapotheken M. Zar. Nr. 2%; | Nr. 9. — Böorſenmäßige Kaufgeſchäfte 
Be anferanfiften ,  Schaufpielunter- | 5 154. AH. 3 Nr. 2 d. W. — Schenkungen 
nehmer, Gaſt⸗ und Schaufwirtbfchaften, | Anm. 39. 
Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus, 2) Tar. Nr. 48; banad) hat bei uns 
Singfpielgallen (8 341 II 29.8.) gemäß | beweglichen Gegenftänden, die nur bei einer 
der Gewerbeſteuerklaſſe 1,50—100 M. | jährlihen Pacht (Miethe) fiber 800 M. 
Nr. 22c; Verlängerung ber Boligeitunde pflichtig find, der Verpächter (Bermiether) 
über 2 Wochen hinaus 1 M. Tar. Nr. 51; | alle in dem Kalenderjahre in Geltung ge 
gewerbliche Anlagen (8 341 I 1) bei * weſenen Berträge (auch die mundlichen) 
lagetkoſten bis 100000 M. 1—100 M., | im Jamar bes folgenden Jahres in ein 
darüber hinaus für ie 50000 M. 50 M. Berzeihniß einzutragen und diefes bei einer 
mehr Nr. 224; ebenfo Eifenbahnanlagen | Stenerftelle zu verſteuern. — Beſondere 
bel. I u. m; Dampfleffel ($ 341 I 2) | Beftrafung St®. 8 17 Abf. 2. 

150 M. daf. e; Pfandfeiher ($ 341 II 2 =, Far. Nr. 25. 
Abſ. 8) Sn. baf. f; Berfiherungsunter- 
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ſcheine über Leiftungen von Geld jedoch nur "/,, dv. H.%); Berfierungsver- 
träge (unter Freilaflung der Berfiherungen bis 3000 M. und der auf 
Segenfeitigfeit ohne Gewinnzweck begründeten Anftalten) bei Lebend- uud 
Rentenverficherung Taor Unfall- und Haftpfliätverfiherung *,, Feuer-, Hagel- 
und Biehverfiherung "/,o0o 2. 9.9); Bollmadten 1,50—10 (Generalvoll⸗ 
machten 20) MM. 3%), 

Die Entridtung des Stempeld erfolgt durch Niederfchrift der Er⸗ 
klärung auf Stempelpapier oder durch Entwerthung (Kaſſirung) von Stempel⸗ 
papier oder Stempelmarken zu den Urlunden. Sie hat regelmäßig binnen 
2 Wochen nach der Ausſtellung zu erfolgen®”). Zuwiderhandlungen werben 
mit dem Vierfachen des binterzogenen Stempels, mindeſtens mit 3 M. — in 
einzelnen bejonderen Fällen mit dem Zehnfahen und mindeſtens 30 M. — 
beitraft. In geringeren Fällen und gegen Beamte und Notare werden Ord⸗ 
nungsſtrafen feftgefegt. Cine Umwandlung der Geld» in Freiheitftrafen und 
eine Zwangsvollitredung in Grundftüde der Inländer findet nicht ftatt?®). 


8 153. 

cc) Die Erbfchaftfiener wird bei Ermwerbung einer Erbſchaft ent- 
richtet. Obwohl fie hiernach zu den indireften Steuern gehört, nähert fie fich 
doch, weil fie nad) der Höhe der Erbſchaft bemeflen wird und die Wirkung 
der Bermögenfteuer hat (8 147 Ubi. 1), der direlten Steuer. Sie bilder 
eine beliebte und verbreitete Steuerform, weil fie leicht zu tragen und 
einfach zu veranlagen if. Da die Beerbungen von fhriftlier Beurkundung 
nit abhängig find, kann die Erbidaftfteuer aud nicht in der Form eines 
Stempeld erhoben werden. Sie bildet fonad eine DBerfehrfteuer, die nidt 
Stempelfteuer if. In neuerer Zeit ift fie deßhalb auch gefondert von der 
aligemeinen Stempelgefeßgebung behandelt. Dem gleichen Stempel wie die 
Erbſchaften find ſchriftliche Schenkungen unter Lebenden unterworfen?) Die 
Steuer, von der Erbſchaften bis 150 M., ſowie die der Verwandten auf» und 
abfteigender Linie, der Ehegatten und der Dienftboten (diefer im Betrage bie 


*) Zar. Rr. 58; Lombarddarlehen auf *) 86. $ 17-20. — Berfaheen 
höcdftens Japresfrift, fowie Bücher um | St®. $ 21 u. Anm. 16, gegen Beamte 
Beſcheinigungen der öffentlihen und der | u. Notare St®. 8 19 Uhl. G. 97 


en on Sparkaſſen find frei. 

*) Daf. Nr. I 

7, St®. 8 14—16 u. 382. Stempel- 
verwendung bei Padıt- u. Miethverträgen 
Anm. 82, bei den Gerichten 8 187 Abf. 4 
d. W. — unbefugter Handel mit Stempel⸗ 
zeichen StG. $ 83; Strafen er Fugun⸗ 
StGEB. $ 275, 276 Abſ. 1, 360 Nr. 4 
(Baffung des ©. 91 RGB. 07 Art. IV) 
n. 5, $ 864 u. liebereinf. mit Oeſterreich 
und Siechtenftein 65 (GS. 1019 u. 1020). 


(88. 237) 8 60 u. Bf. 98 Re. 208). 
— Bollfiredung StO. 8 22. — Ber- 
jührung 8 23. 

”) Exrbihaftfleuer. (80. Mai 73 
mit Ergänzung 91) neu veröffentlicht 
91 GS. 78; (8 2-4 u. 46 find, foweit 
fie nidt für Hohenzollern gelten, aufge- 
bien ©. 9 GES. 418 8 85). 
Schenkungen © % (GS. 413) Zar. 
Nr. 56. — Bearb. u. Syſtem v. Schück 
u. Erufen (Berl. 96). 
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900 M.), des Reichs⸗ und des preußiſchen Fiskus, der Kirchen und mit 
juriftifcher Perjönlicgleit ausgeftatteten Religionsgefelfchaften, der Armenver- 
bände, öffentlihen Armen-, Kranken⸗, Arbeits, Straf-, Beflerungd-, Unter- 
richte» und Wohlthätigkeitsanftalten fowie Waifenhäufer und milder Stiftungen 
befreit find, bewegt fih je nad dem Grade der Berwandtichaft zwiſchen 
1 und 8 v. H. der Exbfhaft!). Die Erbfähaftfteuerämter ($ 151 
Abf. 3) erhalten von den Standesämtern Auszüge aus den Sterberegiftern 
und von den Gerichten Abfchriften der eröffneten Teſtamente. Außerdem 
muß ihnen jeder fteuerpflichtige Erbesanfall binnen 3 Monaten angezeigt und 
demnächſt näher erläutert (deklarirt) werden‘), Auf diefen Grundlagen 
ermitteln fie den reinen Werth der Erbſchaftmaſſen und ftellen darnach die 
Steuer feft*?). 


8 154. 

dd) Die Wechfelftempelftener ift Reichſteuer. Sie ftuft fi nad 
dem Werthe ab und beträgt bis zu 1000 M. für jede angefangenen 200 M. 
je 10 ®f. und für jede meiterhin angefangenen 1000 M. je 50 Bf. mehr, 
im allgemeinen aljo 1, vom Tauſend. Die Entrihtung muß ftattfinden, 
bevor ein Wechfel aus den Händen, oder weiter gegeben wird und erfolgt 
durch Verwendung von Stempelblanfet® oder Auffleben von Stempel» 
marfen*3). 

Auf gleiche Weiſe gelangt die |. g. Börfenftener zur Hebung“). Diefe 
ift die jüngfte aller Abgaben und bezwedt die Befteuerung der erft mit der 
neueren Verkehrsentwicklung entftandenen und feither fteuerfrei gelaflenen be» 
weglichen Anlagewertie. Ste wurde eingeführt und fpäter weſentlich erhöht, 
da fie in nicht drüdender Weile von Geſchäften erhoben wird, die als ſolche 
nicht Segenftand der Gemerbefteuer find und einer befonderen Verkehrſteuer 


— — 


Tarif zum EG., Befreiungen erg. 595), erg. 99 RGEB. 558). — Bearb. 
®. 5 (68. 412 (Art. 13 u. RS. 73 | vo. Gaupp (6. Aufl., v. Loeck, Berl. 97). 
(REB. 113) 8 1. _) Das ©. 1. Juli 81 (XGB. 185) 

“) Erb. 8 31-837. — Strafen g 43 j if nad; mehrfachen Aenderungen auf Grund 
bis 48. — Bf. 73 (IMB. 74 ©. 3) u. | des ©. 00 (RED. 260) Art. 9 Abf. 8 
99 (daf. 299). — 8204 Anm. 112.8. 3 ben ade We ee Fi 

r zuſammengefaßt als Rei 
0 | 58 (8 Au u. 15 erg. ©. ftempelgefet 14. Juni 00 RGEB. 275 
111. 2) u. 41. u. Berichtigung 556). Wusf.Vef. 00 
“, Wechfelfiempelfteuerd. 10. 


(38. 335 u. 487), insbei. (allgemeine 
Juni 69 (BGBL. 193); Einf. in Süb- 


Belimmungen) Nr. 1 u. 68—77. Die 
deutichland 8 6 Anm. 12, in EIf.-Lothringen | Bezeichnung als Reisftempel®. ift nicht 
G. 71 (88. f. E⸗L. 175). — Ander- 


ganz zutreffend, da zu ben Neichsftempel- 
weite Faſſung der $ 2 nu. 3 ©. 79 | abgaben auch Wechſel⸗ und Gpielfarten- 
(RIB. 151). — Ausf.Bel. 71 (RB. 


ftempel gehören. — Hebung u. Verwaltung 
267) Nr. III, IV, zwei v. 81 (RGB. 245 | der Steuer &. 8 41—54, Ausf.B. Nr. 78 
n. 271), 82 (38. 26, IMDB. 27), 84 | bis 98, insbeſ. Zulafjung ber RechtewegsG. 
(38. 27) u. 86 (XGB. 60); Erftattung 


8 48, Befreiungen 8 53; Verwendung des 
verborbener Stempelzeihen Bel. 69 (BOB. | Ertrages 8 167 Abf. 5 d. W. 


— —— — — — — — — — — — — 


Finanzen; Indirelte Steuern. $ 156. 223 


um fo eher unterworfen werden fonnten, al® aud) der Grundſtücksverkehr mit 
einem Stempel belaftet war ($ 152 Abf. 3). Dazu kommt, daß diefe Ge⸗ 
fchäfte, mo fie in Spekulation ausarten ($ 354 Abf. 2), wirthſchaftlich und 
ſozial verderblih wirken und deßhalb befler in gewiſſen Schranken gehalten 
werden. 

Die Steuer betrifft Wertbpapiere, Rechtsgeſchäfte, Spiel und Wette und 
Schiffahrtsurkunden: 

1. Aktien zahlen 2 (ausländ. 21/,) v. H. des Werthes, Kuren ($ 312 
Abf. 4) 1,50 M. und für Einzahlungen nad dem 1. Juli 1900 nod) 
1 v. 9. des Wertes. Die für den Handelsverkehr beſtimmten 
Renten- und Schuldverfhreibungen find mit 6 vom Tauſend 
befteuert; inländiſche Schuldverfchreibungen auf den Inhaber der 
Kommunalverbände, der Grundbefigerforporationen, Grundkredit⸗ und 
Hypothefenbanten und Transportgefellihaften zahlen nur 2 vom 
Tauſend; Reichs⸗ und Bundesftantspapiere find frei. Die Steuerpflicht 
tritt mit der Ausgabe oder der Inverkehrſetzung der bereitd aus— 
gegebenen Papiere ein®). 

2. Der Abflug von Kauf» und Anfhaffungsgefchäften unterliegt, 
wenn es ſich um Werthpapiere oder ausländifches Geld handelt, einem 
Stempel von %,, vom Tauſend, wenn er Über börfenmäßig gehandelte 
Waaren und auf Grund von Börfengebräuden erfolgt, einem folden 
von 4, vom Taufend. Geſchäfte über im Inlande von einem ber 
Vertragfchließer erzeugte oder hergeftellte Waaren find frei. Ueber die 
fteuerpflicgtigen Gefchäfte muß eine Schlußnote doppelt audgeftellt, mit 
Stempelmarfe verfehen, nad) der Zeitfolge beziffert und von beiden 
Vertragſchließern fünf Jahre hindurch aufbewahrt werden (Schluß⸗ 
notenzwang)‘°). 

3. Bon Spiel und Wette find für Loofe und Einlagen 20 (für aus» 
ländifhe 25) v. H. zu zahlen. Ausfpielungen mit einem Geſammt⸗ 
werthe von höchſtens 100 M. oder zu ausſchließlich milbthätigen 
Zweden mit einem Gefammtmwerthe von höchſtens 25000 M. find frei®?). 

4. Schiffsfrachturkunden find mit einem Stempel von 1 M. (im 
Verkehre zwifchen Häfen der Nord- und Oftfee mit 10 Pf.) befteuert?®). 


8 155. 
ee) Die Spiellartenftener ift ihren Wefen nad Berbraudfteuer in 
Stempelform. Als folde ift fie auf das Reich tibernommen, wodurch erft der 





=) RSS. $ 1-5; Tarif Nr. 1-3, | Ausf.B Nr. 43-60. Stempelpflihtigkeit 


Ausf.B. Nr. 2-21. der Ausfpielungen bei Iahrmärkten und 
RSG. 8 6—21; Tarif Nr. 4. | Bollsfeften Bel. 83 (38. 347). 
Ausf.B. Nr. 22-2. en RES. 5 32-40; Tarif Wr. 6. 


) RES. 5 22—31; Tarif Nr. 5. | Ausf.B. Nr. 61-67. 
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freie Verlehr mit Spiellarten im Reiche möglich geworden if. Sie beträgt 
30 Pf., bei mehr als 36 Blättern 50 Pf. für das Spiel und wird entrichtet, 


fobald die Karten aus dem Auslande eingeführt*?) oder in inländifhen Fabriken 


bergeftellt werden. Anlage, Einrichtung und Betrieb der legteren unterliegen 
deshalb der Ueberwachung der Steuerbehörden. Der Handel mit Spiellarten 
ift frei, darf aber im Umherziehen nicht betrieben werden; auch können die 
Borräthe der Händler jederzeit von den Steuerbeamten eingejehen werben. 


Ungeftempelte Karten unterliegen der Einziehung 59). 


c) Grenzzölle®"). 
8 156. 

aa) Einleitung. Grenzzölle werden bei Ein-, Aus- oder Durchfuhr 
der Waaren über die Landesgrenze erhoben??). Für das ein einheitliches 
BZollgebiet bildende Deutfche Reich fonımen nur die Einfuhrzölle in Betracht; 
die Aus⸗ und Durdjfuhrzölle, welche auch anderwärtd nur geringe Bedeutung 
haben, find befeitigt5®). 

Die Zölle haben neben der finanziellen auch eine volkswirthſchaftliche 
Bedeutung und werden biernah als Schutz- und Finanzzölle geſchieden. 
Beide treten jedoch in den einzelnen Zöllen meift zufammen auf; nur wenige 
der legteren ftellen fi) als reine Finanz» oder reine Schußzölle dar’). Im 
allgemeinen tritt die finanzielle Bedeutung der Zölle gegen die volkswirthſchaft⸗ 
liche zurück. Sie bietet auch keime Bejonderheiten, da finanziell die Zölle nur 
eine durch die Entrihtung an der Grenze eigenartig geflaltete Erhebungsform 
für Verbrauchſteuern bilden, mit denen fie ihrem Inhalte nad zufammenfallen 
($ 148 Abf. 1). 


=) Der von den eingeführten Karten | (China B. 00 RGEB. 789), die Ihe 
gezahlte Zoll (60 M. für 100 kg neben von Lebensmitteln bei Nothfländen, die 
dem inländifhen Stempel) enthält zugleih | fuhr bei Seuden $ 253 Anm. 17, Bich- 
einen „Sautgol Zolltarif 79 (NEGB. 207) ſeuchen 8 335 Abf. 2 u. 3 d. W., Be 
Nr. 3 ihränfung der Fleiſcheinfuhr 8 257 Abf, 2, 
”) 36. 3. Juli 78 (RGEB. 189); von Pflanzen u. Obſt zur Befämpfung der 
zwei Aust. Bel. 78 (38. 408, MB. 20 Schildlaus und von Neben beim Auftreten 
u. 270); das angeſchlofſene Reg. über ven der Reblaus $ 382 Anmı. 48, 49. 
Betrieb der Spiellartenfabrifen ift ergäuzt >) RVerf. Art. 33. Anm. 3. — Die 
zwei Bel. 79 (38. 286 u. 516) u. 86 | Bollfreiheit it bei der Durdfuhr ale 
(38. 59). Berbot des Haufiryandels Grundſatz, bei der Ausfuhr als Regel 
GewO. 8 564. — Bearb. wie Anm. 43. | anerlannt BZolG. $ 1, 5 u. 6. Aus 
— Im Reiche beftauden (1898) 84 Kabrilen. | fuhrabgaben werben feit Aufhebung des 
2, Geſchichte $ 185, insbef. Zollverein | Lumpenzolles (&. 73 GS. 241 8 1 I) 
$ 5 Abf. 1, Uebergang auf das Reich 8 149 | nicht mehr erhoben. 
d. W. “) Finanzzölle find die Eingaugsabgaben 
=”, Die Ein- und Ausfuhr kann außer⸗ —* folhen Waaren, die im Inlande weder 


dem aus politiſchen oder polizeilichen Rück- ſelbſt, noch in Erſatzmitteln gefertigt, oder 


fihten beſchrünkt oder verboten werden 8. —* gleich hoch beſteuert werden. nz⸗ 
Z0NG. (Anm. 75) 82. Dahin gehört die | zölle waren ferner die Durchgangsabgaben, 
Bferde- und Waffenausfuhr im Kriegsfalle | Schutzzölle dagegen die Ausgangsabgaben. 
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In volkswirthſchaftlicher Beziehung fteben fi der Freihandel 
und das Schutzzollſyſtem gegenüber. 

Der Breibandel glaubt in Anlehnung an die Lehren des Ab. Smith) 
dur völlig freien Mitbewerb und den ungehinderten wirthſchaftlichen Aus⸗ 
tauſch der Nationen unter einander die Gütererzeugung und den Wohlftand 
am fidherften zu fördern. Fände der Grundfag bei allen Staaten gleich⸗ 
mäßige Annahme, jo würden diefe einigermaßen gleichbereitigt einander 
gegenüberftehen.. So lange aber noch faft alle Verkehrſtaaten ihr Gebiet mit 
Schutzzollſchranken umgeben haben, würde der einzelne Staat, der in diefem 
Sinne vorgehen wollte, die eigenen wirthſchaftlichen Interefien denen der Übrigen 
Staaten zum Opfer bringen und fi einer Waffe begeben (Rampf-, im falle 
der Erwiderung Retorfionszölle), die die übrigen fortgefeßt gegen ihn an⸗ 
wenden lünnen. Durch die Freihandelspolitik eine® einzelnen Staates ift des⸗ 
halb ebenfomwenig die allgemeine Verkehrsfreiheit herzuftellen, als feine Ab⸗ 
räftung den allgemeinen Frieden begründen würde. “Daneben kommt die Un- 
gleihheit der Bedingungen in Betracht, unter denen die einzelnen Zweige der 
©ütererzeugung in den verfdhiedenen Staaten betrieben werden. Ein Staat 
vermag demgemäß feine Waare zu geringeren Preiſen anzubieten al® ein 
anderer. Die fortgefettte Erleichterung des Verkehres und die Verminderung 
der Beförderungsfoften fördern diefen Wettbemerbungsfampf, den Die er- 
zeugende Thätigkeit des auf dem betrefjenden Gebiete minder begünftigten 
Staates endlich erliegen müßte, wenn bier nicht durch Schutzzölle ein Ausgleich 
geihaffen würde. Die Freihändler wenden dagegen ein, daß die unbeſchränkte 
Mitbewerbung billige Preife und damit den allgemeinen Wohlftand fördere. 
Billige Preife haben indeß nur bedingten Werth und bleiben immer noch für 
benjenigen zu hoch, der nicht in den Stand gefeßt wird, Diefe zu bezahlen. 
Das erſte Erfordernig bleibt deshalb, die Bevölkerung durch Förderung ihrer 
Ermwerbsthätigfeit zahlungsfähig zu erhalten. Erſt unter diefer Vorausfegung 
vermag fie von der ihr durch die Einfuhr gebotenen Kaufgelegenheit überhaupt 
Gebrauch zu machen, und höhere Preife und die durd) fie bedingten höheren 
Ehne find in diefem Einne nicht nur als Anzeichen und Folge, fondern auch 
als Urſache der größeren Wohlhabenheit eines Landes anzujehen. 

Während der Freihandel, der einen internationalen, weltbürgerlichen 
Standpunkt einnimmt, für die Thätigkeit des Verkehrsſtandes eintritt, erftrebt 
der Schutzzoll, der dur das felbftftändige Wirthichaftsintereffe des einzelnen 
Staates beftimmt wird, den Schug der nationalen Arbeit. Jener fucht mög⸗ 


”, 6 300 Anm. 208.8. — Der Frei» | nicht nur Finanz, Retorfions- u. Zölle 
handel überträgt die Lehre von der Arbeits» | im Intereſſe der Landesvertheidigung, fondern 
tbeilung (8 299 1 2 u. 300 Nr. 3) auf | will aud die ſonſtigen Schutzölle zur Er⸗ 
den internationalen Verkehr — Bei Smith | haltung der Arbeiter nur allmählid be» 
erfheint Übrigens der Freihandel nur als | feitigen, läßt auch die indirekte Beſteuerung zu. 
das ſchließliche Ziel. Er billigt demgemäß 

Sue de Srais, Handbuch. 14. Aufl. 15 
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lichſt billig zu kaufen, diefer möglichft theuer zu verlaufen. Der Schutzzoll 
wurde hauptſächlich durch da8 Merkantilfyften ($ 300 Nr. 1) gefördert, das 
den Staat gegen das Eindringen fremder Waaren zu fügen ſuchte. Cr ſieht 
jedoch von der völligen Ausſchließung, von dem Verbote fremder Waaren- 
einfuhr (Prohibitivfyiten, $ 352 Abf. 2) ab und beichränft ſich darauf, ber 
inländifhen vor der auswärtigen Gütererzeugung durch beſchränkte Beiteuerung 
der legteren einen mäßigen Borfprung zu gewähren. “Der Schutzzoll hat den 
Induſtrien in den einzelnen Staaten unverlennbar große Dienfte geleiftet und 
ihr Emporlommen einem mädtigeren auswärtigen Mitbewerbe gegenüber viel- 
fach exit möglid gemadt. Soweit und fo lange deshalb durch Angebot des 
Auslandes der Preis einer Waare unter die mittleren inländifdien Herftelungs« 
koſten herabgedrüdt wird, ift ein Schugzoll für diefe Waare unerläßlih. ‘Dies 
gilt von der Land» und Forſtwirthſchaft wie von der Imduftrie, die Intereilen 
beider fallen in diefen den Gefammtwohlftand der Nation bedingenden Fragen 
zufammen. 

Die vollftändige Durchführung der Freihandeldidee würde hiernach mur 
unter Preiögebung der widhtigften Erwerbeinterefien möglid) werden. Anderer⸗ 
feitö fordert die Verkehrs- und Erwerböfreibeit, daß der Zollſchutz nicht weiter 
und nicht länger ausgedehnt werde, als zur Erreichung des Zweckes unbedingt 
erforderlich) ift, daß insbefondere nicht durch Fernhaltung der nöthigen Roh⸗ 
ftoffe der eigenen Erzeugung aus diefem Zolle eine Beſchränkung erwachſe. 
Die Einhaltung diefer Grenzlinie gehört zu den fchwierigfien Aufgaben der 
gefammten Verwaltung, da fie die ftetige Berückſichtigung der mannigfaltigen 
und wechſelnden VBerhältniffe aller Erwerbszweige vorausfett und daneben auch 
diejenigen Beftrebungen zu befämpfen hat, die unter dem Dedmuntel bes 
Schutzzolles einfeitige Erwerbsintereſſen verfolgen. 

Die zollpolitifchen Beziehungen der Staaten unter einander können fid 
fo geftalten, daß ein Staat einen allen übrigen Staaten gegenüber gleihmäßig 
anmwendbaren (autonomen) Zolltarif aufftellt, den er jederzeit einfeitig erhöhen 
kann; oder er kann durch Handelöverträge mit den einzelnen Staaten die Zölle 
für längere Zeit feitlegen (Konventionaltarife), und fo abweidhende Sätze 
(Differentialgölle) im Berfehre mit ihnen erheben. Hierbei können ſich die 
Staaten im voraus alle Diejenigen Vortheile vertraggmäßig zufihern, die einem 
anderen Staate fpäter etwa von ihnen gewährt werden (Meiitbegünftigung). 
Die Zugeftändniffe können der Vereinbarung im Einzelfalle überlaffen oder um 
Tarife im voraus durch Höchſt- und Mindeftfäge begrenzt werden. 

Während die übrigen Verkehrſtaaten die Eingangzölle mehr und mehr 
erhöht hattend®), waren in Deutfhland die Grundſätze eines gemäßigten 


“ Nur in England bat die Frei- | Abichaffung feit 1838 von Mancheſter aus 
handelsidee nad) längerem Kampfe dauernd | (Manchefterpartei, Cobden) in Anlehnung 
gefiegt. Den Anfang diefes Kampfes ber | an die Lehre Baftiats ($ 299 Anm. 6 m. 
zeichnet der Streit um die Kornzölle, deren | 300 Anm. 21) lebhaft betrieben n. 1846 
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Schutz zollſyſtems von Preußen auf den Zollverein übergegangen. Da dieſer 
aber zu jeder zollpolitiichen Maßnahme der Uebereinftimmung aller Bereind- 
glieder bedurfte, eridhien jede kräftige nationale Wirthſchaftspolitik von vorn⸗ 
herein ausgejchloifen. In der Abhängigkeit von den Nachbarſtaaten konnte 
Deutiland deren Zugeftändniffe nur durch Abminderung feiner Eingangzöfle 
erlaufen und entzog damit der heimiſchen Induftrie einen großen Theil des 
bisher ihr gewährten Schuge8°"). Der drohende Verfall der deutfchen Güter- 
erzeugung und Induſtrie nöthigte zur Umkehr und führte nad Uebergang bes 
Zollweſens auf das Reich ($ 149) zur Aufftellung eines autonomen Tarifes, 
der die Berbältniffe der inländiihen Erzeugung wieder eingehender berüd- 
fidhtigte und fpäter, insbefondere in der 1885 und 1887 eingetretenen Er⸗ 
höhung der land⸗ und forſtwirthſchaftlichen und einiger induftrieller Zölle 
weiter ergänzt wurde 58). 

Inzwifhen war durch fortgejegte Erhöhung der Eingangzölle in deu 
übrigen Verkehrſtaaten die deutihe Ausfuhr mehr und mehr eingefhränkt. 
Da ferner mit dem 1. Februar 1892 diejenigen Verträge abliefen, die ver- 
möge der Meiftbegünftigung auch dem deutfchen Handel den Mitgenuß der 
vereinbarten mäßigeren Zolfäge gefihert Hatten, Hat Deutfchland in den 
zeuen Zoll- und Handelsverträgen mit Oeſterreich, Italien, der Schweiz 
und Belgien, ferner mit Rumänien, Serbien und Rußland den Weg der Kon- 


Deutihland — unentbehrlid. Der voll« 
endete Wirthfchafts- (Aderbau-, Manu⸗ 


unter Robert Peel erreicht wurde; den Ab» 
ſchluß bildet der Zolltarif von 1853 und 
der franzöftihe Handelsvertrag von 1860, | faltur- und Handels⸗)ſtaat kann fie dann 
der unter Beleitigung aller Einjuhrverbote | wieder entbehren. — Auf der anderen Seite 
auf dem Grundfate der Konventionaltarife | fand Ende der vierziger Jahre in der 

| 





und Meiftbegünftigung beruht. Mit den | deutfhen Freihandelsſchule (Prince 
Kornzöllen waren aud die Induftriezölle | Smith, Faucher und Michaelis) der unbe» 
und die Navigationsatte ($ 30V Anm. 18) | dingte Freihandel eine eifrige und erfolg« 
gefallen; England erhebt feitdem nur ein- | veiche Förderung. 
zelne Finanzzölle. — Frankreich hält ®, Dolltarif ©. (15. Juli 79 RGB. 
dagegen mit einer durch die Handeliverträge | 207, mehrfach erg, zulett durch ©. 85 
berbeigeführten Unterbreyung (1860—71) | daf. 93 u. auf Grund des $ 5 des lekteren) 
noch jetzt an dem Scutzollinfteme feſt. in jett gültiger Faſſung neu ver- 

”) Der gemäßigte Schußzoll wurde in | öffentligt RGB. 85 ©. 112 u. (Be 
Deutihland dur den Württernberger ı5r. | richtigung des $ 3) S. 253; weitere Ers 
Liſt (1789— 1846) vertreten. Zwilden | gänzung ©. 21. Dez. 87 (REB. 533) u. 
den Einzelnen und die Menſchheit flellt er | 14. Mai 95 (RGB 233) Ar. 11, geänd. ©. 
als nothwendiges wirthſchaftliches Mittel-e | 14. Juni 00 (RNEGB. 298) Nr. I. Die 
glied die Natıon. Durd den Schutzoll | befondere Anwendung regelt das amtliche 
gewinnt diefe an erzeugenden Kräften, was | Waarenverzeihnig VBZollG. (Anm. 75) 
fie an Werthen verliert. Webrigens untere | 8 12, Bel. 95 (38. 376), 96 (38. 633), 
ſcheidet er drei wirthſchaftliche Entwicdiung» | 97 (38. 407), 98 (38. 274, 292 m. 
ſtufen Während der reine Aderbauftuat | 486), 99 (33. 373 u. 426), 00 (38. 
mit dünner Bevölkerung und geringer | 411 u. 607) Nr. I. Crtheilung amtlicher 
Rapitalbildung der induftriellen Schugzölle | Auskunft in Zollangelegenheiten Belt. 
noch nicht bedarf, find diefe während der 98 (38. 84). — Bearb. v. Appelt-Behrend 
Entwidlimg der eigenen Imduftrie im | (4. Aufl. Wittenb. 97). 
Manufakturſtaate — insbefondere alfo in | 

15* 
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ventionaltarife betreten, indem unter Zuſicherung der Meiftbegünftigung gegen- 
feitige Zollermäßigungen für zwölf Jahre vereinbart wurden‘?). Deutfchland 
gewährte insbefondere gegen einige Zugeſtändniſſe in der Eifen- und Gewebe⸗ 
induftrie Ermäßigungen der landwirthſchaftlichen und einiger Induſtriezölle, 
fowie der Zölle für Wein und Südfrüdte). Durch diefe Berftändigungen 
follte ein engerer Zuſammenſchluß der mitteleuropäifhen Staaten und damit 
ein Kernpunkt für den Anſchluß anderer Staaten geidhaffen werden. Ohne 
mit dem Grundfage des Schußes der nationalen Arbeit zu bredien, follte in 
dem erweiterten Wirtbfhaftsgebiete dem einzelnen Stante der Abfat feiner 
Erzeugniſſe ermöglicht und ein größerer beftimmender Einfluß auf die meitere 
zollpolitifche Entwidhung gewonnen werden. Endlich follte den Zollverbältuifien 
eine größere Stetigkeit gefjichert und auch politifch eine größere Annäherung 
der Staaten angebahnt werden. | 


8 157. 
bb) Der Bolltarif, der die zollpflichtigen Waaren in alphabetifcher 
Reihenfolge einzeln aufführt, bildet den inhaltlichen Theil der Zollgefeßgebung !). 
Die Verzollung erfolgt regelmäßig nad dem Rein(Netto)gewichte, ausnahmd- 
weife nad) dem Roh(Brutto)gewichte oder nuch Stüden (Vieh) oder Maßen 


(Holz). Alle Mengen unter 50, Boftfendungen bis zu 250 Gramm, Er- 


=) Den Handels- u. Zollverträgen v. 6 
u. 10. Dez. Y1 mit Defterreih Ungarn 
(RB. 92 ©. 3), Italien (daf. 97), 
Belgien (daf. 241) und der Schweiz 
(daf. 195, erg. 1896 ©. 1) folgten ſolche 
mit Serbien 21.9. Aug. 92 (RSOB. 
93 ©. 269), Rumänien 21. Ott. 93 
(RIB. A S. 1) u. Rußland 10. Feb. 
94 (R6B. 153). Ausführung des Zoll 
kartells mit Oeſterreich G. 95 (RGB. 
253). Das Recht der Meiftbeglinftinung 
befigen Spanien Notenwechſel 99 (RGB. 
885), Nordamerika, das das feit 1828 
mit Preußen und den Sanfeflädten ger 
teoffene Ablommen dem Reihe gegenüber 
als verbindlih anerfannt hat (1900) u. 

ranfreich Friedensvertr. 71 (REOB. 

) Art. 11 und Kom. 71 (RSB. 72 
&. 7) Art. 17; Schutgebiet Tunis Erkl. 
3% (RSB. 97 ©. 7). — Der Meiſtbe⸗ 
günfiigungsvertr. mit England, der — 
da dieſes feine Schugzölle erhebt Anm. 56 
— nur den englifchen Kolonieen gegenüber 
Bedeutung hat, ift außer Kraft getreten 
Bel. 81. Juli 98. Der Bundesrarh bat 
diefen Tändern außer Kanada u. Barbados 
bis auf Weiteres das Meirfibegänftinungs- 
recht zugeftanden ©. u. Bel. 0O0 (REB. 
805 u. 77). — Die Ermäßigungen und 


Befreiungen können gegen Einräumung ane 
gemefjener Bortheile auch anderen Staaten 
vom Bundesrathe zugeftanden werden G. 
92 (RSB. 300); andererfeits köͤnnen — 
im Wege des Wetorfionsrehtes — die 
Zölle für Waaren aus folden Staaten, 
welche deutihe Schiffe und Waaren uns 
nünftiger behandeln al& diejenigen anderer 
Staaten, bis zu 100 v. 9. über den Tarıf 
erhöht und zollfreie Waaren mit Zoll bis 
zu 20 v. H. des Merthes belaftet werden 
3TG. 8 6 nebſt ©. 95 (RGEB. 233) 
Nr I. Urfprungszeugniffe aus den meift- 
begünftigten Ländern Bel. 93 (38. 71). 

®) Einen Ausgleich für den verminderten 
Shut der Landwirthſchaft erfirebte bie 
Aufhebung des Identitätsnachweiſes ($ 157 
Nr. 1 Abf. 4) und der Getreideftaffeltarife 
($ 868 Anm. 43). 

ei) Die von dem Zolltarife (Anm. 58) 
abweichenden Süte, welhe infolge der 
Dandelsverträge (Anm. 59) für die ver- 
trags- und meiftbegüinftigten Staaten ein- 
gerührt werden, find neben ben zolltarife 
mößigen Sägen in Klammern aufgeführt. 

“), 28. $ 2. Der Abzug für bie 
Terpadung (Zara) iſt beſonders geregelt 
Be. 38. 88 S. 184, erg. (6 1E) Bel. 
98 (33. 198), 99 (38. 155) u. 00 
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zeugnifle der im Grenzverkehre betriebenen Land» und Forſtwirthſchaft, gebrauchte 
Beleidungsgegenftände, Haus-, Fabrik- und Handwerksgeräthe, bei Zuzügen 
und Reifen ald Transportmittel benugte Wagen und Thiere, Fäſſer, Säde 
u. f. w. Mufter und Proben, Baumaterialien zu Seeſchiffen, Kunſtſachen und 
Alterthümer bleiben zollfrei ®®). 

Die einzelnen Zollfäge find für Öegenftände, die der Bearbeitung 
unterliegen, im Interefje der heimifchen Induftrie in der Weife abgefluft, dag 
Rohſtoffe, foweit fie Überhaupt zollpflihtig find, am niedrigften, Halbfabrikate 
Höher und Sanzfabrikate am hödhften befteuert find ($ 156 Abf. 6). Die Zölle 
find in der Regel für 100 kg bemeflen und ſcheiden fih nad Zweck und 
Bedeutung der Gegenftände wie folgt: 

1. Im Intereffe der Land⸗ und Forſtwirthſchaft find Die gegen Ende 
der fechöziger Jahre befeitigten Zölle großentheil® wiederhergeftellt. Der 
©etreidezoll, der den heimiſchen Aderbau gegen die Maſſeneinfuhr 
aus den billiger erzeugenden füdofteuropäifchen, amerikaniſchen und oft- 
indifchen Rändern ſchützen will, beträgt für Weizen und Roggen 5 (3,50), 
für Hafer 4 (2,80), Malz 4 (3,60), Gerſte 2,25 (2), Buchweizen 2, 
Mais 2 (1,60), Hülfenfrüdte 2 (1,50), getrodnete Rüben und Cichorien 1, 
Delfrüdte 2 M.*), Mühlenfabrikate zahlen 10,50 (7,30) M.®). 

Die Zölle auf Bieh und thieriſche Erzeugniffe — Pferd 20 
(10), Ochs 30 (25,50), Kuh und Stier 9, Yungvieh und Schwein 6 
(5) M. für das Stück; Fleiſch 20 (17 u. 15), Butter 20 (16), Käſe 
20, Schmalz 10, anderes Thierfett 2 M. für 100 kg — find gleich⸗ 
falls hauptfähhlich gegen die ſüdoſteuropäiſche und amerilanifche Einfuhr 
gerichtet ®). 

Die Holzzucht iſt durch Zölle auf Borke und Gerberlohe mit 
0,50 M. (frei) und auf Bau- und Nutzholz geſchützt, weldhed nad) dem 
Grade der Zuridtung 0,20 M., 0,40 (0,30) M. oder 1 (0,80) M. 
— 1,20, 2,40 (1,80) oder 6 (4,80) M. je Feſtmeter — entriätet. 
Brennholz ift gleich den Kohlen frei”). 


DB. 300). — Die früher übliche u. noch | 


Di Rußland u. Amerika vielfach ange» 
wendete Berzollung nad dem Werthe ifl 
wegen der Schwierigleit der eftftellung von 
Deutſchland und England verlaflen oder 
doch nur in zufammenfaflender Abftufung ! 
nad) algemeinen äußeren Merkmalen bei- 


”, 378. 8 4 u. 5, erg. ©. 86 (RGB. 
123); Schiffsban-Nep. 89 (38. 431), 
ag. BB 97 (38. 35), 98 8. 2085 
u. 00 (38. 312 u. 545). — Selande | 
8 84 Anm. 26 d. W. 





, Dolltarif Nr. 9 (G. 21. Dez. 87 
$ 11 u 2); verb. Anm. 60 u. 61. 

*, Daf. Nr. 25q2 (©. 21. De. 87 
$ 13 u. 2); verb. Anm. 61. 

*), Zoll T. Nr. 39, 87, 6 f,g, 0 
26 h, 1; verb. Anm. 61. Denaturirung 
von Talg für gewerblihe Zwecke BB. 85 
(38. 273). Unterfdeidung der fette m. 
Kerzenftoffe zwei Inſtr. 96 (38. 54 m. 
644), erg. OU (38. 610) Ar. 11. 

, Zoll T. Nr. 13 (Uenderung ©. 95 
II 2) u. 34; verb. Anm. 61. 
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Im Falle der Wiederausfuhr von Getreide und Holz ift derem 
zollfreie Niederlage in Tranfitlägern geftattet; bei Ausfuhr von 
Getreide, Delfrüdten und Fabrilaten der Mühlen und 
Mälzereien können Einfuhrſcheine ertheilt werden, die zur zollfreien 
Einfuhr einer entſprechenden Waarenmenge bereditigen (Aufhebung des 
Identitätsnachweiſes zur Wiederbelebung der Getreideausfuhr im nord⸗ 
öftlihden Deutſchland) ẽ8). 


.Auf dem Gebiete des Bergbaues und der Bergbau(Montan)⸗ 


induſtrie ſtehen die Eifenzölle voran, die infolge des franzöſiſchen 
Handelövertrage® aufgehoben waren und zur Wiederbelebung der durch 
in⸗ und ausländifhe Maffenerzeugung ſtark bedrüdten und gegen Eng- 
land nicht mitbewerbsfägigen Eifeninduftrie wieder eingeführt find. 
Der Zoll von Roheiſen beträgt 1 M. und fteigt bei ſchmiedbarem 
Eifen, Eifenbleh und Draht bis zu 5, bei groben Eifenmanren bis zu 
15, bei feinen bi8 zu 60 M. Blei und Zink find, weil fie über- 
wiegend ausgeführt werben, Kupfer und Sinn, meil fie einen widtigen 
Stoff für die heimifhe Induftrie darftellen, ebenfo wie alle Erze und 
edlen Metalle frei®?). 


. Für die Gewebe(Zertillinduftrie kommen Leinen, Baummolle, 


Wolle und Seide in Betracht. Ihre Rohftoffe find zollfrei. Als Halb- 


fabrikate erfcheinen die Garne, als Ganzfabrilate die Stoffe und die 


Belleidungs (Konfeltions) gegenftände. Dementfprehend find die Zoll» 
fäge unter Berückſichtigung der Feinheit der Waaren im ntereffe der 
Gewebe ber Spinnerei und Weberei abgeftuft. Der höchſte Zoll wird 
für Seidengaze mit 1000 M. bezahlt. Auch auf diefem Gebiete hatte 
der Mitbewerb Englands, Oeſterreichs und Belgiens und in Betreff der 
Seidenwaaren Frankreichs die deutfhe Induftrie erheblich geſchädigt, 
was fi namentlich bei der früher durd die hohen franzöſiſchen Zölle 
geſchützten oberelfäfftihen Induftrie geltend madhte?®). 


8 7, Faſſung des ©. 94 | Lagerung großer unverzollter Getreidevor⸗ 


“) ZTO 
(RIL. 385) mit Aust. Be. 98 (38. 
100, erg. 1899 &. 256); Reg. für 
Mühlen u Mätzereien 00 (38. 131), 
ODelmühlen 1898 (38. 2). — Prbat. 
tranfitlager für Getreide 94 (38. 243, 
erg. 99 S. 51, 258 u. 00 ©. 48). Die 
Setreidetranfitlager heißengemifcht, 
wenn aus ihnen nah Wahl in das Inland 
oder Ausland verfradtet werden kann. 
Diefe Lager find neuerdings lebhaft ans 
gegriffen und auch zum Theil befeitigt 
worden (1896), weil fie ihrer eigentlichen 
Beſtimmung zınvider vorwiegend für dem 
inländifhen Abfat ausgenutzt wurden, Sei 


räthe bie fpelulative @etreibeeinfuht bes 
günftigten und die Preiebildung ſchädlich 
beeinflußten. Die mit dem Abjate aus 
größeren Lagern verbundenen Vortheile 
werden dagegen jetzt durch Berlaufsgenoffen- 
ſchaften ($ 328 Abf. 7 d. W) erftrebt. — 
Holzlagerreguf. 97 (38. 330). 

e), Zoll T. Nr. 6, 8, 7, 19, 33, 4% 

u. 43. — Kurzes ſchmiedbares Stabeifen 
aa aus den Bertragsflaaten (Anm. 59) 
1,50 ftatt 2,50 M. 

”), Daf. Nr. 2, 22, 30 (erg. G. 99 
RGB. 133 nebſt An. 00 38. 600), 41. 
Bwirnfpigen aus den Bertrageftaaten (Anm. 
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4. Bon fonftigen Induftriezweigen ift die Anfertigung von Thon⸗ 
waoren, von Glas, Bapier, Feder, Kautſchuk und von Waaren daraus, 
von Kurzmaaren, Seife, Lichten und Delen dur Zölle gefhüpt?!). 
Gleiches gilt von der Anfertigung von Zündhölzgern als Ausgleich für 
bie dieſer Induſtrie aus ficherheitspolizeiliden Gründen auferlegten 
Einſchränkungen ’*). 

5. Als Finanzzölle kommen die Zölle von Material» und Gewürz— 
(Spezerei)-waaren in Betracht. Den höchſten Ertrag liefern die Zölle 
von Wein mit 24, in Flaſchen 48, Schaumwein 120 M. und Kaffee 
mit 40, gebrannter mit 50 M. Daran fchließen fi Thee mit 100 M., 
Reis mit 4 M., Südfrüchte mit 12, 24 ımd 30 M., Gewürze mit 
50 M. und Petroleum mit 6 M.’). 


Auch die Zölle von Branntwein ($ 159 Abf. 7), Bier ($ 160 
Abſ. 2), Tabak ($ 161 Abf. 7), Zuder ($ 162 Abf. 3) und Salz 
($ 163 Abf. 4) find in dem der inländifhen Verbrauchsſteuer ent- 
fpreenden Umfange Finanzzölle. Abgefehen vom landwärts eingehenden 
Salze ift der Zoll etwas höher als die Verbrauchséſteuer und fteilt 
infoweit einen Schutzoll dar. 


Im Intereſſe der Statiftil des Wanrenverlehres mit dem Auslande 
müſſen alle ein-, aus⸗ und durchgeführten Waaren nad Gattung, Menge, 
Herkunfts: und Beitimmungsort fhriftlih angemeldet werden. Befreit find 
zollfreie Waaren in Sendungen bis zu 250 Gramm und die oben erwähnten 
von der Berzollung ausgefchloffenen Gegenftände. Dabei wird eine ftatiftifche 
Gebühr für die Reichskaſſe in Reichsſtempelmarken erhoben, melde 5 Pf. für 
je 5 Stüd Vieh, je 500 kg verpadter oder 1000 kg unverpadter Waaren; 
und 10 Pf. für je 10000 kg an Moaffengütern in Wagen» oder Schiffs⸗ 
ladungen beträgt. Gebührenfrei find zollpflichtige oder nur durchgeführte 
Waaren und Poftfendungen ”%). 


59) zahlen 600 flatt 800 M. — Seiden⸗ 
zwirn zur Berarbeitung Bei. 96 (38. 


n) Daf. Nr. 88, 10, 27, 21, 17, 20, 
31, 23, 26a—i, erg. ©. 14. Mai 95 
16n. 7: die Bertragsftaaten (Anm. 59) 
| einige Beganfigengen. 

Daſ. N 8 841 gm. 21. 

” Daſ. Fr. 25, (erg. ©. 14. Juni 
00 Rr.2), m (®. 14. Mai 95 11 5), w, 
s, h, i u. 29; Wein u. Süpdfrüdte aus 
den Vertragsfianten (Aum. 59) genießen 
einige Begünftigungen. — Der Kalanzoll 

im Falle der Wiederausfuhr der 
raus hergeftellten Waaren ganz oder 


theilweife vergütet werden &. 92 (NEB. 
601), AusfBeſt. 96 (33. 378, erg. 98 ©. 
449) u. 00 (38. 477). — Steuerfreie 
Ablaffung des Petroleums zu gewerblichen 
Zweden Bel. 96 (38. 593). 

RO. 20. Zul 79 (ROB. 261); 
Ausf. Veh. und Dienfivorihr. 96 (38. 
508 u. 549); flaifl. Waarenverzeichniß 
und Berzeihniß der Maffengüter Bel. 95 
(38. 3876), 96 (38. 590), 97 (38. 
411), 98 (38. 489), 99 (38. 412) u. 
0 (38. 411) 11. — Die Abgabe bildet 
feine Gebühr, da feine Gegenleiftung flatt- 
findet ($ 183 Abſ. 1 d. W.), fondern 
einen Zoll. 
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8 158. 

cc) Die Zollordnung, der förmliche Theil der Zollgefeugebung, ift 
darauf gerichtet, den Eingang der Zölle unter möglichit geringer Beläftigung 
des Verkehres zu fihern?®). Dies fordert gewiffe Verkehrsbeſchränkungen 
bei Einfuhr zollpfliäjtiger oder verpadter Waaren, dabei aber eine entfprechende 
Leichtigkeit und Einfachheit des Verfahrens. Dazu treten mehrere befondere 
Bergünftigungen. Gegenftände, die zur Verarbeitung mit der Beftimmung der 
MWiederaus- oder Wiedereinfuhr Über die Grenze ein- oder ausgehen (Ber- 
edelungsverkehr), können vom Eingangszolle befreit werden?%. Befonders 
wichtig ift der Zollkredit, der dem Zollpflichtigen den Vorſchuß erfparen 
fol, den er bis zum Abſatz der eingeführten Waare zu leiften haben würde. 
Er kann durch Stundung ded Zollbetrages oder unter einftweiliger Sicher⸗ 
ftellung der Waaren dur Hinausfchiebung der Berzollung gewährt werden. 
Die Sicherftellung erfolgt dur) Waarenverfhluß oder durd Aufbewahrung 
in zollfreien Niederlagen, die, wenn es fi um bloße Durchführung 
dur) das Zollgebiet handelt, Tranfitläger genannt werden”), Rüdzölle 
heißen hierbei die im alle bereits ftattgehabter Zahlung wiedererftatteten Zölle”®). 

Andererfeits beftehen neben den erforderlichen Strafvorichriften 7?) befondere 
Ueberwachungsmaßregeln zur Unterdrüdung des Schleihhandels (Schmuggele), 


*) Diefe Borfhriften bilden den Haupt | 78 (38. 211). Kontenftegul. für den 
inhalt des Bereinszoll®. 1. Juli 69 | Vertrieb unverzollter ausläudifher Waaren 
(BOB. 317) nebft Ausf Anw. u. Benleit- | nad dem Auslande 87 (38. 685), erg. 
ſchein⸗Regul. (AB 88 ©. 489 u. 501), | Bel. 94 (38. 92) — Bolltarife durch 
erg. Bel. 94 (38. 52) u. (Mr. 32 I | die Landesbehörden BB. 86 (38. 401). 
Abi. 2) 99 (38. 252). Das G. betrifft | — Bertr. mit Belgien üb. den grenzüber« 
den Verkehr überhaupt ($ 16—35 u. 93), | fpringenden Fabrikverkehr (Spinnen, Walken 
anf Unterelbe u. Kaiſer Wilhelmfanal m‘ Fürben) 00 (RGB. 781). 

Negul. 88 (38. 430 u. 1895 S. 279), ' 7) 836. 8 95—110 (3 108 Abſ. 3 
auf der Untenvefer Reg. 88 (38. 861), | geändert ©. 89 RGOB. 53); Niederlage, 
auf dem heine Reg. 89 (38. 591), | Privatlager- und Weinlager-Regul. (38. 
BB. 71 u. 00 (38. 300), den VBerlehr | 88 ©. 551, 233, 253, 1889 ©. 410, 
auf Landfiraßen, Flüffen und Sanälen | 1895 S. 302%, 1897 ©. 123), Brannt- 
(8 86—58), auf Eifenbahnen ($ 59—73, | wein $ 159 Anm. 10 d. W.; Getreide 
Regul. 88 38. 578, erg. 1895 ©. 265), | Anm. 68, Zollrequl. für Reisftärkefabriten 
zur See ($ 74—90, NRormatinbeft. für die | 91 (38. 180), $ I geänd. Bel. 95 (38. 
Hafenregulative 88 38. 761), den Verkehr 58) u. 96 (38. 676). 

der Poſten (5 91 u. Regul. 88 38. 605, | ”, Diefen entiprehen bei den Ber 
erg. 1899 ©. 9) u. der Reiſenden (8 92). | braudsfteuern die Steuervergätungen, 
— Das ©., welches für den nordd. Bund |} die, wenn fie den geleifteten Steuerbetrag 
erlaffen u. als Landesgeſetz in den füd- | Weberfteigen, zu Ausfuhrzufhäiien 
deutihen Staaten eingeführt war, bildet, | (Prämien) werben. 

nachdem die Geſetzgebung in Zollſachen 2) 330. $ 134—164. Die Ueber⸗ 
auf das Reich Mbergegangen ift (RBerf. | tretung der Ein-, Durch⸗ u. Ausfuhrverbote 
Art. 35), ein Reichsgeſetz. — Zollab- | Heißt Kontrebande ($ 135), die Abgaben- 
fertigungsvertr. mit der Schweiz I6 (RGB. | Hinterziehung Defraudation (8 136). Haft- 
97 ©. 195). verbindfichleit für Angehörige, Gehfiifen, 

836. $ 111—118. Waarenfen- | Diener u. Beamte 8 158. — Straf. 
dungen aus dem Inlande durch das Aus- | verfahren $ 150 Abi. 4 d. W. 
land nad dem Inlande 8 111 u. Regul. 
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namentlich im Grenzbezirkeꝰo). Die Verbindung zweier Staaten zu gegen⸗ 
feitiger Unterftügung bei Ueberwachung des Schleichhandels heit Zollfarteli®!). 


d) Berbraudftenern?). 


8 159. 

aa) Brauntiweinfiener. Der Branntwein ift als Genußmittel und 
wegen der fittlichen und geſundheitlichen Gefahren, die mit feinem übermäßigen 
Senufle verbunden find, für eine hohe Beſtenerung vorzugsweife geeignet. 
Gleichwohl war diefe Stenerquelle im Deutſchen Reiche früher nur unvoll» 
ftändig ausgenugt. Die Verwendung des Branntweins zu techniſchen Zweden, 
insbefondere zur Herftellung von Eifig und chemiſchen Waaren, fiel dabei 
zwar meniger entſcheidend ins Gewicht, feitdem in dem Holzgeifte ein Mittel 
zur Ungenießbarmadjung (Denaturirung) des Branntweins gefunden war. Die 
Branntweinfabritation?) hatte fih aber gleichzeitig zu einem bedeutfamen Neben: 
gewerbe der Landwirthſchaft herausgebildet, das bei Verwendung der Kartoffeln 
zum Brennen eine ergiebige Ausnutzung des im Dften unfere® Baterlandes 
vorherrſchenden Sandbodens vielfach erft möglich gemacht und durch Verwerthung 
der Rüdftände der Brennereien (Schlempe) als Biehfutter Viehzucht und Ader- 





bou in diefen weniger begünftigten Landestheilen erheblich gefördert hatte. 


u — — — — — 


2 836. 8 16, 119—124. 

*) Die Zollkartelle bilden ebenſo wie 
die gegenfeitigen Erleichterungen im Zoll⸗ 
und ®renzverlehre Gegenftand der Handels» 
verträge (Anm. 59 u. 3523 Anm. 3) 

) Nach der Art der Erhebung unter» 
ſcheidet man Rohftoff(Material)- u Fabrikat⸗ 
ſtenern. Letztere werden von dem fertigen 
Erzeugniſſe, erftere von dem verwendeten 
Stoffe vor der Fabrikation oder in einem 
beftimmten Zeitabſchnitte dieſer erhoben. 
Die Rohſtoffſteuer wird als Flächenſteuer 
(nah der Größe des zur Erzeugung bes 
Rohſtoffes bebauten Fläche), als Gewichts⸗ 
ſteuer oder als Werthſteuer erhoben. Die 
erſte iſt die einfachſte, aber, da ſie weder 
die Menge noch die Beſchaffenheit berück⸗ 
ſichtigt, auch die unvollkommenſte dieſer 
Steuerarten ($ 161 Abſ. 3). — Die Roh⸗ 
ſtoffſteuer erleichtert die Erhebung und 
Ueberwachung, trifft aber ihren Gegenſtand 
nicht gleichmäßig, da aus derſelben Menge 
Rohſtoff nach deffen Gehalte oder der Ent⸗ 
wickelung der Betriebseinrichtungen eine 
berjchiebent Ausbeute gewwormen werden 

— Bei erhöhter Inanſpruchnahme 
Ken Steuern ift deshalb mehr und mehr 
von der Flächen⸗ zur Wertbfleuer u. von 
der Rohftoff- zu der Kabrifatfleuer über⸗ 
gegangen. 


) Zur Herftellung des Brannt- 
weine (Brennerei) werden Getreide u. 
Kartoffeln verwendet. Das in diefen Roh⸗ 
ftoffen enthaltene Stärtemehl (Dertrin) wird 
durch Einwirfung von Malz; (Anm. 11) 
in DMalzzuder venvandelt und dadurch 
gährungsfähig gemacht (Einmaijchen, 
Maiſche). Die Maiſche wird nad ein- 
netretener Zuderbildung durch Zuſatz von 
Hefe zur Gährung gebracht, wobei der ge» 
loͤſte Zuder in Altohol und Kohlenfäure 
zerlegt wird, und liefert durch Abdampfung 
(Deftillation) in einem geichloffenen SKeffel 
(Blafe) den Branntwein oder Spiritus. 
Außerdem wird Branntwein ans zuder- 
haltigen Stoffen, insbeſ. Melaſſe (Aum. 
3230) gewonnen. Der Gehalt, den der 
Spiritus neben Wafferiheilen an Allohol 
befitt, wird nad dem von Tralles her⸗ 
geftellten Alkoholometer beftimmt. 
Diefes finkt wegen des geringeren ſpezifiſchen 
Gewichtes des Alkohole in die zu meflende 
und auf 13,5 ®rad Reaumur abaelühlte 
Flüffigkeit um fo tiefer ein, je mehr Altohol 
diefe enthält. Das Maß des Einfinkene 
wird durch Grade (0 bis 100) bezeichnet. 
— Die Branntweininduftrie hat fih erft 
jeit Beginn des Jahrhunderts entwidelt. 
Im Neicheftenergebiete (& 149 Abi. 1 
d. W.) waren (1899) 60926 Brennereien 


234 & 169. 
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War ſchon damit eine fhonende Berückſichtigung des Brennereigewerbes 
bei der Vefteuerung geboten, fo trat der weitere Umfland Hinzu, daß das 
Gewerbe diefen Auffhwung zum großen Theile der Urt feiner Befteuerung 
verdankte. Die Steuer war in Preußen feit 1820 Robftofffteuer umd wurde 
nad dem zum Cinmaifchen beflimmten Raume bemeflen (MMaiſchbottich⸗ 
feuer). Im diefer Form war fie ſowohl auf die neuen Provinzen, als auf 
die Äbrigen zum derzeitigen Branntweinfteuergebiete gehörigen Staaten über- 
tragen mworden?). Während die Beibehaltung diefer Steuerart im Intereſſe 
der Landwirthichaft lag, war doch bei der Ungleichmäßigkeit ihrer Bertheilung 
jede Steigerung der Steuer ausgeſchloſſen. 

Aus diefem Grunde wurde ein neues Branntweinftenergefeß (1887) 
eingeführt, das inzwifchen (1895) weiter ergänzt if. Dieſes verfolgt neben 
dem finanziellen einen ſittlichen, einen vollswirtbfchaftlihen und — indem es 
die Heineren Betriebe gegen den erdrüdenden Miterwerb der größeren zu 
ſchützen ſucht — auch einen fozialpolitifhen Zwed (8 134 Abf. 4). Es unter 
feidet dieferhalb drei Eteuerarten, indem es neben der älteren, zeitgemäß 
verbefierteu Maiſchbottich⸗ und Rohftofffteuer eine Verbrauhsabgabe und eine 
Brennfteuer neu einführt‘). Der Schwerpunft liegt in den beiden leßteren, 
fo daß die Branntweinftener in der Hauptſache zur Fabriffteuer geworben ifl. 
Das Geſetz unterfcheidet ferner drei Arten von Brennereien, erften® die land- 
wirtbfchaftlichen, die ausſchließlich Kartoffeln und Getreide verwenden und alle 
gewonnenen Rüdftände und den Dünger in der eigenen Wirthſchaft verwertben, 
zweitens die nur im Südoften des Reiches vorlommenden Moaterialbrennereien, 
die lediglich nicht mehlige Stoffe (Obft, Treber), jedod mit Ausfhluß von 
Melaffe, Rüben und Rübenfaft verarbeiten und drittens die gewerblichen, zu 
denen alle Übrigen Brennereien gehören?). 

Die Berbraudsabgabe ift beim Uebergange des Branniweins in ben 
Verkehr von dem zu entrichten, der diefen zur freien Berfügung erhält. Der 
ausgeführte Branntwein blelbt frei, und daflelbe gilt nad; näherer VBeitimmung 





im Betriebe (davon 41214 in Baden u. 
Eif.-Lothringen.. Der Verbrauch von 
Zrintbranutwein betrug 4,5 1 auf den 


f- 

) Anm. 4. — Branntweinfteuergebiet 
8 149 Abf. 10.8. 

9 Branntweinfteuerd. 24. Juni 
87 (RB. 2531, erg. ©. 91 (RGB. 
888) und 95 (ROB. 265) und auf 
Grund des Art. V des letzteren neu ver⸗ 
dffentliht REB. 276. — Uebergangs⸗ 
u. Schlußbeftimmungen $ 46 50, ins 
befondere Einf. in Baiern, Württemberg 
und Baden (wo die Steuer bis dahin 
Landesfteuer war RVerf. Art. 8b: $ 47 
uud 48 neb drei B. 87 (XGB. 491, 


487 u. 485) und in Hohenzollern (we 
daneben eine Wirthſchaftsabgabe vom Wein⸗ 
and Branntweinidant und Kleinhandel 
erhoben wird &. 56 GS. 457 und 8. 67 
GS. 189) Branntweinfteuer®. 8 49 nebſt 
8.87 (ROB.489). — AusfVef.(Orundbe., 
Brennereid., MeßuhrO., BegleitſcheinO., 
Lagerd., ReinigungO., Altoholermittelungs- 
O., Befreiungs O., Vorſchr. üb. Statiſtiſ) 
00 (38. 473 u. Beil.); Reviſton der 
Probenehmer Anw. 00 (38. 589), - 
Bearb. v. Teßmer (2. Aufl. Greifew. 97). 
— Sorten per Gewerbeftenerfreiheit $ 148 
Abſ. 2 Nr. 2 d. W. 

9) —— — ę— 41 I Abſ. 2 
und Ill u. $ 43 I Abſ. 2 
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des Yundesrathed von dem zu gewerblichen oder wirthſchaftlichen Zweden ver- 
wendeten; außerdem kann der Bundesrath auch den zu wirthſchaftlichen oder 
Heilzwecken verwendeten freilafien. Die Abgabe wird nad) einem doppelten 
Sage erhoben. Sie beträgt von einem beftimmten Theile des in den Inlande- 
verkehr tretenden Branntweins — der alle 5 Jahre nah dem Durchſchnitts⸗ 
verbraucdhe der vorangegangenen 5 Jahre neu feftgeftellt und nad) ber feit- 
herigen Betriebömenge oder den Betriebsverhäftniffen innerhalb gewiffer Grenzen 
auf die am 1. April 1887 vorhanden gewefenen, fowie auf die nad) ein- 
jährigem Betriebe neu hinzutretenden landwirtbfchaftlihen und Material 
Brennereien vertheilt wird (Kontingent) — 50 Pf., fonft 70 Pf. für das Liter‘). 
Damit foll den beftehenden und den neu hinzutretenden, nicht gewerblichen 
Brennereien ein ongemeflener Schub gegen einen durch Mebererzeugung verur« 
ſachten Preisdrud gewährt werben, ohne damit die weitere Entwidelung des 
Brenmereigewerbes und die Ausfuhr des Branntweind einzufchränten. 

Die landwirthfchaftlihen und die Materialbrennereien genießen noch eine 
weitere Erleichterung. Während von den gewerblichen Brennereien ein Zuſchlag 
zur Verbrauchsabgabe im Betrage von 16—20 Pf. für das Liter reinen 
Alkohols erhoben wird, entrichten die landwirthfchaftliden noch die Maiſch⸗ 
feuer in der früheren Höhe von 1,381 M. für jedes hi Maifhraum und- 
jede Einmaifhung unter abgeftufter Ermäßigung für Lleinere Brennereien, 
während bie Moaterialbrennereien noch der früheren Robftofffteuer unter- 
liegen. Landwirthſchaftliche und Materialbrennereien können jedoch flatt deffen 
gleichfall8 einen Zuſchlag zur Verbrauchsabgabe beantragen, der dann je nad; 
der erzeugten Menge für erftere auf 13—20 Bf., für letztere auf 8-20 Pf. 
feftgefegt wird). 

Bon den größeren, fiber 300 hl erzeugenden Brennereien wird endlich 
als Zuſchlag zur Verbrauchsabgabe noch eine, nad der erzeugten enge 
fleigende (progreffive) Brennfteuer erhoben, die je nad der Höhe der Er- 
zeugung regelmäßig 0,5—6 M. vom hi beträgt. Diefe fol der übermäßigen 
Erzeugung vorbeugen, zugleid aber die Mittel zu einer Ausfuhrvergätung 
(Prämie) von 6 M. für das hl gewähren und dadurd den Mitbewerb auf 
dem Weltmarkte, in&befondere gegenüber dem durch hohe Ausfuhrprämten 
unterftügten öſterreichiſch⸗ ungariſchen und ruſſiſchen Branntwein ermögliden®). 





BG. 8 1-8 ($ 1 geändert Art. 
I—I1 des ©. 4. April nebſt Bel. 98 
RSG. 159 u. 1018) und Schutz⸗ m. | weinfteuergebiet erlaffen, daun entſprechend 
Strafbeſtimmungen) 5—88. — Der Rein» | ergänzt und auf das ganze Brauntwein⸗ 
extrag der Abgabe wird anf die Cinzel- | fleuergebiet ausgedehnt in Br®. 5 40—43 
Raaten nad) dem Maßftabe der Matrilular- | * BrG. 8 43a—d, letterer erg. G. 
beiträge vertheilt 8 89. — Der Reinigunge- | 98 (Anm. 6) Art. 1V. Kleinhandel (5 341 
zwang ($ 4 und 25) ift aufgehoben G. Anm. 31 d. W.) 8 43e, iusbel, mit dena- 
89 (86. 49). turirtem Branntwein Bet. 96 (38. 67): 


7), ©. 8. Juli 68 (BGBL. 384), das 
urfpränglich für das nichtpreußiiche Brannıt- 








236 Finanzen; Imdirelte Steuern. $ 160. 


Der inländifhe Brennereibetrieb ift dur Eingangszoll (240 und 160 M. 
für 100 kg Branntwein)?) und dur Ausfuhrvergätung für die entrichtete 
Maifchfteuer geſchützt 10). 


8 160. 

bb) Brauftener. Das Bier ift ein gefunderes Getränk als der Brannt- 
wein und vermag bei weitgehenderer Verbreitung den Genuß des letzteren zu 
beſchränken. Wenn durch diefe Rüdjicht der Höhe der Bierſteuer eine Grenze 
gezogen wird, fo bildet das Bier andererfeits einen geeigneteren Steuergegen- 
ftand als der Yranntwein, weil e8 weder als Roherzeugniß für die Induftrie, 
no als Förberungsmittel der Landwirthſchaft in Betracht kommt. Seme 
Herftelung hat fih unabhängig von der letzteren felbftftändig entwidelt und 
einen Umfang gewonnen, der fie zu einer ergiebigen Eteuerquelle geeignet 
macht iij. 

Die Steuer wird als Rohſtoffſteuer erhoben. Die Mängel einer ſolchen 
treten aud) hier hervor, obwohl bei der einfacheren Geftaltung der Fabrifation 
in geringerem Grade. Mit Ausflug von Baiern, Württemberg, Baden und 
Elſaß⸗Lothringen, mo die Bierſteuer als Landesfteuer erhoben und neben einem 
Averſum im Verkehre mit dem übrigen Deutichland eine Uebergangsabgabe 
gezahlt wird!2), ift die Steuer für das Reich einheitlih geregelt!?). 
Sie beträgt von Malz und Reis 2, von Stärke 3 und von AZuder, Syrup 
und anderen Malzerfagmitteln 4 M. für jede 50 kg; fie fann aber aud) auf 
einen Abfindungsbetrag feftgeftellt werden (Fixation). Der ohne Brauanlage 
zum eigenen Bedarfe bereitete Haustrunf bleibt freit‘). Die Verfteuerung er⸗ 
folgt in der Regel vor dem Einmaifchen, ausnahmsweife vor dem Bermahlen 
des Malzes und bedingt eine fieuerlihe Ueberwadung der zur Brauerei und 


) G. 00 (RGEB. 23) Ar. 2b. Ueber- | beftimmend. — Bon 100 kg Walz werben 


gangsabgabe Br®. $ 4 

”\ &. 68 (Anm. 7 )8 % Bergütung bei 
Ausfuhr aftoholhaltiger Barfünierien, Zahn», 
Mund und Kopfwäfler Vorſchr. 95 (38. 
507). Branntwein-Riederlage-Regul. ZB. 
87 ©. 441, erg. Bel. 97 (38. 47). — 
Im Berlehre mit Ruremburg, wo eine 
ähnliche Steuer eingeführt ift, findet unter 
Wegfall der Uebergangsabgabe u. Ausfuhr- 
vergätung gegenetige Abrehnung fatt 
Abt. 96 (KOB. 676). 

u) Die Bierbereitung (Brauerei) 
erfolgt, indem Mal; (gefeimtes Getreide, 
meift Gerfte) gejchroten und mit Waffer 
eingerührt wird (Einmaifchung), fodann 
(in der Regel unter Zufag von Hopfen) 
gekocht und jchließlich zur Gührung gebracht 
wird. Die Art der Gährung ift vorzuge- 
weife für die verfchiedenen Biergattungen 


etwa 5 hi Bier gewonnen. — Die Zahl 
der Brauereien betrug (1898) im Bau⸗ 
fteuergebiete 7312, der Bierverbraud 
103,7 (in Baiern 248,5) 1 für den Kopf 
der Benölferung. 

12) Verf. Art. 35; f Elfaß- Lothringen 
RO. 73 (RGB. 18 1) 8 4. — leber- 
gangsabgabe Bel. 83 (REB. 84 ©. 3). 
— Die fübdeutichen Bierſteuern find un 
gefähr doppelt jo hoch als die norbdeutfdhe 
und aud in der Form der Erhebung und 
durch Staffelung zu Ounften der Heineren 
Betriebe von diefer verfchieden. 

 Brauftener®d. 31. Mai 78 
(R5B. 153 u. Berichtigung Beil. zu Nr. 
16). — Aenderung des 844 ©. 76 (XGB. 
237). — AusfBorihr. 88 (ZB. 677). — 
Bearb. v. Bertho (Berl. 85). 

4) Braut. $ 1—5. 
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zur Aufbewahrung der Braumaterialien dienenden Räume!) Die Straf: 
beftimmungen entfpredden den für die Grenzzölle gegebenen!®). Der inländifche 
Brauereibetrieb ift durch Eingangszol (6 M. für 100 kg)!?) und Ausfuhr⸗ 
vergütung !®) geichügt. 


8 161. 

co) Tabalitener. Seit der Entdedung Amerikas hat nit nur der 
Gebrauch des Tabaks allgemein Verbreitung gefunden, aud) der Anbau und 
bie Berarbeitung dieſes Erzeugniſſes hat fih in auögedehnter Weife ent- 
widelt!). Als Genußmittel vermag der Tabak nnbeftritten eine hohe Steuer 
zu tragen; ihre Anlegung bietet aber erheblide Schwierigfeiten und dieſe 
fleigern fi in dem Maße, als der Ertrag Höher geſchraubt werden foll und 
neben ber Einfuhr die eigene Zabafinduftrie eined Landes vorgelchritten iſt. 
In den Tabak bauenden Ländern?) finden fih drei Beftenerungsarten 
vor: die Rohftofffteuer, die Fabrikatfteuer und das Monopol. — Die Roh- 
fRofffteuer mid ale Flächen-,, Gewicht- oder Wertbfieuer erhoben. Die 
Flächenſteuer iſt die unvolllommenfte diefer Steuerarten!). Bei der Gewicht⸗ 
feuer bleibt zwar nur die Beſchaffenheit unbeachtet; die Steuer bedingt aber 
eine läftige Ueberwachung und zwingt den Tabaksbauer, die Steuer bis zur 
Berwertbung des Erzeugniſſes baar vorzuſchießen. Der Wertbfteuer endlich 
fieht die Schwierigkeit einer zureichenden Werthbeſtimmung entgegen. — Bei 
der Fabrilatfteuer finden Stempelmarfen Anwendung, die bei der Ver⸗ 
yadung des Fabrilate® angebraht werden müſſen?). Auch fie ift mit 
Berthbeftimmung und läfligen Ueberwachungsmaßregeln verbunden. — Unter 
diefen Umftänden hat fi da8 Tabatmonopol troß aller vom Standpunkte 
der Theorie und des KHandeldinterefjed gegen Monopole zu Felde geführten 


Gründe in den meilten Ländern Europas behauptet??). Dieſes giebt 
”) Daſ. 8 9—26. in eine gewiffe Gfährung gebracht (fer- 
”, Daf. 8 27—42, mentirt). Hierauf erhalten fie, nachdem 


”) Tarif ($ 156 Anm. 68) Nr. 25a 
(Faffung des ©. 00 ROB. 298 Nr. 2a). 

”, Braufi®. 8 6. 

m) Die Tabalinduftrie umfaßt ben 
Aubau, die Kabrifation u. den Handel. — 
Im Zollgebiete wurde (1898) der Anbau 
von 139171 Perfonen auf 17652 ha, 
alfo weientlih im kleinen betrieben. Vor⸗ 
zugsweiſe betheiligt find Baden, Preußen 
(Udermard), Baiern (Balz) und Eif.- 
Lothringen. — Die Herftellung iſt, 
weil fie ohne Kapital und Arbeitstheilung 
möglich ift, gleichfalls vorwiegend Klein- 
Induftrie (Hausbetrieb). Die getrodneten 
and gefonderten (fortirten) Blätter werden 
mit falziger Brühe eingemacht (fancirt) u. 


fie wieder getrodnet find, die beftimmte 
Form als Zigarren, Rauch⸗ oder Schnupfe 
taba. — Der Handel wird nur im 
großen betrieben. Hauptmarkt ift Bremen, 
demnähft Hamburg. 

”) In England ifi der Tabakbau feit 
Karl II. ganz verboten; die Steuer konnte 
bier auf Grenzzölle beſchrünkt bleiben. 

2), ine derartige ZStempelabgabe wird 
in den Vereinigten Staaten und in 
Rußland (Zabalaccife) neben einer 
bejonderen @&ewerbefteuer von der Tabal- 
induftrie erhoben. 

2) Mit Ausnahme von England, 
Außland (Aum. ZU u. 21) u. Deutſchland 
beherricht das Monopol alle Länder Europas 
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Yabrilation und Handel ausfchlierlih in die Hand des Staates, der damit im 
die Lage kommt, durch entſprechenden Preisaufichlag eine beliebige Steuer auf- 
zulegen. Diefer Aufſchlag kann ohne Schwierigkeit mit dem Werthe des 
Fabrikates gefteigert werden (Progreffinfteuer) und fo bildet da8 Monopol die 
einzige Steuerform, die eine gehörige Aoftufung und dadurch eine hohe Bes 
laftung des Tabaks möglich mat. Wo das Monopol ſich auf den Handel 
mit dem im Inlande erzeugten Tabak beſchränkt und die Einfuhr gegen ent- 
fprehende Berzollung frei läßt, wird es als Rohtabaksmonopol bezeichnet. 
Die Mängel diefer Beiteuerung beftehen in dem Erforderniß einer großen 
Beamteneinrichtung und in der Nothmwendigfeit, bei feiner Neueinführung die 
Tabafögewerbetreibenden entipredend abzufinden. 

In Preußen, wo unter riedrih dem Großen mit der Regie vorüber- 
gebend das Monopol beftanden hHatte??), mar 1819 die Flächenſteuer ein- 
geführt. Sie wurde 1868 auf das Gebiet des norddeutſchen Bundes aus⸗ 
gedehnt, ift dann aber einer für das Reich eingeführten Gewichtſteuer 
gewichen*). Diefe wird mit 45 M. für 100 kg der zur Fabrikation be« 
reiteten Blätter erhoben?5). Die bepflanzten Flächen müfjen in vorgefchriebener 
Meife behandelt?®) und der Steuerbehörde angezeigt werden, worauf diefe die 
Feſtſtellung der zu verfteuernden Mengen dur vorläufige Abſchätzung 
vor der Ernte und durch Verwiegen nad) diefer bewirkt?”). Bei Entrichtung 
der fo ermittelten Steuer treten mehrfache Vergünſtigungen ein, fo die Ber- 
wahrung des Tabafs in fteuerfreien Niederlagen, die Uebertragung der Steuer 
auf den Käufer und ihre Stundung?*). Außerdem ift die Flächenſteuer mit 
4,5 Bf. für den Quadratmeter als Ausnahme für Meine Tabakfelder unter 
4 Ur beibehalten, da für diefe die zur Gewichtdermittelung erforderliche Ein- 
richtung zu umſtändlich fein würde?). Die Strafbeftimmungen find ähnlich) 
wie bei den Grenzzöllen geregelt?®). 

Der Eingangzoll für 100 kg beträgt bei Rohtabak 85 M., bei 
Zigarren 270 ME, bei anderen Zabaffabritaten 180 M. Hierdurch, fowie 


=) Faba®. 8 2. 

”) Daf. 8 22, 3 u. 4. 

” Daſ. 8 5-15 0.0.8581. 

=) Tabl. 8 16—21 u. ©. 85 


(43,7 v. H. feiner Bevöllerung). In : 
Frankreich befteht es feit Ludwig XIV. | 
Steuerfuß u. Steuerertrag find beftändig 
gefliegen. — In DOefterreih war es 
1670 (in Ungarn erft 1851) eingeführt u. 


bis 1784 verpaditet. 

*2) 8 135 Anm. 10, 

*) TabakſteuerG. 16. Juli 79 
RGB. 245), erg. (k 12, 16 u. 19) G. 
85 (RGEB. 83); Ausfdel. nebſt Dienft- 
vorfhr. 80 (38. 153 und 327), erg. Bel. 
83 (38. 84 S 1), 86 (38. 71), Nadıtr. 
83 (38. 748), BB. 91 (38. 74), 97 
(38. 823) u. 98 (38 466). — Bearb. 
v. Reinhold (2. Aufl. 91). 


5 2, 3; Steuerfreie Niederlagen Regul. 
80 (38. 386), Steuerlreditirung 80 (38. 
468), erg. ($ 1 Abf 2) Bel. 86 (38. 32) 
und Nadıtr. 38 (38. 748). 


=) TabakſtG. 8 23-26; Verwendung 
von Erfatmitteln BBeſchl. 79 (38. 753), 
80 (38. 209) u. 86 (38. 32). 


”, Tabakſt6. $ 32—47. 
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239 
durch eine entſprechende Ausfuhrvergütung wird der inländifhen Tabakskultur 
und Fabrikation ein Zollſchutz gemährt?!). 


g 162. 

dd) Zuckerſtener. Dem aus Oftindien ſtammenden und feit der Ent⸗ 
deckung Ameritad über alle Tropenländer verbreiteten Zuderrobr iſt im Laufe 
des 19ten Jahrhunderts durch die Zuckerrübe ein erheblicher Mitbewerb erwachſen. 
Die Rübenzuderinduftrie bezeichnet einen Sieg menſchlicher Erfindung 
über die Macht des Klimas. Mit ihr bat der Zuder aufgehört Kolonial⸗ 
mwaare zu fein. Die Entdedung wurde 1747 dur Margraf in Berlin ge- 
macht, aber erſt durch feinen Schüler Achard praftifch verwerthet. Weber die 
Schivierigleiten, mit denen die junge Induftrie zu kämpfen batte, half die 
napoleonifhe Kontinentalfperre (1806 — 11) mit ihrer gewaltigen Preisfteigerung 
für alle Kolonialmaaren erfolgreih hinweg und ſeitdem hat fi die Zuder- 
berftellung®®) in Deutfhland in hohem Maße weiter entwidelt. Sie hat den 
Volkswohlſtand erhöht, den Betrieb der Landwirthſchaft gefördert und eine 


neue, ergiebige Steuerquelle geſchaffen. 


") Daf. $ 1, 30, 31 u. gleichlautend 
Zarif (& 156 Anm. 58) Nr. 250. — 
Zarafühe BB. 84 (38. 106) und 85 
(38. 157); Ausfuhrvergutung Regul. 88 
(38. 834), erg. 38. 98 8. 198. 

=) Die Buderherftellung erfolgt in 
vier Abfchnitten (Gewinnung u. Läuterung 
des Rübenjaftes, Darftellung u. Raffinirung 
des Zuckers). 

a) Der Rübenſaft wird durch Aus⸗ 
langung der in Meine Streifen (Schnitzel) 
zertheilten Rüben (Diffufion) gewonnen. 
Die vom Zuderfafte befreiten Rücdftände 
»ienen als Viehfutter. 

b) Zur Befreiung des Saftes von den 
die Kryſtallbildung hindernden Salzen n. 
mineralifhen Stoffen (Räuterung, Schei⸗ 
dung) wird Kalk zugeſetzt, mit dem diefe 
Stoffe fih verbinden u. mittelft Filtrirene 
duch Knochenkohle und Amvendung von 
Kohlen oder Phosphorfäure gemeinfam 
entfernen laffen. 

c) Mit dem Erlalten des durch Ein- 
kochen verdidten Saftes erfolgt die 
Kryftalibildung. Der zurüdbleibende 
Saft (Syrup) geftattet die mehrmalige 
Wiederholung diefes Verfahrens, wodurd 
ein zweites, drittes u. viertes Erzeugniß 
gevonnen wird. Der eine Kryftallifirung 
nicht mehr zulaffende Syrup heißt Melafie 
und wird als Viehfutter oder zur Spiritus- 
bereitung verwendet. Daneben iſt da® 
Dsmofe-, das Elutions- u. das Strontian«- 


verfahren auf weitere Gewinnung des in 
der Melafie unkryſtalliſirt verbliebenen 
Auders gerichtet worden. 

d) Die Reinigung des fo gewonnenen 
Rohzuckers von dem ihm anhaftenden, den 
Geſchmack und die Farbe beeinträdtigenden 
Unreinigfeiten (Raffinirung) gefchieht 
durch nochmaliges Einkochen u. Läutern u. 
zwar in der Xegel in befonderen Fabriken. 
Das Aushringen des Zuders zur Raffi⸗ 
ae (Rendement) ſchwankt zwiſchen 60 u. 
9 


Wichtig für den Sandel wie für die 
Befteuerung iſt die Beſtimmung des 
AZudergehaltese. Das aus Holland 
ftammende Verfahren der Feſtſtellung nad 
Typen (Muftern, Broben) ift unzureichend, 
da Farbe u. Geſtalt ſich künſtlich herftellen 
laffen. Dan bat deshalb die Polarifation 
angewendet, die auf dem Geſetze beruht, 
daß der durh ein Kallſpathkryſtall ge- 
gangene (polarifirte) Lichtftrahl, wenn er 
durch eine Zuckeraufloſung geführt wird, 
eine nad der Menge der in dieſer ent⸗ 
haltenen Zuckertheile verſchiedene Richtung 
annimmt. In dieſem mittelſt eines Werk⸗ 
zeugs (des Saccharimeters) ausgeführten 
optiſchen Verfahren laſſen ſich indeſſen 
größere Zuckermengen nur dann beſtimmen, 
wenn fie diefelbe Zuderart unvermifcht 
enthalten. Die Verſuche zur Behebung 
diefes Mangels find noch nicht abgefhloffen, 
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Die Zuderfteuer war anfänglich Hohftofffteuer, die nad der Menge 
der verarbeiteten Rüben bemeflen wurde. Obwohl die Rübenzuderinduftrie 
bei diefer — demnächſt auf das Reich übertragenen?) — Befteuerung großen 
Aufſchwung nahm und durd ausgedehnte Ausfuhr Iohnenden Abfag fand), 
trat doch ſchließlich bei vermehrtem Angebote ein erheblider Preisrüdgang 
ein. Dabei Hatte die Erhebung der Steuer vom Rohſtoffe einen ſtarken An⸗ 
trieb zur Erhöhung der Zuderausbente geboten und wenn aud) dadurch der 
Betrieb des RUbenbaues wie der Zuderherftellung fi) hoch entwidelte3), fo 
erwuchs doch daraus zugleich eine Benadhtheiligung der weniger ertragsreichen 
Bodenarten und der Heineren Betriebe, die diefer Entwidelung nicht fo ſchnell 
zu folgen vermochten. Außerdem erlitt die Staatskaſſe empfindlihe Ausfälle, 
da die für den ausgeführten Zuder gezahlten Vergütungen bei dem unſicheren 
Ausbeuteverhältnig meift höher waren, als die davon erhobene Zuderfteuer. 

Diefen Mifftänden fuht die neueſte Zuderfteuergefeggebung — 
ähnlih wie die neuere Branntweinbefteuerung ($ 159 Abf. 3) —, der dur 
fortgefegte Ausdehnung der Betriebe immer zunehmenden Uebererzeugung zu 
fleuern und gleichzeitig den Wettbewerb ſowohl der feinen mit den großen Be⸗ 
trieben, als auch der inländifchen mit der ausländiſchen Induftrie zu erleichtern ?®). 
Zu diefem Zwede find drei Steuerarten eingeführt. Die Rohſtoff- murde 
durch eine Fabrikatftener erjett, die ald Verbrauchsabgabe (Zuderfteuer) 
beim Eintritt des Zuder8 aus der Steuerüberwadhung in den freien Berfehr 
mit 20 M. für 100 kg erhoben wird; der ausgeführte Zucker bleibt frei?”). 
Demnädift (1896) ift als Zuſchlag zu biefer Verbrauchsabgabe eine geftaffelte 
Berriebfteuer eingeführt, die fi für je 100 kg Nohzuder bei einer jähr- 
lichen Erzeugung bi8 4 Mil. kg auf 10 Pf. beläuft und bei jeder Mehr⸗ 
erzeugung von 1 Mill. kg um 2!/, Pf. fteigt. Ferner unterliegt der Zuder, 
der über eine beftimmte, nad dreijährigem durchſchnittlichen Betriebe feft- 
geftellte Dienge (Kontingent) hinaus erzeugt wird, einem weiteren, dem 


—— —— — — —— — 


” RVerf. Art. 85; Einf. in Eif.- 
Lothringen B. 71 (ROB. 825) 8 3. 

“) Im Betriebsiahre 1899 wurden in 
402 Fabriken (311 in Preußen) 12,1 
Mill. x Küben verarbeitet. Danchen bes 
ander 49 Raffinerien u. 6 Melaſſe⸗ 
entzuderungsanftalten. Die Anbauflädhe 
umfaßte 426458 ha. Auf 1 ha wurden 
durdichnittfih 28,5 t Rüben geerntet. — 
Der Berbraud belief fih 1841 auf 2Y, kg 
auf den Kopf der Bevölkerung, 1898 auf 
12,4 ke. 

“) 1840 wurde der Zentner Zuder aus 
17, 1891 ſchon aus 7,50 Zentner Rüben 


berneft ſtellt. 
“, Zuderfteurd. (31. Mai 91 


RGB. 295, erg. G. 96 RGB. 109 u. 
gem. Art. IV Abſ. 3 des letteren) neu. 
veröffentlfiht 6 RGOB. 117, AusfVef. 
96 (38. 281), erg. (& 1) 97 (BB. 318), 
(8 8) 11. Mai 98 (38. 246), (8 70) 97 
(38. 145), ($ 122) 12. Iuni u. (Anl. D 

3 26) 1. Mai = —8 192 u. 129). 
Bontingenirung * Vorſchr. 97 (38. 
218), erg. (8 122) Bel. 99 (38 19), 
(Anl. D 826) 1. Mai 99 (38 129). — 
Beihränteng der Verwendung kunſtlicher 
Eußſioffe $ 257 Abſ. 1 Nr. 2 d. W. 

"38. 91 8 1—6; Ueberwachung 
8 7—42; Strafen 8 43—64; Uebergangs«- 
befiimmungen 8 82, 88. 


Finanzen; Imbirelte Steuern. 8 168. 241 


Ausfuhrzuſchufſe für Rohzucker gleihtommenden Zufdjlage??). “Diefer Ausfuhr- 
zuſchuß (Prämie) mußte gewährt werden, da Deutſchland mit feiner aus⸗ 
gebehnten Zudererzeugung auf den Abfag im Auslande angemwiefen war, 
dabei aber mit anderen Zucker erzeugenden Staaten, die, wie Oeſterreich⸗ 
Ungarn und Frankreich, die Ausfuhr durch hohe Zuſchüſſe förderten, nicht in 
Mitbewerb treten konnte. Der Zufhuß beträgt für den Rohzucker 2,50, 
übrigene 3 und 3,55 M. für je 100 kg). Der Eingangzoll ift auf 45 M. 
für je 100 kg erhöht*®). 


8 168. 

ee) Salzſteuer. Das Salz bildet kein Genuß-, ſondern ein Lebens⸗ 
mittel. ALS ſolches erſcheint es für eine höhere Beſteuerung um fo weniger 
geeignet, als fein Verbrauch ſich nicht nad der Wohlhabenheit abftuft, aud) 
das Salz zu landwirthfchaftlihen und techniſchen Zmeden Verwendung findet. 
Daß das Salz gleihmohl fait überall in hohem Maße befteuert wurde, erklärt 
fi aus feiner Geſchichte. Bon dem Bergregale wurde ein beſonderes Salz⸗ 
regal abgezweigt (5 130) und als Tinanzquelle ftart ausgebeutet. Der 
monopolartige Betrieb der Salzwerfe bot hierzu einen bequemen Weg. So 
blieb auf, nachdem das Regal bereitd den Charakter der Berbraudäfteuer 
angenommen hatte, da8 Monopol ald zwedmäßigfte Erhebungsform für dieſe 
beftehen. Erſt nachdem in unferem Jahrhundert Bedeutung und Wefen der 
Steuer näher ergründet war, wurde die Abgabe weſentlich herabgejegt, das 
Monopol auch vielfady in eine Produftfteuer umgewandelt*?). 

Preußen bat lange am Monopol feitgehalten. Der 1820 einheitlich ger 
regelte Salzprei® mar indeß 1842 ermäßigt und für Viehſalz noch weiter 
herabgefeßt. Zur Verhütung von Hinterziehungen beftand für einzelne Grenz⸗ 
bezirte ein Salzzwang (Salztonfkription), nad welchem auf jeden Kopf eine 
beftimmte Menge Salz entnommen werden mußte. 

. Im Jahre 1867 wurde dann auf Grund einer Uebereinfunft unter den 
Zollvereinsftaaten das Salzmonopol dur eine Salzfteuer erfegt*?), die 
jet al8 Reichſteuer erhoben wird). Alles Salz mit Ausnahme des zur 
Ausfuhr, zu landwirthfchaftlihen oder gewerblichen Zmeden (Sodaherftellung) 
beftimmten unterliegt einer Steuer von 12 M. für 100 kg). Salzwerte 


”) 30. 8 65-76. | “) Vebereint. 8. Mai u. BG. 12. Olt. 
”, Daf. $ 77-79. — 8 158 Anm. 78 | 67 (BGBl. 49 u. 41); Einf. in einige 
d. W. dem Zollgebiet angeſchloſſene Theile 8. 


) 30. 8 80, 68 (5. 957); AusfiBeft. 88 SB, si), 
A) In England’ ift feit 1825 jede | erg. BBeſchl. 91 (38. 92 ©. 2), 9 
Salzabgabe aufgehoben. Frankreich (38. 176) u. 00 (38. 12). res, . 

führte für das in der Kevofution befeitigte | Xrautvetter (Berl. 98). 
Monopol eine Broduftionfteuer ein (1806). =) RVerf. Art. 85. 
Auch Rußland befitt eine ſolche, während “, &. 1867 $ 2 u. 20. — Abraum- 
Defterreih u. Italien das Monopol | falze ($ 323 Anm 5) Lönnen freigelaffen 
beibehalten haben. werden BB. 78 (ZB. 435). — Die Um 


Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 16 
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und Salzfabriten müſſen im Falle der Neueröffnung oder Betriebsveränderung 
der Steuerbehörde angezeigt werden und ftehen unter deren Uebermadung*)- 

Der Eingangzoll ift für das ſeewärts eingehende Salz ber in- 
ländifhen Steuer glei, fonft aber (für 100 kg) um 0,80 M. höher 
geftellt*%). Diefer Differentialzoll beruht auf dem Mitbewerbe Frankreichs, 
welches von ausländiſchem Salze eine um den gleichen Betrag höhere Ab⸗ 
gabe erhebt. 

Mebrigens hat die Eröffnung der reidien Steinfalzlager bei Staßfurt und 
Erfurt, fowie die vermehrte Salzgeminnung im Nedargebiete die inländifche, 
meift in den Händen des Staats befindliche Erzeugung fo gefteigert, daß der 
ganze Verbrauch durch fie gededt werden kann“). 


VII Finanzen des Reiches. 


1. Reihfhakamt. 
8 164. 

Das Finanzweſen des Reiches hat in dem Reichſchatzamte ſeine oberſte 
Verwaltungsbehörde erhalten, welche als Organ des Reichskanzlers ($ 20 
Abſ. 2 Nr. 5) in zwei Abtheilungen das Voranſchlags⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗ 
weſen, das Reichsvermögen, die Reichſchulden einſchließlich des Reichspapier⸗ 
geldes und des Münzweſens und die Zoll⸗ und Steuerſachen verwaltet '). 

Dem Reichsſchatzamte unterſtehen außer den in $ 165 u. 166 benannten 
Finanzbehörden die Reichszollbevollmächtigten ($ 149 Abf. 2) und die Reichs⸗ 
rayonfommiffion ($ 112 Abf. 1). 


2. Reidhshaushalt, Aaſſen- und Rechnungsweſen. 
8 165. 

Ueber den Reichshaushalt, der alle Einnahmen und Ausgaben umfaßt, 
wird für das Voranſchlagsjahr vor deſſen Beginne ein Voranſchlag (Etat) 
durch Geſetz feftgeftellt”). Der Reichshaushaltsvoranſchlag, der feither — ab- 
weihend vom preußiſchen Voranſchlage (8 118 Abf. 5) — die reinen Ein⸗ 


— —— 





brauchbarmachung zum menfhlihen Ge- | Siedefalz gewonnen und 422588 c (7,7 
nufle heißt Denaturirung 38. 1888 | kg für den Kopf) von Speifefalz verbraudtt; 
©. 642, 1895 ©. 167 u. 265, 1896 | zu fleuerfreien Zwecken (Biehfütterung, 
©. 68 u. 625, 1898 ©. 246; Unzu- | Düngung und in gewerblichen Betrieben) 
anngtei der Karbolfäure BB. 84 (38. | wurten 538206 t (9,9 kg für den Kopf) 


verbraucht. 
8 G. 67 8 3—10; Strafen $ 11 ) Erl. 79 (RGB. 196). 
is 18. 2) Ref. Art 69—71 u. Anm. 30. 
2 Dal, 5 19 u. Tarif ($ 156 Anm. | — Bebeutung des Voranſchlags 8 118 
57) Ar. 25 d. W., des Voranſchlaggeſetzes 8 2 Anm. 4. 
, Im Remungsjahre 1898 wurden | — Voranſchlag für die Schutzgebiete 
im Bollgebiete in 81 Salzwerken (Berg- | 8 86 Anm. 55. 


werten u. Salinen) 3,9 Mil. t Stein« u. 
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nahmen und Ausgaben nachwies, wird jett gleihfalld in die Bruttoeinrichtung 
(8 118 Abf. 2) übergeführt.” Die Ausgaben, die voranftehen, zerfallen in 
fortdauernde und einmalige, letztere bilden weiter ben ordentlichen uud außer- 
ordentlihen (dur außerordentlide Einnahme zu dedenden) Voranſchlag. 
Das Boranihlagsjahr läuft vom 1. April bis 31. März’). Die Zentral- 
kaſſengeſchäfte beforgt die Reichshauptkaſſe, die eine Geſchäftsabtheilung 
der Reichsbank⸗Haupikaſſe bildet*). 

Ueber die Berwendung aller Einnahmen ift durch den Reichskanzler dem 
Bundesrathe und Reichstage zur Entlaftung alljährlich Rechnung zu legen®). 
Die Vorprüfung und die Uebermadung der voranſchlagsmäßigen Verwaltung 
‚erfolgt durd) die preußifche Oberrechnungskammer (5 120 Abf. 3), die hierbei 
um einige Mitglieder verftärkt wird und unter der Benennung „Redhnung®- 
Hof des Deutfhen Reiches“ eine befondere unabhängige Reichébehörde 
bildet). 


3. Reihuuermögen und Reichſchulden. 
8 166. 

Durch Uebertragung des Eigenthums und der dinglihen Rechte an allen 
unmittelbar zum dienſtlichen Gebrauch einer Reichsverwaltung dienenden 
Gegenftänden ift das Reich zum felbftftändigen Bermögensfubjelte geworden”). 
Der damit von den einzelnen Staatöfisten geſchiedene Reihsfistus Hat 
gleiche Rechte mit jenen in betreff der Befreiung feines Eigenthumes von 
Steuern®) und des Gerichtöftandes?). Außerdem genieht er Befreiung von 
Borto!?) und Gerichtstoften!!). 

Segenftand des Reichsvermögens find der Antheil des Reiches an der 
Reichsbank ($ 308 Abf. 7), die NReihädruderei 1%), die Reichseifenbahnen !®) 


68.76 man el); Eif.-Lotbringen 
G. 78 (86. für EL. 7). 

9 Bel. 71 Ron, 126) u. 75 (38. 
821); 8 308 Abf. 7 0. W. Anſchluß an 
den Reichsbank⸗Giroverkehr Bel. 98 (ZB. 
29). — Geſcha. 75 (Auszug MB. 76 
©. 64). — Abrechnung mit den Landes» 
taflen, zwei ZR. 78 (MB. 144 u. 146). 

9 RvVerf. Art. 72. 

8.63 (BGEBl. 433), $ 3 geänd. 
®. 75 (RGB. 61). — Die Uebertragung 
tft alljährlich) erneuert, zuletzt durch G. 00 
(RGB. 31); fie bezieht fi auch auf 
Eif.-Lothringen, die Schußgebiete und bie 
Reihsbant. — Inſtr. für den Rechnungs⸗ 
hof 75 (38. 157), $ 4 u. 5 geünd. 
Bel. 77 (38. 182). 

2) &. 25. Mai 73 (ROB. 113); ent» 
behrlich oder unbraudbar werdende Grund» 
Rüde find dem Bundesflaate zurüdgugeben, 


foweit deren Erfat nidt aus dem Erlöfe 
zu deden it $ 5-7; Einf. in Elſ.⸗Loth. 

®. 73 (882. f. &.2. 387) — Bertretung 
ng 87 Anm. 5 d. W. 

e) G. 73 8 1 Abf. 2 ($ 121 Abſ. 1 
d. W.); das Reich unterliegt damit nad 
Ueberlaffung der Grund» und Gebäudebe⸗ 
fteuerung an die Gemeinden ($ 137 Abf. 3 
d. MW.) auch diefen Steuern, während der 
Gewerbefteuer nur die Reichebank unter- 

worfen it $ 143 Abf. 2 Nr. 108 

3P0. 5 20. 

) G. 69 (BGBl. 141) 8 2, 

n, 8 187 Abſ. 3 d. W. 

. 79 (R6B. 139) u. 8 370 


2) Die Eifenbahnen in Elſ.⸗Lothringen 
traten durd den Frankfurter Frieden (Zu- 
ſatzartikel 71 ROB. 234) in das Eigen- 
thum des Reiches, welches demnächſt auch 


16* 


244 Finanzen des Reiches. 8 166. 


und verfchiedene bei dem Reiche gebildete Fonds, vor allem der Reichskrieg⸗ 
That und der Reichsinvalidenfonds. 

Der Reichskriegſchatz beiteht aus 120 Mil. M., welche der fran- 
zöflfchen SKriegsentfhädigung entnommen wurden und in baarem gemünzten 
Gelde für Zwede der Mobilmahung niedergelegt find. Er foll die unver- 
züglihe Durdführung der letzteren fijern und darf deshalb meder zinsbar 
belegt nod) anderweit benugt werden, muß aud) bei ftattgehabter Verwendung 
ftets wieder entipredhend ergänzt werden 14). 

Der gleihfals der franzöfifchen Kriegsentihädigung mit 561 Mill. M. 
entnonmene Reichsſsinvalidenfonds bezwedt die Sicherſtellung der infolge 
des Krieges 1870,71 an Militärperfonen und deren SHinterbliebene geſetzlich 
zu zahlenden Penfionen und Berforgungen. Die Bermendung ift dann auf 
die Unterftüßung hülfsbedürftiger alter Krieger ausgedehnt. Für diefe Aus- 
gaben find alljährlich) die Zinfen und ein Theil des Beſtandes derart zu ver⸗ 
wenden, daß der Fonds bis zulegt ausreicht 16). Die Beftände werden zins⸗ 
bar belegt!%) und von der ähnlih der Reichſchuldenverwaltung zufammen- 
gefetsten und der Auflicht der Reichſchuldenkommiſſion unterftellten Verwaltung 
des R. Inv. Fonds verwaltet!) Ueber die nad Erfüllung des Zweckes ent- 
behrlich werdenden Beſtände kann nur durch Reichsgeſetz verfügt werden 18). 

Dem Vermögen fteht die Reichſchuld gegenüber!?), die in eine ver- 
zinslihe und in eine unverzinsliche zerfällt. Die verzinsiihe Schuld wird — 
regelmäßig unter Ausgabe von Inhaberpapieren ($ 306 Abſ. 3) — dur 
Anieihen oder — wenn ed fi um Dedung vorübergehender Bedürfniſſe 
handelt — dur Ausgabe von Schatanweifungen begeben (Abi. 6), während 
die unverzindlihe Schuld in den Reichskaſſenſcheinen zur Erſcheinung gelangt 
(Abi. 7). 


— Erweiterte Beflimmung ©. 77 (ROB. 
495) $ 1, ©. 78 (RE8. 99) 3 4, 79 
(RGEB. 119) 8 2u.3, ©. 93 (RB. 


die Verwaltung der Wilhelm-Luremburger 
Bahn übernahm $ 6 daf. u. ©. 72 
(RGB 329). Die Verwaltung führt 


unter dem Reichsamte für die Reichseiſen⸗ 
bahnen in Berlin (AE. 78 ROB. 79 S 
193) die ©eneraldireltion in Straßburg. 

“, &. 11. Nov. 71 (RGB. 403). — 
Berwaltung B. 74 (RSB. 9), erg. (8 2) 
8 97 (R6B. 169). — Der Xeidhe- 
friegeihat hängt mit der Wehrverfaſſung 
(8 97 d. W.) zufammen und ift durch die 
in den Kriegsjahren 1866 und 1870 mit 
dem preußifchen Kriegeihage gemachten 
günftigen Erfahnungen hervorgerufen. Er 
dient glei diefem nur der erjlen Aus⸗ 
rüftung, während der ältere, in Preußen 
ohne Beſchränkung des Betrages ange⸗ 
ſammelte Staateſchatz ($ 127 Anm. 3) 
der Kriegsführung überhaupt galt. 

* G. 23. Mai 78 (RB. 117) $ 1. 


171) Art. 25, 26, ©. 95 (ROB. 237) 
nebft V. 95 (GS. 476) u. 3. 95 (MB. 
191), ©. 99 (RSB. 339). 
873 8 2-10 u. 7981 — 
Der Beſtand betrug 1898: 406 Mill. M. 
”", ©. 73 $ 11—14 und GeſchA. 74 


’) Stantsfhulden überhaupt $ 126 
d. W. — Die Reichſchuld betrug 1899 
2340,4 Mil. M. neben 120 Mill. Reichs⸗ 
taffenfgeinen. Die 4 prozentigen Reich⸗ 
fhulden find im gleiher Weiſe wie im 
Preußen ($ 127 Anm. 7) in 3'/, prozentige 
umgewandelt ©. 8. März 97 (8S. 21). 
— fitteratur wie $ 128 Anm. 12 9.8. 
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Die Aufnahme von Anleihen und die Uebernahme von Garantien zu- 
laften des Reiches erfolgt im Wege der Reichögefeßgebung?). Die Grund- 
fäge über Aufnahme und Bermwaltung der Reichſchulden find im Anſchluß an 
die im bürgerlichen Recht durch da8 BGB. und die ZPO. eingetretenen 
Aenderungen einheitlich zufammengeftellt?!). Danad) erfolgt die außerorbent- 
Ihe Befhaffung der Geldmittel durch verzinsliche Anleihen oder durch 
Schapanweifungen, deren Umlaufzeit, wenn es fi um Verſtärkung der 
ordentlien Betriebsmittel handelt, auf 6 Monate befchräntt iſt. Die nähere 
Beitimmung trifft der Reichskanzler. Die Tilgung erfolgt dur Anlauf 
von Schuldverfchreibungen. Das Rei kann die für die Inhaber unfündbaren 
Schuldverſchreibungen in der gefeglich feftzuftellenden Frift insgefammt oder 
in Theilbeträgen kündigen??), Berwaltungsbehörde ift die preußifche 
Hauptverwaltung der Staatf dulden unter der Benennung „Reichſchulden⸗ 
verwaltung”; die fortlaufende Auffiht Führt eine Reichſchuldenkommiſſion, die 
aus je 6 Mitgliedern des Bundesrathes und des Neichötages und dem 
Präfidenten des Rechnungshofes zufammengefegt ift??). Erweislich vernichtete 
Schuldurkunden werden erfegt, angeblid abhanden ’gefonımene unterliegen dem 
Aufgebot und der Kraftloserflärung durch die Gerichte; für Zinsſcheine 
it diefe ausgeſchloſſen?). Prämienanleihen, bei denen der Zins ganz oder 
theilweife als Gewinn verlooft wird, find nur auf Grund eines Reichsgeſetzes 
und nur zum Zwecke der Anleihe eines Bundesſtaates oder des Reiches zu- 
töffig?d). Bei der Aufnahme der Anleihen werben regelmäßig auf den In⸗ 
haber lautende Schuldurkunden ausgegeben. Diefe können jedoch wie in 
Preußen ($ 128 Abſ. 2) durch Eintragımg in ein Reichſchuldbuch in 
gleichwerthige Buchſchulden auf den Namen eines beftimmten Gläubigers um- 
gewandelt werden ?®). 

Die unverzinslihe Reichſchuld ($ 126 Abf. 4) wird dur die Reichs— 
kaſſenſcheine gebildet. Die Grundfäge Über Ausgabe von fidhergeftelltem 
(fundirtem) und nicht fichergeftelltem Papiergelde find Gegenitand der Reichs⸗ 
gefetggebung ?). Die Reichskaſſenſcheine find danach mit dem dem Reichskrieg⸗ 


3 RVerf. Art. 73. 8 14, 82 Anm. 4 
d. W. 
) RShubdend. 19. März 00 (RGB. 


N — Mebergangsbeftimmungen $ 20 
bie 28 
*) Daſ. 81-8. — Unterzeichnung der 


Zquurtunden 8 4 uebſt BOB. 8 739 
Abf 


=) er 8 9—15. 

*) Daf. 16—19. BGB. 8 798 
bis 800 u. Sinefäeine) 803, 804, ZPO. 
$ 1004—18, Zahlungfperre BGB. 8 799 
3b. 2 u. 808, 3PO. $ 1019 -22. 

*) &.u.AusfBel.71(RGB.210u.255). 

”,&. 31. Mai 91 (REB. 321), 8 9 


neugefaßt EG. zum BOB. Art. 50, $ 11 
Abf. 2 neugefaht &. 98 (RGEB. 771) 
8 188, Sulraftfegung 8 24 u. V. 92 
(RGB. 303); Ausführung 2 Bel. 92 
(MB. 139 u. 153, 38. 25 u. 157). 
Se eteifung durch Berpfändung wie 
5 128 5. 

=) RVerf. Art. 43. -- Ein fihergeftelltes 
Papiergeld bilden die auf 100 M. und 
darüber lautenden Reichſsbanknoten 
8 308 Abi. 7 d. W. — Der Auodruck 
„Papiergeld“ trifft nicht ganz zu, da eine 
allgemeine Aunahmepflicht weder in betreff 
der Reihsbanknoten, noch der Reichskaſſen⸗ 
feine (folg. Anm.) befteht. 
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ſchatze entiprechenden Betrage von 120 Mil. M. in Abfchnitten von 5, 20 
und 50 M. ausgegeben. Sie müflen bei allen Kaſſen des Reiches und der 
Einzelftaaten in Zahlung genommen und von der Reichshauptkaſſe auf Er⸗ 
fordern jederzeit baar eingelöft werden. Im Privatverfehre findet ein Zwaug 
zur Annahme nicht ftatt?). Das mannigfaltige Papiergeld der Bundesftaaten, 
mit dem Deutſchland früher zum Schaden de Verkehrs überſchwemmt war, 
ift eingezogen; für die Folge ift die Papiergeldausgabe dur die Bundes⸗ 
ftaaten nur auf Grund eines Neichögefeges zuläffig?). 


4. Reidhs-Einnahmen und Ausgaben”). 


8 167. 

Der Bedarf des Reiches findet zunädft in den Einnahmen aus den 
ihm überwiefenen Verwaltungen (Gebühren) und Steuern ($ 149 bj. 2) 
feine Dedung. 

Nur einzelne diefer Bermaltungen, wie die Reichsbank, die Reichs⸗ 
eifenbahnen und das Poft- und Telegraphenweſen, liefern Ueberſchüſſe. Baiern 
und Württemberg, die das Poſt- und Telegraphenweſen felbft verwalten, 
haben an den daraus dem Reiche zufließenden Einnahmen keinen Theil"). 


*) &. 30. April 74 (RSB. 40) $ 1, Uebertrag 1279,1 Mill. M. 
5—7 u. Anm. 19. — Behandlung falſcher 4. Allg. Penfionsfondse . 681 „ „ 
und unbraudbarer Kaflenfheine ZR. 76 | 5. R.Im.Konds . - . 0 u m 
(MB. 222). — Der ſtrafrechtliche Schutz Bufammen 1377,8 Mill. M. 
iſt der des Metallgeldes S 856 Anm. 78 
u. 79, erftredt ſich aber zugleich auf das | IB. Einmalige Aus— 


zur Anfertigung berwenbeit befondere Papier naben; „Spbeatiier 
. . 165). 
® Br —8 1.8 ordentliher 85,8) . 8880,8 Mill. M. 
=) Einnahmen u. Ausgaben des Gefammtausgabe 1660,1 Mill. M. 
Reiches (Voranſchlag 1900 RGEB. 189, 1. Einnahmen: 
Nachträge 241 u. 245). Nach einem in 1. Zölle und Verbrauch⸗ 
Berathung begriffenen 8. Nachtrag ſollen feuern 789,7, Reich 
die Koften des Feldzugs nad Oftafien mit Rempelabgaben 66,4 866, 1 Mill. M. 
152,7 Mill M. durch Anleihe befhafft | 2, Verwaltungen: poſi 
werben. u. Telegraphen 50,7, 
IA. Kortdauernde Ausgaben: 5 Sifenbaßnen 27,8, 
1. Reichstag, Reichskanzler | R.Druderei, Banken u. 


verih. Berw. 35,6 . 114,1 
8. Matritularbeiträge . 5276 „ 


T 
3 


0,9, Ausw. U. 12,5, 
RU. des Innern u. | 


i 4. Raufgelder und Ueber⸗ 
R.Eifenbahnamt 49,1 | 
R.Fufigßenn. 2,1 64,6 Mill. M. Kl u. Ruogleihe 
2. R.Shatamt u. Red 5. Rimgone . . . 80 5. , 
nungshof 521,1, Reich» ‚ 6. Außerordentlihe Ded- 
ul 77T. ungemittl . . - . 88 „u m 
3. R.Heer 9418, Marine ‚men 1660.1 Mill. IR. 
39. . 6157, Zuſammen 1660,1Mil.M 


2) MBerf. Art. 52 Abſ. 4. 


Zufammen 1279,1Mil.M. 
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An Steuern fließen dem Reihe die meiften indirekten Abgaben zu®2). 
Die hierbei ausgeſchloſſenen Staaten ($ 13 Abf. 2 Nr. I 3) haben dafür 
beiondere Beiträge (Averfen) zu leiften?®). 

Die durh Steuern nicht gededten Bebürfniffe des Reiches werden von 
den Einzelftaaten nad Maßgabe ihrer Bevölkerung durch Matrilular- 
beiträge aufgebradit. Die Feitfeßung erfolgt durch den Voranſchlag, ihre 
Ausſchreibung durch den Reihslanzler*). Der Bertbeilungsmafftab entfpricht 
nicht der Leiftungsfähigleit, bildet aber, da es an einer gleihmäßigen Ein- 
ſchätzung im Reiche fehlt, die allein mögliche Grundlage. 

Der Betrag der Matrikularbeiträge ift ſonach veränderlih. Wenngleich 
fie bei der ftetigen Zunahme des Bedarfes beftändig geftiegen find, fo lieferten 
do) die dem Reiche zugewiejenen indireften Steuern (Abf. 1) dur ihre Neu⸗ 
geftaltung und das Anwachſen des Verkehres fo erhebliche Mehrerträge, daß 
die Erhebung von Matrikularbeiträgen ganz hätte entbehrt werden können. 
Um jedod) die bundesmäßige Geftaltung des Reiches befler zum Ausdrud zu 
bringen, das Bewilligungsreht des Reichstages durch TForterhebung der 
Matritularbeiträge fider zu ftellen und den Bundesſtaaten Antbeil an den er- 
böhten Steuereinnahmen zu fichern, wurde beftimmt, daß dem Reiche von der 
Mehreinnahme aus der Erhöhung der Zölle ($ 156 Abi. 8) und der Neu- 
regelung der Tabakſteuer ($ 161 Abf. 6) nur der feite Betrag von 130 
Mil. M. zufließen, der Mebrbetrag aber — gleich dem Ertrage der ſpäter 
eingeführten Börjenfteuer?’) und Branntweinverbrauhsabgabe?) — den 
Bundesitaaten nad) den Maßſtabe der zu leiftenden Matrikularbeiträge über- 
wiefen werden follte?”). Die damit verbundenen Abfihten wurden nur uns 
vollfommen erreicht; dagegen wurde durch die Anordnung nicht nur die Ueber⸗ 
fit und die Abrechnung erſchwert, fondern bei den fortgefegten Schwankungen 
der Matrifularbeiträge und der Ueberweiſungen aud) der Haushalt der 
Bımdesftanten erheblich geſtört. Aud im Neiche, defien Mehrbedarf Lediglich) 
den Bundesftaaten zur Laſt fiel, wurde vielfach nicht mit der nöthigen Spar- 
famfeit gewirthſchaftet, zumal bier die jelbftftändige Verantwortlichkeit und bie 
entſcheidende Stellung, wie fie der preußiſche Finanzminiſter befitt, fehlte. 
Mebrausgaben, die das Bedürfniß überſchritten oder mit der Finanzlage nicht 
vereinbar waren und die Aufnahme von Anleihen für ſolche begegneten nicht 
immer dem gehörigen Widerfpruh und die Keihihuld, die als reine Finanz⸗ 
ſchuld einer ftarten Tilgung beſonders bedurft hätte, wuch® ohne folde unaus- 
geſetzt. Wenn es demgegenüber auch noch nidht gelungen ift, das finanzielle 
Berhältni zwiſchen Reich und YBundesftaaten dauernd fefter zu geitalten, fo iſt 


=) Daſ. Art. 33—40. — 8 149 d. W. *) R.StempelG. 00 (REB. 275) $ 55. 
*) RvVerf. Art. 38 Abi. 3 u. 4; ©. 73 *) 8 159 Anm. 6 d. W. 

NGB. 161) $ 4. 2) G. 79 — "son 8808. 
2) RVerf. Art. 70. Frankenſteinſche Klauſel). 
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doch neuerdings anläßlich der günftigeren Finanzlage alljährlich durch befondere 
Geſetze beftimmt worden, daß 

1. dem Reiche behufs ftärkerer Schuldentilgung ein höherer Betrag aus 
den Steuereinnahmen zuflieft, 

2. 4 des Ueberſchuſſes, um den die Ueberweiſungen an die Bundes- 
ftaaten die Matrikularbeiträge überfleigen, dem Reiche zu gleichem Zwecke 
verbleiben, 

3. wenn die Matrilularbeiträge demnächſt die Ueberweiſungen um mehr als 
den Betrag der in dem vorhergehenden Jahre erhaltenen Ueberweilungen 
überfteigen, der Mehrbetrag infoweit unerhoben bleiben und vom Reiche zu- 
loften des aufßerordentlihen Voranſchlags aufzubringen fein fol, ald Mittel 
zur Schuldentilgung nad Nr. 2 verfügbar gemweien find; Hierdurd foll ein 
Ausgieichbeftand geſchaffen werden, der die Reichs⸗- und die Bundesflaats- 
finanzen feſter abgrenzt und letztere ſtetiger geftaltet?®). 





») G. 97 (RGB. 95), IE(RGB. 188), | 99 (RGB. 189) u. 00 (XGB. 178). 


Sechſtes Kapitel. 
Rechtspflege. 


I. Einleitung. 


1. Meberfihht. 
8 168. 

Gegenftand der Rechtspflege (Juſtiz) bilden das bürgerlihe Recht 
(Zivilrecht, PBrivatreht) und das Strafrecht (Kriminalret). Die Gerichts⸗ 
- barkeit (richterliche Gewalt) zerfällt ferner in die ftreitige und nicht fireitige 
oder” freiwillige Gerichtsbarkeit, je nachdem fie Streitfragen zwiſchen zwei 
Parteien zu entfcheiden bat oder ſich Über andere Gefchäfte erftredt. Die 
Entſcheidung von Rechtsſtreiten (Prozeſſen) bildet den Schwerpunkt der Rechts⸗ 
pflege (vichterliche Thätigkeit). Site weit eine eigenthümliche Geftaltung auf 
und fcheidet ſich durch ftrengere Formen von der Berwaltung (Nr. 3). Die 
Gerichtsbehörden üben neben diefer entfcheidenden aber aud) eine verwaltende 
Thätigleit aus, die theild die Ordnung der eigenen Angelegenheiten betrifft 
(Juſtizverwaltung), theils auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
Erſcheinung tritt. 

Mit dem Imkrafttreten des Bürgerlihen Geſetzbuches ift das gefammte 
Gebiet der Rechtspflege in der Reichsgeſetzgebung durch umfaflende Ge- 
fege geordnet worden ($ 169 Abf. 4). Diefe Gefee find von Einführungs- 
geſetzen begleitet, die hauptfächlich die Weberleitung der neuen Ordnungen in 
das beftehende Hecht bezwmeden. Den Reichögefegen gegenüber geſchieht dieſes 
unmittelbar und vollftändig, der Landesgefegebung gegenüber aber meift nur 
in allgemeinen Borbehalten, die erft in weiteren Ausführungsgefegen der ein« 
zelnen Bundesftaaten die erforderlihe Regelung finden. 

Bei diefer Neuordnung (Abf. 2) wird das inhaltliche (materielle) und 
das förmliche (formelle) Recht gefihieden. In der ftreitigen Gerichtsbarkeit 
ift diefe Scheidung faft vollftändig durchgeführt. Hier ift deshalb das inhalt- 
liche (bürgerlide und Straf⸗)Recht (II) und das fürmlidhe Recht, welches die 
Gerihtsverfaffung (III) und das Berfahren (Prozeß) in feinen Einzel: 
zweigen (Zivilprozeß, Strafprozeß und Konkurs) umfaßt (IV), gefondert zu 
betrachten; nur im Konkurſe ift das inhaltliche von dem förmlidhen Rechte 
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nicht gefchieden. Daffelbe gilt zum Theil noch von der freimilligen Gerichtd« 
barfeit, obwohl auch bei diefer mit der reichsgeſetzlichen Neuregelung eine ver⸗ 
mehrte Sonderung beider Gebiete eingetreten ift (V). 


2. Geſtchichte. 
8 169. 

Die Gerichtsbarkeit!) fand im älteren deutfhen Reihe dem Kaiſer 
zu, der ihre Ausübung den Grafen übertrug, fpäter den Landesherren über- 
ließ. Daneben blieb eine Gerichtsbarkeit des Kaiſers und Reiches beftehen, 
die ın den Hofgerichten an dem jeweiligen Site des Kaiſers (judex curiae) 
und in einzelnen Reichsgerichten zur Geltung fam. Aus den Hofgeridhten 
entwidelte fich feit 1501 der Reichshofrath in Wien, aus den Reichsgerichten 
feit 1495 das Reichskammergericht in Speier, fpäter in Wetzlar. Erfteres 
trug mehr den Charakter eines perfönlichen Gerichts des Kaiſers und entſchied 
namentlid über Aberfennung von Fürjtenthümern und Grafichaften; letzteres 
bildete der Hauptfache nad) die zweite Inftanz gegen Urtheile der Landgerichte. 
Seine Zuftändigfeit wurde indeß ſchon vor Auflöfung des Reiches durchbrochen, 
indem bie Kurfürſten, fpäter aud) die übrigen größeren Landesherren ſich durch 
f. g. privilegia de non appellando von ihr frei zu machen wußten. “Die 
Weiterentwidelung der Rechtspflege war damit in die Einzelſtaaten verlegt. 

Für Breußen wurde mit diefem Privilegium (1746) der erſte Anftoß 
zu einer umfaflenden Umgeftaltung der Rechtspflege gegeben, die der Unflarkeit 
und Unficherheit der Rechtsbeſtimmungen und dem fdhleppenden Prozeßgange 
Abhülfe ſchaffen jolltee Sie begann unter Friedrih dem Großen und endete 
gegen Ablauf des Jahrhunderts mit der zufammenfaflenden Bearbeitung 
(Kodifizirung) des gefammten Rechtes. Das allgemeine Landrecht (1794) um 
faßte neben dem Privatredite aud das Straf, Staatd- und Kirchenrecht. 
Die Gerichtsordnung regelte den Zivilprozeß (1793), die Kriminalordnung den 
Strafprogeß (1805). ‘Daneben wurde eine Hypotheken⸗ und eine Depofital- 
ordnung erlaffen (1783). 

Diefe Gefetgebung hat unbefchadet einzelner Abänderungen bis in die 
neuefte Zeit die Grundlage unſeres Rechtslebens gebildet. Kine wichtige 
Aenderung trat mit der Berfafjung ein. Die Privatgerichtsbarkeit und der 
privilegirte Gerichtöftand wurden aufgehoben und in Straffadhen ein münd- 
liches und Öffentliches Verfahren mit Geſchworenen eingeführt?). Die richter« 





1) Die Gerichtsbarkeit ſchied ſich ur- entnommenen Schöffen, die das Hecht 
ſprünglich in Rechtſprechung (Urtyeils- ſchöpften oder ſchufen, zufiel. Mit dem 
findung) und Gerichtsherrlichkeit. Letztere Aufhören der Gau⸗ und Schöffengerichte 
ſchloß das Recht in ſich, den Urtheilsiprud | nad Einführung der fremden Rechte fielen 
herbeizuführen und zu vollziehen. Sie | beide Tchätigfeiten in der Hand des Richters 
war lediglich Aufgabe der vom Kaijer er- , zufammen. 
nannten Richter (Grafen‘, während die : 2) B. 2u. 3. Jan. 49 (GS. 1. u. 14). 
Urtheilefindung den aus der Gemeinde | 
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liche Gewalt follte fortan unter Wegfall aller Ausnahmegerichte nur im Namen 
des Königs durch unabhängige Richter ausgeübt werden‘). Faſt gleichzeitig 
erfolgte die Umgeftaltung des inhaltlihen Strafreditst). 

Im neuen deutſchen Reihe ift das gefammte bürgerliche Recht, das 
Strafreht und das geriäätlihe Verfahren Gegenſtand der Reichsgeſetzgebung 
gewordend). Diefe begann mit Einführung eines gemeinfamen Strafredits 
(8 172 Abſ. 1) und Handeld- und Wechſelrechts ($ 353 u. 306 Abi. 2) 
unter Einfegung eines Reichsoberhandelsgerichts“) und mit Gewährung gegen- 
feitiger Rechtshülfe unter den Cinzelftaaten”), Demnächſt fchaffte fie eine 
gleichmäßige Gerichtsverfaſſung (8 174 Abi. 1) und ein einheitliches Verfahren 
im Zivilprozeß ($ 188 Abſ. 3), Strafprozeß (8 194) und Konkurſe (8 200 
Abf. 2). Nachdem auch das bürgerliche Recht, von dem bis dahin außer dem 
Handels- und Wechſelrechte nur einzelne Gegenflände reichsgeſetzlich geordnet 
waren, einheitlich) geregelt ($ 171 Abf. 2) und in Berbindung damit auch die 
freiwillige Gerichtöbarfeit in der Hauptfadhe gleihmäßig geordnet worden ift 
($ 203 Abſ. 2), erſcheint die Lundesgeſetzgebung im weſentlichen auf die Aus⸗ 
führung der Reichsgeſetze ($ 168 Abi. 2), die Regelung des Verfahrens vor 
einigen Sondergerichten ($ 180) und auf die Juftigverwaltung ($ 173) be⸗ 
ſchränkt. Damit ift eine umfaflende Rechtseinheit in Deutichland hergeftellt. 
Sie bildet eine neue Frucht unferer nationalen Einigung, die aber auch 
felbft wieder befruchtend auf diefe zurüdwirkt. 


3. Gebiet der Rechtspflege. 
8 170. 
Die Trennung der Rechtspflege von der Bermaltung erfolgte 
in Breußen bereitd mit der Neueinrihtung der Behörden im Jahre 1808. Die 
Aufgabe d des Staotes zum Schutze der Einzelnen gegen Redtöverlegungen®) 


2) BU. Art. 86 u. 87 (Aenderung $ 176 Staates ift, erleidet eine Ausnahme in der 
Anm. 32), Art. 7; 8 174 Abf. 2 9. W.  Selbfivertheidigung und der GSelbfihülfe. 
— Die noch von Friedrich Wilhelm I ſelbſt Die Selbfivertheidigung if nidt 
ausgeübte Rechtſprechung (Kabinetsjuftiz) ; widerredhtlih, wenn fie erfolgt zur Abwehr 
war ſchon unter Friedrid dem Großen be» | eines gegemwärtigen redhtäwidrigen Angriffs 
feitigt worden. : einer Berfon (Nothwehr) BEB. 8 227 u 

9 StOB. 51 (CS. 93). StB. 853 (3 172 Abſ. 4 d. W.), oder 

 NBerf. Art. 413, erg. ©. 20. Dez. | zur Abwendung der durch eine fremde 
173 (ROB. 379); Einf in Fe. Lothringen | Sade drohenden Gefahr, wobei der anzu⸗ 
©. 75 (RGEB. 69) Nr. 6. rihtende Schaden nicht außer Berhältniß 

) G. 69 (BGBl. 201). zur Gefahr ftehen darf BGB. 8 228 u. 904. 

) RVerf. Art. 3 u. ©. 69 (BEOBl. |; Die Selpftpälfe (Wegnahme oder Be- 
305). — Rechtshülfe wird auch bei Ein- | fhädigung einer Sade, Beleitigung bes 
ziehung von Staats- u. öffentlihen Ber- ! Widerftandes eines Verpflichteten oder Feſt⸗ 
bandsfteuern, von Gebühren und von im . nahme eines flucdhtverbädtigen Schuldners) 
Berwaltungsverfahren „taeiebten Etrafen iſt geftattet, wenn obrigkeitlihe Hulfe nicht 
gewährt 8 136 Abf. 4 rechtzeitig zu erlangen ift und ohnedem der 

°®) Der Grundjag, 8 vie zwangsweife Anſpruch gefährdet fein würde daſ. $ 229 
Geltendmahung der Rechte Sade des | bis 231. 


— — — — — — —— — — — — 
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fällt auf den Gebieten des bürgerlichen und des Strafrechts den Gerichten zu. 
Diefer Grundfag ift auch in der Reichsgeſetzgebung dahin feftgeftellt, daß den 
Gerichten alle Nechtöftreitigkeiten zugewiefen find, für die nicht entweder 
die Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörden oder der Berwaltungsgerichte be- 
gründet if. Die genaue Grenzbeftimmung zwiſchen beiden Gebieten ift jedoch 
den Einzelftaaten verblieben, weiche ihren Gerichten jede andere Art der Ge- 
richtobarkeit, fowie Gefchäfte der Juſtizwverwaltung übertragen können. Die 
Abgrenzung bildet den Ausgangspunkt aller ftaatlihen Thätigfeit und erfolgt 
deshalb ausſchließlich im Wege der Geſetzgebungꝰ). Die Gerichte haben 
ihre Entſcheidung allein nad) Recht und Geſetz zu fällen, während die Ber- 
waltungsbehörden innerhalb der gefeglihen Vorſchriften auch durch Zweck⸗ 
mäßigfeitsrüdfichten geleitet werden. Erſtere finden im Geſetze ihren Zwechk, 
legtere ihre Schranke. Diefe Grundfäge find indeß ans praftifchen Gründen 
und im Anſchluß an die beftehenden Einrichtungen mehrfach verlafien. Auch 
die Nechtspflege bedingt eine Verwaltung (Iuftizverwaltung), und neben diefer 
iſt den Gerichten die vorwiegend aus Berwaltungshandlungen beftehende frei- 
willige Gerichtsbarkeit Übertragen. Andererfeits find die Berwaltungsbehörden 
mehrfach mit Entfheidung der in der Verwaltung unterlaufenden privatredit- 
lichen Streitfragen betraut (Adminiftrativjuftiz), Die neuere Gefeßgebung 
ſuchte auch in den letteren Fällen den Privatrehhten einen ausgedehnteren 
Rechtsſchutz zuzuwenden und hat der Verwaltung über einzelne Gegenftände 
das Entſcheidungsrecht nur vorläufig, vorbehaltlich des Rechtsweges einge- 
rãumt 10), andere unter Ausdehnung des Rechtsweges ihr ganz entzogen"). 
Die Bermaltungsgerihtsbarfeit Kat endlich aud) in den den Verwaltungs 
behörden verbliebenen Sachen für gewiſſe, die Privatrechte berührende Ange- 
fegenheiten ein an gerichtliche Formen und Borausfegungen gebundenes Ver⸗ 
fahren geſchaffen ($ 59) und dabei durch Befeitigung des Rechtsweges in 
einzelnen Fällen, wo diefer in das Gebiet des Öffentlihen Rechts hinein aus⸗ 


2) GerVerfG. 98 (KEB. 371) $ 13; | db) auf gewiſſe Fälle der Befreiung von 


Eint®. 7 (REB. 77) 5 4. — BU. Staatfteuern ($ 9 u. 10 des Geſ., 

Art. 96. — Droop, der Rechtsweg in | u. & 136 Abſ. 3 d. W.), 

Preußen (Berl. 99). y desgl von Kirden« u. Piarrabgaben 
, Dahin gehören Enteigmungen (8 357 (8 15, 16 des ©. u. KO. 36 ©S. 

Abſ. 3), Geſinde⸗ u. Mietheftreitigleiten | 198). 


(8 249 Abf. 1 u. 3) und Strafverfügungen Ueber die Beitragspflicht zu Kreis, Ge⸗ 
bei Webertretungen (K 228) oder Steuer- meinde⸗, Schul-, Synagogen: u. ähnlichen 
zuwiberhandlungen (8 136 Abf. 6). Abgaben wird jett fowohl bei Klagen 
2, &. 24. Mai 61 (GS. 2341), nah | gegen Beichlüffe in betreff der Veranlagung, 
Maßgabe der B. 67 (GS. 1515) Art. I, ; als bei Streitigkeiten der “Pflichtigen unter 
II u. V in den neuen Provinzen und nad , einander im Benvaltungftreitverfahren 
Maßgabe des ©. 78 (GS. 97) 8 3 in entſchieden ZuſtG. 8 160. 
Lauenburg eingeführt. Der Rechtsweg ift Rechtsweg gegen den Fiskus 8 121 
danach ausgedehnt: Aum. * gegen Polizeiverfügungen 8 222 
a) auf vermögensrechtliche Anſprüche der Abſ. 4 d. W. 
Beamten ($ 1-8), 


—— — 


Rechtspflege; Das inhaktlihe Recht. $ 171. 253 
gedehnt war, eine angemeflenere Abgrenzung zwiſchen Yuftiz und Verwaltung 
herbeigeführt 19). 

Streitigfeiten über Zuläſſigkeit des Rechtsweges GKompetenzkonflikte) 
können nur von den Zentral⸗ oder Provinzialbehörden erhoben werden. Durch 
die Erhebung wird das Verfahren unterbrochen. Der beſondere Gerichtshof 
zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte beſteht aus 11 Mitgliedern, von denen 
6 dem Oberlandesgeriht in Berlin angehören, die Übrigen zum Richteramte 
oder zum höheren Berwaltungsdienfte befähigt fein müſſen ’®). 


II. Das inhaͤltliche Recht. 
1. Bas bürgerlihe Rede. 


8171. 

Das bürgerliche Recht in Preußen hatte ſich feither in den drei Rechts⸗ 
gebieten des Landrechts, des gemeinen und des franzöfifchen Rechts verſchieden 
entwidelt. Das Allgemeine Landrecht von 1794!) galt in den 1815 zum 
Staate gehörigen Landestheilen. Ausgenommen waren 1. Neuvorpommern und 
Rügen umd die oftcheinifhen Theile des Regierungsbezirks Koblenz, mo — 
ebenfo wie in den fpäter erworbenen Theilen (Bobenzollern, Schleswig⸗Holſtein, 
Hannover und Heflen-Naflau) — das gemeine deutfhe Recht galt, das 
fih aus der Aufnahme des römifhen Rechts und deſſen Aenderung dur das 
fanonifche ımd das deutſche Recht entwidelt hatte und 2. das linke Rhein⸗ 
ufer nebft dem vormaligen Großherzogthun Berg, mo das im franzöflichen 
bürgerlihen Geſetzbuche (code civil) zufammengeftellte franzdfifhe Recht 
eingeführt war?). — Das franzöfifhe Hecht hatte die Provinzialredte 


) Yım. 11 Abf. 2 u. 8 2322 Abf. 5. 

=, GerVerfG. (Anm. 9) 8 17 u. Einf®. 
(dai.)8 17. 8.79 (GS. 573). — Einf®. 
(. ZPO.) 77 (ROB. 244) 8 151. 
Rechtiprehung des Kompetenzgerichthofes, 
foftematifh zuſammengeſtellt v. Stößel 
Berlin 97). — Berfolgung ber Beamten 
wegen Ueberfepreitung der Amtsbefugniffe 
8 64 W. — Kompetenzlonflitte im 
Bermaltungfreituerfahren 8 59 Abf. 4. 

N Das IR. geht von der Perlon aus, 
die es im erften Theile nach den einleitenden 
Befimmungen (Tit. 1-. 7) als Einzelperfon 
in ihrem wichtigſten und unbedingteften 
Bermögensredte, dem Eigenthume behandelt 
(Zit. 8-23), während der zweite Theil 
Aufenweife die Berbindung der Einzelperjonen 
zu erweiterten Perfönlichkeiten betrifft, wie 
fie in der Familie (Tit. 1-4) nebft Ge⸗ 
finde (Zit. 5), den Körperfchaften (Tit. 6), 
den Sıänden der Bauern Tit. 7), Bürger 
(Tit. 8), des Adels (Tit. 9), der Beamten 


— | (Zt. 


(Tit. 10), der Geiftlichkeit (Kirche Tit. 11) 
u. Lehrer (Unterriht Tit. 18) und endlich 
im Staate ſelbſt hervortritt, der allgemein 
13), in feinen Bermögensrechten 
(Zit. 14—16, vgl. $ 130 Anm. 1 d. W.) 
und in feinen Schutverhältniffen (Gerichts- 
barkeit Zit. 17, Vormundſchaft Tit 18, 
Armenpflege Tit 19 u. Strafrecht Tit. 20) 
betradtet wird. Das LR. umfaßt fomit 
außer dem bürgerlihen aud das Öffentliche 
(Staats⸗, Rirden- u. Straf) Recht. 

2) Im übrigen Reihe galt im der 
Rheinpfalz, in dem linksrheiniſchen Heſſen 
u. in Eifaß-Lothringen das franzöftiche Recht, 
das in Baden als Badiſches Landrecht be» 
fondere Bearbeitung gefunden hatte (1809); 
in Ansbad- Bayreuth war das preußiiche 
Landredt eingeführt, für Nas Königreich 
Sacſen ein eigenes bürgerliches Geſetzbuch 
herausgegeben (1863); in den übrigen 
Ländern galt da® gemeine Red. 
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volftändig befeitigt; im Gebiete des Landrechts umd des gemeinen Rechts, die 
beide nur eine ergänzende (jubfidiäre) Geltung in Anfprud) nahmen, beftanden 
fie dagegen fort. Die Abficht ihrer einheitlichen Zufammenftellung (Kodifi⸗ 
zirung) ift jedod nur für Oft- und für Weftpreußen ausgeführt?). 

An Stelle diefes zerfplitterten, vielfach veralteten Rechtszuſtandes ift das 
gefammte bürgerlie Recht vom 1. Yanuar 1900 ab in dem Bürgerliden 
Geſetzbuche neu und einheitlich im Reiche geordnet wordent). Dieſes läßt 
die privatrehtlichen Vorſchriften der Reichsgeſetze inſoweit in Kraft, ala es fie 
nicht unmittelbar ändert oder befeitigt; dagegen hebt es (im Wege vollitän- 
diger Kodififation) die privatrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze auf allen 
Gebieten auf, die e8 nicht (meift wegen ihres Zufammenhanges mit dem öffent- 
lichen Rechte) ganz oder theilmeife der Landesgeſetzgebung vorbehältd). Das 
öffentliche Recht wird nur infoweit berührt, ald da8 BGB. auf einzelne, mit 
dem bürgerlihen Rechte zufammenhängende Gebiete übergreift. Durd das 
BGB. wird fomit grundfäglid das gefammte Öffentlihe Recht 


” Ofipreuß. PBrov. R. 1801/72 (Nor. 
corp. const. XI 407 n. 871). — Weſtpr. 
Prov. R. 44 (GS. 103); Einf. in Danzig 
®. 57 (88. 87); Aufhebung in Pofen 
®. 63 (85. 374), Aenderung des $ 44, 
G. 50 (88. 43). 

*%) Burgerliches Geſetzbuch 18.Aug. 
96 (RGB. 195); das Einf G. von dem. 
Tage (RGB. 604) regelt nach den allge⸗ 
meinen Beflimmungen Art. 1—6 das Ber- 
hältnig des BGOB. a) zum Recht des Aus- 
landes (Anwendung des BGB. im Aus- 
lande u. des ausländiſchen Rechts im 
Reiche, |. g. internationales Brivatredit) 
Art. 7—31, b) zum bisherigen Reichs⸗ 
redhte Art. 32—54 (Anm. 5), c) zum bis⸗ 
herigen Landesrecht Art. 55— 152 (Anm. 5) 
u. d) zu den beim Inkrafttreten vor« 
handenen rechtlichen Thatbeſtänder Art. 153 
bis 217. Das preuß. AusfG. 20. Sept. 
99 (88. 177), führt das Verhältniß zu 
den adeten weiter aus ($ 168 Abf. 2 


*) Die Uenderungen des Reichsrechts 
EG. Art. 33 nebſt 38 u. 4 find theils in 
EG. Art. 34—51, theils in beſonderen 
abändernden oder neuen Geſetzen erfolgt, 
die nleichzeitig mit dem BOB. in Kraft 
getreten find Art. 1. Dahin gehören das 
GerVerfG. (8 174 Aum. 9 nebſt GebuhrenO. 
für Gerichtsvollzieher (68 184 Anm. 22) 
u. Rechtsanwälte (8 186 Anm. 35), das 
Gerichtskoſtenõ. (8 187 Anm. 89), bie 
ZProʒO. (8 188 Anm. 8), die Zwangs⸗ 
vollftvedung in das unbewegliche Bermögen 


(8 198 Anm. 64), die KonkO. ($ 200 
Anm. 1), die freiwillige Gerichtsbarkeit 
(8 203 Anm. 1), die GrundbuchO. ($ 208 
Anm. 57) u. das Ham.GB. ($ 358 
Anm. 14). Das Wedielreht (ß 8306 
Abſ. 2 d. W.) wird durch dieſe Aenderungen 
nicht betroffen. — Ueber das Landesredt 
beſtimmt EG. Art. 55 nebft 8, 4 u. 218. 
Die Vorbehalte betreffen allgemeine Gebiete 
(Art: 56—76) oder befondere Rechtséver⸗ 
hältniffe Art. 77-152). Zu den allge 
meinen Gebieten gehören insbefondere das 
Berg-, Agrar (nebft Fideilommiß-, Lehn⸗, 
Anerben- u. Rentenguter⸗)recht, das Waſſer⸗ 
Jagd⸗ u. Fiſchereirecht, ferner das Verlags⸗ 
u. das Verſicherungsrecht (Art. 75 u. 76), 
für welche jedoch eine beſondere reichsgeſetz⸗ 
fihe Regelung bevorfteht. Das AG., das 
fih vorwiegend mit den vorbehaltenen be⸗ 
fonderen Rechtsverhältniffen befaßt, hebt 
das LR. (Anm. 1) in feinen das Privat- 
recht betreffenden Beſtimmungen (Theil I 
u. II 1—3 u. 5) bis auf einzelne be⸗ 
fonders hervorgehobene Paragraphen ganz 
auf, während e8 die das üffentliche Hecht 
betreffenden übrigen Titel nur in einzelnen 
Beitimmungen ale befeitigt anführt Art.891; 
das rheinifche bürgerliche Gefehbud (Anm. 2) 
wird bis auf wenige das Waſſer⸗, Weide- 
u. Nachbarrecht betreffende Artikel ganz 
befeitigt Art. 892, das gemeine Recht da⸗ 
gegen nur in den Vorſchriften über bie 
Miedereinfegung in den vorigen Stand u. 
fiber die Privatpfündung ausdrücklich auf- 
gehoben Art. 893, 
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und das Reichsprivatrecht aufreht erhalten, das Landesprivat— 
reiht Dagegen aufgehoben. 

Das BGB., das in 5 Büchern den Allgemeinen Theil, die Schuldver- 
Hältniffe, das Sachenrecht, das Familienrecht und das Erbrecht behandelt‘), 
fteht zwar, befonders in den beiden erften Büchern, auf römiſchrechtlicher Grund⸗ 
Tage, berüdſichtigt aber ſchon in bdiefen alle entwidlungsfähigen deutfchen 
KRetsbildungen?); in erweitertem Umfange gefchieht dieſes in den drei legten 
Büchern. Dabei fuht es den Anforderungen unferer raſch fortfchreitenden 
Entwidelung überall gerecht zu werden. Im diefem Sinne hat da8 BGB. — 
während das Landrecht nod) auf dem thunlichſt alles regelnden, bevormundenden 
Standpunkte des 18. Jahrhunderts (8 301 Abf. 1) ſteht — dem freien Er⸗ 
meſſen des Richter, der Berüdfihtigung der guten Sitte und der Verfehrs- 
fitte einen weiten Epielraum geöffnet?) und zugleich die möglichſte Erleichterung 


9 Das erſte Buch enthält die grund- 
Tegenden Beftimmungen, insbejondere 
über (natürlihe u. juriſtiſche) Perfonen 
(Abſchn. 1), Saden (2), Rechtsgeſchäfte (3), 
Berjührung (5). Das zweite Buch be⸗ 
Handelt die Schuldverhältniffe (ver- 
mögensredhtlihe Beziehungen der perfonen 
zu einander) allgemein (Abjhn. 1—6) u. 
in der Einzelgeftaltung diefer Berhältniffe 
(Abſchn. 7), wie fie aus Rechtsgeichäften, 
insbef. Kauf (Zit. 1), Schenkung (2), Miethe 
u. Pacht (3), Darlehen (5), Dienfivertrag 
(6), Wertvertrag (7), Auftrag (10), Ver⸗ 
wahrung (12), Geſellſchaft (14), Burgſchaft 
(18), (wegen des Verſicherungs⸗ u. des 
Berlagsvertrages Anm. 5), oder aus un⸗ 
erlaubten Handlungen (Tit. 25) erwachſen. 
Das dritte Buch umfaßt im Sachenrecht 
(Beziehungen der Berfon zur Sade), viel- 
fach geſondert für beweglihe u. unbeweg⸗ 
fihe Saden, den Beſitz (Abſchn. 1), die 
allgemeinen Rechte an Grundftiden — 
Grundbuchweſen 8 208 Abf. 20.8. — 
(Abfchn. 2), das Eigenthum (Abſchn. 3) u. 
die Eingelredte an fremden Saden (Erb⸗ 
baurecht Abſchn. 4, Dienftbarkeiten 5, Vor⸗ 
tauferedt 6, Reallaſten 7, Hypothek, 
Grundſchuld u. Rentenfhnld 8 u. Pfand- 
recht 9). Das im vierten Buche enthaltene 
Familienrecht betrifft in 3 Abfchnitten 
die bürgerliche Ehe (8 204 Abf. 3 d. W.), 
die Berwandifhaft und die Vormundſchaft 
(8 205 0. W.). Indem im fünften Buche 
behandelten Erbrechte flehen die gefegliche 
Erbfolge (Abſchn. 1, Berziht 7) u. bie 
rechtlihe Stellung des Erben (Abſchn. 2, 
Erbſchein 8, Erbfhaftslauf 9) voran; darauf 


folgen die Berfügungen von Todeswegen 
(Teftament 3, Crbvertrag 4) nebft den 
Borfchriften über Pflichttheil (5) u. Erb⸗ 
unwirdigfeit (6). 

2) Dahin gehört die (mit Rüdfiht auf 
den Lebensverfiherungs- u. Leibverdinge- 
vertrag erlaflene) Vorſchrift, daß Dritte 
aus einem Bertrage unmittelbar Forderungs⸗ 
rechte erwerben können BGB. 8 871, ferner 
die Sicherftellung des Püchters u. Miethers 
durch Anerfennung des Sabes, daß bei 
Grundſtücken Kauf nicht Miethe bricht 
8 327 Anm. 46, die Fürforgepflicht bei 
dem Darlehns-, Dienft« u. Werkvertrage 
Anm. 10 u. die Gevähresfliht beim Bieh- 
faufe & 333 Abf. 6 d. 

®), Dies gilt bei usfegung der Verträge 
BOB. 8 157 u. Willenserflärungen $ 133; 
Nichtigkeit der gegen die gute Sitte ver- 
ſtoßenden — inebefondere der wucheriſchen 
— Redhtsgefhäfte BGB. 8 138, Heraus- 
gabepflicht bei dagegen verftoßender Annahme 
einer Leiſtung $ 817, 819 u. Erfakpflicht 
bei vorfägliher Schadenszufügung 8 826. 
As folder Verſtoß gilt die Heirathsver⸗ 
mittelung gegen Lohn 8 656 u. auf gleichem 
Grunde beruht das Verbot der Ausübung 
eines Rechtes, wenn fie nur eine Schadens» 
zufügung bezwedt 8 226. — Rad der 
Berlehrsfitte beftimmt fi), ob eine be- 
weglihe Sade zu den vertretbaren gehört 
8 91 u. ob fie ein Zubehör bilden 8 97; 
daneben ift die Verkehrsfitte in zahlreichen 
Einzelfällen entfcheidend, jo nah $ 348, 
519, 560, 612, 632, 657, 689, 904, 906, 
1019 u. 20, 1641, 2205 
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und Sicherung des Verkehres erſtrebt). Das BGB. erftrebt ferner den 
moglichſt wirffamen Schuß der Rechte der Perfönlichkeit, in&befondere den 
Shut der wirthſchaftlich Schwachen gegen Uebervortheilung und Ausbeutung 10). 
Bor allem tritt aber die nationale Bedeutung des BGB. hervor. Wenn 
früher die deutſche Rechtſprechung für die Hälfte unferer Benölferung auf 
fremdſprachliche Quellen angemwiefen war, fo fteht ihr jet im ganzen Reiche 
ein deutfches Geſetzbuch offen, das ſich durch reine Sprache, ſchlichte Ausdruds- 
weife und knappe Faſſung befonderd auszeichnet. 


2. Bas Strafrecht. 
8 172. 

a) Das Strafredht war der erfte Gegenftand, defien die Reichsgeſetzgebung 
fi) auf dem Gebiete der Rechtspflege bemächtigte. Vorbild war das preußiſche 
EStrafgefeg, doch hat das Strafgefegbuh für das deutfhe Reich?!) 
den Gedanken einer fortfchreitend milder werdenden Auffaffung in nod) ſtärkerem 
Maße zum Ausdrud gebracht, mehrfach wohl über die zuläffige Grenze hinaus. 
Dagegen zeichnet fi das deutſche Strafgeſetzbuch durch feine knappe und Hare 
Ausdrudsweife, wie durch feine überfichtliche Anordnung vor anderen Gefeten 
vortheilhaft aus. Schwierigkeiten bietet nur die Abgrenzung gegen das Landes⸗ 
ſtrafrecht, welches durch das Reichitrafgefeg nicht befeitigt, fondern nur in 
denjenigen Gebieten erjetst wird, die Gegenftand bes letzteren bilden. Hier⸗ 
nad) find alle befonderen Strafvorſchriften der Landesgeſetze, namentlich die auf 


Bereine, Steuern, Teld- und Worftpolizei, Forftdiebftahl, Jagd und Fiſcherei 





) Formfreiheit $ 207 bj. 1d. W., 
Bereinfahung u. Berlürzung ber Ber- 
jährungsiriften (für Anfprüde auf wieder: 
fehrende Leiftungen 4 Jahre BGB. 8 197, 
aus Rechtsgeſchäften des täglichen Verkehrs 
3 Jahre 8 196, auf Gewährleiftung aus 
Kaufgefhäften bei Grundſtücken 1 Jahr, 
bei beweglihen Saden 6 Monate $ 477, 
auf Erfag aus Mieth⸗ u. Leihverträgen 
6 Monate 8 558 u. 606; PViehmängel 
8 833 Abf. 6 d. W.), Beſchränkung der 
Erfigung (beweglihe Saden BOB. 8 937 
bis 945, Grundftüde $ 208 Anm. 50 
d. W.), Schutz des nutgläubigen Erwerbers 
BOB. 983 —936, HOB. ($ 353 Anm. 14) 
F 866, 367, öffentliher Glauben des 
Grundbuches 8 208 Abi. 3 d. W. 

”, Die Pürforge erftredt fi auf die 
durh ihr Dienft- oder Schuldverhältniß 
oder wegen Geſchäftsunkunde Schußbe- 
dürftigen. Sie erfcheint im Dienflvertrage 
BEB. 8 616—8, 629 (Gefinde 8 249 
Anm.27, u.nach HOB. Handlungs-Gehälfen 
u. Lehrlinge 8 353 Anm. 20 d. W.), im Werk⸗ 


vertrage 8 267 Anm. 39, ferner im Schutze 
gegen Wucher und Zinsübervortheilung 
8 806 Abi. 5 d. W., in der befonders in 
den Nebengeſetzen (Anm. 5) behandelten. 
Einfhräntung der Zwangsvollſtreckungen 
zur Erhaltung des wirthſchaftlichen Be⸗ 
ftandes $ 193 Anm. 59 u. im Redte zur 
Kündigung ungelunder Wohnungen $ 265 
Anm. 19. 

u) Reichſtrafgeſetzbuch; EinfG. 31. 
Mai 70 (BGEBl. 195). — Einf. in Sud⸗ 
deutfchland 8 6 Anm. 12, insbef. in Baiern 
G. 71(8881. 87) 87, in Elſ.⸗Lothringen 
©. 71 (88. f. ER. 255) u. 88 (ROB. 
127). Das Strafgejegbud ift (mit 
ben inzwiſchen ergangenen Aenderungen ©. 
71 REB. 442 u 76 RSB. 25) neu 
veröffentliht 76 REB. 40. Die 
weiteren Aenderungen ergeben fih aus 
Anm. 20, 236, 27, 30—35 u. deu dafelbft 
gegebenen Himveifen. — Bearbeitungen 
don Oppenhoff (13. Aufl. Berl. 96), Ols⸗ 
hauſen (6. Aufl. Berl. O1), (kleiner) 
vd. Daude (7. Aufl. Berl. 99). 
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bezüglihen in Kraft geblieben. Auch neue landesgefeglihe Strafbeftimmungen 
fönnen auf diefen Gebieten erlaffen werden, doch dürfen nur Gefängniß bis zu 
2 Yahren, Haft, Geldftrafe, Einziehung und Entziehung öffentlicher Aemter 
darin angedroht werden 12). 

Die Strafthaten (Delikte) zerfallen nad der Höhe der angedroßten 
Strafen in drei Oattungen. Sie heißen Verbrechen, wenn Todes- oder 
Zuchthausſtrafe oder eine Feſtungshaft von mehr als 5 Jahren in Frage fteht, 
Bergehen, wenn geringere Feſtungshaft oder Gefängniß oder Geldftrafe über 
150 ME. angedroht wird, Uebertretungen, wenn die Strafe nur in Haft 
oder geringerer Geldbuße befteht?!?). Auf die innerhalb des Neiches be- 
gangenen ftrafbaren Handlungen finden die Strafgefege regelmäßig Anwendung; 
für die im Auslande begangenen kommen fie nur ausnahmömeife in Be⸗ 
tracht 1%), 

As Strafen find folgende zugelaffen: 

1. Die Todesftrafe, die durch Enthauptung in umſchloſſenem Raume 
vollftredt wird), ift auf Fälle des Mordes, des gegen Kaiſer oder 
Landesheren gerichteten Mordverſuches und der unter Anwendung von 
Sprengmitteln mit vorauszufehendem Erfolge bewirkten Tödtung einge 
ſchränkt 19), 

2. Die Freiheitsſtrafen beftehen in Zuchthaus, Gefängniß, Feſtung und 
Haft. Die Zuchthausſtrafe ift mit Zwangsarbeit verbunden, wird 
lebenslänglich. oder auf 1 bis 15 Jahre verhängt und zieht die dauernde 
Unfähigkeit zum Militärdienfte und zur Bekleidung dffentliher Aemter 
nah fih. Die ihr nachſtehende Gefängnißftrafe kann mit ange 
mefjener Beichäftigung verbunden werden. Ihre Dauer beträgt 1 Tag 
bis 5 Jahre. Dit den geringiten Beſchränkungen in bezug auf die 
perfönlihe Freiheit ift die Feſtungshaft (custodia honesta) ver- 
bunden, mit einer Dauer von 1 Tag bis zu 15 Jahren oder auf 
Lebenszeit. Die Haft befteht in einfacher Freiheitdentziehung. Sie 
wird bis zu höchſtens 6 Wochen, und nur bei Uebertretungen und ein- 
zelnen Vergehen angewendet !?). 


) Einf®. $ 2 und 5; die gleichfalls 
aufgeführten Gebiete der Zölle, Preſſe u. 
Por find jest Gegenſtand der Reichsgeſetz⸗ 
gehung ($ 149, 235 Ab. 2 u. 369 Anf. 2 

d. W.). — Kom. der ſtrafrechtlichen Neben⸗ 
geee des Reiches v. Stenglein (2. Aufl. 

95), in Preußen v. Grofhuff 
Be 95). 


”) StGB. 8 1. 


“ Daf.$ 3—8. — Sonderbefiimmungen 
in betr. der Militärperfonen $ 101 d. W., 
Sue be Grais, Hanbbud. 14. Aufl 


der Reichs⸗ und aanbtagsmitglicber 8 17 
Adi. 5 u. $ 40 Abſ. 4 d. W. 
», StB. $ DB — Bollſtreckung 


4 

 St6B. $ 80, 211 n. ©. über 
Sprengftoffe (5 341 Anm. 88) 8 5 Abf. 3. 

2) StB. 8 14—26, 31, 60 u. 77. — 
Bollftredung $ 229 und (vorläufige Aus- 
fegung) 8 199 Abf. 1, ne waniung 
u. Pole — Nachhaft 8 2734 abſ 
d. W.; Vo fe dung der Feſtungshaft Regl. 
73 (IMB. 3 02). 

17 


um. — — 
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3. Geldftrafen find im Falle der Unbeibringlichkeit in Freiheitsſtrafen 
umzumandeln, wobei ein Tag dem Betrage bis zu 15 M. entipridt 9). 

4. Auf Verweis kann in bejonder8 leichten Fällen gegen jugendliche 
BVerfonen erkannt werden !9). 


5. Der Berluft der bürgerlihden Ehrenrechte kann neben der Todes⸗, 
Zuchthaus⸗, oder unter Umftänden neben einer mindeftens dreimonatigen 
Sefängnißftrafe auf 1 bi8 10 Jahre verhängt werden. Die Wirkung 
tritt mit Ablauf der Freiheitsſtrafe ein und erftredt fi) auf alle öffent- 
lien Rechte. Die Beitrafung kann fi indeß auch auf die Unfähig- 
feit zur Belleidung öffentlicher Aemter beichränfen ?®). 

6. Die Bolizeiauffiht und die Ausweiſung der Reichsausländer aus 
dem Reichsgebiete ift gleichfalls als Nebenftrafe zuläffig ??). 

7. Der Einziehung (Konfisfation) unterliegen alle bei Verbrechen, Ver⸗ 
gehen und gewiſſen Uebertretungen gebrauditen oder für fie beftimmten, 
oder durch fie hervorgebrachten Gegenftände, fofern diefe dem Thäter 
oder einem Theilnehmer gehören ??). 

Der Verſuch ift nur bei Berbreden und bei einzelnen Vergehen ftrafbar 
und wird milder beftraft als die vollendete That?d), — Als Theilnahme 
gilt die Mitthäterſchaft, die Anftiftung und die Beihülfe; letztere wird gleichfalls 
milder und bei Uebertretungen überhaupt nicht beſtraft?). — Ganz ausge- 
ſchloſſen bleibt die Strafe bei vorhandener Unzurehnungsfähigfeit, Nöthigung, 
Nothwehr, Nothftand, Unkenntniß der die Strafbarkeit bedingenden Umftände 
und bei jugendlihem Alter vor vollendetem 12ten Jahre. Im Alter bis zum 
18ten Jahre ift die Beſtrafung milder und von der Borausfegung abhängig, 
daß der Angeſchuldigte die zur Erkenntniß der Strafbarkeit erforderlihe Ein⸗ 
ficht befaß?%). — Antragsftrafthaten find ſolche Handlungen, deren Be- 
ftrafung vom Antrage der Betheiligen abhängig if. Der Antrag muß binnen 
3 Monaten geftellt werden?) — Verbrechen und Bergehen verjähren in 
3 bis 30 Jahren, Uebertretungen in 3 Monaten, die Vollftredung rechts⸗ 
kräftig erfannter Strafen in 2 bis 20 Yahren?”), — Im alle des Zu- 
fanımentreffens ftrafbarer Handlungen kommt bei Verlegung mehrerer 
Strafgefege durch diefelbe Handlung (ideale Konkurrenz) das Gefe, welches 


” StB. 8 27—80 u. 78. *2) Daſ. 8 47—50. 
, Daſ. 8 574. =) Daſ. 8 51—59, ($ 55 neugefaßt 
” Daf. 8 832837 (846 neugefaßt EG. EG. z. BGB. Art. 341). — 8 2731 Abſ. 2 
3 BB. Art. BE) " n 6108 Ss 61—65 (letzt 
— — erer neuge⸗ 
) Daſ. 8 38, 39. — 8 BO... | EG. 5. BGB. Art. LUD. — Form 
=”, StGB. 8 40—42. Amvendungen | des Antrages StPO. 8 156. 
8 152, 295, 296a, 360, 867 u. 3692. StGG. 3 66-72 (8 69 in der 


”) Dof. 8 43—46. —* des G. 93 RGB. 138). 
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die ſchwerſte Strafe androht, zur Anwendung. Werden durdh mehrere felbft- 
fländige Handlungen ein oder mehrere Strafgefege verlegt (reale Konkurrenz), 
ſo erleidet die fhwerfte der verwirften Strafen eine entſprechende Erhöhung 9). 

Die einzelnen Strafthaten und deren Beftrafung bilden den 
zweiten (befonderen) heil des Strafgefeßbudes??), Verbrechen und Ber- 
gehen finden fi) gemeinfam aufgeführt. Un die gegen die Staaten und deren 
Beherrfcher gerichteten (politifhen) Verbrechen und Vergehen?) fliehen fi 
die gegen die Öffentlihe Ordnung und das Sittengefeg verftoßenden und die 
auf die Religion bezüglihen an?!). Hierauf folgen die gegen die Perfonen, 
insbefondere deren Ehre, Leben und Gefundheit??) und gegen das Eigenthum 
gerichteten Handlungen?®). Daran fließen ſich die gemeingefährlichen und im 
Amte begangenen Verbrechen und Vergehen?). Den Schluß bilden die Ueber- 
tretungen, die indeß nur zum geringeren Theile im Reichsſtrafgeſetzbuche be- 
handelt, übrigens der Tandesgefetsgebung und der Regelung durch BPolizeiver- 





ordnungen überlafjen find ®9). 


”, Daſ. 8 73—79 u. (Gefammtftrafe, 
wenn die Einzelſtrafen von verfchiedenen 
Bunbdesftaaten fefgetelt find) 88. 85 
(38. 270, IMB. 810). 

”) Diefe einzelnen Strafbeflimmungen 
werden bei ben einzelnen Bermwaltungs- 
zweigen nachgewieſen. 

©) Abſchn. 1—6 ($ 80-122). — 
Aufruhr, Hoch» und Landesverrath 8 233 
Abſ. 2 d. W. 

a) Abſchn. 7—13 (5 123— 184); ins⸗ 
beſondere Hausfriedensbruch 8 123, 124, 
Meineid 8 153—163, unerlaubte Aus⸗ 
Rellung von Auhaberpapieren 8 306 Anm. 

45 d. W., Sittenverbreden u. «Vergehen 
& 247 Anm. 16 u. 17. — Berlegung 
der Mehrpfliht S 88 Anm. 2. — Münz- 
verbrechen u. ⸗Vergehen 8 356 Anm. 78 


* Abſchn. 14—18 ($ 185—241); ins⸗ 
bef. Beleidigung $ 185—200 (8 195 erg. 
ES. 3. BGB. Art. 34 VD, Zweilampf 
(Duell) 8 201—210, Mord u. Zodtfchlan 
8 211— 222, Rörperverfetgung 8 223 bie 
238 (Unzutäffiger Gebrauch von Spreng- 
fioffen 8 341 Anm. 38 d. W.), Berlegungen 
der „gerföntigen Freiheit 8 284 - 241 
(6 235, 237, 238 erg. EG. z. BGB. 
Art. 34 vu-ıX), 

” Abſchn. 19—26 (8 242—305); ins⸗ 
bei. Diebftagl u. Unterfhlagung $ 242—8 
(Entziehung elektrifder Arbeit ©. 00 ROB. 


228), Raub und Erpreffung 8 249 —256, 
Hehlerei $ 257— 262, Betrug 8 263-5, 
Urkundenfälſchung 8 267—280, Banferutt 
(8 281-3 u. EG. 82 Abi. 3) wird jetzt 
nad der Konk.O. ($ 200 Abi. 3 d. W.) 
beftraft, firajbarer Eigennutz $ 284—302 
(die Beſtrafung des Mißbrauchs der 
Waarenbezeichnungen ift flatt des 8 287 
befonders geregelt $ 851 Anm. 19 d. W., 
ebenfo die des Wuchers durd Einſchiebung 
der 88 3002-e u. 36716 u. Aenderung 
des 8 36012 gem. 8 306 Anm. 50 d. W.), 
Sachbeſchädigung 8 303-5. 


“) Abſchn. 27 (8 306—330, zur Er⸗ 
höhung des Schutes der Berlehrsanlagen 
find $ 316 Abf. 1 geändert 5 368 Anm. 
85 d. W., ferner $ 317, 318 neugefaßt 
u. 318a u. 364 Abf. 2 eingeicoben & 371 
Anm. 19 u. 372 Anm. 30 08) n 
Abſchn. 28 ($ 331— 359). 


=) Abſchn. 29 (8 360-870). Es ber 
treffen den öffentlihen Schutz der Sicher⸗ 
heit u. Ordnung 8 360—5 (die Kürjorge 
für Angehörige iſt vun Einſchiebung bes 
8 36010 gefidert $ 273 Anm. 64), den 
der yerfönliden Sicherheit u. Freiheit 
& 366, 367 (die Strafbeftimmungen für 
den Berfehe- mit verfälichten n. nerborbenen 
Lebensmitteln 8 3677 find erweitert 8 257 
Anm. 56 d. W.), den des Bermögens 
Ss 368—370. 


17° 
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II. Gerichtsverfaſſung. 
1. Juſtizuermaltuug. 


8 173. 

Das Reichsjuſtizamt Hat die Juſtizangelegenheiten des Reiches wahr⸗ 
zunehmen, insbeſondere die Reichsgeſetze vorzubereiten und die Verwaltung in 
betreff des Reichsgerichts zu führen. 

Das Yuftizminifterium bildet die oberſte Juſtizverwaltungsbehörde 
für Preußen!), Die BVorftände der Gerichte und Staatsanmwaltfhaften find 
ihm unterftelt. Seine Entſcheidung ift auf Beſchwerden über Disziplin, Ge- 
ſchäftsbetrieb und Verſchleppungen beſchränkt; eine Einwirtung auf die Recht⸗ 
ſprechung ſteht ihm nicht zu?). Unter dem Yuftizminifter fteht die für die 
ganze Monarchie eingefettte Zuftizprüfungstommilfion?). 

Zu den Gegenftänden der Yuftizperwaltung gehört die Aufficht 
über die Gerichtöperfonen ($ 181—186), die Verwaltung der Grundftäde und 
Röumlichkeiten®), insbefondere der gerichtlichen Gefängnifje?), über die gericht- 
lihen Kaſſen ($ 187 Abf. 5) und die Rechnungslegung). Der Geſchäfts⸗ 
gang ift im wejentlihen der der Berwaltungsbehörden?),, Im Gefchäftsver- 
fehre mit dem benachbarten Auslande beftehen einige auf Gegenſeitigkeit be⸗ 
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1) 8. 27. Oft. 10 (SS. 3). Neue 
Prov. vier B. 65 (GS. 603—6) u. V. 
67 (GS. 140). — Uebertragung einzelner 
Geſchäfte des Juſt⸗Min. auf die Pro» 
vinzialbehörden Bf. 74 (IMB. 109). 

) &. 78 (66. 230) $ 2 84 u. 85. 

©. 69 (©5. 656) $ 2 

*) Zuſtändigkeit Bf. 74 (IMS. 101) 
— Yuftizbauverwaltung AD. u. Bf. 7 
(ZMB. 214) u. (einmalige u. anerorbente 
lihe Ausgaben) Bf. 86 (IMDB. 182). 

» Die GefüngnißO. 98 (IMB. 292), 
die die Grundfühe des BB. 28. Oft. 97 
(8 299 Anm. 38) für die Gerichtsgefäng⸗ 
niffe durchführt, betrifft die Verwaltung, 
Beamten u. Ordnung in den Gefängniſſen 
u. die Behandlung der Gefangenen; Aen⸗ 
derung ($ 8 u. 75) 00 (IMDB. 86). — 
Berpflegungsloftentarif 75 (IMDB. 237) 
u. Verf. 83 (IMB. 81). — Unfallvers 
fiherung $ 34752. W. — Berrechnung 
des Arbeitsverdienfies u. der Unfallver⸗ 
fiherungsbeiträge Bf. 99 (IMDB. 106). 
— Waffengebrauch der &efängnißbeamten 
Bel. u. ZR. 39 (IMB. 114 u. 157). 
— inter der Juſtizverwaltung ftehen die 
für Unterfuhungsgefangene und zur Voll» 
firedung von Haft» u. Gefängnißftrafen 


beftimmten Anftalten. Größere Gerichts⸗ 
gefüngniffe in Danzig⸗Oliva, Berlin 
(Stadtoogteil mit Filiale, Beuthen, Han⸗ 
nover u. Frankfurt a. M.; Zentralgefüng- 
niffe in ®ollnow, Wronke u. Bohum; 
Unterfuhungsgefängniffe in Berlin (Moabit); 
Strafgefüngniffe in Plögenfee u. Tegel, 
Gluckſtadt u Frankfurt a Di. (Preunges- 
heim); einige größere Gefängnifle find dem 
Minifter des Innern unterfiellt ($ 229 
Anm. 32 d. W. 


°) Anw. 80 (befonders herausgegeben, 
Bf. 80 IMDB. 156 und Beridtig. 1881 
&. 2); Benvaltung der Etatsfonds Vorſchr. 
00 (IMDB. 300), Bureaubedürfnißfonde 
Df. 83 (IMDB. 154); Behandlung der 
Einnahmen und Ausgaben Anw. 79 u. 
Df. 81 (IMB. 2671; Prüfung der Beläge 
Br. 85 (IMB. 223) — Anſatz von Red 
nungsgebühren Bf. 99 ıIMB. 865). NRech« 
nungsreviforen Inſtr. 85 (IMDB. 221 u. 
Anl.) u. Bf. 86 (IMB. 248). 

) 861.8. — Kanzleid. 95 (IMDB. 
40 u. Beil.) nebit Bi. 97 (IMDB. 21) u. 
30. Mai 99 (daf. 159). — Eutſcheidungen 
der Zuftizpenwaltung find koſtenfrei ©. 95 
(GS. 203) 8 134. 
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ruhende Erleiterungen?). Die amtlihen Beröffentlihungen im Gebiete 
der Yuftizverwaltung erfolgen feit 1839 in dem Juſtizminiſterialblatte. Die 
früheren find in den Kamptzſchen Jahrbüchern enthalten. 


2. Gerichte. 
8 174. 

a) Meberficht. Die Verfaſſung der ordentlihen Gerichte ift durch 
Reichsgeſetz geregelt”), ihre Einrichtung jedoch bis auf das Reichsgericht den 
Einzelftaaten belaflen. Neben den ordentlihen find befondere Gerichte 
($ 180) nur in beflimmten Fällen zugelaffen!). 

Die rihterlihde Gewalt wird durch unabhängige, nur dem Gefege 
unterworfene Staatsgerichte geübt, unter Ausſchluß jeder Kabinetsjuftiz, jeder 
privaten oder geiftlihen Gerichtsbarkeit und aller Ausnahmegerichte 11). 

Die Gerihte haben fid) gegenfeitig Rehtshülfe zu gewähren!?). Ihre 
Berbandlungen find mit Ausnahme der Berathungen und Abftimmungen in 
der Regel Öffentlich. Die Aufrechterhaltung der Ordnung (Sigungspolizei) 
und die Leitung der Berathung und Abftimmung liegt dem Vorfigenden 0ob!P). 
Die Gerichtsſprache ift deutfh!). Während der vom 15. Juli bis 
15. September währenden Gerichtsferien werden nur Straf» und gemiffe 


) Gerihtsßerfafjungs®. (27. 
Jan. 77 ROB. 41, mit Uenderung ©. 88 
RGB. 252 Art. i, gem. ©. 98 RGB. 


°%, Bf. betr. die im Anslande zu er⸗ 
ledigenden Erfuchungsichreiben 87 (IMB. 
139). — In dem Ablommen mit Oeſterreich⸗ 
Ungarn, der Schweiz, Italien, Portugal, | 242 8 11!) in neuer Yaffung veröffentlicht 
Spanien, Frankreich, Luremburg, Belgien, | 98 R6B. 371. — EB. 77 (RGB. 77), 
ven Niederlanden, Dänemark, Schweden⸗ erg. ($ 5, 9, 10) ©. 98 (RGB. 252) Art. 
\ 





Norwegen u. Rußland v. 96 u. 97 (RGL. | IIu. II. — Breuf. Zugtangenee 
99 ©. 285 u. 295) iſt neben Gleich⸗ 78 (08. 230), erg. G. 99 (65. 249) 
Belang der fe nen —— Art 130 

icherheitsſtellung für Prozeßkoſten (Art ' 13; Eini®. 2-4: 
11—13), im Armenrecht (Art. 14—16) —* 0: ’ 
und ‚bei Perſonalhaft (Art. 17) auch der ©) 586. $ 1, 15, 16. — Dieſe 
unmittelbare Gefchäftsvertehr der Behörden, Grundſube waren in Deutfäland bereits 
bei Zuftellungen (Art. 1-4) und bei Bor- | nit geringen Ausnahmen anerfannt, Für 
nahme geridhtlicher Handlungen der bürger- Preußen & 169 Abi. 3 d. W. 
Sihen Handelsſachen (Art. 5 — 10) vereinbart. j 
— Wegfall der Gebührenerhebung im Rechts⸗ * 6396. $ 157—169; AO. $ 87 u. 
hüffeverfehr mit Dänemark Bel. 00 (38. 
508); ferner Defterreih Bf. 56 (IMDB. 210 
u. 90 (IMB. 845); Gerichtsbehörden Bel. 
84 (IMDB. 114); Gerichtsbezirk Warſchau 
Bertr. 1879 (GS. 138), 1884 (GS. 72) 
u. 1893 (GS. 83), Ausf.Berf. 79 (IMDB. 
474), 83 (IMDB. 32), 94 (IZMB. 167) 
u. 936 (IMDB. 309), Gerichtsverfaſſung 
und Zivilprogeßverfahren in Rußland Bf. 
97 (IME. 122); Gerichtsbehörden ber 
Schweiz Bf. 79 (IMDB. 20 n. 232) u. 
88 (daſ. 103). 


= 888. $ 170-185 u. 194—200. 
Strafe für Verletzung der Geheimhaltung 
G. 88 (XGB. 133) Art. II, verb. $ 2833 
Anm. 4 u. $ 247 Anm. 16 d. W. — 
Amtstracht der Richter, Gerichtsichreiber, 
Staats» und Rechtsanwälte in den öffent- 
lichen Sigungen AB. 8 89 u. AE. 79 
——* * F 

186—193 und Elſaß⸗ 
Botßeimnen) ®. "9 (RGWB. 95). 
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eilige Sachen erledigt. Dieſe Vorſchriften finden auch auf die nicht zur 
ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit gehdrenden Angelegenheiten entſprechende 
Anwendung '). 

Die ordentlichen Gerichte ſind das Reichsgericht, die Oberlandes⸗ 
gerichte, Landgerichte und Amisgerichte. 

Die Zuſtändigkeit vertheilt ſich auf dieſe Gerichte wie folgt: 

1. In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten bildet das Amtsgericht, in 
wichtigeren Sachen das Landgericht die erſte Inftanz1%); Berufungen 
und Beſchwerden gehen vom Amtsgericht an das Landgericht, von dieſem 
an das Oberlandesgericht !?). 

2. In Strafſachen findet eine‘ Dreitheilung ſtatt. Kleinere Straffälle 
werben vor den bei den Amtsgerichten gebildeten Schöffengerichten, Be⸗ 
rufungen gegen deren Entſcheidung und wichtigere Fälle vor den bet 
den Landgerichten gebildeten Straflammern, ſchwerere Fälle vor den eben- 
dafelbft gebildeten Schwurgeridhten verhandelt 8). 

3. In Saden ber freiwilligen Gerichtsbarkeit bildet da8 Amts⸗ 
gericht regelmäßig die erfte Inftanz ($ 178 Abf. 1). Befchwerden 
gehen an das Landgericht, wo dieſes zuftändig war, an das Oberlanded- 
gericht und wo leßteres zuftändig war, an den Yuftizminifter. Für die 
weitere Beſchwerde — die nur zuläffig ift, wenn die Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts auf Verlegung des Geſetzes beruht und das Amts- 
geriht die erfte Inſtanz bildet — ift das Kammergericht zuftändig. 
Will dieſes bei Auslegung einer reichsgeſetzlichen Vorſchrift von der 
Entſcheidung eines anderen Oberlandesgerichts oder des Reichegerichts 
abweichen, fo entſcheidet das legtere!?). 

Alle diefe Gerichte mit Ausnahme der Amtsgerichte find Kollegialgerichte. 
Bei jedem Gerichte befteht eine Staatsanwaltſchaft ($ 179). 

Die Richter find möglihft auf die eigentliche Nechtiprehung beſchränkt 
und von dem nur geſchäftlichen Dienfte befreit. Zu ſchärferer Durchführung 
dieſes Grundſatzes (der ſ. g. Paſſivität der Gerichte) ift nach dem franzöſiſchen 
Borbilde der greffiers und huissiers die Einrihtung der Gerihtsfhreiber 
und Gerichtsvollzieher eingeführt, denen die Einleitung und die Aus» 
führung der Entfheidung zufällt ($ 184). Das Hinterlegungsmefen ift zum 
größeren Theile auf die Vermaltungsbehörden übertragen ($ 209). 

Neben den Richtern ift das Laienelement in audgedehntem Umfange 
zu den Geſchäften der Rechtſprechung herangezogen. Dies tritt in der Ein- 


” GBG. $ 201-204; AG. 891. | 8 RG. 98 (KGEB. 771) 8 19, 27 bie 
” GBG. 8 23 u. 70. 29, ©. 99 (GS. 249) Art. 8-8, AS. 
"\ Daf. $ 71u. 1231u4, — Reviſion (m, 9 8 41-—-43 u. 57, erg. ®. 99 
8 175 u. 191 Nr. 2 d. W. . 130 Vu. VIII; Grundbo. 98 (ROB. 
GG. 8 27, 73-76 und 80. — 754) 8 71-81. — Zuftändigfeit des 


Reviſions⸗ und efäwerbeinflang 8 175, | NReihsgerihte Anm. 37. 
176 u. 197 Nr. 2 d. 
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richtung der Handelsrichter (8 177 Abſ. 2), der Schiedsmänner ($ 185) und 
der Schöffen ($ 178 Abf. 2) hervor, welche neben der beibehaltenen Ein» 


rihtung der Gefchworenen ($ 177 Abſ. 4) neu eingeführt wurden. 


S 175. 

b) Das Neichdgericht hat feinen Sig in Leipzig?) Seine Mit- 
glieder (Präfident, Senatspräfidenten und Räthe) werden auf Vorſchlag des 
Bundesrathes vom Kaiſer ernannt. Die Zuziehung von Hälfsrichtern ift un« 
zuläffig?!). Bei dem Reichsgerichte find fieben Zivil- und. vier Strafjenate 
gebildet, welche bei abweichender Anſicht zu vereinigten Zivil- und Straffenaten 
zufammentreten 2). Das Plenum entfcheidet nur über innere Angelegenheiten ?°). 
Die Aufgabe des Reichsgerichts befteht in der Wahrung der Rechtseinheit und 
der gleihmäßigen Auslegung der Reichsgeſetze. Der Umfang diefer Aufgabe 
wächſt mit Ausdehnung der Reichseinrichtung ſtändig. Schon dem zuerit ind 
Leben gerufenen NeihSoberhandelögerichte waren im Laufe der Zeit mehrfad) 
Gegenftände übertragen worden, die mit dem Handelsrechte nicht mehr zu- 
fammendingen. Die Erbſchaft diefes nunmehr aufgehobenen Gerichts ift dem 
Reichsgerichte zugefallen*). Außerdem entfcheidet diefes über Reviſionen und 
Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilfahen?°), 
gegen Urtheile der Schwurgerichte und — foweit es fih um DBerlegung ber 
Keichögefege Handelt — der Straflammern in Straffadhen?®) und über weitere 
Beſchwerden in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, falls ein Ober⸗ 
landesgericht von der Entfcheidung eines anderen Oberlandes- oder ded Reichs⸗ 
gericht abweichen will?). In Staaten mit mehreren Oberlandesgerichten 
kann ein Theil diefer Zuftändigleiten einem oberften Landesgerichte Übertragen 
werden??), eine Befugniß, von der indeß nur Baiern Gebrauch gemacht hat. 
Andererfeitd können aud) andere nad) den biöherigen Prozeßgeſetzen von den 
oberften Landesgerichten zu entfcheidende Sachen dem Reichsgerichte zugewieſen 
werden??). Preußen hat von diefer Befugniß in einigen Fällen Gebrauch ge- 


n RG. 77 (RSB. 415). 

GBG. $ 125-131 u. 134. — Zu⸗ 
Rellungebeamte Vorſchr. 83 (38. 159). — 
Einziehung u. VBerehnung der Koften ©. 
98 RR 252) Art. IV, Bel. 99 (IMB. 
423) u. 0 (ZMB. 9). Dienftanw. 79 
Er EN: nebft Bel. 87 (38. 309) und 

2) GEBG. e 132 134, 137—140. 

=”) Daf. $ 128, 129, 181: Geſchäfts⸗ 
gang 8 141 u. GeſchO. 80 (38. 190), 
erg. Bel. 86 (38. 300). 

157, Einf®. 8 14 u. RG. 79 (ROB. 





=) EVG. $ 185; 8 191 M.2 d. W. 
=") EBG. 8 186; $ 197 Nr. 2 d. W. 


7) 5.98 (RGB. 771) 8 28, GrundbO. 
(daf. 751) 8 79 u. (Koften) ©. 98 (RGB. 
Art. IV. 


*) EG. 8 8-10, erg. ©. 778 1m. 
&. 98 (REB. 352) Art. III. Binnen 
ihiffahrt ©. 98 (RGB. 868) 8 138 Abi. 2, 
Flößerei ©. 95 (RB. 341) $ 31. 

»), 66. $ 15—17. Einridtung von 
Hüffsfenaten zu diefem Zwecke 8. 79 
| (RSD. 299) 


253) 
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macht ꝰ0). Endlich entſcheidet das Reichsgericht in erfter und letter Inſtanz 
über Hoch⸗ und Landesverrath gegen Kaiſer und Reich ®}). 


8 176. 

c) Die Oberlandesgerichte, deren Bezirke und Site in Preußen 
durch Geſetz beitimmt mwerden?®), find gleihfalls mit einem Präfidenten und 
mehreren Senatspräfidenten und Räthen beſetzt und zerfallen in Zinil- und 
Straffenate. Sie bilden die Beichwerde- und Berufungsinftanz für die Laud⸗ 
gerichte und — foweit es fi nicht um Verlegung von Reichsgeſetzen handelt 
— auch die KRevifionsinftanz für die Straflammern. Sie bearbeiten ferner 
die Lehns- und Fideikommiß⸗ und die nicht ftreitigen Angelegenheiten der 
Standesherren??). 

Das DRG. in Berlin Heißt Kammergeriht). Bei diefem ift der 
Geheime Yuftizratb gebildet, vor welchem die Mitglieder der Königlichen 
und der Hohenzollernfhen Familie ihren perſönlichen Gerichtsſtand haben *0). 
Die Reviſions⸗ und oberfte Befchwerbeinftanz bildet das Neichgericht?®). 


8 177. 
d) Die Landgerichte, deren Site und Bezirke in Preußen gleichfalls 
durch Geſetz beftimmt werden”), find mit einem Präfldenten und mehreren 


”, V. 79 (RGB. 287). Mebertragung 
aus anderen deutſchen Staaten RGB. 1879 
©. 288—298 u. 1881 S. 37 u. 38. 

1) o20. 8 1361 u. ©. 93 (RB. | en Ti) if Breußen bei dem OLG. in 
205) $ 1 Jena betheiligt Bertr. 78 (85.79 S. 208). 
=) io. $47, ©. 73 (8. 109) $ 1 | Die Art. 86 u. 87 der BU. find mit Rüd- 


und des Kreifes Ziegenrüd, welder zum 
Sonpger: nmboffabt gehört (Vertr. 78 &S. 
196, Art. 10 geünd. 25. Feb. 98 





u. 3. — Die Bezirke entiprehen den Pro» | ficht Hierauf geändert &. 79 (OS. 18). 
vinzen (in Heſſ. Naſſau den Reg. Bezirken), ”, GBG. 8 119—124; AG. 8 4850 
doch find zugelegt zu Sachſen der Kreis | und 57. — Beſondere Zuftändigfeit des 
Stfeld u. die Fürſtenth. Schw. Sonders- | Kammergerihts (Abf. 2) in Straffachen 
haufen und Anhalt (Bertr. 78 GS. 79 EG. $ 9 u. AS. 8 50, in Saden der 

. 173 u. 182), zu Sannover der Kr. | freiwill. Gerichtsbarkeit 8 174 Abi. 
Nr. 3 d. W. 

", AE. 79 (GS. sm). 

= AG. 8 18 u 51 (85. 181) 
Art. II. — EG. (3. 280) 77 (R8B. 
244) $ 5, AG. 99 (GS. 388) 8 4; EG. 
(3. StPO.) 1. eb. 77 (XGB. 346) 84; 
en & Kontd.) 77 (RSB. 30) $ 7. 

. 98 (RGB. 248) Art. II2. 

u Te 53u. V.79 (RGB. 287) 8 2. 

”", A®. 8 37 u. ©. 78 (GS. 109) 
8 2—4 u. Anlage, erg. ©. 84 (GS. 63), 
85 (85. 107) 8 3, 3. 88 (GS. 51) 
Pofen, Breslau, Naumburg, Kiel, Celle, | u. 8. 92 (GS. 104). Einrichtung für 
Hamm, Kaflel, Frankfurt a. M. und Köln. | Berlin u. Umgebung ©. 99 (GS. 391). 
— In betreff der Kreife Schleufingen, | — Betheiligung Preußens bei den Land⸗ 
Schmaltalden, weile zum Landgericht | gerichten Meiningen u. Rubolftadt u. Zus 
Meiningen (Bertr. 78 GS. 79 ©. 189) | theilung der Kürftentgämer Schw.Sonders- 


nein u. die Fürftenthämer Lippe (Bertr. 
78 GS. 219) u. Pyrmont, zu Weitfalen 
der landrechtliche Theil der Rheinprov. 
(6 171 Abſ. 1 d. W.), zum R.B. Kaſſel 
der Kr. Biedenlopf und das Fürſtenth. 
Walde, zum R.B. Wiesbaden der gemein- 
rechtliche Theil der Rheinprovn. ($ 171 
Abſ. 19. W.) u. Hohenzollern, zur Rhein- 
prov. das Fürſtenthum Birkenfeld (Bertr. 
78 68.79 ©. 165). — Die Site ber 
finden fid in Königsberg, Marienwerder, 
Berlin ($ 176 Abſ 2 d. W.), Stettin, 
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Direktoren und Mitgliedern beſetzt. Bei dieſen Gerichten find Zivil⸗ und 
Strafkammern eingerichtet und Unterſuchungsrichter für je ein Geſchäftsjahr 
beſtelltꝰs). Die Zivilkammern bilden die erſte Inſtanz in allen Sachen, 
die nit vor die Amtsgerichte gehören und die zweite Inſtanz für Ent⸗ 
ſcheidungen der letzterenꝰ9). 

Zur Entſcheidung von Handelsſtreitigkeiten können nach Bedürfniß bei 
den Landgerichten Kammern für Haudelsſachen gebildet werden, welche 
aus einem Mitgliede des Landgericht als Borfigenden und zwei Handels- 
richtern beftehen. Letztere werden vom König auf Borfchlag der Handels⸗ 
Tammern ($ 352 Abf. 3) ehrenamtli auf drei Jahre ernannt‘). Die 
Kammern entſcheiden über Beſchwerden in den den Amtsgerichten zugewieſenen 
Handeldangelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit"). 

Die Straflammern entfcheiden in erfter Inftanz über die nicht vor die 
Schöffengerihte gehörigen Vergehen und über einzelne Verbrechen, in zweiter 
über Berufungen gegen Urtheile der Schöffengerihte‘”). Bei großer Ent- 
fernung des Landgerichtsfiges kann bei einem Amtsgerichte für ein oder mehrere 
Amtsgerichtsbezirke eine (abgezweigte) Straflammer gebildet werben*?). 

Ueber die fonftigen Verbrechen entſcheiden die Schwurgerichte“). 
Diefe treten bei den Landgerichten periodifch zuſammen und beftehen aus 3 
richterlichen Mitgliedern und 12 nur zur Entfheidung der Schuldfrage be= 
eufenen Gefhhworenen. — Das Amt der Geſchworenen ift Ehrenamt; die Be- 
rufung erfolgt nach gleihen Grundfägen, wie die zum Schöffenamte*d). 


$ 178. 
e) Den Amtdgerichten, deren Site und Bezirke durch Lönigliche Ver⸗ 
ordnung beftimmt waren, jegt aber nur durch Geſetz geändert werden können ‘°), 


haufen, Pyrmont, Walde u. Birkenfeld | *) GBG. 880 u. EG. 5 6. Unterſchied 
zu den Landgerichten Erfurt, Hannover, | zwiſchen Berbrehen und Vergehen $ 172 
Kafiel u. Saarbrüden, Anm. 32. — Bei | Abf. 2 d. W. — In Preußen waren von 
Bildung der Landgerichtsbezirke wurde von 1848 bie 1853 für alle politiſchen und 
einer regelmäßigen Einwohnerzahl von | PBreßvergehen die Schwurgerichte zuftändig. 
250000 ausgegangen Hiervon ift im GBB. ebenſo abgefehen, 

” SBO. $ 5869; AG. $ 37, 88. | wie von ber feit 1853 beftandenen er» 

») GBG. 8 70, 71; AO. 839, 4143, weifung des Hoch⸗ u. Landesverrathes vor 
erg. ©. 99 (SE. 249) Art. 130 Vu. VI. | einen bejonderen Staatögerichtshof. 

“) HB. 8 100-118; AG. 8 46. ) 888. $ 79, 81—99; AG. 8 44, 
Berzeihnig der Kammern je zwei Perf. | 45. — Gemeinfhaftide Schwurgerichte im 
79 (IMB. 210 u. 211) und 94 (AMB. | OLG. Bezirk Iena (Anm. 32) Bertr. 78 
147), erg. (8 2) Bf. (IMDB. 93), 5 | (85.79 ©. Pr Nadıtr. 89 (5. 197) 
Abſ. — 5 185), 93 (JMmB. 191u. u. 98 (GS. 3 
192); Bezirke Bel. 91 (IMB.92 ©. 3). “18. 8 — Sitze und Bezirke 

) G. 98 (RB. 771) $ 80; verb. | 8.78 (GS. 275) u. 79 (GS. 393) mit 
s 143 Abf. 1 u. 145 Bl zahfreihen Ergänzungen. Berlin u. Um⸗ 

m) BO. 8 72—77 gebung wie Anm. 37. — Abhaltung von 

= Daf. 5 2 * 79 (IMDB. 207) u. | Gerichtstagen AB. 8 22. 
82 (IMB. 8 
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ſtehen Einzelrichter vor. Soweit ſie mit mehreren Richtern beſetzt ſind, werden 
die Geſchäfte örtlich oder ſachlich unter dieſe vertheilt. Einem — bei größeren 
Gerichten mehreren — von ihnen wird die allgemeine Dienftauffiht über⸗ 
tragen?”). Die Amtsgerichte find für Bermögensanfprädhe bis zu 300 M. 
und für alle Streitſachen zuftändig, die fi auf ein Mieths⸗, Geflnde- oder 
Urbeitsverhältnig, auf das Berhältnig Neifender zu Wirthen, Fuhrleuten, 
Schiffern und Handwerkern, auf VBiehmängel, Wildfhäden und Schwängerungen 
beziehen. Sie bearbeiten ferner das Aufgebotsverfahren®) und die Konkurſe 
($ 202 Abf. 1) und leiten die Swangsvollftredungen, auch wenn die Erfennt- 
niſſe von höheren Gerichten ergangen find ($ 193 Abf. 1). In nicht ftreitigen 
Angelegenheiten ftehen ihnen die Verwaltung der Grundbuch⸗, Vormundſchafts⸗ 
und Stiftungsfadhen, die Führung der Handels“, Genoſſenſchaftö⸗, Muſter⸗ 
und Schiffsregifter, die im Handels⸗ und Genofienfhaftögefege außerdem vor⸗ 
gejehenen Handlungen, das Verlaſſenſchaftsweſen und die Bollziehung, Ber 
urfundung und Beftätigung der Rechtshandlungen zut?). 

Für Strafſachen werden unter den Borfige des Amtsrichters und unter 
Berufung zweier Schöffen für jede einzelne Sigung Schöffengerichte ge= 
bildet. Im ihnen find — abweihend von den gefondert tagenden und auf 
Beantwortung der Schuldfrage befhränkten Schwurgerichten — die Laien mit 
dem Richter zu einem Kollegium vereinigt und zu voller Entſcheidung berufen. 
Die Schöffengerichte find für Uebertretungen und die mit höchſtens 3 Monaten 
Gefängniß oder 600 M. Geldbuße bedrohten Vergehen, ferner für einfache 
Beleidigungen und leichte Fälle des Diebſtahls, Betruges, der Unterfchlagung, 
Hehlerei und Sahbefhädigung zuftändigd). Das Amt der Schöffen ift 
Ehrenamt. Ausgeſchlofſen find Perſonen, die infolge von Beftrafung oder 
Konkurs hierzu unfähig, wegen Gebrechen ungeeignet oder nod) nit 30 Jahre 
alt find, ferner foldhe, die noch nicht zwei Jahre in der Gemeinde wohnen 
oder Armenunterftägung empfangen, endlid) Dienftboten, Religionslehrer, Volks⸗ 
ſchullehrer, Militärperſonen, richterliche, Staatsanwaltſchafts⸗, gerichtliche und poli- 
zeiliche Vollſtreckungs⸗ und gewiſſe höhere Beamte. Zur Ablehnung des Amtes 
bereditigt die Mitgliedihaft in einer deutſchen gefeggebenden Verſammlung, die 
Erfüllung der Pflicht als Geſchworener oder Schöffe im letten Geſchäftsjahre, 
die Stellung al® Arzt oder Apotheler ohne Gehülfen, die Vollendung bes 
6öften Lebensjahres und die Unfähigkeit zur Tragung des erforderliden Auf⸗ 


) GBG. 8 22; AO. 8 23, 24 (Abi. 2 
erg. ©. 99 ES. 249 Art. 130IV). — 
Bei dem Amtsgericht Berlin wird Dienft- 
auffiht und Disziplin dur einen Amts⸗ 
gerichtspräftdenten wahrgenommen G. 92 
(8S. 77) u. Bf. 00 (IMDB. 559); Raug 
5 70 Anın. 17 d. W. 

) SV. 5 23, 24. 


*, ©. 98 (RSGB. 771) $ 35, 65, 69, 
72, 125, 145; GrundbO. 98 (ROB. 
754) $ 1 nebft AG. 99 (GS. 807) Art. 1. 
— 8 203 Anm. 3 d. ®. 

) GBG. 8 25—380, verd. $ 75. — 
In den Schöffengeridten ift ein Theil 
der altgermanifhen Gaugeridtsverfaffung 
($ 169 Anm. 1) wieder ins Leben gerufen. 
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wandes). — Die zu Schöffen geeigneten Perſonen werden alljährlich in 
Liſten für die Gemeinden (Urliſten) und Amtsgerichtsbezirke zuſammengeſtellt. 
Ein Ausſchuß, der aus dem Amtsrichter, einem Verwaltungsbeamten und ſieben 
von der Kreid- (Amts oder Gemeinde-) Vertretung gewählten Vertrauens⸗ 
männern zujfammengefett if, enticheidet endgültig über die erhobenen Ein- 
ſprüche und die für das Geſchäftsjahr zu berufenden Schöffen und Vertreter 
(Haupt⸗ und Hülfsihöffen. Die Schöffen werden in der durd) Aueleoſaus 
beſtimmten Reihenfolge zu den Sitzungen herangezogen 62). 


8 179. 


f) Bei jedem Gerichte befteht eine von diefem unabhängige Stantd- 
anwaltichaft. Sie bildet eine einheitliche Behörde ohne Follegialifche Ver⸗ 
faflung und wird beim Neichögerichte durch den Oberreichsanwalt und Reichs⸗ 
anmälte, bei den Oberlandesgerichten durch den Oberftnatsanmwalt und Staats⸗ 
anmwälte, bei den Landgerichten durch den erſten Staatsanwalt und Staats⸗ 
anwälte und bei den E chöffengerihten dur Amtsanwälte verfehen??). Die 
Beamten des Polizei» und Sicherheitsdienfted haben als Hülfsbeamte der 
Staatsanwaltfchaft deren Anordnungen Folge zu leiften*). 

Die Zuftändigkeit in flreitigen Saden beftimmt fich nad den Prozeh- 
ordnungen. Im bürgerliden Streitverfahren liegen der Staatsanwaltichaft 
nur wenige Gefhäfte ob). Der Schwerpunkt ihrer Thätigfeit Tiegt in dem 
auf der Grundlage der öffentlihen Klage aufgebauten Strafverfahren, in 
dem der Staatsanwaltihaft die Rolle des Anklägers zufällt ($ 196 Abf. 1). 
Zugleich fteht ihr die Strafvollſtreckung zu). Im nicht flxeitigen Saden ift 
die frühere Zuftändigkeit beftehen geblieben). Der Staatsanwaltfchaft Liegt 


u) GBG. 8 31-35; AG. 8 33. — 
Strafe unwahrer Entfhufbigung StGB. 


| anmwaltihaften führen im Reihe auf Grund 
wechſelſeitiger Mittyeilung Strafregifter 
8 138. — Helgoland & 93 (ROB. 193). | Über die in ihrem Bezirke Geborenen 
e) HB. 8 36-57; AG. $ 34-36. | V. des BR. 82, erg. 96, Ausf.Bf. 96 
Auffiellung der Urliften 3R. 79 (MB. | (IMDB. 267 u. 294, ME. 167), erg. 
105) und 82 (MB. 26). Bf. 97 (IMDB. 92). Berichtigung bei 
) GBG. 8 142—152; AG.858—61, | Tovesjällen 3. 90 (MB. 139, IMB. 
66 u. 67. GeſchO. f. d. Sekretariate der | 280), erg. 99 (MB. 39). — Mittheilungen 
Staatsanwaltihaften 99 bei den Land- | der Staatsanwaltihaft an andere Behörden 
gerigten (IMDB. 525), den Oberlandes- | über Unterfuhungen u. Beitrafungen Bf. 
gerichten (daf. 601). — Amtsanwälte AO. | 79 (MB. 321, IMDB. 251), erg. (Mr. 
& bis 65 u. Amtsanwaltsd. 79 | 2-24) Bf. 84 (daf. 65); (Nr. 3) 80 
come. 260), Art. 8 und 9 aufgeh. Bf. | (MB. 112, IMDB. 58); (Nr. 4) 96 
.85 (IMDB. 175) 8 17, Ergänzungen | (IMDB. 339), 98 (daf. 24) u. 99 (daf. 
(Art. 59 Abf. 1) Bf. 95 5 (MB. 414) u. | 146); (Nr. 7,81 (MB. 178, IMDB. 159); 
(Art. 73 Abf. 3) Bf. 97 (IMDB. 249). (Nr. 12) 96 (IMDB. 243) u. 00 (daf. 
u) 588. 8 153; — $ 224 d. W. 86); (Nr. 17) 88 (daf. 167); (Nr. 20) 
=, Ehe und Entmündigungsfahen | 99 (daf. 278); (Münz-Berbreden u. ⸗Ver⸗ 
gehen) Bf. 86 (IMB. 105). 
*) StPO. 483. — Die Staats 32) AG. 8 58. 
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insbefondere die Ueberwachung der Erfüllung der durch das Handelsgeſetzbuch 
den Kaufleuten auferlegten Verpflichtungen ob5%). In den neuen Provinzen 
hat fie die Verwaltung des Gefängnißwefens 5?). 


8 180. 

g) Befondere Gerichte neben den ordentlichen find nur für wenige 
beftimmte Sachen zugelaflen und auch letztere kann die Landeögefeggebung 
den ordentlichen Gerichten übertragen). In Preußen beftehen neben dem 
Kompetenzgerichtshofe (8 170 Abf. 2) und dem geheimen Yuftizratö ($ 176 


Abf. 2) nur: 
1. die Militärgerichte ); 


2. die Disziplinargerihte für Richter ($ 182 Abf. 3), Beamte ($ 23 
Abf. 5 und 66 Abf. 1), Geiftliche (8 277 Nr. 2 und 287 Abf. 4) 
und Studirende ($ 295 Abf. 3); 

3. die Aufträgalgerichte der Standeöherren®?); 

4. die auf Staatsverträgen berußenden und in ihrer Einrichtung fi eng 
an die ordentlihen Gerichte anſchließenden Rheinſchiffahrts- und Elb⸗ 


zollgerichte 6°); 


5. die Gerichte in Abldfungs- und Iandwirthichaftlichen Auseinanderfegungs- 
fadhen (Generallommiffionen und Oberlandeskulturgeriht, $ 318); 


0 


. die Gewerbegerichte (8 344 Abf. 8); 


7. Dorfgerichte, Ortögerihte und Ortsvorſteher in Angelegenheiten der 


freiwilligen Gerichtsbarkeit). 


*) G. 99 (GS. 303) Art. 3. 

”, 3, 67 (85. 921) Art. XIII. 

) EBG. % 14 u. 16; EG. 8 3,5 
(erg. ©. 98 ROB. 252 At. I) u. 6; 
(die durh GBG. 8 143 zugelaffenen Se 
meindegerichte finden fih nur in Wärtten«- 
berg u. Baden. 

“, GBG. $ 16; EG. 57; 8 102 d. W. 

“59.87. 836 Abſ. 5 Nr. d. W. 

“), GBG. 8 141; zwei Geſetze u. V. 
97 (GS. 129, 132 u. 609), letztere erg. 

. 00 (85. 314). — Durd die Rhein⸗ 
Ihiffahrtsafte 68 (GS. 69 S. 798) Art. 
83, 34 u. 40 hatte Holland, durch die 
Elbſchiff A. 21 (GS. 23 ©. 9) Art. 26 
u. Add. Alte 44 (5. 458) 8 46—51 
Defterreih (auch nad Aufhebung der Elb⸗ 
zöle ©. 70 BGB. 416) Anſpruch auf 
ſolche Gerichte. — Die auf Deutfchland 
befhränften, die Wefer und den Nedar 
betreffenden Gerichte find fortgefallen. 

“) Den im Gebiete des ER. beftehenden 
Dorfgeridten, die aus Schulzen und 
Schöffen zufammengefegt und der Aufficht 


der Amtsgerichte unterftellt find, fteht die 
Sicherung von Nadlaffen (BB. $ 1960), 
die Vornahme freiwilliger öffentlicher Ver⸗ 
fteigerungen u. meiftbietender Berpadhtungen 
und die Aufnahme von Taren zu ER. II 
7879 u. 86, © 9 (85. 249) Art. 
104—110, 119 u. 126 Abf. 1; Ber- 
fahren u. Gebühren Bf. 99 (IMDB. 806). 
Aehnliche Zuſtändigkeit befiten die Ge⸗ 
meindevorſtände in Schleswig⸗Holſtein, die 
Ortsvorſteher in Hohenzollern und die 
Bürgermeifter in den vormals naffaufchen, 
heſſen⸗ homburgſchen und großherzoglid 
heifiihen Theilen G. 99 8 111—12%. 
In diefen Theilen und den vormals kur⸗ 
beifiiden Theilen des Oberlandesgerichts⸗ 
bezirks Frankfurt, ſowie im Gebiete des 
vormaligen Juſtizſenats Ehrenbreitenſtein 
(rechtsrheiniſcher Theil des RB. Koblenz) 
koͤnnen mit ähnlicher Zuſtändigleit Orts⸗ 
gerichte errichtet werden daſ. $ 121-124., 
126, 127; Einrichtung V. 99 (GS. 640), 
Verfahren u. Gebühren Bf. 99 (IMDB. 
889). Beurkundungen von Kaufe und 
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d. Gerihtsperfonen. 


8 181. 

a) Ueberficht. Die Juftizbeamten?) ſcheiden ſich in die felbfiftändig 
geftellten Richter und in die niht richterlichen Beamten. Der Aufſicht 
des Juſtizminiſters und der Borftände der Gerichte und der Staatsanmwalt- 
ſchaft find zwar alle Juftizbeamten unterworfen”), doch bleibt die aus dieſer 
Aufficht fließende Befugniß zur Ertheilung von Rügen und Berhängung vor 
Drdnnungsftrafen®), ebenfo wie die eigentlihe Disziplinarbeftrafung®) auf die 
nicht richterlichen Beamten beſchränkt, während für die Richter befondere Vor⸗ 
ſchriften beitehen. Zu den nit rihterlihen Beamten zählen die Staatd« 
anwälte und niederen Gerichtöbeamten, zu den Yuftizperfonen außerdem die 
Schiedsmänner, Rechtsanwälte und Notare. 


8 182. 

b) Die Nichter werden auf Lebenszeit vom Könige ernannt?). 

Die Befähigung zum Richteramte wird durch Ablegung zweier Prü- 
fingen dargelegt. ‘Der erften geht ein dreijähriges Rechtsſtudium auf einer 
Univerfttät, — davon mindeftend drei Halbjahre auf einer deutſchen —, der 
zweiten eine mindeftens vierjährige praktiſche Beſchäftigung bei den Gerichten, 
Etaatd» und Rechtsanwälten voraus. Der Ablegung der eriten Prüfung folgt 
die Ernennung zum Neferendar, der der zweiten die zum Geridhtsafleflor®). 
Die in einem Bundesſtaate Beftandenen können in jedem andern zur Vor⸗ 
bereitung oder zum Richteramte zugelafien werden’). Zu Iegterem ift auch 
jeder ordentliche Lehrer des Rechts an einer deutſchen Univerfität befähigt®). 


Zaufhverträgen über Grundftäde im vorm. 
Herz. Naſſau S 207 Anm. 46. d. W. 
— Gebühren verjähren in 4 Jahren ©. 
99 (GS. 177) Art. 8. 


1) Tagegelder und ReifeloftenB. 78 (©. 
74 S. 2), erg. B.76 (GS. 119) u.00(8S. 
319‘, auf den DLGBE. Köln ausgedehnt 
B. 80 (88. 53‘, für Beamte der Öber- 
landes- u. Randgerichte außer Kraft geſetzt 
B. 98 (85. 297), — Beurlaubungen 
2. 85 (IMDB. 175). — Das Gehalt 
fleigt nah Altersfiufen bei Subaltern- 
beamen Bf. 93 (IMDB. 91), erg. zwei 
Bf. 94 (IMB. 120 u. 121), den Ge⸗ 
füngnißdireftoren u. mittleren Beamten Bf. 
97 (IMB. 129). Richter Anm. 10. 


) AS. $ 77-79, 82 u. 88; EVG. 
& 152. 
) AS. 8 80, 81. 


98 66 d. W., insbef. Anm. 51. 


) BG. 8 6 u. 10; AG. 8 7 u 2 
(erg. ©. 99 GS. 249 Art. 1301). 

9) GBG. $ 2; ©. 69 (GS. 656), 
ergänzt G. 74 (GS. 212) u. AG. $ 1 
u.2; Regul. 3 (MB. 135, IMB. 131), 
8 1—11 neu gefaßt Bf. 90 (IMDB. 277), 
8 11 Abi. 1u. 2 desgl Bf. 94 (IMDB. 
57), 8 23 erg. Bf. 88 (IMDB. 64); für 
das Univerfitätsftudium (5 5 Abf. 5b) ft 
das BEL. in den Mittelpunft des Unter⸗ 
richts geftellt und die feminariftiihe Lehr» 
weife vorgefhrieben Bf. 97 (IMB. 19, 
erg. Nr. Ib u. Iv) Bf. 99 (IMB. 
150); Gebühr Bf. 91 (IMDB. 135). — 
Bräfungstommiffion $ 173 Abf. 2 d. W. 

) 886. $ 3 u. 5. — Eif.-Rothringen 
8 65 Anm. 11 u. $ 27 Anm. 22 d. W. 


) GBG. $ 4 
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Die Richter haben einen beftimmten Rang?) und einen Rechtsanſpruch 
auf Gehalt, das fi für die Senatspräfidenten und Räthe der Oberlandes- 
gerichte, die Präfidenten und Direktoren der Landgerichte und die Ober- und 
erfien Staatsanwälte nad Dienftalteräftufen, für die Land- und Amtsrichter 
und die Staatsanwälte dagegen nad einem gemeinfamen für die Monardjie 
gebildeten Befoldungsetat regelt, in dem diefe nad dem Dienftalter als 
Gerichtsaſſeſſor aufräden!. Damit fol die Unabhängigkeit der Richter ficher- 
geftellt werden. Gleichem Zwede dient die Vorſchrift, daß Richter unfreiwillig 
nur durch Nichterfpruch unter den gefetlihen Vorausſetzungen und Formen 
ihres Amtes enthoben, oder an eine andere Stelle, oder in den Ruheftand 
verſetzt werden dürfen?). Das Disziplinarverfahren gegen Richter, die ihre 
Amtspflichten verlegen oder fi) des durch den Beruf erforderten Anfehens und 
Vertrauend unmürdig zeigen, ift demgemäß abweichend von den allgemeinen 
Disziplinarvorfäriften geregelt!?). 


8 183. 

c) Die Staatdantwälte gehören zu den nicht richterlichen Juſtiz⸗ 
beamten!®), müflen aber zum Richteramte befähigt fein. Die dieferhalb und 
für die Ernennung, das Rangverhältniß und Gehalt in betreff der Richter 
gegebenen Vorſchriften finden auch auf die Staatsanwälte Anwendung !4). 


8 184. 

d) Zu den niederen Gerichtäbenmten!?) gehören die mit der neuen 
Gerichtsverfaſſung eingeführten Gerichtsfchreiber und Gerichtsvollzieher und die 
Gerichtödiener®). 

In dem Gerichtsſchreiber findet fi der gefammte Subalterndienft 
bei einem Gerichte (Gerichtsfchreiberei) vereinigt. Der Gerichtsſchreiber führt 


8 7098. — Bei den Amts- u. 





») G. 51 (86. 218), erg. G. 56 (6S. 


Landgerihten führen fie den Amtstitel 
„aAmterichter” u. „Landrichter“ AO. $ 8. 

2) HGB. 8 7 u.9; AG. 8 10 u. 11 
1,0. 97 (GS. 157) nebſt Bf. 97 (IMB. 


) 

2) EBG. 8 8; AG. 3—5 u. ©. 56 
(85. 201) 8 1. — Entſprechende Bor» 
fhriften enthielt bereits die WU. Art. 87. 
Das in legterer ausgefprochene Verbot der 
Uebertragung anderer befoldeter Staate- 
ümter (Art. 88) war aufgehoben ©. 56 
(5. 297). — Mit Rüdfiht auf das 
Inkrafttreten des BGB. konnten Richter 
über 65 Sabre mit ihrer Zuſtimmung 
zum 1. Ott. 1899 oder 1. San. 1900 in 
den einfhweiligen Ruheſtand mit vollem 
Gehalt für 3 Jahre verfettt werden ©. 99 
(885. 128). 


201) u. (Außerkraftfeßung für Meilitär- 
juftizbeamte) ©. 98 (RB. 1297) 8 37. 
Einf. i. d. neuen Prov. gem. B. 67 (GS. 
1613); Anpaffung au bie neue Gerichts⸗ 
einrihtung u. Einf. i. Lauenburg ©. 79 
(85. 345). An Koften werden nur Aus» 
lagen erhoben ©. 95 (&S. 403) $ 123. — 
Handhabung der Disziplin bei dem Amts⸗ 
gerichte Berlin $ 178 Anm. 47 d. W. 


2) 8 181 d. W. 


u GBG. $ 147-152; AG. 4 60, 
61, 66, 67. 


15) Zuftändigfeit bei der Anftellung Bf. 
85 (IMB. 96). 


 DienftO. 99 (IMB. 862). 
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das Protokoll in den Gerihtöfigungen, hat Anmeldungen, Gefuche, Wechſel⸗ 
protefte, Inventuren und Siegelungen aufzunehmen und Beglaubigungen und 
Ausfertigungen zu ertheilen!”). Die Anftellung der Gerichtsfchreiber erfolgt 
nach vorgeſchriebener Vorbereitung und Prüfung gegen Gehalt!?). Das er- 
forderliche Schreibwert müfjen die Gerichtsfchreiber auf Verlangen gegen Ent- 
ſchädigung felbft beſchaffen 19). 

Die Gerichtsvollzieher ſind mit der Vornahme von Zuſtellungen, 
Ladungen und Bollfiredungen betraut?®), und zur Aufnahme von Wechſel⸗ 
proteften und zur Vornahme von freiwilligen Verfteigerungen, Siegelungen und 
Inventuren zuftändig?!). Sie dürfen Gebühren erheben??). 


8 185. 

e) Schieddmänner zu vergleichsweiſer Entfcheidung der Rechtsſtreitig⸗ 
feiten waren feit 1827 in ganz Altpreußen mit Ausnahme der Rheinprovinz 
eingeführt. Nachdem die neue Juſtizgeſetzgebung das gerichtliche Einfchreiten 
wegen der durch Privatllage zu verfolgenden Beleidigungen von dem zuborigen 
erfolglofen Sühneverfuhe vor einer Vergleichsbehörde abhängig gemacht hatte?®), 
wurde die Einrichtung auf den ganzen Staat ausgedehnt?“). Zugleih wurde 
den Schiedsmännern außer dem Falle der Beleidigung und Körperverletzung 2°) 
auch die gütlihe Schlichtung bürgerlicher Nechtöftreitigkeiten über vermögens- 


7) GB. 8 154; AG. 8 68, 70 Abf.1, 2 d. W. — Juſtizverwaltung 3. 99 (GS. 
71 u 72; ©. 99 (85. 249) Art. 18, | 545) 8 6 Abf. 4. 
35, 36 u. 38. GeſchäftsO. f. d. Gerichts⸗ 2) GBG. 8 155 u. 156; AG. 8 73, 
fohreibereien 99 der Amtsgerihte (IMB. | 74 (erg. ©. 99 ©S. 249 Art. 1301u.1X), 
395, bearb. v. Peters 3. Aufl Berlin 01) | 88 u. 76. — GerBoll;d. 00 (IML. 
Landgerichte (daf. 473), OLandesgerichte 345) nebft zwei Bf. 00 (IMDB. 385 u. 
(daf. 563). — Wenig entfprechend der fonft | 402); Geſchanw. 99 (IMDB. 627 u. Be⸗ 
erfirebten dentſchen Ausdrucksweiſe ift ipnen | ridhtigung 789), erg 00 (IMDB. 59). Bor- 
der Amtstitel „Sekretär“ bei gelent Bf. | nahme frenvilliger Verfteigerungen Bf. 81 
79 (IMB. 471). — Die Stellen der Ge- | (MB. 247, IMB. 212) u. 95 (IMB. 
richtsichreibergehüffen und Affiftenten find | 417). — Kautionen $ 63 Anm. 109. W. 
mit denen der Gerichtöfchreiber (Sefretäre) =), GebO. (24. Yuni 78 RGEB. 166, 
zu einer Befoldungsflaffe vereinigt Bf. 96 | mit Aenderungen gem. G. 98 ES. 342) 
(JMD. 85). neu veröffentlicht 98 RGEB. 683; pr. ©. 

" 9. 79 (6. 99), 8 5 neu gefaßt | 99 Abfchn. 2 (SS. 317, gem. Art. 29) 
G. 99 (6. 249) Art. 131; GerSchrO. | neu veröffentliht 99 GS. 385. Gebühr 
99 (IMB. 849). Die Anftelung als | für Wechielprotefte $ 316 Anm. 44 d. W. 
Dolmetfher ift auf Gerichtefchreiber bes | Souftige Gebühren Bf. 99 (IMB. 721). 
ſchränkt DolmO. 99 (IMDB. 856), erg. | — Berührung in 2 Jahren BOB. 
00 (IMB. 617). — Die etatsmäßigen | $ 19615. — Bon 1900 ab find die 
Stellen find abgefehen von denen der | Gerichtsvollzieher gegen feften Gehalt au- 
Dolmetſcher vollftändig, die Ddiätarifchen | geftellt; die Gebühren werben zur Staats⸗ 
zu '/, den Militäranwärtern vorbehalten kaſſe eingezogen. 
Bi. 99 (IMDB. 97). | ” SPD. 8 420. 

"&. 7988, 2 835.79 (IMDB. 308 *), Schiedsmannsd. 29. März 79 
a. 361), 34 (IMDB. 18) u. 85 (IMB. 5). | (85. 821). — Kom. v. Florfhüg 12. Aufl. 

”) 280. 8 166 u. 758; StPO. 8 37. | (Berl. 98). 
— 8 175 Anm. 21 u. $ 193 Abf. 1m. *) SchO. 8 83—39, 
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rechtliche Anſprüche übertragen, foweit ſolche von den Parteien beantragt wird. 
Alle demgemäß aufgenommenen Vergleiche haben die Wirkung der gericht- 
lihen?‘). Die Berhandlungen find fportel- und ftempelfrei??). Die Parteien 
finden damit Gelegenheit, die Weitläufigkeiten und Koften des Prozeßverfahrens 
zu vermeiden. 

Für die einzelnen Gemeinden werden Schiebsmänner und Stellvertreter 
auf drei Jahre gewählt. Größere Gemeinden werden in Bezirke getheilt, 
Heinere zu foldhen vereinigt. Die Wahl fteht im letterem falle der Kreis⸗ 
fonft der Gemeindevertretung zu. Die Gemwählten werden beftätigt und 
vereidigt. Sie haben die Rechte der Beamten und ftehen unter Aufficht des 
Land» und Oberlandesgerichtspräfidenten und des Yuftizminifterd. Das Amt 
ift Ehrenamt. Zur Wählbarfeit gehört ein Alter von 30 Jahren, Wohnftg 
im Bezirke, Befig ber bürgerlihen Ehrenrechte und des Verfügungsrechts über 
das Dermögen. Staatd- und befoldete Beamte der Kommunal» und Kirchen⸗ 
verwaltung bedürfen der Genehmigung. Zur Ablehnung bereitigen das Alter 
von 60 Jahren, anhaltende Krankheit, lange oder häufige Abweſenheit, Ber- 
waltung eines unmittelbaren Staatsamtes oder die des Schiebsmanndamtes 
während der legten drei Jahre und fonftige Billigfeitögründe. Unbefugte Ab- 
lehnung Tann für 3 bi8 6 Jahre mit Verluft des Gemeindereht und mit 
um '/; bis '/, ftärterer Heranziehung zu den Gemeindelaften geftraft werden ?3). 


8 186. 

f) Die Nechtdanmwälte??) find die bewufenen Vertreter und Bertheidiger 
der Parteien vor Geriht. Ihre Thätigkeit erftredt ſich ſonach neben der 
Prozeßvertretung (Anwaltſchaft, Profuratur) auch auf die Rechtsvertheidigung 
(Advofatur). 

Außerhalb der Anwaltsprozeſſe ($ 189 Ab. 2) find die bei einem Ge- 
rihte zugelaffenen Rechtsanwälte im ganzen Reiche zuftändig®). Sonft 
ift die Zulaffung durch die Wähigkeit zum Nichteramte bedingt und nur unter 
beftimmten geſetzlichen Borausfegungen zu verfagen?!), Mit diefen Ein⸗ 
ſchränkungen befteht freie Advolatur. 

Das Berhältnig des Rechtsanwalts zum Auftraggeber ift an fi Gegen- 
ftand des Privatrechts, bringt dabei aber für erfieren mehrere befondere Ob- 


*) SchO. 8 12-32 — 3 neugefaßt 
©. 99 GS. 284 Art. 2) u. 

2, Daf. 5 40—46 u. © 9 (GS. 
413 $ ri 15 Abf. 3, 8 35 umd Zarif 
Nr. 67 Abf. 2, woburd SchO. $ 
41, fomweit fie den Stempel —8* 
erfetst find. 

”) ShD. 8 1—11; ZR. 79 (MB. 
209, IMDB. 304), 8 4 geänd. Bf. (MB. 
63, IRB. 87). 


”, Rebtsanwd. 1. Juli 78 (ROB. 
177). — Bearb. von Sydow (3. Aufl. 
Berl. 92). 


” RAD. 8 26 u. 27. 


“) Daf. $ 1-25, 104, 107—110, 
112—114, 8.79 (85. 387) und AusfBf. 
79 (IMDB. 151). — AZulaffung beim 
RGerichte RAD. 8 98—101. 








Gerichtsverfafſung. $ 187. 273 
liegenheiten mit fih. Neben der Erfüllung diefer und ber durch den Beruf 
an fi geforderten Pflichten muß der Rechtsanwalt ſich auch innerhalb umd 
außerhalb feines Berufes der durch diefen bedingten Achtung würdig zeigen ??). 
Zuwiderhandlungen werden in einem befonderen ehrengerichtlichen Verfahren 
verfolgt und mit Warnung, Verweis, Geldbuße oder Ausſchließung von ber 
Rechtsanwaltſchaft beftraft?®). 

Die innerhalb eines Oberlandesgerichtsbezirkes zugelaſſenen Rechtsanwälte 
bilden die Anwaltskammer. Dieſe wählt einen Vorſtand von 9 bis 15 
Mitgliedern, welchem die Verwaltung der gemeinfamen Angelegenheiten, die 
Aufficht über die Anwälte, insbefondere die Handhabung der ehrengerichtlihen 
Strafgewalt und die Entſcheidung von Streitigkeiten der Anwälte unter 
einander und mit ihren Auftraggebern obliegt ’*). 

Die Gebühren der Rechtsanwälte find durch Reichsgeſetz nad ähn⸗ 
lichen Grundfägen geregelt, wie die Gerichtsfoften®?). Abweichende Berab- 
redungen find dadurch nicht ausgeſchloſſen?s). Die Regelung ift auf die Be— 
rufsthätigkeit der Rechtsanwälte in den durch Landesgeſetz geregelten Angelegen- 
heiten ausgedehnt ?”). 


A, Geridhtskoften. 
187. 

Die Gerichtsloften (Sporteln) bilden eine Gebühr (8 133), die für die 
Benutzung der flantlihen Rechtspflege erhoben wird. Sie find durch das 
Privatinterefie der Betheiligten bedingt, neben dem auf einzelnen Gebieten 
(Steofrehtöpflege, Vormundſchafts⸗ und Grundbuchweſen) auch das Öffentliche 
Interefie in Betracht kommt. Sie fallen im bürgerlichen Streitverfahren der 
unterliegenden Partei zur Laft?®) und dienen fomit zugleich als Schugmittel 
gegen mißbräudlihe Benutzung der Gerichte durch unbegrändete oder un⸗ 
genügend vorbereitete Anträge. 

Das Koftenwefen ift für die ftreitige Gerichtsbarkeit durch Reichsgeſetz 
geregelt??), während die Koften der Zwangsvollitredung in das unbeweglidhe 


Daſ. 5 28-40 u. SIEB. $ 81 | ”) GebO. 8 98. Sondervorſchrift für 


die Arbeiterverfiherung $ 347 Anm. 45 














Abſ. 2, FR u 352, 355, 358 u. 359. 
RAD „8 62-97, 115 u. 116. — 
Beſtrafung ber Ungebühr in den Gerichts⸗ 
figungen durch das Gericht GBVBG. $ 180 
bie 183. 
Fr RAD. 8 41—61, 102, 105, 106 
n. 


. oo, (7. Juli 7I RGB. 176, mit 
Aenderung gem. ©. 98 R&B. 342) neu ver- 
Bffeniliht 98 ROB.692. — Verjährung der 
Gebühren in 3 Jahren BGB. 8 19615. — 
Bearb. v. Meyer (3. Aufl. Berl. 99). 

Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


”), G. 99 Abſchn. 1 (SS. 817, gem. 
Art. 29) neu veröffentliht 99 OS. 381. 
— Notariatsgefhäfte $ 208 Abi. 3. 

*) BD. 8 91— 107. 

”, RGerichtskoſten O. (18. Ju ni 78 
RGB. 141, mit Aenderungen, ©. 29. 
Zuni 81 RGB. 178 Art. 1, gem ©. 
98 RGB. 342) neu veröffentliht 98 
RBG. 659. Bearb. v. Pfafferoth (7. Aufl. 
Berl. 00). 
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Bermögen ($ 193 Abf. 3) und die Koften der freiwilligen Gerichtsbarkeit noch 
der Landesgefeßgebung belaffen find*"). 

Die Koftenpflicht beftimmt in ftreitigen Sachen der Richter; fonft liegt 
fie dem Antragfteller, bei den von Amtswegen betriebenen Geſchäften dem 
Berheiligten ob*!). — Befreit find neben den durch befondere Anordnungen 
beftimmten Rechtsſachen der Reichs⸗ und der preußiſche Fiskus; öffentliche 
Armen-, Kranken, Arbeits⸗ und Beflerungsanftalten und Waifenhäufer, ferner 
im öffentlihen Bnterefje begründete Stiftungen fowie Gemeinden in Armen- 
angelegenheiten; Volksſchulen, öffentliche Unterrichtsanftalten, Kirchen und 
Pfarreien, foweit fie keine Ueberſchüſſe abwerfen und nicht lediglich das 
Intereſſe der Nutznießer in Frage kommt; Militärperfonen bezüglich letztwilliger 
Berfügungen im Falle der Mobilmahung und der Todeserklärungen im Kriege; 
gemeinnügige Baugeſellſchaften; fonftige gemeinnützige Privatunternehmungen 
auf Grund befonderer Benilligung*?). — Befreit find ferner alle diejenigen, 
welche die Koften neben dem eigenen und der Familie Unterhalt nicht aufzu- 
bringen vermögen (Armenredht)*). Ausländern fteht diefe Wohlthat nur 
im Falle der Gegenfeitigleit zu‘*). 

Der Koftenbetrag wird nit für die einzelnen gerichtlichen Handlungen, 
fondern für die gefammte Thätigkeit des Gerichts bei einem Rechtsgeſchäfte 
in Pauſchſätzen feitgeftellt, die nad dem Werthe fteigen*?). Diefe Paufchfäge 
umfaflen regelmäßig aud die Stempel?). Daneben kommen jedod) die baaren 
Auslagen in Anfag*). Zu diefen gehören außer den Gebühren, Tagegeldern 


*) Preuß. Gerichtskoſten6. (25. | gung ZPO. 8 118, 3. 87 (MB. 118, 


uni 95 GES. 208, mit Aenderungen 
gem. ©. 99 ES. 177 Art. 86 $ 2) in 
neuer Faſſung ı. Paragraphenfolge ver- 
Öffentliht 99 GS. 326. Das ©. behandelt 
im erften Theile (3 1—118) die frenvillige, 
im zweiten (119—36) die flreitige Ge⸗ 
rihtsbarkeit (in $ 124—36 insbefondere 
die Zwangsvollſtreckung in das unbeveg- 
lihde Bermögen) und giebt im britten 
($ 137—46) Schlußbeftimmungen. 

“) RORS. 8 86-92 und (Fälligkeit) 
8 95—97; verb. für Straffadhen $ 199 
Adf. 2, für die frempillige Gerichtsbarkeit 
8 203 Anm. 22. W. — Preuß. GKG. 
8 1—5, (Fälligkeit) 11 und (Gebührenpflicht 
bei Säumniß u. Beſchwerden) 109—112. 

 RORS. $ 98 u. (Reichsgericht) V. 
83 (KEB. 84 ©. 1). — ProKkG.87 
bis 10 ($ 8 u. 10 find auf die flreitige 
Gerichtsbarkeit ausgebehnt $ 119 Abi. 1 
u. 3). 

“, 3PO0. 8 114-127; StPO. 8 419 
Abi. 8; insbe. obrigfeitlihe Vorbeſcheini⸗ 


IMDB. 187) u. 95 (MB. 2233, IMDB. 
322). — PrO&G. 8 17 (auf die ftreitige 
Gerichtsbarkeit ausgedehnt $ 119 Abſ. 1). 

“8 173 Anm. 8. 

“, Werthbeſtimmung ROKG. S 9 bie 
17. — PIGRKG. 8 18—238. — Die Ber 
träge ftellen fih auf mindeftens 20 Pf. 
und werden auf Zehnpfennigbeträge ab- 
gerundet REKG. 8 7, Pr©OKRG. 8 32. 

“ RORS. 82. — PrG&G. 829 u. 
18. Wo ausnahmsweiſe Stempel zu 
erheben find 18 69, 97 und 114 Abf. 3), 
werben fie als Gerichtsgebühren eingezogen 
$ 80 u. 31 (auf bie freitige Gerichte. 
barkeit ausgedehnt $ 119 Abf. 1). — Aus: 
führung (mit Bezug auf das Stempel®. 
95 GES. 413) Bf. 96 (IMB. 63), erg. 
00 (IMB. 505). 

) ROGRKS. 8 79-80b. — PrGO&G. 
8 113—118, verb. 8 6 u. 141 ($ 115 
ift auf die fireitige Gerichtsbarkeit aus⸗ 
gedehnt 8 119 Abi. 1). 
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und Reiſekoſten der Yuftizbeamten‘S) auch die Gebühren der Zeugen und 
Sachverſtändigen“?). — Nah diefen Grundfägen find die Sätze für die 
einzelnen Gefhäfte beſonders feftgeftellt, ſowohl in der ftreitigen P) wie in der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 1). 

Die Koftenerhebung wird in bürgerlichen und Konkursſachen regel- 
mäßig durch Einforderung eined Vorſchuſſes ficher geftelltd?), während folder 
in der nichtftreitigen Gerichtsbarkeit nur zur Dedung baarer Auslagen nad) 
dem Ermeſſen des Gerichts erfordert wird 9). Feitfegung und Einziehung der 
Koften find näher geregelt*). Die letztere erfolgt durch die bei allen Amte- 
gerichten beftehenden Gerichtskaſſen, die gleich den Gefängnißlaflen Sonder- 
kaſſen und Organe der für die Oberlandeögerichtöbezirte errichteten Juſtiz⸗ 
hauptkafſen bilden). 


IV. Berfahren. 


1. Berfahren in bürgerlichen Streitfachen. 
a) Einleitung. 
8 188. 
Das Rechtsverfahren ift ein Zweig des Öffentlichen Lebens und Tann bei 
vorgejchrittenem Verkehre der einheitlichen Regelung in einem größeren Gebiete 
nicht entbehren. Gleichwohl beftanden in Deutſchland eine Reihe von Prozeß⸗ 


ordnungen, die zum Theil auf völlig verfdiedenen Grundſätzen berußten. 


*) Anm. 1, 22 u. 8186 Abſ. 50. W.; 
Bf. 86 (IMDB. 327). 

©), SehührenD. (30. Yuni 78 RGB. 
173, mit Aenderungen gem. G. 98 ROB. 
342 8 1) neu veröffentliht 98 ROB. 689. 
Der Anfpruh muß binnen 6 Monaten 
geltend gemacht werden 8 16; ſonſt ver- 
jähren diefe Gebühren in 2 Jahren BGB. 
8 19617, 


9) Bürgerl. Rechtsſtreitigkeiten REKG. 
& 8—49 u. 101, ferner Anm. 38; Straf- 
ſachen REKG. 8 59—78, ferner $ 199 
Abi. 2 d. W.; Konkursfahen REKG. 8 50 
bis 58. — Berb. Anm. 40. 

) Allgemeine Beflimmungen PrOKG. 
$ 1—32; Urkunden $ 33—56; Grund. 
buhjahen 8 57—70; Regifterführung 
$ 71 bis 80; Nachlaßſachen u. Ausein- 
anderfegungen 8 81—90; Bormund- 
ſchaftsſachen 8 91—95; Fideilommiffe, 
Stiftungen u. Bermögensverwaltungen 
8 96, 97; fonftige Angelegenheiten $ 98 
bis 108; gemeinfhaftlihde Beſtimmungen 
$ 109— 112. 

=) ROKG. 8 8I—85 nebſt 8 3 u. 90. 
3PO. 8 198 - 113. 8 173 Anm. 8 d. W. 


KORG. 3 6, 586 nebſt Bf. 95 
(IMDB. 272), 8 86 Abf. 1, verb. $ 15. 

“ REKG. 8 A u. PERS. 8 14, 
Nahforderung RS. $ 5 u. PrG. 8 12, 
Niederihlagung RS. $ 6 u. Pr®. 8 17, 
Verjährung Pr®. $ 13 u. 119 Abſ. 2, 
Einziehung daf. 8 16 (8 13, 16 u. 17 
find auf die ftreitige Gerichtsbarkeit aus⸗ 
gedehnt 8 119 Abf. 1). 

5 KaſſenO. 00 (IMDB. 102), ver 
einfahte Kofteneinziehung im größeren 
Städten 8 27 u. Bf. 00 (IMB. 279); 
Biroverfehr Kaſſ.O. 8 65, Bf. 99 (IMB. 
129) u. 00 (IMDB. 76); außerordentliche 
Revifionen Bf. 85 (IMDB. 222), Nr. 12 
aufgehoben Bf. 99 (IMDB. 126); die 
zwangsmeife Veitreibung erfolgt nad) den 
$ 193 Abf. 1u.2 d. W. aufgeführten 
Vorſchriften durch die Gerichtsoollzieher 
($ 184 Abſ. 38). — Cinziehung beim 
Neihsgerihte $ 175 Anm. 21. — Die 
Bundesftaaten haben fih bei der Ein⸗ 
ziehung Beiftand zu leiften ERS. 8 99; 
Anw. 80 (33. 378), Einziehungsbehörden 
38. 1885 Beil. Nr. 13, erg. IMDB. 97 
©. 24 u. 99 ©. 116. 
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Für Preußen hatten fi in der Allgemeinen Gerihtsd. und in dem 
rheiniſch⸗franzöſiſchen Verfahren zwei entgegengefettte Einrichtungen entiwidelt. 
Die Gerd. hatte getreu dem Geifte der Neugeftaltung der Yuftiz unter Friedrich 
dem Großen ein Inftruftionsverfahren eingeführt, in dem der Richter von 
Amtswegen das zwilchen den Parteien beftehende Rechtsverhältniß auf jede 
Weiſe erforfhen follte!). Diefes Verfahren erwies fi) als nit durchführbar; 
jpätere Geſetze (1833 und 1846) kehrten deshalb zur Berbandlungs- und 
Eventualmarime des gemeinen deutfhen Prozefjes?) zurüd und fuchten gleich 
zeitig duch Hinzufügung einer Schlußverhandlung Annäherung an den Grund 
fat der Mündlichkeit. Im Weſen blieb indeß in dem voraufgehenden 
Schriftenwechſel die jhriftlihe Grundlage beftehen. In diefer Geftaltung wurde 
das Berfahren fpäter (1849 und 1867) auf die Gebiete des gemeinen Rechte 
übertragen. Nur die Provinz Hannover blieb ausgejhloffen. In diefer wurde 
bie dortige ProzeßO. beibehalten, welche ebenſo wie der im rheiniſchen Rechts⸗ 
gebiete maßgebend gebliebene Code de proc&dure civile den Grundſatz der 
Mündlichkeit zu vollem Ausdrude gebracht hatte. 

Die ZivilprozeßO., die die verfhiedenen beutfchen Prozeßvorfchriften 
durch neue einheitliche Beftimmungen für da® ganze Reich erfegt bat, ift im 
Anſchluß an das BGB. ergänzt mit einigen die Bereinfahung, Beichleunigung 
und Berbilligung des Berfahren® und den Schu der Perjönlichteit bei ber 
Entmändigung und Zmangsvollftredung bezwedenden Aenderungen?). 


b) Grundlagen des Berfahren®. 
8 189. 

Die Zuftändigkeit wird fachlich durch die Gerihtöverfaflung (8 174 
Abf. 5 Nr. 1)9, örtlich durch den Gerihtsftand (Forum) beftimmt. Diefer 
richtet fih) nach dem Orte, an dem die Parteien wohnen, die ftreitige Sade 
belegen oder die fragliche Handlung vorgenommen ift?). In vermögensredht- 
hen Sachen können die Parteien fi über ein an fi) zuftändiges Gericht 


8 169 Abſ. 2 d. W. 


2) Nach der VBerhandlungsmarime 
ift der Richter in feiner Entfcheidung ledig» 
ih an die Vorträge der Parteien gebunden; 
nah der Eventualmarime haben lettere 
alle Angriffe-, Vertheidigungs- und Beweis⸗ 
mittel bei Strafe des Ausichluffes auf 
einmal vorzubringen, aud wenn davon 
erft fpäter und unter Umſtünden (eventuell) 
Gebrauch gemacht werden foll. 

2) ZivPrO. (30. Januar 77 ROB. 
83, mit Aenderung ©. 98 RGB. 256, 
gem. ©. 98 RGB. 342 8 17) in neuer 
Saffung und Paragraphenfolge veröffentlicht 
98 ROB. 410; Einf®. 30. San. 77 


(RGEB. 244), erg. ©. 98 (REB. 332) 
Art. 11. — Preuß. Ausf®. (79 ES. 281, 
mit Aenderung ©. 99 ©&. 284, gem. 
Art. 7) in neuer Saflung u. ‚Paragraphen- 
folge veröffentlicht 9 GES. 388. 
Bearb. v. Körfter ® Aufl. Berl. 99), 
Strudmann u. Koh (7. Aufl Berl. 00), 
Peterſen u. Ernft (4. Aufl. Lahr 99), 
Reincke (4 Aufl. Berl. 00); Reichszivil⸗ 
RN (Eehrbuch) v. Fitting (10. Aufl. 

er. 00). 

9 3PO0. 8 1, Bertsbeflimmung des 
Streitgenenftandes 82 

5) BD —— 836 Anm. 55 
d. W.; BER. 87 bis 11. 
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erfter Inftanz vereinbaren (Prorogation)®). — Richter, die in der Sache be» 
fangen erſcheinen, find laut Gefeß oder nad Ablehnung durch die Parteien 
von der Entſcheidung ausgefchlofien ”). 

Die Parteifähigkeit entipriht der Rechtsfähigkeit, die Prozeß— 
fähigkeit der Fähigkeit, ſich durch Berträge zu verpflichten (Geſchäftsfähigkeit 
des bürgerlichen Rechts). Ehefrauen find als foldhe nicht befhräntt?). In 
Streitfahen vor den ordentlihen Gerichten mit Ausſchluß der Amtsgerichte 
ift die Bertrerung dur einen bei dem Gerichte zugelaffenen Vertreter ge- 
boten (Anmwaltsprozeile)?), In den übrigen Fällen können alle prozeßfähigen 
Perfonen als Bevollmächtigte oder Beiftände auftreten!) Die Bollmadten 
müſſen fohriftlih ausgeftelt und auf Verlangen der Gegenpartei beglaubigt 
fein. Sondervollmadhten werden nicht erfordert !!). 

Im Berfahren ift der Grundfag der Mündlichleit zum volliten Siege 
gelangt. Beftinnmend mar dabei die Erwägung, daß, wenn das fehriftliche 
Berfahren größere Sicherheit und Meberfihtlichkeit gewährt hatte, dafür im 
mündlichen Verfahren nicht nur eine wejentliche Abkürzung erreicht, fondern vor 
allem die Sache über die Form, das inhaltlihe über das förmliche Recht er- 
hoben werden konnte. Die Münblichleit fordert die Unmittelbarleit der Ver: 
handlung vor dem erfennenden Richter. Die mündliche Verhandlung wird zur 
Daupthandlung, in dem der ganze Rechtöftreit fih abfpielt. Die Schriftfäge 
(Klage und Klagebeantwortung), die im preußifhen Prozeſſe die eigentlichen 
Srundlagen des Berfahrens bildeten, dienen nur noch zur Vorbereitung. Ihr 
Inhalt ift für den Richter nur infomweit maßgebend, al8 er in der mündlichen 
Berhandlung wiederholt wird. Die Eventualmarime, dur welche im fchrift- 
lichen Berfahren der vollftändige Abſchluß jedes Schriftſatzes erzielt werden 
folte, wurde damit entbehrlih und ift fortgefallen. Angriffs- und Ber- 
theidigungsmittel, Beweismittel und Beweiseinreden können bis zum Schluffe 
der legten mündlichen Verhandlung und demnähft auch in der Berufungs- 
inftanz vorgebracht werden. Die VBerbandlungsmarime ift beibehalten, erhält 
jedoch durch die richterlihe Prozekleitung die erforderliche Begrenzung !?). 


aefhäftsmäßige Bevollmächtigte und Bei⸗ 
fände (Winkelkonſulenten) können in der 
mündlihen Verhandlung zurüdgewiefen 
werden, die geihäftsmäßigen, foweit fie 


PD. 8 88—40. | 

) Daf. 8 41—49. 

) Daſ. $ 50-77; BGB. 8 1 u. 
104—115 Nicht rechtsfühige Vereine 
& 237 Anm. 42 d. W. — 3PO. 8 51, | nit von ber ee Zoeeſen 
57 u. AG. 8 23 handeln von dem geſetz- | find 8 157 nebſt Bf. 99 (IM 72); 
then u. dem amtlich beftellten Vertreter, Apterſagung des Betriebes 8 — 118 
3PO. 8 59 - 63 von der Streitgenoſſen⸗ ab. 2 
ihaft, 8 64-77 von der Betheiligung 1) A 8 80 -90; Vertretung des 
Dritter am Rechtsſtreite. Fistus ©. 85 (GES. 65) u. 2 2f. 85 

9 Daf. $ 78 u. 180%; verb. $ 137 | (IMB. 119 u. 121). 

Abf. 4 u. 141. m 3PO. 8 128165, verb. 273, 282 

*, Daf. 8 79 u. 90. — Unfühige u. , u. 5829. 


278 Rechtspflege; Bürg. Streitverfahren. 8 190. 


Um ferner den Richter möglihft auf die Rechtſprechung zu beſchränken, 
find ihm alle Gefchäfte abgenommen, die mit gleichem Erfolge von unter- 
geordneten Perfonen oder von den Parteien felbjt geführt werden können. 
Die Zuftellungen find in die Hand der Parteien gelegt (Privatbetrieb), die 
indeß vor den Amtsgerichten und in Anwaltsprozeſſen im alle der Wahrung 
einer Nothfriſt die Vermittelung der Gerichtsfchreiber in Anfprud nehmen 
fönnen. . Die Zuftellung wird durch die Gerichtsvollzieher entweder unmittelbar 
oder durch die Poft bewirkt. Zwiſchen Anwälten kann fie unmittelbar ge⸗ 
ſchehen 18). Der Regel nach erfolgt die Terminanſetzung dur den Richter, 
die Ladung durch die Parteien !*), 

Friften können auf Geſetz, richterliche Beſtimmung oder Vereinbarung 
beruhen. Sie merden unter Einrechnung des Anfangstages beredinet und 
laufen mit dem Schlußtage, foweit diefer kein Sonn- oder allgemeiner Yeier- 
tag ift, ab. Ihr Lauf ruht während der Gerichtsferien!?). Dies gilt nicht 
von den im Geſetze als ſolchen bezeichneten Notbfriften, die außerdem jeder 
Einwirkung der Parteien entzogen find!Y). Gegen Berfäumung von Prozeß» 
handlungen und Friſten findet unter Umftänden Wiedereinjfegung in den 
vorigen Stand flatt!). Ein Stillftand in dem einmal eingeleiteten 
Prozeſſe kann infolge gefetzliher Vorſchrift eintreten oder durch richterliche Be⸗ 
ftimmung oder Vereinbarung der Parteien herbeigeführt werben (Unterbrechung, 
Ausfegung oder Ruben des Verfahrens) 18). 


c) Berfahren in erfter Inftanz. 
-8& 190. 

Das erftinftanzliche Verfahren findet entweder vor dem (kollegialen) Land⸗ 
gerihte oder vor dem Einzelrichter (Amtsgerichte) ftatt ($ 174 Abſ. 5 Nr. 1). 
Im Berfahren vor den Landgerichten ift die Klage, die von einem 
beim Prozeßgerichte zugelafienen Rechtsanwalte umterzeichnet fein muß, dem 
Gerichtsſchreiber einzureihen und nah Beſtimmung bes Termins dur ben 
Präfidenten dem Berflagten zuzuftellen. Die zwifchen Zuftellung und Termin 
liegende Einlaffungsfrift beträgt mindeftens 1 Monat, in Markt- und Meß- 


u) 3PO. 8 166-207 u, (Zuftellung 
von Amtswegen ohne Zuziehung des Ge» | 249) Art. 31 auf, 2. 
richtsvoſlziehers) 208—213 u. Bf. 99 ) 3PO. 8 —20. 
(IMB. 728), erg. V0 (IMB. 564); ind u) Daf. 8 u. 888. 8 186 
bei. Zuſtellung durd Niederlegung der | bie 193. 
Schriftſtucke bei deu Polizei oder Gemeinde | 1) ZPO. 8 223 u. 224. Beifpiete in 
vorfiehern $ 182 u. IR. 80 (MB. 129, | & 339, 516, 552, 586, 958 u. 1044. 
IMB. 95), durh die Po 8 193—7 u. 1) Dar. 8 23 30-8. 
Anıv. des RpoſtA. 39 (IMDB. 722, 38. , Daf. $ 233953. — Unterbredung 
00 ©. 329). Auftellung in Konfular- durch —— $ 170 Abſ. 2 d. W. 
gerichtsbezirken G. 00 (RXGB. 213) 8 28. 


— Zuypandigten der Notare G. 99 (GS. 
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fahen 24 Stunden!) Die Klage beftimmt die Grundlage des Rechts⸗ 
flreites; durch ihre Erhebung wird die Streitfache rechtshängig ?). 

In der mündliden Verhandlung (8 189 Abf. 3) entſcheidet das 
Gericht auf Grund der Parteivorträge?!) nad freier Ueberzeugumg und zwar 
zunächſt über eima vorgebradite prozeßhindernde Einreden ?*), fodann zur Haupt⸗ 
fahe??). Der Entfheibung geht — foweit die behaupteten Thatſachen nicht 
zugeftanden oder offenkundig find) — die Beweisaufnahme voraus. Gie 
erfolgt auf Grund der zugleich mit den Behauptungen anzugebenden Beweis- 
mittel?) durch Beweißantretung der Partei oder durch Beweisbeſchluß des 
Gerichts. Sie findet regelmäßig vor dem Prozeßgerichte ftatt und bildet 
feinen felbftftändigen Abſchnitt, fondern nur einen Theil, einen Zwiſchenfall 
für das eigentliche, von der lage bis zum Urtheil ununterbrochen fortlaufende 
Berfahren?). Die Ergebniſſe des Beweiſes unterliegen der freien Würdigung 
des Nichters, der dabei durch Beweisregeln nırc wenig eingefchränkt wird 27). 

Die Urtheile find Zwiſchen- oder Endurtbeile. Letztere entſcheiden den 
Streit entweder unbedingt oder bedingt in Hinblid auf einen abzuleiftenden 
Eid. Sie entfheiden ihn ganz, oder — wenn nur Theile des Streitgegen« 
ftandes fpruchreif find — theilmeife (Theilurtheile). Die Zwiſchenurtheile be- 
ſchränken fi auf die Entſcheidung einzelner felbftftändiger Angriffs- und Ber- 
theidigungsmittel oder eines Zwiſchenſtreites. Das Urtheil wird im Termine 
oder in einem fofort und nicht Über eine Woche hinaus anzufegenden Termine 
verkündet und Daneben den Parteien auf deren Betreiben zugeftellt??). Verfänmt 
eine Partei den Berbandlungstermin, fo ergeht ein Berfäumniß- (Kontuma- 
zial-) Urtheil, in dem der nicht erfchienene Kläger abgewiefen und in betreff 
des nicht erfchtenenen Beklagten das Zugeftändnig der Hägerifchen thatfächlichen 
Anführumg angenommen wird. Gegen das Berjäumnißurtheil kann die Partei 
binnen 2 Wochen Einfprud erheben ??). 

Auf das Berfahren vor den Amtsgerichten kommen vorftehende 
Beitimmungen mit denjenigen Abweichungen zur Anwendung, welde das Ver» 


3P0. 8 253— 262. 

”) Daf. 8 268272 u. 281. 

*) Daf. 8 278, 278-80, 297, 298. 
=”) Daſ. 8 274-6. 


8 478—84, allgemeine Beeidigung von 
Sacverfländigen AB. 3 GBG. $ 86 in 
Faflung des ©. 99 GS. 249 Art. 130X 
u. Bf. 00 IMB. 48, Gebühren 8 187 


”) Daſ. 8 286. Zuläffigleit des Sühne- 
verfuches 8 296, eines vorbereitenden Ver⸗ 
De m in —*8 u. ähnlichen Sachen 

*) gpᷣo⸗ 8 288—93. — Gleiche Be⸗ 
deutung haben ze ‚ggesis vermutheten 
Thatſachen E 

*) BD. ⸗ —8 SB u. 294. — Be 
weismittel find Augenſchein (8 371, 
372); Zeugen u. Sachverſtändige ($ 287 
und 873—414, Bereidigungeperfahren 


Anm. 49 dv. W., Bernehmung Öffentlicher 

Beamten 8 195 Anm. 10); Urkunden 

(ZPO. $ 415—44, EG. $ 17) u. Eid 
). 


(Sicherung des Beweiſes) 8 485— 94. 

”) Daſ. 8 286, 287. — Die Beweis⸗ 
regeln betreffen namentlich die Beweiſe 
durch Urkunden u. Eid (Anm. 25). 

*) Daſ. 8 300 - 8329. 

») Daf. $ 330 - 347. 
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hältniß des Einzelrichters, der Wegfall des Anmwaltzmanges®) und die geringere 
Bedeutung des Streitgegenftandes mit fi bringen?!) Die Mageform ift er- 
weitert; die Klage kann ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsichreibers an- 
gebradit, in die Ladungsurkunde aufgenommen ober bei gleichzeitigem Erſcheinen 
der Parteien an einem ordentlichen Gerichtstage mündlich vorgetragen werden 2); 
bie Einlafjungsfrift ift auf 3 Tage, außerhalb des Gerichtsbezirkes auf 1 Woche 
berabgefegt??). Endlich findet gegenüber dem Parteibetriebe eine erweiterte 
gerichtliche Einwirkung ftatt, ſowohl bei den Zuftellungen‘) als in der münd⸗ 
lihen Berbandlung ®), 


d) Rechtsmittel. 
8 191. 

Die Rechtsmittel dienen zur Anfechtung richterlicher Entſcheidungen vor 
einem höheren Richter und find bei diefem anzubringen. Nicht zu den eigent- 
lichen Rechtsmitteln gehören demnach die Wiedereinfegungsanträge gegen Friſt⸗ 
verſäumniß ($ 189 Abf. 5), der Einfpruch gegen Verſäumnißurtheile (8 190 
Abf. 3) und die aus verfchiedenen Gründen behufs Wiederaufnahme eines rechts⸗ 
kräftig geichloffenen Berfahrens zugelaflenen Nichtigkeits- und Reftitutiong- 
Hagen?®), da über alle diefe Streitfragen der erfte Richter entſcheidet. Ale 
Rechtsmittel kommen fomit nur folgende in Betradit: 

1. Gegen erftinftanzlihe Urtbeile ift binnen Monatsfrift die Berufung 
zuläfftg, welche lediglich eine Wiederholung des Rechtöftreited vor einem 
anderen Richter beswedt??). 

2. Im Intereſſe der Nechtseinheit ift im gleicher Frift gegen Endurtheile 
der Oberlandesgerichte die Revision an das Neichögericht zugelaflen. 
Borausfegung iſt, daß die Verlegung eines ein größeres Gebiet um⸗ 
faflenden Gefetzes behauptet mird und. in Vermögensfachen der Werth 
den Betrag von 1500 M. überfteigt 8). 

3. Die Beſchwerde an das nächſt höhere Gericht findet gegen beftimmte, 
eine vorgängige mündliche Verhandlung nicht erfordernde Entſcheidungen 
ftatt, durch welche ein das Verfahren betreffendes Geſuch zurückgewieſen 
wird. Sie bewegt fidh in einfachen Formen und ift, abgefehen von dem 
Falle der „jofortigen Beſchwerde“, an keine Frift gebunden ®®). 


— — — — — 


” 3PO. 8 79, 83, 88, 90, 129, 166. *) ZRD. 8 545—66, EG. 8 6 u. V. 


ah Daf. 8 495—510. 793 (RB. 299), ausfhl. des 8 3 v. 
=) Daf. 8 496, 499, 500. Reichstag genehmigt Bet. 80 (R5B. 102) 
=) Daf. 5 498. u. erg. durh ©. 81(RGB. 38), 86 (RGOB. 


*) Da ar. $ 189 Abi. 4 d.W. | 207) u. 93 (RSB. 189). — ES. >. 
3PO. $ 603. GerVerfG. 8 8, 3 BGB. Art. 6. 
*) Daf. 8 578—91. ”) 3PO. 8 56776; fofortige Be⸗ 
=, Daf. 8 511 - 44. — Z. Ranzenzug ſchwerde 8 577 u. (Einzelfälle) 46, 71, 
8 174 Abf. 5 Nr. 1. 102, 105, 135, 252, 387. 
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e) Befondere Arten bes Berfahrens. 
8 199. 


Ein auferordentliches, ſummariſches Berfahren ift in der ZPO. nit 


vorgefehen, da das ordentliche Verfahren ſich vermöge feiner Dehnbarkeit den 
verfehiedenartigen Streitfa_hen genügend anpaßt. In Rüdfiht auf die Noth- 
wendigfeit einer befchleunigten Rechtshülfe oder auf die eigenthümliche Ge⸗ 
ftaltung des zur Entſcheidung ftehenden Rechtsverhältniſſes ift nur in folgenden 
Hüllen ein befonderes Verfahren zugelaflen: 


1. Im Urkunden» und Wechſelprozeſſe können dur Urkunden nad- 


mweisbare Forderungen auf Geld, auf andere vertretbare Sachen oder 
auf Werthpapiere, einfchliegli der Hypothefen-, Grund» oder Renten- 
fhuldforderungen verfolgt werden. Dem Bellagten ift dabei vorbehaltlich 
befonderer Geltendmachung anderweiter Einwendungen nur ein be- 
ſchränktes Bertheidigungsrecht eingeräumt. Der Kläger erlangt hiermit 
eine beſchleunigte vorläufige Rechtshülfe. Für Wechielllagen ift außerdem 
Die Zuftändigfeit des Gerichts des Zahlungsorte® und eine kürzere Ein- 
laſſungsfriſt vorgefehrieben*°). 


. Forderungen von Geld, anderen vertretbaren Sachen oder Werth- 


papieren, denen Gegenleiftungen nicht gegenüberftehen, einſchließlich der 
Hypothelen«-, Grund» oder Rentenſchuldforderungen können in Mahn- 
verfahren vor den Amtögerichten geltend gemacht werden. Dieſes 
Berfahren gipfelt in einem Zahlungsbefehle, den der Richter für voll 
ftredbar erklärt, wenn nidht innerhalb einer Woche Widerfprud) erhoben 
wird). Der Bollftredungsbefehl hat die Bedeutung eines Berfäumniß- 
urtheilest?). 


. In Eheſachen ift das Landgericht zuftändig und wegen des öffentlichen 


Intereſſes eine Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft zugelajien. Der 
Klage auf Scheidung ober Heritellung des ehelichen Lebens muß ein 
Sühneverfuh vor dem Amtsgerichte vorausgehen. Die Nichtigleitsflage 
kann außer den Chegatten auch der Staatsanwalt und ein betheiligter 
Dritter erheben 3). 


.Nach ähnlichen Grundfägen ift das Berfahren zur Feſtſtellung des 


Rehtsverhältniffes zwiſchen Eltern und Kindern geregelt). 


. Die Entmündigung Geiftesfranfer und Geiſtesſchwacher erfolgt auf 


Antrag der Betheiligten unter Mitwirkung des Staatsanwalts durd) 
Beſchluß des Amtsgerichte, das den Geifteszuftand von Amtswegen 


”) 350. 8 598-605. — Ueber den | ber Deffentlihleit GerBerf®. 8 171. — 


auf ühnlihen Vorausfegungen beruhenden | Die Scheidung befteht in voller Löfung 


Arreſtprozeß $ 193 Abi. 5 d. W. bes ehelichen Bandes (Eheſcheidung) oder 
a) 3PO. 8 688-708. in Aufhebung der ehelichen Seneinfgeft 
“ Dal. 8 700; 8 190 Abf. 80.%. | BGB. 8 1564-86 n. EG. Art. 1 


9 3P0. géde0, 888. — —E ) 3PO. 8640 -4. — BOB. ss ff- 
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feſtzuſtellen hat“). Das Verfahren gilt mit einigen Abweichungen für 
Entmündigung wegen Verfhwendung und Trunkſucht, die aud) von dem 
fürforgepflichtigen Armenverbande beantragt werden kann?). 


. Das Aufgebotsverfahren befteht in einer öffentlichen gerichtlichen 


Aufforderung zur Anmeldung von Anfprüden und echten mit der 
Wirkung, daß ihre Unterlaffung einen Rechtsnachtheil zur Folge hat. 
Die Belanntmadung erfolgt im Reichsanzeiger; zuftändig iſt das 
Amtsgericht““). Das Verfahren Tann für die nad Landesgeſetz zu- 
fäffigen Aufgebote Iandeögefeglich geregelt werden. In Preußen ift die 
ZPO. anwendbar, foweit dabei der Eintritt von Rechtsnachtheilen durch 
Beſchluß des Gerichts feftgeftellt werden muß *2). 


. Innerhalb der für den Abſchluß von Vergleichen gezogenen Grenzen 


können die Parteien fi dur Vereinbarung einem ſchiedérichter⸗ 
lihen Berfahren unterwerfen (Schiedövertrag). Die Entſcheidung 
erfolgt durch einen oder mehrere erwählte Schiedsrichter auf Grund der 
Ermittelung des Sachverhaltes. Der Schiedsſpruch bat die Wirkung 


eines rechtskräftigen gerichtlichen Urtheils*?). 


) 3P0. 8 64579. — BGB. 8 61. 
— Berfahrn Bf. 99 (IMDB. 388). — 
Ausfhluß der Deffentlichleit GerVerfG. 
8 172. — Begutadtung krankhafter &e- 
müthszuftände zwei 3. 87 (MB. 120). 

“ 3PO. 8 680—7 u. AG. 8 3. — 
BL. 5 62% 3. 

), Die BZuläfftgleit der Aufgebote be- 
fimmt fi nad dem BOB. u. dem HGB., 
das Verfahren regelt die ZPO. allgemein 
8 946—59, un. durch bejondere Beſtim⸗ 
mungen für Aufgebote zwecks Todeser⸗ 
klärung (BGB. $ 13—20) 8 960—76 
u. Bel. 00 (RGB. 128), Ausſchließung 
eines Grundeigenthämers (BGB. 8 927) 
8 977—81, der Hypotheken⸗ Orundſchuld⸗ 
u. Rentenfhulbgläubiger (BGB. $ 1170, 
1171) 8 982—7 u. entfpreddend der (nad 
BEB. 8 887, 1104, 1112, 1269) 
dinglich Berechtigten 8 988, der Nachlaß⸗ 
gläubiger (GGOB..8 1970) 8 989—1001 
u.der Schiffspfandgläubiger (HGB. 8 765, 
Binnenfdiff.-Ö. 98 RGB. 868 8 110) 


& 1002, 1024 Ab. 1 u. AG. At. 18. | 


Daran fchfießt fi) das Aufgebotsverfahren | 
zwecks Kraftloserklärung von Urkunden 
ZPO. $ 1008— 24. insbef. von Inhaber» 
papteren ($ 306 Abi. 3 d. W.) 8 1004-9, 
Werthpapieren mit Zinsſcheinen 8 1010-8 
u. in Betreff der Zahlungsiperre (BGB. 
$ 799 Abf. 2 u. 802) 8 1019—22, der 


Erbicheine (BGB. 3 2361 Abſ. 2, verb. 
1507 u. 2368) &. 98 (RGB. 771) 8 84. 
— Landesgefege Anm. 48. 

“, EG. 5 11 (Kaffung des ©. 98 
RGB. 333 Art. 112) m. AG. Art. 10. 
Dies gilt von Aufgeboten der Familien⸗ 
glieder bei Kamilienftiftungen 8 210 Anm. 
78 6.8. u. der Anwärter bei Yamilien- 
fideitlommiffen u. Lehen daſ. Anm. 82, 
ferner der Rurfcheine $ 312 Abf. 4 u. ber 
hinterlegten Gelder, Werthpapiere u. Koſt⸗ 
barkeiten 8 209 Abf. 2 d. W. — Nah 
Imftigen Vorbehalten (ZPO. $ 1023 n. 

1024) ift. landesgeſetzlich fir Aufgebote 
gewiffer dinglich Beredtigter (vor. Anm.) 
eine erleichterte Beröffentlihung AG. 88 u. 
für Aufgebote von Legitimationspapieren 
(BGB. $ 808 nebſtEG. Art. 102 Abf. 2) 
fowie Hypotheken⸗ Gruubfhuld- u. Renten» 
ſchuldbriefen (BGB. $ 1162) u. unbe 
fannter Wiederfaufsberechtigter bei Renten⸗ 
gütern (AS. 99 GS. 177 Art. 29 
8 11) eine folde u. eine abgelürzte Auf⸗ 
hebpuerin eingefübet worden AG. 3. ZPO. 
8 

* ZPO. 8 1025—48. Unterbrechung 
der Verjährung eines vor einem Schieds⸗ 
geriht geltend zu machenden Anfprud® 
BGB. 8 220. — Mit dem Berfahren 
vor den Schiebsmännern (8 185 Abſ. 1 
d W.) hat diefes Berfahren nichts gemein. 
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f) Zwangsvollftredung?®). 


8 193. 

Die regelmäßige Vorausfegung der Zmangsvollitredung (Exekution) bildet 
ein Urtheil, das rechtskräftig gemordend!) oder für vorläufig vollftredbar er⸗ 
klärt ift5®) und mit der VBollftredungsffaufel verfehen fein muß5%). Die Boll« 
firedung erfolgt unter Leitung der Amtsgerichte durch die Gerichtspoll- 
zieher‘t), Beim Tode des Schuldners wird fie in den Nachlaß fortgefegt®). 

Die Zwangsvollfiredung in beweglihe Sachen erfolgt durd Pfändung; 
mit diefer erlangt der Gläubiger ein Pfanbredt®). Reicht die Pfändung 
zur Sicherſtellung des Gläubigers nit aus, fo ift ber Schuldner zur Vor⸗ 
legung eines Bermögensverzeichniffes (Inventard) und zu defien Bekräftigung 
durch den Offenbarungseid verpfliäte. Im Weigerungsfalle fann er 
durch Haft hierzn angehalten werden). Die Schuldhaft ift dagegen auf- 
gehoben), Körperlihde Sachen werben dur Inbefignahme gepfändet und 
— foweit fie nicht in Geld beftehen — bis zur Höhe der fhuldigen Forderung 
im Wege Öffentlicher Verſteigerung verwerthet. Ausgeſchloſſen find die zum 
Lebensunterhalte, Erwerbe und Berufe erforderlichen Gegenftänded9), — In 
Horderungen und andere Vermögensrechte gefhieht die Vollſtreckung 
indem das Amtsgericht dem Drittſchuldner die Zahlung an den Schuldner 
unterfagt. Forderungen aus Wechſeln und anderen übertragbaren Papieren 
werden durch Inbeſitznahme der lettteren gepfändet. Bei Pfändung der For« 
derungen auf Sachen find diefe abzunehmen und gleich gepfändeten körperlichen 


Sachen zu verwerthen. 


) Deffentlich rechtliche u. fozialpolitifche 
Bedeutung in Rüdfiht auf die wirthichaft- 
fihe Erhaltung 8 171 Anm. 10 d. W. 

a, 3PO. 8 704-7. 

=), Daf. 8 708 - 21. 

”, Daſ. 8 724—49. — Vollſtreckung 
aus Urtheilen ausländischer Gerichte 8 722, 
723 u. (Oefterreih) Bf. 00 (IMB. 79), 
ans jonftigen Schuldtiteln $ 794 bis 801. 

) Daſ. 8 750—74 u. 789-953. Ein⸗ 
ftellung od. Beidräntung 8 775—8, Roften- 
tragung $ 788. 

5 Daſ. 8 779—897. 

”), Daf. 8 803-6. 

”) Daſ. $ 807 u. 899-915. Offen» 
barungseid mußerhalb des Rechtsſtreites 
8 203 Anm. 8 u. 8206 Anm. 42 d. W. 


) G. 29. Mai 68 (BGBL. 237), 5 2 
it aufgehoben EG. $ 131; Einf. in Süd» 
deutfhl. 8 6 Anm. 12 d. W. 

®) 3P0. 8 808-27; Haußgeräthe u. 


Nicht zu pfänden find die zum Lebensunterhalte und im 
Intereſſe des Berufes unentbehrlihen Bezüge ©). 


Gleiches gilt vom Ar beits⸗ 


Haushaltsgegenſtände ſollen nicht gepfändet 
werden, wenn der Erlös zu dem Werthe 
außer Verhälmiß flehen würde $ 812. — 
Betriebsmittel der Eifenbahuen Anm. 63, 
der Poften ©. 71 (ROB. 347) $ 18 
u. 20. — Unpfändbare Saden (ZPO. 
8 811, 812) unterliegen nidt dem Pjän- 
dungsrechte des Vermiethers BGB. 8 559 
u. Gaſtwirthes 704 u. gehören nicht zur 
Konkursmaſſe KonkO. 8 1 Abf. 4. 

”, 3PO. 8 828-633. Unpfändbare 
Forderungen können weder aufgerechnet 
BOB. 5 394 (Ausnahme beim Gefinde- 
iohn 3 249 Anm. 25, bei Hebungen aus 
Kranken⸗, Hülfs- u. Sterbelafien $ 345 
Anm. 26 d. W.), no abgetreten werden 
8 400. Pfändung der Schuldbuchfor⸗ 
derungen des Reiches &. I1 (RGB. 321) 
8 7 Abf. 4, des Stantes ©. 83 ES. 
120) 8 7, Abf. 4, des Dienfteintommene 
der Yuftizbeamten Vf. 86 (IMB. 192), 
der Offiziere u. Militärbeamten des Heeres 
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oder Dienftlohne, foweit nicht öffentliche Abgaben oder Jahresvergũtungen 
über 1500 M. in Frage ftehen®!). — Reicht ein abgepfändeter und hinter- 
fegter Geldbetrag zur Befriedigung der betheiligten Gläubiger nit aus, fo 
findet ein Bertheilungsverfahren vor dem Amtsgerichte ftatt®?). 

Die Zwangsvollfiredung in das unbeweglihe Bermögen er- 
ftredt fih auf Grundſtücke und ihnen gleichgeitellte Berechtigungen, auf ein- 
getragene Schiffe, auf der Hypothek oder dem Schiffspfandrecht unter- 
liegende Gegenftände und erfolgt durch Eintragung einer Sicherheitshypothel, 
durch Zwangsverſteigerung und Zmwangsverwaltung‘?). Die beiden letzteren 
ſind geſondert und, nachdem im BGB. ein gemeinſames Liegenſchaftsrecht 
geſchaffen iſt ($ 208 Abſ. 1), auch reichögefeglich geordnet). Zuſtändig iſt 
das Amtögeriht der belegenen Sache; die Zuftellungen erfolgen von Amts- 
wegen‘). Bon dem Verfahren bleiben die vor dent betreibenden Gläubiger 
eingetragenen Forderungen unberührt (fogen. Dedungsgrundfag); bei der Ver⸗ 
fteigerung wird deßhalb nur ein ſolches Gebot zugelaflen, das diefe Forderungen 
und die Koften des Verfahrens deckt (geringftes Gebot). — Auch bie 
Zwangsbeitreibung im Berwaltungswege gefchieht, wenn fie genen das un- 
bewegliche Vermögen geridhtet ift, unter Vermittelung des Amtsgerichts”). 

Die Zwangspollfiredung auf Herausgabe beftimmter Saden 
erfolgt bei beweglichen Gegenftänden durch Abnahme, nöthigenfall® unter Auf- 
erlegung des DOffenbarungseides, bei unbeweglichen durch Außerbefigfeßung. 
Handlungen find auf Koften des Schuldnerd durch einen Dritten zur be 


zwei Df. 98 (IMDB. 92 u. 230), der | außerhalb des Bollftreddungsverfahreng 

Kriegsflotte 98 (38. 496). liegende Fälle. Bearb. v. Wolff (Berl. 
“, 3PO. 8 8501 u. ©. 21. Juni 69 | 99) u. Zädel (Berl. 00. — Breuf. 

(BGBl. 242); Einf. in Süddeutfhl. 8 6 | Ausf. ©. 23. Sept. 99 (GS. 291). — 

Anm. 12 d. W.; erg. ($2) ©. 98 REB. | Koften $ 187 Anm. 40 d. W. — Frei» 

332) Art. III u. (Sicherung der Alimenten» | willige gerichtliche Derfleigerung von Grund» 

onfprüde unebeliher Kinder gegen den | ftüden & 203 Anm. 

Vater) &. 97 (RGB. 159) Art. 1. % RG. 988 Ha — Belanntmadhung 
“) 3PO. 8 872—82. ES. Art 6 u. Bf. 99 (IMDB. 790), Ge⸗ 
») 3P0 8864-70 u. BBB. 8 1147; hſtemruug u. Gebühren des Verwalters 

die Zwangsvollftredung in Privat. u. Klein» | E6. Art. 14 u. Pf. 99 (IMB. 791). 

bahnen (Bahneinheit) kann landesgeſetz⸗ “, RO. 8 44 Abſ. 1. Durch bdiefen 

ic geregelt werden 8 871, verb. 8 367 | für den Grundfrebit wichtigen Grundfak 

Abſatz 3 d. W. wird der voranſtehende Gläubiger geſichert, 
) G. u. EG. (24. März 97 RGB. | der Weberfhuldung vorgebeugt und der 

97 u. 135, mit Aenderungen gem. ©. | Schuldner vor rückſichtsloſer Ausübung des 

98 RGEB. 343 8 2) neu veröffentliht | Beitreibungsrechtes geſichert. — Der mehr⸗ 

RGB. 98 S. 713 u. (EG.) 750. Das fach beantragten Webertragung des nord- 

©. behandelt im erfien Abfchnitt nah | amertlaniihen Heimftättenrehts, das 

allgemeinen Borfäriften (6 1—14) die | einen unantaftbaren Familienbeſitz ſchaffen 

Zwangsverſteigerung ($ 15 —145) u. die | will, fteht das Bedenken entgegen, daß fie 

Zwangsverwaltung (8 146—61), im | neben Erfchütterung des Grundfredits auch 

zweiten Abfchnitt (8 16% —71) die Zwangs- | die Läffigkeit u. Unwirthſchaftlichkeit fördern 

verfteigerung von Schiffen $ 359 Anm. 89 | würde. 

d. W. u. im dritten (s 172—84) einige “8.99 (GS. 545) $ 51, 52. 
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wirfen, oder, foweit dieſes nicht möglich, ebenfo wie Unterlaffungen durch 
Geldſtrafe bis zu 1500 M. oder Haft zu erwingen®®). 

Eine vorläufige Siherungsmaßregel der Zwangsvollſtreckung bildet 
der dingliche oder perſonliche Arreft, falls es fi) um Geldforderungen handelt °P), 
und die einftweilige Berfügung, wenn eine perfönliche Leiftung oder die 
Regelung eines ftreitigen Rechtszuftandes in Frage ftebt?). 


2. Strafverfahren. 
a) Einleitung. 
8 194. 

Wie im Zivilprogefle machte fih auch im Strafprozeſſe das Bedürfniß 
geltend, die verjchiedenartigen Prozeßvorſchriften in Deutfchland einheitlich zu⸗ 
fammenzufafjen, zumal das inhaltlihe Strafrecht bereits einheitlich geordnet 
war ($ 172 Abf. 1). Die Anklageform und die Grundfäge der Mündlichkeit 
und Deffentlicjleit unter Zuziehung des Laienelementes zu dem Amte der 
Rechtſprechung waren ſchon vorher in faft ganz Deutfchland eingeführt und 
die auf den gleihen Grundfägen beruhende neue Reichsſtrafprozeß O. H, 
weldhe die landesrechtlichen Borichriften für das Strafverfahren vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten erfegte?), hat deshalb geringere Aenderungen mit ſich gebracht 
als die Ziv ProzO. Als die widtigften find die Einführung der Schöffen» 
gerichte (3 178 Abf. 2), die Zulafjung der Privat- und Nebenklage ($ 196 
Abſ. 1) und die Einſchränkung der Rechtsmittel ($ 197) Hervorzuheben. 


b) Grundlagen des Berfahrene. 
8 195. 

Die Zuftändigkeit wird fachlich durch die Gerichtsverfafiung?), örtlich 
durch den Gerichtsſtand (Forum) beftimmt. Der Gerichtsſtand der begangenen 
That ift mit dem des Wohnſitzes und dem gewöhnlichen Aufenthalt des Be⸗ 
ſchuldigten gleichberechtigt, während der Gerichtsſtand der Ergreifung nur ale 
Ausnahme Anwendung findet). Im der Sache befangene Richter find ge⸗ 
jeglih oder nad) Ablehnung dur die Parteien ausgefchlofien’). 

Die geritlihen Entfheidungen, melde in die das Hauptverfahren 
abſchließenden Urtheile und in Beſchlüſſe oder Verfügungen zerfallen, werden 


") DPD. 9 88398. 66.58 u 6. 


“) Daſ. $ 916—34. 

”) Daf. 8 985—45 u. ES. $ 16? 
(8. 98 R&B. 332 Art. II). 

) StrafPrO. 1. Feb. 77 (RGB. 
253); Einf®. (daf. 346). — Uebergangs- 
bet. &. 31. März 79 (GS. 332) $ 35 
bis 48. — Bearb. v. Lowe (jetst Helliveg, 
10. Aufl. Berl. 00). 


2) StPO. 8 1 u. 6. Landesherr u. 
landesherrlihe Familie $ 36 Abf. 18, — 
8 174 Abi. 5 Nr. 2 d. W. — Zuftändige 
feit in zufammenhängenden Strafiaden 
StPO. $ 2 bis 5 u. 13, 

) Daf. $ 7—9; verb. 8 10—21 (8 11 
erg. EG. 99 (GS. 177) Art. 85). 

5) Daſ. $ 22—32. 
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den anweſenden Betheiligten verkündet, den abwefenden zugeftellt). Die 
Friften werden nad gleihen Grundſätzen beredjnet wie im Sivilprozefle 
(8 189 Abſ. 5), jedoch durch die Gerichtsferien nicht unterbrodien”). Bei 
Verfäumung infolge unabwendbarer Anläffe kann Wiedereinfegung be- 
anſprucht werden?). 

Zur Feltftellung des Thatbeftandes dienen die Unterfuhungshand- 
(ungen. — Zeugen find in der Regel einzeln und eidli zu vernehmen, 
Landesherren und Mitglieder der landesherrlichen, der hohenzollernſchen und 
der 1866 enttbronten Familien nur in ihrer Wohnung, Minifter und Mit- 
glieder des Bundesrathes oder einer gefetsgebenden DBerfammlung nur am 
Ort ihres Sitzes oder Aufenthaltes. Von der allgemeinen Zeugenpfliät find 
Berlobte, Ehegatten und nahe Verwandte, ſowie in Rückſicht auf ihren Beruf 
Geiftliche, Vertheidiger, Rechtsanwälte, Aerzte und Beamte ausgenommen. 
Das Erſcheinen der Zeugen und die Zeugnißablegung kann durch Geld- und 
Haftftrafen erzmungen merden?),. Die vom Richter nad) Bedarf zuzuziehenden 
Sachverſtändigen erfheinen als deſſen Gebülfen!‘. Für gewiſſe Fälle ift 
richterlihe JInaugenſcheinnahme vorgefchrieben!!). — Andere Maßnahmen 
bilden die Beifchlagnahme und Durdfuhung, die Verhaftung und 
vorläufige Feſtnahme!). — Zur weiteren Aufflärung erfolgt die Ber- 
nehmung des Beihuldigten!?), dem die VBertheidigung in ausgebehntefter 
Weife und in jeder Tage des Verfahrens geftattet ift!*). 


c) Berfahren in erfter Inftanz. 
8 196. 

Das Berfahren fett eine Klage voraus, melde für deffen Grenzen be> 
ftimmend iſt. Die öffentlihe Klage wird von der Staatsanmaltfchaft mit 
der Maßgabe erhoben und vorbereitet, daß bei Gefahr im Verzuge die er- 
forderlihen Unterfuhungshandlungen vom Amtsrichter vorgenommen werden 
tönnen, und daß gegen ablehnende Beſcheide der Staatsanwaltfchaft die gericht- 
liche Entſcheidung vom Berlegten beantragt werden darf 16). Neben ber öffent- 








) SPD. 8 33—41. — Die Zuftellung | oder Sachverſtändige StMErl. 83 (MB. 
erfolgt nah den Grundfägen der ZPO. | 80), Bf. des JuſtMin. 83 (IMDB. 155) 
($ 189 Abf. 4 d. W.). Bereinfadte Zu- | und 3. 86 (MB. 181, IMDB. 137). 
ftelung Bf. 79 (IMB. 194) u. 83 m) StpPO. 8 86—93. — Verfahren 


(FJMB. 53). bei Leichenöffnungen $ 87 u. Regul. 75 
7, StPO. 842, 43; GarVerf®. 5 2021. | (IMDB. 75). 
9) StPO. 8 44—47. ) StPO. 8 94 - 132. — Die Aus 


) Daſ. 8 48-71, letzterer erg. ©. | führung erfolgt in der Regel duch die 
98 (RGB. 252) Art. II. — Gebühren | Bolizei, 8 225—227 vd. W. 
$ 70; 8 187 Anm. 49 d. W. — Zeugen» ) StPO. 8 133—136. 
vernehmung der Beamten Anm. 10. “, Daf. 8 137—150 (8 149 Abſ. 2 
StPO. 8 72-85. — Gebühren | erg. EG. 5. BGM. Art. 351), 
8 84; 8 187 Anm. 49 d. W. — Ber  Daj. $ 151—75. — Antragefiraf- 
nehmung öffentliher Beamten al8 Zeugen | thaten 8 172 Abf. 4 d. W. 
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lichen findet eine Privatklage flatt, die aber nicht jedermann (Popularklage), 
fondern nur dem Verletzten zufteht und nur für die auf Antrag ftrafbaren 
Beleidigungen und Körperverlegungen zugelafien ift?®). Der zur Privatllage 
Berechtigte kann fih dem Staatsanmwalte, wenn diefer Klage erhebt, im Wege 
der Nebenllage anfchließen. Gleiche Befugniffe haben diejenigen Perfonen, 
die durh Antrag auf gerichtliche Enticheidung die Slageerhebung wegen 
einer gegen ihre Berfon oder gegen ihr Vermögen gerichteten Handlung her- 
beigeführt haben oder zur Forderung einer Buße berechtigt find !”). 

Im Strafprogeffe ift unbefchadet der Ankflageform der Richter nicht wie 
im Bivilprogefje an die Vorträge der Parteien gebunden, fondern zu ſelbſt⸗ 
ftändiger Erforfhung der Wahrheit verpflichtet. Diefem Zwecke dient ins- 
defondere die gerihtlihe Borunterfudung, die die Trage Far ftellen 
fol, ob der Angeſchuldigte meiter zu verfolgen fe. Sie findet in Reichs⸗ 
und Schwurgerichtsſachen ftet, in Straflammerfahen aber nur auf Antrag 
der Parteien ftatt. Bei den Schöffengerichten tritt fie überhaupt nicht ein!®). 
Im alle der weiteren Verfolgung wird da8 Hauptverfahren eröffnet; der 
Angefchuldigte wird zum Angellagten!?). Die Hauptverhandlung erfolgt 
nach der erforderlichen Vorbereitung?) in unmittelbarer Gegenwart der mit- 
wirkenden Parteien und Gerichtöperfonen, des Stantsanwaltd und eines 
Gerichtsſchreibers und fegt der Regel nad aud) die des Angeflagten voraus?!), 
Der Vernehmung des leßteren ſchließt fih die Beweisaufnahme an, bei 
der Zeugen und Sadverftändige unmittelbar zu vernehmen und Urkunden 
zu verlefen find 22). Hieran reihen fi die Schlußvorträge des Staats- 
onmwalts und des Angefchuldigten, mobei diefem das legte Wort gebührt?°). 
Das Urtheil wird nad) freier, aus der Verhandlung gefchöpfter Ueberzeugung 
gefällt. Es lautet auf DVerurtheilung, Freifpredung oder — wenn e8 bei 
Antragsftrafthaten an dem Antrage fehlt — auf Einftellung des Berfahrene. 
Das Urtheil nebft Gründen ıft am Schlufje der Verhandlung oder fpäteftens 
eine Woche darauf durch Verlefung der Urtheilsformel und Eröffnung der 
Urtheilsgründe zu verkünden‘). Die Entfheidungen erfolgen durch Stimmen- 


— 


*) ZPO. 8 414—434. — StGB. ! u. fhriftlicher Borunterfuhung verbundenen 
8 185—187 u. 223 nebft $ 195 u. 196. | franzöfiichen Verfahren. 


— Borheriger Sühneverfuh $ 185 d. W. ” SO. $ 196—211 u. 155. 
”, StPO. 8 435-446. — StGB. », Daſ. 8 212-224. 


j — 5 176—195. — In be „2 Dal. 9 95586. 

. —19. — Sn ber ” 
dabei dem Staatsanwalte wie dem Be- RL Daf. $ 237256. 
fhuldigten eingeräumten Befugniß zu ) Daf. 8 257, 258. 
felbfithätiger Mitwirkung betritt die StPO. ”) Daf. 8 259—268 u. 275. — Be 
einen Mittelweg zwiſchen dem aud in der | fchluß der Unzuftändigfeit $ 269 u. 270. 
Borunterfudung von dem Srundfage der | — Protofoll über die Haupwerhandlung 
Deffentlileit und Mundlichkeit geleiteten | $ 271-274 u. Bf. 85 (IMDB. 359). 
engliihen Prozeffe u. dem mit geheimer 
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mehrheit; nur die dem Angeflagten nadtheiligen, die Schuldfrage betreffenden 
erfordern eine Zweidrittelmehrheit2®). 

Die Hauptverhandlung vor den Schwurgeridten ($ 177 Abſ. 4) be 
ginnt mit der Bildung der Gefhworenenbant und der Beeidigung der 
Gefhworenen?). Den Parteivorträgen geht die Frageftellung bes Gerichts 
an bie Geſchworenen voraus, weldhe deren Entſcheidung auf die mit „Ia” odex 
„Nein“ zu beantwortende Schuldfrage beſchränkt?). Die Entſcheidung (Sprud) 
erfolgt nach einer Belehrung durch den Gerichtsporfigenden in abgefonderter 
Berathung. Die Schuldigſprechung fordert gleichfalls eine Zweidrittelmehrheit??). 
Auf Grundlage des Spruches fällt das Gericht fein Urtheil??). 

Segen Abmwefende Tann eine Hauptverhandlung nur wegen folder 
Handlungen ftattfinden, die mit Einziehung oder Geldftrafe bedroht ſind ꝰ0). 
In allen anderen Fällen ift nur ein Berfahren zur Sicherung der Beweiſe 
zuläffig; aud kann an Stelle der Verhaftung das inländiihe Vermögen be» 
ſchlagnahmt werden ??). 


d) Rechts mittel. 
8 197. 

Rechtsmittel") Tönnen von dem Staatsanwalte, wie von dem Be- 
ſchuldigten oder defien gefeglihen Bertreter oder dem Ehemanne eingelegt 
werden®®). Gleiches gilt von der in beftimmten Fällen grober Rechtsverletzung 
zugelafienen Wiederaufnahme eines duch rechtskräftiges Urtheil 
gefhloffenen Verfahrens) Die dabei freigefprodhenen oder mit ge- 
ringerer Strafe belegten und die von diefen zu unterhaltenden Perfonen Fönnen 
Entfhädigung aus der Staatsfafie beanfprudhen 5). — Als eigentliche Rechts⸗ 
mittel fommmen folgende in Betradt: 

1. Die Berufung (Appellation). Diefe bezwedt eine Wiederholung der 
Berbandlung in ihrem ganzen Umfange. Sie erſcheint mit dem Grund⸗ 
fage der Mündlichkeit und freien Bemeiswürdigung nicht wohl vereinbar 
und ift deßhalb nur gegen Urtheile der Schöffengerichte zugelafien. Die 
Einlegungsfrift beträgt eine Wode??). 

2. Die Revifion beſchränkt fih auf die Frage der Gefesverlegung und 
läßt die thatfählihe Würdigung, welde der Straffall beim erſten 
Richter gefunden hat, unangetaftet. Sie findet gegen Urtheile der Land⸗ 





=, GerVerfG. 8 198; StPO. 8 262. =) Begriff $ 191 d. W. — Inſtanzen⸗ 
”) Daf. 8 276-289. N 8 174 Abſ. 5 Nr. 2, 


") Daf. $ 299-299. Sr g 306246 

„) Daj. $ 800-313. =) G. W. Mai 98 (RB. 845), im 
) Daf. 8 314—317. den Ronfulargerichtsbezirken anwendbar ©. 
”) Daf. 8 318—326. 00 (RSB. 218) 8 71 


") Daj. $ 827—837. ”, StPO. $ 354378. 
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gerichte (Straflammer) und Schwurgerichte ftatt. Die Frift für die 


Einlegung beträgt gleichfalls eine Woche ?”). 


3. Die Beſchwerde richtet fih nur gegen Beſchlüſſe und Berfügungen. 


Sie geht an das nächſt höhere Gericht und ift abgefehen von den Fällen 
der „fofortigen Beſchwerde“ an feine Frift gebunden ®®). 


e) Befondere Arten des Verfahrens. 
8 198. 


Neben dem ordentlichen fommen in folgenden Fällen befondere Arten bes 


Berfahrens zur Anwendung: 


l. 


durch amtsrihterliden Strafbefehl können für Uebertretungen 
und mit höchſtens 3 Monat Gefängnig oder 600 M. Strafe bedrohte 
Bergehen??) Strafen bi 150 M. oder 6 Wochen nebft etwa verwirfter 
Einziehung feftgefeßt werden (Mandatverfahren). Im Falle des Ein- 
ſpruches enticheidet das Schöffengeriht im gewöhnlichen Verfahren *). 


. Letzteres gilt aud beim Einſpruche gegen polizeilihe Strafver- 


fahren). 


. Bei Zumwiderhbandlungen in betreff der dffentlihen Abgaben 


und Gefälle ift unbeſchadet des Antrages auf gerichtliche Entſcheidung 
ein Derwaltungsitrafverfahren zugelafien, aud die Verwaltungsbehörde 
zur eigenen Berfolgung im gerichtlichen Verfahren ermächtigt 2). 


. Für Forft- und Feldrügeſachen können die Landesgeſetze ein be⸗ 


fonderes Berfahren und die Verhandlung ohne Schöffen anordnen*?). 


. Gegen ausgewanderte Wehrpflihtige ift als Ausnahme des 


oben ($ 196 Ab. 4) erwähnten Grumdfages ein Ungehorfamsverfahren 
zugelaflen “). 


. Ein befonderes Berfahren findet endlich bei felbftftändig erfolgender 


Einziehung einzelner Gegenftände*), fowie bei Bermögens- 
befhlagnahmen“®) ftatt. 


”) Daſ. $ 374—398. 

Daſ. $ 346353. Küälle der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde 8: 28, 46, 122, 209, 
270, 412, 463 u. 

” GerVerf. 8 in 2. 

EBD. Hi 447—45% u. (Formulare) 
Of. 84 (IMDB. 260). 

) StPO. r 453—458; EG. 869 u. 
8 5. — Polizeiliche Strafverfügungen 
8 228 d. W. | 

) SPD. 8 459—469 u. ES. $ 63. 
— Berfabren bei Steuern 8 136 Abf. 6 

Que de Grais, Handbud. 14. Aufl. 


u. 8 150 Abfaß 4 d. W., bei Poftgefällen 
$ 371, insbef. Anm. 20. 

=, 8. 8 3 Abf. 3; Verfahren bei 
Feld» u. Sorftfreveln en Forſtdiebſtahlen 
8 831 Abſ. 4 u. 8 d 

“ SD. 8 170-476: vgl. SSL. 
8 140— 143 u. 8608; Bf. 80 (MB. 104) 
u. 92 (IMDB. 65). 

SPD. 8 477-479; StGB. 8 42 
u. Nachdrucks. 70 (ROB. 339) $ 21, 
22 u. 25. 


 EPO. 8 480, StGB. 8 93 u. 140. 
19 
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f) Strafvoliftredung und FKoften. 
8 199. 

Die Bollftredung erfolgt nad beſchrittener Rechtskraft durch die 
Staatsanwaltfhaft ausfchlieglih der Amtsanwälte. Das Begnadigungsrecht 
fteht dem Landesheren, in bezug auf erftinftanzliche Entſcheidungen de Reichs⸗ 
gerichtd dem Kaiſer zu”). Im Preußen darf der Juſtizminiſter bei ſolchen 
zu Freiheitsſtrafen verurtheilten Perfonen, für die bei längerer guter Führung 
eine Begnadigung in Ausfiht genommen werden fann, die Strafvollftredung 
ausfegen. Died gilt insbefondere für bie erfimalig, zu weniger als ſechs 
Monaten verurtheilten Perſonen unter 18 Jahren). 

Die Koften find im Falle der Verurtheilung vom Angellagten, im alle 
der Freilprehung von der Staatslaffe oder von dem Privatlläger zu tragen. 
Bei Anzeigen, die wider befleres Wiſſen oder fahrläfftger Weile gemacht find, 
fönnen fie aud dem Anzeigenden auferlegt werden. Bei Antrageftrafthaten 
fallen die durch Zurücknahme erwachſenden Koften dem Antragfteller zur Laft*?). 
— Transport- und Haftloften kommen als baare Auslagen in Anſatz 0). 


3. Ronkurs. 
8 200. 

a) Einleitung. Zmed des Konkurſes ift die ausſchließliche und gemein⸗ 
ſchaftliche Befriedigung einer Mehrheit von Gläubigern. aus dem Bermögen 
eines zahlungsunfähig gewordenen Schuldners. 

Auch Hier hat das Intereffe des Verkehrs eine einheitliche Regelung 
im Reiche herbeigeführt‘). Die Rechtsſicherheit Hat dadurch erheblich ge- 
wonnen, zumal dabei nad) Vorgang der preußifchen Konkursordnung (1855) 
die zahlreichen und verwidelten Vorrechte befeitigt wurden, die im gemeinen 
deutfchen Prozeſſe das Berfahren erſchwerten und verzögerten. 

Geſchichtlich Hatte fi der Konkurs, der vorzugsmeife bei Kaufleuten 
eintritt, zunächſt nur für diefe ausgebildet. So erſcheint er als Falliment in 
den Staaten des Mittelalters, zuerft in Italien. Diefe Beſchränkung hat in- 


— Feſtſetzung und Einziehung der Trans⸗ 
portloften in Hannover u. Heflen-Raffau 
Reg. 71 (MB. 346), no gültig Bf. 81 


m) SPD. 8 481-495 u. Bf. 79 
(IMDB. 287). 

“ AE. 95 (IMDB. 348). Die Maf- 
Anm. 8 d. W. 


regel bildet einen Verſuch auf dem Wege 
zur bedingten Verurtheilung, wie fie 
vor 20 Jahren in Maſſachuſſets und fpäter 
in England, Belgien u. Norwegen zur Hülfe 
für die Berurtheilten u. Erjparung von 
Bollftredungstoften eingeführt worden ift. 

” SO. 8 496-506. Koftenfähe 
$ 187 Anm. 50 d. ®. 

2, GHerKoft®. 98 (RGB.659) $797u.8, 
GebO. 98 (KOB. 683) $ 137, pr. Ger⸗ 
Kot. 99 (GS. 326) $ 1188,9 u. 140. 


(MB. 82 ©. 35). — 8 224 

) Konkurs O. (10. Feb. 77 RGEB. 
351, mit Aenderungen ©. 98 RGB. 
230, gem. ©. v. demf. I. REB. 342 
$ 1) in neuer Faffung u. Paragraphen- 
folge veröffentliht 98 RGB. 612; Ein- 
führungsgefete 10. Feb. 77 (HGB. 390) 
u. 17. Mai 98 (RGB. 248). — Preuß. 
Ausb. 6. März 79 (SS. 109. — 
Bearb. v. Sydow (8. Aufl. Berl. 99) u. 
Kurlbaum (6. Aufl. Berl. 00). 
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deß ihre Bedeutung verloren, feitdem der Kaufmannftand aus feiner früheren 
Abgeſchloſſenheit Herausgetreten if. In der neueren Gefebgebung ift fie 
deshalb großentheils befeitigt?). Auch die noch in dem preußiſchen Geſetze 
feftgehaltene Scheidung zwiſchen kaufmänniſchem und allgemeinem Konkurſe ift 
von der deutſchen Konkursordnung verlafien. 

Im Begriffe ſteht der Konkurs dem Streitverfahren am nädften, ins- 
befondere der Zwangsvollſtreckung. Er ift deshalb als ein gemeinjchaftliches 
Beitreibungsverfahren bezeichnet worden. Andererſeits erfheint in ihm mit 
dem förmlichen Rechte, auf das der Prozeß fi beſchränken kann, auch das 
inhaltliche Recht eng verbunden. Ferner fehlt dem Konkurſe die Eigenfchaft 
eines eigentlichen Rechtöftreites, in dem Parteien einander gegenüberftchen. 
Beide Umftände verleihen ihm ein eigened Gepräge und weiſen ibm feinen 
Platz zwifhen dem Prozeffe und der freiwilligen Gerichtsbarkeit an. 

Die Konkursordnung erhält neben dem Konkursrechte (b) und dem 
Konkursverfahren (c) befondere Strafbeftimmungen, mittelft derer fowohl 
der betrügerifche und der einfadhe (Leihrfinnige) Bankerott, als jede abſichtliche 
Berfürzung der Gläubiger bedroht ift?). 


8 201. 


b) Durch das Konkursrecht werden die Anſprüche der Konkursgläubiger 
an die Konkursmaſſe näher beftimmt. Die lettere umfaßt das gejammte 
zur Zeit der Konkurseröffnung dem Gemeinfhuldner gehörende Bermögen, 
foweit dieſes der Zwangsvolfiredung unterliegt. Auch das Gefammtgut bei 
der ehelichen Gütergemeinſchaft gehört zur Konkursmaſſe“). Konkurs⸗ 
gläubiger find alle, die zur Zeit der Konkurseröffnung einen begründeten 
perfönlichen VBermögensanfprud gegen den Gemeinjhuldner haben. Ihr 
gleiches Intereſſe bedingt eine Gemeinfchaft, die in dem gemeinfamen Anſpruche 
auf gleihmäßige Befriedigung Hervortritt?). Mit der Konkurseröffnung 
geht das Verfügungs⸗ und Berwaltungsredt von dem Gemeinſchulder auf 
einen Konkursverwalter über‘). Gleichzeitig erleidet erfterer in Ausübung feiner 
bürgerlihen und politiihen Rechte mehrfache Einfchränkungen?). 


) Norbamerifa 1867, England 1869, 
Dünemart 187%. — In Frankreich hat 
fh diefe Beſchränkung — welde den Kon- 
furs in den code de commerce verweiſen 
ließ — bis heute erhalten. — Deutid- 
land, welches ſchon feither dem Konkurſe 
feine Stelle im allgemeinen Prozeſſe an- 
gewieſen hatte, ift dagegen vor dieſer be- 
ſchrünkteren Auffaffung bewahrt geblieben. 

2) KonkO. $ 239—244, ES. 77838. 

9 KontO. $ 1, 2. — 8 193 Anm. 
59» 8. 


5) KontO. 8 3, 5, 12—15. 

® Daf. 8 6-11. — Wirkung d. Er- 
Öffnung auf Verjährung u. Miteigenthuni 
5 16. 


?), Er verliert das Wahlrecht zum Reichs⸗ 
tage ($ 17 Abf. 2 d. W.), das Bürger- 
recht (8 79), die Fähigkeit zum Schöffen, 
Geſchworenen und Handelsrichter (8 177 
Abf. 2 u. 4, $ 178 Abſ. 2), Bormunde 
($ 205 Abi. 3) m. Handelskammer⸗, 
Sandwerferfammer- oder ſtimmberechtigten 
Funungsmitgliede ($ 352 Abi. 3 u. $ 343). 
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Die vor der Konfurseröffnung eingegangenen Rechtsgeſchäfte 
oder vorgenommenen Rechtshandlungen des Gemeinfhuldners®) unter» 
liegen der Anfehtung, wenn dadurd einzelne Bermögensftüde unrechtmäßig 
der Mafle entzogen find?) Nach gleichen Grundfägen ift die Anfechtung 
außerhalb des Konkurſes geregelt!?). Gegenftände, die fih im Ber- 
mögen des Gemeinſchuldners befinden, ohne diefem zu gehören, unterliegen der 
Ausfonderung und Herausgabe an die Bereitigten!!), Bon hervor- 
ragender Bedeutung find dabei die Anſprüche der Ehefrau, denen gegenüber 
die Gläubigerfhaft neben dem Anfechtungsrechte durch die weitere Vorſchrift 
geſchützt ift, daß erftere die von ihr während der Ehe erworbenen Gegenſtände 
nur in Anſpruch nehmen kann, wenn fie nachweiſt, daß fie nicht mit Mitteln 
des Gemeinfhuldners erworben find 12). 

Aus der fo umgrenzten Konkursmaſſe findet die Abfonderung der» 
jenigen Gläubiger ftatt, die einen Anfprud auf beftimme einzelne Vermögens. 
ftüäde geltend machen können, wie die Realgläubiger in betreff des unbeweglichen 
Vermögens ($ 193 Abf. 3) und die Fauftpfandgläubiger in betreff der Fauft- 
pfänder!?). Hiernach dürfen die zur Aufredinung befugten Gläubiger ihre 
Forderungen außerhalb des Konkursverfahrens geltend maden’). Sodann 
folgen als Maffegläubiger Diejenigen, deren Anſprüche erſt nad der 
Konkurseröffnung in bezug auf die Konkursmaſſe entflanden und deshalb 
vorweg aus diefer zu befriedigen find?) Den Schluß bilden die auf das 
Konkursverfahren felbft angewiefenen Konkursgläubiger, die ihre Be— 
friedigung nadeinander in 6 Klaſſen und innerhalb diefer gleihmäßig nad 
Verhältniß der Beträge erhalten ?9). 


$ 202. 

c) Für das Konkursverfahren ift das Amtsgericht zuftändig, bei dem 
der Gemeinſchuldner feinen Gerihtsftand hat!T). Diefes ernennt den Konkurs⸗ 
verwalten 18), während als Vertreter der zw mefentlich jelbftftändiger Geltung 
gebrachten Gläubigerfhaft der Gläubigerausſchuß 19) und die Gläubigerver- 
fammlung berufen ſind?0). 

Die Eröffnung des Verfahrens erfolgt im Falle der Unfähigkeit zur 
Zahlung fälliger Beträge auf Antrag des Gemeinfchuldners oder eines 


) Kontd. 8 17—28. briefgläubiger der Hypothekenbanken &. 99 

9) Daſ. $ 29-42. (RGB. 375) 8 35; verb. 8 43. 

», G. (21. Juli 79 RGB. 277, mit , KontkO. S 53—6. 
Aenderungen ©. 98 RGB. 248 Art. VII,  Daf. 8 57—60. 
gem. ©. v. demſ. T. ROB. 342 8 1) “ Daſ. $ 61—70;5 AS. 8 8—11. 
neu veröffentliht 98 ROB. 709. ) KontO. 8 71—7. 

4) KonkO. 8 43—6.  Daf. 8 78-86. 

2, Daf. $ 45. ”, Daf. 8 87—92. 

) Daf. 8 4, 47-52; EG. 98 Art. III; *) Daf. $ 93—9. — Stellung des 
AB. 8 6 u. 7. — Vorrecht der Pfand» Gemeinſchuldners 8 100, 101. 
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Glaubigers durch Beſchluß des Gerichts?). Das Berfahren beginnt mit der 
Ermittelung und Feftftellung der Theilungsmaffe) und der Schulden- 
maffe??) (Aktiv- und Paffivmaffe) und endet durch VBertheilung, Zwangs⸗ 
vergleich oder Kinftellung des Verfahrens. Die Bertheilung wird in 
Hunderttheilfägen der Forderungen ausgedrüdt und erfolgt, fobald ausreichend 
baare Maſſe vorhanden ift, oder ihre Verwerthung beendet oder etwa zurück⸗ 
behaltene Beträge der Maſſe frei geworden find (Abſchlags⸗, Schluß⸗ oder 
Nactragsvertheilung) *). 

Schneller und einfacher führt der vergleichsweiſe Abſchluß des Verfahrens 
zum Ziele, durch den gleichzeitig die beijere Ausnutzung ſchwer verkäuflicher 
Gegenftände und der Ermerböthätigfeit und Geſchäftsverbindungen des Ge- 
meinfhuldners ermöglicht und das Eintreten Dritter für ihn angebahnt wird. 
Das Geſetz läßt deshalb unter Genehmigung des Gericht! auch einen 
Zwangsvergleich (Afford) zu, fobald die Mehrzahl der Gläubiger mit 
einer Dreiviertelmehrheit der Forderungen ſolchen beichließt*d). — Die Ein- 
ftellung des Konfurfes erfolgt, wenn alle Betheiligten zuftimmen oder die 
Maſſe ſich als zu unbedeutend herausftellt 2°). 

Befondere Beftimmungen gelten für das Konfursverfahren über: 

1. Aktiengeſellſchaften, Kommanbditgefellfhaften auf Aktien und offene 
Handelsgefellfhaften, für die da8 Verfahren außer im Falle der Zahlungs⸗ 
unfähigfeit auch bei Ueberſchuldung eintritt 2”), 

2. der Nachlaßkonkurs, der gleichfalls die Ueberſchuldung voransjett?®), 

3. das inländiſche Vermögen eined im Auslande in Konkurs gerathenen 
Schuldners ??). 


V. Freiwillige Gerichtäbarteit. 


1. Einleitung. 
8 203. 

Zur Verhütung von NReditftreitigleiten find gewiſſe Rechtsgeſchäfte und 
die Rechtsangelegenheiten gewiſſer Perfonen einer theils nothwendigen, theil® 
in das Ermeſſen der Parteien geftellten amtlihen Mitwirfung unterworfen. 
Obwohl diefe Geſchäfte nur theilmeife den Gerichten übertragen find, auch die 


2) Daf. $ 102 - 16; AB. 8 12—14. au für juriſtiſche Perfonen ($ 287 Abi. 2 


=) KonkO. 8 117—37. W.) u. für Vereine, die als folde ver- 
) Das. 8 129 a8, ® Hiagt werben können KonkO. 8 213, ferner 
*) Daf. 8 149—72. für Geſellſchaften mit befhräntter Haftung 
*) Daf. $ 173—201. &. 98 (RGB. 846) 8 63, — Ge⸗ 
=), Daf. 8 202—6. noſſenſchaften G. 98 Köv. io 8 98 
”) Daf. 8 207—12 u. 244 nel HGB. | 5is 118. 


& 1312, 144, 240 Abſ. 2, 29% Abf. 13 
u. 8258. — Die Vorfchriften über Altien- 
geſellſchaften (KonkO. 8 207, 208) gelten | 


=) KonkO. 8 214— 86. 
=”) Daf. $ 237, 238. 
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neuere Gefegebung die Gerichte möglihft auf die eigentliche Rechtſprechung 
zu beſchränken fucht (8 189 Abf. 4), wird dieſe Thätigleit doch als frei- 
willige oder nit ftreitige Gerichtsbarkeit bezeichnet. Der Grund 
für die amtlide Mitwirkung liegt entweder in der Wichtigkeit und Schiwierig- 
keit der Rechtshandlungen oder in der Unfähigkeit der handelnden Berfonen. 
Für die inhaltlich im BGB., im HGB. und in den fonftigen Reichs⸗ 
gefegen geregelten Gebiete if" auch das Verfahren in Angelegenheiten -dex 
freiwilligen Gerichtsbarkeit einheitlih im Reiche geordnet morden!). 
Die allgemeinen Vorſchriften über Rechtshülfe, Zuftändigkeit, Beweisaufnahme, 
Friften und Befchwerden entſprechen in der Hauptſache den für den Zivilprozeß 
gegebenen ($ 189 und 1919). Die Ablehnung eines Richters ift jedoch aus⸗ 
geſchloſſen; auch find die Gerichtsferien auf das Verfahren ohne Einfluß; die 
Richter verfahren von Amtswegen?). Die einzelnen Borjchriften betreffen 
den Berfonenftand (Nr. 2), die Vormundſchaft (Nr. 3), die Nachlaßſachen 
(Nr 4), die gerichtlihen und notariellen Urkunden (Nr. 5), die Grundbuch⸗ 
ſachen (Nr. 6), Hinterlegung (Nr. 7) und die Stiftungen, Familienfideikommiſſe 
und Lehen (Nr. 8). Für Perfonenftand und Grundbuchſachen find befondere 
Keichögejege ergangen, die Hinterlegung, Familienfideikommiſſe und Lehen find 


dagegen der Landesgeſetzgebung belafjen®). 
Für die Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit find regelmaßig die 


Amtsgerichte zuftändig®). 


) EG. 3. BEB. 8 1.— RG. über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit (17. 
Mai 98 RGB. 189, mit Aenderungen, 
gem. G. 88 RGOB. 342 8 2) neu ver⸗ 
öffentliht 288 ROB. 771. — Zur Er- 
gänzung u. Ausführung (RGB. 8 200 

Abſ. 1) u. zur Regelung der durch die 
Reichsgeſetzgebung nicht berührten Gebiete 
erging das preuß. AG. 21. Sept. 99 
(88. 249). Bearb. v. Birkenbihl (Berl. 
00) u. Rausnitz (desgl.). 

FrGerG. 8 1-34, 194, 199. Die 
Vorſchriften gelten im Wefentlihen auch 
für die durch Landesgeſetze den Gerichten 
überwiefenen Geſchäfte AG. Art. 1 u. 
(Beihwerde) 3-6; über die weitere Be- 
ſchwerde entſcheidet das Kammergericht 
Art. 7, 8; Koſtenpflicht Art. 9—14; ge⸗ 
ritliche Smangsgewalt Art. 15-17. 

’) Außerdem werden geregelt Handels⸗ 
ſagen ($ 353 Anm. 14 u. 16 d. W.) 
568. $ 1825-58 u. AG. Art. 29, 30, 


Für die Beglaubigung von Unterfchriften und die 
Beurkundung von Rechtsgeſchäften find daneben die Notare beftinmt. 
ſprünglich wurden fie vom Reiche beitellt®). 
richtung in den einzelnen Landesherrſchaften verfchieden. 


Urs 
Später entwidelte ſich die Ein- 
In Preußen, wo fie 


Bereinsfahen (8 237 Abf. 2 d. W.) FGG. 
8 159, 160, die Güterregifter $ 161, 162, 
(Führung der Vereins⸗, Genoſſenſchafts⸗ 
Handels⸗ u. Güterredtsregifter AS. Art. 
29, Beft. u. Vf. 99 38 438 u. IMB. 
302, nebft $ 810 Anm. 103 d. W. Ueber⸗ 
tragung der Regifterführung für benachbarte 
Amtsgerichte auf das Amtsgericht I in 
Berlin Bf. 99 IMDB. 560), Schiffspfand⸗ 
reht ($ 359 Anm. 39 d. W.) FGG. 
8 100—24, Offenbarungseid Unterfudung 
u. Benvahrung von Saden u. Pfand⸗ 
verfauf 8 163—6 u. freiwillige gerichtliche 
Verfteigerung von Grundſtücken AG. Art. 
66—76, verb. 31, 33 u. 38 u. FEG. 8181. 

568. 8 85, 65, 69, 72, 125, 
145 u. 167 Abi. 1. — Belondere Zu⸗ 
ftändigleit der Dorfgerichte, Gemeindevor- 
fände u. Ortsbehörden (AG. Art. 104 
bis 27) 8 1807 b. W. 

5) Reichs⸗sNotariatsO. 1512. 
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bereits 1880 bis auf die Oberlandesgerichtsbezirke Celle und Köln einheitlich 
geftaltet war, ift fie jegt für den ganzen Staat gleihmäßig geordnet morden®). 
— Die Notare, die zum Nichteramte in einem Bundesſtaate befähigt fein 
müffen, werden vom Yuftizminifter unter Zuweiſung eines Anitsbezirks auf 
Lebenszeit ernannt; die Ernennung eines Rechtsanwalts zum Notar kann für 
die Dauer feines Hauptamtes erfolgen’), Die Notare find Staatsbeamte, 
zählen zu ben nichtrichterlichen Juſtizbeamten ($ 181) und ftehen unter der 
Aufficht des Suftizminifters, der Oberlandes- und der Landgerichtspräfidenten?). 
Die Zuftändigkeit beftimmt ſich nad den allgemeinen Vorſchriften?). Die 
Notare beziehen für ihre Thätigkeit Gebühren, die nad) dem Werthe des 
Segenftandes bemeflen werden !?). 


2. Berfonenftand. 
8 204. 

Während früher die Beurkundung des Perjonenftandes regelmäßig im 
Anfchluffe an die von den Neligionsparteien damit verbundenen Handlungen 
vor fi ging, Hat in neuerer Zeit die felbftftändige und ſtaatsrechtliche Be⸗ 
deutung, welche diefer Beurkundung beimohnt, zu ihrer Uebertragung auf 
bürgerlie Behörden geführt. Sie erfolgte in Preußen 1874 unter Ein: 
wirfung der firdlihen Wirren ($ 277) zugleih mit der Einführung der 
obligatorifhen Zivilehe. Das preußifhe Geſetz hat nad kurzer Geltung 
einem Reich sgeſetze Play gemacht, das durch die neuere Gerichtögefeßgebung 
mehrfach ergänzt und bezüglich des Eheſchließungsrechts unter Aufrechterhaltung 
des grundſätzlichen Standpunkte ganz umgeftaltet worden ift?!). 


) A®. Art. 77—103. EG. z. BGB. Art. 3817; vereinfachtes 


) Daſ. Art. 77—80. 

) Daſ. Art. 81 Abſ. 1, StGB. 8 31 
Abſ. 2 u. 359; Nebenämter AG. Art. 82, 
Pfliht zur Amtsverfhiwiegenheit Art. 90 
u. StB. 8 200 zur Stempelverwendung 
$ 64 Am, 23 5 151 Abi. 3 u. 8 158% 
Abf. 4 d. — Auffidt u. Disziplinar- 
verbältniß : 194 u. 103, ©. 79 
(8S. 845) $ 21—24, ferner 8 66 Ann. 
1 d. W. — Anteftellung Bf. 99 (IMB. 


). 

) AG. Art. 88; in Betradt kommen 
insbef. Nachlaßſachen u. Beurfundungen 
(% 206 u. 107 0. W.), Siegelungen Art. 
87, Wechſelproteſte WechſelO. 69 (BGBl. 
382 ) At. 87; Bollfiredbarleit der 
Notariatsurtunden 3PO. 8 797 Abf. 2; 
Geſchäftsbetrieb A®. Art. 95, 96, Ber- 
tretung u. Verwahrung der Bapiere beim 
Ausiheiden Art. 97—103. — Cuts 
ſprechende Zuftändigkeit der Konfuln KonſG. 
67 (BEBL. 187) 8 16, 17 u. 17a 


Berfahren in den Schubgebieten ©. 00 
(RED. 813) 8 68. 

2, GebO. (25. Juni 95 88. 256, mit 
Aenderungen AB. Art. 134, gem. Art. 
135) neu "Deröffenttid 99 GS. 374. Die 
Gebühren verjähren in 3 Jahren BGB. 

196 15 


1) —— 6. Feb. 75(RSB. 
23), erg. EG. 3. BOB. Art. 46. Ausf.- 
Anw. mit Formularen 99 (RGB. 225). 
Einführung in Helgoland B. 99 (RGB. 
675). — Zuftländige Behörden PS. 8 84 
u. Bel. 99 (MB. 189%. — Abgefürzte 
Negifterauszüge in Angelegenheiten der 
Kranktenverfiherung 3. 93 (MB. 236), 
der Wittwenverpflegungsanflalt u. der 
Ruappfchaftslafien 3 Bf. 99 (MB. 104). 
— Mittheilung der Todtenliſten an die 
Erbſchaftsſteuerämter ©. 91 (868. 78) 
8 31, 3. 73 (MB. 74 ©. 24) erg. Bi. 
87 (MB. 203) u. 00 (MB. 189) umd 
an die Ortspolizeibehörden und Staates 
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Die Beurhmdung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle erfolgt aus- 
Shlieglih dur Standesbeamte mittelft Eintragung in die vorgefähriebenen 
Geburts⸗, Heirathd- und Sterberegifter. Die Eintragung geſchieht Toftenfrei. 
Die Beamten werden vom Staate für beftimmte Bezirke beftellt. In Bes 
zielen, die den Bereich einer Gemeinde nicht überfchreiten, werden die Standes⸗ 
amtsgeſchäfte regelmäßig dur den Vorſteher oder einen von der Gemeinde- 
behörde mit ftaatlicher Genehmigung angeftellten Beamten verfehen. Geiftliche 
find nicht zu beftellen, Gemeindebeamte dagegen zur Uebernahme des Amtes 
verpflichtet 12). Die Koften tragen regelmäßig die Gemeinden, denen auch 
etwaige Gebühren und Strafen zufließen!?). Die Auffiht führt in Land» 
gemeinden der Landrath als Borfigender des Kreisausſchufſſes (S 78 Abi. 6), 
in Stadtgemeinden der Regierungspräfident!*); die Anmeifung zur Vornahme 
einer abgelehnten Amtshandlung, die Berihtigung der Regiſter und die Auf⸗ 
bewahrung der jährlich einzureidenden Abjchriften (Nebenregifter) erfolgt indeß 
durch die Gerichte??). 

Geburten find innerhalb einer Woche, die Vornamen der Geborenen 
binnen zwei Monaten anzuzeigen. Verpflichtet zur Anzeige find der Vater, die 
Hebeamme, der Arzt, jede andere zugegen geweſene Perſon und die Mutter!) 
Die Unerlennung eines unehelichen Kindes (Vaterſchaft) darf erft nad Er- 
Härung vor dem Standesbeamten oder in einer gerichtlichen oder notariellen 
Urkunde eingetragen werden!”). Die Annahme an SKindesftatt feht einen 


anwaltichaften 8 179 Anm. 56, des 
Stoffes über die Bewegung der Be- 
völferung an das fatiftiihe Bureau FR. 
75 (MB. 65). — Ramilienftammbücder 
3. 95 (MB. 135). — Bearb. v. Kruſe 
(5. Aufl. Berl. 00). 

„98. 81-—-6 u. preuß. ©. 74 (GS. 
95) $ 3 Abſ. 5; $ 56 Anm. 24. — 
Führung der Standestegifter PB. 8 12 
bis 16, gerichtliche Aufbewahrung der 
Nebenregifter 816 Abf. 2 u. SOG. 8 69 
u. 197; Beurkundung auf See $ 61 bie 
64, für Militärperfonen außerhalb des 
Reiches oder auf in Dienftgeftellten Marine- 
fahrzeugen P®. 8 71, B.75 (XGB. 313) 
und 79 (RGB. 5), für die Landesherren 
und deren Familie BO. 72. Beurkundung 
in Grenzpfarreien PO. 8 75 (Baffung des 
EB. 3. BGB. Art. 46V), für Reiche» 
angehörige im Auslande P&. 8 85 u. ©. 
4. Mai 70 (RSB. 599) $ 1, 2, 9—14 
u. (Einführung in die Schußgebiete) $ 86 
Anm. 54 d. W. Das G. gilt in Süd- 
deutihland 8 6 Anm. 12 r Elſ.⸗Lothringen 
G. 75 a: 69) Nr. 2. 

‚936. 8 7—10, 16, 70 nebſt Tarif. 
8 16 und Tarif finden aud auf bie 


gerichtlich geführten Standesregifter oder 
Kirchenbücher Anwendung pr. GerXofä. 
99 (SS. 326) 8 80. Zufl®. 8 154 
Abſ. 3. — Strafen BE. 8 67— 69 aan 
des EG. 3. BGB. Art. 4611, 1 

I hr 8 11 Abf. 1, 2; BURG, 8 154 
Ab 
% R0. $ 11, 65, 66, 366. 8 70 


56, 8 17—27 u. 68. Aufhebung 
ber rheiniſchrechtlichen Vorſchriften üb. Ein» 
tragung der Vornamen ©. 94 (GS. 79). 
Eintragung frembfpen licher Namen Bf. 
98 (ME. —3 — Anm. 25. 

28. 25; BR. 8 1718 u. 
(behufs Gegifimatien durch nachfolgende 
Ehe) 1720 Abi. 2, AG. Art. 70, 71, 
AusfAnw. (Anm. 11) $ 14—16 u. Bf. 
18. Oft. 99 (MB. 189). — Die Legi⸗ 
timation kann durch nachfolgende Ehe 
oder durch Ehelichkeitserkläͤrung der Staats⸗ 
gewalt erfolgen BGB. $ 1719 bis 40. 
Zuftändig iſt für Preußen der Juſtiz⸗ 
minifter, bei Annahme eines abligen Namens 
unter Zuſtimmung des Könige B. 99 
(GS. 562) Art. 13. 


u. 
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Bertrag voraus, der vom Amtsgerichte beftätigt fein muß !%). Die Eintragung 
in das Geburtsregifter erfolgt in beiden Fällen dur Nanbvermert!?). — 
Ehefäließungen, deren Borausfegungen dur da8 BGB. beftimmt werden 
(inhaltliches Eheſchließungsrecht)?0), können rechtsgültig nur nad) vorberigem, 
Durch zweiwöchentlichen Aushang zu bewirkenden Aufgebote?!) durch eine in 
Gegenwart zweier Zeugen vor dem Standesbeamten abgegebene Erklärung 
geſchloſſen werben (formliches Eheſchließungsrecht)). Bor diefem Zeitpunfte 
find religidfe Ehefeierlichkeiten unzuläffig?). — Sterbefälle find fpäteftens 
am folgenden Wodentage vom WYamiltenhaupte oder vom Eigenthümer bes 
Sterbehaufed dem Standesbeamten anzuzeigen. Eine vorherige Beerdigung 
iſt nur mit Genehmigung der Ortspolizeibehörbe geftattet?*). 

Mit dem Perfonenftande fteht die Führung beftimmter Zunamen im 


BOB. 8 1741-72, FGG. 8 65 | Befreiung von Epehindernifien (BGB. 
6i8 68 n. 8. 99 (vor. Anm.) Art. 14. 8 1322 Abſ. 1) gewährt, wenn es fi 

», 28. $ 26, 566. 8 71. um die Wartezeit der Wittwen handelt, 

” BEB. 8 1308—15. Die Ehe» | das Amtsgericht, fonft der Yuflizminifter 
Hinderniffe find aufihiebend oder trennend; | 8.99 (GS. 562) Art. 10 u. 11. — Die 
bei letteren gilt die Ehe als nicht — 78* — polizeilicen Ehebeſchränkungen 
(Nichtigkeit, $ 1323—9), oder fie iſt b waren ſchon früher bejeitigt ©. 68 (BGEBl. 
zur erfolgten Anfechtung gültig Alnfedt 149), Einf. in Suddeutſchland außer 
barkeit 8 1330 —5). — Nah 8 1815 | Baiern $ 6 Anm. 12 d. W.; ebenfo die 
bedarf es der Genehmigung für Militär- | Cheverbote des LM. (II 1 $ 80-38) 
perfonen ($ 98 Anm. 56), für Landes- | wegen lingleihheit des Standes ©. 69 
beamte, foweit die Landesgejeße e8 vor- | (@S. 365). 
{reiben ($ 65 Anm. 40) u. für Aus ) BOB. 8 1316 u. (Befreiung) 1322 
Länder (Erforderniffe u. Form) EG. Art. | Abi.2, 3 u. 8.99 (GS. 562) Art. 12; 
18; letztere bedürfen eines geſaudtſchaftlih P&. $ 44—50 (Faſſung des EG. z. 
ober tonfularifch zu beglaubigenden Zeug- | BGB. Art. 46 uU); Mufter für Anmel- 
niffes der Heimathbehörde, daß biefer Ehe- | dungen Bf. 99 (MB. 100). 
hinderniſſe nit befannt find u. daß bie ”), BGB. 8 1316—22. Die Regelung 
Ausländer nebft Ehefrau un. Kinder ihre | der Zufländigkeit ($ 1320, 1321) begründet 
Staatsangehörigfeit u vi Eteſchüetuns nur eine Dienſtpflicht für den Stanbee- 
nicht verlieren AG. 8 1—5 u. | beamten; Uuzuſtündigkeit macht, wenn die 
(vertragsmäßige —* der Angehtrigen Berlobten in gutem Glauben find, die Ehe 
einzelner Staaten) Bf. 99 (MB. 188). | nicht ungültig 8 1319. — Eintragung in 
Eines BVereheliungszengniffes bedürfen | das SHeirathtregifter PO. & 54, 55. — 
auch die Bewohner des rechtsrheiniſchen Form der Eheſchließung im Auslande ®. 
Baierns (Art. 43 $ 6}, deren Ehen mangels 70 (Anm. 12) 8 3—9, erg. EG. 5. BGB. 
diefes Zeugnifles zwar nicht redtsungältig, | Art. 40, in Ronfulargerichtsbegirlen G. 00 
aber für die bairiſchen Heimathverhältniſſe (RGEB. '213) & 86, Schutzgebieten wie 
unwirfam find 3. 92 (MB. 248) u. 99 Anm 12. Cheſcheidungen 8 192 Anm. 43 
(MB. 00 ©. 8). — Preußen erhalten | d. ®. 
bei Eheſchließung im Auslande eine * PG. 8 jr (Faſſung des EG. 
Beſcheinigung des Regierungspräfiventen, | BGB. Art. sun, — Die firchihen 

—æ—— werden durch die bürger- 


daß es in Preußen einer obige hen 

Erlaubniß nit bedarf R. 53 u. 66 (MB. | lihe Eheſchließung nicht berührt BGB. 
104). Die Ausftellung kann den Land» | 8 1588. Hinweis auf diefe Verpflichtungen 
rüthen übertragen werben R. 61; in Heflen- | bei Aufgeboten, Eheſchließung u. Geburten 
Naſſau find fie neben dem RegPräf. zu | RE. 97 (ME. 51). 

fländig R. 69 (MB. 30). Anm. 12. — "BG. $ 56—60. 


— — — — — — — — — 
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Zufammenhang. Namensänderungen fordern ftaatlihe Genehmigung ?°). 
Die Namensführung ift privat und ſtrafrechtlich geſchützt ?®). 


d. Bormundfchaft. 
8 205. 

Die im römischen Rechte als Privatrehtöverhältniß auftretende Bormund- 
ſchaft hatte in Deutfhland durch Hinzutritt der ftaatlichen, in der Kegel von 
den Gerichten wahrgenommenen Auffiht eine weientlihe Aenderung erfahren. 
Im Landredt war diefe gemeinrechtlihe Obervormundihaft befonderd aus- 
gedehnt, während in der preußiſchen Vormundſchaftsordnung (1875) der 
Bormund wieder felbitftändiger geftellt und in den Familien- und Waifen- 
räthen aud) die Familie und Gemeinde in die vormundichaftliche Verwaltung 
bineingezogen murden. Auf gleicher Grundlage beruht das BGB., das das 
Vormundſchaftsrecht inhaltlich für das ganze Reich neu geregelt hat?”). 

AS Bormundfhaftsgeriht ift das Amtögeriht des Wohnſitzes 
zuftändig 2%). Im Allgemeinen wird die Vormundſchaft über Minderjährige, 
über Großjährige und die Pflegſchaft unterfchieden. 

a) Eine Bormundfhaft über Minderjährige iſt einzuleiten, wenn 
diefe nicht unter elterliher Gewalt ftehen??). Die Benormundungsfälle find 
von dem Standesbeumten und dem Waifenrathe (Abſ. 6) dem Gerichte anzu⸗ 
zeigen®”), das den Bormund von Amtswegen beftellt und verpfliätet. Eine 
kraft Geſetzes eintretende Vormundſchaft befteht nicht; doch find zunächft die vom 


*) KO. 22 (SS. 108), aud die ver- | Bollendung des 18ten ift Volljährigleits- 


änderte Schreibweife bedarf der Genehmigung 
Dr. 00 (MB. 207); Zuſtändigkeit des 
RegPräſ. AE. 67 (SS. 1310), auf 
in betreff der Vornamen Df. 98 (MB. 
191); Verfahren ZR. 67 (MB. 246). 
Stempel 30, bei Bebärftigleit 5 M. ©. 
95 (86. 413) Tarif Nr. 42. — Er 
Mürungen über den Namen einer ges 
Ihiedenen Ehefrau (BGB. 8 1577) u. 
eines ehelichen Kindes, das ben Namen 
des Ehemannes ber Mutter annehmen foll 
(BGB. $ 1706) find vom Standesbeamten 
zu beglaubigen u. dur Randvermerk ein» 
zutragen AG. Art. 68. 

*) BGB. 8 12 u. StGB. S 3608, 

”, BOB. 8 1773—1921 nebſt EG. 
Art. 23 u. AG. 99 (GS. 177) Art. 72 
bis 78. — Das fürmlihe Vormundſchafts⸗ 
recht giebt FGG. (Anm. 1) 8 35—64. 
Koften $ 187 Anm. 51 d. W. 

*) 506. 8 35—47. 

=, BEB. 8 1773. — Die Boll. 
jührigkeit tritt mit Vollendung des 
21ften Lebensjahres ein BGB. 8 2; nad 


erflärung möglid $ 3-5 u. (Verfahren) 
FGG. 8 56 u. 196. — Die elterlide 
Gewalt (BGB. $ 1626-98, Berfahren 
8 1923498. W.) — die auf allen privat⸗ 
u. öffentlichrechtlichen Gebieten die väter» 
lihe Gewalt erjegt hat AG. Art. 69 — 
umfaßt die Sorge für die Perfon u. das 
Vermogen minderjähriger Kinder einjchließ- 
ih ihrer Bertretung BOB. 8 1626-42, 
mit dem Rechte der Nutznießung an ihrem 
Bermögen 8 1649— 64. Sie wird zunähft 
vom Bater ausgeübt $ 1627, der in der 
Beaufſichtigung durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht freier geſtellt iſt als der Vormund 
* 1665—75 (Anm. 34 u. 35); die Mutter 
nimmt nur an der Sorge für die Perjon 
Theil $ 1634. Wenn der Vater tobt ift 
oder die elterlihe Gewalt verwirkt, übt die 
Mutter fie allein aus $1684—6, 1696 —8, 
der aber ein Beiſtand beftellt ıwerden kann 
8 1687—95. 

”, 586. $ 48-50 u. Bf. 99 (MB, 
008. 2). . 
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Vater, der ehelihen Mutter und den Großeltern benannten PBerfonen zu be= 
rufen; exit wo ſolche fehlen, find die Bormünder nad Anhörung des Waifen- 
rathes auszuwählen. Zur Ablehnung berechtigt nur weiblihes Geſchlecht, 
Bollendung des 60. Lebensjahres, Vorhandenfein von mehr als 4 eigenen 
ehelichen, minderjährigen Kindern, Krankheit oder Gebrechlichkeit, entfernter 
Wohnfig, Erforderniß einer Sicherheitäleiftung!), Führung von mehr als einer 
Vormundſchaft oder Pflegichaft. Der Gegenpormund, der indbefondere bet 
erheblicher Bermögendverwaltung zu beftellen ift, ſoll die pflichtgemäße Führung 
der Bormundfchaft überwachen). 

Die Führung der Vormundfhaft umfaßt die Sorge für die Perſon 
und die Bermögensangelegenheiten des Mündels einſchließlich feiner Ver⸗ 
treting. Der Bormund führt die Vormundſchaft jelbitftändig unter eigener 
Berantwortlichkeit, ift aber in beftimmten Fällen an die Genehmigung des 
Gerichtes oder des Gegenvormundes gebunden. Gleich diefem iſt er dem 
Mündel für den aus einer Pflichtverlegung entfiehenden Schaden verantwortlich, 


wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt?®). 


2), BGB. 5 1774-91. Beitellung von 
Militärperfonen 8 98 Abf. 3 d. W., Be 
amten 8 65 Anm. 87, aud für Reichs⸗ 
beamte geltend $ 231 Anm. 3; Bevor⸗ 
mundung durch die Anftaltsporflände 8 273 
Anm. 34; Yürforgeerziehung verwahrloſter 
Kinder daf. Anm. 35. 

*) BOB. 8 1792, 1799, 1832—6. 

”, BGB. 8 1795-1836 u. (Be- 
freiungen auf Anordnung der Eltern) 
s 1852—7. — Die für die verzinsliche 
Anlegung von Mündelgeld im In- 
tereffe der Sicherheit vorgejchriebenen Be⸗ 
dingungen (Mündelficherheit) haben durch 
ihre Anwendung auf andere Privatredts- 
verhältniffe (8 234, 1079, 1288, 1377, 
1642, 2119) u. auf die Bermögensver« 
waltung verfchiedener Öffentlichrechtlicher 
Körperichaften u. Anftalten eine weit über 
das Bormundfhaftsreht hinausreichende 
Bedeutung erlangt. Die Anlegung darf 
erfolgen : 

a) in Hypotheken⸗, Grundfhuld- und 
Kentenfchuldforderungen an  inlän- 
diſchen Grundſtücken innerhalb des 
15faden (bei erfiftelliger Beleihung 
20 fachen, bei höherer Beleihungs- 
fähigkeit von beftimmten öffentlichen 
Anftalten 30 fachen, auf Grund König- 
liher Verordnung 40 fachen) Grund⸗ 
ſteuerreinertrages oder bei ländlichen 
Orundftüden innerhalb ”/,, bei ſtädti⸗ 
ſchen innerhalb Y, des duch Tarxe 


des Gerichts oder der erwähnten An⸗ 
ftalten ermittelten Werthes, 

in verbrieften und Schuldbuchfor⸗ 
derungen, die gegen das Weich oder 
einen Bundesftaat gerichtet oder von 
diefem gewährleiftet find, 

in Rentenbriefen, fündbaren oder regel- 
mäßig tilgbaren Schuldverfchreibungen, 
die von deutfhen Kommumalverbänden 
oder deren Krebitanftalten oder mit 
ftaatliher Genehmigung von kirch⸗ 
lihen Verbänden ausgeftellt find, in 
Pfandbriefen beflimmter öffentlicher 
Kreditanftalten, Inhaberpapieren, die 
von preußifchen Sypothelenaftienbanten 
auf Grund von Darlehen an öffent» 
lihe Körperfchaften oder unter ihrer 
Gewährleiſtung ausgegeben find, 

d) in Öffentlihen, vom Regierungs⸗ 
präfidenten im Einvernehmen mit dem 
Landgerihtspräfidenten für geeignet 
erklürten Spartaffen. 

BOB. $ 1807, EG. Art. 2312 u. 99, 
AG. Art. 73—75. Das nit auf diefe 
Weiſe anzulegende Geld ift bei der Reichs⸗ 
bank, einer öffentlihen Bank (Seehandlung 
$ 121 Abi. 2, Zentralgenoſſenſchaftskaſſe 
8 307 Abf. 1, Landesbanken u. landſchaft⸗ 
lihen Kreditanftalten $ 328 Abſ. 3—b 
d. W.) oder für geeignet erflärten Privat» 
banken (nicht bei den Hinterlegungſtellen 
5 209) anzulegen BGB. 8 1808, EG. 
Art. 144, AO. Art. 76; — Inhaber⸗ 


b 


ur 


— 


c 
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Bei Beauffihtigung der Bormünder durch die Gerichte?) ftehen dieſen 
in den Gemeindemaifenräthen Hälfsorgane zur Seite, die bei Gefährdung 
des Vermögens dem Gerichte Anzeige zu madhen, fonft bei der perfönlichen Für- 
forge für die Mündel in ähnlicher Weife mitzuwirken haben, wie die Gegen- 
vormünder bei der Vermögensverwaltung. Als Waifenräthe werben für eine 
oder mehrere Gemeinden ein oder mehrere Gemeindemitglieder beftellt. Das 
Amt ift unentgeltliches Chrenamt?d), — Ferner hat das Gericht auf An⸗ 
ordnung der Eitern oder auf Antrag der Betheiligten einen Familienrath 
einzufegen, der aus 2 bi8 6 Verwandten oder Verſchwägerten unter Borfig 
des Richters befteht und die Rechte und Pflichten des Vormundſchaftsgerichtes 
ausübt?®). 

Die Beendigung der Vormundſchaft erfolgt mit der Volljährigkeit oder 
Volljährigkeitserklärung des Mündeld oder mit deffen Wiedereintritt in Die 
elterlide Gewalt. Das Amt des Vormundes endigt, wenn dieſer ftirbt, 
wegen Unfähigkeit oder aus fonftigen Gründen entlaffen oder wegen Pflicht⸗ 
widrigkeit entſetzt wird 37). 

b) Ueber Volljährige wird eine Vormundſchaft nur im Falle der 
Entmündigung eingeleitet. Auf dieſe finden die allgemeinen Beſtimmungen 
mit einigen Maßgaben Anwendung. Ein Volljähriger, deſſen Entmündigung 
beantragt iſt, kann unter vorläufige Vormundſchaft geſtellt werden?8). 

c) Eine Pflegſchaft iſt zu beſtellen, mo die Vertretung einer Perſon 
nur für ein einzelnes Gefchäft oder für einen begrenzten Kreis von Angelegen- 
heiten erforderlih wird. Diefe Fälle treten ein, wenn die elterlidhe Gewalt 
oder Vormundſchaft aus thatfähhlihen oder rechtlichen Gründen, insbejondere 
wegen widerſtreitender Imterefien nicht ausgeübt werden kann. Befondere 
Fälle bilden die Fürforge für Gebrechliche, Abweſende, unbelannte Betheiligte, 
für eine Leibesfrucht und für ein durch öffentlide Sammlung für einen vor» 
übergehenden Zweck zufammengebrahtes Vermögen. Die Bflegihaft ift nad 
dem Borbilde der Vormundſchaft geordnet *?). 








yapiere der Mundel find regelmäßig zu 
hinterlegen oder auf Namen umzufcreiben 
BGEB. 8 1814 bie 20 u HinterlO. 
Foſſung des AG. Art. 840) 8 47, 
47a u. 48. 

“, BB. 8 1837—48 u. (Genehmi⸗ 
gungen vor. Anm.) 3821-81. Die 
Saftung für Verlegung der Amtspflicht 
gegenüber Dritten (8 64 d. W.) liegt dem 
Bormundfhaftsrihter dem Mundel gegen- 
über ob $ 1848 u. (bei der elterlichen 
Gewalt Anm. 39) 1674. — Wirkſamkeit 
der Verfügungen KO& 8 51-53 u. 55, 
Eintragung der „u herungeßnpotpel 8 54, 
Beihwerden 8 57—64. 


=) BOB. 8 1849—51 u. (Einrichtung) 
AGB. Art. 77, nach defien $ 2 auch Pflege 
rinnen zur Webenvadung ber Finder u. 
weiblichen Mundel beftellt werben können. 


”* BOB. $ 1858—61 (EG. Art. 147 
Abſ. 1 u. FEG. $ 190 u. 195 kommen 
für Preußen nicht in Betradit). 


”) BGB. 8 1882.—%. 
”), Daf. $ 1896-1908. — Entmün- 
digung $ 198 Nr. 5 d. W. 


”, BGB. $ 1909-21; Radlafpfleg- 
(daft Anm. 41. 
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4 Hadlagfachen, 
8 206. 

Die nad) dem BGB. eintretende gerichtliche Mitwirkung bei Regelung 
des Erbrechtes übt das Amtsgeriht (Nachlaßgericht) aus). Diefes hat für 
die Sicherung des Nachlaſſes zu forgen*!) und eine Reihe einzelner Gefdhäfte 
vorzunehmen??), insbefondere zur Auseinanderfegung von Miterben 
auf Antrag eines Betheiligten ein Bermittelungsverfahren einzuleiten und im 
Falle der Einigung diefe zu beurfunden und zu beftätigen. Aus der beftätigten 
Bereinbarung findet die Zwangsvollftredung ftatt*?). Das Gericht kann das 
Berfahren auf Antrag eine® Betheiligten einem Notar übermweifen; die Be» 
ftätigung der Auseinanderfegung verbleibt indeß dem Geridhte*t). 


5. Gerichtliche and notarielle Urkunden. 


8 207. 

Nah dem BGB. bedarf es in der Pegel Feiner befondexren Form 
ber Rechtsgeſchäfte. Wo folde jedoch durch Gefeß oder Vereinbarung der 
Parteien vorgefhrieben if, macht ihr Mangel das Rechtsgeſchäft nichtig. 
Befondere Formen find die Schriftform, welche Die Unterzeichnung durd) 
eigenhändige Unterfhrift oder durch ein gerichtlich oder notariell zu beglaubigendes 
Handzeichen vorausfegt, die Öffentliche Beglaubigung der Unterfehrift und die 
gerichtliche oder notarielle Beurkundung (Anfnahme der Erklärung), melde die 


Schriftform und die öffentliche Beglaubigung erfegt*®). 


“566. 8 72—4. — Stantönerträge 
über Nachlaßbehandlung $85 Anm. 32 d. W. 

“1 BB. 8 1960. (Die weitergehenden 
Iandeögejeglihen Befugniffe des Nachlaß⸗ 
gerihts ES. Art. 140 find für Preußen 
aufgehoben AG. Art. 79). Mitwirkung 
der Dorfgerihte u. Ortsbehörden 8 1807 
d. W. Die Polizeibehörben haben Todes⸗ 
fülle, die eine Sicherung erfordern, dem 
Gerichte anzuzeigen AG. 99 (GS. 249) 
Art. 19; beim Tode eines Beamten tritt 
die Mitwirkung feiner Behörde oder Auf- 
fihtsbehörde ein daſ. Art. 20. — Ans 
ordnung der Nadlaßpflegihaft (BEB. 
8 1960—2) FGG. 8 75, der Nachlaßver⸗ 
waltung (BGB. 8 1975—92) daj. $ 76. 

=) Beftimmung einer Inventarfrift für 
den Erben (BGB. 3 1994— 2000) FGOG. 
8 77, Gewährung der Alteneinfiht $ 78, 


Abnahme des Offenbarungseides (BOB. 


8 2006) 8 79, Friſtbeſtimmung bei Ver⸗ 
mädtniffen (BGB. 8 2151—4, 2192, 
2193, 2198) $ 80, Berfügung bezüglich) 
des Teftamentsvollfireders ( BGB. 8 2200, 
2202, 2216-24, 2227) 8 81, 82, Ein- 


forderung der Teftamente (BGB. 8 2259 
Abf. 1) 8 83, Ausfertigung der Erbſcheine 
(BEB. 8 2353—70) 8 85 (Kraftloe- 
ertlärung 8 192 Anm. 47 d. W.). 

“586. 8 86-98, 192 u. (An- 
wendung auf Xheilung des ehelichen 
Gefammtgutes) 99. Theilungsgrundfäte 
BGB. 8 2042 - 9. 

) FGG. 8 198, AG. Art. 21—27 
u. (Koſtenpflicht) 28. 

“, BOB. 8 125. Die Schriftform 
($ 126, 127) ift vorgeſchrieben für 
Stiftungsgefhäfte (8 210 Abf. 1 d. WB.) 
u. Pacht⸗ u. Miethverträge über Grund» 
füde für länger als ein Jahr (BEL. 
$ 566, 581 Abf. 2), die öffentliche Be⸗ 
glaubigung ($ 129) für Anmeldungen 
zum Vereinsregiſter ($ 237 Anm. 47 
d. W.) u. Erklaͤrungen behufs grundbud- 
liher Eintragung (GrundbO. 98 ROB. 
754 8 29), die gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung (BGB. $ 128) für Grund» 
Nüdsübertragungen (8 313), Schentungs- 
verfprehen ($ 518), Zeftamente, foweit 
fie nicht eigenhändig gefchrieben und unter- 
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Für die Öffentlihe Beglaubigung und die Beurkundung find die Amts- 
gerihte und Notare ($ 203 Abf. 3) zuftändig*‘). Für die Beurkundung 
von Rechtsgeſchäften bebarf es regelmäßig der Zuziehung von Zeugen nit; 
ift jedoch ein Betheiligter taub, blind, ſtumm oder fonft am Sprechen ver- 
hindert, fo muß der Richter einen Gerichtöfchreiber oder zwei Zeugen, 
der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen. Wenn mit einem 
Stummen oder am Sprechen Berhinderten eine fchriftlihe Verftändigung nicht 
möglich ift oder ein Betheiligter erklärt, daß er der deutſchen Sprade nit 
mädtig fe, fo muß ein vereideter Dolmetfher zugezogen werben. Ueber die 
Verhandlung ift ein Protokoll in deutfher Sprache aufzunehmen, das in Ur- 
{hrift in Verwahrung des Gerichts oder Notars bleibt, in Ausfertigung aber 
von den Parteien oder ihren Rechtsnachfolgern gefordert werden kann?) Die 
Beglaubigung von Unterfhriften ober Handzeihen darf nur erfolgen, wenn 
diefe in Gegenwart des Richters oder Notard vollzogen oder anerkannt 
werden; von dem Inhalt der Urkunden darf der Nichter oder Notar ohne 
Zuftimmung der Betheiligten nicht Kenntniß nehmen. Für diefe Beglaubigungen 
und fonftigen einfachen Zeugnifje bedarf es keines Protololls*). 


6. Grundbuchſachen. 
8 208. 
Das Recht an Grundftüden (Liegenfihaftsreht) war ın Preußen im 
Jahre 1872 durh Annahme der Grundbudeinridtung neu geregelt 


ſchrieben find (8 2231, 2238), Erbverzidte | 


(8 2348, 2352), u. Grbichaftsfäufe 
($ 2371). Für die Beurkundung ift die 
gleichzeitige Anweſenheit der Parteien an 
ſich nicht erforderlich, gleichwohl für einzelne 
Rechtsgeſchäfte beſonders vorgeſchrieben 
(Auflaffung $ 208 AWſ. 2 u. Ehe⸗ 
ſchließung 8 204 Abſ. 3 d. W.; ferner 
Cheverträge BGB. 8 1434, Annahme 
an Kindesflatt $ 1750 Abf. 2, 1770 u. 
Erbnerträge 8 2276, 2290 Abi. 4). 

“, 586. 8 167 u. (auf Kriensfahr- 
zeugen im Auslande) 184; AG. Art. 31 
is 39 (von der Ermädtigung, die Zu⸗ 
ftändigleit für die Beurkundung auf bie 
Gerichte oder die Notare zu beichrünfen 
E66. 3. BGB. Art. 141 Hat Preußen 
feinen Gebrauch gemadt). — Die Zur 
ftändigfeit anderer Behörden u. 
Beamten zu Handlungen der frenvilligen 
Gerichtsbarkeit bleiben unberührt FGEG. 
8 191 u. AG. Art. 33 Abf. 1. Abgefehen 
von den Standesbeamten ($ 204 Abſ. 2 
d. W.), den Dorfe u. Ortsgerichten u. 
Ortsbebörden ($ 1807 d. W.) u. der 
Formerleihterung bei Rentengutsbildungen 


($ 322 Anm. 77) u, bei freiwilliger Ab⸗ 
tretung zu enteigniender Örunpdftüde (8 357 
Anm. 9) men Grunbabtretungsverträge, 
bei denen ein DBetheiligter durch eine 
Öffentlihe Behörde vertreten wird, Durch 
den von diefer beftimmten Beamten be- 
urkundet werden EG. 3. BGB. Art. 142 
u. AG. Art. 12 $ 2 u. 4. Die gleiche 
Befugniß haben die Bürgermeifter im 
bormaligen Herzogtfum Naffau bei allen 
Srundftüdsabtretungen, false am Orte 
fein Amtsgericht ift und der Werth 500 M. 
nicht überfteigt daf. 8 3 u. 4. — An- 
erfeunung der Urkunden Bffentlier Be⸗ 
börden u. Beamten im Verkehre mit 
Defterreih Bertr. u. zwei Bel. 81 
(REB. 4, 8 u. 256); Ausdehnung auf 
Bosnien u. Herzegowina Bertr. u. Bel. 
81 (RGOB. 253, 255). — Gebühren 
einzelner Staaten IMDB. 99 ©. 36. 

2) FGG. 8 168—82 n. 198 u. AG. 
Art. 2%, 40—65. — Befondere Vor⸗ 
fhriften enthält das BGB. für die Auf- 
nahme von Teflamenten 8 2232-48 u. 
Erbverträügen 8 2276. 

“, 596.81831u.AG. Art. 56—60 u.54. 
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worden, die die Grundſätze und das Verfahren der älteren Hypothekenordnung 
von 1783 unbeſchadet der gebotenen Sicherheit erheblich) vereinfacht und damit 
den Bedürfniffen des vermehrten Umfages der Grundftüde und eines erleidh- 
terten Grundkredits Rechnung getragen hatte. Zunächſt auf das landrechtliche 
Gebiet berechnet war die Einrichtung fpäter auf faft alle Theile des Staates 
übertragen worden. Das BGB. hat die Grundbucheinrichtung, die es auf 
alle Rechte an unbeweglichen Sachen ausdehnte, übernommen und damit ein 
gemeinfames Liegenſchaftsrecht für das Reich geihaffen (Abf. 2), das in fürm- 
licher Beziehung in der Reichſs⸗Grundbuchordnung feinen Abſchluß gefunden 
hat (Abſ. 3)*). 

Die Grundbucheinrichtung fol die Rechte an Grundftüden, wie fie 
dem Eigenthümer, dem Grundberechtigten und dem Grundgläubiger zuftehen, 
völlig fiher ftellen; das Grundbuch Hat dieferhalb die Grundſtücke, die ge⸗ 
nannten Beredtigten mit allen vorkommenden Veränderungen genau nachzu⸗ 
weifen. Die Grundlagen für dad Grundbuchrecht find die Einigung, die Ein- 
tragung und bie Oeffentlichkeit. Jede Hechtsänderung an einem Grundftüd 
(Uebertragung de8 Eigenthums, Belaftung mit einem Rechte, Uebertragung oder 
Belaftung folden Rechtes) ift abhängig: 

1) in der Regel (abgefehen von den Fällen der Erbfolge, Zwangsvollſtreckung 

und Enteignung) von der Einigung der Betheiligten, 

2) von der Eintragung in das Grundbud). 
Die Einigung bildet einen dinglichen Vertrag, der von dem zu Grunde 
liegenden Rechtsgeſchäfte völlig unabhängig ift. Einer befonderen Form be- 
darf die Einigung — abgejehen von der Auflaffung — nit, da ihre volle 
Wirkſamkeit erft mit der Eintragung eintritt. Die Betheiligten find aber an 
die Einigung nur gebunden, wenn fie gerichtlich oder notariell oder von dem 
Grundbuchamte erfolgt iſt. Zur Aufhebung eines Rechtes genügt die Er- 
Härung des Berechtigten umd die Löfchung im Grundbuhe?). — Aus der 


) Liegenfhaftsreht von Zurnau u. | nit im Einflange, jo kann die Berich⸗ 
Förfter (Berl. 00). tigung gefordert u. ein Widerfprud ein» 

”, BEB. 8 873—3. — Das Range | getragen werden $ 849-9. — Durch 
verhältniß der eingetragenen Rechte be⸗ | Eintragung fann der Eigenthümer die 
ſtimmt fih nad der Reihenfolge oder — | Bereinigung mehrerer Grundftüde 
bei Eintragung in verichiedene Abtheilungen | zu einem herbeiführen $ 890 u. (Bor- 
des Grundbuhes — nad dem Tage der | behalt für die Landesgefeßgebung) EG. 
Eintragungen 8 879— 882; Abweihung | Art. 1193 u. 8 266 Anm. 23 d. W. — 
für Landesfulturrenten EG. Art. 118 u. | Aus der Diyglichkeit des Rechtsverhältniffes 
& 328 Abi. 5 v. W. — Zur Sicherung | folgt, daß der Eigenthämer Rechte an 
eines vertragsmäßigen oder geleglihen, | dem eigenen Grundftüde haben kann 
perfönlichen Anſpruchs an einem Grundftüde | BGB. 8 889, 1148, 1163, 1168, 
dient die Vormerkung im Grundbude, | 1170-8, 1177 u. daß die Anfprüce 
die auf Grund einfiweiliger Verfügung | aus eingetragenen Rechten nicht verjähren 
oder der Bewilligung des Betroffenen erfolgt | $ 901, 902, während allein burd die 
BOB. 8 883—8; ſteht der Inhalt des | Eintragung bei 30 jährigen Befige das 
Grundbuchs mit der wirflihen Rechtslage | Eigenthum emvorben wird (Tabularere 
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Oeffentlichkeit folgt — neben der förmlichen Vorſchrift, daß die Grund⸗ 
bücher für alle Betheiligten zugänglich find (Abſ. 3) — auch inhaltlich die 
Rechtsvermuthung, daß ein eingetragenes Recht beſteht, ein gelbſchtes 
nicht beſteht, ſoweit dem Erwerber nicht die Unrichtigkeit der Eintragung 
bekannt iſt (öffentlicher Glaube des Grundbuchs) 61). — Die zur Uebertragung 
des Eigenthums an einem Grundſtücke erforberliche Einigung muß bei gleich⸗ 
zeitiger Anmwefenheit beider Theile vor dem Grundbuchamte erflärt werden 
(Auflaffung)). — Reäte, die das Grundftüd eined anderen 
belaften und deshalb der Cintragung bedürfen, find im BGB. das 
Erbbaurecht, die Dienftbarkeiten, da® Vorkaufsrecht und die Grund (Real⸗) 
laften5®). Daran fließen fi Die Hypothek, die Grund- und die Renten- 
ſchuld. Diele bilden das Pfandrecht an unbeweglihen Sachen, find aber 
bei ihrer eigenartigen Geftaltung als foldes im BGB. nicht bezeichnet. 
Sie dienen dem Grundkredit ($ 328 Abf. 3) und geben das Reit, die 
Zahlung einer beftinnmten Geldfumme aus einem Grundftüde zu fordern. 
Diefed Recht in feiner Reinheit ift die Grundſchuld, Die eine perſönliche For- 
derung nicht voraußfegt. Tritt diefe Hinzu, fo entfteht die Hypothel. Die 
Grundſchuld Tann in eine Hypothek und diefe in eine Grundſchuld umgewandelt 
werden. Eine Unterart der Grundſchuld ift die Rentenſchuld, bei der die 
beftimmte Geldfumme in regelmäßig wiederfehrenden Terminen zu zahlen ift. 
Sie ift für den Gläubiger unfündbar und nur für den Schuldner gegen eine 


fitung ($ 900. — Mit Rüdfiht auf ihre 
Zweckbeſtimmung oder die Rechtsſtellung 
ihrer Befiger find von der Eintragungs- 
pflidt (ES. Art. 127) befreit u. nur auf 
Antrag einzutragen die Grundſtücke des 
Heihes, des Staates, der Kommunal⸗ 
verbände, Kirchen, Klöfter u. Schulen, die 
öffentlihen Gewäſſer, Wege u. Eijen- 
bahnen GrundbO. (Anm. 57) 8 9, 91 
u. (Eigenthumsübertragung) ©. 99 (GES. 
177) Art. 27 u. V. 99 (GS. 519) Art. 1. 
Bon der Befugniß zur Ausdehnung auf 
Grundſtücke des Landesherrn u. der landes- 
herrlichen, fowie der ihnen gleichgeftellten 
Familien ift noch nicht Gebrauch gemadt. 


a), BGB. 8 891—83. Entſprechende 
Vermuthung begründet ge beweglichen 
Sachen der Beſitz 8 1006 


22) BOB. 8 925, 926; Stempel 5 152 
Anm. 831 d. W.; Abweihung für das 
rheiniſche Rechtogebiet EG. Art. 143 Abf. 1 
u. AB. Art. 26. — Andere Erwerbs- 
arten find die Erfigung auf Grund ber 
Eintragung Anm. 50 oder des Aufgebotes 
$ 192 Anm. 47 u. die Aneignung durch 


den Fiskus nah et bes „eiikerigen 
Eigenthiimers 8 131 
, Erbbaurecht (BR ', ie 17) 
8 265 Anm. 19 d. W. — Die Dienft« 
barkeit kann dem jeweiligen Eigenthumer 
eines beftimmten Grundftüdes zuſtehen 
(Grumbdienftbarfeit, BGB. 8 1018—29 
u. EG. Art. 113—6, 187 u. 184) oder 
an eine beftimmte Perfon geknüpft fein; 
zu leßteren gehören der (auch an beweg⸗ 
lihen Sachen flattfindende) Nießbrauch 
(BGB. 8 1080—67) u. die beſchrünkten 
(nur mit einzelnen Nutungen oder anderen 
Befugniffen verbundenen) perfönlidhen 
Dienftbarleiten ($ 1090- 3), — Bor« 
lauſgrech (8 1094—1104) 8 319 Abſ. 1 
— Grund(Reahlaſten verpflichten 
— bohren die Dienftbarkeiten auf einem 
Unterlaffen oder Dulnen berufen — zu 
wiederkehrenden Leiftungen u. können ſowohl 
zu Gunſten einer beftimmten Berfon, als des 
jeweiligen Eigenthümers eines beflimmten 
Grundſtücks beftellt fin(BGB.81105—12 
n. EG. Art. 113—116, verb. 8 319 
Anm. 31 d. W.). 
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im voraus feflzufegende Ablöfungsfumme nad einer ſechs Monate vorher 
erfolgten Kündigung ablösber. Diefe Schuldform, die im Mittelalter zur 
Umgehung des Zinsverbotes aufgefommen und fpäter bei den auf Befreiung des 
Grundeigenthums gerichteten Beftrebungen fortgefallen war, ift wieder zugelaflen, 
weil fie der Natur des Grundbefiges als Rentenquelle beſſer entfpridht und 
den Grundeigenthümer gegen unzeitige Kündigung fichertS*). Ueber die Ein- 
tragung wird ein (Öypothelen-, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuld⸗) Brief erteilt, 
der bei der Hypothek ausgejchloffen, bei der Grund- und der Rentenfhuld auf 
den Inhaber ausgeftellt werden fann®d), Für die eingetragenen Geldſummen 
nebft Zinfen und Koſten Baftet das belaftete Grundftüd nebft den damit nod) 
in wirtbichaftlihem Zuſammenhange befindlichen Früchten, den Mieth- und 
Pachtzinſen für ein Jahr nad) der Fälligkeit, den Berficherungsgeldern, dem 
Zubehör und den zugefähriebenen Grundftüden®). 

Das förmlide Recht (die GrundbuchO.) umfaßt die Zuftändigkeit 
der Behörden, die Einrichtung der Grundbücher und das Berfahren?”). — 
Grundbuchämter find die Amtsgerichte5®). Für vorfägliche oder fahrläffige 
Derlegung der Amtspfliht eines Grundbuchbeamten haftet der Staat, der 
vom Beamten Erfaß verlangen fannd?). — Die Grundbäder, deren Ein- 
fiht jedem Betheiligten geftattet ift, werden für beftimmte Bezirke eingerichtet; 
in ihnen erhält in der Regel jedes Grundftüd ein Grundbuchblatt, doc kann 
bei zerfplittertem Befig über mehrere Grundſtücke deſſelben Eigenthümers ein 
gemeinfchaftliches Blatt geführt werden). Eintragungen erfolgen regel- 
mäßig auf Antrag). Die Hypothelen-, Grund» und Rentenſchuld— 


“) Hypothekl BGB. $1113—88, 1190; | Bearb. v. Willenbücher (2. au ve 00), 


eine bejondere Art bildet die Sicherheits⸗ 
hypothet, bei der das Recht fih nur nad) 
der Forderung (nit nad) der Eintragung) 
beftimmt $ 1184—6; bei Forderungen 
ans Inhaberpapieren, Wechſeln u. anderen 
durch Indoffament übertragbaren Schuld⸗ 
verſchreibungen ſage ſie ausſchließlich An⸗ 
wendung 8 1187-9. — Grundſchuld 
8 1191—8 u. Rentenſchuld $ 1199— 1203 
u. AG. Urt. 35. — Gültig gebliebene 
Iandesgefeglihe Beflimmungen EG. Art. 
91, 117,118 u. (U Degen mungen) 
184, 192—5 u. AG. A ‚84. Uns 
kaäntigtesgengnib 8 319 ati. 2 d. W. 

=) BOB. 1116, 1117, 1144 u. 
1188; Aufgeiot 1162 nebft g 192 Anm. 


*) BGB. $ 1118—32 n. 1192. 

") GrundbO. (24. März 97 RGEB. 
139, mit Yenderung gem. ©. 98 RGEB. 
342 8 2) neu veröffentliht I8 RGB. 
754. — Pr. AusfG. 236. Sept. u 2. 
13. Nov. 99 (GS. 307, 519, 657). — 

Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl 


Koften 5 187 Anm. d. W. — 
Bergwerfseigenthum 8 ae Anm. 12, 
Schiffspfandrecht 8 5 Anm. 39, Bahn⸗ 
she 8 367 Abf. 3. 

* 


GO.8 — At. 1—7. 
” 80. $ 12; AG. "Art. 8 
”,80. 8 1-11. Einrichtung der 


Grundbüher $ 1 Abſ. 2, 85—97, 9, 
AS. Art. 29 u. Bf. 99 (IMB. 849), 
erg. ($ 48) 00 (daf. 34). Die Bezeichnung 
der Grundftüde erfolgt nah den ®rund- 
u. Gebäudefteuerbüdern GO. 8 2 Abi. 2 
u. 8. 99 Art. 2, verb. $ 140 Anm. 27 
d. W. Das Verfahren bei Anlegung ber 
Grundbüder u. der Zeitpunkt, in weldem 
fie als angelegt anzujehen find, wird durch 
Kön. B. befiimmt ES. 5. BGB. Art. 
186, GO. 882 u. 3.99 Art. 3--86 u. 
Bel. 00 (GS. 19). Anlegung | in Naſſau 
8. 99 (GS. 595) u. Bf. 00 (IMB. 
Beil. zu Nr. 21) 

“) 80. 8 18—55, 98; AO. 8 9, 
10; affentfihe Laſten find night einzutragen 

20 
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briefe, die einen mit der Nummer des Grundbuchblattes verſehenen Auszug 
aus dem Grundbuche enthalten, werden von dem Grundbuchbeamten ertheilt‘?). 
Beſchwerden gegen Entiheidungen des Grundbuchamtes gehen an das Land» 
gericht, über die weitere Beſchwerde entfheidet das Oberlandesgericht ®?). 


T. Hinterlegung. 
8 209. 

Die Berfchiedenartigkeit in der Einrichtung des Hinterlegungs- (Depo- 
fiten-) weſens, die am ftärkften zwiſchen der im landrechtlichen Gebiete gültigen 
DepofitalD. von 1783 und der jede Mitwirkung der Gerichte ausfchließenden 
rheinifchen Verfaſſung fich geltend machte, ift nad Eintritt der neuen Gerichts⸗ 
verfaffung einer einheitlihen Drbnung gewiden*). Sie beſchränkt fih auf 
die Beſtimmung der Zuftändigkeit und des Verfahrens, während Zweck und 
Borausfegungen Gegenftand des bürgerlichen Rechtes bilden und im BGB. 
neu geregelt find). Mit Rüdfiht hierauf hat auf die Hinterlegungsordnung 
eingreifende Aenderungen erfahren‘). Den Gerichten, denen die eigentlichen 
Hinterlegungsgefchäfte abgenommen wurden, verblieb lediglich: 

1, die nur vorläufige Verwahrung von Geld, Koftbarkeiten und Werth- 
papieren, die an den Inhaber gezahlt werden können”), 

2. die Hinterlegung anderer Saden, insbeſondere der fonftigen Werth⸗ 
Papiere und Urkunden ®). 

Sonft find für die eigentliche Hinterlegung der zu 1 bezeichneten Saden 
die Regierungen zu Hinterlegungsftellen unter Aufficht des Finanzminiſters be- 
flimmt. Die Bezirke find den Gerichtsbezirken entfprechend abgegrenzt 
worden®%), — Das Berfahren ift für die Hinterlegung von Geld und für 
die von Werthpapieren und Koftbarkeiten verfchieden. Während erftered zur 
Bermeidung nutzloſer Kapitalanfamımlung in das Eigenthum des Staates 
übergeht und von biefem mit 2, v. H. verzinft wird’), werden legtere un 


8 11 Abi. 1, Waldgenoſſenſchaftslaſten $ 11 
Abſ. 2, Rentenbank⸗ u. Nentengutsrenten 
8 12 abi. 1, Eintragungen bei Ausein- 
anderfegungen 8 12 Abi. 2, 18, 14, 
Lehen u. Fideilommifien $ 18.-20, land» 
ſchaftlichen Kreditanftalten S 21. 

=, Daf. 8 . 


) Daſ. $ 71—81. 

“) Hinterlegungsd. 14. Mär; 79 
(85. 249), 8 D 9 aufgehoben A®. 
(Anm. 67) Art. 84XXI, 598 erg. &. 95 
(88. 307) nebft Bf. 99 (MB. © ©. 5). 
Bearb. v. Bartels (Berl. 00). 

5) diunten n zur Sißerfeitsleiftung 
BGB. 8 232—5, zur Befreiung von 
einer Su 8 —8 1142 Abſ. 2, 
1171, 1224, 1269; verb. & 806 Anm. 
460. 


* EG. 3. BGB. Art. 144—6 n. AO. 
Art. 84 


HD. 8 70-85 mit Erg. AO. At. 
84 XV-XXxI; AusVf. 99 (IMDB. 870). 

e, HO. 8 87-89 (Faſſung des AG. 
Art. 8AXX), Ausf. wie vor. Anm. 

HD. 8 1-6 (8 4 erg. AG. At. 
841); zur Hinterlegung von Werthpapieren 
fönnen die Minifter in gewifien Fällen 
auh die (Ann. 38) bezeichneten Krebit- 
anftalten beflimmen AG. Art. 85 nebft 
€. 99 (MB. 00 ©. 7). Anw. 79 (IMB. 
326). — Bezirke Beſt. (Nr. 2) 79 (IMB. 
217). — Hinterlegungsftelle f. Berlin ift die 
Mil.- und Baulommiffion HO. 8 2 u. 
Be. (Nr. 1) 79 (IMB. 217. 

”, 50. $ 7—10 und (Zinsfok von 
2, v. H.) 8. 79 (88. 388), — Ein 
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verändert verwahrt”). Mit Ablauf von 10 Jahren bört, wenn nicht ein 

neuer Antrag erfolgt, die Berzinfung auf’?); nad) weiteren 20 (in einzelnen 

Fällen 31) Yahren kann das Geld gerichtlich aufgeboten werden??). Bei un- 

verzinslichen Geldbeträgen, Werthpapieren und Softbarkeiten tritt das Auf: 
gebot regelmäßig erft nad) 30 Jahren ein’). 


8. Stiftungen, Familienſideikommiſſe uud Lehen. 


8 210. 

Stiftung ift die Widmung eines beftimmten Vermögens zu einem be- 
ftimmten dauernden Zwecke, fie erfordert ein an fhriftlihe Form gebundenes 
Stiftungsgefhäft und flaatlihe Genehmigung. Die Stiftung muß einen 
Borftand Haben, bei Verwaltung durch eine Öffentlihe Behörde kann auch 
diefe Borftand fein. Die Berfaflung wird durch das Stiftungsgefchäft be- 
fiimmt. Die Stiftung verliert ihre Rechtéfähigkeit durch Konkurs?5). Außer 
dem fann fie aufgehoben oder dur) Ummandlung der Zwedsbeitimmung um⸗ 
gewandelt werden, wenn die Erfilllung des Zweckes unmöglich geworden ift 
oder da8 Gemeinwohl gefährdet. Das Vermögen fällt alddann an bie in 
der Berfafjung beftimmten Perjonen, wo biefe fehlen, wenn die Stiftung von 
einer Öffentlichen Körperfhaft errichtet oder verwaltet war, an dieſe, fonft an 
den Fiskus. Beide haben es möglihft dem Stiftungszmwede entſprechend zu 
verwenden ?®), Für die ftaatlihe Genehmigung bedarf e8 der Prüfung, ob 
der Zwed dem Gemeinmwohl entfpriht und ob die Verfaſſung den möglichen 
verfchiedenen Ziveden und Bedürfnifien angepaßt ift. Beides ift entbehrlich), 
wenn der Zwed im Voraus feftfteht, wie eö bei der — lediglich den Intereſſen 
der Mitglieder beftimmter Familien dienenden — Familienſtiftung der 
Tal iſt. Während deshalb Die Aufficht Über fonftige Stiftungen eine Ber- 
waltungsangelegenheit bildet und zur Entftehung wie zur Berfafiungsänderung 
und Aufhebung die Genehmigung des Königs oder der Auffihtsbehörde er- 
fordert wird 7), bildet die Genehmigung der Familienſtiftung eine Handlung 
zahlung $ 11—21 (18 u. 19 in der ) 90. 8 63—69 (8 64 u. 67 erg. 
Faſſung des AS. Art. 84 11); Auszahlung | AG. Art. 84 XI, XIV), 

8 22—35 (8 30, 31, 33 erg. AO. Art. | °) BGB. $ 80-86. Für öffentlich. 


84 111—V, 8 35 aufgeh., foweit er Stempel | rechtliche Stiftungen wird nurdie Haftung und 
betrifft ©. 95 GS. 413 8 35). Ueber | die Pflicht zur Anzeige im alle der Ueber⸗ 





diefe entfcheidet nicht das Gericht, ſondern ſchuldung für ven FAT feftgefetst F Be. 


die VBerwaltungsbehörde, auf die diefe Auf» a. Daf. 8 87, 88, AG, Art.5 $ 

gabe der ae übergegangen ift Erf. . 99 (©. & 668) Art. 5 Abf. Gy — 

KGH. 93 (MB. 94 ©. 51). — Die Werth der ſehr umfangreichen milden 

Sinterfegumgsgeiber bilden einen Theil der | und wohlthätigen Stiftungen wird erheblich) 

Staatsihuld $ 128 Abf. 5 d. W. dadurh abgeſchwächt, daß fie bie wirk⸗ 
1) HD. 8 36, 38—52) (mit Sina Iihen Beblirfniffe der Armuth und die 

n. Neufaffung AO. Art. 84 VI-X zu deren Abhülfe bereits beftehenden Ein- 
) Daf. 8 53—57. richtungen oft nicht genügend berückſichtigen 


”) Daf. 858— 62 nebſt Zufügen (8580, | und dabei für alle Zeit feftgelegt find. 
bu. 61 Nr. 4) AG. Art. 84 XL, XII; Vers 7) AG. Art. 4 u. 8. 99 (OS. 562) 
fahren $ 192 Anm. 48 d. W. Art. 4. 5. Genehmigung von Zuwen⸗ 

20* 
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der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die durch das Amtsgericht erfolgt uud nur 
die Prüfung der Zafjung und Gefegmäßigleit vorausfegt. Die Yenderung 
der Berfaffung nnd die Aufhebung der Stiftung erfordert einen einftimmigen 
Familienbeſchluß, den das Amtsgericht aufzunehmen und zu genehmigen hat’?®), 

Bon der Familienftiftung unterſcheidet das Familienfideikommiß fi 
dadurch, daß, während jene eine juriftifche Perfon bildet, als deren Gläubiger 
der Genufßberechtigte erfcheint, das Familienfideikommiß im Cigenthume dieſes 
Berechtigten fteht und nur in betreff der Veräußerung, Berpfändung und Vers 
erbung einer dinglichen Beſchränkung zu Gunften der Nachfolger unterworfen 
ft. Die Familienfideilommifie, deren Zweck in der Erhaltung des Familien» 
glanzes befteht, finden fi in Deutfchland feit dem 17. Jahrhundert. Die 
Berfaffung hatte fie unterfagt, do ift ihre Errichtung ſeitdem wieder zuge- 
laffen; auf das BGB. Hat fie nicht berührt’). Das Landreiit Hat fie 
gegen bie biöherige gemeinrechtliche Uebung auf beftimmte Vermögensgegenftände 
und auf landiwirtbfchaftlih benutte Grundftäde mit mindeftene 7500 M. Rein- 
ertrag und Kapitalien von höchſtens 30000 M. eingefehräntt?%). Eine weſent⸗ 
liche Vorausſetzung für fie bildet eine beftimmte Exbfolgeordnung unter den 
Berechtigten (Agnaten), und nach diefer werden Seniorate, Majorate, Minorate 
und Primogenituren unterſchieden?). Durch Familienbeſchlüſſe können Fidei⸗ 
fommifje jederzeit aufgehoben oder abgeändert werden®?). Zuſtändig in Fidei⸗ 
kommißſachen find regelmäßig die Oberlandesgerichte. Die Beſchwerdeinſtanz 
bildet der Juſtizminiſter 83), 

Ein Theil diefer Vorſchriften gilt au für Lehen®t), Die jedoch, nachdem 
das Dberlehnseigenthum aufgehoben und der Lehneverband nahezu vollftändig 
aufgelöft ift ($ 319 Abſ 1), nur noch geringe Bedeutung beanfpruden. 





dungen 8 237 Abf. 5 * * Srempel 
ni ed 91 (86. 78) $ 7 

. Art. 1, 2 u. (beftehende Stif- 
kungen) 8 — Sufgebotemerfaen (Art. 2 
8 11) 8 192 Anm. 47 d. 

”) BU. Art. 40 u. ©. =. Juni 52 
(8S. 319. — EG. 3. BGB. 59-61. 
— Der Kideilommißbeftg in Preußen um» 
faßte (1896) 2,1 Mil. ha, 6,12 v. 9. 
der Gefammtfläde, von dem Beſtande 
waren 12,92 v. 9. Forſten. — Wirth» 
match Bedeutung 8 322 Abſ. 2 d. W. 

eo) 2 4 8 47—61. — Im ER. 
war der ——— nur nutzbarer 
Eigenthumer, während das Obereigenthum 
der Geſammtfamilie zuſtand. Nach neuerer 
Anſchauung iſt er voller Eigenthümer, die 
Anwärter erſcheinen nur als Berechtigte. 
Dem entſpricht die grundbuchliche Ein⸗ 
tragung Anm. 61. — Errichtung IR. UI 


4 8 62-71, Nadweis der Ahnen KO. 
30 (85. 129), Stempel & 152 Abf. 8 
d. W. — Rechte und Pflichten bes Fidei- 
lommißbeſitzers LA. II 4 $ 72—183, 
insbe. beim Schag 195 94—6, bei Ber- 
mädtniffen 1 12 8 475, 476, Anfechtbarteit 
der eheliden Geburt II 2 $ 17, 18, elter« 
lihe Gewalt AG. 3. BGB. Art. 69. 

a) 2. II A 8 134226. Erbſchafts⸗ 
feuer ©. 91 (GS. 78) 8 26. 

“) & 9. Dft. 07 (GS. 06/10 S. 170) 
89, ©. 15. Feb 40 (GS. 20), insbef. 
— 58* — der Anwärter 89—11. Einf. in 
Neuvorpommern G. 86 (GS. 162). 

=) 6. 78 (85. 230) 8 49I nebft 
©. 55 —8 175). Koſten $ 187 Anm. 
51 


* LR. I 18 8 1—679 und Lehns⸗ 
furatoren II 18 8 996 - 1002. 


Siebentes Rapitel. 
Polizei.’ 


I. Begriff und Arten. 
8 211. 

Der Begriff der Polizei hat ſich gefchichtlih entwidelt. Früher umfaßte 
diefe die gefammte innere Staatsthätigkeit; fpäter wurden die Kameralien 
(Finanzen und Vollswirthſchaft) ausgefondert?). Immerhin umfchloß fie neben 
dem Schutze, den der Staat zu gewähren hat, noch einen Theil der auf För⸗ 
derung der Erwerbsthätigleit gerichteten ftaatlihen Wirkſamkeit. Seit Beginn 
des Jahrhunderts eriheint aud) dieſe von der Polizei getrennt. Der Begriff 
ber früher dev Sicherheitpolizei gegenlibergeftellten Wohlfahrtspolizei ift damit 
fortgefallen?®), 

In diefer eingefchräntteren Bedeutung erſtreckt ſich die Aufgabe der Polizei 
nur nod) auf die Belämpfung der dur Creigniffe oder Rechtsverletzungen 
herbeigeführten Gefahren für Leben, Gefundheit oder Vermögen, die fie theild 
vorbeugend (präventiv), theils abmwehrend (repreſſiv) zur Ausführung 
bringt®). 

Inzwifhen hatte die Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung eine 
weitere Einſchränkung der polizeiliden XThätigkeit herbeigeführt, indem die 
Rechtspflege die (repreffive) Abwehr der durch Rechtsverlegungen herbeigeführten 
Gefahren mit der Maßgabe allein übernahm, daß die Polizei ihr dabei nur 
vorbereitend und helfend aur Seite trat. Diefe Thätigfeit bildet den Gegenftand 


) v. Mohl Polizeiwiſſenſchaft (3. Aufl. 
Tübing. 66). — Förftemann sa inzipien 
des preuß. Polizeirehts (Berl. 69). 

"8 117 Anm. 2 d. 


„Die nöthigen Anflalten zur Erhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
u. zur Abwendung der dem Publilo, oder ein⸗ 
zelnen Mitgliedern deſſelben bevorſtehenden 








2) Die frühere Wohlfahrtspolizei gehört 
nunmehr in das Gebiet der Wirthichafte- 
pflege (Rap. 9). — Beide ſtaatliche Auf⸗ 
gaben, die heute in der Bezeichnung „innere 
Verwaltung“ aufammeugefaßt find, werden 
bereits im ER. II 15 8 2 und 3 einander 
gegerübergeeit; un RegInſtr. 17 
(65. 248) 8 7 

9 Das AR. ar 7 8 10) beflimmt: 


Gefahr zu treffen, ift das Amt der Polizei.” 
Dur diefe für die einzelnen Gebiete im 
©. 11. März 50 (65. 265) $ 6 näher 
bezeichnete Aufgabe wird — foweit nicht be⸗ 
fondere Gefee Ausnahmen bedingen 8 257 
Abi. 1, 266 Anm. 29 u. 341 Abſ. 211 — 
die polizeifiche Thätigkeit begrenzt; fie if 
insbefondere auf Nachtheile oder Beläfti- 
gungen nicht auszubehnen OB. (XI 344). 
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der Strafpolizei (Nr. II). Erſcheint die Polizei hierin nur als Gehülfin 
der Rechtspflege, jo verblieb ihr eine felbfiftändige Wirkſamkeit fowohl in der 
Abwehr fhädliher Ereigniffe (Unfallspolizei, Geſundheitspolizei), die fie nad) 
wie vor dvorbeugend und abwehrend auszuüben hat, als in der nur vorbeu⸗ 
genden Abwehr der aus Rechtöverlegungen drohenden Gefahren. Die Gefahren 
können äußere oder innere fein, fie können die allgemeine Sicherheit oder die 
Öffentliche Ordnung und Sitte oder das Leben und die Gefundheit des Ein- 
zelnen bedrohen und hiernach fcheidet fi die im weiteren Sinne aud) die 
Unfallepolizei umfaſſende Sicherbeitepolizei (Nr. IV) von der DOrdnungs- und 
Sittenpolizei (Nr. V) und dem Geſundheitsweſen (Nr. VI). 

Fällt auch den Zwecken nach die gefammte polizeiliche Wirkfamfeit in eines 
diefer Gebiete, fo bildet doch die Polizei feine in ſich abgeſchloſſene felbft- 
ftändige Thätigkeit der inneren Verwaltung, durdhdringt vielmehr deren ganzes 
Gebiet, fo daß faft in jedem Theile neben der pflegenden auch die ſchützende 
und ftrafende Hand des Staates hervortritt. Die Eintheilung in Strafpolizei, 
Sicherheits- und Unfall$polizei, DOrdunungs- und Sittenpolizei und Gefundheits- 
wefen wird deshalb nur auf die allgemeine Polizei angewendet. Nur diefe 
wird nad dem verfolgten Zwede eingetheilt (Zmwedpolizei), während die 
auf den einzelnen Berwaltungsgebieten hervortretende polizeilihe Thätigkeit, 
obwohl auch diefe die angeführten Zmede verfolgt, doch nach diefen Gebieten 
benannt wird und nur im Zuſammenhange mit ihnen betraditet werden kann 
(Sachpolizei). Es gilt diefes von den Gebieten ded Bauweſens (Nr. VII) 
und des Armenweſens (Nr. VIII), die wegen ihres vorwiegend polizeilichen 
Charakters im Anſchluſſe an die Polizei zur Darftellung gelangen; es gilt 
au von den einzelnen ©ebieten der Wirtbfchaftspflege, in denen ebenfalls 
eine polizeiliche Thätigkeit in größerem oder geringerem Umfange hervortritt?). 


HI. Polizeiverwaltung. 


1. Bolizeibehörden, 


8 212. 

a) Zentralbehörde ift der Miniſter des Innern ($ 48). Seine Zu- 
ftändigfeit erſtreckt ſich indeß nur auf die allgemeine Polizei, während unter 
dem Kultusminifter die Gefundheit8polizei, unter den Minifter der öffentlichen 
Ürbeiten die Baus, Wege- und Eifenbahnpolizei, unter dem Handelsminiſter 
die Berg, Hafen- und Schiffahrts⸗ und ber größte Theil der Gewerbepolizei 
und unter dem Landwirthſchaftsminiſter die Landwirthſchafts-, Forſt⸗, Jagd⸗, 
Fiſcherei- und Viehſeuchenpolizei ftehen?). 


) Verſicherungspolizei $ 303, 304;Jagdpolizei 8 337; Fiſchereipolizei $ 339; 
Bergpolizei $ 313 Abſ. 2; Warfferpolizei Gewerbepolizei 8 34l, 342; Marktpolizei 
324 - 326; Feld⸗ und Forftpolizei | $ 854 Abf. 1; Maß- und Sewichtspolizei 
8 831, 332, Biehfeuchenpolizei $ 885; 8 355; Schiffahrte-, Hafen» und Strom- 
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8 213. 
b) Die Landespolizei bildet den Gegenfag zur Ortspolizei. Während 


diefe die Interefien der nachbarlich örtlichen Gemeinſchaft zu ſchützen hat, ums 
faßt die Landespolizei ihrem Begriffe nad) die Abwehr der den Staat oder 
die Geſellſchaft als foldhe bedrohenden Gefahren, und fällt in diefem Sinne 
mit der höheren (politifden oder Staats-) Polizei zufammen. ‘Da- 
neben merden indeß als landespoligeilihe alle diejenigen Verrichtungen an« 
gejehen, die ihrer höheren Bedeutung oder ihrer größeren Echwierigleit wegen 
thatfähhli) von einer unteren Behörde niht wahrgenommen werden. Landes» 
polizeibehörde ift der Negierungspräftdent®). Seine Zuftändigkeit erftredt ſich 
auf nahezu alle Gebiete der Polizeivermaltung. Nur einzelne befondere Zweige, 
wie die Berg⸗ und die Eifenbahnpolizei, werden von befonderen Behörden 
verwaltet ($ 313 Abf. 2 u. 368 Abf. 2). Dem Oberpräftdenten find, ab» 
gefehen von einzelnen beſonders beftimmten Gegenftänden”), nur die fi über 
mehrere Regierungsbezirle erftredenden Angelegenheiten und die bei aufer- 
ordentlichen Ereigniffen und bei Gefahr im Verzuge erforderlichen Anordnungen 
vorbehalten). 


8 214. 

c) Mannigfaltiger hat fi die Ortspolizei (Rolalpolizei) geftaltet, die 
fih gleichfalls über faft alle Gebiete der Bolizeiverwaltung erftredt?). Sie 
wird zwar überall im Namen des Königs gelibt, doch find ihre Organe ſowohl 
für Stadt und Land als für die einzelnen Provinzen verſchieden. 

In den Städten wird die Polizei regelmäßig von den VBürgermeiftern 
verwaltet!%), doch kann fie in wichtigeren Gemeinden, in&befondere in folden 
von mehr ald 10000 Einwohnern, durch Beſchluß des Minifters des Innern 
befonderen königlichen Behörden übertragen werden!!). In dieſem Falle be- 


polizei 8 368 Abi. 2; Begepeligei $ 364; 
Eifenbahnpoligei 8 368 Abi. 2 

) RegInſtr. 17 (GS. 248) $ a 
u. 238. 5 17. Beigabe von Bezirks. 
polizeilommifjfaren im Range der Polizei» 
infpeftoren (zumächſt in den Bezirfen Arne» 
berg und Düffeldorf) AE. 99 (SS. 23). 
— Erlaß dv. Polizeiverordnungen 8 221 
d. W. — Unmittelbar der Landespolizei- 
behörbe vorbehalten ift bie Strom-, Hafen- 
u. Schiffahrtspoligei $ 358 Abi. 2 1. der 
Erlaß von Poligeiverordnungen über die 
Sonntagsyeiligung 8 244 d. W. 

) Inſtr. 25 (85.26 6.1) 8 114bu.c; 
Strombaudirektionen 8 358 Abſ. 1 d. W. 

°®, Inſtr. (vor. Anm.) $ 28 u. $ 112. 

) Ausgenonmen find neben der Berg», 
der Eifenbahn- u. der Strom-, Hafen» 
u. Schiffahrtspolizgei (Anm. 6 u. 7) die 


Fiſchereipolizei $ 339 (Anm. 99) u. die den 
Landräthen vorbehaltenen Gebiete Anm. 24. 
— Unterrigtswefen $ 290 Anm. 8. 

10) Aeltere Prov.: &. üb.d. Polizei- 
verw. 11. März 50 (85. 265) S1, 
Städted. f. d. öfll. Por. 53 (GS. 261) 
$ 62, f. Weſtf. 56 (GS. 237) 8 62 u. 
ſ. d. Rheinprov. 56 (GS. 406) 8 57; 
neuere Prov.: B. 20. Sept. 67 (GS. 
1529) $ 1, Stäbted. f. Schl.⸗Holſtein 
69 (GS. 589) 8 89; f. Hefl.-Naffau u. 
Hohenzollern find die in Anm. 22 ange- 
führten Geſetze u. f. Hannover, wo bie 
Mogiftrate zufländig find, StüdteD. 58 
(dann. GS. I 148) 8 71, 78 und 79 
maßgebend. — Die Aufſicht in Polizeifachen 
führt in den freisangehörigen Städten der 
Landrath Anm. 24. 

") ©. über d. Bol®. 8 2. Schi.-Holftein 
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ftreitet der Staat die Koften der Polizeivermaltung; die Gemeinden tragen 
jedod einen nad der Einwohnerzahl abgeftuften Beitrag von 0,70 bis 
2,50 M. für den Kopf der Bendllerung bei!?). Die Behörden heißen 
Polizeipräftdien oder Polizeidireltionen; doch führen auch die Vorfteher der 
letteren zum Theil den Titel als Bolizeipräftdent. Dem Polizeipräfidium 
in Berlin find neben den ortspolizeilichen auch landespolizeiliche Befugnifie 
beigelegt '°). 

In Betreff der Landgemeinden Hatte ſich in den öſtlichen Provinzen 
die mit dem Befige eined Gutes verbimdene Polizeigewalt (gutöherrlidhe 
Polizei) mit einigen Unterbrediungen bis in die neuefte Zeit behauptet. Im 
den Provinzen Oft» und Weftpreußen, Brandenburg, Pommern, Säleften und 
Sadjen find nummehr ımter Aufhebung dieſer Polizeigewalt befondere Amts- 
bezirke gebildet, innerhalb deren die Ortspolizei von Amtsvorſtehern möglichſt 
al8 Ehrenamt, nöthigenfall® aber unter kommiſſariſcher Anftellung von Berufs- 
beamten verwaltet wird!4). Die Einrichtung ift unter Ermeiterung der Bes 
fugniß der Behörden zur Beitellung kommiſſariſcher Amtsvorfteher auf Schleswig⸗ 


Städted. 8 89 Abf. 3 u. 4; Frankfurt 
a. M., wo der Polizeipräfident zugleich 
Landrath des gleihnamigen Landkreifes ift 
u. in biefem bie Ortspolizei verwaltet V. 
67 (GS. 917) 8 30—82. — Die ühn« 
lihen Beflimmungen in den übrigen neuen 
Landestheilen find aufrecht erhalten V. 67 
(Anm. 10) 8 2. 

2) &. 20. April 92 (GS. 87). Dem 
Staate liegen mır bie durch Einſetzung, 
Unterhaltung u. Ausrüftung des nöthigen 
Dienfiperfonals ummittelbar erwachfenden 
Koften ob, nicht die infolge der verwalten» 
den Thätigkeit mittelbar entflehenden Aus⸗ 
gaben für Anflalten und Einrichtungen 
(Zwangsheilung Geſchlechtskranker) 2 OB. 
(XXVII 62) u. Ert. RGer. 95 (MB. 
248). Die Beiträge follen zur Vermehrung 
der Gendarmen im Intereffe der übrigen 
Stadtgemeinden verwendet werben baf. 8 1. 
— Berhältnigmäßige Herabjetsung der Bei⸗ 
träge bei Weberweifung einzelner Zweige 
der Polizeiverwaltung an die Gemeinden 
8 6 u. (Berehnung) OV. (XXV 26). 

=) Bolizeipr. in Berlin (Regl. 22 RA. 
VII 491 u. RO. 30 daſ. XIV 859; 
DB. VIII 331), das die Landespolizei- 
behörde über den Polizeibireftionen in 
Charlottenburg, Schöneberg und Rirxdorf 
bidet ©. 00 (85. 247) u. in Straf 
und Sittenpolizei für weitere Berliner 
Vororte zuftändig ift &. 89 (65. 129), 
Polizeipr. in Königsberg, Stettin, Breslau, 


Magdeburg, Hannover mit Stadt Linden, 
Frankfurt a. M. (Anm. 11) u. Köln; 
PVolizeidir. in Danzig, Poſen, Potsdam, 
Kiel Hier nad) StädteO. (Anm. 10), Kaflel, 
Wiesbaden, Aachen, Koblenz, Hanau u. 
Sulda. Die zwei leßtgenaunten werden 
als Nebenümter vou den Landräthen ver- 
walte. — Prüfung der Büreaubeamten 
3. 95 (MB. 137), Anftellung Bf. 98 
(MB.20), der Meldeamtsbeamten 99 (MB. 
53). — 8 2189. W. 

u“, MO. 81 (ES. 180) 8 46—52, 
54-63, 65-68 (8 53 ift aufgehoben 
8 78 Anm. 44 db. W.); ferner ZuſtG. 
$ 5 u. 6, wonad die flaatlihe Aufſicht 
von dem Landrathe als Borfigenden des 
Kreisausfchuffes u. in höherer und letzter 
Snftanz von dem RegPrüf. geführt wird; 
ZR. u. AusfInftr. 73 (MB. 150 und 
153) Art. 2 u. 4. — Amtsunfoften KrO. 
5 69-73, ZR. 73 (MB. 137) u. 81 
(MB. 75. — Amtsausihäffe KrO. 
8 51L—Dda, ZR. 78 (MB. 74 ©. 13). 
— Amtsoorfteher find mittelbare Staats» 
beamte; die Bezeihnung „Königlich“ fteht 
ihnen nicht zu R. 74 (MB. 169); ZR. 
738 (MB. 79 ©. 1). — Die Zahl der 
Amtsbezirfe in den oben genannten Pro⸗ 
vinzen belief fih (1875) auf 5668 mit 
durchſchnittlich je 1600 Eimvohnern und je 
6 Gemeinden ober Gutsbezirfen; 340 
Amtsbezirke umfaßten eigene Gemeinden 
oder Gutsbezirke. 
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Holftein übertragen!?). Kinzelne zu einem Landkreiſe gehörige Landgemeinden 
oder Gutsbezirke können bezüglich der Polizeiverwaltung dur den Minifter 
des Innern im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe mit dem Bezirke einer 
treisangehörigen Stadt vereinigt werden!‘). Aehnlich, nur mit ausgeprägterem 
Beamtendaralter, beftehen in Poſen Diſtriktskommiſſare!), in Weftfalen Amt- 
männer!®) und in der Rheinprovinz Landbürgermeifter!?). Für Hannover, 
wo von der Befugniß zur Einführung der Amtsvorſteher kein Gebrauch ge- 
macht worden ift, wird die Ortspolizei von den Landräthen verwaltet). 
Damit erweitert fih naturgemäß die Thätigleit der Gemeindevorfteher auf 
diefem Gebiete, denen auch im Geſetze mehrere ortSpolizeiliche Verricätungen . 
überwiefen mwerden?!). Noch weiter iſt diefe Zuftändigkeit in Heflen-Naflau 
und in Hohenzollern ausgedehnt, indem hier die Drt&polizei unter unmittel- 
barer Auffiht der unteren Staatsperwaltungsbehörden von den Organen ber 
Semeindevermaltumg felbft gehandhabt wird?). Diefe Einrichtung fett ein 
entwideltes Gemeindeleben und einigermaßen befähigte Gemeindeorgane vor⸗ 
aus, verdient aber, wo diefe vorhanden find, ſchon um desmwillen den Vorzug, 
weil fie der Ortspolizeibehörde ihre Stelle im eigenen Orte zumweift, wo fie 
unausgeſetzt beobaditen und unmittelbar eingreifen fann. Sie vermeidet da- 
neben die Einfchiebung von Zwiſchenbehörden zwiſchen Landrath und Gemeinde- 
behörde und macht damit die Verwaltung einfacher und billiger. Sie ver» 
hindert aber vor allem die Einführung unterer Beamten in die örtlihe Ver⸗ 
waltung, die anderenfall® nicht überall zu umgeben ift. 


$ 215. 

d) Eine eigentliche Kreispolizei hat ſich erſt in neuefter Zeit gebildet. 
Der Landrath war urfpränglih nur Kommiffar der Regierung?) und Hat erſt 
allmählich eine felbfiftändige polizeiliche Stellung erhalten. Seine weſentlichſten 
Aufgaben auf diefem Gebiete find die Aufficht Über die Ortspolizeibehörden?“) 


) KrO. 88 (GS. 139) 8 32- 65. 

i) MD. 81 8 494 u. ZuſtG. 8 6. 
In Schl.⸗Holſtein iſt die Befugniß auf 
Städte, Stadtkreife u. zu ſolchen gehörige 
Landgemeinden ausgedehnt MO. (vor. 
Anın.) 8 36. 

RD. 36 (RA. XX 943), Anftellung 
Sur. 7 (MB. 179), Rang 8 70 Anm. 

d. W. 


m Weſtf. LemO. 56 (GS. 265) 84 
u. 69 -70 u. KO. 86 (GS. 217) 8 27 
bis 29 u. 992. 

ı), Ahein. GemO. 45 (85. 523) 8 108 
u. KO. 87 (GS. 209) 8 28. 
FL 84 (86. 181) 8 24, 25 u. 


“) Daf. 8 845-8; goemo. 59 (hann. 
GS. 1 39) 8 69, 7 


=) LGemO f. Heſſen⸗Nafſau 97 (GE. 
301) $ 63 un. (Bildung gemeine tiger 
Ortspolizeibezirte) 64. — Gem f. 
Hohenz. 00 (88. 189) 8 71. 

”, 8. 15 (GS. 85) $ 38. 

*) KrO. 81 8 77, ®. 15 (86. 85) 
8 33 u. (Ordnungsftrafredt) OB. (XVI 
404). Die Landräthe führen hiernach die 
Auffiht in allen Treisangehörigen Städten, 
unbefchadet der abweichenden Zuſtändigkeit 
bei Rechtsmitteln gegen polizeiliche Ver⸗ 
fügungen in Städten mit mehr als 10000 
Eimvohnern ($ 222 Abſ. 4 d. W.). In 
Hannover ſind jedoch alle ſelbſtſtändigen 
Städte (8 60 Anm. 79) der Aufſicht des 
Landraths entzogen LBS. 8 155 Abf. 3 u, 
KO. 84 (GS. 181) $ 27. — Beſondere 
Zuftändigleit in der Viehſenchenpolizei 
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und das Recht zum Erlaß von Polizeiverordnumgen ($ 221 Abf. 2 Nr. 3) und 
polizeiliden Zwangsmaßregeln ($ 222 Abf. 2). Erſt damit ift der Landrath 
zur eigentlichen Polizeibehörde geworben. 


2. Bolizeibeamte. 


8 216. 

a) Ueberficht. Neben den allgemeinen Beitimmungen über Beamte 
(8 62—75 u. 77 Nr. 2) beftehen über die Befugniffe und Einrichtung der 
unmittelbar ausführenden (Exekutiv⸗) Beamten mehrfache befondere Vor⸗ 
ſchriften. Sie haben das Recht zur Feſtnahme von Perfonen ($ 225), zur 
Durchſuchung ($ 226), zur Beſchlagnahme ($ 227), und im Falle der Noth 
zum Waffengebraudde??). In der Einrichtung werden die ſtaatlich angeftellten 
und befoldeten Gendarmen (b) und Schugmänner (c) von den Gemeindepolizei= 
beamten (d) unterfchieden. Neben dieſen allgemeinen Polizeibeamten giebt es 
ſolche für einzelne befondere Berwaltungszwede?®). 


8 217. 

b) Die Gendarmerie war bereit8 1812 gebildet, erhielt aber erft 1820 
ihre heutige Geftaltung?”), in welcher fie aud) auf die neuen Provinzen über- 
tragen wurde?8). Sie ift in Rüdfiht auf Wirthſchaft, Disziplin, Gerichtsſtand 
und innere Verfaſſung militärifch eingerichtet, fteht unter einem Militärvor- 
gefeßten und wird den Armeekorps entjprehend in Brigaden eingetheilt. Dede 
Brigade befteht aus einem Brigadier und einer Anzahl von Offizieren, Ober» 
wachtmeiftern, berittenen und Fußgendarmen. In ihren Dienftobliegenheiten 
ftehen die Gendarmen dagegen unter den Zivilbehörden, denen fie zugemiefen 
find, insbefondere unter den Landräthen. Den Ortspolizeibehörden find fie 
nicht unterftellt, haben jedod ihren Aufforderungen zu entipredden??),. Die 


8 335 Anm. 88, Jagdpolizei 8 337 | pruß. ME. 45 (GS. 278) I 


Anm. 67, Chauffeepolizei 3 364 Anm. 29. 
Sonft hat der Landrath in den der Orts⸗ 
polizeibehörde zugewiejenen Geſchäftskreis 
regelmäßig nicht einzugreifen OB. (X 357). 

=, GendInſtr. (Anm. 27) 8 28 u. V. 
1867 (Anm. 28) 8 18; Anwendbarleit 
auf die übrigen ausübenden Beamten KO. 
54 (MB. 69). 

=) Forſtſchutzbeamte 5 125 Abſ. 2 d. W.; 
Fiſchereibeamte $ 339 Anm. 99. 

7,8. 30. De. 20 (68. 21 ©. 1) u. 
DienftInftr. v. demf. T. (daf. S. 10). — 
Der Gerichtsſtand ift der des ftehenden 
Heeres 8 112.32. u.81012. W. Die 
MilStGerO. 1. Dez. 98 findet auf Gen⸗ 
darmen Anwendung Einf®. 8 2 Abf. 8, 
nicht aber da MilStraf®B. 20. Juni 72, 
gem. Einf. $ 2 Abf. 2, das frühere 


8 482,3 u. 188 gilt deshalb fort. — 
Disziplinarunterfuhung KO. 29 (KU VIII 
560) u. ZR. 50 (MB. 179). — Reife 
foften u. Zagegelder B. 74 (GS. 131) 
u. 98 (68. 103). — Umzugsloften V. 79 
(GS. 22) u. 88 (65. 347). — Pen» 
fionirung ©. 72 (68. 268) $ 4. — Ge⸗ 
meindefleuerfreiheit wie Militürperfonen 
8 97 Ab. 52.8. — Unablömmlichkeit 
bei Einziehung zum Militär $ 90 Abi. 2 
Nr. 20. W. 

=) Hohenzollern Erl. 50 (88. 51 ©. 
708). — Schl.Holſtein, Yannover u. 
Heflen-Naffau V. 67 (GS. 777). 

=, KrO. 81 8 65 Abf. 2. — Inſtr. für 
die Thätigkeit bei größeren Truppenübungen 
90 (MB. 101) — Annahme er ſtaatlicher 
Zuwendungen 3. 90 (MB. 242). 
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unmittelbare militärifche Auffit über die Gendarmen wird durch Gendarmerie⸗ 
offiziere und Oberwachtmeiſter geführt?®). 

Die Gendarmen werden aus den geeigneten Unteroffizieren mit mindeſtens 
9 jähriger Dienftzeit entnommen und nad fechsmonatliher Probebdienftleiftung 
angeftellt. Der Dienft in der Gendarmerie wird bezüglich der Zivilverſorgungs⸗ 
anſprüche dem Militärdienfte zugerechnet '). 


8 218. 

c) Die Einrihtung der Schutzmanuſchaft entfpricht mit Ausſchluß der 
militärifchen Einrichtung überall der der Gendarmerie. Gie wurde 1848 in 
Berlin, fpäter auch in den übrigen Städten mit königlidher Polizeiverwaltung 
eingeführt. Die Einftellung von Unteroffizieren mit Yjähriger Dienftzeit ift 
zuläffig, infofern geeignete verforgungsberechtigte Bewerber nit vorhanden 
jind 32). Die befondere Auffiht führt unter dem Polizeipräſidenten (Direktor) 
in Berlin der Polizetoberft mit Polizeihauptleuten, Leutnant® und Wacht⸗ 
meiftern, in den übrigen Städten der Polizeiinfpeltor mit den Polizeilommifjarien. 
Lestere find für beftimmte Zweige der Polizeiverwaltung (Kriminal-, Fuhr⸗ 
kommiſſarien) oder Bezirke (Revierkommiſſarien) beftellt. 


8 219. 

d) Die Gemeindepolizeibeamten find Polizeifergeanten oder Polizei 
diener?s). Die Anftellung fest Zivilverforgungsberedhtigung®!), eine 3 bie 
6 monatliche Probezeit und Genehmigung des Negierungspräfidenten voraus). 
Die Beauffihtigung erfolgt in mittleren Städten durd) Polizeitommifjarten, 
in größeren außerdem durch Polizeiinfpeftoren. 


3. Aunftländigkeit und Berfahren, 


8 220. 

a) Meberficht. Die Aufgaben der Polizei bieten mehrfadhe Belonder- 
heiten. Vielfach dulden fie keinen Auffhub; das Eingreifen muß unmittelbar 
und fchleunig erfolgen. Ihre Wirkfamfeit ift ferner nit nur gegen beftimmte, 
fondern auch gegen mögliche oder doch nur wahrſcheinliche Ereigniffe und 
Handlungen gerichtet und muß dabei alle befonderen Berhältniffe des Lebens 
eingehend berückſichtigen, die fi in ihrer wechlelnden Mannigfaltigkeit nicht im 


”) Rang der Oberwachtmeifter $ 71 | Dienftzeit AD. 98 (MB. 197). — Waffen⸗ 


Anm. 37 d. W. — Zur theoretifh fad- 
lihen Ausbildung find Gendarmerieſchulen 
in Wohlau und Einbed eingerichtet. 
2) BBeſchl. 82 (38. 123) 8 1, erg. 
Bet. 95 (38. 17); 8 68 Abi. 4 d. W. 
KO. 48 u. 52 (MB. 55 ©. 119), 
75 (MB. 201) u. E. 85 (MB. 231). 
Einftweilige Einftelung nad 6 jähriger 


gebrauh AE. 54 (MB. 69). — Uniform 
8 70 Anm. 40 d. ®. 

=) Uniform wie Anm. 32. — 
mein de⸗Feld- u. Forfthüter 8 331 a6. 5 
d 


”, 5 4 des BG. u. der V. 1867 
(Anm. 10). 
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Boraus beftimmen laffen. Endlich bedarf die Polizei, um ihrer Aufgabe ge- 
nügen zu können, des Anſehens und muß in dieſem geſchützt werden. 

Alle diefe Umftände haben dazu geführt, die Polizei mit einer Reihe 
befonderer Befugniſſe auszuftatten und dabei ihrem eigenen Ermeflen einen 
ausgedehnteren Spielraum zu gewähren. Die Polizei kann ſolche polizeiliche 
Gebiete, die dem zeitlichen Wechſel oder der örtlichen Verfchiedenheit in höherem 
Grade unterworfen find, unter Androhung von Strafen durch Polizeiver- 
ordnung allgemein regeln (b), fie kann daneben in gewiffe Verhältniffe durch 
Polizeiverfügung beftimmend eingreifen und dieſe dur Zwangsmaßregeln 
durchſetzen (c)®9). 

Diefe Befugniffe find regelmäßig mit Einfchränfungen der Perſon und des 
Eigenthums verbunden?®). So lange Gefeg und Verordnung nicht gefchieden 
waren, fihien dies unbedenklich. Seitdem aber mit Beginn des Jahrhunderte 
der Grundfag der Unterordnung der Verwaltung unter das Gefeg maßgebend 
geworden, tft man unausgefeßt bemüht, Nechtsficherheiten zu ſchaffen, die gegen 
eine eigenmächtige oder zu meit gehende Anwendung diefer Befugnifje fihern 
follen; die Frage, welche Einſchränkungen dabei möglich find, ohne den Zweck 
der Polizei zu beeinträchtigen, bietet erhebliche Schwierigkeiten und ift zur Zeit 
noch nicht abgejchlofien. 


8 221. 

b) Der Erlaß von Polizeiverorduungen erſcheint im Landredit als 
Mojeftätsredt. Den Miniſtern ftand dieſe Befugniß zu; die Regierungen 
waren dagegen an höhere Genehmigung gebunden®?) und die Ortspolizei⸗ 
behörden auf wenige Gegenſtände der Feldpolizei beſchränkt?8). 

Ein allgemeines Polizeiverordnungsrecht iſt erſt ſpäter eingeführt?®) und 
demnächſt durch die neue Verwaltungsgeſetzgebung erweitert und unter Theil⸗ 
nahme der Selbftverwaltungsförper allen Polizeibehörden beigelegt wie folgt: 


*) Eine dritte Befugniß bildet die polizei- 
Tihe Strafverfügung (8 228 d. W.). Die 
Poligeibehörbe erſcheint als Trägerin ber 
drei Gewalten ($ 2 Anm. 6), in der 
PVolizeiverorbnung ale Sefetsgeber, in der 
Strafverfügung als Richter u. nur in der 
Polizeiverfügung als eigentlihe Verwal⸗ 
tungsbehörde. 

”) Wer eine Sache in einen polizei- 
widrigen Zuſtand verfeßt, ift zu deſſen 
Befeitigung verpflichtet, auch wenn er be- 
Hauptet, die Sade gehöre ihm nicht oder 
w. er fie an einen anderen abtritt DB. 
XXXIV 429. — Biermann, ge ae 
u. Polizei in Preußen (Berl. 9 

"er. 11 13 86. — Senf. 17 


(GS. 248) $ 11 u. StMB. 45 (MB. 
40). —— Befngniß nad franz. 
N. 42 (MB. 209). 

”) * 47 (GS. 376) $ 2, 10, 
25, 40, 73, 74. 

9 PBG. 50 (ES. 265) 8 5—17, 
Form 3R. 50 (MB. 176); neue Prov. 
8. 67 (85. 1529) 8 5—17, Form ZR. 
67 (ME. 364); Lauenburg ©. 70 (WERL. 
13) 8 5—17. Sachlich wird das Polizei» 
verordnungsrecht — ebenfo wie das Polizei- 
verfügungsreht 8 22, OB. XI 365 — 
durch den Begriff der Polizei (Anm. 4) 
eingefhräntt. — Rofin, Polizeiverordnungs⸗ 
recht (2. Aufl. Berl. 96). 
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1. Den Miniftern für das Staatsgebiet oder Theile von diefem auf den 
ihnen befonder8 zugewiefenen und auf den Gebieten der Eifenbahn-, 
Strom-, Schiffahrts. und Hafenpolizei, fowie in betreff der Zubereitung 
und des BVertriebes von Giften und erplodirenden Stoffen, mit Straf» 
‘androbung bis zu 100 M.*); 

2. den Ober⸗ und den Regierungspräfidenten über alle im Intereffe 
der Provinzen oder mehrerer Bezirke, und der Bezirke oder mehrerer 
Kreife zu regelnde Gegenftände, unter Zuftimmung der Provinzialcäthe 
und der Bezirksausſchüſſe — in eiligen Fällen auch vorbehaltlich diefer 
auf höchſtens 3 Monate — mit Strafandrohung bis zu 60 M.t); 

3. den Landräthen für Die Kreife oder mehrere Ortspolizeibezirte, unter 
Zuftimmung der Kreisausſchüſſe, mit Strafandrohung bis zu 30 M.*2); 

4. den Ortspolizeibehörden, für die Ortspolizeibezirke oder eine oder 
mehrere Gemeinden, mit einem Strafmaße von 9 M., bei Zuftimmung 
der Regierungspräfidenten und in Stadtkeifen von 30 M. In den 
Städten ift dabei die Zuftimmung der Gemeindevorftände erforderlich; 
nur für die zum Gebiete der Sicherheitöpolizei gehörigen Verordnungen 
genügt die Berathung mit diefen. Auf dem Lande ift in allen Fällen 
bie Zuftimmung der Amtsausfhüffe erforderlih‘?). An deren Etelle 
tritt in den nur ans einer Gemeinde beftehenden Amtöbezirfen die Ge⸗ 
meindevertretung **). 

Der Minifter kann alle polizeilichen, der Regierungspräfident unter Zus 
fiimmung des Bezirksausſchuſſes die kreis⸗ und ortspolizeilichen Borfchriften 
außer Kraft fegen‘d). Der Richter Hat nur die Gefegmäßigfeit, nicht die 
Nothwendigfeit und Zmedmäßigleit der Polizeiverordnungen zu prüfen. Im 
Unvermögensfalle erkennt er ftatt der Geldftrafe auf verhältnigmäßige Haft*°). 

Die Zahl der Polizeivorfäriften ift infolge dieſes Verordnungsrechtes er- 
heblich gewachſen und die Ueberſicht Über diefe vielgeftaltigen Beftimmungen 
ſehr fhwierig geworden. Dan bat dur Zufammenftellimgen zu helfen ge- 
ſucht, aber ohne dauernden und gründlichen Erfolg, Nur die eingefchränfte 


LBS. 8 136, Form u. Belannt- | polizei $ 232 Anm. 1. — Benehmen mit 

madung S 140; Beginn der Wirffamfeit | den gomggudgumten R. 40 (MB. 361) 
141. — Berorbnungen der Konfuln | u. 52 (MB. 2 

885 Anm. 36 d. W., in den Säntgebieten | >08, aD. 8 ei u. Erf. OT. 76 (MB. 


G. 00 (RGB. 813) 8 15 Abi. 2 
4) LBS. 8 187—139, Form u. | ‚286. N 145; PVG. 8 8—10 u 16. 
fanntmahung 8 140, Beginn der Wirk = BPVO 8 17, 18; StGB. 8 18, 28 
famfeit $ 141. — Verordnungen über : u. 29. — Die Brüfung der RKeqtsgultig 
Sonntagsheiligung $ 244, Bergpolizei keit ſteht auch den Verwaltungsgerichten 
8 813 Abſ. 2, über Schiffahrts-, Hafen⸗- zu; ſie erſtreckt ſich Über die Frage, ob der 
und Strompolizei 5 358 Abi. 2 d. W. Gegenftand der Polizeiverordnung über- 
=) LBS. 8 142 u. 144 Abi. 2; BLOG. | haupt in das Gebiet der polizeilichen 
5 u. 6. Thätigkeit (6 211 Anm. 4) fält, nicht 
“LBS. 8 143, 144, POS. $ 5-7; | auf die Nothwendigkeit oder Suedmäpigkeit 
KrO. 81 (85. 180) 8 62. — Sicherheits. DB. (1X 353 u. XXIII 352). 
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und zwedentfprechende Anwendung dieſes wichtigen Rechts vermag hiergegen 
einige Abhülfe zu ſchaffen. 


5 222. 

co) Wefentlih von den Polizeiverordnungen verfchieden find die Polizei⸗ 
verfügungen‘‘). Richten jene ſich gegen eine Mehrheit von Fällen und 
Perfonen, fo haben dieje einen beftimmten Fall, meift aud eine beftinmte 
Berfon im Auge. Jene merden deshalb veröffentlicht (publiziert), diefe zuge 
ſtellt (infinuirt). Der Hauptgegenjag liegt indefien in der Berjchiedenheit ihrer 
Zwecke. Die Polizeiverordnung will ähnlich dem Strafgefeg eine Nechtöver- 
legung gefühnt fehen, die Polizeiverfügung ihr vorbeugen, indem fie eine bes 
ftimmte Handlung oder Unterlafjung herbeizuführen ſucht. 

Zur Durchführung aller obrigkeitlihen Verfügungen ftehen den Polizei» 
behörden Zwangsbefugniffe zu. Neben dem gefetlihen Zwangsmittel der 
Androdung von Geld- und Haftftrafe können fie die zu erziwingende Handlung 
auf Koften des Inanfpruchgenommenen durch dritte bewirken lafjen‘?), Das 
Recht fteht den nachſtehend (Mr. 2) benannten Behörden für alle obrigkeitlihen 


Anordnungen wie folgt zu: 


1. Die Ausführung der zu erzwingenden Handlung ift möglichft durch einen 
dritten auf Koften des Inanſpruchgenommenen zu bewirken; 

2. perfünliche Leijtungen oder Unterlaffungen find durch Androhung und 
Feftfegung von Geld- oder verhältnißmäßiger Haftftrafe zu erzwingen, 
bezüglich deren die Gemeinde-(Guts-)vorfteher bis 5 M. oder 1 Tag, 
die Ortspolizei- oder ftädtifhen Gemeindebehörden in Landfreifen bis 
60 M. oder 1 Woche, in Stadtkreifen gleih den Landräthen bie 
150 M. oder 2 Wochen, die Negierungspräfidenten bis 300 M. oder 


4 Wochen gehen dürfen; 


3. unmittelbarer Zwang ift nur äußerſtenfalls anzuwenden. 
Gegen die Androhung eined BZwangsmitteld find Ddiefelben Rechtsmittel 


wie gegen die Anordnung felbft zuläffig. 


Segen die Feſtſetzung und Aus- 


führung findet nur die Beſchwerde im Auffichtöwege mit zweiwöchentlicher 


Friſt ftatt??). 


7, BVolizeiverfügungen find polizeiliche 
Gebote oder Verbote; darunter fallen nicht 
Mahnungen unter Hinweis auf die bei 
Nichtbeachtung eintretende Strafe DB. 
(XXXIV 429) u. Berbote auf Grund 
ueber gefeliher Ermädtigung OB. 
(XXXV 386). 

= PBG. 8 20; neue Prov. 8 18 der 
in Anm. 89 angeführten Vorſchriften. 

“) WG. 8 132, 138. Die Geldſtrafen 
unterliegen der Beitreibung im Verwaltungs⸗ 
wege (8 136 Abſ. 4 d. W.), doch ohne vor» 


argaunige Anmahnung 3. 88 (MB. 90). 
— Die Haft wird nad StOB. $ 28 
u. 29 berechnet. — Mit Strafe bedrohte 
Handlungen unterliegen feinem Zwangs⸗ 
verfahren mittelit Geld⸗ oder SHaftitrafe 
DB. (V 278, MB. 79 ©. 236), doch 
gehört die Verhinderung ftrafbarer Hand⸗ 
lungen zu den Aufgaben der Polizei OV. 
(1X 275). — Bermöge der Zwangsgewalt 
find die Polizeibehörden befugt, Perſonen 
zwangsweiſe vorzuladen DB. (XV 423 
u. MB. 87 ©. 242), auch Zwang» 
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As Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen der Orts⸗ und der 
Kreispolizeibehörden ift wahlweife entweder die Beſchwerde bei dem Landrath 
und (im Städten mit über 10000 Einwohnern und gegen Berfügungen des 
Landraths) bei dem Negierungspräfidenten — und gegen deren Beſcheid an den 
Regierungspräfidenten und den Oberpräfidenten mit nachfolgender Klage beim 
Oberverwaltungsgerichte im alle behaupteter Rechts⸗ oder Sachwidrigkeit — 
oder bei letterer Vorausſetzung auch die Verwaltungsklage bei dem Kreis⸗ 
und dem Bezirksausſchuſſe zugelafien. Gegen polizeiliche Verfügungen der 
Regierungspräftdenten findet die Beſchwerde an die Oberpräfidenten und gegen 
deren Befcheid bei behaupteter Rechts⸗- oder Sachwidrigkeit die Klage bei dem 
Oberverwaltungsgerichte ftatt. Beſchwerde oder Klage gegen Verfügungen der 
Drtd- und Kreispolizeibehörden find bei den Behörden anzubringen, gegen 
deren Verfügung fie gerichtet find. In Freisangehörigen Städten mit mehr 
ald 10000 Einwohnern, fowie in den felbftitändigen Städten der Provinz 
Hannover find die Regierungspräfidenten und Bezirksausſchüſſe zuftändig ). 
Diefe Entfeheidungen find endgültig; doch ift, wenn auf dieſem Wege 
eine Polizeiverfügung als gefeßwidrig oder unzuläffig aufgehoben wird, über 
die PVertretungsverbindlicdhfeit de8 Beamten nad) den allgemeinen Rechtsregeln 
($ 64) im Rechtswege zu entſcheiden*1). Dem letteren unterliegen auch nad) 
wie vor alle durch die Verfügung berührten privatretlihen Verhältniſſe, ins⸗ 
befondere der etwaige Entfhädigungsanfpruh umd die Frage, wem unter 
mehreren Betheiligten eine geforderte Leiftung oblieged?). Dagegen finden die 
gewöhnlichen Rechtsmittel (vor. Abſatz) jet auch in dem Falle ftatt, daß die 
Befreiung von der auferlegten Verpflichtung auf Grund einer befonderen ge- 
ſetzlichen Vorſchrift oder eines fpeziellen Rechtstitels behauptet wird °?). 

Das gejhilderte Verfahren erſcheint ziemlich verwidelt und weitläufig, 
während gerade für Polizeifachen eine einfache Geftaltung und raſche Erledigung 
unerläßli if. Es belaftet ferner das Oberverwaltungsgericht mit der Ent- 
ſcheidung von thatfählihen und Zwedmäßigkeitöfragen, die dem Weſen und 
der Bedeutung diefes Gerichtshofes wenig entfpreden. Es kann endlich durch 
die wahlweife Zulaffung zweier verfchiedener Nechtömittel zu einer völligen 


geftellungen (Siftirungen) vorzunehmen 
und bdieferhalb in die Wohnungen ein» 
zudringen. Erf. R&. 80 (MB. 234). — 
Bortdauernde Bmongebefugniß der Re 
gierungen $ 57 Anm. 36 d. 

”, 2B6. —— "180; 8* u. 8 215 
Anm. 24 d. W.; Berlin vos. 8 127c; 
Hohenzollern 8 130 Abi. 2; Hannover 
KO. 84 (GS. 181) 8 281, verb. 8 60 
Anm. 79 d. W. — Beſondere Zuſtändig⸗ 
keit u. eigenes Verfahren in Schulbau⸗, 
Waſſerpolizei⸗ u. Wegeſachen 8 291 Abſ. 5, 
324 Anm. 17 u. 364 Abſ. 2 d. W.; nur 


die Klage iſt zuläſſig bei Verſagung der 
Verbreitung von Druchkſchriften 8 285 
Abſ. 3, der Anlage von Anſiedelungen u. 
Kolonien 8 266 Abſ. 5 u. der Gewerbe⸗ 
legitimatiouskarten 8 341 Abſ. 3, ſowie 
bei der Wildſchadenfeſtſtellung 8 337 Abf. 4. 

2) G. 11. Mai 42 (GS. 19%) 8 1, 
6; 80. 8 131. 


.428 A. 
=) BG. 8 127 Abf. 4 nebſt GerVerfG. 
98 (RB. 371) $ 18, wodurch 82 u. 3 
des ©. 42 befeitigt find. 
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Rechtsverwirrung führen, fobald mehrere durch eine polizeiliche Berfügung 
Betroffene verjchiedene Wege einſchlagen und entgegengefegte Entſcheidungen 
herbeiführen. 


Strafpelizei. 


1. Aeberſicht. 


8 228. 

Die frühere Geſetzgebung unterſchied Kriminal- und Polizeigerichtsbarkeit 
und wies erfterer die Unterfuhung und Beftrafung der (vorfäglichen oder ſchuld⸗ 
baren) Verbrechen, letzterer die der Uebertretungen zu). Tchatfählih war bie 
Polizeigerichtsbarkeit in der Regel mit der Polizeivermaltung verbunden ?). 
Hierin mußte eine Aenderung eintreten, als mit der Trennung der Rechtöpflege 
von der Verwaltung die Verfolgung aller Rechtsverletzungen zur Sache der 
Gerichte wurde?). Dabei blieb indeh die zur Erforſchung und erften BVer- 
folgung berufene Staatsanwaltſchaft in Ermangelung eigener drtliher Organe 
auf die Mitwirlung der drtlihen Polizeibehörden angewiefen (Nr. 2). — 
Berner wurde den letteren das Recht der Strafverfügung übertragen, die je- 
doch der gerichtlichen Entſcheidung nicht vorgreift (Nr. 3). — Der Vollſtreckung 
der Strafe und der Erfüllung des Strafzwedes dienen endlich veridiedene 
Anftalten und Einrichtungen, welche den Verwaltungsbehörden unterftellt und 
fomit als Gegenftände der Polizeiverwaltung zu behandeln find. Hierzu ge 
hören die Gefängniffe und Strafanftalten, die Polizeiauffiht und die Trans- 
porte (Nr. 4—6). 


2. Bie Polizei als Hülfsorgan der Atantsanwaltfchaft. 


8 224. 

a) Einleitung. Die polizeiliche Thätigkeit auf dieſem Gebiete, die 
Straf(Kriminal)polizei ift Feine felbftftändige, fondern nur eine aushelfende, 
ergänzende. Die Polizei erfheint dabei nur als Gehülfin der Staatsanwalt- 
ihaft. Schon nad) preußifhem Rechte hatte fie das Einfchreiten der letzteren 
vorzubereiten und zu unterſtützen“). Das franzöftfche Recht bat diefe Thätig- 
teit al8 gerichtliche Polizei zu einem eigenen, den Gerichten unterftellten 
Zweige der Polizeiverwaltung ausgebildet), und die neue Reichsgerichtsver⸗ 
faffung hat ſich diefem Vorgange in fomweit angeſchloſſen, als fie den Beamten 
des Polizei- und Sicherheitsdienftes ausdrädiih die Stellung von Organen 
der Staatsanwaltſchaft zuweiſt*). Diefe find demgemäß, Tomeit fie ihr Amt 


yY RIILI7 8 11m. 16. 886. 98 (REB. 371) 8 163; 
9 Das CR. (II 17 8 115) fcheint von | Disziplimarg. 52 (G06. 465) $ 67, 58, 
befonderen Dotipeigeriihten auszugehen, 63 nebſt ©. 79 (GS. 345) $ 16. — Zu 
8170 Abf. 12 W. diefen Beamten gehören in Städten mit 
) V. 3. Jan. 19 (06. 14) F 4. fönigl. Polizeiverwaltung die Kommifſare; 


5) Code d’instruct. crim. Art. 3 in anderen Städten die KBürgermeifter 
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nit als Ehrenamt verfehen, den Staatsanwalt des Landgericht und dem 
Dberftaatdanmwalt unterftellt, melde, fobald bie vorgefeßte Behörde vergeblich 
um Abhülfe erfucht worden, zu Rügen und zu Ordnumgsftrafen bis 100 M. 
gegen fie befugt find”). 

Die Polizei hat demgemäß bei Verübung ftrafbarer Handlungen den ört- 
lichen Befund feftzuftellen und deſſen unveränderte Erhaltung zu ſichern. 
Leichen von Perſonen, welche unbelannt oder eines nicht natürlichen Todes ver- 
ftorben find, dürfen nur unter Genehmigung des Staatsanwalts oder Amts- 
richter8 beerdigt werden?). Die Polizei ift dieferhalb zur Vornahme aller 
nothwendigen, feinen Auffhub geftattenden Anordnungen ermäditigt?), aber, 
fofern damit Beſchränkungen der verfaffungsmäßig gemährleifteten Freiheit der 
Perfon und des Eigentums verbunden find, an Erfüllung beftimmter gefeß- 
licher Borausfegungen und Formen gebunden. Im einzelnen kommt die Frei- 
heitdentziehung (b), die Durchſuchung (c) und die Beſchlagnahme (d) in Betracht. 


8 22. 
b) Sreiheitdentziehung. Die perfönliche Freiheit ift verfafjungsmäßig 
gewuͤhrleiſtet und ftrafgefeglich geſchützt. Ihre Beſchränkung ift nur unter den 
duch das Geſetz beftimmten Bedingungen und Formen zugelaflen 9. 


bebörde; fie fallen, wenn nicht Dritte er⸗ 
ftattungspflichtig find, der Polizeiverwaltung 
zur Lat R 65 (MB. 282); Beugen- 
gebühren haben die Polizeivennvaltungen 
nicht zu gewähren Bf. 99 (MB. 00 ©. 57). 
— Die allgemeinen Zwangsbefugniſſe 


(außer in den Stadtkreiſen n. größeren | 
Städten Bf. 79 MB. 80 ©. 28), Polizei- 
Inſpektoren u. -Kommifferien; auf dem | 
Lande die Guts- u. Gemeinde u Die 
Amtsvorfteher, die Amtmänner in Weſt⸗ 
—* * a8. TEE Sen) 9 ie ($ 222 Abf. 2 9.8.) find dabei anwend 
rovinz . W.) find dabei anwend⸗ 
:80 ©. 28) u. (Anderung der Nr. X11 2) | bar 3. 92 (MB. 222). Ueber Beſchwerden 
9 (MB. 191), bie BVolizeibezirks- u. die | ift jedoch im Juſtizaufſichtowege (G. 78 
inpro u. r izei gungen rgefchriebenen 
u. 97 (MB. 133), die Revierförfter, Hege- | Verfahren ($ 222 Abf. 4 d. W.) zu ent- 
meifter, Förſter, Forſtaufſeher, Forſthülfs· fcheiden OB. (XXVI ‚886) u. 38. 96 
jäger und auf Forſtanſtellungsberechtigung (MB. ‚79); auf militärgerichtliche Ange⸗ 
Se er, | AR An A 
zwei u hai . . — Der Bolizei- 
die verſorgungsberechtigten Gemeinbeforft- | verwaltung fallen die durch Feſtſtellung 
ſchutzbeamten einfchl. der Hülfsauffeher Bf. | der ſtrafbaren Handlungen entſtehenden 
99 (MB. 45 u. 264), die Fiſchereiaufſeher | Koften infoweit zur Laft, als fie nicht 
| 


Bi. 85 (MB. 49). Theile der gerichtlichen Unterſuchung bilden 
) ®. 78 (88. 2830) 8 80, 81; 3%. | oder anf erlangen des Staatsammalts 
79 (ME. 80 ©. 2). | erfolgen ZR. 50 (MB. 183), 66 (MB. 


») StPO. 8 157. — Erledigung be- | 23) u. (neue Provinzen) 69 (MB. 170.. 
züglicher Erſuchen des Unterfuchungsrigtere | — Bet Transporten durch Kön. Polizei- 
8 187. — Ermittelungen im Militärftraf- , u. Strafanftaltsbeamte werden die Koften 
verfahren MIStSD. 98 (RGB. 1189) | von der Zuftiznenvaltung nicht erftattet E. 
$ 153—5 u. 161. — Ueb. Gewährung , 97 (MB. 196), 
von Sahverfländigengebühren ent N StPO. $ 161. 
ſcheidet innerhalb der für die Gerichte maß: 0) BU. Art. 55 StGB. 8 234241 
gebenten Süße ($ 187 Anm. 49) die Polizei- u. 341. — Unzuläffigfeit der Sflaverei 
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Demgemäß find Berhaftungen nur auf Grund fchriftlichen Haftbefehls 
des Richters gegen Angeſchuldigte zuläffig, die der That und zugleidh der 
Flucht oder einer unerlaubten Einwirkung auf Thatbeftand oder Beweismittel 
dringend verdächtig find. Die nur megen Fluchtverdachts Berhafteten können 
gegen Sicherheitäleiftung mit der Unterſuchungshaft verſchont werden!!). 

Unter gleihen Borausfegungen find die Staatsanwaltfchaften und bie 
Bolizei- und Sicherheitöbeamten aud ohne richterlichen Haftbefehl zu vor⸗ 
läufiger Feftnahme befugt, fobald Gefahr im Berzuge obmaltet. Wird 
ein Unbelannter oder der Flucht Verdächtiger auf friiher That betroffen, fo 
ift jedermann zur Teilnahme beredtigt. Der Feſtgenommene ift unverzüglich 
dem Amtsridhter zuzuführen ’?). 

Gegen zu Berbaftende, die flüchtig find oder fi) verborgen halten, können 
die Richter und Staatsanwaltfchaften, gegen Entwichene auch die Bolizei- 
behörden Stedbriefe erlaffen, weldde unter Bezeihnung der Perfon und der 
Anfhuldigung zur Verhaftung öffentlich auffordern). 

Die gegenfeitige Auslieferung der Verbrecher ift mehrfach durch Ver⸗ 


$ 35 Aum. 44 d. W. — Borbild war ) Berfahren gegenüber Defterreih ZR. 
die engliihe habeas-corpus-Alte (1679). ' 75 (MB. 76 S. 50) und in betr. des 

) StPO. 8 112—126, 130 u. 132. Verfahrens Am. 93 (MB. 21). — Vertr. 
— Die Berfolgung Flüchtiger Tann von ; mit Frankreich 45, weiter anwendbar Bertr. 
den Sicherheitsbeamten eines Bundes- | 71 (ROB. 72 &. 7) Art. 18 Abf. 4, 
Rantes auf das Gebiet eines anderen fort- | Ergänzungen Bi. 99 (MB. 185); — 
gefett werden GVG. 98 (REB. 371) | Belgien 74 (RB. 75 ©. 73 u. Be 
1 


. rihtigung 1879 ©. 2); — den Nieder- 

), StPO. S 127—129 nebft 3. 81 , landen Btr. 96 u. (wilden Schutzgebieten 
(MB. 188), bei Steuervergehen (8 150 | u. Kolonien) 97 (RGB. 731 u. 747) 
Anm. 16) ©. 97 (GS. 237) 8 19. — | nebft Bf. 99 (MB. 144); — Yuremburg 
Zuftändigfeit der Gemeindenorfteher KO. : 76 (RB. 223); — Großbritannien 72 
81 (GS. 180) 8 301, f. Hannover 84 ' (RGB. 229), Auf. 75 (MB. 190), Aus⸗ 
(88. 181) 8 35, f. Schl.-Solftein 88 | vehmung auf die dentſchen Gchutsgebiete 
(88. 139), 8 271. — Borläufige Feſt- Bertr. 94 (RGB. 535); — Schiveden u. 
nahme der Militürperfonen MiISt@D. | Norwegen 7E(RGB. 110); — der Schweiz 
(Anın. 8) $ 180, 181. Berhajtung und | 74 (RSB. 113) u. Bf. 98 (MB. 87); 
vorläufige Feſtnahme durch Militärwachen — Stalien 71 RGB. 446), 73 (ZB. 
AD. u. Inſtr 81 (MB. 60), erg. (SIZI RE. , 271), 3. 91 (MB. 212) u. Bf. 93 (MB. 
96 (MB. 44) u. II (MB. 49). — DieDrts- | 246); — Serbien Art. XXV des Kon 
polizeibehörden find verpflichtet, die Wege fularvertr. (8 85 Aum. 39 d. W.); — 
nommenen in veinlihem Zuftande abzu- | Spanien 78 (R&B. 213); — Transoaal 
liefen OB. (XIll 102). : Art. 31 des Sandelsnertr. (8 352 Anm. 8 
) StPO. 8 131. — Benußung der : d. W.); — dem Kougoflaate 90 (RGOB. 
Strafregifter ($ 179 Anm. 56 d. W.) zu | 91 6©. 9 u. 111); — den B. St. n. 
biefem Zwecke 3. 87 (MB. 271). Für Amerika 52 (86. 53 ©. 645), auf den 
Stedbriefe u. ftrafpolizeilihe Bekannt- nordd. Bund ausgedehnt Berti. 68 (BGB. 
madungen im Reiche befteht das deutſche 228) Art. 3; — Brafilien 77 (REB. 
Fahndungsblatt, das beim Polizei- 78 S. 293); — Uruguay 80 (ROB. 83 
präfidium in Berlin berausfommt u. den S. 287) — Mit Rußland hat Preußen 
PBolizeibehörden u. Gendarmen geliefert die gegenfeitige Auslieferung bei Verbrechen 
wird Bet. 99 (MB. 37). — Berhinderung und ergehen gegen den Landesherrn oder 
der Auswanderung 8 11 Anm. Sid. W. |, deflen Kamilie, bei Mord, Mordverfud u. 
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der Minifter des Auswärtigen und der Juſtiz!0). Die Koften trägt jeder 
außsliefernde Staat innerhalb feines Gebietes 16). Imländer unterliegen der 
Auslieferung nicht !). 

Außer den Fällen der Verhaftung und vorläufigen Feftnahme find die 
Polizeibehorden befugt, Perfonen in polizeilihe Bermahrung zu nehmen, 
fobald deren eigener Schuß oder die öffentliche Sittlichkeit, Sicherheit und 
Ruhe ſolches erforderlih madhen. Es muß jedoch fpäteftene im Laufe des 
folgenden Tages die Freilaffung oder das zur Ueberweiſung an die zuftändige 
Behörde Erforderlihe veranlaßt werden !). 


8 226. 

c) Durchſuchung. Die Berfaffung bezeichnet die Wohnung als un- 
verleglih und im Strafreht wird der Hausfriedensbrud mit Strafe bedroht. 
Das Eindringen in die Wohnung und ihre Durdfudung ift nur in den ge- 
ſetzlich beſtimmten Fällen und Formen geftattet!?), Es muß der Verdacht 
einer beftimmten ftrafbaren Handlung vorliegen und die Ergreifung des Ber- 
dächtigen oder die Auffindung von Beweismitteln beswedt merden. Bei 
Nachtzeit find Durchſuchungen der Wohnungen nur unter befonderen Voraus⸗ 
fegungen zuläſſig. Die Anordnung der Durchſuchung von Wohnung und 
anderen Räumen, von Perfonen und den ihnen gehörigen Sachen fteht dem 
Richter, bei Gefahr im Berzuge auch der Staatsanwaltfhaft und den zu 
deren Hülfsbeamten beftellten Polizei- und Sicherheitdbeamten zu. Bei den 
ohne Beiſein des Richters oder Staatdanwaltd vorgenommenen Durch⸗ 
ſuchungen find möglichſt ein Gemeindebeanter oder zwei Öemeindemitglieber 
zuzuziehen 2°). 


8 227. 

d) Beſchlagnahme. Verfaſſungsmäßig ift das Eigenthum unverleglich, 
in&befondere die Beidhlagnahme von Briefen und Papieren nur in den ge- 
feglih beftimmten Fällen und Formen geftattet?)., Demgemäß dürfen im 
Strafverfahren Gegenftände, die ald Beweismittel dienen können oder der 
Einziehung unterliegen, in Verwahrung genommen, oder, wenn fie ſich im 
Gewahrſam einer Perfon befinden und von diefer nicht freiwillig herausgegeben 


Donamitverbrehen u. ⸗Vergehen dud 9%) ©. 50 (GS. 45) 8 6; Zuſtündigkeit 
Uebereint. 85 (St. Anz Nr. 20) vereinbart; , wie Anm. 12. — Zwangsgeftellung 8 222 
Erſuchen um Feſtuahme Bf. 96 (MB. | Anm. 49 d. W. 
233), Auslieferungsorte u. Behörden 99 Bu. At. 6; StSB. 8 123, 124 
MB. 209). u. 342, 

 Ginf. in die neuen Prov. AE. 67 ”, StPO. 8 102—111 u. (außerhalb 
(GGS. 1264) u. ZR. EL (MB. 244); vor- | des Strafverfahrens) ©. 50 (85. 45) 
länfige Feftnahme zweds demnädjftiger Aus: ' $ 7—9 u. 12, bei Steuervergehen ($ ım 


fieferung RBf. 97 (MB. 214). ' Anm. 16) &. 97 (85. 237) $ 17, 
RR. 75 (MB. 269). 2) WU. Art. 9, 338 u. 6. 
"SGB. 8 9. 
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werden, beſchlagnahmt werden. Für die Anordnung der Beſchlagnahme gelten 
gleiche Borausfegungen wie für die Durchſuchung, doh kann die Beſchlag⸗ 
nahme von Briefen, Poftfendungen und Telegrammen, die an den Beihuldigten 
gerichtet find, nicht durch die Polizei angeordnet werden??). Die Beldhlag- 
nahme auf dem ©ebiete der Preſſe tft befonders geregelt ($ 235 Abf. 2). 


3. Polizeiliche Strafverfügungen. 
8 228. 

Un Die meift einfad) liegenden geringeren Uebertretungen*®) leichter, 
fchneller und mohlfeiler erledigen zu können, als es im gerichtlichen Straf⸗ 
verfahren möglich fein würde, ift der Polizeibehörde die Befugnig zur Straf: 
verfügung beigelegt. Wer die Polizeiverwaltung in einem beftimmten Bezirke 
auszuüben hat“), fann wegen der in dieſem verübten Uebertretungen Geld 
oder Haftftrafe bi zu 30 M. oder 3 Tagen, fowie Einziehung der etiwa ver- 
wirkten Gegenftände verfügen. Die Verfügung tritt außer Kraft, wenn binnen 
einer Woche nad der Bekanntmachung auf gerichtliche Entfheidung angetragen 
wird. Gegen Berfäumniß diefer Friſt wegen unabmwendbarer Zufälle kann das 
Amtsgericht die Wiedereinfegung in den vorigen Stand verfügen?) Ausge- 
ſchloſſen bleibt die Strafverfügung bei Forftdiebftählen ($ 331 Abf. 8), fteuer- 
und bergpolizeiliden (8 136 Abf. 6 und 313 Abf. 2) und vor die Gewerbe- 
gerihte (8 340 Abſ. 3) gehörigen Uebertretungen?®), ferner gegen Militär- 
perfonen, foweit die Strafe fi) nicht auf Geldbuße und Einziehung befhräntt?”). 
Die endgültig feftgefegten Geldftrafen und die eingezogenen Gegenftände fallen 
dem zur Tragung der fächlihen Polizeitoften Verpflichteten zu, der auch alle 
entftehenden uneinziehbaren Koften zu fragen but?®). 


4. Gefänguiffe und Strafanflalten. 


8 229. 
Die Gefängniffe dienen zur Bollftredung der Haft- und kürzeren Ge⸗ 
fängnißftrafen ($ 172 Abf. 3 Nr. 2) und zur Unterbringung der in Unter- 


=) StPO. $ I94—101, bei Steuerver- , 23. April 83 (GS. 65) nebſt Anw. ı. 
gehen ©. 97 (85. 237) 8 18—16 1. 18. | Df. 83 (MB. 152 u. 175). — Nachträg⸗ 
2) 8 172 Abf. 2 d. W. | liche Herabminderung der Strafe 3. 92 
2, Buftändig find hiernad in der Regel | (MB. 345) u. 94 (MB. 48), Beitreibung 
die Ortspolizeibehörden (8 214 d. W.), | der Geldftrafen wie 8 222 Arm. 49 d. W. 
ausnahmsweiſe die Hegierungspräfidenten | — Strafverfügungen gegen Schüler find 


und die von diefen beauftragten Behörden | den Schibebörden mitzutheilen Vf. 98 


in Strompolizeifahen (R. 62 MB. 27) | (MB. 22). 
n. die Landräthe bei Chauſſeepolizeizuwider⸗ *) G. 83 82, erg. ©. 97 (88. 387, 
handlungen (3 364 Anm. 29). — Aehn- Anw. $ 2). 


liche Befugniß der Seemannsämter $ 359 *) G. 83 8 11, Anw. $ 22 u. Mil⸗ 
Abi. 4 d. W. StOD. (Anm 8) 8 2. 

2, StPO. 8 453 - 458; Eiuf®. 77 *) G. 83 8 7 u. GStempelfreiheit) 
(RGB. 346) 8 6%. — Preuß. ©. | 86; 8 214 d. W. — Die Erträge der 
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fuhungshaft befindlichen, ſowie der vorläufig feit- und in polizeiliche Ber- 
wahrung genommenen Perfonen?). Sie zerfallen in Gerichts⸗ und Polizei- 
gefängniffe. Die linterhaltung der erfteren erfolgt durch den Staat?), die der 
letzteren durch die zur Tragung der Bolizeifoften verpflichteten Gemeinden ®!). 

Die Zuchthaus⸗ nnd längeren Freiheitöftrafen werden in den eigentlichen 
Strafanftalten vollfiredt??). Diefe ftehen unter Aufficht des Minifters des 
Innern®®) und der Regierungspräſidenten“) und merden von befonderen 
Strafanftalt8beamten??) verwaltet. Die Einrihtung ift im allgemeinen die- 
ſelbeꝰs). Alle Strafanftalten find von Stempel- und Gerichtskoſten, fowie 
von Erbfchafts- und Gebäudefteuer befreit?”). 

Eine einheitliche gefetlihe Regelung, wie fie bezüglich der Freiheitsſtrafen 
durchgeführt ift, Hat die Strafvolliiredung im Reiche noch nicht erfahren. “Der 


von den Amtsvorflehern feftgejetten Geld. . der @efangenen belief fih 1897 auf 25471 
ftrafen fließen den Amtskaſſen zu KO. 81 umd zeigte gegenüber der früheren ſtarken 
(GS. 180) $ 73. Zunahme in den letten Jahren einen 

*) Bollzug der Haft- und Sefüngniß- : allmählihen Rüdgang. Der tägliche Ber- 
ftrafe u. Unterfuhungshaft Bf. «6 (MB. age beträgt 29 Bi. 


30), $ 4 geändert ZR. 77 (MB. 287). : 6 (KA. XX 979), neue Pro» 
Unzuläffigleit der Prügelſtrafe als Diszi⸗ binzen u er (88. 921) Art. XIV. 
plinarmittel R. 69 (MB. 130). — Unfall- *) Rendafe. 17 (BE. 248) 8 22 u. 


fürforge für Gefangene $ 3485 d. W. — 8WG. 81 
Der Haftloftenfat ift allgemein auf 80 Pf. *) Ri der Str. A. Inſpeltoren 8 70 
täglich feftgejettt 3. 83 (ME. 72). Der ; Anm. 33; Ordnung des Dienftes ber 
Erſatzanſpruch des Staates wird durch das . Oberbeamten Reg. 90 (MB. 237. — 
BEL. nicht berührt EG. Art. 103. Waffengebrauch 3. 94 (MB. 84). — Au⸗ 
”, Befreiung der Gemeinden von ber : neun der Str. A.Geiſtlichen 3R. 53 
Beitragsleiftung ©. 55 (&S. 579) u. f. (MB. 265). 
Schl.⸗Holſtein B. 67 (85. 1073) 82 u. *” Anwendung des Regl. |. Rawitſch 
von der Bewachung KO. 29 (86. 93). : 4. Nov. 35 auf die Strafanftalten in den 
ee 8 173 Anm. 5 d. W. älteren WBrovinzen mit Ausnahme der 
@. 50 (GS. 265) $ 3 u. 1. Aug. 55° Rheinprovp. ZR. 35 (KA. XIX 1080) u 
s8. — —8 Prov. V67 (GS. 1529 333. auf die Strafanſtalt in Werden (RB. 
2) Die unter dem Min. des Innern Duſſeldorf) R. 37 (KA. XXI 1045). — 
ftehenden 52 Strafanftalten Guchthäuſer) Form der Jahresberichte 3. 86 (MB. 148). 
u. Gefängniffe find theils gemeinfam, theils | Baftloftenfag wie Anm. 29. Wiederein⸗ 
nad Geſchlechtern oder nach Belenntniffen aiepung der Koften 3.35 (MB. 14, IMB. 
gefondert. Strafanftalten in Wartenburg, | 37). — Speifung und Befleidvung AR. 
Snfterburg, Rhein, Graudenz, Mewe, | 74 (MB. 176), Speifeetat 3 87 (MB. 
Berlin (Moabit), Brandenburg, Eonnen- 181. — Die (als Strafe durd KO. 48 
burg, Luckau, Raugard, Rawitih, Kron- ES. 123 aufgehobene) koͤrperliche Züchti⸗ 
hal, Fordon, Brieg, Sörlig, Jauer, Sagan, | nung it als Disziplinarmittel noch zuge- 
Ratibor, Gr. Strehlitz, Lichtenburg, Delitzſch, laſſen. — Ablieferung der Leihen an 
| 


Rendsburg, Celle, Lüneburg, Münfter, | Anatomien 3. 89 (MB. 132). — Soweit 
Kaffe, Ziegenhain, Diez, Werden u. dieſe Anftalten auch für Unterfuhungs- 
Siegburg; Straf- u. Gefüngnißanfalten  gefangene dienen (Schleſien, Rheinprov.), 
in Strienau, Kaſſel⸗Wehlheiden; Gefäng- beſtimmt fi die Behandlung der leßteren 
niſſe in Rottbus, Breslau, Wohlau, Halle, nad 3. 84 (MB. 241), Nr. 1 erg. 3. 
Hameln, Herford, Hamm, Diüufter, Aaden, 85 (MB. 106). 

Dfiffeldorf, Düffeldorf-Derendorf, Elberfeld, 7) Befreiung von Stempel 8 158 
Kempen. Kleve, Koblenz, Köln, Bonn, . Abi. 3, Erbichaftsfteuerr & 153, Gerichts⸗ 
Saarbrüden, Siegburg, Trier. Die Zahl ; often $ 187 Abſ 3 d. W. 
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Bundesrath hat jedoch gemeinfame Grundſätze feftgeftellt, Die bei dem Vollzuge 
gerichtlich erfannter Strafen einftweilen zur Anwendung fommen?®). 

Der leitende Gedanke jeder Strafpollitredung ift Die Beflerung des Sträf- 
lings, und die Lebhaftefte Erörterung hat hierbei feit lange die Frage der 
Einzelhaft hervorgerufen. Diefe kann nur nad) der Perfönlickeit des 
Sträfliugs entſchieden werden. Der verlommene Verbrecher erblidt in der 
Einzelhaft eine Berfhärfung, während fie für den auf der Bahn der Ent- 
fittlihung weniger Vorgefährittenen die mildere Form bildet, auch die Möglich- 
feit der Beflerung in ſich fliegt. Das Strafgefeg überläßt deshalb ihre An- 
wendung dem Ermeflen der Verwaltung; doch darf fie ohne Zuftimmung des 
Gefangenen nicht über drei Jahre ausgedehnt werden??). 

In Verbindung damit fteht die Beihäftigung, welde die geiftige und 
körperliche Friſche erhalten und einen vedlihen Erwerb nad der Entlaflung 
erleichtern fol. Für Zuchthäusler erſcheint fie ald Zwangsarbeit; für die 
mit Gefängniß Beſtraften ift ſie nur zugelaffen*‘). Beſondere Beachtung hat 
die Befhäftigung außerhalb der Anftalt gefunden, weil fie die Gefund- 
heit vorzugsweife fördert, den Uebergang zur Freiheit erleichtert und eine 
befiere finanzielle und volkswirthſchaftliche Ausnugung der Arbeitskräfte zuläßt. 
Andererfeitd fordert diefe Beihäftigung gewifle KRüdfihten. Bei den mit 
Gefängniß Beitraften ift fie von deren Zuftimmung abhängig, während Zucht⸗ 
häusler nur getrennt von freien Arbeitern befhäftigt werden dürfen“). 

Zur Erleichterung des Ueberganges in die Freiheit dient endlich die vor⸗ 
länfige Entlaffung. Die zu längerer Zuchthaus- oder Gefängnißſtrafe 
Berurtheilten können, wenn fie drei Viertel, mindeſtens aber ein Jahr der 


”, BB. 97 (38. 368). und der Schweiz verbreitete ir iſche oder 

”, SGB. 8 22. — Die Entfittlihung i Progreffivfyften, das auch auf das 
u. Benwilderung, welche das Zuſammen⸗deutſche Strafgejeß eingewirft hat. Dies 
lieben in den Gtrafanftalten zur Folge ! beginnt mit einer nad der Berföntichkeit 
hatte, brachte 1786 in dem von einer &e- |; bemeflenen, durchſchnittlich neunmongtlichen 
jellichaft in Philadelphia begründeten penn- ! Ginzelhaft, läßt dann eine mit zu⸗ 
fylvanifhen oder Zellenfgfteme die | nehmenden Vortheilen und Grleichterungen 
Einzelhaft zur firengen Durdführung Da» | verbundene gemeinfame Beſchäftigung 
bei wurde unter dem Ginfluffe der | folgen, um mit einer widerruflichen Be⸗ 
herrihenden Selte der Quäler der Haupt- urlaubung unter polizeiliher Aufficht zu enden 
werth auf veligiöfes Inſichgehen gelegt, die | (Abf. 6). 
Beihäftiguung dagegen vernadläffigt.e Die. *) StSB.$ 15 u. 16. — 8 172 Abſ. 3 
Folge war vielfach eine körperlide und | Nr. 2 9. W. — Beſchäftigung mit Hand- 
geiftige Erſchlaffung der Beſtraften und werlerarbeiten ZR. 82 (MB. 18), land- 
diefe Erfahrung führte zu dem gemilderten | wirthichaftfihen Meliorationen u. eigener 
Auburnfhen oder Schweigſyſtem, Land» u. Viehwirthſchaft zwei Bf. 95 
nah weldem die &Sträflinge geirennt (MB. 21), erg. 97 (MB. 235) u. 99 
ihlafen, aber nad) Maßgabe der Arbeits. ' (MB. 239). — Arbeitsprämien unterliegen 
fähigkeit in Klaſſen gethetlt und gemeinfam | feiner Beihlagnahme 3. 85 (ME. 209). 
unter ftrenger Auffiht und Fernhaltung 6. 11. April 54 (GES. 143). — 
jedes gegenfeitigen Verkehrs beidäftigt ng der Auffihtsbeamten ©. 98 
werden. Einen weiteren Fortfdritt ber (ES. 
zeichnet das feit 1854 befonders in England 
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Strafe verbüßt haben, bei guter Führung durch den Yuftizminifter auf Wider- 
ruf entlaflen werden. Sie ftehen unter bejonderer Webermadung ber 
DOrtspolizei*?). 

Zu veligidßfittlicher Hebung der Gefangenen und entlaflenen Gefangenen, 
fowie zur Bermittelung des Unterfommens und redlichen Erwerbes für die 
legteren beftehen Gefängnißvereine, die fi 1892 zu einem Berbande zu- 
ſammengeſchloſſen haben *?). 


d. Polizeiaufſicht, Anfenthaltsbefhränkung und Ausmweifung. 
8 230. 

Neben der Strafe kann das Gericht in beftimmten Fällen auf die Zu⸗ 
Läffigleit der Polizeiauffiht erkennen. Die Feſtſetzung erfolgt unter Berück⸗ 
fichtigung der Art des Verbrechens und der Führung während der Strafzeit 
dur die Üegierungspräfidenten für einen Zeitraum von 6 Monaten bis 
zu 5 Jahren und hat die Wirkung, daß Hausſuchungen jederzeit ftattfinden 
dürfen und dem Berurtheilten von der höheren Tandespolizeibehörde der Auf- 
enthalt an bejtimmten Orten unterfagt werden kann““). Eine Aufenthalts - 
beſchränkung it gegen Angehörige des Jeſuitenordens zuläjfig ($ 285 Abf. 2). 
— In den älteren Provinzen kann die Randespolizeibehörde außerdem die 
megen ficherheitö- oder fittlichkeitsmwidriger Handlungen Beftraften vom Auf: 
enthalt an gewiffen Orten ausfdhließen*®). 

Gegen Ausländer kann in den vorgenannten Fällen an Stelle der Bolizei- 
aufficht oder Aufenthaltsbefdhräntung die Ausweifung aus dem Reichs— 
gebiete verfügt werden‘). Außerdem ift diefe gegen ſolche Ausländer zuläffig, 


=) StOB. 5 23—26; Inſtr. 7I (MB. Städte 3. 89 (MB. 180). — Yührung 
47, ZMB. 35) Ueber die zeitweilige der Strafrenifier bei en Staatsamwalt- 
Saftentlaffung Beurlaubung) beflimmt , fchaften $ 179 Anm. 5 
8*. 70 (MB. 197) u. 79 (MB 80 ' *) G. 42 (GS. 43 . 5) $ 22 nebft 

. 17. ı 86.67 (BGBl. 55) $ 3 Abf. 1, Ausf®. 
en IR. 79 (MB. 274) u. 9% (ME. | 60 (MB. 61 S. 11). Dies Red befteht 
170). — Beſonders erfolgreich bat feit ı fort OB. (MB. 59, Entid. IX 415), 
lange die rheiniſch⸗weſtfäliſche Gefüngniß⸗ | Betrifft aber nicht den nur vorübergehenden 
geſellſchaft gewirkt. "beiucheweifen) Aufenthalt (X 336. 

9 StGB. $ 38, 39 u. 3611. Inſir. “, SIÖB. 8 392, fowie $ 285 Abſ. 3 
00 (MB. 212, IMDB. 525) u. (bei Ber- | d. W. — Bollziehung Bel. 90 8B. 378), 
urtheilung in einem anderen Bundesſtaate) erg. Bf. 00 (MB. 232); Durdtransport 
BBeſchluß 72 (MB. 193). — Aufſichts- durch die deutſchen Staaten 3. 95 (MB. 
führung durch die Semeindenorfteher 5 912 | 238). — Strafe unbefugter Ruckkehr 
der Landé&C. f. d. öfll. Brov. 91 '8S. | ESt&B. 8 3612. — Die Transportloften 
238) u. j. Schi.-Holf. 92 (@S. 155), trägt jeder Bundesftaat innerhalb feines 
KO. f. Hannover 84 ‘85. 181) 5 342. | Gebietes ZR. 73 (MB. 221) u. 98 (MB. 
— Unzuläffigfeit der Ertheilung von Wander- 19), audy bei Ausweifung oder Uebernahme 
gewerbeſcheinen GewO. $ 57?. — Be | Hülfsbedärftiger E. u. Bf. 95 (MB. 23 
fondere Auffidht über bortäufig entlaflene u. 247). — Ausweifung nad Oeſterreich 
Sträflinge $ 229 Abſ. 6 d. W. — Ein, 3. 76 (MB. 77 ©. 40), 80 (ME. 114) 
Nachrichtenverkehr über Borbefkrafungen u. 85 (MB. 14), aus uud nad der 
Neuanziehender befteht nur für die größeren | Schweiz Niederlaſſungs Btr. (8 10 Anm. 9 
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die wegen gewerbsmäßigen Glüdfpieles, Landſtreichens, Bettelns, Arbeitſcheu, 
Unzucht oder Obdachloſigkeit verurtheilt find‘), — Daneben beſteht für die 
Bundesſtaaten das Recht der Laudesverweiſung, die jedoch auf Reichs⸗ 
angehdrige nach dem Grundſatze der Freizügigkeit feine Anwendung findet‘). 
Ausgenommen find jedoch ſolche Perſonen, die in einem Bundesſtaate nad 
den Landesgeſetzen Aufenthaltsbeſchränkungen unterworfen werden können oder 
innerhalb der fetten 12 Monate wegen wiederholten Bettelnd oder Yand- 
ftreihen® beftraft worden find 49). 


6. Trausparte. 
$ 231. 

Der Transport iſt eine Haft, die dur den damit verbundenen Orts⸗ 
wechfel ihre eigenthümliche Gejtalt gewinnt. Das Verfahren ift gleihmäßig 
geregelt°®), wogegen die Verpflichtung zur Tragung der Transportloften 
fi je nad dem Zwecke des Transportes verfchieden beftimmt®!). Auch die 
zu treffenden Sicherheitsinaßregeln find nad den obmwaltenden Umftänden ver- 
Ichieden. Während in wichtigeren Fällen, insbefondere bei Verbrechern und 
Tahnenflühtigen, der Gendarmerietrandport Anwendung findet’®), werden 
einfahe Transporte durch angenommene Zivilperfonen bejorgt. In minder 
gefährlihen Fällen erſetzt endlich die Ausftellung des Zwangspaffes (Reife 
route) den Transport, in welcher dem Inhaber bei Strafe aufgegeben wird, 
fi ohne Aufenthalt auf vorgefchriebenem Wege nad) dem Beſtimmungsorte 
zu begeben °®). 


dv. W.) Art. 4 u. 8; Behörden RB. 97 ports Aufgegriffener zum Ste der Orte» 


MB. 203). — Ausweiſung VBerarmter ; obrigfeit aufrecht erhalten R. 75 (MB. 
8 271, mebe gegenſeitige Uebernahme) 203), desgl. in betr. der Einlieferung 
Anm. 14 d. FBahnıenflühtiger Bf. 81 (MB. 82 ©. 8). 


s\ 3—8 Die Koften der Ausmweifung von Ausländern 
 S108. 5 = 361 u. 8 368. find dagegen Koften der Landespolizei Bf. 
“. Zuftändigleit der unteren Bolizei- ' 00 (MB. 137). — Polizeitraneporte in 
behörden Bf. 82 (MB. 50); Unzuläſſig ⸗ Straifahen Anm. 8. — Gerichtlicher 
feit der Benvaltungsllage für Reichsaus- Transport im Strafprozeß 8 199 Abf. 2 
länder LBS. 8 130 Abſ. 3. Strafe wie ı d. W. — Transport in die Arbeits- 
Anm. 46. anftalten 3 2734 Abf. 2. — Yuslande- 
"8. 67 (BGBl. 56) 8 3 Abſ. 2; | transporte (Auslieferungsverträge) Anm. 14 
3. 94 (MB. 147‘, vier IH (MB. 18,28, . u. 46. 
166 ı. 261). =) B. 20 (86. 21 ©. 1) 8 185%. 
*, GenTransportInſtr. 16 (RA. XI R. 40 (MB. 165) u. 58 (MB. 
509), ergänzt ZR. 17 (KU. I Heft 3 198. 3 Sa, Bel. 59 ann. se. I 
S. 152) u. 18 (84. II 1088). — Ham. 518). — Notwendige Reifeunterftätungen 
Bel. 62 (kann. GES. II 27). — Eifen- der Zwangepaßinhader gehören zu den 
bahntransporte 3. 86 (ME. 46). Transporte, nicht zu den Armenpflegetoften 
) Die Berpflihtung der Gemeinden ZR. 63 (MB. 197). 
CR. 11 7 8 378) if in betveff des Trans. 
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IV. Sicherheitspolizei. 
1. Meberfidht. 


8 232. 

Die Sicherheitspolizei bezwedt den Schu des Gemeinweſens, der Perfon 
und des Eigenthumes im Gegenfage zu dem Schuge der Ordnung und Sitte 
und der wirthſchaftlichen Thätigkeit). Site umfaßt in diefer weiteren Be- 
deutung auch die eigenartig geftaltete Unfallpolizei (Nr. 6); im übrigen hat 
fie die Rechtsverletzungen zu befämpfen, die Staat und Geſellſchaft oder die 
einzelnen Bewohner gefährden. Soweit es fi hierbei um Belämpfung der 
öffentlichen Gefahren handelt, fällt fie mit der höheren oder politifchen Polizei 
zufammen”). Ihr liegt hiernach zunädft die Abwehr der unmittelbaren An- 
griffe ob, bie in Geftalt von Aufruhr, Hoch⸗ oder Landesverrath gegen den 
Staat gerichtet find (Nr. 2). Sodann fol fie den Gefahren vorbeugen, 
welche aus der Freiheit des Reiſeverkehres, der Preſſe und des Bereinslebens 
dem Gemeinwefen erwachſen können (Nr. 3, 4 und 5), Diefe Freiheiten find 
verfaflungsmäßig gemwährleiftet, und die hierauf gerichtete Geſetzgebung, die 
mit Ausnahme des Vereinsweſens vom Reiche ausgegangen ift, beftrebt ſich, 
die erforderlichen Einſchränkungen auf das geringftmöglihe Maß herabzufegen?). 


2. Auflauf und Aufruhr. Kelagernugszuſtand. 
8 233. 

Nächſt der äußeren ift die innere Sicherheit die erſte Lebensbedingung 
jedes Staatsweſens. Die Abwehr der gegen diefe gerichteten Angriffe bildet 
die wichtigſte Aufgabe der gefammten inneren Verwaltung. Die Geſetzgebung 
hat nach Vorgang der franzöfifchen dieferhalb Strafbeitinnmungen erlaffen und 
das Berfahren bei Aufftänden geregelt. 

Jede gegen die Perſon des Herrſchers, gegen die Berfaflung und das 
Gebiet des Reiches oder eines deutſchen Staates gerichtete verrätheriſche Hand» 
lung wird als Hochverrath und jede Förderung einer feindlihen Macht zum 
Nachtheile des Reiches als Landesverrath beftraft*). Außerdem ift die öffent: 


') Kön. Befehl 12 (GS. 43) Abf. 5. Einſchränkungen, die gegenüber den ge- 
Der Begriff hat, obwohl er kein feſtſtehender meingefährlichen Beftrebungen der Sozial- 
ift, doc im Polizeiverordnungsredhte praf» demokratie (3 300 Nr. 4) durd das Aus⸗ 
tiihe Bedeutung erlangt 8 221 Abf. 24 nahmegeſetz 78 RGB. 351) eingeführt 
d. W. waren, mit dem 1. Okt. 1890 fortgefallen. 

8 213 d. W. — Bellrafung der ) StB. $ 80-93 u. 3601; die 
gemieingefährlichen Berbreden u. Vergehen Strafbarleit des Berratys militärifcher 
StEB. $ 306—330, insbefondere dr GBeheimniffe ift (unter Neufaſſung der 
verbrecheriichen Verwendung von Spreng-⸗ $ 89, 90 u. Ergänzung der $ 92, 3601, 
ftoffen & 341 Anm. 38. enweitert, insbes. auf die Mittheilung an 

9 Die Einfhränktungeu im Kampfe mit Mittelsperſoneu u. das bloße Auskund⸗ 
der latholiſchen Kirche find großentheils fihaften (Spionage) ausgedehnt &. 93 
befeitigte 8 277 d. W. Ebenſo find die (ROB. 205). — Beröffentlihungen 
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liche Aufreizung, der Aufruhr und die Zufanmenrottung ?); die heiniliche bder 
verbotwidrige Anfammlung von Waffen und bie Führung (in Stöden oder 
Roöhren) verborgener Waffen mit Strafe bedroht®). 

Für da Verfahren der Polizeibehörden bei Aufläufen find die älteren 
Borfhriften noch anmendbar”). Die Polizeibehörde hat danach unverzüglich 
mit den ihr zu Gebote fteßenden Mitteln einzufchreiten und, wo diefe nicht 
ausreichen, die bewaffnete Macht in Anſpruch zu nehmen. Leßtere darf nur 
auf Grund folder Inanſpruchnahme und nur in den gefeglich beitimmten 
Fällen und Formen einfhreiten®). Der verfanmelten Menge gegenüber ift 
eine dreimalige Aufforderung zum Auseinandergehen vorgeſchrieben). Im 
Nothfalle darf das Militär von der Waffe Gebrauch machen !9). 

Für Beihädigungen bei Aufläufen find alle Theilnehmer als Geſammt⸗ 
fhuldner, demnächſt aber die Gemeinden haftbar!) 

Für den Fall eines Krieges oder Aufruhrs kann bei dringender Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit unter Außerkraftjegung einzelner bürgerlicher 
Rechte, insbeſondere der Preß⸗ und Bereindfreiheit der Belagerungdzuftand 
erflärt werden, um damit eine fireuge einheitliche Leitung der Bollzugsgewalt 
herbeizuführen. Die Erklärung erfolgt dur das Staatsminifterium, in brin- 
genden Fällen, insbefondere bei Kriegsgefahr durch den oberften Militär- 
befehldhaber des gefährdeten Gebietes. Auf diefen geht damit die geſammte 
vollziehende Gewalt über. Sicherheitdwidrige Handlungen find mit ver- 
fhärfter Strafe bedroht und werden in einem abgekürzten Verfahren von 
Kriegögerichten abgeurtheilt. Auch ohne Belogerungszuftand fünnen die ge= 
dachten bürgerlichen Rechte außer Kraft gelegt werden (fog. kleiner Belagerungs- 
zuftand). In dem einen wie in dem anderen Falle ift dem Landtage über 
die Maßregel Rechenſchaft zu geben '?). 

Für das Reichsgebiet mit Ausfchluß Baierns kann der Kaifer nad) gleihen 
Grundfägen den Belagerungszuftand erklären !®). 


durch die Brefie über Gerichtsver— Ä » &. 20. März 37 (GS. 60). 

hbandlungen, bei denen die Deffentlichteit f x s 

wegen Seführdung der Stantsfiherheit aus⸗ | oe 90m Such Yo —* a 

geſchloſſen war, find mit Strafe bedroht | En grt. 108, Für bie bewaffneten 

5 " die Amtsblätter veröffentlichte KO. 1. Oft. 
5) StGB. 8 110 u. 111; — 8 115 80 anwendbar. 


u. 116; — 8 124, 125 u. 127. F 
) Daf. 8 3602 u. 367°. Zuläffigkeit ' (ge, 481): Giuf, in die neuen Prob, © 
der Beihränfung des Waffentragens durch 67 SS. 921) Aıt. II H. 


Bolizetverordnung Bf. 91 (ME. 237). | 
, „ .,..»5 Rdef. Art. 68 u. Einf®. (z. StGB.) 
oe Te 8 EM 17. 70 (RB. 195) Art. 4, (Baien Bir. 
ug. 85 (05. 170) 5 8-10. 70 ROB8. 71 &.9 Nr. 115 u. V). — 
) BU. Urt. 36. ' Befonderes, dem preußifhen entiprecdendes 
) StB. $ 116. RE. f. Eli.»Lothringen 92 (GB. 667). 
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3. Paßweſen und Fremdenmeldung. 


8 234. 

Die frühere Redtiofigkeit der Fremden hatte feit Beginn des vorigen 
Jahrhunderts in der Periode des Bolizeiftaates dem Grundfage Pla gemacht, 
daß jede Reife an obrigkeitlihe Erlaubniß gebunden und ohne foldhe ftrafbar 
ſei. Diefe Erlaubnig führte zum Ausweisfcheine und wurde zur Grundlage 
des Paßweſens. ALS der wachſende Berkehr die Durchführung des Grund⸗ 
fages unmöglich madyte, wurde die Paßpflicht auf beftimmte Reifen (Auslande- 
reifen) oder Klaſſen Reifender (Handwerksgeſellen, Boftreifende) eingefhränft 14). 
Im Reiche ift aus der zwangsmäßigen Paßführung eine freigeftellte getvorden. 
Eine Paßpflicht kann nur ausnahmsweiſe oder vorübergehend bei Gefährdung 
der ftaatlichen Sicherheit und öffentlichen Ordnung eingeführt werden. Gleid)- 
zeitig wurde die Paßertheilung nach einheitlichen und vereinfachten Grundfäßen 
geregelt !%). — Den leßteren Zweck verfolgte bereits die unter den deutfchen 
Staaten vereinbarte Einrichtung der Paßkarten, die noch gegenwärtig als 
Ausweismittel neben den Päflen zugelaffen find?) Das Paßgefeg hat die 
Berpflihtung, daß jedermann fi auf amtliche Erfordern über feine Perſon 
auszuweiſen hat, ausdrüdiih aufrecht erhalten. Die VBorfchrift hat indeR 
bei ihrer Unbeftimmtheit keine große praftifhe Bedeutung gewonnen und ine- 
befondere der überhand nehmenden Randftreicherei feinen Einhalt gethan. Solches 
wird nur dur Wiedereinführung der Paßpflicht für das arbeitjuchende 
Publikum möglich werden, wozu durch Einführung der Wrbeitsbücdher für 
minderjährige Arbeiter ($ 344 Abi. 2) ein menigftend vorläufiger Schritt 
gethan ift. 

Weder die Pahfreiheit noch die Freizügigkeit hat die VBorfchriften über 
die Fremdenmeldung befeitigt'”), die entweder ald Meldung Reifender und 
Vührung von Fremdenbüchern dur die Gaftwirthe oder ald Meldung der 
An, Ab» und Umzüge in einer Gemeinde durch Polizeiverordnungen näher 
geregelt find. Aufenthaltsbefchränfungen dürfen mit diefen Meldungen nicht 
verbunden werden !8). 


) PaßEd. 22, Juni 17 (GS. 152) | * vbago. 8 10 u. Freiz. 67 (BGEBl. 

” PaßG. 12. Okt. 67 (BGBL. 33); 565) 
Einf. in Süddeutfhland 8 6 Anm. 12 A ° E (GS. 43 S. 5) 8 8-10, 
d. W.; Ausf. IR. 67 (MB. 68 S. 4). R 37. (MB. 46 ©. 10) u. OB. vii 
Die Zeitdauer beträgt ein, ausnahmsweiſe 382). — Entgegennahme durch die Ge⸗ 
zwei Jahre Bf. 99 (MB. 209). Stempel meindevorſteher KO. 81 (GS. 180) 8 30%, 
8 152 Aum. 27 d W. Paßpflicht befteht : j. Hanuover 84 (5. 181) 8 34%, f. 
jur Seit für die aus Rußland fommenden Schi.Holftein 88 (&S. 139) 8 274. — 
Reifenden B. 79 (RB. 155) und 94 : Meldepflicht der Beamten 3. 91 (MB. 
(RSB. 501). Grenzlarten RE. 97 (MB. 88). — Die dieſerhalb ausgeftellten Ab⸗ 
114). zugsſcheine find fiempelfrei R. 47 (MB. 

ꝛe) Bertr. 50 (MB. 51 S. 7) u. ZR. 172) u. gebührenfrei R. 67 MB. 309). 
53 MB. 235). 
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A. Bie Preſſe. 


8 236. 

Preſſe iſt die Vervielfältigung des Gedankens durch den Drud. Diele 
erfolgt einmalig in dem Bude und in der Brofchlire, oder wiederfehrend in 
der periodifhen und Tagespreſſe. Die Brefie hat glei nad) Erfindung der 
Buchdruckerkunſt die Aufmerkſamkeit der Geſetzgeber auf ſich gelenkt. Zuerſt 
wurde jede Beröffentlihung von einer Erlaubnig abhängig gemadt. Diele 
al® Zenfur bezeichnete Einrichtung, als deren Erfinder Papft Alerander VI. 
gilt, fand in Deutſchland in den Religionftreitigkeiten des 16. Jahrhunderts 
ihre weitere Ausbildung. In Preußen war die Zenfur bi zum Jahre 1848 
maßgebend, wenn auch zeitweife in mildeſter Form. Seitdem iſt fie befeitigt 
und das Recht der freien Meinungsäußerung grundfägli anerlannt. Den 
Ausfchreitungen der Preffe wird nicht mehr vorbeugend, fondern nur abwehrend 
durch das Strafgefeg entgegengewirkt 1). 

Die damit begründete Preßfreiheit ift nad) Uebergang der Preßangelegen- 
heiten auf das Reich noch erweitert?”). Der Betrieb des Preßgewerbes ift 
frei und der Entziehung nicht unterworfen. Auf jeder Drudicrift, foweit 
Diefe nicht nur zu Zwecken des Gewerbes und Verkehrs, des häuslichen und 
gefelligen Lebens dient, muß der Name des Druderd und Verlegers (beim 
Selbftverlage der des Verfaſſers oder Herausgebers), bei periodifhen (in 
monatlihen oder kürzeren Friſten erjcheinenden) Drudichriften auch der des 
vorantwortliden Schriftleitere (Redakteurs) angegeben fein. Die periodiſche 
Preſſe ift zur Aufnahme thatſächlicher Berichtigungen und gegen Einrückungs⸗ 
gebühren aud amtlicher Bekanntmachungen verpflichtet. Bon jeder periodifchen 
Drudirift, foweit fie nicht ausſchließlich Zweden der Wiſſenſchaft, der Kunft, 
des Gewerbes oder der Induftrie dient, ift bei der Ausgabe ein Abdrud der 
Bolizeibehörde unentgeltlih zu liefern. Letztere kann bei gewiſſen Zuwider⸗ 
handlungen die Drudihrift befhlagnahmen, hat aber in furzen Friften die 
gerichtliche Entſcheidung herbeizuführen. Die Gerichte haben bei firafbarem 
Inhalt die Unbrauchbarmachung aller Abdrüde, Platten und Formen aus» 
zufprechen *'). 

Der ortöpolizeilihen Erlaubniß??) und der Mitführung des Erlaubniß- 
ſcheines bedarf es 


>», BU. Art. 27 u. 238. — Die j *) RPrG. u StöB. 8 41 u. 42, verb. 
Theaterzenfur wird dadurch nicht PAAR Br Kar. 4; einfade Stimmzettel gelten nicht 
8 341 Anm. 30 d. W. als Drudigriften ©. 84 (RB. 17T. — 

*) Rverf. Art. 416 u. RPreßG. 7. ; Abgabe von Pflichteremplaren an die Biblio⸗ 
Mai 74 (RGEB. 65), Einf. in Elſ.⸗Loth⸗ | thefen $ 297 Anın. 16 Zeitungspoftgebühr 
zingen zuach Maßgabe des ©. 98 (EB. f. 8 371 Anm. 283 d. 
EL. 73). — Kom. v. Schwarze (3. Aufl. | *) ZuſtG. 8 116 gi Hannover KrO.. 
Erlangen 96) u. Delius (Hann. %); , 84 66. 181 8 282), $ 118 u. 162. 
Reichspreßrecht v. Mlöppel (Leipz. 94). ' 
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1. zum gewerbsmäßigen (auf Erwerb gerichteten) Verkaufen, Vertheilen 

oder Anſchlagen von Drud- und anderen Schriften und Bildwerken 22), 

2. zum unentgeltlichen Vertheilen und zum Anſchlagen von Belanntmadungen, 

Plakaten und Anfrufen an öffentlichen Orten”); außerdem Tann die 

nit gewerbsmäßige Vertheilung ſolchen Perſonen verboten werden, 
denen ein Wandergewerbefchein nicht ertheilt werden darf?°). 

Zur Vertheilung von Stimmzetteln und Drudidriften während der Wahlen 
zum Reichstage und Landtage und zur gemerbsmäßigen Vertheilung von Schriften 
oder Bildwerlen in geſchloſſenen Räumen bedarf es Feiner Erlaubniß ?6). 
Bom fFeilbieten im Umberziehen (Kolportagebuchhandel) find alle in fittficher 
oder religidfer Beziehung Wergerniß gebenden, oder mittelft Zuſicherung von 
Prämien oder Gewinnen oder in Lieferungen ohne beftimmte augenfällige 
Angabe des Gefammtpreifes vertriebenen Schriften und Bildwerke ausgefchloffen, 
die Händler haben ein von Bezirksausſchuſſe genehmigtes Verzeihni der zu- 
gelaffenen Schriften und Bildwerke mit fi zu führen?). Bud und Stein- 
druder, Buch⸗ und Kunfthändler, Antiquare, Leihbibliothekare, Inhaber von 
Lefezimmern, Berfäufer von Druchkſchriften, Zeitungen und Bildern müffen den 
- Beginn ihres Gewerbebetriebe unter Angabe der Räumlichleit, fowie jeden 
Wechfel der legteren der Polizeibehörde anzeigen ??). 

Ausländifche periodifhe Drudichriften können, wenn wegen ihres ftrafbaren 
Inhalts zweimal binnen Jahresfriſt Verurtheilung erfolgt ift, innerhalb 2 Monaten 
nad Rechtskraft des letzten Urtheils für zwei Jahre vom Reichskanzler ver- 
boten oder des Poftvertriebes verluftig erklärt werden ??). 


3. Bereine uud Verſammlungen. 


8 236. 

a) Vereind- und Verſammlungsrecht. Berein und Berfammlung 
deden ſich nicht, ftehen aber vielfach miteinander in Berührung. Verein ift die 
freiwillige dauernde Verbindung mehrerer Perfonen zu beſtimmtem gemeinfdaft- 
lihem Zwede, Berfammlung die zeitweilige Zuſammenkunft mehrerer Perfonen 
zu gemeinfamer Berathung oder Beſchlußfaſſung. Den Verein ſcheidet von 
der Berfammlung die längere Dauer und die dadurch bedingte feftere Ordnung. 





”) Gmd. 4 48 Abſ. 1 u. 2, Strafe 
8& ra u. 

—— bi (88. 278) 8 10 (Aus⸗ 
ſchluß anderer Anſchläge und Plakate ale 
amtlicher Belanntmadhungen u. Ankundi⸗ 
gungen des täglichen Lebens) $ 9 u. (Strafe) 
8 Al; fortdanernde Geltung gem. RPreßG. 
8 30 Abf. 2, Erf. des Kamb. 96 (MB. 
68) u. OV. wv 413). 

= RPrO. 8 5, erg. GewO. 5 43 
Abf. 6; verb. $ 842 Abf. 1d. W. 


*) Gemd. 8 43 Abſ. 3—5. 

2”, GewO. 8 56 Abi. 3 (G. 96 RGB. 
685 Art. 12), Abi. 4 u. IR. 84 (MB, 
32); Zuſtändigkeit B. 83 (GS. 84 ©. 7) 
8 3; AnsführungsAum. 99 (MB. 65) 
III. — Rekurs GewO. 8 63 Abf. 1; 
Strafe $ 1492. 

*) GewO. 8 14 Abſ. 2, 8 15 mund 
(Strafe) 8 1483. 

*) RNPrO. 8 14 u. G. 71 (REB. 
347) 8. 
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Er wirkt infolge deffen nicht fo raſch und unmittelbar wie die Berfammlung, 
. feine Einwirkung ift aber ftetiger und nachhaltiger. Gemeinfam ift beiden ber 
durch Vereinigung erſtrebte nemeinfchaftlihe Zwed. Aus dieſem Grunde hat 
auch die Gefeßgebung beide meift gemeinfam behandelt. 

Während die frühere Geſetzgebung eine ſcharfe Ueberwachung der Bereine 
und Verſammlungen bezwedte und allgemein ihr Verbot zuließ ?0), findet fidh 
gegenwärtig die Vereins⸗ und Berfammlungsfreibeit. in Preußen grundfäglich 
anerfannt. Sie ericheint als weitere Folge des Rechts der freien Meinungs- 
äußerung ($ 235 Abf. 1), fehließt aber nicht aus, daR das Recht — ohne 
Einmiſchung in die inneren Verhälmiſſe — in feiner Ausübung zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Sicherheit und Ordnung eingefhräntt wird). Das Vereins- 
weſen bildet Gegenftand der Reichögefehgebung °?); ein Reichsvereinsgeſetz ift 
indeß bislang nicht erlafien. 

Ale Preußen dürfen zu Bereinen zufammentreten, fofern deren Zwecke 
den Strafgefegen nicht zumiderlaufen?). Beſchränkungen unterliegen jedoch 
ſolche Vereine, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten beziweden. 
Diefe müffen Statuten und Mitgliederverzeichniſſe binnen 3 Tagen nad; der 
Stiftung oder eingetretenen Yenderung der Ortöpolizeibehörde zur Kenntniß- 
nahme einreihen. Ausgenommen find die mit Körperidhaftsrechten verfehenen 
fichlihen und religidfen Vereine). Bolitifhe Vereine find außerdem dahin 
befchräntt, daß fle rauen, Schüler und Lehrlinge nicht aufnehmen dürfen ?®). 

Berfammlungen ohne Waffen und in geichloffenen Räumen bedürfen 
feiner Genehmigung, find jedoch, fofern darın Öffentliche Angelegenheiten er⸗ 


”, LR. 11 68 1-10. -- Der Bundes- | geſellſchaften (Vereine) befteht nit OB. 
Beil. 32 (SS. 116) verbot politifche Ä (XVl1 403). 
Vereine und Bollsverfammlungen faft = *) VG. 82, Strafe 513. Die Pflicht 
unbedingt. zur Einreihung befteht, wenn fie verfänmt 
WU. Art. 29, 30 u. Bereins®.- if, auch für die folgenden Vorfteher Erf. 
11. Mär; 50 (86. 277; Einf. i. d. Kam Ger. 99 (MB. 246). 
neuen Prov. V. 67 (GS. 921) Art. 1A, =) BU. Art. 30 Abf. 3, B&.88 u. 21, 
Lauenb. ©. 76 (GS. 169) 8 10. Bearb. ; Strafe $ 16. Das weitere Verbot, mit 
v. Delius (Berl. 2. Aufl. 96, Syſtem v. gleihartigen Vereinen in Verbindung zu 
Caspar Berl. 94). — Die ſtrafrechtlichen treten ift aufgehoben RO. 99 (ROB. 669). 
Beitimmungen des BO. find durch EG. — Bolitifche find ſolche Vereine, die den 
z. StOB. 8 2, die ftrafprogeßredtlihen , Staat und deſſen Einrichtungen erörtern. 
(Schließung der Vereine 8 8 u. 16) durh Sie bilden den engeren Begriff unter den 
EG. z. StPrO. & 6? aufrecht erhalten. | mit Öffentlichen Angelegenheiten überhaupt 
”) RBerf. Art. 416. — Die Grund» | befaßten Vereinen, zu denen außerdem 
fübe üb. Vereins- u. Verſammlungsrecht auch die auf fommunalem, veligiöfem und 
im Reihe bei Reihstagswahlen (RG. 69 | fozialem Gebiete thätigen Vereine gehören. 
BOB. 145 $ 17) entfpredden den pres Nah Entf. des dteichsgerichts (II. 
Bifhen. — Anm. 35. Straffen. 25. Ian. 92) wird ein Verein, 
=) StEB. $ 128 u. 129. — Aufs | der wirthichaftliche Ziele unter Inanſpruch⸗ 
hebung des Berbotes der Arbeiterloalition , nahme der ftaatlihen Mitwirkung in Geſetz⸗ 
5 844 Abſ. 2 d. W. — Gin von der | gebung und Verwaltung verfolgt, dadurd 
Polizeigewalt verſchiedenes Auffichtsrecht des noch nicht zu einem politiſchen. 
Regierungspräfidenten über erlaubte Brivat- ' 
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örtert oder berathen werden follen, 24 Stunden vorher der Ortspolizeibehörde 
anzuzeigen, die darüber fofort eine Beicheinigung zu ertheilen hat und fid 
darin durch einen oder zwei Abgeordnete vertreten lafien fan. Werden dieje 
Borfhriften nicht beachtet oder Anträge oder Vorſchläge erörtert, die eine 
Aufforderung oder Anreizung zu ftrafbaren Handlungen enthalten, fo kann die 
Verſammlung aufgelöft werden. Zu Berfammlungen unter freiem Himmel 
und Öfjeniliden Aufzügen ift polizeiliche Erlaubniß erforderlich. Ausgenommen 
find gewöhnliche Leichenbegängniffe, herkömmliche Hochzeitszüge und in herge⸗ 


brachter Art ftattfindende Prozefftonen, Wallfahrten und Bittgänge?®). 
Auf das Heer finden diefe Vorſchriften nur befchräntte Anwendung”). 


8 237. 


b) Bevorrechtete Vereine. 


Die Bereindfreibeit erleidet eine Aus» 


nahme, fobald der Zweck des Vereins eine Erlaubniß bedingt®), oder be- 
fondere von ftaatlihder Genehmigung abhängige Vorrechte in Anfprud ge 


nommen werden??). 


Das wichtigſte diefer Vorrechte bildet die Rechtsfähigkeit (juriſtiſche 


Perſoönlichkeit, Körperſchaftsrechte). 


Ein Verein bildet an ſich eine bloße 


Privatgeſellſchaft, in der die Theilnehmer nur perſönlich gebunden ſind, aber 
weder unter einander noch dritten gegenüber als Einheit erſcheinen. Durch 
die Körperſchaftsrechte wird dagegen der Verein zur rechtlich anerkannten und 


geſchützten Geſammtheit (Körperfchaft, 


Korporation) und damit zu jeder 


vermögensredtlihen Handlung befähigt‘). Auch erlangt der Verein dadurch 


*) BU. Art. 29 Abſ. 2, VG. 8 1—7, 
9—12, 14, 15, 17—21; Ueberwachung 
ver Prozeffionen R. 74 (MB. 201); aud 
den hergebrachten Prozeifionen kann aus 
allgemein polizeilihen Ruckſichten (Schub 
des Öffentlichen Gottesdienftes einer an⸗ 
erfannten Religionsgefellihaft) entgegen- 
getreten werden DB. (XXIII 409). — 
Geldſammlung und die Erhebung von 
Eintrittögeldern in öffentlihen Verſamm⸗ 
Inmgen kaun durch Polizeiverordnung nicht 
von ort8polizeilicher aan gig 
gemacht werten 3. 92 (M 
Deffentlihe Berfammiungen ind 8 bie 
allgemein geltende Polizeiftunde (8 245 
Abf. 2 d. W.) gebunden OB. (XXI 
389 u. XXXI1 391) u. können aus Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Feſttagsheiligung eingeſchränkt 
werden DB. (XXXV 424 u. MB. 97 ©. 
197). — Ans dem Ueberwachungsrecht 
folgt nicht die Befugniß zur Auflöfung 
einer Berfammlung wegen Gebraudes einer 
den Polizeibeamten nicht geläufigen Sprache 
OB. (I 347 u. XXXII 395). 





*) BU. Art. 38 u. 39. — RMilG. 74 
(RIB. 45) 8 49. 

=), Dahin gehören Eifenbahn-, Kredit-, 
BVerfiherungs- und ähnliche Geſellſchaften. 
Das Nähere gehört in die Einzelgebiete. 

», Kriegervereine(Militärbegräbniß- 
und linterfiügungsvereine) bedürfen orts⸗ 
polizeiliher Genehmigung KO. 42 (MB. 
98), noh anmwerdbar OB. (MB. 79 ©. 
73), gegen Berfagung u. Zurüdnahme 
findet das Berwaltungsftreituerfahren nicht 
ftatt OB. (dal. 9 S. 119, XXXVI 
426‘. — Mufterfagungen Bel. II (MB. 
89), erg. (5 18) Bf. 98 (MB. 148). 
Befondere Vorſchriften beftehen über Uni⸗ 
formirung u. Führung von Fahnen. 

*) Mit den Körperidaftsrehten erlangt 
eine Geſammtheit von Berjonen (nniversitas 
personaram) oder Saden (pia corpora) 
die Eigenfchaft der juriſtiſchen (moralifchen) 
Perfon u. damit die Fähigkeit, ale Rechts⸗ 
ſubjekt aufzutreten und Rechtshandlungen 
vorzuuehmen. Borausjegung iſt in beiden 
Füllen der gemeinfame Zweck, der zu feiner 














— — — — — 
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das übrigens nur den Behörden vorbehaltene Hecht, Petitionen unter einenr 
Geſammtnamen vorzubringen*!). 


Der Erwerb der Rechtsfähigkeit“?) wird durch Geſetz geregelt*°). 
Das BGB. unterfdheidet dabei Vereine, die auf einen wirthfchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb und folde die auf einen anderen — f. g. idealen (religiöfen, 
fittlichen, geiftigen, fozialen, politifden) — Zweck gerichtet find. Die erfteren 
— die nur in beſchränktem Umfange infoweit in Frage kommen, als fie nit 
befonder8 duch die Reichsgeſetzgebung geregelt‘) oder der Tandesgefeggebung 
vorbehalten find) — erlangen die Rechtéfähigkeit durch Verleihung *°), die 
letzteren dur die unter beftimmten Borausfegungen zugelafiene Eintragung 
in das von den Amtsgerichten geführte öffentliche Vereinsregifter (eingetragene 
Bereine)*). Die Anmeldung ift vom Gericht der Bermaltungsbehörde mit⸗ 
zutbeilen, die gegen die Eintragung Einſpruch erheben darf, wenn der Berein 
nach öffentlichem Rechte unerlaubt ift oder verboten werden kann oder wenn 
er einen politifhen, fozialpolitifhen oder religiöfen Zwed verfolgt. Der Ein- 
ſpruch kann im Verwaltungsftreitverfahren (8 59 Abf. 4) angefochten werden *®). 


— —— — — — —— 


Verwirklichung beſtimmier Organe bedarf. ) Altien⸗u. andere Handelsgeſellſchaften 


Sachliche Oeſammtheiten find die Stiftungen 8309 u. 853 Abſ. 3, Erwerbs⸗ u. Wirth⸗ 
($ 210 Abſ. 1 d. W.), perſoönliche die ! fchaftegenoffenfhaften 8 810, SImmungen 
Körperfhaften. Zwiſchen beiden ftehen die | & 343, gewerblihe Hülfskaſſen 8 346 
mit Körperjchaftsredhten ausgeftatteten An- , Abf. 1, Krankenkaſſen daf. Abi. 4, Berufs- 
Halten. — Das BGB. das neben den : genofienidaften & 8471 d. W. 
natürlichen Perfonen (8 120) bie ur *) Dazu gehören außer den Anm. 40 
riftiihen Perfonen behandelt, zählt zu diefen erwähnten Öffentlichrechtlihen Verbänden 
im bürgerliden Recht nur Bereine ($ 21 inshelondere die Wafler-, Wald- u. Fiſcherei⸗ 
bis 79) u. Stiftungen (& 80-88), im genoſſenſchaften 8 324 Abf. 4, 330 Abf. 7 
Öffentlihen Recht neben Fiskus, Körper- u. 339 Abf. 2 d. W. 

ihaften u. Stiftungen auch Anftalten “BOB. 522 u. 33 Abſ. 2. Die 
(5 82). Deftentlich rechtliche find alle zur , gerfeihung erfolgt durd die zuftändigen 
Erfüllung ſtaatlicher Zwecke verpflichtete Miniſter 8. 99 (GE. 562) Art. 1, bei 
Körperfhajten, insbei, neben dem Reihe Fereinen, die ihren Sit nicht in einem 
u. dem preußifhen Fisfus ($ 166 Abſ. 1° Yunpesitante haben durch den Bundesrath 
u. 121 Abf. 1 d. W.) die Propinzen, BGB. S 23 u cs Art. 10 

Kreife u. Gemeinden ($ 81, 80 u. 77; . " ee 

Ar. 2, die Armennerbände ($ 271 Abf. 1. ‚B88. 5 21, 55-79, die An⸗ 
u. 2), die Schulgemeinden ($ 291 Abſ. 5) meldungen bedürfen der Öffentlihen Be⸗ 


‚ die Deichnerbänd 326). | glaubigung & 77; Wührung der Bereins- 
" “Qu Br 205 (6 326) ‚ regifter ©. 98 (ROB. 771) $ 159, AO. 
: 99 (SS. 249) Art. 29 Abf. 1, Bei. 9% 


“) Auf nicht vechtsfähige Vereine finden . (38. 438) 8 1—11 u. Bf. 99 (IMB. 
en ge die Gejelihaften 302). 
D. $ «05 — 40) Anwendung baj. $ 54; BGB. $ 61-63; unerlaubte u. 
fie können jedoch verflagt u. die Urtheile ee erane g 236 Abſ. 8 d. W., 
gegen fie vollftredt werden 3PO. 8 50 pofitifche Anm. 35. — Zufländig für die 
Abſ. 2 u. 5 735. Einfpruchserhebung ift der Landrath (in 
=), BU. Art. 31; Kolonialgefellihaften : Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde), für die 
8 86 Ab. 2, Religionsgefellihaften 5 275 Entſcheidung der Bezirksausſchuß V. 99 
Abſ. 12. W. (GS. 562) Art. 3. 


— — — — = wenn 
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Die Berfaſſung rechtsfähiger Vereine (das f. g. innere Vereins⸗ 
recht) wird gleichfalls im BGB. geregelt*?). Sie können durch Beſchluß der 
Mitgliederverfammlung aufgelöft werden und verlieren die Rechtsfähigkeit beim 
Konlurſe und durch Entziehung im Berwaltungsftreitverfahten ($ 59 Abf. 4), 
im Falle gejegwidriger Berlegung des Gemeinwohles oder der Verfolgung 
anderer als fagungsmäßiger Zwede 9). 

Der Erwerb von Rechten durch juriſtiſche Perfonen ausschließlich der 
Yamilienftiftungen ($ 210 Abſ. 1) ift dahin beſchränkt, daß Schenkungen, 
Zuwendungen von Todes wegen und Grundftüdserwerbumgen im Wertbe von 
mehr ald 5000 M. der Genehmigung bedürfen. Das Gleiche gilt von 
allen Grundftüdserwerbungen durch außerdeutſche juriftifhe Perfonen. Die 
Genehmigung ertbeilt der König oder die durch Königl. Verordnung be- 
zeichnete Behörded!). 


6. Mufallpolizei. 
8 238. 

a) Ueberficht. Während in Beziehung auf Weditöverlegungen die 
Polizei nur vorbeugend zu felbfiftändiger Thätigkeit gelangt, da fie bei deren 
abwehrender Bekämpfung lediglih als Gehülfin der Yuftiz mitzuwirken bat 
($ 211 Abf. 3), ift ihre Thätigkeit in Bezug auf Unfälle an diefe Schranfe 
nicht gebunden. Sie wirkt bier vorbeugend wie abmwehrend und Kat Unfälle 
nicht allein zu verhüten, fondern au, wenn fie eingetreten find, deren nach⸗ 
theilige Einwirkungen dur Rettungs⸗ und ähnliche Maßregeln zu befeitigen 
oder zu verringern. Jedermann ift bierbei, wenn er dazu von der Polizei« 
behörde aufgefordert wird, zu entiprechender Beiftandsieiftung verpflichtet 2). 
Für gefahrvolle LXebensrettung wird als Auszeihnung die Nettungsmedaille 
verliehen ?). Für Wiederbelebungsverfuhe Scheintodter oder Berunglüdter 
werden außerdem Prämien gemährt*), 


) BEB. 824 - 53 (Vorſtand 8 26—30 | Perfonen, mangels ſolcher, wenn es ans⸗ 
u. 40, Mitgliederverfammlung $ 32-37 | fäließlih den Intereſſen der Mitglieder 
u. 40, Mitglieverrehte $ 38 — 40 u. ©. | diente, an diefe, font an den Fiskus 
98 RED. 771 8 160 nebſt ES. 3. BGB. | BB. 5 45, 46, EB. Art. 85 AG. 
Art. 163). Die Vorſchriften gelten auch | At. 581. 





für die durch Verleihung rechtsfähigen Ber- s, EG. Art. 86, AG. Art. 6, 7. Bei 
eine. Die früheren Borfchriften (ER. II 6 | außerpreußifchen deutſchen Altien- u. ähn⸗ 
8 26—202) kommen jedoh noch auf die | lichen Geſellſchaften find die Minifter zu⸗ 
vor Inkrafttreten des BGBL. beftandenen n. Ründig V. * (OSs. 562) Art. 6. 


die auf Landesgefe beruhenden (Anm. 45) “, StGB. $ 86010; bei Waldbrand, 
Bereine zur Anwendung ES. Art. 163—7 | Feld- u. Forftpofizei®. 80 (GS. 230) 
u. 82, A®. Art. 891e. 8 444: in Bergmerten Berg®. 65 (GES. 


") BGR. 54144. Die Zuftändigfeit | 705) g 205, W 
iſt er wie Anm. 48 geregelt B. 99 =) 8 89 Ann. 121 d. W. — Lebens⸗ 
(GS. 662) Art. 2. — Das Vermdgen | rettungsprämien R. 50 (MB. 127). 
fallt an die in der Satzung beſtimmten *) ZR. 20 (KU. V 147). 
Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 2% 





338 Sicherheitspolizei. 38 289, 240. 

Auch die Unfallpolizei kommt bier nur infoweit in Betracht, als fie nicht 
in befondere Berwaltungsgebiete fällt. Wo die Perfon in Leben und Geſund⸗ 
heit gefährdet erfcheint, wird fie zur Gefundheitspoligei ($ 253—257), wo 
befondere Gründe des Unfalls in beftimmten Betrieben liegen, zur Baupolizei 
($ 265—268), Vergpolizei (3 313 Abſ. 2), Wafferpolizei ($ 324—326), 
Gewerbepoligei ($ 341, 342, 344), Sciffahrtepolizei ($ 358, 359 Abi. 3) 
oder Kifenbahnpolizei (8 368 Abf. 2). In der Unfallpolizei find deßhalb 
nur die allgemeinen Unfallurfahen zu erörtern, welche entitehen Können durch 


Herab- und Einfturz (b), Zerfprengungen (c), euer (d) oder Thiere (e). 


8 239. 

b) Neben den in die Baupolizei gehörigen Vorſchriften über Errichtung 
und Erhaltung der Gebäude beugt das Strafgefeg der Beſchädigung durch 
Umftürzen uud Serabfallen vor) und gebietet die gehörige Bededung 
oder Bewährung der Brunnen, Gruben und AbhängeS®). Diefe Vorſchrift 
ift in Betreff der Sand-, Thon-, Lehm- und Kiesgruben und der Kalf- und 
Steinbrüde durch Polizeiverorbnungen meiter ausgeführt, durch die in&be- 
fondere die gehörige Abböfhung der Seitenwände vorgefährieben wird. 


8 240. 

c) Zur Verhütung von Zerfprengungen (Explofionen) verbietet das 
Strafgefeg das Schießen und Abbrennen von Feuerwerkskörpern an bewohnten 
oder von Menfchen befucdhten Orten, fowie in gefährlidder Nähe der Gebäude 
und feuerfangenden Caden??) und die Uebertretung von Verordnungen, die 
wegen Zubereitung, Aufbewahrung und Beförderung von Sprengftoffen er- 
gangen find?®). Im Umperziehen dürfen weder Sprengfloffe, noch leicht ent⸗ 
zündliche Dele oder Spiritus aufgelauft oder feilgeboten werden ?). 

Eigene Sicherungsvorſchriften find daneben für Dampfteffel, Schiefpulver-, 
Zündftoffe und ähnliche Fabriten gegeben ($ 341 I 1 und 2). 


— — — 











*) StGB. 8 3668. — TA. 18874, 
75. — onetrieh der Luftſchiffahrt 3. 92 
(ML. 211). 


” StOB. 8 u Beb- u. Forſt⸗ 
pol. 80 (ES. 230) $ 
”") StOB. 8 8678 3 3687. — 


iumarnqhe Schießübungen $ 111 Anm. 


) StOB. 8 3675. — MinBol®. betr. 
den Berlehr mit Sprengftoffen 93 
(MB. 225), erg. (6 21) 98 (MB. 99 
S. 58) nebft 3. 94 (MB. 47) u. (Militär: 
u. Marineverwaltung) 93 (MB. 94 
©. 19. zuftänbigteit des Minifters 8 221 
Abſ. 2 Nr. 1 d. W. Gewerbepolizeiliche 


Genehmigung u. Strafe des verbrecheriſchen 
u. gemeingefährligen Gebrauchs 8 341 II. 
2 Abſ. W. Petroleum u. 
flüchtige —8E ZR. 88 (MDB. 159). 
Im Handel ift Petroleum, das nad dem 
Abelihen Apparate fchon bei Erwärmung 
auf weniger als 21 Grad entflammbare 
Dämpfe entiwidelt, befonders zu bezeichnen 
V. 82 (XGB. 40), 2 Bel. 82 (38. 196 
u. 344) u. 84 (38. 250°. — Sicherheits⸗ 
porfchriften fir eittfhe gosfyanmunge- 
anlagen Bf. 98 (MB. 230), für Mittel 
fpannungsanlagen 00 (MB. 194), für 
Starffiromanlagen 2. Aue (Bert, 98). 
”, GewO. $ 566 u. 


— 


Sicherheitspolizei. $ 1. 339 


8 241. 


d) Die Polizei hat fowohl den Ausbrud des Feuers zu verhüten, als 
für Löfchung audgebrodhener Brände zu forgen. “Der erftere vorbeugende Theil 
der Feuerpolizei fällt, foweit er fi auf Gebäube bezieht, in das Gebiet 
der Baupolizei. Daneben verbietet das Strafgefet die gefährliche Aufbewahrung 
leicht entzändlicher Gegenftände*) und die Annäherung mit Feuer ober Licht 
an diefe®!). Gleichem Zwede dient die polizeiliche Auffidht über das Feuer⸗ 
verfiderungswefen ($ 304). 

Weit umfangreicher ift die abwehrende TFeuerpolizei®?), insbefondere das 
Feuerlöſchweſen geftaltet. Bei Unglüdsfällen oder gemeiner Noth und 
Gefahr muß auf polizeiliche Aufforderung jedermann Hülfe leiſten, foiweit er 
dies ohne erhebliche eigene Gefahr zu thun vermag®?). Daneben bedingt aber 
das Feuerlöſchweſen eine über das ganze Land verbreitete Einrichtung, die 
neben der Bereithaltung des nöthigen Perſonals auch das Borhandenfein der 
erforderlihen Geräthe bezwedt. Die Beihaffung ift Pflicht der Gemeinden 
oder der einzelnen Gemeindemitglieder und bei Strafe geboten”). In Noth- 
fällen tritt da8 Militär aushelfend ein). 


Im einzelnen wird die Verpflichtung durch TFeuerlöfhordnungen geregelt, 
welche fowohl über die TFeuerlöfchanftalten, als über das Löfch- und Rettungs- 
verfahren Beftimmung treffen ®). Die Regelung ift je nad Bedürfniß und 
Mitteln in den einzelnen Gemeinden verichieden. Die größeren Städte haben 
befondere, lediglich diefem Zwecke dienende und für ihn ausgebildete Feuer⸗ 
wehren mit weſentlich vervolllommneten Löfh- und Rettungsvorrichtungen. 
Ste haben fi entſchieden bewährt und, wo fie eingeführt find, die Weitere 
Ausdehnung der Feuersbrünſte faft vollftändig verhindert. — In mittleren 
Drten find zu gleihem Zwecke freimillige Feuerwehren gebildet, die theild aus 
freier Bereinigung der Bürger hervorgehen, theils ſich an beftehende Turner⸗, 
Krieger- und ähnliche Vereine anlehnen®‘). — Für kleinere Gemeinden be: 
ſchränkt ſich die Feuerlöfcheinrichtung auf eine von den Gemeindemitgliedern 
ſelbſt bediente Feuerfprige nebft deren Zubehör an Teuerhafen, Leitern und 


*, StGB. 8 3676; Lagerung folder *) Statiflif der Brände ZR. 80 (MB, 
Gegenftände u. Errihtung von Gebäuden 231) u. 81 (MB. 170). 
in der Nühe von Eifenbahnen $ 368 Abf. 2 nr. 11 7 8 3712u18: StGB. 
d. W.; Lagerung von Mafhinenauspug u. | 8 3688. 
Wollabgängen in Wollipinnereien R. 43 “RD. 18 (GS. 155). 
(MB. 157) u. 62 (MB. 307). — Auf- 9) Regelung Bf. 98 (MB. 99 ©. 6); 
hebung älterer gefetzlicher Beftimmungen in | fie erfolgt durch Polizetverordnung. Auf⸗ 
Schl.⸗Holſtein und dem RB. Kaffel ©. 95 ; hebung der älteren re Vorſchriften 
(GS. 167), verb. Anm. 65. in Schleſien ©. 87 (@S. 95). 

, StBG. 8 3685 4.7. — Waldungen ®, Sie bilden Saure ber Polizei⸗ 
$ 331 Anm. 33 d. ®. — In Feuer Beheben OB. (VIII 403); verb. 3. 84 
arbeitende Gewerbetreibende StSB. $ 3693, | (MB. 161). 
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340 Siherheitspolizei. $ 242; Orbnungs- und Gittenpolize. 8 243. 
Eimern. Ganz Heine Gemeinden find behufs diefer Beſchaffung zu Verbänden 


vereinigt °”). 


8 242. 

e) Zur Verhütung von Unfällen durch Thiere bedroht das 
Strafgefeß das zu ſchnelle Fahren und Reiten, fowie das mit Gefahr ver- 
bundene Einfahren und Zureiten auf öffentlichen Straßen und Plägen, ferner 
in Städten das Schlittenfahren ohne fefte Deichfel oder Geläute mit Strafe®). 
Gleiches gilt von dem Unterlafien der erforderlichen Vorſichtsmaßregeln in 
Bezug auf Thiere®?). Berboten ift das Hetzen der Hunde auf Menſchen?o). 
In den größeren Städten wird außerdem der Beſchäbigung durch Hunde 
mittelft des Maulkorbzwanges vorgebeugt. Daneben kann der zu ftarfen 
Bermehrung der Hunde durch Erhebung einer Kommunalhundefteuer entgegen» 
gewirkt werden). 


V. Ordnung? und Sittenpalizei. 


1. Meberfidht. 
8 248. 

Die Polizei bat die Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten. Die Er⸗ 
regung ungebührlichen Lärms und groben Unfugs ift ebenfo mit Strafe be- 
droht, wie die Mebertretung der die Erhaltung der Ruhe und Reinlichleit auf 
Blägen und Straßen bezwedenden Vorſchriften). Außerdem bebarf es der 
Fernhaltung aller Berlegungen der Religion und Sittlichkeit. 

In der Periode des Polizeiſtaats war diefer Zweig der polizeilichen 
Thätigleit beſonders entwidelt. Unmäßigfeitöftrafen und Lurusreglements 
zeugen von dem genaueften Eingehen auf die verfchiedenen Lebensverhältnifſe. 
Die neuere Gefetgebung beobachtet eine größere Zurüdhaltung. Sie geht 
von dem Gefidhtöpunfte aus, daß die Yörderung der Religioſität und Sittlich- 
feit zunächſt der individuellen Entwidelung unter Einwirkung der Kirche ımd 
Schule zu belaſſen fei und bat demgemäß neben der Abwehr der diefen Be- 
firebungen entgegentretenden Sinderniffe vorwiegend nur die Öffentlichen 
Berlegungen der Religion und Sitte zum Gegenfland ihrer Thätigkeit gemacht. 
Diefe Grenzen find aud in nenefter Zeit nicht überfchritten worden, obſchon 
mit der zunehmenden fittlichen Verwilderung eine ftrengere Handhabung der 
Ordnungs⸗ und Gittenpolizei nöthig geworden ift. 


— — 0 nn — 











") Zuft®. 8 139, 140, 160. — Schlefien 
G. „a (Anm. 65) 82 
») SHOB. & 36624, 
“) Daf. 8 3665 u. 86711, — Bienen« 
fände kann die Polizeibehörde aus ge⸗ 
führliher Nähe der Straßen entfernen 


DV. (MB. 79 ©. 7). 
*) StGB. 8 3668. 
) 8 77% Abſ. 82. W. — Maßregeln 
gegen die Zollwutb $ 335 Abſ. 4°. 
ı) SGB. 8 86011 u. 36610. 


Ordnungs⸗ und Gittenpolizei. 8 244. 341 


Im einzelnen find die Maßregeln gerichtet gegen Störung der religiöfen 
Ordnung (Nr. 2), Mißbrauch und Uebermaß des Wirthshausbefuches und der 
Tuftbarkeiten (Nr. 3 und 4), gefchlechtlihe Ausfcyweifung (Nr. 5) und Thier- 
quälerei (Nr. 6). Endlid wird im Intereſſe der öffentlichen Ordnung bei 
Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Herrihaft und Gefinde, zwifchen Miether 
amd Bermiether (Nr. 7), fowie in betreff gefundener Sachen (Nr. 8) die Mit- 
wirkung der Polizei in Anſpruch genommen. 


2. Sicherung der religiöfen Ordnung. 


8 244. 


Dad Strafgefeg verbietet die Gottesläfterung, die Beſchimpfung ber 
chriſtlichen Kirchen und der mit Körperfchaftsrechten verfehenen Religionsgejell- 
ſchaften, die Störung des Gottesdienſtes, die Leichen- und Gräberſchändung 
und fidert die Feiertagsheiligung?). Ueber die äußere Heilighaltung der 
Sonn⸗ und Feſttage werden die näheren Vorſchriften durch Polizeiverordnungen 
Der Dberpräfidenten und NRegierungspräfidenten gegeben, die gewiſſe Ver⸗ 
richtungen für den ganzen Feiertag, andere für die Stunden des Gottesdienftes 
unterfagen und den doppelten Zwed verfolgen, äußere Störungen von dem 
Sottesdienfte und der Sonntagsfeier fern zu halten und die der Theilnahme 
daran fi entgegenftellenden Hinderniſſe zu befeitigen?). ALS gemeiner Buß⸗ 
und Bettag ift der Mittwoch vor dem lebten Zrinitatisfonntage beftimmt®). 
Der Charfreitag gilt ald allgemeiner Feiertag, doch ift in vorwiegend katholiſchen 
Gemeinden die herfömmlidhe Werkthätigfeit nur infomeit verboten, als es fidh 
um Öffentlich bemerkbare oder geräuſchvolle Arbeiten in der Nähe gottesdienft- 
licher Gebäude handelt). Die befonderen Beſchränkungen, denen die Gewerbe- 
treibenden bezüglid der Beſchäftigung ihrer Arbeiter an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen unterliegen ($ 344) Abf. 2), bezweden die Sonntagsruhe, nicht die 
Sonntagsfeier. 


2) StGB. 8 166-168, 304 u. 3661. ftellung der in allen Bundesſtaaten gelten- 
RD. 7. Geb. 37 (88. 19). Die | den Borfhriften, Anlagen zu den Berhand- 
gleiche re A in die neuen Pros lungen des Reichſtags 1885/6 Nr. 71. 
vinzen und Hohenzollern unter Aufgebung | j ärz 9 
aüc 3 
©. 92 (88. 107), — $ 236 Anm. 36 go, 30 u. 31) u. 94 (©E. 118). Die 


d. W. — Bei Friften werden Sonn- u. Borfhrift gilt mit i 
gilt nit in Hohenzollern, ift 
GN 9 niht — Zee —8 dagegen in alle norddeutſchen Staaten 


äußeren * des Gottesdienſtes a Mecuendurg und Reuß ü. 8. ein⸗ 
(Kirhfhuhlordmung) bildet einen Theil der | 9 * 

Landespolizei OB. (MB. 55 S. 22); 9 G. 99 (GS. 161). 

verb. 8281 Anm. 50 d. W. — Zufammen- | 


— — —— — — — — —— 


342 Ordnungs⸗ und Sittenpoligei. 88 245, 246. 


3. Aufſicht über Mirthshaushefuch und Lufibarkeiten. 


8 246. 

Neben den unmittelbar gegen Trunffudt, Verſchwendung und iederlicteit 
gerichteten Maßnahmen (K 273* Abſ. 2) Hat die Polizei diefen Laftern durch 
Aufſicht über Gaft- und Schankwirthe entgegenzutreten. 

Nächſt den beſchränkenden Vorfchriften in betreff der Konzeffionirung‘) 
wird die Uebertretung der Bolizeiftunde an dem Wirthe und, wenn dieſer 
die Säfte zum Fortgehen aufgefordert hat, an letzteren beftraft”).., Im der 
Regel ift diefe Stunde auf 10 Uhr Abends feftgefegt. Im größeren Orten 
ift fie allgemein oder für die geeigneten Wirthſchaften weiter hinausgerückt. 

Dur Polizeiverordnung ift den Wirthen mehrfad) die Verabreichung von 
Getränken an Zruntenbolde®) und an Schüler unterfagt. 

Deffentlihe Tanzluftbarfeiten find von befonderer Erlaubniß abhängig, 
die nur in befehränftem Umfange ertheilt wird ?). 


4. Rerhotene Apiele und Sammlungen. 


8 246. 

“Das Strafgefe verbietet gewerbsmäßige und dffentlide Olück— 
fpiele, fowie die Geftattung folder an öffentlihen Berfammlungsorten !9). 
Berboten ift ferner das Spielen in außerpreußifhen Lotterien!!), der 
Derfauf von Lofen und die Veröffentlichung der Gewinne dur in Preußen 
erfheinende Zeitungen. Die Beranftaltung öffentlicher Lotterien und Aus⸗ 
fpielungen ift an obrigkeitliche Erlaubniß gelnüpft, die für Kleinere Volks⸗ 
beluftigungen von der Ort&polizeibehörde, fonft vom Dberpräfidenten und bet 
Ausdehnung Über mehrere Provinzen vom Minifter des Innern ertheilt wird 1?). 


) 5 341 Nr. 11 2 U. 20.8. — 
Verpflichtung der Gaſt⸗ und Schankwirthe 
zur Bezeichnung des Raumgehaltes der 
Säantgefühe 5 365 Abi. 6. 

) StEB. 8 365. Gtempel S 152 
Anm. rg d. ©. 

) ZR. 41 (MB. 42 ©. 16). 

’) ewO. 5 3dc; Bf. 59 (MB. 339) 


pfliht u. der Kommumalfteuer von Luft 
barkeiten beim Betriebe von Gaft- u. Schank⸗ 
wirthſchaft u. Kleinhandel mit Brannwein 
u. Spiritus. — Theateraufführungen und 
Singfpielhallen 5. 341 (Anm. 31 u. 38). 
StGB. 8 284, 285 u. 36014. — 
Privatredtlih wird dur Spiel (aud in 
ſtaatlich nicht genehmigten Lotterien), Wette 
und Polizeivergronungen. — Abgaben von u u. (foweit nicht beide Fee in das Börjen- 
Zanzluftbarkeiten oder Ueberwarhungsgebübr vegifter eingetragen find 8 354 Abſ. 3 
8 774 Abſ. 2u.3. Stempel wie Ann. 7. | d. W.) auch dur das Differenzgefchäft 
— Geſchloſſene Gefellihaften (auch nur zu eine erdindlichteit nicht begründet BER. 
Luftbarkeitszweden zufammen getretene OB. ' $ 76% —764. 
XXXV 436) in geſchloſſenen Räumen be» 1) G. 85 (GS. 317), ungeadtet dee 
därfen zu Tanz oder Thenteraufführungen StGB. (jolg. Anm.) rechtsgültig OB. 
keiner Erlaubniß DV. (IX 406), al® ger  :XXXV 330). Das Rechtögeihäft ift 
ſchloſſen find jedoch ſolche Vereine nicht nichtig BOB. S 134. 
anzujehen, deren Mitglieder feinen indi⸗ 2, SIGB. $ 286; Erl. 68 (GS. 991) 
viduell abgejchlofjenen Perfonenkreis bilden ; u. Bf. 68 (MB. 304), 76 (MB. 113) 
(XXVII 428). Auch geidloffene Gefell- u. 84 (MB. 21). — Lotterie-(Prämien-) 
haften unterliegen jedod der Konzeſſtons- Anleihen $ 166 Abf. 6, Staatslotterie 


— — — — — — —— — — 





Ordnunge- und Sittenpolizei. 8 47. 343 


Der Handel mit geringeren als den genehmigten Antheilen oder Abſchnitten 
von Looſen zu Privatlotterien und Ausſpielungen ift mit Rückſicht auf die dabei 
unterlaufende Uebervortheilung und Anreizung zur Spielfucht verboten!?). — 
Die öffentlichen Spielbanken find im ganzen Reiche aufgehoben 14). 

Die Abhaltung Öffentliher Sammlungen (Kollekten) bedarf nad Polizei- 
verordnungen der Genehmigung '°). 


5. Aaßregeln gegen geſchlechtliche Ausſchweifnug. 
8 247. 

Das Strafgefeg verbietet neben den Sitten⸗Verbrechen und »Vergeben bie 
Erregung dffentlihen Aergerniſſes durch unzlichtige Handlungen und Die Ber- 
breitung oder Außsftellung unzüchtiger Schriften und Bilder !*). 

Ferner find mit Haftftrafe und demnächftiger Einfperrung in ein Arbeits- 
haus Weibsperfonen bedroht, die unbeauffichtigt gewerbsmäßig Unzucht treiben 
(Proftitution), oder im alle der Beaufſichtigung den dieferhalb erlafienen 
Vorſchriften zumiderhandeln. Statt der Einfperrung in ein Arbeitshaus — 
Die vor vollendeten 18. Lebensjahr überhaupt unzuläffig ift — kann die 
Berurtheilte in einer Beſſerungs⸗- oder Erziehungsanftalt oder in ein Afyl 
untergebradit werden. Dieſe Aufficht ift nır über Frauenzimmer zu verhängen, 
deren Eigenfhaft als Dirnen durch beftimmte Thatfadhen (Beftrafung wegen 


— — — — 


8 132 d. W. — Wetten auf Rennplätzen 

(Totaliſatoren) 3. 86 (MB. 201) und 

(Reichoſtempelſtener) $ 154 Abf. 33 0. W. ; gierungspräfident) erforderlih ©. 76 (GE. 
», &. 94 GS. 73). Die GewO. if | 125) Art. 247 u. V. 76 (85. 395). 


| gebüude ift zu diefen die Genehmigung ber 
| 

unanwendbar, ſoweit fie nicht befondere ' ie) Doppelehe (Bigamie) StGB. $ 171 
| 


Stantsbehörde (Minifter, Ober- oder Re- 


Beſtimmungen enthält $ 6; dahin gehört (Abſ. 1 u. 3 erg. ES. 3. BGB. Art. 34V), 
das Berbot des Handels mit Lotterieloofen , Ehebruh 8 172, verbotener Beiſchlaf 
im Umberziehen GewO. $ 565, 56a? u. | $ 173, 174, widernatürliche Unzucht 8 175, 
14878, gegen Theilzahlungen $ 306 Abf. 5 | Berführung und Nothzucht * 176—179 
d. W. u. die Unterfagung des Loofehandels ; u. 182, Kuppelei, deren Beftrafung durch 


& 841 11 3 Abi. 2. : Neufafiung der $ 180, 181 verfhärft u. 
“36. 68 (BEBL. 367); Einf. in durch Zufügung des 8 181a auf Znuhälter 
Süpddeutfhland $ 6 Anm. 12 d. W. ‚ ausgedehnt ift ©. 00 (REB. 301) u. auch 


*) Der Erlaß folder Verordnungen ift 
auf I fowohl für öffentliche Kollekten Erf. 

DE. 55 (MB. 164) u. (Zuftändigfeit) 
& 56 Annı. 24 als für Hauskollelten, die 
fih auf eine beftimmte Klafie von Berfonen 
beſchränkeu Erf. OT. 76 (MB. 77 8.11); ! breiten unzüchtiger Schriften u. Bilder (defien 
dies gilt nit von den in Berfammlungen ı Beftrafung durch Neufafling des 8 184 
flattfindenden Sammlungen $ 286 Anm. 36 | verfhärft u. dur Zufügung des $ 184a 
d. W.; auch bedürfen öffentliche Aufforde- | auf gröbliche Verletzungen des Schamgefühls 
rungen zur Cinzahlung freiwilliger Bei- | gegenüber jugendlichen Perjonen u. des 
träge feiner Genehmigung R. 72 (MB. 8 184b auf Aergerniß erregenden Mit- 
334). — Kircheulolleften bedürfen der Ge- , theilungen aus nicht Öffentlihen Gerichts⸗ 
nehmigung der höheren Kirchenbehörde KO. —— ausgedehnt iſt) G. 00 
56 (MB. 116); außerhalb der Kirchen- (RGB. 301). 


bei Berleitung zur Auswanderung flatt- 
findet ©. 97 (RB. 468) S 48 und 
Uebereink. mit den Niederlanden u. Belgieu 
(RGB. 91 S. 356, 375), Öffentliches 
Aergerniß StGB. $ 183, Ausftellen u. Ver⸗ 
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gewerbsmäßiger Unzucht oder gefchlechtlihe Krankheit) erwiefen iſt!). Sie 
erfolgt im Intereſſe der Gefundheit, Ordnung und Sitte, und beſteht in 
periodifher Unterſuchung des Gefundheitäzuftandes, Verbot des Beſuches be- 
ftimmter Gebäude und Drte, des Bewohnens beftimmter Häufer, des Umher⸗ 
treiben® und jedes auffälligen Benehmens an öffentlichen Orten. Bordelle 
find unzuläffig !9). 

Das außereheliche Zufammenleben von Berfonen verfihiedenen Gefchlechtes 
(Konkubinat) ift gefeglih nur inſoweit verboten, als diefen die Eheſchließung 
wegen begangenen Ehebruchs unterfagt iſt. Es foll indeß durch polizeiliche 
Zwangsmaßregeln auch da verhindert werden, wo es zu einem Öffentlichen 
Aergerniffe Anlaß giebt!?). 


6. Derbot der Thierguälerei. 
8 248. 

Mit Strafe wird bedroht, wer öffentlich oder in Aergerniß erregender 
Weiſe Thiere boshaft quält oder roh mißhandelt?%), Beſondere Polizeiver⸗ 
verordnungen beftehen in betreff der an fid) nicht zu verbietenden?!) Benugung 
der Hunde zum Ziehen. Der Schug der nütlihen Vögel ($ 332 Abf. 1) 
dient zugleich dem Intereſſe der Landwirthſchaft. 

Zur Verhinderung der Thierquälerei beftehen Thierſchutzvereine. 


T. Bolizei in Gefnde- und Mohunngsfachen. 
8 249. 

Das Verhältnig zwifchen Herrſchaft und Gefinde beruht auf einem durch 
die Gefindeordnungen??) näher beftimmten Bertrage, mittelft deſſen der 
eine Theil fih auf feite Zeit zu häuslichen oder wirthichaftlihen Dieniten 
gegen beftimmten Lohn verpflichtet. Das Berhältnig ift privatrechtlih und 


— — — — — — 


”, StEB. 8 3616, 36% (Faſſung des 25). — Vermeidung unnöthiger Thier⸗ 
G. 00 RGB. 301) u. Vf. 50 (MB. 247). nude beim Schlachten 3. 90 (MB. 56). 
Gewerbsmäßige Unzudt liegt nur bei Hin- 2 (MB. 68 ©. 13). 


gabe an mehrere Münner gegen Entgelt — = c6 rgingen Gefindeordnungen 
nit bei Unterhalt durch einen einzelnen | für das Gebiet des IR. am 8. Nov. 10 
Mann — vor DB. 11. Juli 99 (Bew. ' (85. 101), bearb. von Lindenberg (5. Aufl. 
Bl. Nr. 61). — rbeitshäufer 5 273 , Berl. 00); für die Rheinprov. 44 (865 
Anm. 52 d. W. — Koften der ziwangs- : 410), auf den landrechtlichen Theil diefer 
weifen Heilung $ 214 Anm. 12 d. W. : Brov. (8 171 Abf. 1 2. W.) ausgedehnt 
"RD. 31. Oft. 45. 8.47 (85. 356); für Neuvorpommern 
"RD. 10 (KA. XVII 785), ZR. 54 | 45 (SS. 391); für Schl.⸗Holſte in 40 
(MB. 71) u. OB. (VII 370). Berb. (ſchl.holſt. Samml. 35), erg. ©. 99 (GS. 
Gew.O. 8 62 Abf. 5 u. 63 Abi. 2. — ; 177) Art. 1482; ind. Brovd. Hannover 
Ausländer find auszuweiſen R. 52 | für die Bez. Hannover, Hildesheim u. Lüne- 
(MB. 293). burg 44 (hann. GS. I 161); für Heffen- 
”) SIOB. 8 36013. — Behandlung der | Naffau: kurh. GeſO. 1797 u. 1801 (erg. 
Verſuche an lebenden Thieren (Bivifeltionen) | &. 99 Art. 14 8 3) u. 1816 nebft V. 28 
auf den Landesuniverfitäten 3. 85 (MB. | (hırb. GES. 57) u. nafl. Ed. 19 (BB. 121). 








mn 
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unterliegt der endgültigen Entſcheidung des Richters. Um aber den Störungen 
vorzubeugen, die bei Richterfüllung des Vertrages inzwiſchen eintreten würden, 
ift der Polizei das Recht zur vorläufigen Entfcheidung und zmangsweifen 


Bolifiredung eingeräumt ?®). 


Im Ganzen wird das Geſinderecht durch das BGB. nit berührr); 
nur in einzelnen Beitimmungen fucht dieſes eine größere rechtliche Selbft- 
ftändigkeit und einen wirkſameren Schug für das Gefinde herbeizuführen. 
Anwendung finden denmgemäß die Vorfchriften des BGOB. über die Geſchäfts⸗ 


ſatigten 25), die Bertretungsverbindlicdhkeit?®) und die ſtrankenfürſorge?). 


", Geld. 8 38, 47, 51, 160, 167 u. 
ZR. 12 (MB. 4 ©. 330), ferner 838, 
88 u. 172. — Die Entiheidung ftellt fh 
in Betreff des Verfahrens und der Rechts⸗ 
mittel als Polizeiverfügung ($ 222 d. W.) 
dar OB. (1 398). — Die Koften ber 
Zurädführung wit die Ortspolizeiverwal⸗ 
tung Bf. 90 (MB. 79). — Diebflahl u. 
Unterflagung an geringwerthigen Sachen 
wird gegen Geſinde nur auf Antrag ver⸗ 
folgt StB. 8 247. 

“, EG. 5. BGB. Art. 95 Abf. 1. — 
Fur das — im Et. (IT 5 8 177—95) 
im Anfchluß an den Gefindedienft geregelte 
— Berhältniß der Hausoffizianten, der 
Erzieher u. Privatſekretäre ift jeßt das 
BOB. (3 611—30) maßgebend AG. 
Art. 891c, während die früher dem Ge⸗ 
finde augegählten Schiffsknechte jet unter 
die GewO. fallen $ 360 Anm. 7128. 

= BOB. 5 104—15, 131, E®. Art. 95 
Abf. 2; danach erlangen Minderjährige, 
die von dem geſetzlichen Vertreter zum 
Dienfteintritt ermächtigt find, Die volle 
Rechtsfähigteit bezüglih des Dienftver- 
trages BGB. $ 113, aud die Ehefrau 
kann fit) vermiethen, der Ehemann hat 
nur ein beichränftes Kündigungsredht 8 1358. 
Andererjeits kann die Ehefrau felbfiftändig 
Dienfiboten annehmen (Schlüffelgewalt) 
$ 1857. — Die Draufgabe (Miethgeld) 
— die nah GeſO. 8 23 den fchriftlichen 
Bertrag erſetzte. — gilt nad dem grund⸗ 
füglih von der Formfreigeit ausgehenden 
BGB. nur ale Zeichen des Bertragsab- 
ſchluſſes $ 336—8. Für Lebenszeit oder 
länger ale 5 Jahre gefchloffene Dienftver- 
träge kann ber Berpflidtete nad 5 Yahren 
mit ſechsmonatlicher Yrift fündigen 8 624, 
EG. Urt. 95 Abſ. 2. Der Dienft- 
beredtigte kann (in Abweichung von dem 
Grundſatze $ 193 Anm. 60 d. W.) Ent- 
[Hädigungsanfprühde wegen BPflichtver- 


Ein 


legung gegen den Lohn aufrechnen AG. 
Art. 14 8 1 Abſ. 3. Sonſt beflinmit 
der Dienfivertrag ſich noch nad der 
GeſO. Er gilt, wenn nichts befonderes 
verabredet ift, bei ſtädtiſchem Geſinde für 
ein Vierteljahr, bei ländlichem für ein 
Jahr gefchloffen $ 41 u. verlängert fi 
ſtillſchweigend, wenn nicht 6 Woden u. 
3 Monate vor feinem Ablaufe gekündigt 
wird, um den gleihen Zeitraum 8 114, 
115. Strafe der Annahme des Geſindes 
ohne Nachweis & 12 u. EG. Art. 95 
Abſ. 1. Der Bertrag kann aufgelöf 
werben nach Kündigung GeſO. $ 110—6 
u. (vor Ablanf der Dienftzeit) 1439, in 
gewiffen Fällen ohne Kündigung durch bie 
Herrſchaft S 117— 35, in anderen durch 
das Gefinde 8136-42. Die Kiindigung 
fann durch ſtillſchweigende Willensäußerung 
Berlaffen des Dienftes) erfolgen OB. XV 
gg ©efindevermiether 8 341? Abf. 3 
d. W. 

*) BEB. 8 278, 831, 840 Abſ. 2, 
EG. Art. 95 Abf. 2. Die hierdurch aufrecht 
erhaltenen weitergehenden Beflimmungen 
der Gefindeorduungen find befeitigt AG. 
Art. 14 8 1 Abi. 2. 

*) Die Fürforge dauert 6 Wochen, 
aber nicht über das Dienfiverhältmiß hinaus, 
aud fünnen die Koften vom Lohne abge- 
zogen werden (nad GeſO. 8 86, 87, die 
als dem Gefinde günftiger aufredht erhalten 
find, fallen beide Beſchränkungen bei Er⸗ 
franfungen durd den Dienft oder bei Ge⸗ 
fegenheit deffelben fort); der Beredtigte 
muß das Gefinde gegen Gefahr für Leben 
u. Geſundheit bei Berrihtung des Dienftes 
ſchützen, au in Wohnung, Verpflegung 
u. Beihäftinung die für Gefundheit, Sitt- 
lichkeit u. Religion erforderlichen Gin» 
Aihtungen une BOB. 8 617-9, EG. 

Art. 95 Abi. 2. Die Berpflichtung des 
Dienfherrn zur Krantenfürforge tritt nicht 
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Züchtigungsrecht ſteht dem Berechtigten nicht zu *®). 
das Dienftverhältnig nicht begründet ??). 

Zur Sicherung des Dienftvertrages find Gefindedienftbüder einge- 
führt®®), für die unter Aufhebung aller Abgaben eine gleihmäßige Form 
in ber ganzen Monardjie vorgeiährieben iſt. Die in einem Bundesfinate aus- 
geftellten Dienftbücder gelten im ganzen Reicheꝰ1). Die Berlegung der 
Dienftpflihten dur die Dienftboten und ländlichen Arbeiter ift in den 
älteren Provinzen mit Strafe bedroht. Gleiches gilt von ber Erzwingung 
von Handlungen oder Zugeftändnifien durch Arbeitseinftellung’?), Das erftere 
Berbot gilt für die Dienftboten aud in Schleswig-Holftein®?) und Heflen- 
Raffau*). 

In betreff des Wohnungsmiethverhältnifies Hat die Polizeibehörde 
die Räumungsfriften bei Ablauf der Mietbzeit dur Polizeiverordnung zu 
beftinnmen®®), Streitigleiten bei Ausübung des Zurückbehaltungsrechtes wegen 
rüdftändiger Miethe einftweilen zu regeln und etwaigen Gemaltthätigfeiten 
vorzubeugen °®). 


8. Polizei in betreff gefundener Sachen. 


8 250. 

Bei Funden fol dem Berlierer fein Recht gewahrt und, mo dieſes nicht 
mehr möglich erfcheint, dem finder das Eigenthum verfhafft werden. Das 
BGB., das den Gegenftand neu geregelt bat, fucht den Finder dabei möglidft 
unabhängig zu ftellen und Hat deßhalb aud die Mitwirfung der Polizei we⸗ 
fentlih eingefhräntt. Finder ift, wer eine verlorene Sache entdedt und an 
ſich nimmt. Er bat dem Verlierer oder ſonſtigen Empfangsberechtigten un⸗ 


ein, wenn un dur Krantenverfiherung (8 846 | 


Abf. 3) oder durch die Öffentlihe Armen- 
pflege ($ 271 Abf. 4) geforgt wird. — 
Durch fürzere unverſchuldete Behinderung 
verliert der Dienftbote den Gehaltsaniprud 
a voe. 5 616, AG. Art. 14 8 1 


“bl. 1 

=) EG. Art. 95 Abſ. 3. Auch nach 
der preuß. GeſO. beſiand fein Zuchtigungs⸗ 
recht; $ 77 (Straflofigfeit bei geringen 
Thütlichleiten der dur Lngebührlichkeit 
gereizten Herrihaft) füllt nicht darunter 
Bf. 98 (MB. 201). 

2) AG. Art. 14 8 1 Abf. 4. 

”,®. 46 (88. 467); die Gtraf- 
androhung beruht auf Bolizeiverordnungen 
Rt. 54 (MB. 18). — Hannover ©. 53 
(dann. &S. III 9), Ausſchr. 34 (daſ. II 
18) u. 56 (daf. I 755). 

2) &.72 (85.160), Bel.73 (38.73). 

*) &. 24. April 54 (©S. 214); die 
Zuftändigleit des Landraths bei Betheili- 


gung des Ortspolizeiverwalters ($ 1 Abi. 3) 
iſt fortgefallen 8 212 Abi. 3 d. ©. 

*) G. 78 (GS. 86). 

*) G. 86 (GS. 173) u. f d. vorm. 
bair. Theile PolStB. 10. Nov. 61 
Hauptſt. 15. 

=, 9. 34 (86. 92) $ 2 u. f. d. neuen 
Provinzen G. 90 (SS. 177) 8 2. Zur 
gleih wird die Kündigungsfrift näher be- 
fimmt 8 1 diefer Sefete und das Ruben 
der Rüumungspfliht an Sonn⸗ und Feſt⸗ 
tagen vorgelchrieben 8 3 daſ. Die Bor» 
— wird gerch das BGB. nicht berüßrt 

Art. 98. — Kündigung ungefunder 
—e— 265 Anm. 19 d. W. 

*) BGB. $ 661- 63; StGB. $ 289. 
— Zur Aufrechterhaltung der Ruhe oder 
Verhinderung einer Strafthat kann die 
PVolizeibehörde den Miether bei Ausibung 
des San ebe hattungerechts ſchützen OB. 
(VII 3 
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verzügli Anzeige zu machen, inzwildhen die Sache zu verwahren und fie, 
wenn das Berderben zu beforgen oder die Aufbewahrung mit unverbältnigmäßigen 
Koften verbunden ift, unter Anzeige bei der Polizeibehörde Öffentlich verfleigern 
zu laflen. Der Finder ift bereditigt, die Sachen oder den Verſteigerungserlös 
bei der Polizeibehörde abzuliefern. Wenn der Name oder Wohnort des Finders 
unbefannt ift und der Werth über 3 Mark beträgt oder wenn die Polizei- 
behörde es anordnet, ift ex zur Ablieferung verpflichtet. Dem Finder gebührt 
Erſatz für die Aufwendungen und ein Finderlohn, der 5, von dem Mehrwerth 
über 300 Mark und bei Thieren 1 v. 9. des Werthes der Sache beträgt. 
Zur Geltendmadhung beider Anſprüche bat er ein Rüdbehaltungsredht?”). ‘Der 
Finder erwirbt das Eigenthum an der Sache mit Ablauf eine® Jahres, wenn 
ihm inzwifhen kein Empfangsberedtigter bekannt geworden ift, bei Sachen, 
die nicht mehr ald 3 Mark werth find, wenn er den Fund auf Nachfrage nicht 
verheimlicht hat. Berzichtet der Finder, fo tritt die Gemeinde ein?®). Funde 
in Geſchäftsräumen oder in den VBeförderungsmitteln öffentlicher Behörden 
oder Verkehrsanſtalten find diefen abzuliefern und können von ihnen nad 
Öffentlicher Bekanntmachung öffentlich verfteigert werden. Der Erlös fällt, 
wenn fi in 3 Jahren fein Empfangsberechtigter meldet, den Behörden (Fis⸗ 
kus, Gemeinde) oder den Inhabern der Berlehrsanftalten zu. Tinderlohn und 
Eigenthumsanfprud des Finders fallen hier fort °?). 


VI Geinndheitäweien. 


1. Meberfidht. 
8 351. 

Die Gefundheit ift die erfte und wichtigſte Borausfegung jeder geiftigen 
und wirthſchaftlichen Entwickelung. Bielfah von Urſachen abhängig, die der 
einzelne nicht zu beberrfhen vermag, wird fie damit zu einem Gegenftande, 
dem der Staat feine Fürſorge zuzumenden hat. 

Bis in den Anfang des 18ten Jahrhunderts hinein war diefe ſtaatliche 
Thätigfeit lediglich gegen die Krankdeitögefahr gerichtet. Sie beſchränkte ſich 
auf die Einrichtung des Heilweſens und auf den Kampf gegen Ausbrud und 
Berbreitung der Seuchen!). Erſt das Auftreten der Cholera (1830) lehrte 





”, BGB. 965— 972; Anw. 99 (MB. | (RGEB. 347) 8 26, Strandgüter StrandO. 
211 174 (RGB. 73) 8 20—85. - Das Eigen- 
=) BGB. $ 973 - 76. Binnen 3 Jahren | thum an einer gefundenen Sade, die jo 
kaun der Geſchädigte die Herausgabe nad) | lange verborgen lag, daß der Eigenthlimer 
den Borfchriften über ungerechtiertigte Ber : nicht mehr zu ermitteln iſt (Schatz), wird 
reiherung (6 812—22) fordern $ 977. : zur Hälfte von dem Finder u. dem Eigen⸗ 
”) Daſ. 5 I78—83, Bel. 98 (REB. ; thümer der Sache erworben, in welder der 
912. SMBcdl. 99 (IMB. 379, , Schatz verborgen lag BEL. 5 984. 
MB. 00 ©. 2). — Sondervorfchriften für ) Preuß. MedO. u. Ed. 1685 u. 1725 
zollpflichtige Gegenſtände G. 69 (BGBL. | (Mylius X 4 ©. 11 u. 219). 
317) 8 104 u. 157, Poftfendungen ©. 71 
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ertennen, daß der Schwerpunft des Gefundheitöwefens in der Pflege der Be⸗ 
dingungen der Gefundheit Liege. Seitdem und befonders in neuefter Zeit find 
bedeutfame Fortfchritte in diefer Richtung gemacht worden?). Das Ziel ift 
aber noch nicht erreicht und es müſſen, bevor dieſes geſchieht, zahlreiche Vor⸗ 
urtheile überwunden werden, die namentlich die örtliche Geſundheitspflege zur 
Zeit noch beherrſchen. 

Die Thätigleit bed Staates erfordert befondere Berwaltungsftellen 
(Nr. 2). Sie äußert ſich vorbeugend in betreff der der Geſundheit drohenden 
Gefahren, oder als Kampf gegen die bereits eingetretene Krankheit. Die erftere 
Thatigkeit ift weſentlich poligeilicher Natur. Sie bildet den Gegenſtand der 
Sefundheitspolizei (Sanitätspolizei) (Nr. 3) und richtet fi gegen die 
Gefahren, die duch anftedende Krankheiten, durch den Verkehr mit Giften 
und die Berührung mit Leichen oder durch ſchädliche Ausdänftungen erwachſen 
(Nr. 3 a—d). Sie foll aber auch alle nachtheiligen Einwirkungen befeitigen, 
die durch mangelhafte Nahrung, Wohnung, Wartung oder Beichäftigung 
hervorgerufen werden können. Die Fürforge für Wohnung, Wartung und 
Beſchäftigung fällt im befondere Gebiete?); die Sorge für gefunde Lebensmittel 
und Gebraudhegegenftände dient dagegen dem allgemeinen Gefundheitözwede 
und ift hier zu betrachten (Nr. 3 0). 

Die Bekämpfung der Krankheiten bildet den Gegenftand des Heilweſens 
(Medizinalweſens). Dieſes umfaßt die Fürforge für das Vorhandenfein ge- 
eigneter Medizinalperfonen (Aerzte, ärztliche Gehütfen und Hebammen, Nr. 4 a) 
und Heilftätten. Zu diefen gehören die Apothelen (Nr. 4b) und daneben bie 
Kranken⸗, Entbindungs- und ähnlichen Anftalten (8 273?) und die öffentlichen 
Babeanftalten, Geſundbäder und Brunnen‘). 


2. Bermaltung des Gefundheitamefeng. 
8 252. 
Die Medizinalpolizei ift Gegenftand der Reichsgeſetzgebung*). Dem- 
gemäß wurden dur Reichsgeſetz geordnet die Belämpfung beftimmter gemein- 


—— — — nn 


2) Hygiene iſt die Lehre von der Er⸗ 9 Geſundbäder und Brunnen 
haltung und Förderung der Geſundheit. — find Staats⸗ oder Privatanſtalten. 
Sügienemufeum in Berlin 3.87 (MB.77), | fiehen unter den Finanzabtheilungen der 
hyg. Anftalt in Bofen. Handbuch der Hygiene | Regierungen. Die Babepolizei wird von 
von Weyl 8— 10 Bände (Jena 93 ff.); Piftor, | Bapdelommiffaren verwaltet. Die Anftalten 
das Geſundheitsweſen nad) deutfhem Reiche» | finden fih in Kranz u. Norderney (See⸗ 
und preuß. Landesrecht (2 Bde. Berl. 96 |, büder), Rehburg, Oeynhauſen (unter dem 
u. 98). Sefundheitsbücdhlein, gemeinfaßlihe | Oberbergamt in Dortmund), Hofgeismar, 
Anleitung zur Gefundheitspflege, bearb. im | Nenndorf, Wildelmsbad, Ems, Kadingen, 
Kaif. Gefundheitsamt (8. Abdr. Berl. 99). | Geilnau, Niederſelters, Schlangenbab, 

*) Baupolizei 8 266 Anm. 28, Kinder Langenſchwalbach, Weilbad und Bertrich. 
pflege S 2731 Abſ. 1, Wohnungspflege 5) RVerf. Art. 415. -- Der Ausorud 
5 2735, Sefundheitspflege in Volksſchulen Medizinalpolizei ift nicht ganz zutreffend, 
| da auch die Gefundheitse- oder Sanitüts⸗ 


& 292, insbef. Anm. 43 u. 47, in ge 
polizei einbegriffen ift. 


werbliden Betrieben $ 344? u.7 d. W. 
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gefährlicher Krankheiten ($ 253 Abf. 2), da8 Impfweſen ($ 253 Abf. 4), 
die Lebensmittelpolizgei ($ 257) und die Ausübung der ärztlihen Praxis 
($ 258). Als techniſche Behörde it ein Geſundheitsamt eingefeßt und in 
Verbindung mit diefem ein Reichsgeſundheitsrath gebildet ®). 

Sonft erfolgt die Verwaltung durch die Landesbehörden. In oberfter 
Inſtanz geihieht ihre Bearbeitung durch die vierte Abtheilung des Kultus- 
minifteriums ($ 49); das Viehfeuchenwefen fteht jet unter dem Landwirthſchafts⸗ 
minifter ($ 52). — Die Provinzialbehörde bildet, abgefehen von einigen dem 
Oberpräfidenten vorbehaltenen Gegenftänden”), der Regierungspräfident ($ 57). 
Diefem wie dem Minifter find in den Medizinalräthen tehnifhe Beamte 
zugetbeilt. Nur begutachtende Organe bilden daneben für das geſammte 
Staatsgebiet die wifjenfchaftlihe Deputation für das Medizinalwefen?) und 
der Apotheferrath?) und für die Provinzen die Medizinalkollegien?‘). 

In den Rreifen find als techniſche Berather der Landräthe (in Stadtkreiſen 
der Polizeibehörden) Kreisärzte angeflellt, denen nad) Bedarf Hülfsärzte 
beigegeben werden können. Für beide ift eine Prüfung vorgeſchrieben. Die 
Kreisärzte erhalten eine fefte penfionsfähige Befoldung; foweit fie vollbefoldet 
find, ift ihnen die Privatpraris unterfagt. Der Kreidarzt bat die gefundbeit- 
lichen Berhältniffe, Anordnungen und Anftalten zu überwachen und kann bei 
Gefahr im Berzuge vorläufige Anordnungen gegen die Weiterverbreitung 
gemeingefährlicher Krankheiten felbfiftändig treffen. Er nimmt auf Erfuden 
an den Sibungen des Kreisausſchuſſes und Kreistages mit berathender 
Stimme Theil und ift der Gerichtsarzt feines Bezirks’). Daneben ift für 
jede Gemeinde mit mehr als 5000 Einwohnern zur Förderung der gejund- 
heitlichen Berhältniffe und Einrichtungen eine Geſundheitskommiſſion zu 
bilden, der der Kreisarzt mit berathender Stimme beimohnt. Auch in Heineren 
Gemeinden kann eine Gefundheitätommiffion gebildet werden ??). 

Den Organen der Selbftverwaltung fteht ferner auf dem Gebiete 
des Geſundheitsweſens infofern eine Mitwirkung zu, als ein Theil der Heil- 





— 


) R.Seuch.G. (Anm. 14) 8 48. 

?) Apotheten 8 56 Anm. 24, geſund⸗ 
heitspolizeiliche “ufst Auer die Provinzial. 
anftalten $ 81 4 

) Geſch. Fiber 38 “re. 193). Zu⸗ 
ziehung von Vertretern der Aerztelammern 
— (GS. 169) $ 3 u. 8. 92 (GS. 


) Sei. Anm. 29. April 96. 

», Inſtr. 23. Of. 17 (GS. 245). 
Reue Brov. 3. 67 (GS. 1570), Lauenburg 
G. 76 (GS. 169) $ 5. Auziehung von 
Bertretern der Aerztelammern wie Anm. 8. 
Für Berlin ift das Medſtoll. der Prov. 
Brandenburg zuſtündig LBS. 8 41, für 


Hohenzollern das der Rheinprov. &. 52 
(GS. 85) 8 1. Den Borfig führen bie 
Oberpräfidenten, ihre Vertretung die Ober- 
präfidialräthe; nur für Berlin tritt der be» 
fondere Bertieter im Prov. Schulkollegium 
(8 290 Anm. 9) aud hier ein. 

) G. 16. Sept. 99 (88. 172) 8 1—9, 
13—15 u. 17. — Vergütungsfüge für 
Med. Beamte ©. 9. Mürz 72 (OS. 265), 
ergänzt (8 1) durh B. 74 (GS. 854), 
(8 2 n. 5) durch 8. 76 (GS. 411) u. 
97 (85. 198) Art. V Abf. 2. 

2», &. 99 8 10—13, 16 u. 17. Die 
Zuſammenſetzung entfpricht der der ſtüdtiſchen 
Deputationen ($ 79 Anm. 39 d. W.). 


350 Polizei; Gefundheitswefen. 8 253. 


und Pflegeanftalten auf die Provinzen übergegangen ift ($ 259 Abſ. 3 u. 
273 Nr. 2 u. 3). 


3. Gefundheitspolizei. 
8 253. 

a) Der Kampf gegen gemeingefährliche Krankheiten (Seuchenpolizei) 
wurde früher, namentlich im 16. Jahrhundert der orientalifhen Peſt gegen- 
über, durch vollftändige Abfperrung geführt. Diefes Mittel ift als undurch⸗ 
führbar längft verlaffen. Dagegen haben die europätfchen Staaten gemeinfame 
Maßnahmen gegen die Einjchleppung und Verbreitung der Peſt und die zu 
diefem Zmwede in dem Rothen Meere und dem Perfifhen Golfe einzurichtende 
gefundheitfiche Uebermahung getroffen!?). Im der fonftigen Bekämpfung der 
gemeingefährlichen Srankheiten hat das Reich fi bis lang auf einzelne dieſer 
Krankheiten beſchränkt (Abf. 2), Die anderen noch der Landesgeſetzgebung über- 
lafien (Abf. 3). 

Nah Reihsgejeg'* it jeder Erfranfungs-, Todes- und Berdadhtsfall 
an Ausfag (Lepra), Cholera (aftatifcher), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, 
Peſt (orientalifcher Beulenpeft) und Poden (Blattern) von dem Arzt, dem 
Haushaltungsvorftand, jeder fonft mit der Behandlung oder Pflege des Er- 
krankten befchäftigten Berfon, dem Inhaber der Wohnung oder Behaufung 
und dem Leifchenfhauer der Polizeibehörde anzuzeigen!®). Diefe Hat die 
Krankheit durch den beamteten Arzt ($ 252 Abf. 3) zu ermitteln!®) und die 
erforderlihen Schugmaßregeln anzuordnen, die in ärztlider Beobachtung, Ab⸗ 
fonderung der franfen, krankheits- oder anjtedungsverdädtigen Perfonen be» 
ftehen und mit auffchiebender Wirkung nicht angefochten werden können !?). 
Für Oegenftände, die infolge der nothwendigen Desinfeltionen befhädigt oder 
vernichtet find, wird Entfhädigung aus öffentlihen Mitteln gewährt!®). 


— — 


i) Internationale Sanitütshbereinktunft 1 '%) Daf. 8 6-10. Nah 8 10 kann 
97 (RED. 00 ©. 43), geändert (Art. 35) | eine allgemeine Leichenſchau vorübergehend 
Dell. 00 (RGB. 831). — Eine fernere | angeorbnet erden; die dauernde Ein⸗ 
Uebereinkunft mit den Niederlanden, Belgien, | führung ift vielfach gewünſcht, in Erman⸗ 
Zuremburg, der Schweiz, Italien, Defterreich- | gelung geeigneter Beſchauer aber nod nicht 
Ungarn, Rußland und Montenegro 93 , fiir durchführbar eradptet. 

[RSB. 94 S. 343, Beitritt Großbri- | ) Daf. 8 11-27. Die erforderlichen 





tanniens daf. S. 519, 1895 ©. 461 u. | Einrichtungen, insbef. in Bezug auf Waffer- 
(Kolonien) 1899 S. 266, Serbiens und | verforgung und Fortſchaffung der Abfall- 
Liechtenſteins S. 152, Rumäniens 1897 | ftoffe Tiegen den Gemeinden ob $ 35 u. 
S. 776] erftrebt unter Vermeidung un» | 23. — Beihränfung des Gewerbebetriebe 
nöthiger Berfehrsbeläftigungen den gefund» | im Umberziehen & 15? ı. GewO. $ 56b 
heitlihen Schuß beim Auftreten der Cholera. | Abf. 2, des Einlaffes von Beförberungs- 

)R.Seudh.®. 30. Juni 00 (KEB. | mitteln, Waaren- u. Gebrauchhsgegenftänden 
306), allgemeine (insbef. die Zuftändigfeit | u. Perfonen aus dem Auslande R.Seuch. G. 
betreffende) Vorſchr. 8 35—43, Strafvor- | 8 24, 25, zwei ®. 99 (ROB. 369 u. 
Schriften 8 44—46. — Borläuf. AusfBeſt. 703) n. Bel. 00 (RGB. 555) u. (Paß- 
bezüglich der Peft 00 (RGB. 849). pfliht) $ 234 Anm. 15 d. W. 

” R.Seuch. G. 8 1—5. 1) R.Seuch.G. 8 88-34. 
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Die daneben in Kraft gebliebenen !?) landesrechtlichen Vorſchriften?) 
enthalten allgemeinen Maßregeln (Anzeigenpflicht, Abftellung größerer Ber- 
einigungen, nöthigenfallse Schließung der Kirchen und Schulen, Abſchließung 
der Franken und Geftorbenen, Desinfektion) ?!) und befondere Borfchriften für 
einzelne Krankheiten??). Als ſolche kommen noch im Betracht der Unterleibs- 
iuphus?®); Ruhr; die fih raſch entwidelnden (akuten) Ausſchlagskrankheiten 
(Mafern, Scharlach und Rötheln); anftedende Augenentzindung 24); Gefchlechts- 
tranfheit?5); Krotze; Weichfelzopf; Kopfgrind; Krebs; Schwindjudt?) und 
Gicht. Durch Poligeiverordnungen wurden fpäter die Diphtherie ?7), das Kind⸗ 
hettfieber und die Genidftarre Hinzugefügt. 

Im Wege der Reichögefeßgebung ift das Impfweſen geregelt”). Alle 
Kinder müſſen vor Ablauf des auf das Geburtsjahr folgenden Lebensjahres, 
alle Schüler im 12. Lebensjahre geimpft werden, foweit fie nicht die natür- 
Irhen Blattern überftanden haben. Bleibt die Impfung erfolglos, fo ift fie- 
im folgenden und im dritten Jahre nochmals zu wiederholen. Zur Impfung 
find nur Aerzte befugt ?%). Die erforderliche Lymphe wird aus den den Ober- 
präfidenten unterftellten Schugpodenimpfanftalten abgegeben’). Für die nicht 
durch Privatärzte Geimpften findet die Impfung unentgeltlich duch Impfärzte 
ftatt, die für beftimmte Bezirke angeltellt find. Die Koften tragen in 
Breußen die Kreiſe?). — Außerdem kann beim Ausbruche von Podenjeuchen 


u) Daf. 8 

”) Kennt rs Aug. 35 (65. 240), 
Strafen jest StOB. & 327 — 

) Peg. 8 9, 10 u. 12—22 u. Beil. | Ann. 83 d. 
$ 1—14; die Sanitätstommiffionen (Reg. | 3 ——— 8. April 74 
8 1-8 u. 11) find durch die Gefundgeite- | (REB. 31), — Durh die Impfung 
tommiffionen (Anm. 12) erſetzt. Vorſchr. | (Baccination) wird das Kuhpodengift fünft- 
in betr. der Schulen $ 14, Df. 84 (MB. ih auf den Menſchen übertragen, um 
198 u. 38. US. 809) u. 85 (MB. 179). | diefen für bie Anftedung durch Menſchen⸗ 

” Reg. 5 35—41l, 59-91 u. Beil. blattern unempfindlich zu nahen, die im 
3 16, 17, 19-84; die Borfriften über | früheren Zeiten verfeerend wirkten. Sie 
Biehfeuhen (Rep. 'S 92-122 u. Beil | Wurde zu Ende des vorigen Jahrhunderts 


—_ WAR in England durch Jenner erfunden und 
3.6 * Inhehe eeeicheviehſenqhen. bat ſich von dort über Deutſchland ver⸗ 


breitet. 
"Re. 8 35—40 u. Beil. 8 16; ”) Daſ. $ 8 Abf. 1, ZR. 76 IND: 
Kennzeichen ve zu den Ausihlagstrankheiten 
— (jetzt nach Abſ. 2 unter das 12); usführung ber Smpfungen 556 


Seuch — Fled(Hunger)tgphus 2. au geänd. (8 6) Dr. 


254) u. 97 (MB. 98 ©. 4). Lungenheil- 
fätten $ 2782 d. W. 
"3. 74 „RD- 109). — 8 260 








89 u ft. I ne. 77 
* 81 (MB. 2 S. 10). Infolge Bundesrathsbeſchluſſes 
) Reg. 862-64, Beil. 520 u ZR. | ſommt zur Vermeidung von Krankheit. 
62 ME. 328). — Berhfitung ber Leber» | HHertragungen vorwiegend die Thierlymphe 
tragung durch die Schulen RE. 98 (ZB. | zur Anwendung. Anftalten an den Pro» 
us 99 ©. 372). vinzialhauptorten, in Königsberg zugleich 
für Weftpreußen, in Berlin zugleich für 
Brov. Brandenburg, in Halle für Sadjien, 

in Kiel für Schl.⸗Holſtein. 
”) 36. 8 6, 7; Impfliften u. Impf⸗ 


”) Reg. 86578, Beil. $ 31; Ueber⸗ 
wacung | der Dirnen 5 247 Abf. 22.®. 
”) Reg. 8 90, 91 u. ga 8 24; Bor- 
beugungsmafrregeln 3. 92 (MB. 261 n. 
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die Zwangsimpfung aller anftedungsfähigen Perfonen, auch der Erwachſenen 
angeordnet werben ??). 


8 254. 


b) Der Handel mit Giften ift von beionderer Genehmigung abhängig, 
‚ die nur an zuverläffige, unbefcholtene Perfonen ertheilt wird ($ 341 II 2 Abf. 3). 
Im Umherziehen dürfen Gifte und gifthaltige Waaren nicht aufgefauft oder 
feilgeboten werden??). Der Kleinhandel mit gewiflen Giften ift ausfchließlid; 
den Apotheken vorbehalten ($ 260 Abf. 3). Die unerlaubte Zubereitung oder 
Zeilhaltung von Giften ift mit Strafe bedroht, deögleichen die Nichtbefolgung 
der über die Aufbewahrung, Beförderung, Zubereitung und Feilhaltung er- 
laſſenen Sicherungsvorſchriften. Zum Erlaſſe der Ießteren find die Minifter 
befugt ($ 221 Abf. 2 Nr. 1)%). Ein befondere® Reichögefetz regelt die Ber- 
wendung geſundheitsſchädlicher Farben. Zur Herftellung, Aufbewahrung oder 
Berpadung der zum Berlaufe beflimmten Nahrungs- und Genußmittel, fowie 
zur Herftellung der Schönbeite- (kosmetiſchen) Mittel, der zum Berlaufe be- 
ftimmten Spielwaaren, Tapeten, Möbelftoffe, Teppiche, Belleidungsgegenftände, 
Kerzen, künftliden Blumen und Früchte, Schreibmaterialien und Lichtſchirme 
dürfen folge Karben nicht verwendet werden; bei Serftellung des Anſtriches 
in Wohn- und Geſchäftsräumen find arfenhaltige Wafler- oder Leimfarben 
ausgefchloffen®d). Gleichfalls durch Reichsgeſetz ift beftimmt, daß Eß⸗, Trint- 
und Kochgeſchirre und fonftige zur Herftellung, Aufbewahrung oder Verpadung 
dienende Geräthe, Gefäße und Umhüllungen nur bis zu einem beftimmten 
Maße blei⸗ oder zinkhaltig fein dürfen?®). 


8 255. 

c) Die Beförderung von Leichen ift zur Berhätung von Anftedungen 
nur auf Grund von Leihenpäffen geftattet, deren Ausftellung der Regel 
nah durd die Tandräthe erfolgt?”). Mit mehreren deutfchen Staaten und 
mit Defterreich ift die gegenfeitige Anerfennung diefer Päſſe vereinbart. 


feine $ 7, 8, 10 u. 11, BB. 74 (ME. | 5) 9, 87 (RB. 277) u. Bel. 88° 
31). 


255) u. 78 (MB. 242). — Koſten ©. | (38. 
75 (88. 191) net 2 R. 75 (MB. | =) . 87 (XGB. 278), erg. 88 (RB. 


9, 181). . 114). — Ginridtung u. Betrieb der 
=, 860. 8 18 Abf. 3. ; Bleifarben« u. Bleizuderfabriten $ 344 
” GewO. 5 56°. Anm. 12 b. ©. 

| ”) ER. II 11 8 463 u. 464. — RO. 


33 (86. 73), 3.57 (MB. 58 ©. 2) n. 
884 u. pr. GewO. 45 (GE. 61 ©. | 83 (MB. 184); zuflündige VBehörden in 
441) 849. — MinPolB. 95 (MB. 265). ! den Bundesftaaten $ 368 Anm. 40, in: 
— Webenvadung der Droguenhandlungen | RE 3. 90 (MB. 63). — Stempel 
& 841 II 3 Abi. 2 d. W. 152 Anm. 27 d. W. 


*) StGB. 8 3673u.0 nebſt GewO. 
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Zur Berhütung des Lebendigbegrabens find Beerdigungen nur mit 
Borwiflen der Behörde geſtattet?s). Dabei wird der Ablauf einer dreitägigen 
Friſt nad) dem Ableben oder die befondere Unterfuhung durch den Arzt oder 
bie Ortöbehörde erfordert?). In einzelnen größeren Orten ift eine regelmäßige 
Leihenfhau polizeilih eingeführt‘). Das öffentliche Ausftellen der Leichen 
und dad Definen der Särge bei der Begräßmififeier ift verbsten*!). Die 
Beerdigungen follen weder in Sirdhen, noch in bewohnten Gegenden der 
Städte, noch ohne befondere Anzeige außerhalb der öffentlichen Yegräbnikpläge 
(KirhHöfe) fattfinden‘?). Die letzteren find in der Regel Eigentfum der 
Kirengefellihaften und von dieſen zu unterhalten“). Ihre Benugung darf 
indeß den Mitgliedern anderer aufgenommener Religionsgefellihaften, die eigene 
Kirchhofe nicht befigen, nicht verfagt werden*‘). Die Anlegung neuer Kirchhöfe 
erfordert polizeiliche Genehmigung‘). Die außer Gebrauch gefeuten dürfen 
aus Rüdfihten der Gefundheitöpolizei und der Ehrfurcht erſt nah 40 Jahren 
verfauft oder andermweit in Gebrauch genommen merden*®),. 


8 256. 

d) Die Verhütung Tchädlicher Anddünftungen fällt, foweit es ſich 
um Wohnungen handelt in das Gebiet der Baupolizei ($ 266 Abf. 2) und, 
fomeit die Reinhaltung der Straßen in Frage fteht, in das der Strafen. 
polizei ($ 364 Abſ. 5). Nah Poolizeivorſchriften““) follen ſchmutzige, 
insbeſondere übelriehende oder der Verweſung unterliegende Gegenftände und 
Flüſfigkeiten von den Straßen ferngehalten, letztere aber gleichzeitig von dem 


— — — — — 


DOT. 55 (Entſch. XXX 475). — Die landes- 


33 R. 1111 8 475 u. 476. — SIEB. 
geieglichen Rechte zur Benutzung eines 


8671u.2, — Erforderniß vorheriger 








Eintragung in die Standesregifter 8 204 
Abſ. 3 d. W., der Genehmigung des 
Staatsanwalts oder Amtsrichters bei un⸗ 
notürlihen Todesjällen 8 224 Abf. 2. 

) R. 27 (RA. XI 168). 

») RegB. Kaffel V. 8 ot. 68 (MB. 
207) Ar. 11. — Anm 

u) KO. 1801 m. 1808 (em. XV 832) 
u. Bolizeiverordnungen. 

“) ęR. II 11 8 184, 186, 187. — 
Rhein. Rechtsgeb. Franz. Der. 12. Juni 
1804 (Daniele IV 535) u. (Aufhebung 
des Art. 15) KO. 20 (KA. IV 532). 

“) 2. 1111 8183 u. 761; die Grund⸗ 
ſtenerfreiheit (G. 98 ©S. 152 6 24e) 
ſteht ihnen auch in dieſem Falle zu OB. 
(V, 125). — Die Gemeinden u. Buts- 
bezirke im Gebiete des ER. find zur An⸗ 
legung nicht verpflichtet, foweit nicht ein 
entgegen fiebenbee Gewohnheitsrecht ſich ge- 

biſdet hat DB. (XAXVI 440). Abs 
weichung im rhein. Rechtsgebiete Prüjud. 
Que de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


Platzes auf einer öffentlichen Bercäbniß- 
ſtütte (Erbbegrübniffe, CR. II 11 8 185 

u. OB. VI 385) werden dur das BED. 
nicht berührt ES. Art. 133. 

“) 2A. II 11 8 188, 189 n. f. Weſt⸗ 
folen 8. 47 (GS. 116). 

=) Die Genehmigung erfolgt im Ge⸗ 
biete des ER. (II 11 S 764. 765) durch 
die Ortspolizeibehörde DB. (XX 411) u. 
3. 91 (MB. 189). Bei kirchlichen Be- 
gräbnißplügen if jedoch der Regierungs- 
präfident zuftändig, evangelifche Kirche V. 
93 (85. 10) Art. 12, Tatholiihe Kirche 
G. 75 (88. 241) $ 505 0.8. 93 (88. 
13). — Die Entfernung von Ortfchaften 
fol 188,31 m «50 Ruthen) betragen 
R. 59 (MB. 98). 

*, KO. 80. (KA. XIV 188) Aus 
nahmen geftattet der Regierungspräftvent, 
für fatholifhe Begräbnifpläße der Ober- 
präfident AE. 93 (MB. 127). 

7) StB. 8 36610, 

28 
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trotzdem ſich anfanımelnden Schmuge regelmäßig gereinigt werden“s). Das 
Bedürfniß in beiden Beziehungen macht fi im weſentlichen nur an beiwohnten 
Straßen geltend und fteigert fih mit der Größe und Bedeutung der Wohn- 
pläge. In den Landgemeinden find vor allem die Abflüffe aus ‚den Dung- 
ftätten auf die Straßen Gegenftand des Verbotes geworden und ihre Abftellung 
liegt ebenfowohl im Intereſſe der Geſundheit und des Verkehres, wie in dem 
des Wegebaues und der Landwirihſchaft. 

In den Etädten madt die Dichtigleit der Bevölkerung und die Menge 
der Abfallſtoffe beſondere Maßnahmen zur Befeitigung der feften Ab- 
fälle-und der Abwäſſer nothwendig. — Die feften Abfälle beftehen aus 
Straßen- und Hauskehricht (Müll). Sie werden regelmäßig abgefahren unter 
möglicäfter Verhinderung der Staubentwidlung. Nur in vereinzelten Wällen 
bat die Schwierigkeit, die großen Mengen des Hauslkehrichts unterzubringen, 
zu defien Verbrennung geführt. — Schwieriger und mannigfaltiger ift die 
Befeitigung der Abwäfler (Spüljaudhe) geftaltet, die durd Abfuhr oder durd 
Ranalifation nad verfhiedenen Syftemen erfolgen kann. Das gefundheitlidhe 
Intereffe fordert deren raſche und vollftändige Entfernung, das finanzielle und 
landwirthſchaftliche Interefle daneben die möglichſte Verwerthung der in ihnen 
enthaltenen Dungſtoffe. Obwohl diefe Zwecke von den einzelnen Syſtemen 
nit in gleicher Weife erfüllt werden, kann die Auswahl unter ihnen doch nur 
im Einzelfalle unter Berückſichtigung der Dertlichleit und der Lebens⸗ und 
Leiftungsverhältniffe der Bewohner getroffen werden *?). 


— — —— — 


*) Die Reinigung iſt Sache der Ge⸗ des Undichtwerdens und Ueberlaufens eine 
meinden R. 29 (KA. XIII 341), innerhalb ' Verunreinigung der Luft und des Bodens 
diefee aber meift auf die angrenzenden | und ein Verluſt an Dunafloffen unver- 
Hausbeſitzer gelegt. — Sonft gehört die meidlich. Zweckentſprechender ift die Abfuhr 
Beieitigung der deu öffentlihen Interefien in verichloffenen, mit den Aborten durch 
zuwiderlaufenden Befchaffenheiteines®rund- | Abfallrohre verbundenen Tonnen, zumal 
ſtücks zu den Pflichten des Eigenthͤmers wenn dabei zerriebener Zorf (Torfmull) 
DB. (VII 348 u. eutfprehend VIII 330, : verwendet wird, der die Ausbünflungen 
X 180, XII 810 u. Xill 326), foweit durch Auffaugen der Safe und Fiüffigfeiten 
dieſe Pflichten nicht durch beſonderes Geſetz verhindert. — Noch gründlicher und rafcher 
geregelt find (XVI 331). | werden die Abwäfler aus den Zuleitungs- 

*, Die Spüljaude wird dur das Ab- | röhren u. aus dem umgebenden Erdreiche 
orts-, das Wirthſchafts⸗,, das Fabrit- und durch die Kanalifation entfernt, die mit 
das Tage-(Straßen-Jwaffer gebildet. Yür | einem Möhrennetse den lintergrund des zu 
die Abfuhr kommt nur das Abort» und | entiwäfiernden Geländes durchzieht. Um⸗ 
nad) Umftänden das Wirthichafts- u. Kabrif- | fänglichere Kanalifationen bedürfen der 
waſſer in Betracht, während die Kanalifation | Minifterialgenehmigung RE. 96 (MB. 
regelmäßig alle Abwäller aufnimmt und | 70). — Das Berbot der Einleitung des 
diefe nur ausnahmsweiſe getrennt abführt. | unreinen Kanalwaſſers in die Blüffe (zwei 
— Die Abfuhr geihieht aus Gruben | ZR. 77 MB. 158 u. 257) nöthigt dabei 
oder in Tonnen. Bei den Gruben if — | zu einer vorherigen Keinigung, obwohl die 
auch wenn die Abfuhr geruchlos durch Ein- Bahrnehmung, daß die unreinen Stoffe 
pumpen in {uftleere Fäffer (pneumatiſch) | im fließenden Wafler zum Theile durch 
erfolgt — infolge der Ausdünftungen und | Zerfegung verſchwinden (Gelbfireinigung 
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e) Die Lebeudmittelpoligei foll Schu gegen die Gefahren und ad. 
theile gewähren, die durch Berfälfhung der Nahrungs- und Genußmittel, 
fowie einzelner Gegenftände des täglichen Gebrauches (Spielmaaren, Tapeten, 
Karben, Eß⸗, Trint- und Kochgeſchirre, Petroleum) entfichen. Wo die Ge- 
ſundheit gefährdet erſcheint, iſt ein vollftändiges Verbot gerechtfertigt; wo es 
aber nur gilt, den Käufer vor Täufhung und den Berfertiger echter Waare 
vor unberechtigtem Mitbewerbe zu fügen, wird nur die gehörige Erkennbar⸗ 
teit der nachgeahmten Waare gefordert ?®): 

1. die Polizeibeamten dürfen zur Unterfuhung Proben diefer Gegenftände 
aus den Berlaufsräumen gegen Entgelt entnehmen, auch in den Berlaufs- 
räumen der wegen folder Fälſchungen beftraften Perſonen Beſichtigungen 
vornehmen ®!). 

2. Der Berlebr mit dieſen Gegenftänden, insbefondere die Herſtellung, 
Aufbewahrung und Feilhaltung kann polizeilih geregelt werden; dieſes geſchieht 
durch Faiferfihe Verordnung, die dem nächften Reichstage vorzulegen ift und 
von diefem außer Kraft gefeßt werden kann*2). — Eine reichögefegliche 
Regelung bat außer der Verwendung gejundheitsfhädliher Farben und 
blei- und zinkhaltiger Gefäße und Umhüllungen ($ 254) aud der 
Bertehr mit Fünftlihen Süßftoffen, Kunftbutter und Wein erfahren. Die Ber- 
mendung künſtlicher Süßſtoffe (Sadharin), die ohne entſprechenden Nährwert 
eine höhere Süßkraft ald raffinirter Zuder befigen, gilt als Berfälfhung und 
darf bei gewerbsmäßiger ‚Herftellung, Feilhaltung und Veräußerung von Bier, 
Wein, Lilören, Fruchtſäften, Syrupen und Sonferven nicht ftattfinden 59). 
Unter Kunftbutter (Margarine) werden alle der Milchbutter oder bem 


ver Stoffe), jegt einer milderen Auffaſſung Abwäſſer werden dabei durch Deudpumpen 
Eingang verihafft hat. Die Reinigung , der Riefelanlage zugeführt u. dort fiber 
wirkt mechaniſch, chemiſch u. balteriologiſch, geneigt angelegte (aptirte) u. gehörig drai⸗ 
jenachdem fie die ungelöften oder die in der | nierte (5 325 Abf. 2) Felder geleitet, welche 
Löfung begriffenen — beſonders die ſtickſtoff⸗ | die Schmußftoffe zurüdhalten. Vogel, die 
haltigen — Beftandtheile befeitigt, ober bie ee der ftäbtifchen Abjalftoffe 
Lebeweſen, insbefondere die Krankpeitsfeime | (Berl. 9 
vernidtet. Die Reinigung erfolgt durch w) 2. TI (RGB. 145), durd das 
Klärung oder Beriefelung. Zur Märung | Fleifhihan®. (Anm. 57) nit berührt 
der Abmwäfler reicht der Niederfchlag beim | daſ. 8 29, Handhabung 3. 83 (MB, 236). 
ruhigen Stehenlaffen oder die Kiltrirung | Bearb. v. Meyer u. Finkelnburg (2. Aufl. 
nicht aus, weil dabei nur die ungelöften ! Berl. 85). Mildunterfuhung $ 333 
Stoffe entfernt werden. Die Abwäfler | Anm. 13; Bierdrudvorridgiungen R. 
werden deihalb mit Kalt u. dKemifhen | 80 (MB. 81 S. 21). Prüfung der 
Stoffen gemiſcht, die fid) mit dem größten | Nahrungsmittelhemiler 3 Bel. 95 (38. 
Theile der unreinen Stoffe verbinden und | 253, 398 u. 483). 

mit diefen als Schlamm zu Boden finken a) RS. 79 8 1—4 u. 9. 
(Füllung). Noch vollflündiger wird bie 2) Daf. 8 5—8. — Berbot von Ma- 
Reinigung der Abwäfler u. zugleih die ſchinen zur Herſtellung tunſtlicher Kaffee: 
Berwerthung der darin enthaltenen Dung- ; bohnen V. 91 (RB. 11 B. 
floffe durch eine genügend ausgedehnte | den Petroleumverlauf $ 240 Anm. —* 
Berieſelung erreicht. Die geſammelten **) G. IE (XGB. 919). 

23* 
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Butterſchmalz ähnlichen Zubereitungen verftanden, deren Fettgehalt nicht ans- 
ſchließlich der Milch entftanımt. Zur Vermeidung von Täuſchungen darf Kunſi⸗ 
butter nur unter Anbringung der Bezeihnung „Margarine an den Verlaufs: 
ſtellen, Gefäßen, Umbüllungen oder Stüden mit einem die Erkennbarkeit er- 
leichternden Zuſatze (Sefamöl), ſowie — abgefehen von dem Kleinhandel in 
Orten unter 5000 Einwohnern — nur unter Trennung der Geſchäftsräume 
für Kunſt⸗ und für natürliche Yutter gewerbsmäßig, hergeftellt, verkauft oder 
feifgehalten werden. Die Bermiſchung von Butter oder größeren Milch⸗ oder 
Rahmmengen mit Kunftbutter oder anderen Speifefetten ift verboten. Im 
aͤhnlicher Weife iſt Milchkäſe und Schweinefhmalz vor der Berwedhfelung mit 
Margarinekäſe und Kunftfpeifefett geſchützt)). Dem Weine dürfen gemiffe 
ſchadliche Stoffe nicht zugeſetzt werden; zugleich ift beftimmt, melde Herftellungs- 
arten als Fälfhungen oder Nachmachungen im Sinne des Geſetzes anzufehen 
ſend 9). 

3. Die Strafbeftimmmmgen find erweitert und verfhhärft; insbefondere ift 
die Falſchung als folhe auch da für firafbar erklärt, wo weder die Boraus- 
ſetzungen des Betruges nad; Gefährdungen der menschlichen Geſundheit 
vorliegen ®®). 

Der Fleiſchüberwachung insbefondere dienen neben der allgemeinen 
Schlachtvieh⸗ und Fleifhbefhau die Schlahthäufer und die mikroſkopiſchen 
Unterfuungen des Schweinefleiſches auf Zrichinen und Finnen. — Die 
Schlachtvieh- nnd Fleiſchbeſchan ift reichsgeſetzlich geregelt). Das 
zum Genufſe für Menſchen beftimmte Schlachtvieh unterliegt vor und nad der 
Schlachtung der amtlichen Unterfuhung. Nothſchlachtungen find von der 
erften und die auf den eigenen Gebrauch beſchränkten Hausſchlachtungen, falls 
feine Erkrankungsmerkmale bervortreten, von beiden Unterſuchungen befreit?®). 
Die Bildung der Beſchaubezirke und die Anftellung der Beichauer erfolgt 
durch die Landesbehörden9). Bei der Unterfuhung kann das Fleiſch für 








) &. u. Bel. 97 (RGB. 475 u. 591: 
11 u. 3 Bel. 98 (MB. 64, 199 u. 252); 
chemiſche Unterfuhung von Fetten u. Käfen 
Anm. 98 (38. 201). — Die Herflellung 
der Kunftbutter erfolgt, indem dem er» 
würmten NRinderfette bie leichter ſchmelz⸗ 
baren Theile entzogen und rein oder mit 
Milch verarbeitet werden; das erft bei 
höherer Hitze ſchmelzende und deshalb zurüd- 
bleibende Stearin wird zur SHerftellung 
von Fichten verwendet. 

”, ©. u. Bel. 92 .REB. 597 n. 600) 
und cchemiſche Unterfuhung) 96 (238. 
Anh. zu Nr. 27) — Nicht verboten — 
weit chemiſch nicht nachweisbar — find 
die Sntfäuerung durch Tohlenfauren Kalt 


(Schaptaliſirung) u. der Aufat von 
Zucker in befiimmter Menge zum Moft 
(Gallifirung). 

”R8. 79 8 10—16, letzterer erg. 
G. 87 (RB. 276); daneben StGB. 
8 3677, vgl. 8 268, 3824 u. 826. 

”) Schladtvieh- u. FleiſchſchauG. 
3. Juni 00 (RGEB. 547), Inkraftſetzung 
8 30 u. 3. 00 (R5B. 775); Strafen 
8 26—28. — Bei Pferden muß die 
Unterfuhung von approbirten Thierärzten 
borgenommen u. das Fleifh im Verkehr 
als Pferdefleiſch bezeichnet werden $ 18. 

”, &.1.%56.8 1-4; verb. 820 u. 241. 

”) Daſ. 8 5; verb. 8 22, 23 u. 24, 
insbef. Nr. 2. 
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tauglich, untauglid oder bedingt tauglich erachtet werden‘). Das aus dem 
Auslande eingehende Fleifh mit Ausſchluß von Wildpret und Federvieh unter- 
tiegt der Unterſuchung bei der Einfuhr. Die doppelte Schau fällt hier fort. 
Dafür dürfen frifches Tleifch nur in ganzen Thierkörpern, Pölelfleifh nur in 
Mengen von mindeftend 4 kg und Buüchſenfleiſch, Würfte und fonftige Ge⸗ 
menge aus zerffeinertem Fleiſch überhaupt nicht eingeführt werden ®!). — Die 
Schlachthäuſer bezweden neben größerer Reinlichkeit im Betriebe die befisre 
geſundheitliche Ueberwachung des Schlachtviehes und des Fleiſches ſowie bie 
Beſeitigung der mit den Einzelſchlachtſtätten verbundenen Verunreinigungen 
und Ansdünftungen. Wad Errichtung öffentliher Schlachthäuſer kann durch 
Gemeindebeſchluß angeordnet werden, daß in den Privathäufern der Stadt 
und — foweit es fi um den ſtädtiſchen Gewerbebetrieb der in der Stebt 
wohnenden Schlächter und Händler mit friſchem Fleiſche handelt — auch in 
ihrem Umkreiſe nicht gejchladhtet werden darf, und daß fomohl das in das 
Schlachthaus gebrachte Vieh vor und nah dem Schlachten, ald das von 
außerhalb eingebradte Fleifh durch Sachverſtändige unterfuht werden muß *?). 
— Die Tridinenunterfudhung berußt auf Polizeiverordnung und wird durch 
amtlich angeftellte Fleiſchbeſchauer bewirkt). — Auf gleichem Wege ift das 
Aufblafen des TFleifches verboten). 

Defondere Bedeutung für die Gefundheit hat das Waffer, das als 
Trintwoffer, zur Herftellung von Speifen und Getränken und zur Reinigung 
verwendet wird. Man unterfcheidet das Tagewaſſer, das fi in Fluſſen und 
Seen findet, von dem Grundwaſſer, das die durdjläffigen (gröberen, fandigen) 
Erdſchichten durchdringt, fi dann über den undurdläffigen ſammelt und 
natürlich in Quellen oder fünftlih in Brunnen®) zu Tage gefördert wird. 
Diefed Grundwaſſer ift dur; den Erdboden von Unreinigleiten, insbeſondere 
von den pflanzlidien Krankheitsleimen (Bakterien) befreit (filtwirt), die dem 


®), Daſ. $ 6-11; verb. 8 19, 21, ! (MB. 98 6. 6), erg. 98 (MB. 139 n. 
2232 u. 24, insbel. Kr. 8. 154). — Gewi ip beim Bießlauf 

, Daf. $ 12—17; verb. 8 223 u.25. | 5 333 Abſ. 6 d. 

8) G. 18. Mürz 68 (GE. 277),9. März “) Erl. 85 Re 54). 
31 (GS. 273), nebſt &. u. 56. $ SW “) Brunnen werden in größerer oder 
Abſ. 2, GewO. 8 28 Abf. 2 u. Zuf®. ! geringerer Tiefe (Tief- u. Flachbrunnen) 
8 181, Benutungsbeiträge u. Unter- | angelegt, indem entweder die Erde bis auf 
ſuchungegebühr G. 68 $ 5, ©. * die Grundwafler führende Schicht aus 
(8. — 811%. 2.8 m. O8. | gehoben und die Wandung dur Mauern 


(XXX1V 64). — Gewerblides * | oder Ballen geflütt und von der um: 
nehmigunasverfahren 534111d. gebenden Erdſchicht abgeſchloſſen wird 
63 * | (Reffel- ster Schadhtbrunnen), oder indem 
a. 78 —* 152) nebſt ©. u. FGO. 8 eiſerne Röhren in die Erde eingetrieben 
Angeſtellte Fleiſchbeſchaner ſind, werden (Röhrenbrunnen), in denen das 
treibende i. S. der GewO. 8 86, Bf. 77 | Wafler durh eigenen Drud emporfteint 


(MB. 166). — —S tricginöfer (artefiiche), oder durch am oberen Eube 
nu. finniger Schweine 2 IR. 76 (MB. 26 | angebradte Pumpwerke gehoben wird 
u. 45), finniger Rinder n. Kälber Bf. 97 ! (abeffinifde). 
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Tagewaſſer anhaften. Andererfeitd nimmt das Grundwafler aus dem Erd⸗ 
boden Koblenfäure und mittelft diefer Kalk. und Dlagnefiafalze auf. Es wird 
damit zum harten Wafler, das befler zum Trinken zufagt ald das weidhe 
Tagewafler, aber für wirthfchaftliche Zwede weniger geeignet ift, weil es ſchlecht 
löſt und beim Kochen Salze abfegt (Keſſelſtein). Das Tagewaſſer wird durch 
die. Heineren (Haud-) Filter nur unvolllommen gereinigt. Durch Ablochen 
werden zwar die Krankheitskeime vernichtet, das Waſſer verliert aber zugleich 
die Kohlenfäure und mit diefer den erfrifhenden Gefhmad. Das zu Genuß⸗ 
zweden beftimmte Wafler wird deshalb regelmäßig aus Brunnen entnommen. 
In größeren und dichter bewohnten Drtfchaften, mo die Brunnen nit aus- 
reihen, da8 Brunnenwaſſer auch vielfach durch die in den oberen Erdſchichten 
verbreiteten Unreinigleiten verdorben mird, werden jedoch meilt befondere 
Wafferleitungen angelegt®®). 
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A. Heilweſen). 


| 8 258. 

a) Merzte und Zahnärzte bedürfen der Approbation, welche auf Grund 
einer Prüfung von dem Kultusminifter ertheilt wird. Nur wenn fie approbirt 
find, dürfen fie den Arzt- oder einen gleichlautenden Titel führen, vom Staat 
oder den Gemeinden anerkannt oder mit öffentlichen Verrichtungen betraut 
werden und die Heillunde im Umherziehen ausüben?). Sonſt ift diefe Aus: 
übung nit mehr von der Approbation abhängig; Begriff und Strafbarfeit 
der Medizinalpfufcherei (Duadfalberei) find damit fortgefallen. — Die Prüfung 





») Die Wafferleitungen führen das 
Waſſer aus Stellen, wo es in ausreichender 
Menge n. geeigneter Beſchaffenheit vor- 
handen ift, in feft verichloffenen Röhren 
duch natürlichen Drud oder durch Pump- 
werte der Berbraudsftelle zu. Das Tage- 
wafjer wird dabei durch ausgedehnte Sand⸗ 
füteranlagen geleitet, die bei zweckmäßiger 
Anlage und forgfältigem Betriebe die 
größeren Unreinigkeiten unb die Kranfheits- 
feime größtentheile zurüdhalten. Das 
Grund⸗, insbeiondere das Tiefgrundwafler 
iR zwar von diefen Stoffen frei, enthält 
dafür aber meift Eifenorybul, das fi in 
den tieferen, dem Sauerftoff der Luft nicht 
zugänglichen Erdſchichten vorfindet und im 


Wafler bildet und fih dann leicht aus 
diefem entfernen läßt. 

y 8251 Abf. 4 9. W. 

2, Gewd. 8 29, 40 Abi. 1 u. 56al; 
Zurüdnahme $ 53 Abf. 1, 54, Anm. 99 
(MB. 127) Nr. 49-52 u. Zuf®. 
8 1201; Strafe unbefugter Bezeihnung 
GewO. 8 1473. — Einf. der Vorſchr. in 
Elſaß⸗Lothringen &. 72 (RGB. 350). — 
Aulaffung der beiberfeitigen Mebizinal- 
perfonen im Grenzverlehre mit Belgien 
Btr. 73 (SGB. 55), den Niederlanden 
73 (ROB. 74 ©. 99) u. (Thierärzte) 98 
(RGB. 99 S. 221), Quremburg 83 


(REOB. 84 S. 19, DOefterreih 82 


(RGB. 83 ©. 39) u. der Schweiz 84 


Waſſer öl. Das Grundwafler wird da- ; 
durch nicht gefundheitfchädlic, aber umein. 
Es wird deshalb zunähft mit der Auft in 
} der Titel „Medizinalrath“ den Medizinal: 


Berührung gebradt, worauf das Eifen- 
oxridul durch Oxydation zu Eifenoryd wird, 
welches braune 


unlöslide Yloden im 


(RGEB. 45). — Als Auszeihnung wird 
den Aerzten der Titel „Sanitäts- und 
Geheimer Sanitätsrath“ verliehen, während 


beamten (s 2523 Abf. 2 u. 3 d. W) vor- 
behalten ift. | 
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der Aerzte?) umfaßt auch die Geburtshülfe und Wundarzneitunde (Chirurgie). 
Die Scheidung der Wundärzte von den Aerzten if entfprechend der neueren 
Anfhauung von der Einheit der Heilkunde feit 1852 verlaffen. — Eine Ber- 
eidigung der Aerzte findet nicht mehr ftatt*). 

Befreit find die Aerzte von der Verpflichtung zur Uebernahme der Ge- 
meindeämter ($ 78 Abi. 4 u. 79 Abf. 2) und des Schöffen- und Gefchworenen- 
dienftes ($ 178 Abf. 2 u. 177 Abſ. 4), fowie zur Geftellung der zu ihrem 
Berufe nöthigen Pferde im Kriegsfalle (S 110 Abf. 21). Im Falle der Zu- 
ziehung zu Zweikämpfen bleiben fie ftraflo8°). Die ihnen kraft ihres Stanbes 
anvertrauten Geheimniſſe müſſen fie bewahren; auch unterliegen fie dieſerhalb 
feinem Zeugnißzwange®). Der frühere Zwang zur Hüffeleiftung ift aufge 
hoben”). Die Bezahlımg iſt der Vereinbarung überlaffen und erfolgt in Er- 
mangelung folder nad der Gebührenordnung ®). 

Zur Wahrnehmung der ärztlihen Berufs⸗ und Standesintereffen und zur 
Erörterimg aller Angelegenheiten der öffentlichen Gefundheitöpflege ift für jede 
Provinz eine Aerztekammer errichtet, deren Mitglieder von den im der 
Provinz wohnhaften Aerzten auf 3 Jahre gewählt werden. Die Aufſicht führt 
der Oberpräfident?). Die Kammer kann unter deſſen Genehmigung Beiträge 
auf die mwahlberehtigten Aerzte umlegen; fie wird vermögensrechtlich durch ihre 
Kaſſe vertreten, die Rechte erwerben, Berbindlichleiten eingehen, Magen und 


verklagt werden kann 10). 


) Prüfung der Aerzte Bel. 83 (38. 


191), Borprüfung (daf. 198); Aenderungen . 


der erfieren Bel. 00 (38. 477), (6 29) 
85 (38. 75) u. Ausdehnung auf bie 
Schnutpodenimpfung) 87 (38. 110), der 
lettteren (8 7) Bel. 88 (38. 9); Be- 
freiungegeſuche Be. 84 (38. 123). 
Prüfung der Zahnärzte Bel. 89 (38. 
417). Auslegung der Prüfungsordnnungen 
Bet. 99 (38. 124). — Entbindung von 
der Ärztlihen Prüfung auf Grund wiffen- 


— — — — 


Ihafelicer Leitungen Bel. 69 (BOBL. 


er IR. 69 2. 706. 74). 

ı) SB 

9) Daf. 5 300 1 n. 3PO. 8 3835. 

) GewO. $ 144 Abf. 2. — Sie unter- 
liegen jedoch der allgemeinen Pflicht zur 
Beiftandsieiftung $ 238 Abf. 19.8. Ein 
von der Polizeigewalt verſchiedenes Auffichte- 
u. Ordnungeſtrafrecht befteht weder über 
Aerzte OB. (XXXI 271), noch über 
Apotheler (XXXIII 356). 

*, GewO. 8 80 Abf. 2. — Nah Auf- 
bebung der älteren Zaren (G. 96 GE. 


Mit den Aerztelammern find — ähnlid den An⸗ 


füge feftgeftellt, zwifhen denen die Gebühr 
nad Lage des Einzelfalles (Beſchaffenheit 
und Schwierigkeit der Leiftung, Bermögens- 
lage, Örtlihe Verhältniſſe) zu beflimmen 
if. Die Mindeſtſätze kommen — foweit 
nicht befonders ſchwierige u. zeitraubende 
Zeiftungen in Frage ſtehen — für Un- 
bemittelte, Armenverbände, GStaatsfonde, 
milde Stiftungen, Knappſchafts⸗ und Ar⸗ 
beitertrantenlaffen zur Anwendung GebO. 
% (MB. 105). — Gebühren verjähren 
in 2 Jahren BGB. 8 196 

N, 95, Mai 87 se. 169), Neu⸗ 
faſſung des $ 3 Abf. 1 38. 92 (GS. 222), 


. des 8 48. 9 (85. 17), des 5 11%. 


90) find allgemeine Höhft- und Mindeft- 


98 (GS. 115), Aufhebung dee $ 5 ©. 
99 (Anm. 10) 8 56, 57, Ergänzung des 
88 Mi. 5 3. 96 (GE. 1) Art. 1. 
Aerztekammerausſchuß daſ. Art. I. Die 
brandenburgiſche Aerztelammer in Berliu 
umfoßt aud den Stadtkreis Berlin, die 
rheinifche auch die hohenzollernſchen Lane. 
— Eif.-Lothringen 8 27 Anm. 14 d. W. 

», &. 25. Nov. 99 (GS. 568) 8 49 
bie 55. 
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waltsfammern ($ 186 Abf. 4) — ärztliche Ehrengerichte für alle Aerzte 
außsfchließlic; der beamteten, der Militär- und Marineärzte verbunden. Diele 
baben über VBerlegungen der Standesehre und der Berufspfliäten zu entſcheiden 
und dabei fowohl die Beilegung von Streitigkeiten zu vermitteln als die Straf- 
gewalt auszuüben. Die Strafen find Warnung, Verweis, Geldftrafen bis zu 
3000 M. und zeitweilige oder dauernde Eintziehung des Wahlrechts zur Aerzte⸗ 
kammer. Berufungen gehen an einen unter dem Borfige des Direltors der 
Medizinalabtheilung ($ 252 Abf. 2) gebildeten Ehrengerichtshof!). 

Zum Bereiten und Berfaufen von Arzneimitteln (Diöpenfiren) 
find die Aerzte nicht befugt !?); doc) beſtehen folgende Ausnahmen: 

1. An Orten, in deren Nähe fich keine Apothele befindet, ift den Aerzten 
das Halten einer Hausapothele für die nothmendigften Mittel in ißwer 
Praris geitattet'?); 

2. Zahnärzte dürfen äußerliche Arzneimittel für ihre Praxis bereiten nnd 
feilbalten !4); 

3. Homdopathifhen Aerzten kann das Dispenfiren ihrer Arzneimittel nach 
Ablegung einer Prüfung erlaubt werden!) 

Zur Unterflügung nothleidender Aerzte und ihrer Angehörigen beftehen 
verſchiedene Hülfspereine?!®). 


& 289. 


b) Aerztliche Gehülfen. Die Ausübung der f. g. Heinen Chirurgie 
dur) Heildiener (Chirurgengebülfen) ift nad der Gew.O. gleichfalls frei. 
Dagegen kann denen, die eine Prüfung beftehen, das Recht beigelegt werden, 
ſich als geprüfte Heildiener zu bezeichuen??). Gleiches gilt von Hühneraugen- 
operateuren!?., Militärlazarethgehülfen ftehen den geprüften Heildienern 
gleich 1?). 

Die Srantenpflege wird daneben dur die in den Krankenanſtalten 
(8 273°) ausgebildeten Wärter und Wärterinnen ausgeübt?) 

Die gewerblige Ausübung de Berufes der Hebeammen fett em 
Peatengögeagu der nach den Landesgefegen zuftändigen Behörde voraus??). 


u) Daſ. 8 1—14; das Strafverfahren 108. Hufelandftiftung KO. 30 (KU. XX 
& 16-18 entipridht dem disziplinargericht» 
lien (8 66 d. W.) AusfBeſt. 21. De. ur IR. 69 — 9 ©. 74). 
99. — Bearb. v. Altmann (Berl. 00). ie) R. 70 (MB 2 

) ęER. 1188 460; StGB. 8 3678. 28. 70 (MB. Sn 

) ApothO. (Anm. 26) 8 14 u. (Be ”) —*2 8 272 Anm. 28. 
griff der Hausapothele) R. 61 (MB. 62 2) GewO. $ 30 Abf. 2, 40 Abi. 1; 
S. 11). Zurücknahme der Approbation 8 53 Abſ. 1 


“12 (RU. V 201). u. 54, gem. OB. (IX 302), verb. ZufG. 
) Regl. 43 (GS. 305‘. — Prüfung | $ 100 Zulaffung im Grenzverlehre wie 
ZR. 44 (MB. 290) — Einf. in die | Aum — Bei Neuregelung des Hebe- 


nenen Prov Erl. 69 (MB. 89). —— in Preußen iſt der früßere 
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Die Borbildung wird auf HDebeammenlehranftalten erworben, deren Ber- 
waltung auf die Provinzen übergegangen und durch befendere Satungen ge 
regelt iſt). Die ausgebildeten und mit Prüfungszeugnifien verfehenen 
Hebeammen werden vereidigt und ftehen unter der Aufſicht des Kreisarztes 23) 
Um das Yand mit den erforderliden Hebeammen zu verforgen, find für be- 
flimmte Bezirke befondere Bezirtshebeammen angeftellt. Diefe empfangen 
eine fefte Bergätung, gegen weidhe fie zahlungsunfähigen Perfonen nöthigenfalle 
unentgeltliche Hülfe leiften mäflen?*). Der Gewerbebetrieb der übrigen Hebe⸗ 
ammen wird durch dieſe Anftellungen nicht beeinträdtigt. — Die Hebeammen- 
unterfiägungefonds zu Beihülfen und Prämien für Bezirkshebeammen 
find gleichfalls auf die Provinzen übergegangen??). Die Abgaben, melde 
früher .bei Trauungen und Taufen zu gunften diefer Fonds erhoben wurden, 
find aufgehoben. Hebeammenbezirfe, welche die Mittel zur Ausbildung, Be- 
ſoſdung oder Unterflügung einer Bezirkshebeamme nicht aufbringen können, 
find durch die Kreiſe zu unterftügen *6). 


8 260. 
c) Die Entwidlung der Apotheken hat mit der des Arztweſens gleichen 


Schritt gehalten. 


In Deutſchland, wo es am vollftändigften ausgebildet er- 


ſcheint, hat die Landesgeſetzgebung die Apotheken vom jeher als öffentliche, der 
ftaatlihen Genehmigung und Aufſicht unterliegende Anftalten angefehen und 


zu ihrem Betriebe eine fachlihe Bildung erfordert?®). 


Standpuuft verlafien, wonach wie bei 
Aerzten und Geburtshelfern ($ 258 d. W.) 
die Approbation für das ganze Reich gelten 
und zur Yührung des Titels, nicht auch 
zur Ausübung des Berufes die VBoraus- 
jegung bilden ſollte. Auch 8 80 der 
GewO.., welder für Aerzte Taxen zuläßt, 
wird auf Hebeammen nit mehr an⸗ 
gewendet Bf. 83 (MB. 211), erg. 84 
(MB. 134) u. 00 (MB. 100). Auf 
hebung der Zaren für Schl.⸗Holſtein ©. 75 
(86. 201). — Berjährung der Gebühren 
wie Aum. 8. 

”", ©. 75 (85. 497) $ 12 u. 13. — 
Anderung des Reglements ProvO.81(GG. 
233) 8 120. — Aufnahmebedingungen 
Xi. 83 (vor. Anm.) 8 3. Hebeammen⸗ 
leranftalten beftehen in Königsberg (ſtaat⸗ 
ih), Oumbinnen, Danzig, Yranliurt a O., 
Lübben (von der Landesdeputation ber 
Niederlaufis verwaltet), Stettin, Bofen, 
Breslau, Oppeln, Magdeburg, Wittenberg, 
Erfurt, Hannover, Selle, Osnabrüd, Bader» 
bom, Marburg (flaatlih) und Köln. 

” Bf. 84 (Anm. 21 $ 2, 4—6. — 


— — 


Die neuere deutliche 


Auw. zur Sean des Kindbettfiebere 
3. 88 (MB. 

=) Allg. u. . u. — Hebeammen⸗ 
bezirke bilben feine Korperſchaften u. haben 
fein Beſteuerungsrecht OB. (XII 168). 

=, G. 28. Mai 75 (GS. 223). 

*) In England if der Verlauf von 
Arzneimitteln frei, in Frankreich Fünnen 
Apothelen von geprüften Apothelern uns 
beſchränkt eingerichtet werden, dod unter» 
liegen fie der Aufſicht. — Die erfle 
preußiſche Apotheferd. wurde 1693 
erlaſſen. Sie fand im Medizinaledikt von 
1725 (8 251 Anm. 1) Aufuahme und wurde 
fpüter dur die noch gültige ApothO. 
11. Oft. 1801 (Nov. corp const. X1 556, 
Aufhebung des Anh. Abjchu. I betr. Auf⸗ 
bewahrung u. Berabfolgung der Giftwaaren 
© 9 66. 519) erſetzt. — Die alt- 
preußifhen Grundfäge find im RegBe;. 
&aflel eingeführt R. 68 (MB. 207) 
Nr. 8; für Hannover gilt dagegeu die 

ApothD. 20 (hann. (86. 21 117). — 
Eine gemeinfame deutfde ApothO. if 
erſtrebt, aber nod nicht zuftande gebradit. 
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Geſetzgebung greift nur inſoweit in dieſe Verhältniſſe ein, als fie die Fach⸗ 
bildung für das Reich einheitlich geordnet hat?”). 

Der Betrieb des Apothekergewerbes hat eine 
feßung: 

1. Die Approbation ded Apothekers. Sie erfolgt nad beftandener 
Prüfung in der Arzneitunde (Bharmazeutif)*®). 

2. Die Konzeſſion der Apotheke. ;Diefe erfolgt dur den Oberpräft- 
denten ($ 252 Abſ. 2) und ift überall erforderlih, mo fein Real- 
privilegium vorliegt). Man unterfcheidet- deßhalb Fonzeffionirte und 
privilegirte Apothefen. Die konzeffionirten Apotheker durften feither beim 
Abgange einen befähigten Geſchäftsnachfolger vorfchlagen?®), wodurch 
diefe Konzeſſionen in ihrem Werte den Apotheferprivilegien ähnlich 
geworden waren. Diefe Befugniß wird jedoch, um eine gewinnſüchtige 
Aukbeutung zu verhüten, bei neuen Konzeſſtonen nicht mehr ertheilt®!). 
Die Anlage neuer Apotheken ift nur im Falle ded Bebürfnifies 
bei wejentliher Vermehrung der Volksmenge oder bedeutender Erhöhung 
ihres Wohlſtandes zuläffig®?). 

Infolge der Ausſchließlichkeit des Apothekergewerbes dürfen gewiſſe Heil⸗ 
mittel, Droguen und chemiſche Präparate im Kleinverkaufe nur in den Apotheken 
bertauft ı werden??). Andererfeits mäflen in ihnen die Heilmittel nach genauer 


— — — 


doppelte Voraus— 








Be. ar das Apotheferweien in Preußen | Auch fonft find Privilegien jeit dem Ed. 


93). 
”) GewO. 8 6, 29, 40 Abſ. 1. 


0 ($ 185 Anm. 11) nicht mehr ertheilt. 


ä — - Siem fi die Konzeffionen $ 158 


fung der Upotheler Bel. | Anm. 28 d 


=) Daf. — Prü 
76 (38.167 u. 1884 ©. 155); Aenderung 
($ 42) Bel. 79 (38. 850, MB. 1880 
S. 59) u. ($ 17a) 89 (38. 421); Aus⸗ 
fegung wie Anm. 3. Surüdnahne der 
Approbation wie Anm. 2. — Prüfung 
der De ge HE Bel. 75 (38. 761, 
MB. 1876 S. 27), Aenderung 79 (38. 
9, MB. 30), ‘79 (38. 850, MB. 1880 
&. 59), 82 (38. 458, MB. 1883 ©. 
45) u. 83 (38. 12). Zulaſſung von 
Ausländern zur Prüfung IR. 80 (MB. 
831 ©. 4) — Die Bellimmungen der 
GewO. über Gehülfen u. Lehrlinge (5 344 
d. W.) finden auf Apotheken Teine Ans 
wendung Gewd. 8 41 Abi. 2 u. 8 154 
Abf. 1; dafſſelbe gilt von der Invaliden- 
verfiherung 8 348 Abf. 2 d. W. — Ber- 
eibigung der approbirten Apotheler IR. 69 
(MB. 2 S. 74). — Beauffidtigung 
Aum. 

”) —* 1801 Tit. 18 1-6. — 
In den unter franzöfifcher, bergiſcher u. 
weftfälifcher Herrſchaft geftandenen Landes- 


theilen giebt es feine privilegirten Apothelen. | 


Rn. u. eine. 46 (MB. 209) u. 
KO. u. MinE. 86 (MB. 161). 

N, AE. u. Min®. 94 (MB. 119 u. 
146). Wittwen und Waifen eines Apo⸗ 
thefers Tönnen die Apothefen weiter ver- 
walten laſſen ApotbO. I S 4. — Un- 
Deſigren der Verpachtung 3. 86 (MB. 


=, V. 11 (GS. 359). 

=) Yuf Grund der GewO. 8 6 Ubi. 3 
erging V. 90 (RB. 9), erg. 95 (RGB. 
455), 97 (daf. 707) u. (Dipktherieferum) 
B. 94 (KGB. 95 ©. 1) n. 3.95 (ML. 
41. Strafe St&B. & 3673. Unter- 
fagung des Handels 8 341 II 3 Abf. 2 
d. W. — Im Umbperziehen dürfen Arznei⸗ 
u. Geheimmittel nicht angelauft ober feil- 
geboten werden Gew. $ 569%. Verbot der 
öffentlien Ankündigung von Geheim- 
mitteln Bf. 98 (MB. 22). Aufhebung 
älterer Borfchriften ©. 93 (GS. 81 u. 
8. Juni 96 (85. 149). — Anw. über 
Aufbewahrung und Berabfolgung von 
Giftwaaren in Apotheten 10. Dez. 1800 (N. 
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Vorſchrift (Arzneibuch) zubereitet, aufbewahrt und vorräthig gehalten werden). 
Die Arzueipreife werden duch Taren feftgeftellt; Ermäßigimgen auf Grund 
freier Vereinbarung find zuläffig °°). 

Die Apothelen ſtehen unter der Aufficht des Kreisarzted und unterliegen 
der periodifhen Befihtigung?‘). Für Apotheker gelten in betreff der Be⸗ 
wahrung der im Gewerbe anvertrauten Geheimniſſe und — foweit fie oßne 
Gehülfen arbeiten — auch in betreff des Geſchworenen- und Schöffendienftes 
gleiche Grundſätze wie für Aerzte (5 258 Abf. 2). 


VII. Banweſen. 


1. Meberfidht. 
S 261. 

Zur Erfüllung der auf dem Gebiete des Bauweſens ihm obliegenden 
Aufgaben bedarf der Staat der Baubehörden und Baubeamten, und zur Vor⸗ 
bildung der letzteren befonderer Unterrichtsanftalten. Diefe Einrichtung und 
die allgemeinen bei Stantsbeamten zu beobachtenden Grundfäge bilden den 
Gegenftand der Staatsbauverwaltung (Nr. 2). 

Sonft äußert fih die ftaatlihe Thätigkeit in betrefi des Bauweſens 
verfchieden, je nachdem es fih um Hochban, Wafferban oder Straßen- 
und Eifenbabnbau Handelt. Die leteren Zweige ded Bauweſens fallen 
in befondere Berwaltungsgebiete!), fo daß hier nur der Hodbau in Trage 
kommt. Die Wirkfamleit des Staates auf diefem Gebiete ift weſentlich polizeilich 
und wird als Baupolizei bezeichnet (Nr. 3). 


2, Stantsbannerwaltung. 
g 262. 
a) Baubehörden. Zentralbehörde ift der Minifter der öffentlichen Ar- 
beiten, in deſſen Geſchäftskreiſe das Baumefen die dritte Abtheilung bildet. 


—— — — — 


corp. const. X 3245) u. 3R. 78 (MB. | ) ApothO. 1801 Tit. II. — Ein⸗ 
117); Anm. 26 und 3254 d. W. — Schilder, richtung, Betrieb u. Befihtigung 3. 93 
die den Irrthum hervorrufen, ein Droguen- | (MB. 94 S. 8), erg. (8 18) Bf. 8. Dez. 
geichäft fei eine Apothele, kann die Polizei | 98 (MB. 99 ©. 3), ($ 16) 3. u. (Pritfung 
behörbe befeitigen OB. (MB. 81 ©. 80). | der Waagen u. Gewichte durch die Aid 
*) ApothO. 1801 Titel III. — Das | ümter 8 14 u. 24 Abf. 2) Bel. u. 3. 96 
dentfche Arzneibuch ift 1900 in Ater Ausgabe | (MB. 194 u. 196), ($ 32) Bel. 00 
erfhienen. — Abgabe ftark wirkender Arznei- , (MB. 10). 
mittel, ſowie Beichaffenheit u. Bezeichnung ) MWaflerbau 8 324—326 und 3058; 
der Arzneigläjfer 3. 91 (MB. 123) u. 96 Wegeban 8 363; Eifenbahnbau 8 367 
(MB. 123), geänd. (8 11) 98 (MB. 88) . W. — Gemeinſam⸗ Vorſchriften über 
u. erg. zwei 3. 99 (MB. 77 u. 231). bie Unfaflverfiherung der bei Bauten be» 
*) GewO. 580 Abf. 1. — Die Arznei» | fchäftigten Perfonen $ 847 Nr. 1,3 u. 
tare wird wegen Aenderung in den Ein- ! "unmittelbare Staatsebaubeamte\ Pr. 6. 
faufspreifen alljährlich neu feftgeftellt. 








— — — u 
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Unter ihm fteht neben den Prüfungskommiſſionen die Alademie des Bau- 
mwefens, die das gefammte Baufach in Tünftlerifher und wiſſenſchaftlicher 
Beziehung zu vertreten bat und in die beiden Abtheilungen für Hochbau und 
für Ingenieur» und Maſchinenweſen zerfält?). 

Provinzialbehörde ift der Regierungspräftdent, dem in den Bauräthen 
techniſche Berather zugetheilt find?). 

Als örtliche Behörden find die allgemeinen Polizeibehörben und neben 
diefen als techniſche Stellen die Kreisbaubeamten wirffam. Die Thätiglert 
der legteren befchränft fi) nad) Uebergang des Wegebaues auf die Provinzen 
im mefentlihien auf den Hod- und den Waflerbau. Für beide Zweige find 
in der Regel befondere Baukreiſe abgegrenzt nnd befondere Beamte angeftellt. 
Die königlichen Kreisbaubeamten führen den Titel „Kreisbauinfpeltor” *), während 
den von den Freisverbänden angeftellten der. Titel Kreisbaumeiſter“ beigelegt 
werden foll®). 

Amtliche Beröffentlihungsblätter find die Zeitfchrift für Baumefen 
und das neben dieſer feit 1881 erfheinende Zentralblatt der Baus» 
verwaltung. 


8 263. 

b) Baubeamte. Die Anftellung im Staatöbienfte für das Bau- und 
Maſchinenfach ſetzt eine beftimmte Vorbildung und die Ablegung zweier 
Brüfungen voraus. Die erfte, der ein mindeſtens vierjähriges Studium auf 
einer techniſchen Hochſchule ($ 349 Abf. 1) vorausgehen muß, iſt bei einem 
der drei tehnifhen Prüfungsämter in Berlm, Hannover und Aachen 
abzulegen. Auf Grund diefer erfolgt die Eimenmung zum Regierungsbauführer 
(Regierungsmafdhinenbauführer). Hieran ſchließt ſich eine mindeftens dreijährige 
praktiſche Ausbildung. Das Beſtehen der zweiten vor dem techniſchen 
Oberpräfungsamte in Berlin abzulegenden Prüfung bereditigt zur Führung 
des Titels: Regierungsbaumeiſter ®). 


AE. 80 (GS. 261); Inf. 80 
MB. 212;. : banverwaltung 88 ( 

7857.40. — Einrichung N IR. 80 (MB. 97); fi 70 Anm. 3 
in Hannover €. 69 (GS. 1178). — ! d 


Befugniß zum Cnverbe unbemeglicer | Ex Prüfungevoriär. 96 IRB. 143), 


Dienftanweifung f. Bauinip. der Hoch⸗ 
MD. 








Saden $ 1231 Anm. 2 d. W. — Be 
fondere Einrihtung der Strombauver- 
waltungen $ 358 Abf. 1 d. 

) 3R. 80 (MB. 116); — Rang u. 
Uniform 8 70 (Anm. 26 u. 40) d. W., 
Tagegelder u. Neifeloften $ 73 Ann. 53; 
Vergutung für Nebenarbeiten 3. 91 (MB. 
19); Zuziehung zu Kirchen⸗ u. Schul⸗ 
bauten ZR. 81 (MB. 26); zu den Landes- 
perwaltungegeihäften der Kreisausſchüſſe 
8 59 Anm. 69 d. W., bei Genehmigung 
zon Neubauten Bf. 75 (MB. 285). — 


Anw. für die praktiſche Ausbildung 95 
MB. 177). — Anerkennung der erfien 
(Bor- u. Haupt») Prüfung im Berlehre 
mit Bring u. Seflen 2 Bel. 98 
(MB. 202 u. 238). — Uniform $ 70 
Anm. 40 d. Ay — Tagegelder der Re 
gierungsbaumeifter in ber allgemeinen umd 
in der Bauperwaltung des Innern 2 3. 


86 (MB. 2350 u. 2523). — Unfallver- 


fiherung Anm. 1. — Unftellung der Bau⸗ 
Iheeiber Fer techniſchen Sefretüre 3. 98 
.1 


(M 
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Die Stantsbaubeamten führen die vorftehenden Titel mit dem Zuſatze 
„Königliche“. Ihnen liegt neben der flaatlichen Aufſicht über das gefammte 
Bauweſen aud die unmittelbare Feitung der vom Stante auszuführenden 
Bauten ob’). Die felbfiftändige Uebernahme von Nebenarbeiten gegen Ber- 
gütung ift unterfagt; nur wenn fle im öffentlichen Intereffe liegt, Tann fie 
widerruflich von der vorgefeßten Behörde erlaubt werden?). 


8 264. 

c) Verfahren. Für Staatsbanten find gleihmäßige Grundfäge auf- 
geftellt und die den Regierungen in diefer Beziehung ertheilten Vorſchriften 
auch auf die übrigen Verwaltungsbehörden ausgedehnt ?). 

Im Interefie geihäftlicher Vereinfachung und größerer Selbfiftändigkeit 
der mittleren und unteren Baubehörben ift die Beranfhlagung!), Prüfung 
(Revifion) und Abnahme durch Baubeanıte auf Bauten mit einem 500 M. 
überfleigenden Werthe befchränkt, während die minifterielle Rahpräfung (Super- 
revifion) nur für ſolche Anſchläge erfordert wird, die 30000 M. (bei Wieder- 
berftellangsbauten 9000 M.) überfteigen. Gleiches gilt in betreff derjenigen 
Privatbauten, für melde eine diefen Beträgen entſprechende Staatsbeihülfe in 


Anſpruch genommen wird!) 


Berdingungen erfolgen regelmäßig im Wege der öffentlidhen Aus» 


ſchreibung 12). 


Im Kaffen- und Rehnungsmefen!?) findet bei größeren Bauten 


Dre Bildung von Sonderbaulaffen ftatt’*). 


Bei Unternefmungsbauten find 


entfprehende Abichlagszahlungen zuläffig 9). 
Techniſche Vorſchriften beftehen für die Bauten zu einzelnen befon- 


) —— 3.94 (MB. 86). 
2 3R 86 (MB. 93 u. 185). 
Inſtr. 24 (MA. IX 2) 8 18 u Erl. 
98 (MB. 150). — Bet. über die Bauart 
98 (MB. 134). — Imventarienzeihnungen 
3. 88 (MB. 228). — Unfellverhfitung 
u. Arbeiterſchutzeinrichtungen 3. I0 (MB. 
269%). — Zentralheizungsanlagen Anw. 93. 
180) Formliche Behandlung ZR. 81 (MB. 


u) RXegInſtr. 17 (GS. 248) $ 219 u. 

G. 98 (85. 77) 8 30. — RO. 68 
(MB. 1652) u. 74 (MB. 118), FE. u. 
ZR. 80 (MB. 177) u. 9 (MB. 253). 
— Aufftellung der Revifionsnahweifungen 
3 ZR. U (MB. 278 n. 1881 ©. 1 
u. 121. — Vorbereitung, Ausführung und 
Abrehnung der Stantshehbauten Bf. 85 
(MB. 161). 


2) RegInſtr. $ 13, ©. 98 (SS. 77) 
$ 37 u. ZR. 80 Nr. 2; allgemeine Be- 
—* für die Ausführung von Staats⸗ 
bauten u. von Lieferungen Bf. 00 (MB. 
107); Glaslieferungen und Glasarbeiten 
2 3. 94 (MB. 123); größere zufammen- 
gefetste Cifenlonfirultionen E. 91 (MB. 
283), geänd. 5 8 Abf. 2), 98 (MB. 222 
u. 1899 ©. 18). 

, Inſtr. 71 (MB. 255), 3R. 73 
(MB. 124) u. 75 (MB. 187 u. 201). — 
Berrechnung der Invaliden- und Alters⸗ 
verfiherungsloften 3. 91 (MB 52). 

“, Entſchädigung der Nendanten Reg- 
58 (MB. 54 ©. 82), 3R. 6% (ME. 
308) u. 73 (MB o) Reiſekoſten u. 
Tagegelver Bf. 96 (MB. 44). 

“2 DR. 74 * 231 n. 282) n. 
80 (MB. 177) Rr 
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deren Zmeden!®) und allgemein über die Form der Mauerziegel!7), über die 
Lieferung von Bortlandgement und Verwendung der Schwemmſteine !9). 


d. Baupolizei. 
8 265. 

a) Die dem Eigenthümer beim Bauen auferlegten Einſchränkungen be- 
ruhen auf dem allgemeinen Baureht!?) oder auf befonderen, als Polizei⸗ 
verordnungen ($ 221 und 266 Abf. 2) erlafienen Bauprduungen. Diefe 
find verfdhieden, je nachdem es ſich um große, mittlere oder kleinere Städte 
oder um Landgemeinden Handelt. Sie weichen aber auch in den einzelnen 
Landestheilen nad der Baumweife?®) von einander ab, wie fie dur Mina, 


»*) Rirhenbauten $ 281 Anm. 58,  fchaffenheit einer Wohnung giebt dem Miether 
Schulbauten $ 291 Anm. 37. ein unbefchränktes Kündigungsreht BGB. 
2. 70 (MB. 283). | 8 544. — Durd Polizeiverorbnung fanız 
*) 3.87 (MB. 189) und 97 (MB. 96); | vorgefchrieben werden, daß in Wohupierteln 
ZR. 73 (MB. 308) u. Prüfungsftation Ä alle Gebäude einer feuergeführlichen ober 
für Baunnaterialien $ 349 Anm. 2. ! fälligen gewerblichen Anlage eine beftimmte 
*, Das BOB. fieht die Belaftung eines | Entfernung von Grundſtücks⸗ oder Straßen» 
Grundftüdes mit dem erblichen und ver- | greuzen einhalten müflen DB u. Bf. 98 
äußerlihen Bebauungsredhte vor (Erb⸗ (MB. 99 ©. 14). — Bals, preuß. Bau- 
baurecht) $ 1013 - 17 u. verpflichtet den | polizeirecht (2. Aufl. Berl. 00). 
Nachbar, ein ohne Vorſatz ober grobe ”) Die Baumeife wird durch die ver⸗ 
Faprläffigfeit u. unwiderfproden über die | wendeten VBauftoffe beftimmt; zur Ber- 
Grenze hinaus errichtetes Gebäude gegen | wendung kommen GSteine, Holz u. Eifen. 
Entiädigung dur Geldrente zu dulden | Die Gebäude heißen, je nachdem ihre Um⸗ 
(Ueberbau) 8 912—916. Daneben fommen | fafjungswände ganz aus Stein oder aus 
die Beflimmungen über Grunddienftl- | Holzgerüften mit Steinfüllung beſtehen, 
barleiten (BGB. 8 1018— 1029, insbeſ. maſſiv oder Fachwerk. Die in die Erde 
1022, EG, Xrt. 115, 116, 120 Abf. 2 | rveihenden Gruntmauen Fundamente) 
Nr. 2, 128, 787 u. ER. 1 22 8 55-62) | werden jedoch aud bei Fachwerksbauten 
in Betradt. Ueber die gejetlihen Ein- | maſſiv aufgeführt, während Ballenlage u. 
ſchrünkungen zu gunften der Nachbarn | Dachſtuhl auch bei Maffinbauten regel- 
(Nachbarrecht) enthält das BGB. einige | mäßig in Holz hergeftellt werden. Rad 
allgemeine Grundfäge 5 905309 u. | einer neueren Bauweiſe, die eftigfeit und 
läßt ſouſt die landesgeſetzlichen Beftimmungen | Feuerſicherheit mit Leichtigkeit verbindet, 
unberührt, die im öffentliden Intereſſe werden Wände und Wölbungen aus Eifen- 
das Eigentum in Anfehung thatfächliher | und Drahtgeflecht hergeftellt, auf das eine 
Berfügungen beſchränken EG. Art. 111. | Studmafle (Rabitz) oder Zementmörtel 
Demgemäß bleiben nah AG. Art. 89 In | (Monnier) aufgetragen wird. — Die 
die VBorfhriften des ER. I 8 S 33-69, | Steine find natürliche (FFeld- oder Vruch⸗) 
1-82, 125—131, 133, 135—140, 142 | Steine oder fünftlie, aus Thon geformte 
bie 4, 146—8, 152, 153, 155, 156, 162 | und in Ziegelöfen gebrannte Ziegelfteine. 
bis 7, 185 u. 186 in Kraft, die jedboh | Zu ihrer feften Verbindung dient der 
eft in Ermangelung befonderer Polizei | Mörtel, der aus Lehm, Kalkmörtel oder 
geſetze Anwendung finden. — Dat Rechts⸗ | Zement befteht. Lehm ift das einfachſte 
verhäftniß zwiſchen Wefteller und Bau- | und billigfte Bindemittel, aber wenig feft 
unternehmer beftimmt fi nad den Vor- und gegen Näffe nicht wiberflandsfähig. 
ſchriften über den Werkvertrag BGB. Dauerhafter ift der Kallmörtel, eine 
8681—51, insbei. (Verjährung beiMängeln | Mifhung des Aetzkalkes, der aus dem 
in 5 Jahren) 638 u. (Gicherungshgpothel) | uatürlich als Geftein vorkommenden fohlen- 
648. — Die gefundheitsgefährlide Bes | ſauren Kalle durch Brennen in Kaflöfen 
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Bauftoffe und Lebensgewohnheit verfieden bedingt wird. Im dieſem Sinne 
befiehen befondere Bauordnungen ſowohl für die Provinzen oder Bezirke, als 
innerhalb diefer für die großen Städte und für Stadt und Land?1). Die für 
Städte gültigen Vorfchriften können vom Bezirlsausſchuſſe auf die innerhalb 
Diefer oder im Gemenge mit ſtädtiſchen Grundftüden liegenden und zum platten 
Rande gehörigen Gebäude ausgedehnt werden ??). 


gewonnen wird ı u. in Waſſer gelöfcht if, 
mit reinem Quarzſande. Im Laufe ber 
Zeit nimmt diefer Mörtel die beim Brennen 
entwichene Kohlenſäure aus der Auft wieder 
auf und verhärtet zu Stein. Noch fefter 
und auch ımter Waffer erhärtend (hydrau⸗ 
liſch) ift der Zement, ein Hart gebranntes 
umd dann zermahlenes Gemiih aus Kulf 


und Thon. — Das Bauholz; ($ 330 ' 


Anm. 1 u. 7) dient zum Aufbau der 
FKahwerlewände, der Balfenlage und des 
Dachſtuhles. In der Fachwerkswand 
finden fi) die wagereht auf der Grund- 
mauer lagernden Schwellen, die ſenkrecht 
auf diefe geflellten Stiele (Säulen), die 


wagerecht darüber lagernden Rahmftüde | 


(Rähmen), die die Stiele verbindenden 
wogerechten Riegel und die fie abfteifenden 
fhräggeftellten Streben. Die Ballen 
werden auf die Rahmftüde der Luüngswände 
— bei Maffivbauten auf diefe Wände 
ſelbſt — quer über das Gebäude verlegt 
und in Räumen, wo ftütende Zwiſchen ⸗ 
wände fehlen, bet großer (über 6 m be- 
tragender) Spannung dur in der Mitte 
parallel den Längswänden aufgelegte Ballen 
(Unterzöge, Träger), fowie durch freiftehende 
Säulen geſtützt. Die Balfenlage wird 
‚gegen das obere Geſchoß durch die Dielung, 
gegen das untere durch in Ballen ein⸗ 
gelafiene, mit Strohlehm umwundene 
Hölzer (Staken) und durch aufgenagelte 
Bretter (Berfchalung) abgefchloffen, die zur 
Befefligung des Dedenpuges mit Rohr 
benagelt werden; flatt der Berfchalung 
werden neuerdings durch Drähte verbundene 
NRohrgewebe angewendet. Der Dachſtuhl 
wird auf die oberfle Balfenlage — bei 
flach gededten Gebäuden zur Gewinnung 
eines nutbaren VBodenraumes auf einer 
erhöhten Umfaffungewand (Drempel) — 
aufgebaut, indem die im Winkel gegen- 
einander geflellten Sparren auf die Ballen- 
Löpfe oder auf einem über diefen liegenden 


— — — m — — — —— — 
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Rähm befeſtigt werden. Größere, über 
4 m lange Sparren werden no durch 
Balkenwerk geftütt. Auf die Sparten 
werden Latten oder Bretter aufgenagelt u. 
dieſe tragen die Bedadhung, die aus 
Stein, flachen Sienelfteinen oder Biber- 
ſchwänzen 3. 88 MB. 215, Sförmig ge 
hogenen Dadpfanıen, ineinander gefugten 
Falzziegeln oder Schieferplatten), Bappe 
(mit Theer getrünft), Holzzement (Miſchung 
aus Theer, Beh und Schwefel mit Kies⸗ 
auffhttung) oder Metall (Zink oder Eifen- 
blech) beſtehen kann. Stroh, Rohr. und 


Holzſchindeldächer find wegen ihrer Feuer» 


gefährlichkeitt nur beichränft augelaffen 
Anm. 27. Die höchſte Dachkante wird 
Firft, ein nad) allen 4 Seiten abfallendes 
Dad Walmdach genanut. — Das Eifen 
findet wegen feiner Feſtigkeit und be⸗ 
quemen Herſtellung befonders da Ans 
wendung, wo e® auf Raumerfparniß oder 
ſchnelle Herftellung ankommt. Das fpröbe 
Qußeifen wird vonviegend zu Säulen und 
Stüten, das zähe Schmieveeifen dagegen 
zu Trägern (Tragbalken) benutzt. Auch 
zum Fachwerkbau hat Eiſen Verwendung 
gefunden. Das Eiſen iſt jedoch theurer 
als Holz, auch keineswegs, wie früher an⸗ 
genommen wurde, feuerſicher. 
ꝛy Allgem. Grundſätze Bf. 19. Dez. 
80. — Aufhebung der eimer polizeilichen 
Regelung entgegenftehenden älteren Vor⸗ 
fhriften in Sciefien für die Städte Er. 
57 (SE. 167) und für Landgemeinden 
Erl. 62 (GS. 338), in Frankfurt a. M. 
G. 84 (GS. 297). — Dispenfe von bau- 
polizeilichen Beſtimmungen ertheilt in der 
Regel der Kreis- u. der Bezirksausichuß 
ZuſiG. $ 145 und 162, aud für aus 
geführte Bauten OB. (XXIX 354) u. Bf. 
96 (MB. 53). — Sorge für Arbeiter» 
wohnungen $ 2735 d. W. 
) V. 46 (86. 339) u. Zuſt&. 8 143. 
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8 266. 

b) Die Genehmigung der Neu» und Umbauten (Bauerlaubniß) 
ertheilt die Ortspolizeibehörde??). Died gilt aud) don Staatsbauten”*). Wer 
ohne Genehmigung baut oder von ihr abweicht, verwirkt Strafe und hat 
zu gewärtigen, daß der Bau, wenn er ſchädlich, gefährlich oder verunftaltend 
ift, auf feine Koften abgeändert, oder, fomeit dieſes nicht möglich ifl, abge- 
tragen wird 29). 

Mit dem Bauerlaubnißgefuche find Rage und Einrichtung des Gebäudes durch 
die erforderlichen Zeichnungen (Lageplan, Grundriß und Aufriß, Anſichtszeichnung) 
erfichtlich zu machen. Bei der Genehmigung kommen neben den Rüdfiäten 
des Verkehres?6), der Feſtigkeit des Baues, der TFeuerficherheit ?7), der Geſund⸗ 
heit?®) und der Schönheit?”) auch die des Schuges der Öffentlihen Ordnung, 
Sicherheit und Ruhe??) in Betradit. 

Diefe Rückſichten fordern ferner eine ordnungsmäßige Unlegung der 
Straßen und Pläge?*), und es können dieferhalb Straßen- und Bauflucht⸗ 


=” 2.18 5 6569, auch die Zu⸗ 
fammenziehung befonders bezifferter Bau⸗ 
ftellen fordert Genehmigung dal. $ 76, 77 


Maßgabe der Polizeiverordnungen Bel. 53 

(88. 754); Zugänglichkeit der Treppen 

u. Ausgänge. Beſondere Vorſchriften für 
(8 208 Anm. 50); Anm. 4 u. 21. Zu. | Theater u. ähnliche Räumlichkeiten 3. 89 
läffigleit von Gebühren & 774 Wi. 2, | (MB. 180, 198 u. Berichtigung 1889 
Stempelfreiheit $ 152 Aum. 28 0.8. — | ©. 267) u. 91 (MB. 69). 
Bauten an Eifenbahnen $ 868 Aum. 37, ”) Die Rohnungen möüffen troden be⸗ 
an Chauſſeen $ 364 Anm. 29. — Ges | zogen werden und für Luft und Licht zu⸗ 
werblihe Anlagen $ 341 Anm. 21. — | günglich fein. — Im der Regel follen Ge⸗ 
Einrihtung u. Betrieb der Aufzüge (Hahr- | bäude — abgefehen von Saflen (Anm. 31 
ſtuhle) Vf. 99 (MB. 167). — Gegen | — nidt höher als die Straßenbreite fein 
Berfagung oder eingeſchränkte Ertheilung | und nicht mehr ale vier bewohnte Geſchoſſe 
find die im bezug auf Polizeiverfügungen | enthalten. — Gpälabtritte 3. 87 (MB. 
gegebenen Rechtsmittel (5 222 Abf. 4) zu- | 246) u. 8 256 Abi. 2 d. W. 
läſſig OB. (XII 363). ”) Die Baufreiheit ift infoweit ein- 

RE. 78 u. 98 (MB. 124). geſchrünkt, ala grobe Berunftaltungen der 

*) StOB. 8 3683 u. 86715. — FR. | Städte, Straßen und öÖffentfihen Plaͤtze 
18871 u. 72. Dispenfe Anm. 21. | verboten find ER. 1 8 8 66, 71 u. 78: 

=) 2. 18 8 78—80, 82 verbietet die | fonft find die allgemeinen Grenzen ber 
Berengung der Straßen. — Wo Bau | polizeilihen Thätigfeit (5 211 Aum. 4 
fludhtlinien nicht beftehen, fanıı die Ent» | maßgebend, demgemäß find Baubeſchrün⸗ 
fernung von dem Rande Öffentliher Wege | kungen, die die Ausſicht auf ein Denkmal 
durch Polizeiverorbnung befiimmt werden | erhalten follen, unzuläffig OB. (IX 358), 
DB. (XXXVI 338). Cinfhränkungen im | mogegen eine im gefundheitlidhen Intereſſe 
Intereſſe der Nachbarn (Nahbarreht) | ergebende Beſtimmung einzelner Bezirke 
finden fi in den in Anm. 19 aufgeführten | für landhausmäßige Bebauung ftatthaft 
Beitimmungen des LR. erſcheint (XXVI 8323). 

7) Entfernung der Gebäude von ein- ”) Dazu gehört die Berherrlichung 
ander (Auseinanderbau auf dem Lande) | venolutionärer Borgänge OB. (XXXVI 
u. von anderen jenergeführlihen Anlagen | 403). 

(Bulvermagazinen KO. 22 u. R. 34 KR. ꝛ) G. 2. Yuli 75 (GS. 561). Einf. 
xvıu 1109, gewerblichen Anlagen $ 341 | in Lauenburg ©. 78 (GS. 97) 8 86. 
1 1, Eijendahnen $ 368 Abf. 2; Her | Bearb. v. Friedrichs (4. Aufl. von Strauß, 
ftellung der Bedachungen, Feuerungen u. | Berl. 99). — Das Geſetz verfolgt außer 
Schornſteine aus feuerfiherem Stoffe nah | dem baupolizeilihen (negativen) Bauverbote 
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finien im voraus einzeln oder für größere Flächen (Bebauungspläne) mit der 
Wirkung aufgeftellt werden, daß über die dadurch beflimmte Grenze Neu- 
bauten, Um- und Ausbauten verfagt werden können und die Gemeinde befugt 
wird, die über die Straßenfluchtlinie hinausliegende Grundflädhe dem Eigen⸗ 
thümer zu entziehen??). Cine Entſchädigungspflicht für die Gemeinde tritt erſt 
ein, wenn das jo ansgeſchloſſene Gelände für den öffentlichen Verkehr in An⸗ 
fprud) genommen wird, von daraufftehenden Gebäuden freigelegt werden mmıf 
oder zu einem Bauplage gehört, der bereitd anderweit an eine fertige Straße 
nnd an eine feftgelegte Baufluchtlinie grenzt??). Außerdem kann durch Orts⸗ 
ftatut fefigeftellt werden, daß, 

1. wenn Straßen oder Straßentheile noch nicht gemäß den baupofizei« 
lichen Beſtimmungen des Ortes für den öffentlichen Verkehr nnd den 
Anbau Hergeftellt find, Wohngebäude, die nad diefen Straßen einen 
Ausgang haben, nicht errichtet werden dürfen?); 

2. die Freilegung, erſte Einrichtung, Entwäfferungs- und Beleuchtungs- 
vorrichtung neuer Straßen und Straßentheile, fowie deren zeitweilige, 
jedoch höchſtens Sjährige Unterhaltung von den Unternehmern der neuen 
Anlage oder von den angrenzenden Eigenthümern, fobald diefe Gebäude 
an der neuen Straße errichten, übernommen werden muß ?°). 

Die Erridtung von Feuerftellen innerhalb einer Entfernung 
von 75 m von größeren Waldungen ift nur auf Grund eines die Ver⸗ 
bätung von Feuersgefahr bezwedenden Berfahrene vor der Polizeibehörde 
zuläfftg 9). 

Neue Anfiedelungen (Anbauten außerhalb einer im Zuſammenhange 
gebauten Ortichaft) fordern — abgefehen von der Rheinprovinz und Hohen⸗ 
zollern — eine befondere ortöpolizeiliche Genehmigung, die bei mangelnder 


— — — — — — 


auch den wegebaulichen (poſitiven) Zweck 
der Straßenanlegung OB. (XXX 67). — 
Die Aufftellung von Dentmälern für Mit- 
glieber des Kön. Hauſes oder in den 
Reſidenzſtädten (Berlin, Potsdam, Char⸗ 
Lotte burg) fordert Kön. Genehmigung RE. 
97 (MB. 107). Die gewöhnliche Mindeft- 
breite beträgt bei Sauptfiraßen 30 m, bei 
Nebenftraßen 20 m und bei Gaffen 12 m. 

"©. 756 81-11, 16, Zuf®. $ 146, 
162 n. 286. 8 121. Die Vorſchriften 
werden durch das BGB. nicht berührt 
EG. Art. 111. Aufſtellung von Flucht⸗ 
linien Fir Bebauungsplänen Vorſchr. 76 
(MB. 131). — Das Berbot erftredt fid 
nicht ui Umgäunnngen DD. (XXV 379). 

=, &. 75 8 13 u. 14. 

*) Dt 8 1% u. rn der Ent⸗ 
ang) 13, Zufi®. 8 

9 6 8 15, ©. 98 Gs. 152) ! 

Que de 2 Handbuch. 14. Aufl. 


8 10 u. Zuſt. 8 146. — Die Ver⸗ 
pflihtung trifft auch die eeier von 
Sabrifgebänden Erl. 87 (MB. 82). 
Der Bürgerfteig bildet einen Theil der 
Öffentlihen Straße OB. (VIII 189), kann 
jedoch unbefchadet des öffentlichen Intereſſes 
von dem Hausbeſitzer benutzt werden, foweit 
diefer das Steinpflafter zu unterhalten hat 
eh. 18 5878, 81 n. 82. Hieraus folgt 
feine allgemeine durch Bolizeiverordnung 
näher zu regelnde Unterhaltungspflidt für 
den Dausbefiter, wie das ObXrib. fie an- 
genommen hatte (MB. 78 &. 55), folde 
Pflicht kann nur auf ein nachzuweiſendes 
Ortsrecht gegründet werden DB. (X 203), 
auch nicht durch Statut eingeführt werden 
8 79 Anm. 270. 

”) Feld⸗ n. Forfipol. ©. 80 (06. 280) 
5 47—52 (Frift in $ 50 jet 2 Wochen 
LBG. 3 51); Hohenzollern $ 90. 

24 
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Zugänglichkeit zu verfagen tft, und außerdem bei Gefährdung der benachbarten 
Felder, Gärten, Forften oder der Jagd, Fiſcherei und des Bergbaues auf 
Grund eines Einfprudhsverfahrens vor dem Kreid- und dem Bezirksausſchufſe 
verfugt werden kann’). Die früheren aus perfönlichen Gründen entnoumenen 
Beſchränkungen der Anfledelungsfreiheit find fortgefallen. — Die Unlegung 
einer Kolonie (Mehrzahl zufammenhängender Anfiedelumgen) fest außerdem 
die vorherige Regelung der Gemeinde-, Kirchen⸗ und Schnlverhältnifie und Die 
Genehmigung des Kreisausſchuſſes — in Stadtlreifen der Ortspolizeibehörde — 
voraus 9), 

Befonderen Beſchränkungen unterliegen Neubauten innerhalb des 
Feftungsrayons ($ 112). 


8 267. 

c) Weberwachung der Bauausführung, Banabnahme. Mit 
Strafe ift fomohl die gefahrdrohende Berlegung der Regeln der Baukunſt be⸗ 
droht, ald die Außeraditlaffung der erforderlichen Sicherheitgmaßregeln beim 
Bauen??). Ein Nachweis der Befähigung oder Borbildung der Bauband- 
werker wird dagegen nicht mehr erfordert), Die Sicherheit der Bau- 
ausführung ift dadurch mefentlid) verringert, in&befondere auf dem Lande, 
wo es ohnehin nicht jelten an der genaueren techniſchen Ueberwachung fehlt. 
In den Städten find wmeift mehrere technifche Reviſionen vorgeſchrieben, nad) 
Bollendung des Rohbaues, nad der des ganzen Baues, theilweife auch ſchon 
nad) Legung der Grundmauern. Das Beziehen der Wohnungen ift vielfad) 
erft geitattet, nachdem eine beftimmte Friſt nad) der lebten Reviſion ver- 
ſtrichen iſt. 


8 268. 
d) Einſchränkungen bezüglich vorhandener Bauten beſtehen in⸗ 
ſoweit, als alle Feuerſtellen in baulichem und brandſicherem Zuſtande erhalten, 
insbeſondere Gebäude, welche einzuſtürzen drohen, auf polizeiliche Aufforderung 


— — — —— 


*) G. 25. Aug. 76 (GES. 405) 8 13 | ”), ©. 76 5 18—21 u. 2%. Zu. 


bie 17, 21 (Friſt in 8 17 jetzt 2 Wochen | 
LBO. 8 H1) u. Zuft®. 8 147; AusfInftr. 
77 (MB. 103) 8 14—18; Schl.Holſtein 
G. 88 (85. 243) 8 15—4 u. (Kr. 
Herz. Lauenburg) ©. 74 (Wochenbl. 291) 
nebft Zuft®. $ 148; Hannover ©. 87 
(88. 324) 8 14— 24; Heflen-Raffau ©. 
90 (86. 173). Ergänzung ber 4 Geſetze 
zu Gunſten des Bergbaues ©. 99 (GES. 
497). — (Ueber den auf die Laftenver- 
— bezüglichen Theil dieſer Geſetze 
Abſ. 2; Bearb. daſ.). — Die Bau⸗ 
3 bleibt daneben erforberlid DB. 
(VII 314). 


‚ füffigfeit bet an für bie 
| fpätere Regelung Bf. 38 (M ). — 

Schl.⸗Holſtein, Hannover u. Seien Kon 
iwie vor. Anm. — Begriff der Kolonie OB. 
(XXIV 887 u. XXXV 397). 

” StB. $ 330 u. 36714; GewO. 
8 130 Abſ. 3 u. 5 1474. — Das Rechts⸗ 
verhältnig bei Bauten beflimmen die Vor⸗ 
fchriften über den Werkvertrag BGB. 
S 631—651, insbef. Sicheruugshhpothel 
des Bauunternehmers 8 648. 

2 Baugewerkſchulen $ 349 Anm. 3 
d. W. 
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ausgebeſſert oder niedergerifien werden müflen‘!). Im Falle der Unterlofiung 
kann, abgefehen von der Strafe, da8 Gebäude auf Koften des Eigenthümers 
Hergeftellt, auf feine Gefahr verkauft, der Gemeinde zugeſchlagen oder abge- 
brochen werden“). Aud außerdem foll die Polizei Bauanlagen auf Straßen, 
welche den Verlehrenden Gefahr drogen, nicht dulden *3). 

Zur Erhaltung der Kunſt⸗ und geſchichtlichen Dentmäler tft unter 
dem Kultusminifter ein Konfervator der Kunftdenkmäler angeftelit). Die 
Wegnahme und Beihädigung öffentlicher Denkmäler ift unterſagt“*) und 
jede weſentliche Veränderung an öffentlichen Gebäuden und Dentmalen an 
Allerhöchfte Genehmigung gelmäpft‘%). Gemeinden dürfen nad) Vorſchrift der 
Städte und LTandgemeindeordnungen Saden, die einen geſchichtlichen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen oder künftleriiden Werth haben, ohne Genehmigung meder ver- 
äußern noch verändern. Gleiches gilt von Stabtmauern, Thoren, Thürmen 
und Wällen*”),. 


VII. Armenweſen. 


1. Heberficht. 
8 269. 

Armuth ift die Noth, der Mangel der unentbehrliden Lebensbebürfniffe. 
Wo der einzelne fi nicht mehr zu helfen vermag, muß der Staat ergänzend 
eintreten. Dieſes fordert nicht nur die Nächitenliebe, ſondern auch die Politik; 
denn Noth Eennt fein Gebot und wird dadurd Häufig zur Duelle der Rechts⸗ 
verlegungen. Die Hülfe hut dem Gintreten der Armuth nach Möglichkeit 
vorzubeugen, fodann aber, wo diefe eingetreten ift, dafür zu forgen, daß fie 
wieder bejeitigt oder doch möglichft unschädlich gemacht werde, und daß kein 
Hülfsbedürftiger ohne die erforderliche Unterfiügung bleibe?). 

Eine Berpfliätung zu unmittelbarer ſtaatlicher Hälfsleiftung iſt damit nicht 
gegeben. Der Staat hat nur die Unterftägungspflicht im Wege der Geſetz⸗ 
gebung feftzuftellen und ihre Erfüllung im Wege der Aufficht zu überwachen?). 
Unmittelbare Hälfe gewährt er nur bei anferordentlihen Nothftänden und auch 
diefe ift mehr anf die Erhaltung im wirthſchaftlichen Beſtande als auf Unter- 
ftüägung und Schadensvergätung geriätet?). Kleinere einmalige Beihlilfen bis 


— — —— — — 


“u StGB. 8 3681 u. 36713, 7) LandgO. 91 (GE. 283) 8 114, 
9 LR. 1 8 8 33-64; Zwangsver⸗ | StädteO. 58 (GS. 261) 4 50°. 
ſteigerung ©. 99 (85. 291) Art. 28 Ya II 19 81. 
dis 32, 5) KO. 36 (86. 37 ©. 2) u. 6.71 
) M. 188 73. EGs. 130) 8 38. 
9 IR. n. Inſtr. 44 (MB. 38 u. 39). Ä 2) Kürforge für die oberichlefifchen 
Außerdem find PBrovinzialtonferbatoren an« | Typhuswaiſen ®. 51 66. 462), Be⸗ 


eſtellt. i 
“2. 188 35; StGB. 8 304. G. 67 GES. 1929), veegl. in Pommern 
) KO. 15 (ES. 206). und Schl.Holſtein infolge der Sturmfluth 
24° 
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zu 60 M. können daneben in geeigneten Fällen, insbefondere an verſchämte 
Arme aus den zur Verfügung der Negierungspräftdenten ftehenden Armen- 
und Wohlthätigkeitsfonds gewährt werden‘). 

Die Thätigleit auf dem Gebiete des Armenweſens ift in der Hauptſache 
eine pflegende (Armenpflege). Der Polizei fällt dabei nur eine vermittelnde 
vorläufige Thätigfeit zu, indem fie Obdachloſe unterzubringen und die Unter- 
ftügung Hülfsbedürftiger in dringenden Fällen herbeizuführen hat°). Hierauf 
und auf die der Verarmung vorbeugende Belämpfung der Bettelei und Land⸗ 
ſtreicherei (S 273 Nr. 4) beſchränkt ſich die Wirkfamleit der Armenpolizei. 

Die Aufgaben der Armenpflege find beftändig gewadifen, da nicht nur 
die Zahl der Armen, fondern aud die Anforderungen, welche die Menſchen⸗ 
liebe und die Lebensanfprüde (standard of life) ftellen, fortbauernd zu- 
nehmen®). Anch die Arbeiterverfiherung (8 345—8) hat mehr in biefer 
Richtung als in der einer Erleichterung der Armenverbände eingewirlt. 

In der gefhichtlihen Entwidelung (Nr. 2) ift die Pflicht zur öffentlichen 
Armenpflege allmählich zu einer feiten gefelihen Ordnung gelangt (Nr. 3). 
Neuerdings Hat fi die Bffentliche Armenpflege auch in der Art ihrer Aus⸗ 
übung weiter enttwidelt und eine engere Berbindung mit der Privatwohlthätigfeit 
angeftrebt (Nr. 4). Hierbei Haben auch die einzelnen Gebiete diefer Thätigkeit 
eine weitere Ausbildung erfahren (Nr. 5). 


2. Geſchichte. 
S 270. 

Die Armenpflege lag in der erften Hälfte des Mittelalters weſentlich im 
den Händen der Kirche. Die Spenden wurden ald gute® Werk betrachtet 
und oft fehr reichlih und ohne beftimmten Plan gewährt. Mit der Ent- 
wicklung des Lehnmefend trat die Fürforgepfliht des Lehnsheren für feine 
Bafallen Hinzu. In den Städten forgten zunächft die Gilden für ihre Ange- 
horigen; ſpater wurde die Armenpflege zu einem Gegenſtande der ſtädtiſchen 


G. 73 (668. 185), in Oberſchleſten G. kommens. — Im Reihe wurben (1885) 


80 (86. 17) u. 81 (GS. 25), 8 3 erg. 
©. 89 (GS. 102), im Stromgebiete des 
Rheines infolge der Hochwaſſer ©. 83 
(GS. 3), desgl. der Weichſel &. 85 (ES. 
105), 86 (68. 211) u. 88 (GS. 103), 
erg. 89 (SS. 102), der Oder u. Elbe 
98 (GS. 28). 

Z3R. 25 (KA. IX 445), 68 (ML. 
241) und 85 (MB. 78). 

5) LR. 1119 8 155 R. 72 (MD. 46) 
Nr.2 u. OB. (I 337 u. VII 129-136). 

9 Im Arbeiterhaushalte entfallen auf 
die Ernährung etwas über 50, auf Wohnung 
20—25 (auf dem Lande etwas weniger) 
n. anf Kleidung 10—15 v. 9. des Ein- 


1592000 Perſonen (3,4 v. H. der Be- 
völferung) aus öffentlihen Kaffen unterftüßt. 
Der Aufivand betrug 90 Millionen, durch⸗ 
ihnittid 55 M. für jeden Unterſtützten. 
Für Preußen betrug die Zahl der Unter- 
naveen 453292 (8,37 v. H.), der Aufwand 

M. Zahl der Armenverbände 
um. 9. Die Armenftatiftil gewährt 
fein volftändiges Bild, da fie nım bie 
öffentlich — nicht die fonft oder Überhaupt 
nicht — unterftüßten Armen nachweiſt, 
aud der Begriff der Armuth nicht feſtſteht, 
u. die Art der Unterftüßung nit näher 
beftimmt erden fanu. 
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Bermaltung. Nad) Eintritt der Reformation und Zerfall des Lehnsverhältnifſes 
wurde diefe Hülfe unzureichend, befonderd als die Noth des dreißigjährigen 
Srieged die Zahl der Bedürftigen ftark vermehrte. Seitdem hat die Landes⸗ 
gefengebung fi der Armenpflege zugewendet und die Verpflichtung der Ge- 
meinden auf diefen Gebiete beflimmter geregelt‘). Sn den meiften beutfchen 
Staaten wurde: dabei der Unterſtützungsanſpruch von der befonderen Verleihung 
des Heimathsrechtes durch die Gemeinden abhängig und dadurch zu einer Be⸗ 
ſchräͤnkung der Aufnahme Neuanziehender. Preußen knüpfte jedoch von dem 
Grundſatze der Freizügigkeit ausgehend den Anfprud) an die thatfächliche 
Wohnſitznahme und ſchuf damit einen befonderen, mit der Gemeindeangehdrig- 
keit und dem allgemeinen Wohnftg ($ 771) nicht zufammenfallenden Unter- 
ſtützungswohnſitz (1842), Nah Einführung der Freizügigkeit im Weide 
($ 10) ift diefe Einrihtung dann auch in die Reichsgeſetzgebung über ' 
sommen®). 


3. Armenpflegepflidt. 
8 271. 

Die Berpfliätung der Armenpflege ruht demgemäß in erfter Linie auf den 
Drtsarmenverbänden. Sie fallen in der Regel mit den Gemeinden und 
ſelbſtſtändigen Gutöbezirfen zufammen; doc können auch deren mehrere zu 
Sefanmtverbänden in den öftlihen Provinzen in der form der Zweckver⸗ 


— — — — — —— 


) Kür Preußen wurde dieſe Ver⸗wurden (1834). Ferner wurde eine ſtaat⸗ 
pflichtung neben Strafandrohung gegen das liche Zentralbehörde eingeſetzt und die Ver⸗ 
Betteln wiederholt ausgeſprochen 1684, | einigung der bis dahin ausſchließlich ver⸗ 
1715, 1748 u. &R. 1I 19 8 10. — Die | pflichteten Kirchſpiele zu Kreisverbünben, 
romanifhen Länder haben bei reihen , zunächſt für die Arbeitshäufer, fpäter and 
Armenftiftungen keine vollftändige öffentlihe | für fonftige umfaffendere Pflegezwede vor» 
Armenpflge. In Frankreich ift die | gefehen. 

Armenpflege in das Belieben der Gemeinden N) RE. Uber den Unterſtützungs⸗ 
geftellt; eine Verpflichtung befteft nur für ı wohnfig (6. Juni 70, erg. &. 94 RGB. 
die Pflege der Kinder und Geiftestranten | 259 u. gemäß befien Art. 3) in jest 
in den Departements und feit 1893 für | gültiger Faſſung veröffentlidt 
die Krankenpflege in den Gemeinden. — | RGB. 94 ©. 262; Einf. in Lauenburg 
England hat das Armenweien fon | &. 71 (Wohl. 183) u. 79 (OS. 184), 
Hald nad Einziehung der geiftlihen Güter |; in Südheſſen Ber. 70 (BGBl. 627) 
umfaflend geregelt; nad der Siifabethafte | Art. BOT, Baden u. Württemberg ©. 71 
(1601) follte der Staat im ganzen Lane | (REB. 391). — In Baiern, wo bie 
für Unterfiätung der SHülfsbebirftigen | Armenpflege an das Heimathereiht geknüpft 
forgen. Dies geſchah fehr reichlich; fogar | ift, und in Elfaß⸗Lothringen gilt noch 
Zufchüffe zu unzureihenden Löhnen wurden die Landesgeſetzgebung Anm. 14. (Das 
gewährt. Die Armenlaft wuchs infolge Heimathrecht gilt auch in Oefterreih, Tann 
deffen außerordentlich und die Armenpflege : jedoch hier feit 96 durch 10 jährigen Auf» 
wurde in zahlreichen Fällen mißbrüuchlich enthalt erjefien werden). — Preuß. Aus- 
ausgenutzt. Dies führte unter den Ein-  führunge®. 8. März 71 (GS. 130), 
flüſſen der Lehre von Malthus (8 299 Inſtr. 71 (MB. 132). — Bearb. v. Eger 
Anm. 21) zu ber Maßregel, daß alle | (4. Aufl. Breslau 00), Wohlers, jest Krech 
arbeitefähigen Armen in ftreng überwadhten (8. Aufl. Berl. 98), Kelch (Berl. 94). 
Arbeitshäufern (workhouses) untergebradt 


— — —— — — — — — — — — 
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bände ($ 78 Abf. 3) vereinigt werden. Die Uebertragung der Pflicht auf bie 
Ortsverbände beruht darauf, daß dieſe die Arbeitskräfte wirtbfchaftlih aus⸗ 
nugen und dabei die Armenpflege billiger und fadhgemäßer bewirken können?). 

Wo ein Ortdarmenverband zur Leiſtung der Unterflägung nicht verpflichtet 
oder nicht vermögend ift, tritt der Yandarmenverband ein, der in Oft» 
yreußen und Herzogthum Lauenburg mit dem greife, in Heflen-Raffau 
umd Hohenzollern mit dem Bezirke, fonft mit dem Provinzialverbande zu⸗ 
fammenfällt !°). 

Daneben befteht die außerordentliche Armenlaft. Zur Unterbringung 
von hüffabebürftigen Geiſteskranken, Geiſtesſchwachen (Idioten), Fallſüchtigen 
Taubſtummen und Blinden in geeignete Anſtalten, deren ausreichende Er⸗ 
richtung und Erhaltung den Landarmenverbänden obliegt, müſſen die Kreiſe 
den Ortsarmenverbänden mindeſtens zwei Drittel der Koſten zuſchießen. Da: 
neben bleiben etwa vorhandene Verbände zur Tragung der außerordentlidhen 
Armenlaft befiehen. Diefe können glei) den Kreifen und TYandarmenverbänden 
auch die Fürſorge für Siehe unmittelbar übernehmen !!). 

Die Verpflichtung der Ortsarmenverbände ift eine vorläufige oder 
endgültige. Erſtere liegt dem Drtsarmenverbande ob, in deſſen Bezirfe 
die Hülfsbedürftigkeit hervortritt. Sie erfolgt vorbehaltlidh des Koftenerfages 
durch den endgültig verpflichteten Verband. Nur bei Erkfranfung von Perfonen, 
die auf länger als eine Woche gegen Lohn oder Gehalt in einem Dienft- oder 
Arbeitsverhältniffe ftehen und deren Angehörigen, ſowie von Lehrlingen fällt 
für die erften 13 Wochen diefer Erftattungsaniprud fort. Diefe Pflicht foll 


werden nad den direkten Steuern auf die 
Kreife vertheilt AS. $ 29, Zuf®. 8 442. 


) RG. 8 2-4 u. 6-8; AS. 532, 
bis 25, insbef. Heranziehung der Grund⸗ 
befiger u. Einwohner eines Gutsbezirks — Provd. 81 (GS. 234) & 138. — 
$ 8; ZuſtG. $ 40 u. 441. Armendepu- Landarmenverbände für ftpreußen Regl. 
tetionen AG. 8 8—5. — Im Jahre 85 , 64 (GS. 621), Weftpreußen Regl. 67 
befanden als Ortsarmenverbände 1238 (GGS. 1709), Brandenburg 2 8. 78 
Städte, 31408 Landgemeinden, 11346 (GS. 94 u. 143‘, Bommern B. 76 u. 77 
Gutsbezirke und 3376 gemifchte Bezirke, (88. 77 ©. 2 u. %), Polen 8. 71 
zufammen 47368 Verbände. — Gefammt- ; (&S. 329), erg. ($ 3) 88 (GS. 134), 
armenverbände finden fih faft nur in , Schiefien 3.71 (OS. 345) u. 78 (GE. 
Schlefien (2836 neben 3192 Ortsarmen- , 91), Sadfen 3. 71 (ES. 473) u. 78 
verbänden, Grundlage bildet hier das Ed. (GS. 127), Schl.«Holftein V. 71 (GS. 
14. Dez. 1747), in Neunorpommern (106 377), Hannover B. 71 (GS. 325), Weft- 
neben 62 Ortsarmenverbänden, hier fallen falen B. 71 (GS. 461), die Rheinpron. 
fie mit den Kirchfpielsverbänden zufammen) V. 71 (85. 477), AE. 73 (86. 3511 
und in Hannover. u. 83, den RB. Kaſſel B. 71 (GS. 

»), 28. $2,5—8, 30a u. 32, wonach 323), den NB. Wiesbaden DB. 71 (ES. 
zur Inanſpruchnahme des Landarmenver- 378) u. ProvO. 85 (GS. 247) $ 101, 
bandes die ftattgehabte Vornahme der ger f. Hohenzollern B. 74 (8S. 311). 
eigneten Ermittelungen genügt; A®. 8 26 ") Ausf®. 8 30—31e u. 68 Abi. 2 
bis 30, 34, 37-39. Die Landarmen- (Faſſung des &. 91 ES. 300 Art. I il. 
verbände haben unvermögenden Ortsarmen⸗ IL) nebfi 3. 91 (MB. 166) u. $ 32. — 
verbänden Beihülfen zu gewähren AG. Anftalten 8 273 Nr. 3 d. W. 

8 86, Zuf®. 8 42. Die Landarmenloften 
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den Ausgleich für die wirthichaftlihe Ausnutzung diefer Perfonen in dem 
Aufenthaltsorte bilden !*). — Die endgültige Verpflichtung eines Ortsarmen- 
verbande® ift durch den Unterfiüägungsmwohnfig innerhalb diefes Verbandes 
bedingt, der für die Frau durch Berehelihung, fonft durch Abftammung oder 
umunterbrochenen zweijährigen Aufenthalt nad) zurüdgelegtem 18 ten Lebensjahre 
erworben wird, und durch Erwerb eines andermweiten Unterftügungsmohnfites 
oder zweijährige Abweſenheit nad) zurüdgelegtem 18 ten Lebensjahre verloren 
geht. Dieſes frühere Alter ift jet mit Rückſicht auf die früher eintretende 
wirthfchaftlihe Selbftftändigkeit gewählt *). — Ausländer, zu denen in 
Armenpflegeſachen auch die Baiern und Eifaß-Lothringer gehören, werden in 
Krankheitsfällen den Imländern gleich behandelt. Die Koften tragen die Land⸗ 
armenverbände:*). — Diefe Regelung bedingt eine Einſchränkung der Frei- 
zägigfeit ($ 10). Die Gemeinden find demgemäß zu Ausmweifung Neuan- 
ziehender befugt, wenn dieſe ſich weder eine eigene Wohnung, nod ein Unter- 
fommen verſchaffen können, oder nacweislih die Kräfte oder Mittel zum 
nothdärftigen LXebensunterhalte nicht befigen, folden auch von unterſtützungs⸗ 
pflitigen Berwandten nicht erhalten. Auch nad dem Anzuge können Hülfs⸗ 
bedürftige, deren Unterftügung aus anderen Gründen ald megen einer nur 
vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit nothwendig geworden ift, in die Gemeinde 
des linterftügungswohnfige® zurüdgemiefen werden !). 

Streitigleiten der Armenverbände wegen öffentlicher Unterſtützung 
Hülfsbedärftiger unterliegen dem Bermwaltungsftreitverfahren vor den Bezirks⸗ 
ausſchüſſen. Zuftändig ift der Bezirksausſchuß, der dem in Anſpruch ge- 
nommenen Armenverbande vorgefeßt iſt. Die Inndesgefeglichen Vorſchriften 


RS. 8 28, 29, 84 u. 35. Für die | da8 Unterftügungswohnfig@. befeitigten 8 7 
Koftenerftattung unter preußifhen Armen- des Fre. 67 (BEBL. 55) noch der f. g. 
verbänden beftehen feite Süße RG. 8 30, ' Gothaer Bertr. 15. Juli 51 (&&. 711) 


A®. 8 35 u. Tarıf 76 (MB. 259). — nebſt Bertr. 53 (GS 877) u. Bel. 54 
Vorrecht der Charite Anm. 41. ‚(@6. 32) anwendbar RBerf. Art. 3 
RS. 8 9—27 u. 33. Abſ. 4 u. Art. 4 Nr. 1. Laut Ueber- 


*) Daf. 5 60; AG. 8 64. — Berträge ' einlommen zwifchen Preußen und Elſ.⸗ 
über wechielfeitige Unterftägung u. Ueber- Lothringen follen jedoch Unterſtützungs⸗ 
nahme Auszuweifender beftehen gegen , bebürftige, die fih nad zuridgelegtem 
Defterreich Bel. 75 (38. 475), die Schweiz : 18ten Lebensjahre fünf Jahre Hindurd im 
Kiederlaffungsvertr. (8 10 Anm. 9 d. W.) . einem der Staaten aufgehalten haben, 
Art. 4 u. 8, Behörden RB. 97 (MB. ſowie deren Angehörige nicht abgeſchoben 
203), Italien 73 (38. 281, MB. 74 | werben; die bis dahin etwa aufgewendeten 
©. 70), Dünemarf 73 (38. 74 ©. 31, | linterflügungsbeträge werben den preußifchen 
MB. 74 S.71), erg. Bel. 81 (38. 407 | Gemeinden aus dem Landesflsfus von 
u. 427, MB. 225), 83 u. 84 (MB. 84 | Eij.-Lothringen erftattet Bf. 99 (MB. 00 
S.5u.191), 98 (38. 149), Belgien 77° ©. 78). 

(38. 411), Rußland 2 Bf. 94 (MB. 93 ı Freiz6. 67 RB. 55) $ 1 u. 
n. 209), 95 (MB. 337) u. 97 (MB. 140); 4—7; Unterſtõ. (Anm. 8) 8 31, 32 
gegen Frankreich befteht die gleiche Uebung u. 55—58. Transportloften für Reichs⸗ 
ohne Ablommen. — Gegen Baiern u. ' angehörige 8 280 Anm. 46. 
Elſ.⸗Lothringen iſt nad dem fonft durd 
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find auch bei Anſprüchen ausmärtiger Verbände maßgebend!) VBerufungen 
in Stereitigfeiten zwiſchen Armenverbänden verſchiedener Bundesflaaten (außer 
Baiern und Elſaß⸗Lothringen) gehen an da8 Bundesamt für Heimath- 
wefen in Berlin als letzte Inſtanz. Daneben ift das Amt von einzelnen 
Staaten, insbefondere von Preußen als letzte Inſtanz für die im eigemen 
Gebiete vorlommenden Streitfaden anertannt!). — Streitende preußifche 
Armenverbände können ftatt dieſes Verfahrens die ſchiedsrichterliche Entſcheidung 
des Kreisausſchuſſes oder einer Kreiskommiſſion in Anſpruch nehmen !®). 

Der Anfprud auf Unterſtützung bildet feinen Rechtsanſpruch, fondern 
begründet nur eine öffentliche Zwangspflicht. Er umfaßt Obdach, den ument- 
behrlichen Lebensunterhalt, Krankenpflege und angemefjene® Begräbnißgeld; 
Schulgeld fällt nit darımter!?). Er kann nur im Berwaltungswege geltend 
gemacht werden; Beſchwerden gehen an den Kreisausichuß, in Städten über 
10000 Einwohnern an den Bezirksausſchußꝰ0). Andermweitige Verpflichtungen 
zur Unterſtützung Hülfsbedürftiger?) werben durch die Bffentlihe Armenpflege 
nicht berührt. Der Anſpruch des Armenverbandes auf Erfag feiner Leiftungen 
durch verpflichtete Dritte umterliegt dem‘ Rechtöwege*?); doch kann die Ber- 
waltungsbehörde auf Antrag des Armenverbandes Eheleute, eheliche Eltern 
und Rinder, oder die unehelihe Mutter und deren Rinder auf Grund vor⸗ 
gängiger Entſcheidung nach Maßgabe ihrer geſetzlichen Verpflichtung *?) zur Ge- 
währung der erforderlichen laufenden Unterſtützung anhalten ??). 


“Rs. 8 374 u. (Bollfiredung) 
5 53—59; dazı 8 52 u. AG. $ 49, 57 
bie 59; ferner Zuft®. 8 39 u. (erftinftang- 
liches Verfahren) die $ 59 Abf. 4 d. W. 
aufgeführten Vorſchriften. — Die Anfprüde 
verjühren in 2 Sahren RG. $ 308. — 
Die Heimathedeputationen (AG. 8 40 bis 
48 u. 5056) find mit Durdführung der 
Berwaltungsorganifation fortgefallen. — 
Die Erftattung verausgabter Unterfiügungs- 
koſten unterliegt dem Nechtswege AO. 8 68 
(Faſſung des ©. 91 ES. 300 Art. III). 

RG. 837, 41-52, AG. 8 57-59 
u. GehD. 73 (ZB. 4). — Letzte Inftanz 
im eigenen Gebiete bildet das Bundesamt 
für Preußen, Heflen, S.Weimar, Kob.- 
Gotha, Altenburg, Oldenburg, Braunſchweig, 
Anhalt, Reuß j. 2., Walded, beide Schwarz. | gegen Arbeiterfrantenkaffen KBearf®. 92 
burg u. Lippe, Lübel u. Bremen. — Die | (REB. 417) 8 57p, 58 u. 72 u. auf 
Entiheidungen werden befonders heraus- | Invaliden⸗ u. Altersrenten 3.Berf®. 99 
gegeben (32 Hefte bis 1900). (RGOB. 463) 8 49—51. 

AG. $ 60-62 un. Zul. $ 431. ”, AG. 8 65 (mit den Jufügen gemäß 

”, X. 8 1 u. Entih. des Bundest. | ©. 91 &6. 300 Art. ID, 67 u. Aufl. 
72 (MB. 263). Ä 8 431; die Borfchrift wird dur das 

” AS. 5 63 u. ZuſtG. 8 41. ı BGB. nit berührt. ES. Art. 108. 

2) Verpflichtet find Verwandte in grader ı 


Linie BGB. 8 1601, der unehelidde Bater 
bis zum 16. Lebensjahre des Kindes $ 1708, 
Ehegatten $ 1360 u. 1361 u. die Herr⸗ 
haft gegen erkranktes Geſinde 8 249 
Anm. 27 d. W. Reihenfolge in Erfüllung 
der Unterhaltepflich BOB. 8 1606-9, 
Umfang u. Art. $ 1610-5; danach ifl 
der Unterhalt in Geldrente zu gewähren 
$ 1612 u. nicht für die Vergangenheit zu 
fordern 8 1618. 

=) RG. 861, 62 u. AO. 8 68 Abſ. 1, 
durch BOB. nit berührt ES. Art. 103; 
daffelbe gilt von dem Erbrecht in den 
Nachlaß der in Anflalten verpflegten Ber- 
fonen (LR. 11 19 8 50-75) EG. Art. 
139. — Dem Bermaltungsftreituerfahren 
unterliegen Anfprüde der —— ns 


— 
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4. Ausübung der Armenpflege, Arivatmohlthätigkeit. 


8 272. 

Auf dem Gebiete des Armenweſens Haben in jüngfter Zeit die Vereine 
eine beſonders rege Tchätigfeit entfaltet und die Grundfäge für die Ausübung 
der Armenpflege erheblich gellärt”). Es kommt nicht auf das Wohlthun 
an fi, fondern darauf an, daß dieſes an der rechte Stelle und in der 
rechten Weife gefchieht. Jede ohne Roth, zu reichlich oder an Unwürdige 
gewährte Unterſtützung ift nicht nur überfläffig, fondern wirkt ſchädlich, da fie 
dem Bedachten den Antrieb zu eigener Thätigleit und das Bewußtſein der 
wirthfchaftlichen Berantwortlicäkeit raubt umd die mit Täufhung und Heuchelei 
verbundene Bettelei fördert, in weiterem Verfolg aber den allgemeinen Wohl⸗ 
thätigfeitsftinn abſchwächt und dadurch auc den wirklich Bedürftigen ſchädigt. 
Zur Bermeidung defjen muß jeder Einzelfall in bezug auf die Bebürftigkeit 
und Wiürdigleit des zu Unterftügenden eingehend und fortdauernd geprüft und 
die Unterflätung felbft nah Maß und Art dem Einzelfalle genau angepaßt 
werden (Individualifirung). Die Unterftügung fol dem Bebürftigen ein 
menſchliches Dafein ermöglihen, fie darf aber nicht über das Nothwendige 
hinausgehen und keinenfalls das gewöhnliche Berdienft des freien Arbeiters 
überfteigen. Der Noth kann aber auch nur dann wirkfam vorgebeugt werden, 
wenn die Unterflügung zmedmäßig verwendet und der Unterfiütte nad) Mög⸗ 
lichkeit wirthfchaftlich gehoben wird. Mit der Unterſtützung muß deshalb bie 
fittliche und wirtbfchaftlihe Einwirkung verbunden werden. ‘Damit tritt — 
wie bei dem Geſundheitsweſen ($ 251 Abſ. 2) — die vorbeugende Armen- 
pflege in den Vordergrund, indem e8 mehr darauf anfommt, durch redhtzeitiges 
Eingreifen den Kintritt der Noth zu verhindern, als die bereits eingetretene 
Noth zu befämpfen. 

Bei diefer Entwidelung hat die Brivatwohltbätigkeit, die durch Privat- 
perfonen, Vereine und kirchliche Körperfchaften geübt wird, erhöhte Bedeutung 
gewonnen. Mit der öffentlihen muß diefe private Armenpflege in 
engfte Berbindung treten, was durch wechfelfeitige Verftändigung umd Aus» 
Iunftertheilung zwiſchen beiden, wirkſamer aber dur Zufammenarbeiten aller 
in der Armenpflege thätigen Perfonen bei gleichmäßiger Eintheilung der ört- 
lien Bezirke erreicht werden kann und der Brivatarmenpflege meift erft zu 
planmäßigem Vorgehen und zu geböriger Ordnung verhelfen wird. An fidh iſt 
die private von der Öffentlichen Armenpflege völlig verichieden. Dieſe beruht 
auf Geſetz, jene auf inneren Bemeggründen. “Die öffentliche Armenpflege iſt 
an fefte Borausfegungen gebunden, die private vermag fidh freier zu bewegen, 
fih dem Einzelfalle mehr anzupaflen, zwiſchen der verfhuldeten und der uns 


*) Generalberiht über die Xhütigleit | 96); ferner die Armenpflege, Einführung 
des deutfchen Vereins für Armenpflege u. | in die praßtifche Pflegethätigleit von dem⸗ 
Wohlthätigkeit von Wünftermann (Leipz. felben (Berl. 97). 
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verfchuldeten Armuth befler zu unterfcheiden und diefer auch über das unbedingt 
Notwendige hinaus zu Helfen. Sie darf der Berarmung vorbeugen, während 
die Öffentliche Armenpflege nur die bereitd eingetretene Noth zu befänpfen bat 
umd vermag weit wirffamer auf fittlichen und wirthſchaftlichem Gebiete ein- 
zugreifen. Dabei führt die private Thätigfeit der Urmenpflege dur Samm- 
Inngen und Gefchente erhebliche Mittel?) und in den freiwilligen Helfern 
auch willlonnmene Kräfte zu. Die private Armenpflege vermag hiernach bie 
Öffentliche fehr wirffam zu unterflügen und zu ergänzen. Wie in der all» 
gemeinen Selbftverwaltung (8 54 Abſ. 12) bewährt fih aud hier das Zu⸗ 
fammenmwirfen der unmittelbaren praktiſchen Erfahrung des Laien mit der 
Kenntnig und der Schulung des Beamten. Die thätige Nädhftenliebe, die 
mit Wohlwollen anf alle Einzelverhältnifſe einzugehen weiß, paart fiä mit 
dem ernten Geredtigkeitöfinn, der unberechtigte Anſprüche mit Strenge ab- 
zumeifen vermag. In diefem Sinne war die Mitarbeit der Bürger im 
Ehrenamte bereit in der öffentlihen Armenpflege der größeren Städte mit 
Erfolg nutzbar gemacht worden??). Aus gleihem Grunde hat die Frauen« 
thätigfeit im Armenweſen eine erhebliche Bedentung gewonnen, in&befondere 
auf den Gebieten der SKinder-, Kranken und hauswirthſchaftlichen Pflege). 
Die Wirkfamkeit der rauen findet in den als Mitglieder geiftliher Orden 
oder befonderer Genoſſenſchaften ausgebildeten Schmeftern?®) Borbild umb 
Anregung. 


— en — — 


=) Letztwillige Zuwendungen, die ohne | 
nähere Beflimmungen an Arme vermadt 
werden, fallen der öffentlichen Armenkaſſe 
der Gemeinde zur Vertheilung unter Arme 
zu BOB. 8 2072. Die Vollziehung von 
Schenkungen u. letztwilligen Zuwendungen 
fann, wenn fie im öffentlichen Intereſſe 
ktegt, außer von dem Erben auch non der 
Behörde verlangt werden BEB. 8 525 
Abf. 2 u. 2194. Zuſtändig find die 
Minifter, die die Befugniß auf nachge⸗ 
ordnete Behörden übertragen können V. 
99 (86. 562) Art. 7. — Stiftungen 
8 210 Abf. 1d. W. 

*) Nah dem Eliberfelder Syſtem 
wird die Stadt in Bezirke getheilt; dieſen 
ftehen von den Stadtverordneten zu wählende 
Borfteher vor, die der für die ganze Stabt 
beftellten Armendeputation untergeordnet 
find. Jeder Bezirk zerfüllt in Quaritiere, 
in denen ein Armenpfleger für 2—4 
Familien berufen wird. Diefer hat alle 
Geſuche perſönlich zu unterfuhen und kann 
geringere Betrüge felbiiftändig gewähren, 
während größere von der aus den Pflegern | neben anderen (Boromüeriunen, graue 
gebildeten Bezirtsverfammlung, in der Schweſtern) die von Vinzens de Paulo 
Regel nur für 2 Wochen bewilligt werben. : 1633 gegründete Genoſſenſchaft der barnı« 


*) Die umfafjendfte Einrichtung beſitzt 
der vaterländiſche Frauenverein, 
der als Hauptzweck die Fürſorge für Ber- 
wundete und Kranke im Kriege ($ 105 
Abi. 3 d. W.) verfolgt, daneben aber um 
feine Kräfte dauernd zu üben und zu er- 
halten, in der Bekämpfung außerordentlicher 
Nothftände und jeder dauernden Noth auch 
eine wirkſame Friedensthätigkeit entfaltet 
bat und in der Ausbildung und Erhaltung 
von Kranfenpflegerinnen diejen doppelten 
Zweden gerecht wird. Der preußifche Verein 
bildet mit den Landesvereinen von Baiern, 
Sadien, Württemberg, Baden, Seflen, 
Medl-Schwerin, Oldenburg, S.⸗Weimat 
und Anhalt den Berband der beutichen 
Srauenvereine und umfaßte (1900) 941 
Zweigvereine nebſt 3 Hülfsvereinen mit 
einem Sefanmtvermögen von 10,5 Mil. M. 
Die Zweigverbünde find für die Provinzen 
(in Heffen-Raffau für die Regierungs 
bezirke) zu größeren Verbänden zufammen- 
geſchloſſen. 

=), In der katholiſchen Kirche iſt 


— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 
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Der Unmittelbarkeit der Armenpflege dient ferner deren Dezentrali- 
fotion. Die öffentliche Armenpflege wird deshalb regelmäßig in den Gemeinden 
(8 371 Abf. 1) und innerhalb der größeren Gemeinden in kleineren Bezirken 
ausgeübt). Andererfeit hat die zu geringe Leiftungsfähigfeit wieder zum 
Zuſammenſchluß der Heineren Verbände geführt (Zentralifation), fobald koſt⸗ 
ſpielige Einrichtungen in Trage kamen, die größere Mittel oder befondere 
technifche Kräfte erforderten. Da ferner die zunehmende Bewegung der Be⸗ 
völferung den Zuſammenhang des Einzelnen mit der Gemeinde mehr ımd 
mehr gelöft hatte, mußte der unmittelbaren Armenpflege in den Gemeinden 
die der Kreife und Randarmenverbände ergänzend hinzutreten ($ 271. Abf. 3). 
Auch in der Privatarmenpflege finden ſich Ahnlide Stliederungen. 

In Zufammenhang damit fteht die Scheidung in offene und geſchloſſene 
Armenpflege, je nachdem die Fürforge in der Wohnung des Bebürftigen 
oder in Anftalten?®) erfolgt. Die offene Armenpflege erleichtert die Indivi⸗ 
bnalifirung (Abf. 1) und die Scheidung zwiſchen guten und ſchlechten Pfleg- 
lingen. Sie beläßt die Armen in der Familie, in den gewohnten Lebens⸗ 
verhältniffen; fie erhält damit das Bewußtſein der Verantwortlichfeit und 
fördert die Rückkehr zur wirthſchaftlichen Selbfiftändigkeit. Die Anftaltspflege 
erleichtert dagegen die Ueberwachung durch Arbeitszwang und Erziehung, die 


herzigen Schweitern am bekannteſten. 685 Mutterhäujern 10413 Schweftern um⸗ 
Diefe treten nach einer Probezeit dur ihr | faßte, die größte Bedeutung erlangt. — 
Gelübde in feſte Verbindung mit dem Wie bier die Krankenpflege den Ausgangs- 
Murterhaufe, das ihre Berforguug fber- | punkt und das Krankenhaus die Bildungs- 
nimmt und fie in Anftalten oder einzelne | ftätte für die Ausbildung abgab, haben au 
Niederlaffungen (Gemeindepflege) entfendet. | öffentlihe und Bereins- Krankenanftalten 
Zulaſſung der mit der Kranlenpflege be- | die Ausbildung jogenannter Laienſchweſtern 
taßten Orden der katholiſchen Kirche &. | übernommen Am belannteften find die 
75 (85. 217) 8 2, 3 u. V. 80 (GS. Schweſtern des Sohanniterordens ($ 281 
385) Art. 6. — In der evangelifden ! Anm. 43c) und die durd den vaterländifchen 
Kirche wurden — nachdem dieje haupt» | Yrauenverein (vor. Anm) ausgebildeten 
ſächlich durch die von Wihern zur Ber | Schweftern vom rothen Kreuz. 

thätigung der gefammten chriftlichen Liebes: 2) Nechtsverhältnifie der Armenanftalten 
arbeit ins Leben gerufene imere Miffton | 2. II 19 $ 32, 44, 49—89, insbei. 
die Pflegethätigleit (Diakonie) wieder auf | Körperfhaftsredhte $ 42, Erbrecht 8 131 
genommen hatte — ähnliche Anflalten zur | Anm. 4 d. W., Befreiung vom Stempel 
berufsmäßigen Ausbildung von Helfern | & 152 Abſ. 2, Erbfchaftsfteuer 8 153, 
begründet. Auch diefe Anftalten bilden, | Gerichtstoften 8 187 Abf. 3; flaatliches 
wenngleich dabei die evangeliſche Freiheit | Oberanffihtsreht R. 41 (MB. 42 ©. 8). 
gewahrt wurde, den Mittelpunkt für die | Neben den Gemeindearmenhäufern, die 
Thätigfeit der daraus hernorgegangenen | theil® nur Wohnung, theils auch Ver⸗ 
Berfonen und aud hier trat die Wirkſamkleit pflegung gewähren, beftehen die Landarmen⸗ 
männlicher Kräfte (Brüder, Diakonen, | anftalteı, deren einzelne mit Beflerungs- 
Stadtmiffionare) gegen die der Schweftern |, anftalten (Anm. 33) verbunden find, 
erheblich zurüd. Sie findet fi zuerft in | andere ſelbſtſtändig beftehen (Wittitod, 
den reformirten Gemeinden der Niederlande | auch Siechenanftalt, Schrimm, Freiburg 
und hat in Deutichland in der von Baftor | i. Schl., Kattowig, Gefele u. Trier). — 
Fliedner 1836 gegründeten Dialoniffen- | Anftalten für Einzelzwede Anm. 30, 33, 
anftalt im Kaiſerswerth, die 1894 in | 44, 47—50 n. 52. 
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ſachgemäße Wirthfchaft und Pflege und die Anwendung befonderer techniſcher 
Mittel und Kräfte. Jede Pflegeart bat hiernach je nad) den obmaltenden 
Berhältnifien ihre eigenen Vorzüge. Die geſchloſſene Armenpflege muß in®- 
befondere da eintreten, wo die Armen zu eigener Wirtbihaftsführung und 
Hülfe unfähig find, wie es bei alten und alleinftehenden, bei kranken und 
gebredhlihen und bei arbeitsfcheuen und vermuhrloften Perfonen der Fall iſt. 

Trotz der Entwidelung der Geldwirtäfchaft ($ 399 Nr. II Abf. 2) Hat die 
Naturalunterfügung fih in der Armenpflege noch vielfach behauptet. 
Auf dem Lande tritt fie in der fogenannten Reihenverpflegung auf, in ben 
Städten in der Berabreihung der nothmwendigen Lebensbedürfniſſe und Heiz 
ftoffe oder von Suppenmarfen für die Volksküchen. Sie ermöglicht den 
billigeren und befieren Bezug der Waaren und ſichert — ebenfo wie bie 
Berabreihung der Unterftügungen in kürzeren Zwiſchenräumen — die zwed- 
entfprehende Verwendung der Unterflügungen. Dem Bedenken, daß fie bie 
eigene wirthſchaftliche Thätigleit der Verpflegten einſchränke, wird vorgebeugt, 
wenn fie fih auf die allgemein nothmwendigen Rohſtoffe beſchränkt und bie 
Belöftigung nur da gewährt, wo eine geordnete Wirthſchaftsführung aus⸗ 
geſchloſſen ift. 


d. Eingelgebiete der Armenpflzge. 


8 273. 

Die Berarmung kann verfchuldet oder unverfchuldet fein; die Umftände, 
auf die fie zurüdzuführen ift, können körperliche (Kindheit, Krankheit und Ge- 
brechen), wirthfchaftlihe (Mangel an Arbeit oder Gefchidlichkeit) oder ſittliche 
(Liederlicgkeit, Müßiggang und Zrunkfudht) fein. Dementfpredend unter⸗ 
ſcheiden ſich aud die Mittel, welche die Armenpflege anzuwenden bat. Als 
Sondergebiete kommen dabei die Sinderpflege, die Fürforge für Kranke, für 
Gebrechliche, für Arbeitslofe und für Obdachloſe in Betracht. 

1. Die Kinderpflege bat vollftändig ober ergänzend einzutreten, je 
nachdem die Efternpflege ganz fehlt oder nur unzureichend if. — Der voll: 
ftändigen Fürſorge bedürfen verlaffene, verwaifte, gebrechliche und ver- 
wahrloſte Kinder. Bei verlaffenen Rindern, deren Eltern unbelannt find®®) 
oder aus fonftigen Gründen nicht zur Fürforge herangezogen werden können, 
fowie bei Waifen tritt zunächſt die VBormundfchaft ein ($ 205); daneben muß 
aber die Gelegenheit zur Unterbringung diefer Kinder geſchafft werden, die in 
Anftalten oder Familien erfolgen kann. Tür die Unftaltspflege, die haupt⸗ 


— — —— — — —— 


”) Sindelhäufer, im denen neben | Frankreich eingeführt (1811). Mehr ver⸗ 
ausgeſetzten auch unbemerkt (in |. g. Dreh⸗ einzelt kamen fie in England (London) 
laden) abgegebene Kinder Aufnahme fanden, | umdb Deutihland (Hamburg) vor. Wegen 
wurden unter dem Einfluffe der Kirche in | der Gefahr des Ausfegens der Kinder m. 
Italien ſchon im 12. Sahrhundert einge» | der Bermehrung der unehelichen Geburten 
ridtet und fpäter ımter Napoleon I in | find fie jetzt faſt ganz verſchwunden. 








Bolizei; Armenweien. 8 278. 381 
fählih in Waifenhäufern®!) erfolgt, fpridht die forgfältigere Erziehung und 
leichtere Ueberwachung, während die Familienpflege einfacher, praltifcher und 
billiger ift, au; die Belaffung der Waifen im den Berhältnifien des gewöhn⸗ 
lichen Lebens und die Berücſichtigung der einzelnen Perfönlichkeiten befler 
ermögliht. Die Familienpflege fordert jedoch eine firenge Auswahl der 
Yamilien und eine forgfältige Ueberwachung der Pflege. In diefem Sinne 
iſt beftimmt, daß die Inpflegenahme von Rindern unter 6 Jahren gegen Entgelt 
(Haltefindern) der Polizei angezeigt werden muß, melde die gehörige Er- 
nährung, Unterbringung und Pflege zu überwachen hat??). Wo unmittelbare 
Hälfe nöthig ift oder körperliche oder geiftige Mängel eine bejondere Fürſorge 
erheiſchen, tritt die Anftaltöpflege in den Vordergrund. Kranke und gebredhliche 
Kinder werden ähnlich wie Erwachſene (Nr. 2 u. 3) untergebradit. 

Für verwahrlofte Kinder befteht die Fürforgeerziehung (Zwangs⸗ 
erziehung), die neben der Armenpflege and) den Zwecken der Jugenderziehung 
und der vorbeugenden Polizei dient und dadurch befondere Bedeutung gewinnt, 
daß jugendlihe Perfonen der befiernden und erziehenden Einwirkung noch zu⸗ 
gänglicher, zugleich aber für die fchädlichen Einflüffe einer jchledhten Umgebung 
weit empfänglicher find als Erwachſene. Die Fürforgeeziehung, die einen 
Eingriff in die elterlichen und vormundfchaftlihen Rechte darftellt, fällt damit 
in das Familienreht. Die Berwahrlofung ift entiveder auf Zuftände des 
häuslichen Lebens oder anf Eigenfchaften des Kindes felbft zurädzuführen und 
diefe treten entweder in deſſen geſammtem Berhalten oder in der Begehung 
beftimmter ftrafbarer Handlungen hervor. — Im lebterem alle gehört die 
Maßregel in das Gebiet des Strafrecht, nad) dem 

1. bei Angefchuldigten zwifhen dem 12. und 18. Sabre, die bei 
mangelnder Einfiht in die Strafbarfeit der begangenen Handlung 
freizufprechen find, in dem Urtheile zu beftimmen ift, ob fie 
ihrer Familie oder einer Erziehungs: oder Beflerungsanftalt ®®) 


— — — — — 


“, Das erſtere größere Waiſenhaus 
war das Srande’ ſche in Salle 1698. — 
Milttärwarfenhaus 8 105 Abf. 4 d. W. 
— Sonft find die Vaifenhäufer meift von 
Gemeinden oder durd Stiftungen begründet. 
Staatlide befiehen in Königsberg i. Pr., 
Zülliden, Oranienburg, Kaſſel, Hanau u. 
Steele, provinzielle in Stargard in Pom., 
Reichenbach u. Langendorf (Prov. Sachſen). 
Vormundſchaft der Anftaltsvorflände wie 
Anm. 385. — Die Waifenanftalten haben 
fih dur ihre Einrihtung zum Theil der 
Bamilienpflege nenähert, indem fie Gruppen 
von 8—12 WBfleglingen in befonderen 
Häuſern (cottages) bildeten. In dieſer 
Weiſe iſt das von Wichern gegründete rauhe 
Haus in Horn bei Hamburg eingerichtet. 


=, RE. 74 (MB. 173) u. 96 (MB. 
67). Die Regelung durch Polizeiverordnuung 
wurde erft möglich, nachdem die GewO. 
auf den Gegenftand 1 nicht anwendbar 
erflürt war GewO. $ 6 

®) Staatliche Erziehungsanftalten 
(Beflerungs-, Rettungshäufer) in Konrade- 
hammer bei Oliva (für Oft- und Weſt⸗ 
preußen, Pommern u. Pofen), in Wabern, 
St. Martin bei Boppard, Gräfrath u. 
Steinfeld bei Aachen, propinzielle in 
Tempelburg bei Danzig, Strausberg, 
Schubin (fath.), Zerkwitz (ev.), Lublinik 
u. Morigburg bei Zeig; die Schulauffidht 
über diefe führt der Oberpräftdent AE. 97 
(85. 227). Die fonftigen Anftalten find 
Privatunternehmungen. — Ueber Minder- 
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oder privaten Anftalten, Vereinen oder familien zu übermweifen 
find *4), 

2. Kinder ımter 12 Jahren, die bei Begehung ftrafbarer Handlungen 
überhaupt nicht ſtrafrechtlich zu verfolgen find, auf Beſchluß des 
Bormundfchaftögerichts in eine Familie, Erziehungs- oder Beflerungs- 
anftalt untergebradht werden können 3). 

Nah bürgerlihem Rechte können Kinder, au wenn fie Heine ſtrafbare 
Handlung begangen haben, auf Beſchluß des Vormundſchaftégerichts nach 
näherer Beitimmung der Landesgeſetze in gleicher Weife untergebracht werden, 
wern fie durch Schuld des Vaters vermahrlofen oder unter Bormundfcheft 
ſtehen?s). Das dieferhalb für Minderjährige unter 18 Jahren ergangene 
preußiſche Geſetz erftredt fih zugleich auf ſolche Minderjährige, die wegen 
jugendlichen Alters ftrafrechtlih nicht verfolgt werden können (Nr. 2) und fonft 
wegen unzulänglicher Erziehung dem völligen fittlihen Berderben verfallen 
wärden. Die Unterbringung darf nit in Arbeit. und Landarmenhäufern 
und nur, folange der körperliche oder geiftige Zuſtand es erfordert, in An- 
ftalten für Kranke und Gebrechliche erfolgen. Die Koften tragen, foweit fie 
nicht eigened Vermögen oder unterftügungspflichtige Verwandte?!) befigen, bie 
Provinzial» (in Heffen-Raffan und Hohenzollern die Kommunal-) Verbände 
unter Zuſchuß von ®/, aus der Staatälaffe. Die Ausftattung und Ueber- 
führung der Unterzubringenden liegt den Drtsarmenverbänden ob°”). 

Eine ergänzende Fürforge für Kinder erfolgt Durch deren Bewahrung, 
wenn die Eltern durch Arbeit an der Beauffitigung und Pflege behindert 
find3®) und durch gefundheitliche Pflege, wenn die Eitern diefe wegen unzu⸗ 
reihender Mittel nicht gewähren können ?9). 


— — — —— 


=, Kinder bis zu 3 Jahren werden in 
Krippen, ältere Kinder bis zum Beginn 
der Schulpfliht in Kinderbewahrun« 
falten (nit ganz zutreffend aud ale 
Woartefhulen oder Kleinkinderſchulen be- 
zeichnet) und fchulpflichtige Kinder im 


jährige, die in einer der Benwaltung des | 
Staates oder einer &emeindebehörde unter» | 
ftellten Anftalt untergebracht find, bat der | 
Anftaltsvorftand die Rechte und Pflichten : 
des Bormundes. Er hat die Aufnahme | 
in die Anftalt dem Bormundicaftsgeridhte | 
mitzutheilen und genießt die zuläfftigen | Knaben und Mädchen-Horten und 
sormundfhaftliden Behreiungen EG. 3. | Heimen untergebradt. Eigentliche Warte⸗ 
BEL. Art. 186 u. A. Art. 78; das ſchulen bebürfen der Genehmigung der 
BGB. kennt feine gefetzliche —28 Drtqulhehorde Inſtr. 39 (MB. 40 S. 94) 
81 
| 
| 


*) SIEB. 5 56 u. AD. 82 
209); die Koften trägt der ea ein = "Krüntfice Kinder werben mit ges 
Einzieyung aus dem etwa vorhandenen | funder Mid verforgt oder in befouderen 
Bermögen findet nicht ftatt Bf. 88 (MB. | Heilftätten in Sool- u. Seebätern unter- 
89 ©. 6). gebracht, während den erholungsbedürftigen 
=, StGB. 8 55 (Faſſung des ES. 5. | Kindern der größeren Städte der Aufent- 
BGB. Art. 3411). halt an gefunden Orten während der 
*) BB. $ 1666 u. 1838, EG. Art. | Sommerferien in geeigneten Familien oder 
135. — Aurüdführung entlaufener minder- | in größeren, von Lehrern oder Lehrerinnen 
jähriger Kinder Bf. 52 (MB. 58 ©. 18). | geleiteten Gruppen (Ferienkolonien) 
”, G. 2. Yuli 00 (GOS. 264). ermöglicht wird. ‚Diefe Kolonien find jetzt 
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2. Die Krankenpflege ift durch die Arbeiterverficherung erheblich ge» 
fördert worden. Diefe hat auf die Gemeinde und die Privatarmenpflege an- 
regend eingewirkt, insbefondere der vorbeugenden Krankenpflege neue Wege er- 
ſchloſſen ($ 347! u. 348 Abſ. 3). Die Krankenpflege umfaßt die Gewährung 
der ärztlihen Hülfe und der Arzmeimittel und die Errichtung von Krankenan⸗ 
anftalten. — Neben der Anftellung von Armenärzten fommt die von Kranken⸗ 
fhweftern?®) in Frage; in den größeren Städten bieten Poliflinifen und Un⸗ 
fallmeldeftellen Gelegenheit zu unentgeltliher Hülfe*). Ferner find außer der 
Arznei andy Heilmittel (Stärkungsmittel, VBerbandzeng) und Krankengeräthe 
(Krantenwagen, Bade⸗ und Desinfeltiondeinrihtungen) vorzufehen. Die Frage, 
ob die Pflege in Krankenanftalten oder in der Wohnung ded Erkrankten den 
Vorzug verdient, ift na den umgebenden Berhältniffen und nad der Natur 
der Krankheit zu entſcheiden. In vielen Fällen kann durch fachgemäße An⸗ 
ſtaltspflege fchwereren Erkrankungen oder längerem Siehtbum erfolgreich vor» 
gebeugt werden. Hiernach muß ſowohl für das Borhandenfein der nöthigen 
Krantenhäufer als für eine geordnete Gemeindepflege geforgt werden, die in 
den geeigneten fällen für rechtzeitige Ueberführung der Kranken in dieſe An⸗ 
ftalten forgen fan. Größere Krankenhäufer bieten volllommenere Einrichtungen 
und tüchtigere ärztliche Kräfte, Kleinere find dagegen einfacher und billiger her⸗ 
zuftellen und für die Erkrankten leichter erreihbar. Es empfiehlt ſich deßhalb, 
daR neben größeren Anftalten in den Hauptorten auch Heinere für einfachere 
Erkrankungen an geeigneten kleineren Berkehrsmittelpunften errichtet werden. 
Die Krantenhäufer find öffentlihe, vom Staat, von Provinzen, Kreifen und 
Gemeinden erridytetet!) oder Privatanftalten. Private Kranfen-, Entbindungs- 


in einer Zentralftelle für Sommerpflege | zu fein daf. $ 7 u. Bel. 80 (MB. 168), 
vereinigt. — Schutz der arbeitenden Kinder | die allgemeinen Berpflegungefüge ($ 271 


oor Meberanftrengung $ 344 Abi. 7 d. W. 

”) Diefe Stellen find durch Samariter⸗ 
vereine begründet und unterhalten. 1896 
befanden deren 28 in Deutſchland, die zu 
einem Bunde zufammengetreten waren. 

+) Die allgemeinen Krankenanftalten 
(Ho8pitale) find urfprüngli aus Stiftungen 
hervorgegangen; fpäter ericheinen fie ale 
Lehrflätten an den Univerfitäten und zuletzt 
hauptſüchlich al® Ausflüffe der Ortsarmen- 
pflege in Gemeinde⸗ u. Kreisanftalten. — 
Etaatsanftalten find die Charite in 
Berlin u. das Haupthofhospital St. Eliſa⸗ 
beth in Kaſſel. Die Charite fleht un⸗ 
mittelbar unter dem Kultusminifter KO. 46 
(6. 166) u. Reg. 80 (GES. 133); wegen 
aufgewendeter Kur- u. Berpflegungsfoften 
fann fie die Gemeinden unmittelbar in 
Anſpruch nehmen, ohne an den Formen u. 
Borausfetgungen der Armsenpflege gebunden 


Anm. 12) find indeß maßgebend RBf. 97 
(MB. 192). Damit verbunden iſt die 
Anfalt für Anftedungstrantyeiten. — 
Provinzialanftalten find die Hospitäler 
in Königsberg (Löbnichtſches), Stettin (Gt. 
Petri) u. Treptow, die Heil- u. Pflege: 
anfalten in Freiburg i. S., Lublinig u. 
Kattomig, das Landarmen- u. Krantenhaus 
in Gefele und die Landkrantenhäufer in 
Sale Eſchwege, Hersfeld, Fulda, Hanau, 

nteln u. Schmallalden. Die Entbin- 
ungsanftalten find regelmäßig mit den 
Hebeammenlehranftalten ($ 259 Anm. 22) 
verbunden; eine befondere ſtaatliche Ent- 
bindungsanftalt befteht in Kaflel. — Be⸗ 
freiung von Stempel $ 162 Abf. 2, Erb» 
ſchaftsſteuer & 153 u. Gerichtsloften $ 187 
Abf. 8 d. W. — Anlage der öffentliden 
u. Brivat-Kranlen-, Entbindungs- u. Irren- 
anftalten RBf. 95 (MB. 261). 
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uud Srrenanftalten bedürfen der Genehmigung, die bei Unzuverläffigfeit der 
Unternehmer, gefundheitswidriger Einrichtung oder erheblichen Gefahren und 
Nachtheilen unterfagt werden fann*?) und unterliegen der befonderen Auf- 
fit *?). — Neben den eigentlichen Krantenhäufern beſtehen einige Heime für 
Geneſende“). Im neuefter Zeit find ferner Lungenheilftätten erriditet, in 
denen aud) den Unbemittelten die Heilung der befonder8 verheerenden Lınıgen- 
fhwindfucht*d) durch Aufenthalt in gefunder Luft und kräftige Ernährung er- 
möglicht wird. 

Eine Ergänzung der Krankenpflege bildet die Hauspflege in Fällen, 
wo die Hausfrau der Fürſorge für Hanshalt und Kinder dur Krankheit 
entzogen if. Nah ähnlihen Grundfägen beftimmt fi die Fürſorge für 
Wöchnerinnen. 

3. Die Pflege der Gebrechlichen hat durch die Regelung der auker- 
ordentlichen Armenlaft (8 271 Abf. 3) eine feftere Grundlage gewonnen. Die 
Gebrechen find geiftige (Geiſteskrankheit, Schwachſinn) oder körperliche (Blmbd- 
beit, Taubftummheit, Fallfucht, Berkrüppelung); dazu tritt das Siechthum. Die 
Bflege erfolgt vorwiegend in Anftalten; die öffentlichen Anftalten ſtehen umter 
Berwaltung der Provinz‘). Die Irrenanftalten entftanden erft im dritten 
Jahrzehnt des Jahrhunderts. Die anfängliche Unterfheidung zwiſchen Heil- 
und Bewahranftalten ift aufgegeben, da die Heilbarkeit der Geiftesfrankheiten 
fih nicht fiher vorausbeftimmen läßt). In den Blinden und Taub— 


der Reglemente 8 120 daj. — Bor. 
Sannover ©. 68 (ES. 223) 8 13. — 
& 49, 50, Zurucknahme 8 53, 54 u. : RBe. Kaffel Erl. 67 (BE. 1528) Nr. 2 
ZUR, 8 181: Anw. 99 (MB. 127) | u. ©. 69 (GS. 525) 8 14. — RBe;. 


=, GewO. 8 30, 40, Zuf®. $ 116 | 
| 
| 
Nr. 34. — Rrankenanflalten der Orden | Wiesbaden ©. 72 (GS. 257) 8 12. 


u, 118. Friſt für den Beginn GewO. 


an ähnlichen Wohlthätigkeitsvereinigungen ”) Srrenanftalten in Allenberg ber 
3. 93 (MB. 128). — Die Zahl hat feit | Weblau, Kortan bei Allenflein, Schwetz, 
Erlaß der GewO. erheblid zugenommen. | Neufladtt in Weftpr, Konradflein bei 
) R. 70 (MB. 265). Anlagevor. Anm. | Stargard, Eberswalde, NeusRuppin, 
— Aufnahme und Entlaffung Anm. 95 | Landsberg, Sorau, Uedermünde, Treptom 
(MB. 272), erg. I6 (MB. 104). Wafler- | a. R., Lauenburg, Owinsk, Diielaufa, 
beilanfaten Regl. 42 (ES. 243) 8 2—4 | Koften (zugleich Ipiotenanftalt), Brieg, Bunz- 
lau, Kreuzburg, Leubus, Plagwit, Aybnit, 
Toft, Altfcherbik bei Schleuditz. Nietlehen 
bei Halle, Neuſtadt i. H. (Pflegeanft. ) 
Schleswig, Göttingen, Hildesheim mit 
Tochteranſtalt Einum, Denabrüd, Lengerich, 
Marsberg, Münfter Aplerbed, Eichelborn 
bei Benningbaufen (Pflegeanft.), Marburg, 
Haina (TandesHofpital), Merrhaufen (dgl.‘, 
Weilmunſter (Heil- u. Pflegeanft.), Eihberg 
(Naffau), Andernad, Bonn, Gallkhauſen 
bei Langenfeld, Düren, Grafenberg bei 


* Geneſungsheime (Sanatorien) in 
Berlin und Breslau, ferner in Bremen, 
Munchen u. Stuttgart. 

=) Die Zahl der Schwindfüdtigen im 
Reihe wurde (1897) anf 1,3 Mil. be- 
rechnet. Die Krankheit raffte 1888/93 
von den etwa 11 Mil. Bewohnern der 
größeren Städte 34,443 (über 3 vom 
Tauſend) hinweg und bedingte annähernd 
30. 9. aller Sterbefälle. 

“, G. 8. Juli 75 (GS. 497) 8 44 u. | Däffeldorf, Aachen (Mariaberg), Düffeldorf 
ProvO. 81 (&S. 233) 8 128. Aenderung | (Departementalirrmanftalt), Merzig, St. 
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ftummenanflalten*®) ſowie in den Anftalten für Fallfädtige (Epileptiſche) 
und Geiftesfhwahet?) wird die Entwidelung der bildungefähigen Keime zur 
Ermöglidung eines wenn and beſchränkten Erwerbes erfirebt. — Für Alters- 
ſchwache und Invaliden ift mehrfach durch Stiftungen geſorgt (Hospitäler). 
Ire Berſorgung in diefen oder in ihren Familien ift durch die Alters- und 
Inpalidenverfiherung ($ 348) weſentlich unterftügt worden. Daneben beftehen 
einzelne befondere Siehenhäufer‘”). 

4. Bei der Sorge für Arbeit ift zu unterfcheiden, ob die Arbeite- 
fofigfeit auf Arbeitsunfähigfeit, Arbeitsfchen oder Arbeitsmangel beruht. 

Während den Arbeitsunfähigen neben der Arbeiterverfiherung ($ 346 
bis 348) nur durd die allgemeine Armenpflege zu helfen ift, bildet bie 
Arbeitefheu eine Haupturfadhe der Verarmung und deßhalb einen wichtigen 
Segenftand der vorbeugenden (polizeilihen) Stantsthätigfeit. Das Geſetz be- 
droht mit Haft Perfonen, die 

1. al® Landſtreicher (zmed- und arbeitslos) umherziehen, 

2. betteln oder Kinder und Hausgenoffen nit vom Betteln abhalten, 

3. diefe Perfonen (Nr. 2) nicht von Diebftahl, Zoll. und Steuer-, Feld⸗ 
und Forſt⸗, Jagd⸗ und Fiſchereivergehen abhalten, 

4. infolge Spieles, Trunkes und Müßigganges in einen Zuftand gerathen, 
in dem zu ihrem oder der von ihnen zu ernährenden Berfonen Unter- 
halt durch Bermittelung der Behörde fremde Hülfe in Anfprud; genommen 
werden muß, 

5. fih der Pflicht zur Unterhaltung diefer Perſonen (Nr. 4) trog Auf⸗ 
forderung der Behörde entziehen, 


(Zanbftummenheim), Schleewig, Emden, 
| Hildesheim, Osnabrüd, Stade, Büren u. 
| Langenhorft (tkatholiſch), Petershagen und 
| Soeft angel), Homberg, Kamberg 

(NRaffan), Efien, Brühl, Kempen, Neumied, 

Trier, Eiberfeld, Baden u. Köln (Brivat- 

anfalt\. — Geſchichte und Statiſtik des 


Thomas (Bewahranftalt) in Boppard (finat- 
th) u. Sigmaringen Grn Karl⸗Landes⸗ 
ſpital, V. 74 (GS. 3 

@) ——e— für die Schulauf- 
fit ift das Provinzialſchulkollegium AE. 
85 (96. 360). Blindenanftalten in 
Königsberg, Königsthal bei Danzig, Steglig 
bei Berlin (flaatlih), Stettin, Bromberg, 


Breslau (Privatanftalt), Halle mit Zweig⸗ 
anſtalt in Barby, Kiel, Hannover, Pader⸗ 
born (tatholiſch), Soeſt (evangeliſch), Frank⸗ 
furt, Wiesbaden, Neuwied u. Düren. — 
Zaubfiummenanftalten in Königsberg 
(Prop.⸗A. u. private oftpreuß. Centralanft.), 
Angerburg, Röffel, Marienburg, Schlochau, 
Danzig (ſtädtiſch), Berlin (ſtaatlich und 
ſtädtiſch), Wriezen, Ouben, Weißenſee 
(Güdiih), Stettin, Cöslin, Stralſund 
(dtijch), Polen, Schneivemühl, Bromberg, 
Breslau, (Privatanſtalt), Liegnitz (dgl.), 


Ratibor (dgl.), Erfurt, Halberſtadt, Oſter⸗ 
Schleuſingen 


burg, Weißenfels, Halle, 
Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


Zausftummenbilbungeivefeng 38. UB. 84 
©. — Brüfungsd. für Taub⸗ 
—— und Anſtaltsvorſteher 81 
(MB. 167). — Ausbildung taubſtummer 
Lehrlinge 8 844 Anm. 15. 

=) Provinzialidistenanftalten in Lübben 

Potsdam (Wühelmfift), Anftalt für 
—— in in Potsdam, desgl. u. für 
Blöde in Uchtſpringe (Altmark). Heil- 
Pflegeanft. für Geiſtesſchwache in Langen- 
hageıı. 

®, Brovinzialfiechenanftalten in Pr.-Eylau 
(Wilhelm⸗Auguſta), Wittflod (aud Land⸗ 
armenanft.) u. Bütomw. 


25 
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6. aus Arbeitsſcheu angemeflene Arbeit verweigern, wenn fie aus öffent- 
lichen Mitteln unterftütt werden, 
7. ſich in der von der Behörde beflimmten Frift kein Unterlommen ver» 
ſchaffen (verfhuldete Obdachloſigkeit). 
Außer m den Fällen zu 3 u. 5 kaun daneben gegen die Beſtraften zum 
Zwede der Beſſerung die Unterbringung in ein Arbeitshaus bis zu 2 Jahren 
(korcetionelle Strafhaft, “Detention) oder die ziwangsweife Verwendung zu 
gemeinnütigen Arbeiten und bei Ausländern die Ausweiſung verfügt werden. 
Die Zuläffigkeit diefer Unterbringung fpriht der Richter aus, die Dauer jet 
der Negierungspräfident feit?!). Die Koften, ausjchließlich der dem Staate zur 
Laft fallenden Transportloften, tragen die Landarmenverbände (Provinzen). 
Auf diefe find deßhalb die Arbeitshäufer (Beflerungsanftalten) übergegangen **). 
— Berfhwender und Trunffüdtige können entmündigt werden. Sie find 
damit — glei den über 7 Jahre alten Minderjährigen und den Geiftes⸗ 
ſchwachen — in ihrer Gelchäftsfähigkeit befchränft und können verpfliditende 
MWillenserflärungen nur mit Zuſtimmung ihres gefeglichen Vertreters abgeben °?). 


— Beſondere Mafregeln beftehen gegen umherziehende Zigeuner ). 
Bezüglich des Arbeitsmangels ift ein Recht auf Arbeit weder zu be- 


gründen, noch durchführbar. 


Es ſcheitert an der Möglichkeit, jederzeit und 


jeden Drtes die geeignete Arbeit zu fchaffen; das Recht würde auch die freie 


2 Den Grundfag enthält IR. II 19 
$ 3, die Ausführung StB. $ 3613—5 u. 
7-10 (10 durch ©. 94 RGB. 259 Art. 2 
hinzugefügt) u. 8 363 (Faſſung ©. 00 
RGB. 301) Bf. 85 (MB. 237) u. 96 
(IMDB. 839), erg. (Nr. 1) 98 (daf. 24). 
— Die Nachhaft vildet feinen Theil | 
der Strafe, fondern eine infolge dieſer 
angeordnete Beſſerungsmaßregel &. 85 
(MB. 47). 

“1 (ES. 130) 8 38. — Die 
Arbeitshäufer dienten urfprünglich den 
Gemeinden zur Verwerthung der Arbeits. 
kraft der in der geicloffenen Armenpflege 
unterhaltenen Armen. &püter wurben fie 
von größeren Berbänden zur Wieber- 
gewöhnung Arbeiticheuer an die Arbeit er- 
richtet (workhouses in England Anm. 7). 
Borausjegung bildet in beiden Füllen die 
Arbeitsfühigleit. Demgemäß fcheiden ſich 
beste Beflerungsanftalten, Armenarbeits- 
bäufer u. Armenhäufer für Arbeitsunfähige. 
— Die Beflerungsanftalten (auch Korrel- 
tions», Korrigenden- oder Arbeitsanftalten 
oder »Häufer benannt) find durch befondere 
Reglements georbnet und finden fid in 
Verbindung mit den Landarmenanfalten 
(8 272 Anm. 29 d. W.) in Tapiau (Oſt⸗ 


preußen), Konitz, Landsberg, Prenzlau, 
Strausberg, Neuftettin, Vedlermünde, Bo⸗ 
janowo, Frauftadt, Schweidnig, Schade» 
leben b. ©r. Salze, Morigburg bei Zeit, 
Himmelsthir bei Hildesheim, Wunftorf mit 
Todteranftalt in Oerrel, Benninghaufen, 
Breitenau (Heflen) und Hadamar. Richt 
mit Landarmenanftalten vereinigt find die 
Beflerungsanftalten in Rummelsburg (für 
Berlin), Gluckſtadt mit Unteranftalt im 
Bodelyolm, Moringen (Werkhaus) umb 
Brauweiler. Stäpdtifche Arbeitshäufer be⸗ 
fiten Greifswald und Stealfund. — Stener- 
u. Sportelfreiheit glei den Strafanftalten 
(8 229 Anm. 87). — Die Prügelftrafe 
als Diegiplinarmittel if unzuläffig ZR. 78 
(MB. 124 

) BOB. 8 62%, 3u.106—114. Ber- 
fahren $ 1925 d. W. — Auf die Enthalt- 
famleit vom Branntweingenuſſe fuchten 
früher die an verfhiedenen Orten errichteten 
Müäßigleitsvereine hinzuwirken; neuerdings 
hat der deutſche Verein gegen den Miß⸗ 
brauch geiftiger Getränke in Bremen feine 
Beftrebungen gegen die Urſachen der Trunk⸗ 
ſucht ſelbſt gerichtet. 

u) RBf. 87 (MB. 244). 
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Arbeit fhädigen und, indem es den Berforgten die Selbftverantmortung ab- 
nimmt, entfittlichend wirten®5). Dagegen bildet die Förderung der Arbeits- 
gelegenheit eine wichtige Aufgabe der Wohlfahrtspflege in Staat und Gemeinde, 
die theild durch Inangriffnahme öffentlicher Arbeiten in Zeiten der Noth, theils 
durch Erleichterung der Ermwerbsthätigkeit (5 301 Abf. 1) und den Schuß der 
nationalen Arbeit ($ 156 Abf. 5) erfält wird. In jüngfter Zeit iſt der Ein- 
richtung der Arbeitsnachweiſe bejondere Beachtung gemwibmet®), da die 
gewerbömäßige Arbeitövermittelung theil® nicht ausreicht, theil® mit ungerecht⸗ 
fertigter Ausbeutung der Arbeitfuhenden verbunden if. Der Arbeitönachweis 
beugt der Berarmung vor und hat zugleich eine hohe wirthſchaftliche Bedeutung. 
Er kann von den Ürbeitgebern (Innungen, Arbeitgeberverbänden, Landwirth⸗ 
jchaftskammern) oder den Arbeitern (Gewerkſchaften und Fachvereinen, trades 
unions in England und Arbeiterbörfen in Paris) oder von unabhängigen 
Drganen (Behörden, Kommunalverbänden und gemeinnüßigen Vereinen) aus⸗ 
gehen. Die letzteren verdienen den Vorzug, weil die Nachweiſe in der Hand 
der Arbeitgeber oder Arbeiter leicht zu Machtmitteln im fozialen Gegenfeitigfeits- 
fampfe werden. Die Nachweiſe der Gemeinden und gemeinnügigen Verbände 
ſind deßhalb aud in der Zunahme begriffen und zu einem Berbande zufammen- 
geſchloſſen, der durch periodifche Beröffentlihungen über die Lage des Arbeitd- 
marktes einen Ausgleich zwischen den verjdhiedenen Arten herbeizuführen ſucht 
und, wenn er auch einen Rückfluß überzähliger ſtädtiſcher Arbeitskräfte 
anf das Land ($ 3237 Abſ. 2) nur in beſchränktem Maße herbeigeführt hat, 
doch den übermäßigen Zuzug zu den Städten etma® wird eindämmen lönnen. 

Die Arbeiterfolonien follen den durd Wandern und Betteln herunter- 
gelommenen Wanderern, die ſich der Arbeit entwöhnt haben, eine Zuflucht 
bieten und durch zeitweilige Beichäftigung die Rückkehr zu Arbeit und geregeltem 
Leben ermöglichen”). Die gleichzeitig eingerichteten Naturalverpflegungs- 


= Auch aus ER. 1119 82 u. 6 ig | in Friedrichewille bei Reppen, f. Berlin in 


fein Recht auf Arbeit. — Gefceitert fin 

vie Maßnahmen der englifchen Gilbertsatte 
1782/96, wie die franzöfiichen National» 
werfflätten 1848. — Aus gleihem Grunde 
ift die im einigen Schweizerfantonen ver⸗ 
huöpe rñicherung gegen Arbeitslofigleit 


er 98 (MB. 77) u. 99 (MB. 00 
40). — Bermittelung für entlaffene 
Sirafgrlangene 8 229 Abf. 7. 
=) Anregung u. Borbild bot die f. Weſt⸗ 
falen u. Lippe in Wilhelmsdorf bei Biele- 
feld von dem Paſter v. Bodelſchwingh 
gegründete und geleitete Anftalt; ähnliche 
Urbeiterlolonien entftanden f. Oftpreußen 
in Karlehof b. Raftlenburg, f. Weftpreußen 
in Hilmarshof b. Konig, f. Brandenburg 


Berlin mit Zegel, f. Bommern in Meierei 
b. Schivelbein, f. Poſen in Alt⸗Latzig b. 
Filehne, f. Schleſien in Wunſcha b. Rothen⸗ 
burg u. in Hohenhof (katholiſch), f. Sachſen 
in Seyda b. Zahna u. in Magdeburg, f. 
Schl.⸗Holſtein in Ridling bei Kiel, f. 
Hannover u. Braunfhweig in Käftorf b. 
Gifhorn, f. Weftfalen (neben Wilhelmspdorf) 
in Maria-Benn (katholifh), f. d. RB. 
Wiesbaden u. d. Großh. Heffen in Neu⸗ 
Ulrichſtein b. Kirchhain u. f. d. Rheinprov. 
in Lühlerheim b. Wefel u. in Elkenroth 
b. Altenkirchen (latholifh). — Im übrigen 
Dentfchland finden fich Arbeiterfolonien in 
Hamburg, f. Oldenburg u. Bremen in 
Dauelsberg b. Delmenhorſt, f. Kgr. Sachſen 
in Schnedengrün b. Plauen, f. Thüringen 
25% 


388 Polizei; Armenweſen. $ 278. 


ftationen, bie, flatt ber planlos dem Bettler gewährten Unterſtützung, mittel- 
ofen Wanderern gegen eine Arbeitsleiftung Untertunft und Verpflegung Wir 
eine Nacht gewähren follten, find wegen der fteigenden Koften, der Schwierig- 
feit der Wrbeitsbefhaffung und der Gefahr der Förderung des Wauderns 
großentheild wieder eingegangen. Aehnliche Ziele verfolgen die Vereine 
gegen Bettelei, die jedoch in engerer Verbindung mit der Ortdarınenpflege 
vorwiegend gegen bie einheimifche Bettelei gerichtet find. Um dieſe nicht durch 
Gaben zu fördern, ‚verbinden fi die Mitglieder zu einer geordueten Wohl⸗ 
thätigleit, während fie fi der unmittelbaren Berabreihung von Almoien ent- 
balten®®). 

5. Sorge für Wohnung und Häuslidleit. Das allgemeinfte 
Hälfsmittel gegen Wohnungsnoth bilden die Afyle für Obdachloſe in 
größeren Städten, die ohne ©egenleiftung ein einmaliged Nadhtlager, auch 
mohl Bad und Morgenfuppe gewähren. Der Grundfat der Gewährung ohne 
Berfonenausmeis (Anonymität) wird jebt aus denfelben Gründen verworfen, 
die gegen eine ohne Prüfung erfolgende Armenpflege (8 272 Abſ. 1) fpreihen. 
— Ferner bilden gefunde, entfprehend geräumige und billige 
Wohnungen eine weſentliche Borausjegung für das wirthſchaftliche Wohl⸗ 
ergehen; die Sorge für folhe wird damit zu einem wichtigen Zweige der vor⸗ 
beugenden Armenpfleged?), Die SHeritellung kann auf die Beſchaffung von 
Miethwohnungen oder bei Herftelung von Einfamiltenhäufern auf die Ermög- 
lichung fpäteren Erwerbes gerichtet fein. Sie kann durch gemeinnügige Vereine, 
insbefondere Baugenofienfhaften“®) oder durch größere Arbeitgeber erfolgen *?). 
So hat der Staat zur Erbauung von Miethhäufern für feine Arbeiter und 
gering bejoldeten Beamten 20 Mill. M. verfügbar gemacht, die vorzugsweiſe 
der Berg⸗ und der Eifenbahnverwaltung zu gute fommen®?). — Aus gleichem 
Grunde wird der Haushaltungsunterriht für Mädchen der ärmeren 
Stände gefördert, der in oder neben der Vollsſchule oder in befonderen 
Hortbildungsfchulen erteilt werden kann. 


— s — 





— — 





in Geilsdorf, f. Baiern I in Simonshof 
u. II in Herzogſägemühle, f. Württemberg 
I in Dornahof bei Altshauſen u. II in 
Erlach, f. Baden in Ankenbuck im Schwarz» 
walde. Diefe Kolonien find zu einem Ber- 
bande zufammengefchloffen. — Bis Mürz 
97 waren überhaupt 91361 Koloniften 
aufgenommen. 

9 Ref. 79 (MB. 29). 

) Klindigung ungefunder Wohnungen 
8 265 Anm. 19. 

, Stempelfreiheit 8 153 Abſ. 2 d. W. 

“, Die SHerfiellung von Arbeiterwoh⸗ 
nungen wird neuerdings durch Baudarlehen 


der Imwalidenverficherungsanftalten ($ 348 
Abi. 5) gefördert. — Neben den Reubau 
it nah dem PVorgange der Englänberin 
Octavia HU aud die Umgeftaltung un- 
braudbarer Wohnungen in brauchbare 
unternommen, aud durch Hausordnungen 
oder Miethsbedingungen eine erziehliche 
Einwirtung auf die Miether erſtrebt 
iporden. Geſammelte Blüne von 
Arbeitenvohnhänfern v. Albrecht 
(Berl. 96). 

e) ©. 95 (GS. 521), 98 (GS. 137, 
99 (85. 165) u. 00 (GS. 298). 


Dr. 





Achtes Bapitel. 
&Kulturpflege. 


I. Kirche und Weligionsgefellichaften. 


1. Einleitung. 
8 274. 

Die Kriftlihe Glaubensgemeinſchaft wird Kirche genannt. Sie beruht 
(al unſichtbare Kirche) auf der Uebereinftimmung der religidfen Ueberzengung, 
fordert aber zugleich äußere Einrichtungen (fihtbare Kirche), die an die gemein⸗ 
fame Andachtübung fi anſchließen und in Berfafiung und Recht ihren Aus- 
drud finden (Kirchenverfaſſung, Kirchenrecht))). 

Die Kirche trat zuerft in Kinzelgemeinden auf, an deren Spitze Aelteſte 
(Presbyteren) ftanden. Diefe fonderten ſich allmählich von dem Volle (Laien) 
als ein auserwählter Stand (Klerus), der in feiner ſtreng gegliederten Ein⸗ 
richtung zum Hauptbindeglied für die zerftreuten Einzelgemeinden wurde. Die 
Auffiht führten Bifchöfe, die in deu Hauptorten ald Metropoliten (Patrinrigen) 
zu befonderem Unfehen gelangten. Der Biihof von Rom (Papft) nahe 
geftügt auf die Bedeutung Roms als Welthauptfladt und die angebliche Ein- 
fegung durch Chriſti Auftrag an den Apoſtel Petrus, einen befonderen Rang 
für fih im Anſpruch. Günftige Umftände ließen die fo entftandene römiſch⸗ 
katholiſche Kirche, die fi entſprechend der Verſchiedenheit in Sitte und 
Denkart vollftändig von der morgenländifhen (griechiſchen) Kirche getrennt 


) Kirchenrecht ift das die Kirche be» 
treffende Recht (jus ecclesiasticum). Das 
neben fteht das von der Kirche ausgegangene 
Recht (jus canonicum), das fih mehrfach 
über nicht zur Kirche gehörige Gegenſtünde 
verbreitet hat und deßhalb mit jenem nicht 
aberall deckt. — Bearb. Friedberg 
* auf — D verb. 5 284 Sam. 11, 

Ann. u. 8 2383 Anm. 52 
N S⸗ Das — welches in Theil 


der Geſellſchaft ab und unterſcheidet als 
Religionsgefellidaften: 

a) die zur Öffentlichen eier des Gottes. 
dienftes verbundenen Kirchengeſell⸗ 
Ihaften (Abſchn. 1—11) umd 

b) die zu anderen Religionsübungen ver- 
einigten geiflicgen Gefellfaften 
Eiloſter, Stifte, Orden) Abſcha 12 
bis 20. — $ 281 Anm. 42, 8 288 
Anm. 6 u. $ 285 d. W 


1 Tit. 11 ein vollfländiges Kirchenrecht 


enthält, leitet die Kirche ohne Rüdficht anf | 


die innere Nothwendigleit aus dem Begriff 


Die BU. Art. 13 unterfheidet zwiſchen 
Religions» umd geiflihen Geſellſchaften. 
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hatte, raſch und mächtig emporwachſen. Thatkräftige Kirchenfürſten förderten 
dieſes Wachsſsthum und machten gleichzeitig die Gewalt des Bapftttums inner⸗ 
halb der Kirche zu einer nahezu unumſchränkten. Mit ſolchen Mitteln gerüſtet 
trat ſie in den großen Kampf mit dem deutſchen Keiſerthum ein, der in der 
erſten Hälfte des Mittelalters um die Weltherrſchaft geführt wurde und in 
den Falle des Hohenftaufifchen Kaiferhaufes (1268) zu Gunften der Kirche 
feinen Abſchluß fand. Der innere Verfall, der fi der Kirche alsbald be= 
mädhtigte, ſchloß die weiteren Folgen des Sieges aus und gab den Anſtoß 
zur Reformation, die in der bis dahim einheitlich geftalteten abendländiſchen 
Kiche eine dauernde Spaltung hervorrief und dadurch deren Maditftellung 
weiter erfchütterte. ‘Die neben der katholifchen entftandene evangeliſche Kirche, 
die ſich demnächſt nach der lutheriſchen und reformirten Lehre in zwei Belennt- 
nifje (Konfeffionen) fpaltete, hat fich nad) längerem Ringen zu völliger Gleich⸗ 
bereditigung in Deutihland emporgelämpft und damit den Grundftein zur 
Glaubens⸗ und Religionsfreiheit gelegt (Nr. 2). 

Inzwiſchen hatte fih in Europa ein vollftändiges Staatenſyſtem ent- 
widelt, und bei der Zerrifienheit der Kirche erhielt in den Einzelftaaten die 
Staatdgewalt von neuem das Uebergewicht. So entftand das Xerritorial- 
foften, da8 nad) dem Satze „cujus regio, illius religio“ die Fire um- 
bedingt vom Staate abhängig machte und die kirchlichen und landesherrlihen 
Befugniffe völlig zufammenwarf. — Diefer Zuftand hat erft im Taufe des vorigen 
Jahrhunderts fein Ende erreiht. Der Staat hat der Fire aus eigenem 
Antriebe eine felbftändige Stellung eingeräumt, dadurd aber eine genauere 
Beſtimmung des Berhältnifjes zwiſchen Kirche und Staat nothwendig gemacht 
(Nr. 3) Der Kirche als folder find mehrere gemeinſame Rechtsverhältnifie 
eigen (Nr. 4), doch findet fie ihre eigentliche Geſtaltung gefondert für die 
fatholifche und für bie evangelifche Kirche (Nr. 5 und 6). Gleiches gilt von 
den übrigen Religionsgeſellſchaften (Nr. 7). 


2. Glaubens- und Religionsfreiheit. 
8 275. 
In den Religionsfriedensfchläffen hatte der Grundfag der Glaubend- 
und Religionsfreiheit nur beſchränkte Anerkennung gefunden”). Erſt im Laufe 
des 18. Jahrhunderts gelangte er zu umfaflender Geltung. Preußen mit 


2) Der weftfälifche Friede (1648) ließ weſentlich fTonfeiftionelles Geprüge ange- 
im Reihe nur Katholiken und Broteftanten | nommen hatten, ließ der Friede dieſes Recht 
(Lutheraner und Reformirte) zu, denen er | mit der Einſchränkung beftehen, dag den 
in der Beziehung zum Reiche gleiche Rechte | Konfeifionen ber Befitftand des Normal- 
gewährte. In den Territorien, welche durch jahres (1624), der Bermögensbefig im 
das bis dahin von dem Landesheren un- | Falle der Auswanderung, der Anfprud auf 
bedingt ausgelibte Aufnahmerecht (Hefor- | Hausandacht und ein gleiches bürgerlidhes 
mationsrecht, jus reformandi) bereit3 ein | echt gefichert werde. 
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feiner aus verfdhiedenen Belenntnifien zufammengefegten Bevölkerung ging hierin 
voran). Das Landrecht bat den Grundſatz der Duldumg (Toleranz) zum 
beftimmten Ausdrude gebracht“). Nod weiter ift fpäter die Berfaffung 
gegangen, die neben der freiheit des Belenntniffes und der Religionsäbung 
auch die der Bereinigung zu Religionsgeſellſchaften mit der Einſchränkung 
gewährleiftet bat, daß Körperſchaftsrechte von letzteren nur durch befondere 
Geſetze erworben merden fönnen?). Ferner wurde der Genuß der bürger- 
Iihen und ſtaatsbürgerlichen Rechte von dem religidfen Bekenntniſſe mit der 
Maßgabe unabhängig gemadt, daß den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten Hierdurch fein Abbruch gefhehen darf. Im Reiche, mo zur Zeit des 
Bundes der Grundfag auf die drei hriftlihen Belenntniffe befähräuft war, iſt 
er gegenwärtig allgemein anerkannt‘). Bei den mit der Neligionsübung in 
Zuſammenhang ftehenden Einrichtungen (Feiertagen, Eibesleiftungen) fol indeß 
lediglich die chriſtliche Relegion zu Grunde gelegt werden’), Dadurd blieb 
eine engere Verbindung des Staates mit den dhriftlihen Kirchen gewahrt. 


— — 


>; Mit Annahme der Reformation trat einig find, in der Religion des Vaters zu 
das Aufnahmereht (8 2761), das den | unterrihten ER. II 2 $ 77, 78, 81—84 
Andersglänbigen nur die Austwanderungs- | u. Del. 1803 (Nor. C. Const. X] 1931), 
freiheit gewährte, in Kraft (Märkiſche Ausdehnung auf die weft. Prod. KO. 25 
Kirgend. 1540). Johann Sigismund (GES. 221), unehelihe LR. 11 2 5 642; 
mußte aber bei feinem Uebertritt zur refor- | dieje Borfchriften werden durch das BOB. 
mirten Lehreden Ständen das Berbleiben bei | nicht berührt EG. Art. 134. 
dem lutheriſchen Belenntniß gewährleiften BU. Art. 1% u. 13 (durch BGB. 
(1614), vertragsmäßig aud) den Katholilen | nicht berührt E&. Art. 84). — Die Staats- 
in Kleve, Berg u. Oſtpreußen Gleih- | genehmigung (FR. 11 11 $ 10) iſt damit 
berechtigung gewähren. Gleiches gefhah | weggefallen; die Religionsgefellichaften 
dann auch bezüglich der feit Mitte des | unterliegen nur ven Beſchränkungen hes 
vorigen Jahrhunderts Hinzugetretenen | Vereinsgeſetzes (8 235 ©. 23.) und find, 
größeren katholiſchen Landestheile — Die | wenn fie Körperihaftsrechte erlangt haben, 
Benölferung von Preußen fette fid) (1895) auch von vielen befreit B. 50 (85. 277) 
zufammen aus 10252818 84 v. 9.) | 82 Nj.3. Körperihaftsrehte (8237 
Katholiken; 19232449 (64 v. H.) Evan- | Abf. 2 9.8.) beſitzen zur Zeit die Latho- 
gelifhen (Unirten, Lutherifhen und Refor- | Tifhe und evangeliſche Kirhe LR. IT 11 
mirten, $ 288 Anm. 60 d. W).; 95349 8 17, die von der Landesfirche ſich getrennt 
fonftigen Chriſten (Brüdergemeinde, Bap« | haltenden Lutheraner Gen.Konz. 45 (OS. 
tiften, SIroingianer, Mennoniten, reis | 516) Nr. 3 u. Inſtr. 47 (MB. 317), 
gemeindlern, Dilfidenten); 372059 (1,2 | die Herrnhuter und böhmischen Brübder 
v. 9.) Israeliten; 4092 Belennern fonftiger | Gen.⸗Konz. 1746 u. 1763, die Synagogen⸗ 
und unbeſtimmter Religionen. Bor= | gemeinden ®. 47 (6GS. 263) 8 37 und 
wiegend evangelifch find Oftpreußen, Berlin, | die vom Staate aufgenommenen Stifter, 
Brandenburg, Bommen, Sachſen, Schl.- | Möfter und Orden ER. II 1185 MO. — 
Holftein, Hannover u. die Reg Bez. Breslau Verleihung an Mennoniten ©. 74 (GE. 
n. Liegnig, vorwiegend fkatholifh danegen | 288), an Baptiften 75 GS. 374). — Mit 
Pofen, die Rheinprovinz, Hohenzollern, | Körperihaftsrechten nerfehene Religions. 
fowie die RBez. Münfter und Oppeln. gefellichaften find frei von Stempel $ 153 

Yu. 11 11 8 1—9 u. Bat. 30. ı Abi. 2 und Erbichaftsfteuer & 153 d. W. 
März; 47 (GOS. 121). — Eheliche Kinder BU. Art. 12, RO. 69 BGBl. 3921, 
ans gemifchten Ehen find, wenn die Eitern | Einf. in Süddeutſchl. $ 6 Anm. 12 d. M. 
nit über deren anderweite Erziehung ) Vu. Art. 14. 


— — — — — — — — — —— 
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AS eine Folge der Religionbfreiheit ift e& anzufehen, daß der in wer: 
geſchriebener Form vor dem Richter erflärte Austritt aus der Kirche ober 
aus einer mit Korperſchaftsrechten verfehenen Religionsgeſellſchaft die Befreiung 
vom den kirchlichen Berbandslaften nad, fich zieht?). 


3. Berhältnig des Staates zur Kirche. 


8 276. 


a) In der Anerlennung der Religionsfreiheit tritt der Staat nur negativ 
der Kirche gegenüber. Seine Beziehung zu ihr erfcheint damit aber noch nicht 
erfchöpft, fie äußert auch ihre pofitive Wirkung. Der Inbegriff der hieraus 
fließenden Rechte wird im Gegenſatz zu der von den Organen der Kirche felbft 
ausgeübten Kirchengewalt (Sirchenregiment, jus sacrorum oder in sacra) als 
Kirchenhoheit (jus circa sacra) bezeihnet. Während die Einwirkung der 
Kirche auf bürgerliche Rechtsverhältniſſe fait völlig befeitigt iſt?), kann der 
Staat feinem eigenften Wefen nad) auf gewiſſe Rechte gegenüber der Kirche 
nicht verzichten. Die Kirchenhoheit bildet dengemäß einen nothivendigen Be- 
ſtandtheil der Stantshoheit. Sie umfaßt: 

1. Das Yufnabmeredt (jus reformandı), jest nur die Verleihung der 
Korperſchaftsrechte umfafjend 29), 

2. Das Schug- und Schirmrecht (jus advocatiae), vermöge defjen Der 
Staat ſowohl den nöthigen frafrechtlihen und polizeilichen Schuß 
($ 244), als die erforderlihe Nechtshülfe bei vermögensrechtlichen 
Anfprüchen!!) zu gewähren hat und 

3. das Oberaufſichtsrecht (jus supremae inspectionis), mittelft deſſen 
er allen fein eigene® Gebiet verlegenden und gefährdenden Uebergriffen 
entgegentritt. 

Diefe ſtaatliche Aufficht ift nicht allein den einzelnen Sonfeffionen gegen- 
über verfchieden, fie bat ſich auch je nad dem wechjelnden Berbältniffe zwiſchen 
Staat und Kirche im Laufe der Zeiten mehrfach geändert!). Die Beitimmung 
ihrer Grenzen bietet große Schwierigleiten und ift zu einer Duelle enblofen 
Streiteß geworden. 


) G. 73 (86. 207), Ausf. Fü 73 : Baufaden Anm. 58 u. die Beitreibung 
(IMDB. 18). gaebhhr 3 M. © % | kirchlicher Abgaben Anm. 54. 
(86. 203) 8 2, Während im Mittelalter der Staat 
) In —* inne erfolgte die Auf» | vielfah von der Kirche eng erichien, 
utg der geiſtlichen Gerichtsbarkeit 8 174 | der abfjolute Staat des 17. u. 18. Jahr⸗ 
Abſ. 2 d. W. die Einführung der Zivilehe hunderts dagegen tief in ihr —* Leben 
5 204 u. die Befeitigung der kirchlichen | bineingriff, ſucht die Gegenwart in der 
Schulaufſicht 8 290 Abf. 5. , Scheidung der Kirchenhoheit von der Kirchen⸗ 
») 8 275, insbef. Ann. 2, 8, 6 d. W. gewalt die beiberfeitigen Gebiete feſter 
”) Dazu gehört die Regelung ſtreitiger gegeneinander abzugrenzen. 
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b) Im Verhältutk der Kirche zum Staate war erfterer durch 
die preußiſche Berfaſſung die felbfiftändige Ordnung und Verwaltung ihrer 
eigenen Angelegenheiten, der ungehinderte Verkehr mit ihren Oberen und bie 
freie Belebung der kirchlichen Stellen gewäßrt!?). In der feht und vollſtändig 
eingerichteten latholiſchen Kirche konnte diefe Vorſchrift nicht allein one weiteres 
ze Durchführung gelangen, fie erhielt auch durd milde Handhabung des 
Grundſatzes feitens des Staates, fowie dur geſchicktes und thatkräftiges Berx- 
geben der Biſchofe bald eine über ihre Abficht hinausgehende Anwendung. 
Die Aufliht des Staates und die Unterordnung der Kirche unter die Staats- 
gefege wurde allmätlid ganz in Frage geftelt. Dazu fam, daß mit Auf- 
ftellung des Unfehlbarkeitsdpogmas!*) der Bapft ein unbedingte® Anordnungsorecht 
für ſich in Anſpruch nahm, das bei dem allumfaflenden Charakter des fathe- 
liſchen Lehrbegriffes in das ſtaatliche Gebiet tief Yiueingriff und vermöge der 
in dieſer Kirche geübten firengen Disziplin in weiten Kreifen fi Geltung ver- 
ſchaffte. Demgegenüber ſuchte die f. g. Maigefeggebung bie vielfach ver⸗ 
wiſchte Grenzlinie zwifchen Kirchenhoheit und Kirchengewalt wieder beftimmter 
zu ziehen. Sie war zunächſt dur die Politit der Tatholifchen Kirche hervor⸗ 
gerufen und weſentlich gegen dieſe gerichtet, follte jedoch das ſtaatliche Auf⸗ 
fichtorecht allgemein, alfo auch der evangeliſchen Kirche gegenüber, feftftellen. 
Um dabei jeden and den Beſtimmungen der Verfaſſung herzuleitenden Einwand 
abzuſchneiden, wurden dieſe aufgehoben!) Nachdem dieſe Geſeſtgebung nach 
längeren Streite (Kulturkampf) zum größten Theil wieder beſeitigt worden 
ift!9), befteht jett folgender Rechtszuſtand: 

1. Für die Uebertragung eines geiftlihen Amtes in der chriſtlichen 
Kirche wird die Eigenſchaft als Deutfher, dat Abgangszeugniß auf einem 
deutſchen Gymnaſium und ein dreijähriges Studium auf einer dentſchen 
Univerfität vorausgeſetzt. Bon diefen Erforderniflen kann der Rultusminifter 
entbinden. Die Erridtung von Knabenkonvikten und Stnabenfeminaren (mit 
Gymnaſialunterricht) iſt unterfagt. Konvikte für Beſucher von Gymnafien 


” BU. Art. 15, 16 u. 18. — Das | umd die eingeflellt geweienenen ſtaatlichen 
Erfordernig flaatliher Zuſtimmung zu | —— an Biſchofe u. katholiſche Geiſt⸗ 


tirchlichen Erlaſſen Gus piaceti ER. II 11 
8 117 u. 118) war damit beſeitigt. 

“) Constitutio: Pastor seternus 18. 
Juli 70. 

»*, G. 75 (6. 259) betr. Aufhebung 
der BU. Urt. 15, 16 und 18. 

”, G. 80 (96. 285), 82 (GS. 807), 
83 (GS. 109), 86 (GS. 147) ind 87 
(88. 127). — Insbefondere wurden die 
Strafmittel der Aufenthaltsbefchräntung u. 
Eutziehung ber Reihe u. GStaatsangehörig- 
feit wieder befeitigt RE. 90 (RGDB. 66) 


liche wieder aufgenommen &. 82 Art. 2. 
Endlich wurden die inzwiſchen angefammelten 
Sperrgelder (16 Mil. M.) den Diözefen 
zurüdgegeben, um in biefen nad dem 
Beſchluſſe befouderer Kommiſſionen zunãchſt 
zur Entſchädigung der von der Einziehung 
Betroffenen verwendet zu werden. Aus den 
verbleibenden Summen find Didzeſanfonds 
gebildet, deren Erträge nad) Vereinbarung 
zwifden dem NKultusminifler und dem 
Dibzefanoberen zu kirchlichen Zwecken zu 
verwenden find G. 91 (88. 2237). 
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und Univerfitäten find dagegen zugelafien. Daffelbe gilt von Anflalten zur 
theologiſch praktiicher Ausbildung (Prediger- und BPriefterfeminarien)!). Die 
Uebertragung ift unzuläſſig, wenn der Anzuftellende der gefeglichen Exrforber- 
nifje für das geiftliche Amt ermangelt oder auf Grund von Thatfachen, welche 
auf bürgerlihem oder ſtaatsbürgerlichem Gebiete liegen, für die Stelle nicht 
geeignet if. Die Uebertragnng darf erft erfolgen, wenn der Anzuftellende 
dem berpräfidenten benannt und von diefem nicht innerhalb 30 Tagen 
wegen Mangels diefer Borausfegungen Einſpruch erhoben wird. Auf wider⸗ 
rufliche Webertragungen, auf die Anordnung von Hülfsleiftungen und Stell- 
vertretungen und auf die Beftellung von Pfarrverweſern findet diefe Vorſchrift 
feine Anwendung!®). Die Errichtung miderrufliher Seelforgeämter erfordert 
Genehmigung; daſſelbe gilt von dem Ausſchluſſe ober der Beſchränkung ber 
Magbarkeit der aus dem Amtsverhältnifie entipringenden vermögensredtlidhen 
Anfpräde!?). Zuwiderhandlungen, zu denen jedoch die Abhaltung von Meſſen 
und die Spendung der Sterbefahramente nicht gehören?”), find mit Strafe 
bedroht?!). Zugleich tritt die kommiſſariſche Verwaltung des Vermögens der 
nicht oder nicht ordnungsmäßig beſetzten Stellen ein??). 

2. Dem Mißbrauche der Kirchengewalt wird mehrfach entgegen- 
getreten. Die Geiftlihen find megen ftaatsgefährdender Predigten 
nnd Beröffentlihungen mit Strafe bebroht??), mährend die Anwendung 
kirchlicher Straf- und Zudtmittel, melde das religiös kirchliche Gebiet 
überfchreiten, oder gegen Leib, Vermögen, Freiheit oder bürgerlihe Ehre ge- 
richtet find, verboten ft). Die firhlihe Disziplinargemalt über die 
mit geiftlichen oder richterlichen Verrichtungen betrauten Kirdhendiener muß in 
einem beftimmten Verfahren ausgeübt werden; aud) die Strafmittel find begrenit; 
ſtrengere Beftrafungen find dem Uberpräfidenten anzuzeigen, dem auch be- 
ſtimmte Befugniffe bezüglich der Demeriten (Befjerungs)anftalten übertragen 


”), &. 11. Mai 73 (8S. 191) $1, =) &. 74 Art. 3—11, erg. (Befeitigung 
3—5, 14, v. 82 Art. 3, 0.86 Art. 1— 5 | des Berufungsrechtes der Patrone und 
u. d. 87 Art. 1. Coangelifäe Prediger- | Gemeinden u. damit der f. g. Staat® 
feminare & 287 Anm. 40 pfarrer) ©. 82 Art. 4. — Berwaltung 

») G. 73 81, 18-17. v ur (88. | erledigter katholiſcher Bisthumer &. 74 
139) Art. 1 u. in v. 88 At. 1u2 | (885. 135) 8 1—3, erg. ©. 80 Het. 1, 
u. v. 87 Art. 2 8 11u. 2. — Folgen 2 (die nah Art. 7 eingetretene Unwirk⸗ 
gerichtlicher Berufung G. 73 8 21  famleit ift wieder befeitigt &. 86 Art. 11) 

n. ©. 87 At. 28 4 u. ©. 83 Art. 2 Nr. 3. —* 

*) G. 4 ir 19 af. in. $ 20. — | dee ©. 1874 find aufgehoben G. 87 
Der Piarrbefegungszwang (8 18 u. 19 | At. 6). 

Abf. 2) ift aufgehoben ©. 87 At.2 88. ” StGB. 8 1304 (Kanzelparagraph). 

59. 86 Art. 15 u. v. 29. April 87 *) G. 13. Mai 73 (GS. 206) 8 1, 

Art. 285. auf Berjagung kirchlicher Guadenmittel un- 

8.73 8 22—24. — ©. 73 (85. anwendbar ©. 86 Art. 12. (Die 8 2-6 
198) $ 31, v. 74 Art. 2, v. 80 Urt. 5 | des erfteren Gef. find aufgehoben &. 87 
u. v. 83 Art. 3. Art. 4). 


— — —— — —— — 
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find?). Die in theilweifer Wiederherftellung des im deutſchen Reiche feit dem 
16. Jahrhundert beftandenen recursus ab abusu zugelafiene Berufung an die 
Staatöbehörde und der befondere Gerichtshof für Firdjliche Angelegenheiten 
find aufgehoben?®). Dagegen kann der Staat die Unfähipfeitserflärung zur 
Belleidung des Amtes in betreff folder Kicchendiener herbeiführen, welche die 
ftaatlihen Geſetze in einer mit der öffentlichen Orbnung unverträglichen Weife 
verlegen ??). 

3. Insbeſondere für die katholiſche Kirche ift das theilweife Berbot der 
Drden und die Einführung der flaatlihen Aufſicht über die Ber- 
mögensverwaltung berehnet?®). 


8 278. 

c) Die ftaatlichen Organe in Kirchenſachen find der Minifter der 
geiftlihen Angelegenheiten*?), bie Ober- und die Regierungspräftdenten und 
die Kirchen- und Sculabtheilungen der Regierungen?) Die örtlihen Be- 
börden handeln in der Regel nur im Auftrage diefer höheren Behörden. 


4. Gemeinfame Redtsuerhältniffe”), 
8 279. 

a) Die Kirche kommt in einzelnen räumlich abgegrenzten Gemeinden 
(Siechipielen, PBarochieen) zur äußeren Erſcheinung?). Während die 
katholiſche Kirche in ihnen nur Glieder der allgemeinen kirchlichen Gemeinſchaft 
erblidt, bilden fie in der evangelifhen den eigentlichen Mittelpunkt des kirch⸗ 
lichen Leben, und diefe Bedeutung findet ſich in der neueften Geſetzgebung, 
die den einzelnen Gemeinden eine geordnete Vertretung gegeben hat°?), 
weiter entwidelt. In beiden Kirchen befigen die Kirchſpiele Körperfchaftärenhte. 
Die eine Mehrzahl von Kirchſpielen umfchließenden Auffichtsbezirte heißen 
Didzefen. Die Neubildung wie die Veränderung der Kirchſpiele beftimmt der 
Staat, erftere unter Zuziehung der geiftlihen Dberen, letztere nad) Anhörung 


”, &. 12. Mai 73 (66. 198) 2 | 


bie 5, 8,1 9, 8.8 U 
87 Art. 3 

*) G. 86 Art. 9 u. 10. 

2) ©. 73 5 51-81, ag. 8. 80 Mn. 1 
n. d. 82 Art. 2 


Urt. 6—8 u. 


2) Rath. Ph 8 284 Anm. 13 u. 
14; evangelifche 8 286 Anm. 25. — In 
Hannover ift die Zuftändigfeit der evan⸗ 
geliihen Konfiftorialbehörden aufrecht er» 


2) Die Grundlage bildet das LR. Th. 
11 Zitel 11; Anm. 1. — Die Stellung 
der Kirche zum Staate hat 1a —* 
weſentlich verändert 8 277 

=") R. 11 11 Abichn. 5 h 887817, 
Die Kirchengemeinde hat im Geb. des ER. 
die vermögensrechtlihe Vertretung aud 
bezüglich der durch Beiträge der Ein⸗ 
gepfarrten zu erfüllenden Berpflidtungen 
Et d. RGer. 87 (MB. 78). 

=, 8 284 u. 288 d. W. — Das IR. 
enthält nur allgemeine Grundſätze. — 


halten; die fatholifhen Konfiflorien find |; Form der Zuſammenberufung ©. 46 
| (®8. 28. 


dagegen aufgehoben BG. 8 26 u. 27. 
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der Betheiligten”‘). Die immerhalb bes Kirchipield abgezweigten Nebenfirdgen 
heißen Tochter⸗ oder Fitialkicchen®®), während die den Sweden zweier Ge⸗ 
meinden von verſchiedenem VBelenntnifie dienenden Kirchen old Simultantindgen 
bezeichnet werden?‘). Zum Kirchſpiele gehören alle Anhänger des gleichen 
Bekenntniſſes, die in feinem Bezirte wohnen”). Die Aufbebung der Kirchſpaele 
fordert gleichfalls ftaatlihe Genehmigung. Sie erfolgt, wenn binnen 10 Iawen 
keine Mitglieder vorhanden geweſen oder fein Gottesdienſt gehalten worden ifi. 
Ihr Bermögen fällt in diefem Falle an die anderen Kirchen deflelben Be- 
fenntniffes der Provinz *8). 


g 280. 
b) Das Patronat, da8 bie unmittelbare Beauffihtigung und Die 
Sorge für Erhaltung und Vertheidigung einer Kirche in fich fchließt, ift in 
feinem Urfprunge auf die Grundherrlichkeit, auf Vertrag (insbefondere bei 
Schenkungen) oder auf die obrigkeitlihe Gewalt zurüdzuführen. Aus leßterer 
batte ſich nad) der Säkularifation (1803) der Begriff des landesherrlichen 
Patronatrechts entwidelt. Diejes ift verfhmunden; fonft hat fi) das Patronat, 
obwohl es eine Beſchränkung der kirchlichen Selbftftändigkeit und der Autonomie 
der Kirchengemeinden in fich fließt, bislang noch erhalten. Die Pflichten des 
Patrons beftehen in der Kirchenbaulaſt, die Rechte in der Auffiht über bie 
firlihhe VBermögendverwaltung, in der Wahl des Pfarrers, der Beftellung der 
niederen Kirchenbeamten, in gewiflen Chrenrechten und in dem Anſpruch auf 
nothdärftigen Unterhalt aus dem Kicchenvermögen bei ſchuldloſer Verarmung 
(Kompetenz) ?®). 
$ 281. 
c) Kirchenvermögen und Slirchenlaften. 
hatten die Kirche in den Beſitz eines anfehnlihen Vermögens gebradit. 


— — — — — 


Reiche Zuwendungen 


Erſt 


») ER. II 11 8 888- 240; ältere 
Provinzen G. 76 (&S. 125) Art. 286; 
Schl.⸗Holſtein u. KonfBez. Wiesbaden 
®. 78 (858. 145) Art. 816. — Das 
—— Recht ſetzt mindeſtens zehn Feuer⸗ 

ellen (mauri decem) voraus, 

a II 11 8 245-251, 8883, 348 

— Trennung der Küftereien ®.11 
(06 193 ). 

oa. II 11 8 809—817. 

Dal. 6 260-292, 308— 806 u. 108 
bis 111. — Aufhebung der Eremtionen 
&. 76 (6. 154). — Aufhebung bes 
fath. und ewangel. Pfarrzwanges in ber 
Dberlaufig KO. 25 (5. 226), in der 
Niederlaufig RO. 26 (SS. 106). — Die 
über einen größeren Bezirk verfireuten Mit- 
glieder einer Glaubensgemeinſchaft bilden 


die diaspora. — Einzelne fi) zu benad- 
barten Kirchſpielen haltende Gemeinden heißen 
vagirenbe oder Gaflgemeinden ER, II 11 
8 293—302; Aufhebung in Schleften, 
wo fie fi befonbere zahlreich entwidelt 
hatten ©. 80 (GS. 51). 

=) 29. II 11 8 306-808; ©. 38 
(8®. 51). 

”, 2. 11 11 5 568-617 u. (Rechts⸗ 
verhältniß des Nießbrauchere) I 21 8 46, 
46; KirchengemO. f. d. fl. Prop. $ 6 
u. 28 nebſt Staats. (% 288 Anm. 51 
d. W.) Urt. 8. Batronatrechte find beim 
Domünenverlaufe nicht mit zu veräußern 
KO. 12 (GES. 3) umd ruhen für &üter, 
die fh im Beſitze von Juden beftuben 
V. 16 (86. 207). — Das durch BU. 
Art. 17 üb. das Kirdhenpatronat u. bie 
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feit dem 13. Jahrhundert erfuhren fie durch die Amortifationsgefege einige 
Einſchränkungen, weil dad weltliche Gut beim Uehergange in die „todte Hand” 
der. Kirche wegen der Unveräußerlichkeit dem Verkehre entzogen wurde‘). 
Tiefer griffen die fpäteren Einziehumgen des Kirchengutes zu ftaatlihen Zwecken 
(Säfhlarifatiouen) ein, wie fie durch den Wegfall des kirchlichen Zweckes, 
häufiger aber durch die Finanznoth der Staaten veranlaßt wurden“). Zum 
Theil wiirde mit der Einziehung ein beſtimmter Verwendungszwed verbunden“?). 
Das Kirhenvermögen erſcheint im Landreiht*?) als Eigenthum der Kirchen⸗ 
gemeinden**) und ift von den Kirchenkollegien zn verwalten“). Gleiches gilt 
von dem Pfarrvermögen, an dem indeß der Pfarrer den Nießbrauch hat**), 
der aber in der evangelifchen Kirche jegt auch fortgefallen ift (8 282 Abf. 2). 


Bedingungen feiner Aufhebung verheißene 
G. ift nicht ergangen. 
an “) Ehenkungen an Körperfchaften $ 387 
h © 5 Ott. 10 (GS. 32). 
= Dahin gehören insbefondere: 

a) der hannoverfhe Klofter- 
fonds, der das von vormaligen 
Klöftern u. ähnlichen Stiftungen her 
rüührende Vermögen umfaßt und ale 
fromme Stiftung juriftifche Perfönlichkeit 
befitt. Er wird zu Zuſchuſſen für die 
Univerfität Göttingen, für Kirchen, Schulen 
u. zu milden Sweden verwendet u. zu- 
glei mit einigen anderen Stiftungsfonds 
von der dem Kultusminifter unterftellten 
fönigl. Mofterlammer verwaltet Bat. 18 
(han. GS. I 45). 

b) Die Domftifter in Brandenburg 
(Regul. 30. Nov. 26), Merfeburg m. 
Naumburg nebft dem Kollegiatftifte in 
Zeig (ARE. 18. Juni 79) find in der 
Mitte des 10. Jahrhunderts von Otto I 
zur Erhaltung nnd Förderung der chriſt⸗ 
lien Kirche gegründet umd aud nad ber 
Reformation, mit der ihre Beilimmung 
als geiftliche Korperſchaft aufhörte, ſowie nach 
dem Reichsdeputationshanptichluß (1803), 
der die Stifts- und Kloftergüter der Ber: 
fügung des Randesheren zumwies, in ihrem 
Börperfchaftlihen Verbande erhalten ge» 
blieben. Ihre Einkunfte find theils zur 
Ansftattung berporragender Staatsdiener 
mit Präbenden, theils zu Kirchen⸗ und 
Schulzweden verwendet worden. — Das 
IR. behandelt diefe Stifter als geiftliche 
Seen fSaften II 11 Abſchn. 20 (8 1218 

8 123 
c) Rah Aufgebung der geifllicden 


Nitterorden iſt in ehrenvollem Andenken 
an den früheren Johanniterorden zur Be⸗ 
gründung u. Erhaltung von Krankenan⸗ 
ftaften ber preußifche St. Johauniter⸗ 
orden eingerichtet (Urk. 13 GS. 109) n. 
als Balley Brandenburg nen geftaltet (KO. 
52 GS. 53 ©. 1). 

= RB. II 11 Abſchn. 4 (8 160—236), 
Berwaltung der Kirchengüter Abſchn. 9 
(8 618—771); ferner Zul. 191 des oſtpr. 
u. 8 81—46 des weſtpr. Propdtechts 
(8 171 Anm. 3 d. W.); f. d. Mark KO. 
45 (85. 485); f. Schleſien Gunters- 
blumer Ed. 14. Zuli 1793. — Staats» 
aufficht in der fathol. Kirche 8 284 d. W., 
in der ev. Kirche, Ülteren PBrovingen &. 76 
(88. 125) Art. 24—27, f. Schl.-Holftein 
u. KonſBez. Wiesbaden S 78 (88. 145) 
Art. 32—85. — Kirchenkollelten $ 246 
Anm. 15 d 

“) IR. 1118 160, 170, 183 un. 191. 
— Befreinng von der Pflicht zur grunde 
huchihen Eintragung $ 308 Anm. 50 
d. 

— I 11 8 157 u. 217. — Aus 
behnung des für geiftliche Bedurfnifſe be» 
fimmten nafſ. ev. Zentralkirchenfonds n. 
der naff. ev. Pfarr-Wittwen u. Waifenlaffe 
auf die vorm. heſſ. Theile des KonſBezirks 
Wiesbaden G. 88 (8. 23). Kirden- 
gefetge betr. den Fonds u. die Kafle v. 87 
(85. 491 u. 134. 

“) 2. II 11 Abſchn. 10 (8 778806), 
Berpflihtung zu Ausbefferungen ZR. 42 
MB. 111). — Bfarrauseinanderfegung 
in den vorm. ſüchſ. Landestheilen ©. 55 
(GS. 267), in der biſchöflichen Didzeſe 


‚Kulm 8. 42 (06. 208). 





j 
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Die Kirche ift in der Regel frei von Grund-, Gebäude-, Stempel- und Erb- 
{&aftöfteuer*?). 

Zum Rirhenvermögen gehören neben dem Ertrage der Zehnten und 
ſonſtigen Grundabgaben *?) auch die Kirhöfe*?) und kirchlichen Gebäude. 
Neue Kirchen können nur mit Staatsgenehmigung erbaut werden). Die 
Kirchen- und die Pfarrbaulaft (fabrica ecolesiae) beftimmt ſich im Gebiete 
des Landrechts zunähft nah Verträgen, Erkenntniſſen, ununterbrodenen Ge⸗ 
mohnbeiten oder befonderen Provinzialgefegen. Wo ſolche fehlen, trägt das 
Kichhenvernrögen die. Koften, fomweit Died ohne Nachtheil der aus der Kirchen⸗ 
kafſe zu beftreitenden jährlichen Ausgaben geſchehen fann. Reicht diefes Ber- 
mögen nicht aus, fo haben bei Landkirchen die Kingepfarrten ein Drittel, der 
Batron zwei Drittel, bei Stadtlirchen die Eingepfarrten zwei Drittel und der 
Patron ein Drittel der Koften beizutragen. Bei Landkirchen haben jedoch die 
Eingepfarrten ftet3 die Hand- und Spanndienfte vorweg zu leiften?!). Die 
Borbereitung und Ausführung der Bauten erfolgt durch die Gemeindeorgane 
unter Auffiht der ‚Vorgefegten®). In Streitfällen hat die Regierung die 
vorläufige Entfcheidung zu treffen (Regulirung des Interimiftiftums). Gegen 
diefe ift bezüglich der Notwendigkeit ımd der Art des Baues der Relurß an 
den Minifter und bezüglich der Auflegung und PVertheilung der Koften ber 
Rechtsweg zuläffig ®). 


*) Kom. Abg. G. 93 (65. 152) lauſitz Pl. BOT. 58 (Entid. Br. 24 ©. 1); 
& 248. Gtempelftuerr 8 1523 Abf. 2; | Pommern Kirhend. 1535 u. 1690; 
Erbſchaftsſteuer 8 153; Gerichtstoften $ 187 | Schlefien KO. 39 (MB. 40 ©. 154), 
Abi. 3 d. W. Oberlaufig V. 46 (GS. 164); Magdeburg 

“) 2ER. II 11 Abſchn. 11 (8 857— 938). | Kirhend. 9. Mai 1789, vorm. fädl. 
— Schleſ. Zehntverfaffung ©. 65 (5. | Landestheile der Prov. Sachſen 8. 44 
172). — Abldſung der Abgaben 8 320 (GGS. 698); Herz. Weftfalen const. Clem. 
Abſ. 38 d. W. — Bertheilung bei Zer- | 28. Aug. 1715. — Auf dem linfen Rhein- 
ftüdelungen $ 319 Abſ. 2, bei Gründung | ufer ift bie dem franz. Rechte entftanımende 
von Kolonien 8 266 Abi. 5 d. W. Verpflihtung der bürgerlihen Gemeinden 

#) 8 255 Abſ. 29. ©. (8.45 GS. 163) auf die Sirhengemeinben 

) M. U 11 8 176—178 u. 3. 76 | übergegangen ©. 80 (85. 285). — 
(GS. 395) Art. I4. — Unberührt durch Seranziehung der Einfommen unter I00 M. 
das BGB. bleiben die Iandesgefeglihen | wie $ 77 Anm. 45 d. W. — Unterhaltung 
Beftimmungen über die Kirhen- u. Schul. | der als Küftereien dienenden Schulhäuſer 
baulaft ES. Art. 132 u. über die Be- | 8 291 Abi. 5 d. W. 
nugung der Kirchenplätze (2. II 11 =) Ausführung der Kirchenbauten 
5 676--85) EG. Art. 183. Die Ber | Reg. 62 (MB. 239), ZR. 70 (MB. 71 
theilung erfolgt durd die kirchliche Auf- S. 18), 72 (MB. 326) u. (Mitwirkung 
fihtsbehörde, im Bereich der RO. u. | der Staatsbaubeamten) 81" (MB. 26) n 
Syn.D. unter deren Genehmigung durch | RE. 96 (KOB. 3). Die allgemeinen Be- 
die kirchlichen Gemeindeorgane Erf, KEH. | dingungen für die Ausführung von Staats- 
83 (KOB. 6). bauten u. für Leiftungen u. Lieferungen 

28.1111 8 710-771 u. 790; Zuf. | ($ 264 Anm. 12) finden aud im Gebiete der 
197 u. 200 bes oſtpr. und 8 38 des welt. Kirhen- und Schulverwaltung Amwendung. 
Provdtechts (4 171 Anm. 3); Branden- a. II 11 8 708 u. 709, 8. 46 
burg: Mär, V. 11. De. 1710 u. 7. | (GS. 440) 8 31 nebſt RO. 05 (Rabe 
Feb. 1711 (Babe I 1 ©. 399), Nieder- VIII 267), Erl. 28 (KU. XII 688) u. 74 








— — — — — — — — — — — —— 
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Die Kirhenfieuern werden in Ermangelung eines hergebrachten Maß⸗ 
ftabe® nad) den direkten Staatöfteuern oder den Gemeindeftenern vertheilt‘*); 
aud) zur Vermeidung der Doppelbefteuerung finden im Wefentlichen die für 
die Gemeindebeftenerung maßgebenden Grundfäge (8 77 Abſ. 4) Anwendung *6). 


8 282. 

d) Anftelung, Rechte und Pflichten der Geiftlichen und Slicchen- 
Diener beitimmen fi, ſoweit dabei nicht das kirchliche Hoheitsrecht des 
Staates in Frage kommt ($ 277), zunähft nad) der VBerfaflung der einzelnen 
Kirchen *6); daneben find ihnen einzelne Vorrechte gemeinſam beigelegt 5”). Die 
Geiſtlichen können zwar, nachdem der Kirche die Selbſtſtändigkeit beigelegt ift, 
nicht mehr ald Staatsbeamte angefehen werden; immerhin trägt ihre Stellung 
den Charakter eines öffentlichen Amtes. Sie genießen öffentlichen Glauben 
in bezug auf die früher geführten Kirchenbüdjer®?) und find gegen Amts» 
beleidigungen gefhüßtS?). Ungeftellte Geiftliche find im Beurlaubtenftande 
md in der Erfagreferve vom Militärdienft mit der Waffe”), von der Ber- 
pflichtung zur Uebernahme der ©emeindeämter (8 78, 79) und vom Schöffen- 
dienfte (3 178 Abf. 2) und Gefchmworenendienfte ($ 177 Abſ. 4) befreit. 

Ihr Dienfteintommen fann nur unter denfelben Beſchränkungen be- 
ſchlagnahmt werden wie das der Staatsbeamten ($ 71) und ift von Gemeinde- 
fteuern frei). Zur Berbeflerung des Dienfteinlommens, das ſich — ähnlich 


—— — - — 


(MB. 97), ferner im Geb. der Landeskirche 
G. 76 (GS. 135) Art. 232 u. in Schl.⸗ 
Holfein u. dem KonfBez. Wiesbaden ©. 78 
(8. 145) Art. 312. — Rechtsweg 8 170 
Anm. 119. ®. 

“) Aeltere Brov. 3. 83 (MB. 267), 
84 (MB. 198) u. 86 (MB. 18). — Die 
Kirhen- u. Pfarrabgaben genießen ein 
Borreht im Konkurſe KoukO. 8 613 u. | (ROB. 28) 8 73 
unterliegen der Beitreibung im Berwaltungs- ” StB. $ 196. — Die Konflikt- 


Abſchn. 3 (8 113 — 155) handelt vom Kirchen- 
wege (& 136 Anm. 23) KO 36 (®S. | erhebung bei gerichtlicher Verfolgung wegen 


oberen, Abihn. 6 ($ 318—549) vom 
Bfarrer u. Abſchn. 7 (8 350-567) von 
weltlichen Kirchenbedienten. — Yortfall der 
Eheerlaubniß $ 65 Anm. 40; Kündigung 
von Miethwohnungen bei Berjeßungen 
| $ 73 Anm. 54 dv. ®. 

* R. II 1 8 481-505; ©. 75 


198) Nr. 1,2 u. (Zuläffigleit des Rechte- | Amtsverlegung ($ 64 d. W.) ift auf Geiſt⸗ 
wegee) ©. 61 (88. 241) 8 15, 16 liche nicht amvendbar OB. (VIII 390). 
wendbarleit in der Rheins, Erk. 8. ” 8.74 (RGB. 45) 8 65 Abi. 2 u. 
8.9. 57 (IMB. 58 ©. 47), in New | ©. 88 (XGB. 11) Art. 1I $ 13 Abf. 6. 
vorpommern u. Rügen €o. ; . 330. 99 | Katholifche, Theologie fubirende Militär. 
(98. 388) 5 6. — girl Gebühren pflichtige werden im Frieden bis zum 
berjäßren in 4 Jahren ©. 99 (88. 177) | 1. April des 7. Militärjahres zurüdgeftellt 
Art. und, wenn fie inzwiſchen die Subdialonate- 
j ”) * \ 11 $ 264, 265, 789 u. 386 weibe empfangen, unter Befreiung von der 
vor. Anm 


KB der Erſatzreſerve überwiefen 
“) Katholiſche Geifllihe 8 283 Abf. 2, | ©. 90 . 23 
evangeliihe 8 287 Abſ. 4d. W. — Mili» 
tärgeiftliche 8 104 Abſ. 1. — GStrafanftalts- 
geiſtliche 8 229 Anm. 85. 
”) Das ER. II er behandelt die Geiſt⸗ 
lichen iu Abſchn. 2 (8 58-107). Der 


“) —* —8 98 (86. 152) 8 24k; 
verb. 8 774 Abſ. 5 dv. W. u. 8 291 
Anm. 31. — Bermogensrechtliche Anfprüde 
aus dem Dienfiverhältniffe $ 71 Anm. 42; 
Berjährung ber Gebühren wie Anm. 54. 
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mie bei den Volksſchullehrern (5 293 Abf. 2) — aus Grundgehalt, Alters- 
zulagen und Dienftmohnung oder angemefjener Miethsentfhädigung mſammen⸗ 
feßt, exgingen befondere Geſetze. Das Dienfteintommen ift von den euangelifdgen 
Kirchen“ und den katholiſchen Pfarrgemeinden in der beftimmten Höhe zu ge- 
währen, wobei diefen im falle der Leiftungsunfähigkeit widerruflihe Beihälfen 
aus den vom Staate jährlih ausgeſetzten Mlitteln (3,4 Mil. M. für bie 
fatholifche, 6,5 für die evangeliſche Kirche) von den Kirchenbehörden gewährt 
werden können. — Das Grundgehalt ift für die katholiſchen Pfarrer auf 
mindeftens 1500 M. feftgefest und fteigt von 5 zu 5 Yahren durch Alters⸗ 
zulagen um 400 M. bis zum Betrage von 3200 M.®). — In den evange- 
fifhen Gemeinden beträgt das Grundgehaft mindeftend 1800 M. und fleigr 
von 5 zu 5 Yahren durch Alterszufagen um 600 M. bis zum Betrage von 
4800 M. Dabei geht die Verwaltung des Stelleneintommens (Pfründe), an 
dem früher dem Geiftlihen der Nießbrauch zuftand (8 281), grundfägli auf 
die evangelifchen Kirchengemeinden über. Der Geiftlihe wird dadurch von 
den mit der Naturalmirtbichaft verbundenen Schwankungen und Scwierig- 
teiten befreit und ausfhließlid auf Geldeinkommen angemwiefen. Zur Zahlung 
der Alterszulagen ift ferner für alle im Staate beftehenden evangelifdhen 
Landeskirchen eine gemeinfame Alterszulagekaſſe als felbftftändiger Fonds mit 
eigener Rechtoperſonlichkeit gebildet, die nach Art einer Rentenverfiherungs- 
anftaft fefte Beiträge von den Kirchengemeinden erhebt*®). 


d. die katholifche Airche. 


8 283. 

a) Die Berfaflung der katholiſchen Kirche beruht auf der feftgegliederten 
Drdnung der Geiftlichkeit (Hierardjie), die durch BPriefterweihe und Colibat 
von dem Laienftande fireng abgefchloffen wird. Die Geiftlichleit bildet inner- 
halb der durch die Kirchenhoheit gezogenen Grenzen!) den Träger ber Kirchen⸗ 
gewalt. An der Spite fteht der Papft mit den ihn umgebenden Beamten 
(Kurie)). Den Mittelpunkt der geiftlihen Thätigfeit bilden dagegen die 


— — — —⸗ 


G. 2. Juli 98 (GS. 260). 


| für die Alterszulagekafſe angefügt, m. a. 
“), Staats®. 2. Zuli 98 (GE. 155) S. 165. 


nebft Kirchengeſetzen für die älteren Pro- 
vinzen (OS. 159, AusfAnw. 99 KGEB. 
87), Hannover (85. 172, befonders ab⸗ 
gedruckt 243, Inkrafttreten 260, reformirte 
Kirhe 230), Schl.Holſtein (daf. 189), 
Konſ. Bez. Kaſſel (daf. 203), Wiesbaden 
(daf. 216). Den Geſetzen find die Sagungen 


8 276 u. 277 b. W. 


2) Die wichtigſten find die Kardinule, 
deren Kollegium zur Bapftwahl berufen iR. 
Zur Grledigung auswärtiger Geſchäfte 
werden Legaten, Nuntien u. Internuntien 
beftellt. 


Kulturpflege; Kiche und Neligionsgefellihaften. 8 283. 401 
Bifhdfe?) ald Kirchenobere in den Diözefent), die jedoch, foweit fie nicht 
unmittelbar dem Papſte untergeordnet (erimirt) find, als Suffraganbiſchöfe 
unter dem Erzbiſchofe ftehen. Dem Könige haben fie Treue und Gehorfam 
zu ſchwören*). Zur Unterftägung der Bifchöfe find die Weihbifchöfe, zu ihrer 
Bertretung in Berwaltungsfachen die Generalvifare beftimmt. Dem Bilchofe 
ftehen die Kapitel zur Seite, deren Mitglieder (Kapitulare) bei dem Stifte 
eine Pfründe (Stanonilat) befiten und mit gottesdienftlihen Verrichtungen bei 
der Hauptliche betraut find‘). Die Einrichtung und Ausftattung der Bis- 
thümer und Kapitel gefhah nad der Säkulariſation durch Bullen”), die un- 
befchadet der Hoheitsrechte Iandeöberrlih genehmigt find. Die Wahl der 
Bifchöfe erfolgt unter Ausſchließung der dem Landesherrn nicht genehmen 





Kandidaten (personae minus gratae) durch die Domfapitel®). 


— — —— — — 


” Ge nah dem Vorwalten des päpſt⸗ 
lihen oder bifchöflihen Einfluſſes unter- 
Icheidet man das Papal⸗ (Kurial-) u. das 
Epiſkopalſyſtem. Nah letterem hat 
der Papſt nur gewiſſe Vorrechte (Primat), 
bieibt aber fonft der Gejammtheit ber 
Bifchöfe (dem dlumeniſchen Konzile) unter- 
worfen. Zu völliger Losfagung vom Papft- 
thum ift das Epiffopalfuftem in der an⸗ 
glikaniſchen Kirche gekommen. — In 
Deutfhland bat das Unfehlbarkeitsdogma 
(6 277 Am. 14 d. W.) die Alt- 
katholiken zu einem Ähnlichen Schritte 
geführt. Diefe haben fi} unter einem 
eigenen Biſchofe (in Bonn) zuſammen⸗ 
geſchloſſen (1873). Der Staat behandelt 
diefen Gegenfag als einen inneren und 
dogmatiſchen. Er fieht demgemäß die Alt- 
fatholifen als in der katholifhen Kirchen⸗ 
gemeinfchaft ftehend an, hat ihren Biſchof 
anerfannt und ihnen, wo fie innerhalb 
eimer Kirchengemeinde in erheblicher Zahl 
übertreten, einen Anſpruch auf Benutzung 
des Kirhenvermögens eingeräumt ©. 75 
(®. 333). 

LER II 118 116—140. 

8. 87 (6GS. 11). 

e) 2. 11 11 Abſchn. 12--14 (8 989 
bis 1056) u. Abichn. 17 (8 1073 — 1159). 
— Rang u. Aszenfionsverhältnig KO. 
36 (88. 201) — Die Kapitel, deren 
Urfprung auf das Zuſammenleben der 
Geiftlihen bei den größeren Kirchen zınüd« 
zufügren ift, heißen bei erzbifchöflichen 
Kirchen: Hochſtifter, bei Stiftskirchen: 
Kollegiatftifter (Aachen). 

2) Bullen find feierliche (mit dem großen 
Siegel verjehene) päpftlihe Erlafſſe und 

Que be Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


ftehen im ®egenfa zu den in Briefform 
abgefaßten Breven. 
°®) Solche als Geſetz erlaffene (nicht als 

Berträge zuftande gekommene) Bullen 
beftehen: 

a) für die alten Provinzen: de salute 
animarum KO. 23. Aug. 21 (GE. 113); 

b) fr Hannover: Impensa Roma- 
norum Pat. 34 (hann. GS. I 87); 

ec) für die neben Württemberg, Baden 
u. Heſſ. Darmſtadt aud die Provinzen Heſſ.⸗ 
Naſſau und Hohenzollern umfaffende ober⸗ 
rheinifche irchenprovinz: Provida solersque 
und Ad dominici gregis custodiam kurh. 
8. 29 (kurh. GS. 45), nafl. Ed. 27 (8. 
Sammi. 1V 465) und Franff. ©. 30 
(Frankf. GS. IV 181). — Zur Sicherung 
des ftaatlihen Auffichterechts bei Ernennung 
der Geiftlihen und Benwaltung des Kirchen- 
vermögens haben bie betheiligten Staaten 
übereinfiimmende Verordnungen unterm 
30. San. 30 u. 1. März 58 erlaffen. 

Bisthümer wurden banad errichtet: 

a) i. d. alten Prov. d. Erzbisth. Köln 
mit den GuffraganbistHümern Xrier, 
Münfter (zugleich f. d. Großh. Oldenburg 
Vtr. 37 GS. 125) u. Paderborn; d. Erz⸗ 
bisth. Gneſen in Poſen, das mit dem 
Bistyum Poſen vereinigt u. über das 
Suffragan-Bisth. Kulm in Belplin geftellt 
wurde, und die eremten Bisthämer Breslau 
(Furſt⸗Bisth.) u. Ermland in Frauenburg. 
(Die Graffhaft Glatz und der Diſtrikt 
Katſcher ſtehen unter den Erzbifhöfen von 
Prag und Olmutz, die indeß inlänbifche 
ae zu beftellen haben LR. II 11 
8 

b) in Hannover die Biethumer Hüdes- 

236 
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Unter den Bifchdfen fiehen die Pfarrer?), deren einzelne ald Dechanten 
mit der Auffiht über die Übrigen betraut find. 


8 284. 

b) Die VWermögendvertwaltuug in den katholifhen Kirchengemeinden 
war nad der Berfafiung auf die Bifchöfe übergegangen. Diefe hatten im 
Widerſpruch mit den Vorſchriften des Landrechts10) alle kirchlichen Beſitzthümer 
al8 allgemeines Vermögen der Kirche in Anſpruch genommen und die Kirdjen- 
vorftände zu bloßen Organen des Biſchofs herabgedrädt. Demgegenüber ift 
diefe Verwaltung den Kirchengemeinden zurüdgegeben und nad) feiten Grund- 
fägen geordnet worden!!). Zu diefem Zwecke wählt die Gemeinde zwei 
Drgane, den Kirchenvorſtand, deſſen Borfig in der Regel dem Pfarrer zuftebt, 
fie die laufende Verwaltung und die Gemeindevertretung zur Ueberwachung 
der wichtigeren Verwaltungshandlungen 12). Die Aufficht gebührt den Kirchen⸗ 
behörden; in einzelnen Fällen wird anfltatt oder neben diefen die ftaatliche 
Genehmigung erfordert!?). Die fefte Ordnung diefes Gebietes und die Mit- 
wirkung der Gemeinbemitglieder bezeichnet einen Fortfchritt; doch erſcheint dem 
zum Theil höchſt einfachen Berhältniffen gegenüber die Verwaltungseinrichtung 
zu ſchwerfällig. 

In ähnliher Weife find die ſtaatlichen Aufſichtsrechte über Die 
Bermögensdverwaltung der Diözefen geregelt; nur find diefe etwas 
erweitert, um die hier fehlende Uebermadung der Gemeindevertretung zu er- 
fegen !*). 


8 285. 
c) Die Orden und ordendähnlichen Songregationen der Tatho- 
liſchn Kicche!d) hatten mit der diefer durch die Verfaſſung gewährten Selbft- 





heim u. Osnabrück, letzteres zugleih für 
Schl.Holſtein; 

c) in der oberrhein. Kirchenprovinz 
(Erzdiögefe Freiburg) die Suffragan- 
bisthHämer Fulda und Limburg und (für 
Hohenzollern) das Erzbisthum Freiburg i. B. 

) Dienfteintommensverbeflerung $ 282 
Abſ. 2 d. W. — GSterbequartal der Erben 
in den weit. Prov. rechts bes Rheins 8. 
43 (865. 289). 

) 8 281 d. MW. (Anm. 44 u. 45). 
Aehnliche Srundfüre beflanden in den nicht⸗ 
landrechtlichen Landestheilen. 

u) G. 20. Juni 75 (GS. 241). — 
Vermogensrecht und Vermoögensverwaltung 
der kath. Kirchengemeinden in Preußen v. 
Schilgen, 2 Bünde (3. Aufl. Paderb. 93). 

7) Daſ. $ 1—46, 56 u. 57 u. G. 86 
(88. 147) Art. 10 u. 14. — Im Geb. 


bes rheiniſchen echtes hat der Pfarrer 

ſtets ven Borfik G. 93 (GS. 68). 
"9.75 8 47—55, 58 u. 8. 93 

(GS. 13). 

ın ®. 76 (86. 149) u. V. 93 (66. 


). 

” Das LR. (II 11) behandelt die 
Orden in Abſchn. 12 (8 939—1021), 
Abſchn. 15 (8 1057—1069) u. Abſchn. 18 
(1160—1198, die bie Rechtsfähigkeit 
ausfchfießenden 8 1199 —1209 find auf 
nehoben ©. 99 ES. 177 Art. 891c). — 
Die Klöfter mit Ausnahme der auf 
Jugenderziehung und Krankenpflege ge- 
richteten, fomwie ber in den fpäter er- 
worbenen Provinzen vorgefundenen waren 
durch Ed. 28. Oft. 10 (85. 32) auf- 
gehoben. 
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ftändigkeit eine außerordentliche Ausdehnung gewonnen. Ihre auf unbedingtem 
Gehorfam und ftrenger Abgeſchloſſenheit beruhende Einrichtung, fowie ihre 
Hauptfählih auf Jugendbildung und Seelforge gerichtete einflußreihe Thätig- 
teit machten fie im Kampfe der katholiſchen Kirche mit dem Staate zu be- 
fonders wirkſamen und gefährlichen Werkzeugen der erfteren. Aus dieſem 
Grunde wurden fie unter Ausſchluß der vorhandenen und ſich auf die Kranken⸗ 
pflege beſchränkenden Niederlafiungen aufgehoben. Demnächſt wurde indeilen 
den beftehenden und fid) ausfchlieglich der Krankenpflege widmenben Genoffen- 
{haften die Gründung neuer Niederlaffungen, die Pflege und Unterweifung 
noch nicht ſchulpflichtiger Kinder und die Leitung beftimmter gemeinnüßiger 
Anftalten geftattet; endlich wurden diejenigen Drden wieder zugelaflen, die ſich 
der Aushülfe in der Seelforge, der Uebung der chriftlihen Nächftenliebe, dem 
Unterriht und der Erziehung der weiblihen Yugend in höheren Anftalten 
widmen oder ein befhauliches Leben führen. Alle Orden unterliegen der 
ſtaatlichen Beaufſichtigung ?6). 

Der Jeſuitenorden ift vom Gebiete des Reiches ausgeſchloſſen. Gegen 
feine ausländifhen Angehörigen kann Ausweifung, gegen die inländifchen Auf- 
enthaltsbeſchränkung verfügt werden?!) Gleicher Borfchrift unterliegen alle 
ihm verwandten Orden und orbensähnlichen Kongregationen ’9), 


6. Bie euangelifche Kirche”). 
8 286. 

a) Ueberſicht. In der Einrichtung ber evangelifchen Kirche wird bie 
Presbyterial» und die Episfopalverfaflung unterſchieden. Nach erfterer ruht 
die Sirchengewalt in der Hand der aus der Wahl der Gemeinden hervor- 
gehenden Organe, während fie nad) letterer von dem Landesheren als oberftem 
Bifchofe ausgeübt wird. Inſofern diefer die Ausübung auf Follegiale Be- 
hörben (Ronfiftorien) überträgt, wird die Episfopalverfaflung zur Konſiſtorial⸗ 
verfaflung. 


ic) G. 31. Mai 75 (GS. en einge 
in Lauenburg ®. 78 (85. 97) 8 5 
Erweiterte Zulaffung & 8. 80 66. 286) 
Art. 6 u. v. 86 (GS. 147) Art. 13 nebft 
3. 87 (MB. 18) u. ©. 87 (GS. 127) 
Art. 5; Dieberverleihung der Körperfchaftg- 
rechte ®. 88 (GS. 113). 

RO. * Juli 72 (RNGB. 253), 
AusfBek. 72 (daſ. 254), 73 (daſ. 109) 
u. 94 (RGB. 503); Einf. in Elſ.⸗Loth⸗ 
ringen ©. 72 (GB. f. ER. 506). — Der 
Jeſuitenorden, der fi als geididter und 
eifriger Vorkämpfer der kath. Kirche gegen 
alle anders Denkenden vorzugsweiſe hervor» 
gethban, war 1773 vom Papſte aufgehoben, 
hatte ſich aber bis zu feiner 1814 erfolgten 


Wiederzulaffung unter verfchiedenen anderen 
Namen zu erhalten gewußt. 

», Dazu zählen die Lazariften, die Kon- 
gregation vom heil. Geiſte und der weib- 
lihe Orden von heil. Herzen Jeſu Bel. 
73 (38. 159), aber nicht mehr die befonders 
in Baiern vertretenen NRedemptoriften und 
die Väter nom heil. Geifte Bel. 94 
(RGEB. 503). 

») Die Bezeihnung wurde durch KO. 
21 (RA. V 341) vorgefchrieben. — Truſen, 
Kirchenrecht der ev. Landeskirche (2. Aufl. 
Berl. 94); Goßner, preuß. ev. Kirchenrecht 
(Berl. 99); Nie, Berfaffungs- und Ver⸗ 
waltungsgefeße (2. Aufl. Berl. 95). 


26* 
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Die Presbyterialverfaffung nahm die apoftolifhe Gemeinde zum 
Borbilde. Sie konnte fi nur da frei entwideln, wo die Reformation nicht 
dein Landesheren ihre Einführung verdankte und die Gemeinden fi deshalb 
auf fi felbft angewiefen fahen. Die8 war vorwiegend bei den Anhängern 
des reformirten Bekenntnifſſes und vor allem in der fhottifhen Kirche und in 
Frankreich der Fall, von wo aus Flüchtlinge diefer Berfaffung in der Pfalz, 
in Holland und am Niederrhein Eingang verſchafften. Wo die Presbyterial- 
verfaflung in weiteren, über die Gemeinde binausgehenden Berbänden zum 
Ausdrude kommt, wird fie zur Synodalverfaffung. 

Wo dagegen, wie es in den meiften deutſchen Staaten und befonder® in 
Preußen der Fall war, die Reformation durd die fFürften eingeführt wurde, 
hat ſich die evangelifhe Kirche nur in engfter Anlehnung an den Staat zu 
entwideln vermodt. Eine getrennte Staatsauffit konnte fi nit ausbilden, 
da Kicchenhoheit und Kirchengewalt in der Hand bed Landesherrn zufammen- 
fielen und die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten im wefentlihen als 
Gegenſtand der Staatsverwaltung angefehen wurde ?®). 

Die dem Landesherrn über Rutheraner und Reformirte zuftehende Orbnungs- 
gewalt ift für die alten Provinzen unbeſchadet des Belenntnifjes der Einzel 
gemeinden in der Union zu einer Geſammtordnung zufammengefaft, die 
der Ausgangspunkt für die preußifche Landeskirche geworden iſt. Sie beruht 
auf der Annahme, daß die Unterſcheidungslehre beider Belenntniffe für bie 
vollftändige Gemeinſchaft am Gottesdienfte, an den Sakramenten und an der 
Ausübung der Gemeinderechte fein Hinderniß bilden ??). 

Im Verhältniß der Kirche zun Staate trat mit der Berfaffung eine 
doppelte Aenderung ein. Der Kirche wurde Die Verwaltung und Ordnung 
ihrer eigenen Angelegenheiten übertragen??),, Sodann erfchienen, wenngleid) 
die ftaatliche Kirchenhoheit mit der Kirchengewalt in der Perfon des Landes- 
herrn nad) wie vor zufammentraf (landesherrliches Kirchenregiment), doch zur 
Mitwirkung bei Ausübung biefer Befugniſſe verfchiedene Organe in Staat und 
Kirche berufen. Die für den Staat in der Gefeßgebung erforderte Zuftimmung 
des Landtages fand auf die Kirche ebenfo wenig Anwendung, ald die in ber 
Berwaltung gebotene Gegenzeiinung des Miniſiers?2); es wurden vielmehr 
eigene, vom Staate unabhängige Kirchenbehörden und kirchliche Vertretungs⸗ 
körper gebildet. 


”) In Brandenburg war feit Uebertritt 
des Kınfürften Joachim II. zur evangelifchen 
Kirde (1539) der Landesherr alleiniger 
Träger der Kirchengewalt, die er durch be⸗ 
fondere, aus geiftlihen u. weltlichen rechts⸗ 
fundigen Mitglieder zufammengefette 
Behörden (Konfiftorien) ausübte Erſte 
Viſitations- u. KonfiftorialO. 1573. — 
Auf demfelben Standpuntte ſteht noch das 


LER. 11 11 8 14, 15, 20, 82, 33, 39— 43, 
62, 73—83, 86— 91. — 8 274 Abſ. 3 9.8. 

2) 8O, 17 (RU. 1 Heft III ©. 64), 
30 (GS. 64) u. 34 (KU. XVII 74). — 
Anſchluß deuticher Kirchengemeinden außer- 
halb Deutihlande &. 00 (KEB. 27) 
Statiſtik der Landeslirche IR. 75 (MB.35). 

=) 8 277 Abſ. 10.8. 

= 8 37 Abſ. 2 u. 89 Abſ. 2 d. W. 
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Rahdem im Gebiete der Landeskirche die Errichtung beider Organe 
durchgeführt worden, ift die gefammte kirchliche Verwaltung auf diefe 
übergegangen *), fo daß dem Staate nur die Auffiht und Mitwirkung in 
denjenigen Fällen verblieben ift, die das ſtaatliche Gebiet berühren und ale 
ſolche beſonders bezeichnet find?®). Gleiches gilt von der Kirchengeſetz— 
gebung; auch diefe wird, ſoweit fie fi) auf das kirchliche Gebiet befchräntt, 
lediglih von den kirdhlihen Organen ausgeübt. Nur wo fte das flaatlidhe 
Gebiet berührt, bedarf es zu ihrer Gültigkeit ergänzender Staatögefege. Diefer 
Fall tritt ein, fobald es fih um Feſtſtellung der Staatsauffiht oder der Be⸗ 
ziehungen der Kirche zum Stante handelt, wie fte bei Vertretung der erfteren 
nad) außen, beim Patronat, bei der Bermögensverwaltung und bei der Bes 
fteuerung bervortreten. Mit den Staatögefegen dürfen Kirchengeſetze (F 288 
Abf. 2) niemals in Widerfprud treten ?®). 


8 287. 

b) Kiechenbehörden. Für die neun älteren Provinzen ein» 
Thlieglih Berlin und Hohenzollern bildet der evangelifhe Ober» 
kirchenrath die oberfte Kirchenbehörde. Er ift Follegialifh eingerichtet und 
dem Könige unmittelbar untergeordnet ??). Er vertritt die Landeskirche in ver- 
mögensredtliher Beziehung unter Mitwirkung des Generalfynodalvorftandes 
und verwaltet ihre gefammten Angelegenheiten 2). 

Die unter dem Oberkirchenrathe für die einzelnen Provinzen ??) beftehenden 
Konfiftorien find gleichfalls kollegialiſch eingerichtet??), doch liegt dem zu 
ihrem Präfidiun gehörenden Generalfuperintendenten die perfönliche Beauf⸗ 


”) Die kirchliche Berfaffung ftellt fich 
damit ale eine Verbindung des Konfiftorial- 
und des Presbyterialſyſtems dar. 

*) G. 76 (86. 125) Art. 21—28; 
zuftändige Staatsbehörden B. 76 „oe. 
8395) u. 98 (GS. 10); feuer 8. 77 
(8S. 215), ergänzt V. 97 (GS. 405) u 
(turmärkiſcher u. neumärlifcher Armter- 
firhenfonde) &. 82 (GS. 122) u. B. 88 
(85. 29); IR. 77 (MB. 44). — 
Hülfsfonds für landeskirchliche Zwecke KO. 
98 (REB. 144). Gleiches geſchah bei 
Umbildung der kirchlichen Behörden in der 
Prov. Hannover Anm. 36, Schl.⸗Holſtein 
Anm. 33 und im Konjde. Wiesbaden 
Anm. 34. 

2) G. 76 At 13, 15 u. 17 u. 
(erweiterte Selbfftändigfeit) ©. 94 (GS. 


87). 
7) YE. u. Regl. 50 (868. 343) 8 2. 
— Die Mitglieder find unmittelbare 


Staatsbeamte 8 77 Anm. 49, Rang des 
Brüfidenten $ 70 Anm. 6 d. W. 
Regl. 50 8 1 und 3; ©. 76 Akt. 
19, 21 u. B. 77 (GS. 215) Art. Iu. 11. 
=), Das Konfifiorium der Prov. Bran⸗ 
denburg ift (mit einer befonderen Ab⸗ 
theilung AE. 95 ®S. 7) zugleich für 
Berlin beſtimmt. In den Grafſchaften 
Stolberg⸗Wernigerode, Stolberg u. Roßla 
wird vertragemäßig das Kirchen⸗ u. Schul⸗ 
weien in erſter Inſtanz dur befondere 
Konfiftorien beauffichtigt. Hohenzollern ſteht 
unter dem Konfifiorium für die Rhein⸗ 
provinz ©. 523 (88. 35) 8 1. 

”) Ihre Einrichtung beruht auf Inſtr. 
23. Ott. 17 (86.287) $ 1, 2, 10—15, 
ihr ausſchließlicher Charakter als Berwal⸗ 
tungsbehörde der ev. Kirhe auf KO. 31. 
Des. 25 (OS. 26 ©. 5) B 1—7 u. 2. 
27. Juni 2 (88. 440). — Mitglieder 
wie An. 2 
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fihtigung der Geiſtlichen ob*’). Unter den Konfiftorien ftehen die Präfungs- 
fommiffionen für die Kandidaten des evangeliſchen Predigtamtes°?). 

In den neuen Provinzen finden fih die dem Sultusminifter unter- 
ftellten Konfiftorien für Schleswig-Holftein in Kiel®), für den Reg. Bez. Kaflel in 
Rafiel, für Frankfurt a. M. dafelbft und für den übrigen Theil des Reg. Bez 
Wiesbaden in Wiesbaden‘). — Für Hannover beftehen unter dem evangeliſch 
lutheriſchen Landeskonſiſtorium 5) die Brovinziallonftftorien in Hannover, Stade 
und Aurich 9). 

Unter den Konfiftorien ſtehen die Geiftlihen (Pafloren, Prediger). 
Einzelne unter ihnen führen als Superintendenten??) die Anfſicht über die 
Geiſtlichen eines beftimmten Bezirkes. Die Berhältnifie der Geiftlihen bilden, 
foweit fie nicht durch Staatsgeſetze feftgeftellt find *8), Gegenftand der fird- 
lichen Geſetzgebungꝰꝰ). Ihre Anftellung erfolgt nad zuporiger Prüfung‘) 





und Bereidigungt!) durch die Konſiſtorien“?), wobei den Gemeinden ein be= 


m Inſtr. (KA. XII 279); Rang 
8 70 Anm. d. W. 

7 Anm. yo. Per ee 
tattonen u en ichen v. Juſtr. des 
SHER. 1 b. 54 

”B,. 6; (GS. ss, auf Sauenbung 
ausgedehnt &. 76 (GS. 169) 8 

*) Kaſſel AE. 68 (ES. — * u. 78 
GOS. 184); Frankfurt gemeinfam für die 

Intherifhe u. reformirte Kiche ©. 99 
(88. 457) Art. 20; Wiesbaden B. 67 
(GS. 1569). 

*) V. 66 (dan. GS. I 105). 

*) AE.85 (GS. 118); das Konfiftorium 
in Aurich bildet die Kirchenbesörde für die 
reformirte Kirche der Provinz 2 AE. 84 
(85. 77). Mit ifrer Umbildung find die 
Konfiftorien zu veinen Kirdhenbehörden ge- 
worden; die früher gleichzeitig von ihnen 
ausgeübten Staatshoheiterechte find den 
Staatsbehörden übertragen G. u. 8. 85 
(86. 135 u. 274) u. für die reformirte 
Kirche &. 83 (Anm. 64) Art. 20—25 u. 
V. 84 (GS. 319), für beide Kirchen er- 
günzt B. 93 (SS. 10). — Deckung der 
Koften für Beauffihtigung des Bauweſens 
uud für Superrevifion der Rechnungen in 
ber evangeiiih Iutperüfchen Rice ⸗ Kirchen 
geiete 88 (&S. 222 u — Zu⸗ 
ſtändige Staatsbehörden wie m 25. 

”), In Schl.Holſtein heißen fie Pröbfte, 
in Raſſau Dekane. 

*) 8 282 d. W. Fur die öſtl. Prov. 

G. 76 (GS. 125) Art. 237; f. Schl.⸗ 
Holſtein u. den KonſBez. Wiesbaden G. 
78 (GS. 145) Art. 316. 

») Dienſtalter KG. 86 (KOB. 50). 


“, QR. II 11 8 61, 62 u. 319. Die 
Geiſtlihen der ülteren Provinzen haben 
2 Prüfungen zu befiehen, die erfte wiſſen⸗ 
ſchaftliche nah 3 jährigem Univerfitäts- 
flubium, bie zweite zugleich praktiſche nach 
3 Yahren, von denen eins regelmäßig ins 
Lehrvikariat bei einem Geiftlichen oder auf 
einem Predigerjeminar zuzubringen if. 
Die Kandidaten ftehen unter Aufficht der 
Superintendenten u. Generalfuperinten« 
denten KG. 98 (KGEB. 137) nebſt ©. u. 
Suftr. 99 (daf. 47 u. 48). Zur Erlernung 
des UnterrichtSbetriebes ift ein ſechewochent⸗ 
licher Lehrgang an einem Schullehrerfeminar 
vorgeichrieben 3. DOKN. 89 (KB. 25). 
— Brüfung u. Anftellung der Geiftlidhen 
der neuen Prov. und des nordd. Bundes⸗ 
gebietes im &eb. d. pr. Landesfirche Verf. 
70 (MB. 181). — Hannover B. 68 
(88. 473). — Wechſelſeitige Anerkennung 
der N unter den deutſchen 
Staaten E. des DORR. 83 (RB. 21). 
— —S zur Fortſetzung der 
Univerfitätsftudien beſtehen in Dembowa⸗ 
lonka (f. Oſt- u. Weſtpreußen), Berlin 
(Domkandidatenſtift), Naumburg a. D. 
(RB. Liegnitz), Wittenberg, Preetz, Haders⸗ 
leben (für das Studium der däniſchen 
Sprade), Erichsburg, Kloſter Loccum, 
Soeft, Hofgeismar u. Herborn 

) Neue Prov. V. 67 (65. 132), 
insbel. Hannover V. 68 (GS. 703). 

=) Konfd. Kaffe V. 74 (85. 271). 
— Die befondere Anzeige ($ 277 Nr. 1 
d. W.) ift entbehrlich, weil die Mitglieder 
der evangelifhen SKirchenbehörden vom 
Könige ernannt werden. 
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grenzted Wahlrecht zugeftanden ift*). Ihre amtlichen Verrichtungen werden 
duch die Kirchengeſetze näher geregelt‘*), insbefondere die Laufen, Ein⸗ 
fegnungen und Trauungen“6). Die Disziplin handhaben die Konfiflorien und 
der Oberlirchenrath*‘). Die Geiftlihen beziehen ein Dienfteintommen während 
bes Dienftes‘”) und ein Ruhegehalt nad) defien Beendigung“*). Den Hinter- 
bliebenen gebührt im Gebiete der Landeskirche ein nad dem Ruhegehalte be- 
meflenes Wittwen- und Woaifengeld??) und neben dem Sterbe- und dem 
darauffolgenden Monate eine ſechsmonatliche Gnadenzeit 59). 

Den im Hauptamte mit mindeftens 900 M. Dienfleintommen feftan- 
geftelten Kirhenbeamten (Organiften, Kantoren und Küftern) ftebt bei 
Dienftimfähigleit ein Ruhegehalt und beim Tode die Fürforge für die Hinter- 
bliebenen zu. Die Mittel fließen aus einem durch Beiträge der Betheiligten 


und der Kirchengemeinden gebildeten landeskirchlichen Fonds 9). 


2) KGemO. für die oſti. Prov. (Arm. 
526) $ 32, AE. 74 (8. 355), KG. 86 
(EB. 89) u. 93 (KGB. 115); rhein.weſtf. 
KO. (Anm. 52a) $ 53 - 65 (8 59 geänd. 
AE. 67 MB. 298); ſchl.holſt. KO. (Anm. 
61a) 8 46; nafi. KO. (Anm. 61b) $ 48 
bis 55. — San. ©. 70 (86.71 ©. 1), 
erg. (85) ©. 99 (GS. 172) 3 28, 6 17 
Abi. 2} &. 00 (GS. 135). 

“) Rhein.weſtf. KO. 8 66—116. — 
Erneute Agende f. d. ev. Landeskirche der 
älteren Provinzen KG. u. Ausf. E. des 
DER. 96 (KB. 45, 56 n. 58). Litur- 
giſcher Gebrauch der Perilopen RE. 98 
(daf. 37) u. E. des DOKN. 00 (daf. 13). 

“) Aeltere Provinzen: Kirhen®. betr. 
ZranıngsO. 80, Berlegung kirchlicher 
Pflichten in Bezug auf Taufe, Einfegnung 
und Trauung nebſt Inftr. 80 (KSB. 109, 
116 u. 119). — Sannover &. 76 (8. 
278), 94 (ES. 179) u. zwei G. 95 (GS. 
147 u. 148), (Agende) 28. 0 (GS. 
276) u. (Bußtagsliturgie) 76 (GE. 273) 
u. 00 (86. 277\. — Aufhebung der 
Stolgebähren für Zaufen, Aufgebote 
und Tranungen in der evang. Landeskirche 
KB. u. G. RB (GS. 268 u. 267), erg. 
KO. 98 (KGB. 135); in Schl.⸗Holſtein 
®. 92 (86. 243); in Hannover RS. 75 
(88. 803), 88. ©. u. B. % (86. 
259, 263 u. 264) u. 8. 00 (86. 275), 
ferner (teformirte Kirche) ©., KO. u. 8. 
93 (86. 63, 65 u. 68); in den Konfdez. 
Kaſſel ©., RC. u. B. 93 (GS. 71, 72 
u. 75) und Wiesbaden &., KG. u. 8. 95 
(85. 189, 191 u. 194) 

“), 2. II 11 8 532, KO. 22 (GE. 
105) u. 30 (GS. 81). — Konf®ez. Kaſſel 


AT. 73 (GS. 454). — Mitwirkung des 
Staates $ 277 Nr. 2 d. W. — Dienfl- 
vergehen der Kirhenbeamten RG. 86 
(KGEB. 81) u. (Hannover) 94 (GS. 93). 

7) Dienfteinlonmensverbefferung 8 28% 
Ai. 2 — Umzugskoſten im KonſBez. 
Wiesbaven KO. u. StO. 99 (GS. 92 u.93). 

=) Aeltere Brorinzen ©. 15. März 


| mit Kirden®. 26. Jan. u. 8. 1. Juni 80 


(86. 216, 218 u. 267), erg. G. mit 
Kirhend. u. zwei B. 92 (GS. 85, 87, 
47 u. 48), G. 98 (85. 159) $ 22, v. 
98 (RSB. 173), Ausführung Inſtr. 80 
(RGEB. 153) und Anleitung 82 RD. 68). 
— (Hannover) 86. u. 00 (GS. 
136 u. 278). — neritieungsO. für 
Schl.⸗Holſtein Staats®., KG. u. 8. 91 
(86. 22, 23 u. 103), ag. 98 (GS. 


2A. 
“ 8. 89 mit KG. (85. 139, eg. 
® mit 88. u. zwei 3. 92 (88. 
35, 40, 47 u. 49), femer ©. u. KG. 
95 (GS. 144 u. 145). Ausführung Anw. 
92 (KB. 71). — Benvaltung des 
Wittwen- u. Waifenfonde u. Anſchluß der 
Landeskirchen der neuen Provinzen ®. u. 
KG. 95 (GS. 95—143), erg. 98 GS. 
159) 8 24. 

” 28. 92 u. St®. 93 (GS. 32 u. 
21), erg. 98 (GS. 159) 8 23; Inkraft⸗ 
Ing I f. nalen u. Kheimrovin RS. 

4). — Hannover KG. 73 

(se, a, erg. 99 (GS. 172) 8 27. — 

Naſſauiſche evangel. Pforr-Wittwen- und 
Baifenkaffe * 281 Anm. 45 d. W. 

Ro. © u. 8 0 (88. 281, 

279 u. 313), Ausf.Inftr. 00 (KGB. 81). 
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8 288. 
o) Sie Kirdjengemeinde- und Syuodalverfaffung betrifft nicht 
die Glaubenslehren, fondern fchafft nur die äußere Ordnung und die erforder- 
lichen Organe für die der Kirche zugefallene Selbfivermaltung. 

In diefem Sinne ift die Berfaffung für die älteren Provinzen zum 
gemeinfamen Abfchluffe gebradt5?). Zur Vertretung der Kirchengemeinden 
und zur Förderung des fittlich religiöfen Lebens find Gemeindefirhenräthe 
(in den weftliden Provinzen Presbyterien) gebildet, die unter Borfig bes 
Geiſtlichen aus den etwaigen übrigen Geiftlihen und 4—12 von der Gemeinde 
gewählten Mitgliedern (Welteften) beftehen. In Gemeinden von 500 (in den 
weftlichen Provinzen 200) und mehr Seelen wird daneben zur Beſchlußnahme 
über wichtigere Angelegenheiten eine Gemeindevertretung beftellt. Im 
Neineren Gemeinden erfolgt diefe Beſchlußnahme durch die Gemeindeverfamm- 
ungdY). — Die Gefammtheit der in einer Didzeſe belegenen Gemeinden wird 
duch die Kreisfynode vertreten. Diefe befteht auß dem Superintendenten 
ald Borfigenden, allen ein Pfarramt verwaltenden Geiſtlichen und doppelt fo 
vielen (in den weftlihen Provinzen ebenfovielen) aus den Gemeinden gewählten 
Mitgliedern. Sie wird in der Regel einmal jährlih berufen und inzwifchen 
dur) den Kreidfynodalvorftand (in den weſtlichen Provinzen Direktorium oder 
moderamen genannt) vertretenS*), in&befondere auch in vermögensredhtlichen 


”), In den älteren Proninzen er- (SS. 194), das zugleich die Geſetze zu 
gingen: ı b ergängt. 
a) für Weflfalen und Rheinprovinz | Bohenzollern Kirden@emO., Aë. u. 














die KirchenO. 5. März 85 (KO. XIX 
104), ergänzt (Form ſchriftl. Willens- 
erffärungen der Presbyterien) RO. u. 
St®. 91 (86. 333 u. 882), ferner 
AD. 47 (MB. 284) u. AD. nebfi R. 53 
(MB. 229) u. 66 (MB. 67 8. 32), 
ferner (zu s 16) AE. 68 (SS 450), 
(u 8 23) 28. 97 (ROB. 43), (zu 
$ 5913) KO. 67 (MB. 298). Bearb. 
v. Müller-Schufter (Berl. 92); 


b) fürdie öftl. Prov. die Kirchengem- 
u. SynO. 10. Sept. 73 nebſt St®. 
25. Mai 74 (GS. 74 ©. 151 u. 147), 
8 74 geänd. KG. u. St®. 93 (GE. 
192 uw. 191); — Einfügung der drei 
Kreisiynoden der Graffhaften Stolberg 
AE. 74 (85. 75 ©. 2); — Bearb. v 
Lilge (5. Aufl. Berl. 97); 


ce) für beide LZandestheile (b u. e) die 
®en. SynO. 2%. Ian. nebſt St®. 
8. Juni 76 (GS. 184 u. 125), erg. 
(Hohenzollern) KG. u. St®. 98 (GS. 
813 u. 313), Trennung der Provd.Syn- 
Berbände Oſt⸗ u. Weitpreußen G. 87 


St®. 97 (GS. 49 u. 69) u. (zuftändige 
Staatebehörden) zwei B. 97 (&S. 406 
u. 408) u. 98 (GS. 337); Kreis&yud. 

98 (868. 271). 

=) KirchenGem. u. SynO. $ 1—48 ı. 
St®. Art. 1-5, erg. (6 6 Abi. 1, 
11 Abf. 2 u. 3, u. 14 Ab. 2) NS. u. 
St®. 91 (65 44 u. 43); Inſtr. 82 
(KB. 1) Nr. 1-44, Nachtr. (zu Nr. 3) 
94 (daf. 71), (zu Nr. 10A) 98 (duf. 2.. 
— Kirhlihe Auffiht üb. die Bermögens- 
perwaltung RG. 92 u. St®. 93 (GS. 25 
n. 21) u. (Zuftändigleit) 8. 93 (KGB. 
12). — Rh.weflf. KO. $ 1—33, erg. AE. 
66 (MB. 67 ©. 82) u. 68 (68 450). 
— Die Gemeindetirchenräthe find öffentliche 
Behörden ZR. 80 (MB. 2238). — Ver⸗ 
waltungs O. für das kirchliche Bermögen in 
den oſtl. Prov. der preußiſchen Landeskirche 
93 (40B. 23). 

s, K. u. SD. $ 49 - 57 (8 50 erſetʒt 
durch GenSO. 8 48, daſ. 8 42, 8 55 
Abſ. 10 ergänzt durch KG. 91); 618. 
76 Art. 2-7 u. 9. Koſten 8. u. SO. 
8 71—74 (8 74 geänd. KG. 10. Mai u. 
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Angelegenbeiten®d). Die Sicchengemeinden Berlins bilden unbefchadet des 
Berhältniffes zu den Kreisfynoden einen Stadtfynodalverband; ähnliche Ein- 
richtungen können auch für andere Orte getroffen werden 5%). — Die evangeliſche 
Kirche der Provinz wird dur die Brovinzialfynode vertreten. Diefe be- 
fteht aus Abgeordneten der Kreisſynoden, den bis zur Zahl von , der Ab» 
geordneten vom Könige zu ernennenden Mitgliedern und einem Mitgliede der 
evangeliſch theologifhen Fakultät der Provinzialuniverfität (für Pofen der 
Univerfität Bredlau). In den weftliden Provinzen finden einige Abweichungen 
ftatt. Die Provinzialfynode tritt in der Regel alle drei Jahre zuſammen; 
inzwifdhen werden ihre Angelegenheiten durch ihren Borftand verfehen?”). Im 
vermogensrechtlichen Angelegenheiten wird der Verband dur das Konfiftorium 
unter Mitwirkung des Provinzialfynodalvorftandes vertretend®). — Die evan⸗ 
gelifche Landesfiche der neun älteren Provinzen wird dur die General: 
fynode vertreten. Diefe befteht aus den Generalfuperintendenten, 150 von 
den Provinzialfynoden und 6 von den evangelifch theologifhen Fakultäten der 
Landesuniverfitäten zu wählenden und 30 landesherrlich zu ernennenden Mit- 
gliedern. Die Berufung erfolgt für 6 Jahre. Die Generalſynode tritt in der 
Kegel alle 6 Jahre zufammen und wird inzwifchen durch den Generalfynodal- 
vorftand vertreten. Außerdem gebt aus ihr der Synodalrath hervor, der all 
jährlid einmal zur Berathung der Aufgaben und Angelegenheiten der Landes- 
fire mit dem Oberkirchenrathe zufammentritt®). — Kirchengeſetze fordern 
die Zuftimmung der General- oder, wenn ihr Geltungsbereich nicht über die 
Provinz hinausgeht, der Provinzialfynode und die Genehmigung des Landes⸗ 
herrn. Ihre Beröffentlidung erfolgt durch das feit 1876 erſcheinende kirch⸗ 
lie Gefeg- und Berordnungeblatt?®). 

In den neuen Provinzen‘) liegt das Sirchenregiment gleihfolls in 
der Hand des Landeshern. Für Schleswig» Holftein und die Konfi- 


StG. 93 &&. 193 u. 19) u. St&. | Inflr. Nr. 66. — Shein. Del KO. 8 44 


Art. 123; Inſtr. (vor. rd Fe 45—55. 
_ Rhein. weil. KO. 8 34 

Fi u. St®. % os 272 u. 
71) 


“28, St®. u. B. 95 (GS. 177, 
175 n. 182), wodurch StG. 76 Art. 8 
ereoigt ift, Staatsauffiht 38. 96 (GS. 
03). 


*) K. u. SO. 8 58—70 ($ 59, 61 
u. 62 durch GenSynO. 5 44—46 nebſt 
Zuſatz RE. 98 KGB. 29 erfett, 8 42 
daf.) md StG. 76 Art. 10, 11, 13 u. 
16 ($ 13 uw. 16 erg. ©. 9 &S. 87 
82 u.4); Inſtr. (Anm. 53) Nr. 56—65; 
Wahlkreiſe AE. 74 (6S. 218) u. 8. 77 
(KSB. 101); Koflen wie Anm. 54 u. 


bis 52 u. SO. Art. 


ve) GenSynd. 8 10 Aenderungen 

«8 3 26. u. St®. 92 (68. 274 

h 273), des $ 32 Abſ. 1 RO. 87 (KGB. 

74); St®. 1876 Art. 14-21, erg. 

& 4 8 2-5 ı. (Zufländigkeit beim 

Ausſchreiben der Umtagen) Kirchengeſetze 80 
(GB. 138 u. 134). 


8. u. SO. 8 663, GenSynO. 56 
bis 10. — Anerfennung durch StG. 8 286 
Abſ. 6 d. W. 

Die evangeliſche Bevolkerung von 
Schl.⸗Holſtein iſt bis auf zwei reformirte 
Gemeinden lutheriſch, in Hannover iſt 
gleichfalls das lutheriſche Bekenntniß üder. 
wiegend, während in Heſſen⸗Nafſau Unirte, 
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ftorialbezirte Wiesbaden und Frankfurt a M. find ähnliche Ein⸗ 
richtungen getroffen wie für die älteren Provinzen‘). Die kirchliche Ber- 
waltung ift auch bier vorbehaltlich einer befonders beftimmten Staatsaufficht 
den Konfiftorien übertragen, denen dabei in Ermangelung einer oberflen 
Kichenbehörde weitergehende Befugnifle zuftehen®?)., — Die in der Provinz 
Hannover für die evangeliſch Iutherifche Kirche beitehenden Einrichtungen be» 
ruhen anf ähnlichen Grundlagen, tragen indeß einen etwas mehr paftoralen 
Charakter. Insbeſondere ift, ebenfo wie in den weftlichen Provinzen, in den 
Bezirksſynoden die Zahl der geiftlihen und weltlihen Mitglieder gleich). 
Für die veformirte Kirche diefer Provinz ift gleichfalls eine Gemeinde- und 
Synodalverfaffung exlaffen *). — Im Konfiftorialbezirte Kaffel, wo dem 
Landesherrn ziemlich ausgedehnte Befugniſſe der Kirche gegenüber zuftehen, iſt 
eine Neuregelung unter Bildung von Presbyterien, Didzefanfynoden und einer 
Geſammtſynode erfolgt ®®). 





— m. — 


Lutheraner und Reformirte ziemlich gleich- 
mäßig vertheilt find. 


“) a) Kirchengem. u. Synd. f 
Intheriihe Kirche von Schl. —28 * 
(GS. 78 ©. 155), geänd. 8 74, 76 u. 
77), St®. u. 26. 96 (66. 96 u. 96, 
auf Lauenburg ausgedehnt Erl. u. 8. 77 
6. 189), KG. u. StG. 98 (86. 119 
u. 119); dazu St&. 78 (GS. 145) 
Act. 1—12, 383—28 u. 38 u. ©. 84 
(85. 298); Bildung von Parochialver- 
bänden ©, KG. u. B. 98 (GS. 133, 
135 u. 307); Ausdehnung auf Helgoland 
®. u. 8. 92 (88. 73 u. 74). — Die 
Kreisignoden heißen Probſteiſynoden. 

b) K&em. u. SynO. f. d. ev. Ge⸗ 
meinden im KonſBez. Wiesbaden 77 (SE. 
78 S. 19) nebſt St®. 78 (GS. 145) 
Art. 13—28 u. 38, erg. ($ 63) KO. u. 
St®. 98 (05. 120 n. 117). 


c) KGem. u. SynO. f.d. ev. Be 
meinden im KonſBez. Frankfurt, St®. u. 
(zuſtändige Staatsbehörden) B. 99 (GS. 
425, 457 u. 517). 


a), u SO. Art. 29-37. — Zu⸗ 
Rändigleit V. 78 (85. 287), 79 (GS. 
865, Beridtigung S. 386), 86 (SS. 
296) u. 93 (GS. 10). Die ftaatliche 
Mitwirkung bei Kirchengefeßen ift ebenfo 
wie in den alten Provinzen (Anm. 59) 
geregelt durch drei Geſetze 95 f. Schl.⸗ 
Holſtein und den KonſBez. Wiesbaden 
(GS. 281), f. d. ref. Kirche in Hannover 


(GS. 288), f. d. KonſBez. Kaſſel (SS. 
284). 


) Han. Kirchenvorſtand⸗⸗· und Syn O. 
u. Bel. 64 (han. (GS. 1 413 u. 441), 
erg. (vermogensrechtliche Vertretung) RG. 
u. St®. 00 (88. 148 u. 145) u. (Bil- 
dung von Gefammtverbänden in mehrere 
Kirchengemeinden umfaſſenden Ortfcheften) 
KG., St®. u. 8. 00 (88. 271. 273 
u. 359). — Kircdenpifitationen KG. 91 
(GS. 349). — Die für Hannover, insbef. 
für Oftfriesliand mafgebenden Borfchriften 
gelten aud im Jadegebiete. &. 82 (GS. 
17) und (Anflug von Wilhelmshaven) 
KG. 85 (GES. 353). — Landeskirchenfonde 
KG. 94 (GE. 91). 


“) Kichengem. u. SynO. 82 nebft 
St®. 83 (668. 83 ©. 301 u. 296) 
und (zufländige Behörden) Min. 85 
(StAnz. Nr. 213); Anm. 36 u. 62. 


*, Heſſ. Verfürk. 31 8 134 u. PBresb.- 
n. SynO. für die evangelifhen (die 
reformirte, lutheriſche und unirte) Kirchen» 
gemeinichaften 85 nebſt St®. 86 (GE. 
86 S. 1 u. 79) u. (BZuftändigleit) 8. 87 
(88. 7) u. 3 (GS. 10). Dibzeſan⸗ 
eintheilung AG. 87 (86. 331). Ber- 
tretung des Gefammtiynodalverbandes n. 
der Diözefanfynodalverbände in vermögens- 
rechtlichen Angelegenheiten St®., RO. ın. 
V. 95 (ES. 286, 287 u. 288). Kirchen⸗ 
geſetze Anm. 62. 
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7. Bie übrigen Religiousgefellfchaften). 
8 289. 

Seit Einführung der Glaubens. und Religionsfreigeit und Aufhebung der 
aus der Verſchiedenheit des religiöfen Belenntnifjes bergeleiteten Beſchränkung 
der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte (S 275 Abſ. 1) hat die Stants- 
gefeugebung bezüglich der Übrigen Religionsgejellihaften nur eine beſchränkte 
Thatigkeit entfaltet ©). 

Befondere Vorſchriften gelten für die Juden, in betveff deren eine flaat- 
liche Mitwirtung bei der Vereinigung zu Synagogengemeinden, bei der Wahl 
der Borftände und Kultusbeamten und bei der VBermögensverwaltung ftatt- 
findet). Neben dem Austritt aus dem Judenthume ($ 275 Abf. 2) ift in 
ähnlicher Weiſe wegen religidfer Bedenken der Austritt aus einer Synagogen» 
gemeinde geftattet, doch muß der Außgetretene zu dem bereits entftanbenen 
Ausgaben noch eine Zeit lang beitragen?). — Die getrennte jüdiſche Armen» 
pflege ift aufgehoben?) und die Eidesleiſtung geſetzlich geregelt"). 


II. Unterridt. 


1. Einleitung. 


8 290. 

Durch den Unterriht foll der Erwerb der Bildung vermittelt werden. 
Der Staat hat die Bedingungen hierfür Kerzuftellen, die der einzelne nicht zu 
erfüllen vermag. Er hat daneben felbft das unmittelbare Intereffe, die Bildung 
feiner Angehörigen fo weit gefördert zu fehen, daß dieſe ihren Aufgaben im 
Stoatsleben genügen können. 

Die gefhiähtlihe Entwidelung des Unterrichtsweſens ift all» 
mäbli vor fih gegangen. Während des Mittelalters befand es fid) aus⸗ 


— 


“8 275 Anm. 82. 8. See I an | find fortgefallen $ 275 
*) Berleifung der Körperſchaftsrechte Abf. Soll. ©. 63 (Holt. 
& 275 Anm. 5 d. W. — Bon den Mai- | GB. 167) am fhlesw. 2. 54 (Berordn. 


geiegen findet nur das wegen der Straf» 
u. Zudtmittel auf die nicht zur Kirche 
gehörenden Retigionsgefelifänften Amven- 
dung $ 2 . W. — An Stelle ber 
—A in einzelnen Religions- 
gefellichaften die bloße Betheuerung geftattet 
ZPO. 8 484, StPO. 8 64; Mennoniten 
B. 27 (85. 28); PBhilippouen RO. 36 
(83 ILIX 175). 

®@) Xeltere Provinzen &. 23. Yuli 47 
(85. 263) 8 85—58. Die Beſchrän⸗ 
kungen der Juden in der Zulaſſung zu 
öffentlihen, mit einer richterlichen, polizei- 
lichen oder ausführendeu @ewalt verbundenen 
Amtern und zur Ausübung fländifcher 


©. 124), beide erg. AE. 67 (65. 1308). 
— Han. ©. 42 (han. GS. I El) ne 
Bel. 44 (daf. 1 48). — Kurheſſ. ©. 
(kurh. GS. 87). — Naſſ. Bel. 52 af, 
BB. 6). — Sranff. Dekr. 12 (Frankf. 
RegBl. II 9) u. ©. 99 (GS. 
Zuf®. 8 54; 8 170 Anm. 11. 

”, 8.76 (SE. 353) und Zune. | s 54. 
Gebühr wie 8 275 Anm. 8 d. 
Bojen $ 7 daf. u. G. 69 (GS. 289. _ 
Altisraelitiihe Gemeinde in Wiesbaden 
8. 79 (86. 273). 

RO. 70 (RGB. 360) 8 6, ©. 71 
(GS. 130) $ 16. 

1) G. 69 (86. 484). 
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fhließlih in den Händen der Kirche. Erſt im 12ten und 13ten Jahrhundert 
wuchſen neben den Pfarr-, Kloſter⸗, Stifts- und Domſchulen in den aufblühenden 
Städten Stadtſchulen empor. Mit der Reformation gewann da8 Schulmwefen 
eine breitere Grundlage, doch wurde Die weitere Entwidelung durch den dreißig⸗ 
jährigen Krieg unterbroden. Ein Auffäwung erfolgte exft im 18ten Jahr⸗ 
hundert, wo fi die thatkräftige Fürſorge einzelner einfichtiger Fürften den 
Säulanftalten zumandte und die allgemeine geiftige Bewegung aud) die ragen 
des Unterrichts mächtig ergriff?). 

In Preußen waren ſchon frühzeitig umfaſſende Schulordnungen erlafien ?) 
und zahlreihe Schulen gegründet. Beides geſchah durch die Regierung und 
unter diejen Einflüffen hatte das Schulmefen einen rein ftaatlidien Charalter 
angenommen. Die öffentlihen Schulen waren mittelbar oder unmittelbar zu 
Staatsanftolten, die Lehrer an ihnen zu Staatsbeamten geworden. Dieſen 
Standpunkt hat das Landrecht eingenommen?) und fpäter die Berfaffung zu 
no beftimmterem Ausdrud gebracht“). Die Vorſchriften der letzteren haben 
jedoch, da fie erft mit Erlaß eines Unterrichtsgefeges in Kraft treten werben), 
inzwiſchen nur die Bedeutung allgemeiner Verheißungen. 

Der Privatunterricht nnterliegt gleichfalls der ftaatlihen Auffict. 
Die Berfaffung hat die Wiſſenſchaft und ihre Lehre vorbehaltlich der nöthigen 
Befähigung der Lehrenden für frei erklärt. Inzwiſchen kommen noch die be= 
fhränfenden älteren Vorſchriften zur Anwendung. Hiernach follen Privat: 
unterrichts- und Erziehungsanftalten nur bei vorhandenem Bedärfnig und bei 
nachgewieſener fittlicher und wiflenfchaftlicher Befähigung der Lehrer zugelafien 
werden. Der Sittlichleitsnachweid wird für Hauslehrer, Erzieher und Er⸗ 
zieherinnen, der Befähigungsnachweis außerdem auch für Privatlehrer erfordert®). 


2) Erſte Verſuche in der KonſO. (8 286 


1) Borzugsweife traten die pietiftiiche 
Anm 20). SchulO. 1713, Feſtſetzung 


und die philanthropifche Richtung in Francke 





und Buſedow hervor. Erſterer gründete 
zu Anfang des vorigen Jahrhunderts in 
Halle feine verfhiedenen Schulanſtalten 
(Francke'ſche Stiftungen) und machte fi 
namentlid um Seranbildung eines tüd- 
tigen Xehrerflandes verdient. Baſedow 
(r 1790), ſuchte den Unterricht möglichſt 
naturgemäß, leicht faßlich u. durch Hin⸗ 
einziehung der Sachwiſſenſchaften auch 
möglichſt nutzbar zu geſtalten. Wahrhaft 
fruchtbringend hat auf dieſem Wege erſt 
Peſtalozzi (T 1837) gewirkt, der zwar 
gleichfalls die natürliche Anſchauung zu Orunde 
legte, durch dieſe aber vor allem die eigene 
geiftige Kraft des Schülers zu weden und 
zu entwideln fuchte. Er wendete fich vor⸗ 
zugeweife den Armen und SHülflofen zu 
und wird deshalb als Bater des Volls⸗ 
unterrichts bezeichnet. 


der Schulpflicht 1717; Iutherifches General. 
landſchulregl. 1763. 

* Das Landrecht handelt im Th. II 
Tit. 12 nad) den einleitenden Beſtimmungen 
(8 1—11) von gemeinen Schulen (8 12 bis 
53), von gelehrten Schulen u Gymnaſien 
(8 54—66) und von Univerfitäten ($ 67 
bie 129). 

BU. Art. 20-23. — Volksſchule 
Anm. 15. 

) BU. Art. 26 u. 112. 

e) Daf. Art. 20. — 2R. II 1283 
bie 8, AD. 34 (GS. 185) u. StNinInſtt. 
39 (MB. 40 ©. 94), ergünzt R. 2 
(MB. 119) u. (zu 8 11) 66 (MB. 211); 
Begriff des Hauslehrere, Privatlehrers u. 
Privatſchulvorſtehers R. 27 (KA. XI 962); 
die Genehmigung an Ausländer ertheilt 
jet die Regierung 2 ZR. 63 (MB. 151 
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Die ftaatlihe Verwaltung führt an oberfter Stelle der Kultus 
minifter?). Die Univerfitäten ftehen unmittelbar unter diefem, während fonft 
für die Efementar-, Bürgers und Brivatfchulen die Kirchen- und Schul⸗ 
abtheilungen der Regierungen?) und für die höheren Schulen einſchließlich der 
Scäullehrerfeminare, Blinden» und Taubftummenanftalten die Brovinzial- 
ſchulkollegien feine Drgane bilden. Legtere waren urſprünglich Abtheilungen 
der Konfiftorien, beftehen aber jett als felbftftändige Tollegiale Behörden für 
jede Provinz. Den Vorſitz führt in der Regel der Oberpräfident?). Die bei 
den Regierungen angeftellten Schulräthe find zugleich Mitglieder der Provinzial- 
fhulfollegien!®). Unter diefen Behörden ftehen die wiffenfchaftlihen Prüfungs- 
tommifftonen für die Kandidaten des höheren Schulamtes!!). — Während die 
Provinzialfyullollegien die ihnen zugewiefenen Angelegenheiten unmittelbar ver- 
walten, bedienen die Regierungen fid) hierbei befonderer AuffichtSorgane. Als 
folde beftehen — abgejehen von den in äußeren Schulfadhen mitwirkenden 
Landräthen — die Kreisſchulinſpektoren für einen mehrere Schulgemeinden 
umfaflenden Bezirk und die Ortſchulinſpektoren für die einzelnen Ge- 
meinden. Die Kreisfääulauffiht wird meift von den Superintendenten und 
Dedjanten innerhalb ihrer Didzefen im Nebenamte verfehen; ftändige Kreis⸗ 


ſchulinſpektoren find nur in Gegenden mit zweilpradjiger Bevölferung (Pofen, 


u. 170%. Anwendbarkeit diefer Grundſaͤtze 
in den neuen Provinzen Bf. 87 (38 
UB. 396). — Die Vergütungen verjähren 
in 3 Jahren BEB. $ 19613. — Die 
Ertheilung von Tanz-, Turn- u. Schwimm⸗ 
unterricht ift nur der Beſchrünkung unter- 
worfen, daß fie unterfagt werben fann, 
wenn Thatfachen vorliegen, weldye die Un⸗ 
zuverläffigkeit in Bezug auf dieſen Gewerbe⸗ 
betrieb darthfun GewO. $ 85; fonft wird 
das Unterrihtsweien dur die GewO. nicht 
berühtt daf. 8 6. 

)8 49 8 W.; Reichseſchullommiſſion 
8 90 Anm. 15. 

) RegInſtr. 17 (88. 248) 8 26 u. 
18 u. RO. 25 (OS. 1826 6.5) N.112; 
$ 57 0. W. — Uebertragung von Schul⸗ 
auffichtsbefugniffen auf die Schuldeputatio« 
nen (8 291 Abſ. 6) in den kreisfreien 
Städten Erl. 98 (38. UB. 271). — Die 
Drtspolizeibehörden find — foweit ihnen 
eine Mitwirkung nit ausdrücklich zuge⸗ 
wieſen ift (Schulverfäumnifie Anm. 18) — 
zu felbftfländigen Anordnungen auf dem 
Gebiete des Unterrichtsweſens nicht befugt 
DB. (XXV1409. — Graffdaften Stolberg 
& 287 Anm. 29 d. W. 

) Inſtr. 23. Ott. 17 (88. 237) 
86—8, 10-15, KO. 31. Dez. 25 (GE. 


268.5) B 1, 9 u. A. 59 (GOS. 585); 
nene Prov. B. 67 (GS. 1570), Lauenburg 
G. 76 (GOS. 169) 8 5. — Hohenzollern 
fteht unter dem ProvSchulloll. der Rhein⸗ 
provd. ©. 52 (GS. 35) 8 1, Berlin unter 
den für Brandenburg LBS. 8 41, das 
in Berlin feit 1826 auch das Vollsſchul⸗ 
weien beauffichtigt daf. $ 44 Abf. 2, 
Waldeck Pyrmont unter dem zu Kaſſel 
8. 85 (86. 67) Art. II. Grafſchaften 
Stolberg wie por. Anm. — Stellvertreter 
des Borfitenden iſt — abgefehen von 
Berlin, wo ein Bizepräfibent u. von Konigs⸗ 
berg, Breslau, Magdeburg, Hannover u. 
Koblenz, wo befondere Beamte (Ober⸗ 
regierungsräthe) dazu beftellt find — ber 
Hegierungspräfident AE. 81 (MB. 82 
©. 45). — Auffiht üb. Blinden- u. Taub- 
ſtummenanſtalten $ 273 Anm. 48 2. W. 
Mebergang der Auffiht über die höheren 
Mädcenihulen 8 292 Abſ. 3. 

8.45 (86. 440) 8 7. 

2, Inſtr. $ 12 u. Regl. 31 (KU. XV 
311). — Priüfungslommiffionen für die 
Provinzen in Königsberg (zugleih für 
Weſtpreußen), Berlin, Greifswald, Breslau 
(zugleich für Poſen), Halle, Kiel, Göttingen, 
Mäünfter, Marburg u. Bonn. 
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Nordichleswig) und in fehwierigeren Bezirken angeftellt. Ortſchulinſpektoren 
find in der Regel die Ortsgeiftlien, an ſechs- und mehrklaffigen Schulen die 
Rektoren!?). Die Schulinfpeftoren handeln nur im Auftrage des Staates, 
der diefen jederzeit widerrufen, andere Inſpektoren ernennen und die Auffidhte- 
bezirfe anderweit abgrenzen fann!®). — Zu Beröffentlidungen anf dem Ge⸗ 
biete des Schulweſens dient feit 1859 da8 Zentralblatt der Unterridts- 
verwaltung. 

Die weiteren Borfchriften find gefondert für die Volksſchule (Nr. 2), 
für die Höheren Lehranftalten (Nr. 3) und für die an oberfier Stelle 
ftehenden Univerfitäten (Nr. 4). Während das gemeinfame Ziel diefer 
Anftalten die Gewinnung allgemeiner Bildung ift, find die Fachſchulen auf 
befondere Berufszweige berechnet und deshalb bei den einzelnen Berwaltungs- 
gebieten zu betradjten !*). 


2. Bie Bolksfdhule. 
8 291. 

a) Weſen uud Bedeutung. Die Grundfäge der Berfaffung haben 
auch in betreff der Volksſchulen bis zum Erlaß eines Unterrichtsgeſetzes mur 
die Bedeutung allgemeiner Verheißungen 18). ine allgemeine Regelung ifl 
bislang nur in betreff der Befeitigung des Schulgeldes, des Dienſteinkommens 
und der Penſionirung der Bollsfyullehrer fowie der Wittwen- und Waiſen⸗ 
verforgumg erfolgt !%). Sonft beruht das Volksſchulweſen noch auf der älteren 
Sefeßgebung '?). 


2, 2. II 12 8 12—17, 47 u. 49. 
— Entſprechende Ausbildung der Geift- 
fihen 8 287 Anm. 8 d. W. — Rektoren 
Erl. 92 (3B. UV. 834). 

”" G. 11. März 72 (GS. 183); Einf. 
in Lauenburg ©. 78 (85. 97) 8 51. 
Den Grundfag der flaatlihen Aufſicht 
enthält bereits ER. II 12 81, 2 u. 9 u. | Wartefhulen Anm. 88. 
die BU. Art. 23 Abf.1. — 1900 gab e® | =) Anm. 5. — BU. Art. 21, 2885. 
316 ftändige u. 986 im Nebenamte ftehende 


Iehranftalten (8 259 Abf. 3), die Berg. 
Kreisihulinfpeltoren. Die größeren Städte 8291 Abſ. 5 u. 8 293 Abſ. 2 u.3 


ſchulen ($ 811 Abf. 8), die landwirthſchaft⸗ 
fihen Schulen ($ 816 Abf. 5), die thier- 
ärztlichen Hochſchulen (8 334 Abf. 1), die 
gewerblichen Schulen ($ 349 Abf. 1) und 
die Navigationsſchulen (5 359 Abf. 3). — 
Zmwangserziehungsanftalten $ 273 Anm. 38, 


aben meift befonbere Schulauffichtsbeamte | d. W. Die Neuregelung der Schulunter- 
—5 in den fie Provinzen — | Haltungepflicht ſteht in Auffiht. — Bearb. 
wo die GStäbteD. diejes zuläßt — ats | (Bolfeihulweien überhaupt) Schneider u. u. 
Stabträthe, fonft ade Gemeindebeamte | Bremen 3 Bde. (Berl. 86), Siebe (5. Aufl 
Düffeldorf 97) u. (neuere Geſetze) Pogge 
(2. Aufl. Berl. 97), verb. Anın. 63; 
Statiftiihe Darftellung (96) von Schneider 
und Beterfilie (Berl. 98). 

”, In den älteren Broninzen fom- 
men neben dem 2R. II 12 8 18% —53 als 
Brooingialgeiene 1 a at: f. Pasuben 

Schuld. 11. Dez. 45 (GS. 46 ©. 1), 
insbef. $ 38— hr: 4 EGchulpflicht) iſt 


Beſch. 98 (ZB. UV. 834). — Koſten der 
Aufficht Anm. 27. — Höhere Mädchen⸗ 
ſchulen $ 292 Abſ. 3 d. W. 

As Sad Auien die bis auf ein⸗ 
zelne dem Unterrichtsminifter unterftellte 
techniſche Schulen (8 49 Abf. 1 d. ®.) 
unter den Fachminiſtern ftehen, find zu er» 
wähnen die Militärfchulen (8 105), bie 
Forſtſchulen (8 125 Abf. 1), die Hebeammen- 
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Die Aufgabe der Volksſchule ift die religiöfe, fittliche und vaterländiſche 
Bildung der Jugend durch Erziehung und Unterricht, fowie ihre Untermweifung 
in den für das bürgerliche Leben nöthigen allgemeinen Renntniffen und Fertig- 
teiten. Ihre Grundlage bildet die allgemeine Schulpflicht (der Schulzwang), 
wonach alle Einwohner ihre nicht andermweit gehörig unterriäteten Kinder vom 
zurüdgelegten fünften Jahre ab fo lange zur öffentlihen Schule ſchicken müffen, 
bis fie fi die erforberliche Bildung angeeignet haben!®). Durch Provinzial: 
gejege find Anfangs» und Endpunkt der Schulpflit zum Theil abweichend 
beftimmt. In der Regel erfolgt die Aufnahme nit dem vollendeten fechften, 
die Entlafjung mit dem vollendeten vierzehnten Lebensjahre. Die allgemeine 
Schulpflicht hat unfer Staatsweſen außerordentlich gefördert und iſt ein Haupt⸗ 
hebel für deſſen Entwidelung geworden. Deutfchland fteht hierin allen Groß⸗ 
ftaaten voran !?). 


duch 2. II 12 8 48 erſetzt ©. 86 | wird ER. II 12 8 11, Bf. 92 (38. UB. 
(865. 144); — für Neuvorpommern |; 435) u. Erf. KG. 93 (daf. 662). — 
Reg. 31 (KA. XV 564); — f. Schlefien | Eiterliches Beſtimmungsrecht $ 275 Ann. 4. 
Landſchulregl. 3. Nov. 1765 (Korn Ed.» | — In Babriken find Iautpfichtige Rinder 
Samml. VIII 780) und kathol. Schulregl. | nicht zu beihäftigen 8 344 Abi. 7 d. W. 
18. Mai 1801 (Korn Neue Ed. Samml. | Mitführung von Kindern beim Gewerbe: 
VII 266). Die Webertragung der $ 10 | betriebe im Umherziehen GewO. $ 57b, 
die 29 des letzteren anf evang. Schulen | 62 Abf. 4 u. 63 Abſ. 2. — Der Schul» 
(Landt. Abſchied 22. Feb. 29) hat keine pflicht ift auf einer preußifhen Schule zu 
Geſetzeskraft OB. (1 211); $ 39a (Schul- | genügen Erf. d. Kam. 82 (38. UV. 
pfliht) wie Prod. Preußen. — Brov. , 83 ©. 152); doc ift unter den deutfehen 
Sadjfen Anm. 37. — In den neuen | Staaten (außer Baiern) die Heranziehung 
Brovinzen gelten für Sdhi.-Holftein | ſchulpflichtiger Kinder am Aufenthaltsorte 
SchulO. 14 und lauenbnrgifche LandihulO. | gegenfeitig vereinbart FIR. 76 (MB. 372). 


68; f. Hannover Bollsihul®. 45 (han. | — Ueber die Reife zur Entlaffung ent- 
ES. I 465), erg. ©. 56 (da. 257); für | fcheidet der Ort⸗ oder Kreisichulinipeltor 
Nafſau SchulEd. 17. Erf. OT. 78 (38. UV. 79 ©. 207). 


2. II 12 8 43—46 u. 48. Ein- », Die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder 
führung der Grundfäge in die nicht land» | betrug (95) 5,6 Mill. oder 17,6 v. 9. 
rechtlichen älteren PBrov. KO. 25 (GS. | der Geſammtbevölkerung. Die Ergebnifie 
149) Nr. 1—3 un. (Strafe) 35 (5. 134) | des Unterriht® werden flatiftifh nur bes 
Rr.B u. 4. Uehnliche Vorfchriften in den | züglich der alljährlih in das Heer und die 
neuen Provinzen Anm. 17. — Die An- | Marine eingeftellten Militärpflichtigen er» 
drohung der Strafen hat dur Verordnung | mittel. Die Zahl der unter dieſen be- 
der Schulauffichtsbehörden (Regierungen), | findlihen, des Lefens und Schreibens un- 
nicht durch Polizeiverordnnungen zu erfolgen | fundigen Berfonen (Analphabeten) ift iu 
Erf. d. Kam. u. Bel. 95 (38. UB. | fteter Abnahme begriffen. Sie betrug 
721). Die Strafen find im ftrafredhtlihen | 1900 in Preußen 0,12 (1881 noch 2,8) 
Wege, nicht duch polizeiliche VBollfiredung | v. H. — Englaud "hat es noch zu feinem 
(wie die Verwaltung annahm) feitzufegen | Volksſchulweſen, fondern nur zu einem 
€. K8H. 63 (ML. 113, IMB. 120) | ftaatlih unterftütten Privatſchulweſen ge⸗ 
und für die Rheinprovinz 64 (IMDB. 65 | bradt. — In Frankreich ift der Unter 
©. 54). — BU. Art. 21 Abf. 2. — Am richt in drei Abſtufungen (instruction 
Religionsunterrihte in der Bolksfchule | primaire Elementarunterricht, secondaire 
möüfjen auch die Kinder der Dilfidenten | Vorbildung u. superieure Fachbildung) bes 
theilnehmen, ſoweit folcher Unterricht nicht | fonbers eingerichtet. 
anderweit in ausreichender Weiſe ertheilt 
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Die Erfüllung der Schulpflicht jest das Borhandenfein der nach Zahl 
und Einrihtung dem Bedürfniffe entiprehenden Scähulanftalten voraus”). 
Die Sorge hierfür liegt zunähft dem Staate ob, doch wirken dabei neben 
diefem noch die Kicche und die Gemeinde mit. 

Die Kirche ift bei der Schule betheiligt, weil die Religion einen wefent- 
lichen Beftandtheil des Volksunterrichts bildet?!), der vermöge der Einheitlid- 
keit des leßteren nur ſchwer aus dieſem berauszuldfen fein würde. Die durch 
die Berfaffung den Religionsgeſellſchaften verheißene Leitung des NReligione- 
unterricht8 22), in&befondere die Mitwirkung der Ortsgeiſtlichen bei dieſem 
bildet deshalb Fein ſelbſtſtändiges Recht, fondern erfolgt nur im Auftrage und 
mit Erlaubniß des Staated?). — Daffelbe Verhältnig bedingt ferner die 
moglichſte Berüdfichtigung der konfeſſionellen Berhältniffe und die Kon— 
feffionfhulen bilden biernad die Regel. Sie find überall geboten, wo 
die auf eine Schule angemwiejenen Schüler ausſchließlich oder überwiegend einem 
beftimmten Belenntniffe angehören. Die Simultanfdule, in der der Unter: 
rigt in allen Fächern mit Ausnahme der Religion ohne jede konfeffionelle 
Färbung ertheilt und aud bei der Wahl der Lehrer den verichiedenen Be- 
kenntniſſen gleiche Berückſichtigung zu Theil wird, ift dagegen nur zuläffig, 
wenn entweder die Bildung leiftungsfähiger Schulfyfteme ohnedem nicht zu ere 
reichen fein würde, oder wenn die Einrichtung von den VBetheiligten beantragt 
wird und zugleich zu einer weſentlichen Verbeflerung des Schulweſens bei- 
tragen fann?*), MWebrigens kann aud) in Konfeſſionſchulen bei gemifdhter Kon- 
feifion die Minderheit — wenn fie nit verfhwindend iſt — abgefonderten 
Religionsunterriht auf Koften der Schulgemeinde beanſpruchen?*). — Bei 








») Im Jahre 97 befanden 36768 
Volksſchulen und 103360 Klaſſen mit 
71949 Lehrern u. 11868 Lehrerinnen 
neben 3314 u. 37879 nicht vollbeſchäftigten 
Hulfslehrern n. Hülfsleprerinnen. — Be 
jondere Säulen bilden die Blinden- und 
die Taubfiummenanftalten 8 273 Anm. 48 

®. 


d. 

m) Die preußiſche Schule tritt damit in 
Segenfag zur religionslofen Schule, wie 
fie jeit 1806 in Holland „perögeführt iſt. 

7) BU. Art. 24 Abſ. 2 

”), 28.76 (MB. er) vᷣtBeſchl. OTrib. 
74 (Oppenhoff XV 655). — Mildere 
Handhabung des —*8* 3R. 79 

B. UVB. 80 S. 228). 

*) 3R. 76 (3B. UV. 495). — Das 
ER. verhält ſich gegen die Konfeffionalitäts. 
frage gleichgültig, indem es die Zulaflung 
zu den öffentliden Schulen von dem 
Slaubensbelenntnifie unabhängig malt, 


aber den Zwang zur Theilnahme an einem 
fremden Religionsunterriht ausihließt (II 
12 8 10, 11 u. 80). Eine KO. 4. Ott. 
21 venwarf die Simultanſchule ale un- 
zwedmäßig. Spätere Borfdriften (KO. 
23. März 29 u. pr. Landtagsabſch. 38 
KA. XXII 505) ließen fie bedingt zu. 
BU. Art. 24 Abſ. 1 fordert möglichfte 
Berüdfihtigung der Lonfeifionellen Ver⸗ 
hültniſſe. Geſchichtliche Darftellung 38. 
UB. 1878 ©. 821 u. OB. (XXVIII 169). 
— Die Zahl der Simultanſchulen betrug 
(96) 680 mit 4383 Klaſſen. Sie find 
am zahlreichſten in Weftpreußen, Poſen u. 
den Regierungsbezirten Oppeln u. Düffel- 
dorf. In den Städten Danzig, Pofen, 
Bromberg, Ratibor, Leobfhüg, Ohlau, 
Königshätte u. Gt. Johann find alle 
Schulen fimultan. — Bierling, die Tonf. 
Säule in Breußen (Gotha 85). 
) R. 73 (MB. 745 10). 
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vorhandenen Bebärfnifie innen ansnahmsweiſe öffentliche jüdiſche Schulen 
eingerichtet werden ?®). 

Die Verwendungen, mit welchen der Staat in immer fteigenden Maße 
für das Schulweſen eingetreten ift, berufen nur auf einer aushelfenden (fub- 
fidiären) Verpflichtung. Die eigentlide Trägerin der Shulunterhaltungs- 
pfliht?”), foweit der Bedarf nicht aus dem Schulvermögen?®) gededt wird, 
ift die Gemeinde?) Sie genügt dieſer Pfliht durch Erhebung von Ab- 
gaben). Die Verpflichtung ruht theild auf der bürgerlichen Gemeinde, theils 
auf der befonderen Schulgemeinde (Schulfozietät). Lebteres ift nad) dem Land» 
recht der Fall, weldyes die Hausväter des Ortes oder — bei Konfelflous- 
ſchulen — des Glaubensbekenntniſſes als Pflichtige bezeichnet?). Schul⸗ 
ſozietäten beſtehen ferner in Schleswig⸗Holſtein und Hannover, wogegen in 
Df- und Weftpreußen, in der Rheinprovinz und der Regel nach aud in 
Heſſen⸗Nafſau und in Hohenzollern die bürgerliche Gemeinde die Schullaft 





trägt). Das gleiche Verhältniß ift bereits in der Verfafſung vorgefehen??) 


”, ©. 47 (8. 263) $ 
1896 befanden 246 jüdifhe Schulen mit 
309 Klaſſen. 

”) Sie umfaßt die Unterhaltung ber 
Lehrer u. Schulgebäude, F die Herbei⸗ 
holung der erſteren ER. II 13 8 29, 34 
u. 89. Die Koften der Aufficht (Bifitation) 
gehören nicht dazu; diefe fallen mangels 
abweichender provinzialrechtlicher Beſtim⸗ 
mungen dem Staate zur Laſt OB. (XIV 
95). — Aufftellung vn en san- 
Ihtägen ‚ 3. 9 (38. 422). — 


”) Die üußeren Rechte der Volksſchul⸗ 
anſtalten ſind im weſentlichen die der 

Kirchen LR. II 12 8 18-21; 8 281 
d. W. 

Im Jahre 96 betrug der Aufwand 
für das Volksſchulweſen 201,4 Mill. 
Hiervon entfielen 145,7 Mill. auf perjön- 
lihe und 55,7 Mill. auf ſüchliche Bedurf⸗ 
niffe. Der Boranfclag 00 ſetzt an ſtaat⸗ 
lihen Aufwendungen für das Elementar⸗ 
unterrichtswejen 82 Mil. M. aus. 


”*), Schulabgaben unterliegen der 
zwangsweifen Beitreibung KO. 86 (GES. 
198) Nr. 1, 2 nebſt $ 136 Anm. 23 
d. W. und genießen ein Vorrecht im Kon⸗ 
kurſe Kontd. 8 613. — Heranziehung ber 
Einfommen unter 00 Mt. $ 77 Anm. 45 
d. W. Die Yorderungen der Unterrichts⸗ 
anftalten und Lehrer für Unterricht und 
Erziehung verjähren in 2 Jahren BGB. 
8 196. 1-18, 
Que de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


60-67. — | 


a) 08. 11 13 8 29.30. — Haus 
päter find alle Wire IeibRlünbigen, 
natürlihen PBerfonen OB. (IX 123); frei 
In deshalb Ausmärker DOT. 62 —2 

d. 47 ©. 32), nicht aber wegen ihrer - 

Forimnunaffieuertiäen Begünfiigung die 
Geiſtlichen, Schullehrer oder Beamten OB. 
(I 197) u. die Offiziere und Militär- 

yerfonen OB. (XVI 155), ebenfowenig 
anfälfige Gutsherren; nur der Gutsherr 
der Gemeinde, in der die Schule liegt, iſt 
frei, und zwar aud) ale Beſitzer bänerliher 
Grundſtucke OB. (IX 142). — Die Ber- 
theilung der Hausväterbeiträge nad Ver⸗ 
hältniß ihrer Beſitzungen und Nahrungen 
(LR. II 12 8 31 u. 82) erfolgt nöthigen- 
falle nady den direkten Staatefleuen OV. 
(I 183), wobei jedoch der außerhalb des 
Schulbezirkes belegene Grundbeſitz außer 
Betracht bleibt DB. (1 208). — Die 
Berpflihtung der Gutsherrſchaften auf dem 
Lande, unvermögende Gutsunterthanen dabei 
nad Rothdurft zu unterflügen (ER. II 12 
& 83) befieht noch fort; die Gekiegung 
gebührt der Regierung O8. (X 126). — 
Die Schulfozietät bildet eine Korperſchaft 
DB. (1169 u. VI174) Die Einrihtung 
und Bertheilung der Schuljozietäten ey 
dur) die Regierung Inftr. 17 (GS. 
S, —— Zuf®. 8 49 Abi. 3; OV. rt 


” Geſetze in Anm. 17, insbeſ. preuß. 
Schuld. $ 88—42 ı. rhein. GemO. 45 
(GS. 523) 8 86. 
*) BU. Art. 25 Abi. 1. 
27 
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und in allen nad) diefer eingebradgten Schulgeſetzentwürfen feftgehalten worden. 
Uebrigens kann auch da, wo Schulfozietäten beftehen, die bürgerliche Gemeinde 
unter Genehmigung der Auffichtsbehörde die Schullaft freiwillig übernehmen **), 
und von diefer Befugniß haben zur Vereinfachung und Klärung des verwidelten 
Rechtöverhältnifies die Gemeinden, in&befondere die Städte, umfaflenden Ge- 
brauch gemadt. — Die Feſtſtellung des Bedarfes erfolgte früher lediglich 
dur) die Regierung®). Gegenwärtig ift eine ausgedehnte Mitwirkung der 
Selbftverwaltungsbehörden eingetreten. Auf Beſchwerden betreffend die Heran- 
ziehung zu den Schulabgaben beſchließt die örtliche Behörde, die diefe Ab- 
gaben ausgefhrieben hat. SHiergegen findet die Berwaltungsklage ftatt und 
das gleiche Rechtsmittel ift gegen die Verfügung der zwangsweiſen Einftellung 
in den Voranſchlag fowie über die Streitigkeiten zuläffig, die unter den 
Pflitigen wegen der Abgabenpflicht entftiehen??). Ferner beſchließt über neue 
oder erhöhte Anforderungen für Volksſchulen, ſoweit fie fih nicht auf Yauten 
oder Penfionirungen beziehen, in Ermangelung des Cinverftändnifies der 
verpflichteten Verbände mit der Schulaufſichtsbehörde der Kreisausſchuß (bei 
Stadtſchulen der Bezirksausſchuß). Die Beſchwerde geht in beiden Fällen an 
den Provinzialrath?®). — Die Regelung der Schulbaulaſt zeigt einige Ab- 
weichungen. Nach dem Landrecht müffen in den Städten die Magiftrate und 
auf dem Lande die Gutsherrſchaften die nothwendigen, auf den eigenen 
Grundftüden vorhandenen Bauftoffe unentgeltlich verabfolgen?”). Mit Küftereien 
vereinigte Schulhäufer find von den Pfarrbaupfliätigen ($ 281 d. W.) mit 
der Maßgabe zu unterhalten, daß die dur das Schulbedürfniß bedingten 
Erweiterungen der Schulräume und Lehrermohnungen den Schulbaupflichtigen 
zur Laft fallen?®). Ueber Anordnung der Bauten bei Volksſchulen, aud) der 
mit Küſtereien verbundenen, und über Aufbringung und Vertheilung der Roften 
beſchließt die Auffichtsbehörde. Gegen den Beſchluß ift die Verwaltungsklage 
zuläffig, bei deren Entſcheidung jedoch die allgemeinen Anorduungen über die 


“) DR. 65 (MB. 66 ©. 39), OR. 





(III 125, verb. XIX 169), Bf. 84 (38. 
uV. 85 ©. 354 54) u. OB. nebſt Bf. 98 
(38. U8. 716). 

*) Zuf®. 8 46 u. 48. — Mitwirkung 
bei Feſtſtellung des Lehrergehaltes Anm. 
65. — Aneſchuß des Rechtsweges 8 170 
Anm. 11d. 

) G. 26. tet 87 (8. 175), für 
Sofen „ansgeihloffen 86 — Bearb. 


Mn 8 34—46, durh BOB. 
nicht berührt ES. Art. 132. — Ausführung 
der Schuibauten wie 8 281 Anm. 52 
d. W. Bauausführung, insbef. Mitwirkung 
der Baubeamten im Falle der Gewährung 


von Gnadenbeihilfen Bf. 97 (38. UBS. 
3850), — Zu ben Schulſtellen gehören 
Dienftwohnungen R. 81 (38. UV. 632) 
u. (Erforderniffe) 79 (daf. 362). — Ent- 
(Würfe f. Tändlihe Bollefhulgebäude ZB. 
UB. 1888 ©. 258, 1889 S 275, 1891 
&. 394 u. 1895 8.8238. — Größe md 
Yuatattung der Schulräume 8 292 Abf. 1 
d. W. — Schulbänke (Subfellien) gehören 
nicht zu den Bauten DB. (IV 183); 
Form ZE. 88 (38. UP. 680). — Bei⸗ 
tragspflicht der Grundbefiger in den vor» 
male Kal, Theilen der Prov. Sachſen 
. 44 (GS. 698). 
—— 11 12 8 87, 38, ©. 46 (GS. 
392) u. DB. (XVI 262). 
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Ausführung von Schulbauten maßgebend bleiben??), — Die Erhebung von 
Schulgeld bei Bollsfhulen findet — entſprechend der in der Verfaſſung ge- 
gebenen Berheifung — nicht mehr flatt. Ausnahmen find nur für aus- 
wärtige Rinder und fir einzelne beſonders feftzuftellende Bedarföfälle ge⸗ 
ftattet?9). 

Der Beitragspfliht der Gemeinde entſpricht ihre Mitwirkung bei der 
Berwaltung. Die Verfaſſung verheißt den Gemeinden die Leitung der äußeren 
UAngelegenbeiten, und diefe werden faft überall durch Schulvorftände ver- 
maltet, denen die Vertretung der Gemeinden obliegt und in der Regel der 
Batron und der Prediger angehört!) Die für die Städte als bloße Ver⸗ 
mwaltungsabtbeilungen vorgefehenen Schuldeputationen wirken zugleich bei 
den inneren Angelegenheiten mit*?). 


8 292. 

b) Die Einrihtung der Volksſchule wird im Hinblid auf ihre 
Aufgaben und Ziele durch die „allgemeinen Beftimmungen”“ näher geregelt*?). 
Lehrgegenftände find Religion, deutfhe Sprache (Spreden, Leſen, Schreiben), 
Rechnen nebit den Anfängen der Raumlehre, Zeichnen, Geſchichte, Geographie 
und Naturkunde, außerdem für die Knaben Turnen, für die Mädchen weibliche, 
Handarbeiten. Diefe Gegenftände vertheilen fi nad) Maßgabe von drei dem 
Alter entſprechend gebildeten Stufen auf 20 bis 30 wöchentliche Unterrichts⸗ 
ſtunden“). Die Zahl der anzuftellenden Lehrer bemißt fi nach der Schüler- 
zahl. Die einklaffige Schule mit einem Lehrer fol nit über 80 Kinder 
umfaffen. Eine größere Zahl kann zwar ausnahmsweiſe von einem Lehrer in 


— — 





” Zuſt. 8 47 u. 49. — Wird ein | 


Dritter für verpflichtet erachtet, fo ift die 
Mage zugleich gegen diefen zu richten $ 47 
Abi. 2. Gleiche Vorſchrift bei Waſſer⸗ 
bauten ($ 324 Anm. 17) und Wege- 
bauten (& 364 Abi. 2). — Inhalt und 
Bedeutung der Schulbaurefolute OB. 
(XXV 186). 

”,&. 88 (85. 240) $ 4 u. 89 
(GS. 64) Art. 11; verb. BU. Net. 25 
Abf. 3. — Die Regelung des Squlzade 
gen AA regierung zu Inf. 17 (GS 

248) 8 17f. — Die im Schulorte unent- 
geltih in Pflege und Erziehung ge⸗ 
nommenen Kinder gelten nicht al8 auswärtige 
OB. (XIX 197 u. XXVI 173). 

a BU. Art. 24 Abſ. 3. — Aeltere 
Provinzen ER. II 12 8 12—14 n. Inſtr. 
28. Dt. 12. Befugniß zur Bertretung 
der Schulgemeinde R. 63 (MB. 196) u. 
(Hannover) ©. 48 (han. ES. I 301) 
8 26—28. — Sozialdemokraten find als 
Mitglieder der Schuloorftände u. Schul⸗ 


deputationen nicht zu beftätigen E. 98 
(38. UB. 725). 

“, Bor. Aum. u. 8 79 Anm. 39 d. W. 

“) Unterm 15. Oft. 72 ergingen über 
das Bolksfhul-, das Prüparanden- und 
das Seminarwefen fünf 1 Eingeloerfügungen 
(Anm. 44—46, 49, 52, 54 u. 56). — 
Pflege der Sottesfurcht und Baterlandsliebe 
zur Belämpfung der Umfturzbeftrebungen 
AE. u. Bf. 90 (38. UV. 703). — An 
ſtellung von Schulärzten in größeren Orten 
Erl. 98 (daf. 385). Augenkrantheiten 
8 253 Anm. 24 d. W. 

“) Erſte Bf. 72 (MB. 273) Nr. 18 
bis 38. — Die Einführung der Lern⸗ und 
Lejebücher fordert Genehmigung 2 R. 73 
(38. UV. 180 u. 435). — Einridtungen 
für den Handfertigfeitsunterricht bei Knaben 
3. 90 (MB. 71). Die Auffihtsbehörde 
ift befugt, die Aufnahme befonderer Gegen⸗ 
fände (weibliher Handarbeiten) in den 
Lehrplan anzuordnen OB. (1 173). 


27% 
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zwei Abtheilungen unterrichtet werden (Halbtagsſchule), doch find in der Kegel 
zwei Lehrer anzuftellen, die in zwei, und, wenn die Schülerzahl 120 überfteigt, 
in drei Klaſſen unterriäten. Bei drei und mehr Lehrern find die oberen 
Klaſſen möglihft nad den Geſchlechtern zu trennen). Die Schulzimmer 
möüffen entſprechend ausgeftattet fein?‘ Bau und Einrichtung der Schul⸗ 
häufer find befonders georduet; in&befondere ift die Höhe der Schulzimmer 
auf mindeftens 3,20 m und ber Luftraum für das Kind auf mindeftens 
2,25 cbm feftgefegt*?). 

Neben der Volklsſchule (Elementarſchule), die auf Aneignung des 
Mindeftmaßes der erforderten Bildung berechnet ift*®), können Mittelfhulen 
(Bürger-, höhere Knaben⸗ oder Mädchen, Stadt:, Rektoratfchulen) eingerichtet 
werden. Volksſchulen und Mittelſchulen werben unter der gemeinfamen Be⸗ 
zeihnung „niedere Schulen” zufammengefaßt. Der Lehrplan der Mittel- 
ſchule betrifft diefelben Gegenftände wie der der Volkeſchule, verfolgt aber 
höhere Ziele und umfaßt nad) Bedürfniß daneben neuere Spraden oder bie 
Borbereitung für das gewerbliche Leben. Die Mittelfhulen müſſen mindeftens 
5 Klafſen mit höchſtens je 50 Schülern haben, entſprechend ausgeftattet und 
mit Lehrern befeßt fein, melde die für diefe Schulen erforderte befondere 
Befähigung befiten*?). 

Zu den Mittelfhulen zählen aud die höheren Mädchenſchulen. 
Diefe follen unter angemefiener Begrenzung des Stoffes in nem Jahreskurſen 
mit minbeftens fieben Klaſſen Gelegenheit für eine höhere allgemeine Bildung 
der Mädchen bieten. Jede Berufsbildung ift ausgeſchloſſen; doch können 
dieferhalb befondere wahlfreie Kurfe den Anftalten angegliedert werden. So— 
weit die Leitung der Anftalt nicht einer Direktorin übertragen ift, tritt dem 
Direktor eine Lehrerin zur Seite, der in&befondere die erziehliche Aufgabe zu- 
fällt. Sonft befteht der Lehrkörper aus alademifh und feminariftifch ges 
bildeten Lehrern und aus Xebrerinnen, von denen ein Theil — die Lehrerinnen 
auf Grund einer befonderen wifjenfdaftligen Prüfung — zu Oberlehrern umd 
Oberlehrerinnen befördert wird. Die Anftalten ftehen umter den Regierungen, 


— — — — ——— 


“), Erſte Verf. 72 Nr. 1-7. — Die 
ein- u. zweillaffigen Schulen vermindern 
ſich (die einklaffigen, 1886 noch '/,, betragen 
nur no '/,), wogegen bie mehr-, insbeſ. 
die fiebenklaffigen Schulen zunehmen. 

“, Dai. Nr. 8—11. 

9) E. 9 (38. UV. 828) nebft bes 
fonders veröffentlichter Denkichrift. 


, Bollsihulen (Elementarfchulen oder 
gemeine Schulen des FR. II 12 8 12ff.) 
find die Schulen, deren Benutzung durch 
alle nit anderweit ausreihend unter« 
richtete Kinder erzwingbar ift und zu deren 


Unterhaltung die betheiligten Berbänbe ge 
ſetzlich Ya fin DB. (XII 197). 

©) 2te V 2 (MB. 279) u. Bf. 85 
(38. us. Br Mäpdchenmittelfchulen 
Aum. 50. — Die Gemeinden find zur 
Errichtung oder Forterhaltung von Mittel. 
ſchulen nicht verpflichtet, muſſen aber bie 
bei vorhandenen Schulen gegen Dritte 
eingegangenen Berbindlicleiten erfüllen, 
insbefondere den Lehrern die zuſtehenden 
Gehälter und Penfionen zahlen OB. 
(xX111 87 u. 108). — Die Zahl der 
Mittelfhulen betrug (96) 1708, einſchl. 
856 höherer Mädchenſchulen. 
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die den neuen Anforderungen entſprechend umgeſtalteten unter den Provinzial⸗ 
ſchulkollegien; die Orts⸗ und die Kreieſchulaufſicht iſt für die einzelnen Schulen 
befonder® geregelt). 

Die Beitimmungen ftellen in ftreng ſachlicher und beftimmter Weife 
Gegenftand und Gang der Volfebildung feft und tragen mit einer gewiſſen 
Debnbarkeit den verſchiedenartigen Bedürfniffen und Leiftungsverhältnifien aus- 
reichende Rechnung. Sie gewähren eine fefte Grundlage für die Verwaltung 
des Vollsſchulweſens und haben bereits unvertennbare Erfolge erzielt. 

Eine Ergänzung der Vollsſchule bildet die Fortbildungsſchule, die 
die Vollsſchulbildung befeftigen und in ihrer Anwendung auf das praftifche Leben 
vervollftändigen fol. Im diefem Sinne werden gewerblide und landiwirth- 
ſchaftliche Fortbildungsihulen unterfhieden. Eine Schulpflicht findet fi nur 
für erftere unter gewiffen Vorausſetzungen anerfannt (8 344 Abf. 2). Sonft 
dat der Staat ſich darauf beſchränkt, Grundzüge für diefe Schulen aufzu- 
ftellen®!) und ihre Gründung durch Beihülfen zu erleichtern. 


$ 293. 

c) Die Wotfäfchullehrer empfangen ihre Ausbildung auf Seminaren. 
Die Vorbereitung zu der beim Eintritt in diefe abzulegenden Prüfung?) wurde 
früher nur auf privatem Wege bewirkt. Zur Befeitigung des Lehrermangels 
find indeß neuerdings Bräparandenanftalten mit zwei auffteigenden Klaſſen 
errichtet). Der Unterricht in den Seminaren dauert drei Jahre und erfolgt 
in drei Klaffen). Zur Anftelung als Volksſchullehrer, als Mittelſchullehrer 
oder Rektor wird das Beftehen je einer befonderen Prüfung erfordert?d). Die 


DB. 94 (38 UB. 447) nebit *) Lehrplan und LehrO. Ate Bf. 72 
Vorſchr. für die über das Ziel der Bolls- | (MB. 286). — Die Seminare find (ale 
fhufen Hinausgehenden Müpddenfchulen, | nit zu den höheren Schulen gehörend 
durch welche die feitherigen Beftimmungen | Anm. 73) in der Regel keine juriftifchen 
üb. Mittelfehulen (vor. Anm.) in betreff der | Perfonen, u. daher nicht gemeindeeinlommen- 
Mädchenſchulen erfett werden (daf. 454); | fteuerpflicdtig OB. (XXXIV 30). 
dazu Lehrplan f. d. höheren Müdchenſchulen =) 2. 11 12 8 24, 35 u. Prüfungsd. 
(daf. 459) und (katholifcher Religions | 5te Bf. 72 (MB. 292, 5 26 aufgeh. Bf. 
unterriht) 94 (daf. 714). — Zahl der | 98 38. IB. 99 S. 288); Gegenfeitige 





höheren Mädchenſchulen vor. Anm. — | Anerfennung ber a Aungegengniffe Bir. 
Prüfungen der Lehrerinnen Anm. 55. mit Lübed ZE. 88 (38. UV. 716). — 

2) Ländliche Bortbitbungefäulen & 316 | PrufO. f. Lehrerinnen n. (te Prüfung) 
Abi. 5, gewerblide $ 344 A 10. — | Schuloorfteherinnen 24. April 74; ergänzt 
Haushaltungsunterricht 3 273 "Fr. 5. und neugefaßt Bf. 94 (382. us. 489) 


=) 83te Bf. 72 (MB. 283), erg. Bf. | nebft O. für die wiſſenſchaftliche Prüfung 
87 (38. UB. 234). — Lehrgang der | (Oberlehrerinnen) 00 (daf. 618), gegenfeitige 
evangeliſchen Bredigtamtölandibaten 8 287 | Anftellung geprüfter Btr. mit Württemberg 


Anm. 40 db. 3R. 00 (daf. 770), Baden 77 (aſ. 41) 
” 38. 76 8. UB. 372). Organi- | u. 88 (daf. 542), Heflen 00 (daf. 540), 
fation®- und Lehrpları 1878 (daf. 568). — | Medienb. - Schwerin 95 (daf. 628), 


Im Jahre 1900 befanden 129 Seminare | &. Weimar 00 (baf. 616), S. Kob.⸗Gotha 
(9 für Lehrerinnen) nebft 40 ftaatlihen | 77 MB. 253), Braunſchweig 73 (38. 
und 11 flädtifchen Präparandenanftalten. | 282) u. 99 (38. 450), Anhalt 78 


Kulturpflege; Unterricht. 8 298. 
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Anftellung oder Beftätigung erfolgt durch die Regierung’®). Die Berfoffung 
verheißt die Betheiligung der Gemeinden®”); zur Zeit fommt fie nur vereinzelt 
vor, insbefondere hat in den öftlihen Provinzen in der Regel die Orts⸗ 
obrigkeit (Magiſtrat, Outsherr) das Borfchlagsredt®). 

Die Schullehrer Haben Pflichten und Rechte der Staatsbeamten*9). 
Bermöge ihres Amtes ſteht ihnen das Recht der Schulzucht zu). Sie find 
bei Ableiftung der Militärpfliht ($ 90 Abf. 2) und bei Einziehung im 
Rriegsfalle (8 91 Abf. 22) mehrfach begünftigt, mit ihrem Dienfteintonmen 
frei von Gemeindefteuern !), aud vom Schöffen und Geſchworenenamte aus« 
geilofien). Die Berfafiung fichert ihnen ein feftes, den örtlichen Berhält⸗ 
niſſen angemeſſenes Dienfteinfommen®). Diefes fteigt mit dem Dienflalter 
und beftebt aus einem Grundgehalte von mindeftend 900 (bei Lehrerinnen 
700) M., freier Dienſtwohnung oder entiprechender Miethsentſchädigung und 
Alterdzulagen, die nad) fiebenjähriger Dienftzeit neunmalig nad) je 3 Jahren 
mit mindeftens 100 (bei Lehrerinnen 80) M. zu gewähren find. Das Grund- 
gehalt wird für Rektoren und Hauptlehrer fowie bei Dauernder Berbindung der 
Schulſtelle mit einem Kirchenamte entſprechend erhöht, andererfeits für die 
einftweilig angeftellten und die noch nicht 4 Yahre im öffentlichen Schuldienfte 
ftehenden Lehrer um !/, herabgefet). Im diefen Grenzen werden die Be- 


(MB. 33), Hamburg 78 (MB. 34), 
Lübed 38. 77 (38. UV. 112), 88 (daf. 
543) ımd 95 (daf. 344), Bremen 79 
(ME. 230), erg. Bel. 83 (38. UV. 149) 
u. 99 (daf. 368), Elſ.⸗Lothringen Bel. 85 
(MB. 222). — PrufO. für Lehrerinnen 
der engliihen und franzöflfhen Sprade 
87 (38. UB. 94 ©. 499), für Zeichen» 
Lehrerinnen 85 (baf. 561), erg. ($ 1 u.2) 

52 Dal 366), J Handarbeitslehrerinnen 

(daſ. 94 ©. 502). — Aufnahme in 
bi Einmtehrer- Bilbursanfalt in Berlin 
für Zurnlehrer Bei. 94 (38. US. 435), 
für Turnlehrerinnen Beh. 99 (daf. 502), 
Prüfungsordnungen 94 für Turniehrer 
(daf. 440), Zurniehrerinnen (daſ. 443). 
— Zulaſſung in Braunſchweig geprüfter 
Sandarbeitd- u. Zurnießrerinnen Bel. 96 
(dal. 97 S. 217). 

”) RegInſtr. 17 (85. 248) $ 18a. 
Bei Verbindung mit einem kirchlichen Amte 
N Einverfändniß der Kirchenbehörde er- 
forderiih R. 65 (MB. 177). — Bereibi- 
gung ZR. 73 (MB. 74 ©. 11). 

BU. Art. 24 Abi. 3. 

” 0. 11128 22 u BB u. R. 8 
(38. UB. 470). — Oſtpreußen SchulO. 
(Ann. 17) 8 6ff. u. 371; in Weftpreußen 
und Poſen erfolgt die Anftellung allgemein 
dur den Staat ©. 86 (GS. 185) Art. I. 


Neunorponmern Reg. 31 (Anm. 17) 
Kt. 6, Schiefien KO. 12 (GS. 185). 
”, 5 290 Abf. 3; verb. $ 64—75 d. 
W. — BU. Art. 23 Abi. 2. Berſetzbar⸗ 
feit im Dienftintereffe ober Diegielinen 
wege in Weftprenfen u. Polen G 
(voor. Anm.) Art. II m. u angetoten) 
Art. III, Reg. 87 (38. UB. 390 
Zwangeweiſe enn in Yan Ruheftanb 
ZE. 88 (38. UB. 765). — Den Schul⸗ 
lehrem ift Schankwirthſchaft und Krämerei 
unterfagt R. 31 (MB. 170), and bie 
FJagdausübung in der Regel nicht zu ge 
Ratten R. 53 (MB. 114). — Vermögens 
rechtliche Anſpruche ausdem Dienftverhältnifie 
s 71 Anm. 42 9. W. 
“, ex. 11 12 8 50-58 u KO. 3 
(86. 149) Nr. 4—6 uebfl OB. (XV 443 
anbbabung des Fr 
(38. . 1889 


. . ). 

“), Kom.Abg.G. 93 (GS. 152) 8 2ZAk; 
8 774 Abf. 5 d. W. Schulbeitragspflict 
Anm. 31. 

e) 8 178 Abf. 2 u. 177 Abſ. 4.0.8. 

e, BU. Art. 25 Abf. 2 — Diaf- 
einlommen, Ruhegehalt u. Wittwen- u. 
Baifenverforgung v. Raub (Berl. 00). 

*) G. 3. März 97 (SS. 5 u. Be 
richtigung 105), Ausf.Beft. 97 (38. UR. 
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träge von der Regierung feftgefett. Die Lehrperfonen lönnen ihre Anſprüche 
zwar im Rechtswege geltend machen; bei der richterlichen Beurtheilung find 
jedoch die Feſtſetzungen der Regierung zu Grunde zu legen; auch kann dieſe 
die Neugewährung von Alterözulagen bei unbefriedigender ‘Dienftführung ver- 
fagen®5). Der Staat gewährt bis zur Höchſtzahl von 25 Schulſtellen für iede 
politifde Gemeinde fefte, nad der Stellenzahl bemeflene Beiträge zu den 
Orundgehältern und zu den Alterözulagen; der weitere Bedarf für lettere erfolgt 
aus Alterszulagelaffen, die für die pflichtigen Schulverbände in jedem Negierungs- 
bezirte (außer in Berlin) gebildet werden und ihren Bedarf nad dem Stellen- 
eintommen auf die Verbände vertheilen). Die Benfionirung der Lehrer 
und Lehrerinnen an Öffentliden Volksſchulen ift entfpredhend den für Staats- 
beamte gegebenen Vorſchriften ($ 74) allgemein geregelt). Das Ruhegehalt 
wird bis zur Höhe von 600 M. aus der Staatölafle, darliber aus den ähnlich 
wie die Wlterszulagelafien gebildeten Ruhegehaltskaſſen gezahlt). — Nach 
gleihen Grundfägen, doch ohne Staatszuſchuß ift die Penfionirung der Mittel» 
ſchullehrer geordnet ®?). 

Den Hinterbliebenen gebührt außer dem Sterbemonate da8 Gnaden⸗ 
quartal?). Die weitere Wittwen⸗ und Waifenverforgung — die feither in 
feſten Beträgen ans befonderen für die Regierungsbezirte gebildeten, durch 
Stellenbeiträge und Staatszuſchüſſe gefüllten Kaffen gewährt wurde?!) — bes 
ſtimmt fi jetzt (ähnlich wie bei den Staatsbenmten $ 75 Abf. 3) nad) dem 
Benfionsanfprude des verflorbenen Lehrers, ſoweit diefer nicht ausdrüdlich 
Mitglied der feitherigen Kaffe verblieben iſ. Das Wittwengeld beträgt 
40 v. 9. des Penſionsanſpruches, mindeftens 216, höchſtens 2000 M. jähr- 
li, das Waifengeld, wenn die Mutter lebt, '/,, fonft , des Wittmengeldes. 
Beide Gelder werden bis zu einer beftimmten Höhe aus der Stagtskaſſe, 
darüber hinaus aus Bezirfs-Wittmen- und Waiſenkaſſen gezahlt, die ähnlich 
den Ruhegehaltskaſſen (Abi. 2) eingerichtet find und verwaltet werden und 
ihren Bedarf auf die Schulverbände nad dem Dienſteinkommen der Schul: 


— — — — — — 


328, Einf. in die Soaergigen Graf⸗ 
ſchaften F (GOS. 129). 

“6. 8 25 u. 7, verd. 8 170 
Anm. 11. y 8.* Das Auffichteredt der 
Negierung beruht auf Reg. Inſtr. 17 
(GS. 248) $ 18e. Feſtſtellung des Geld- 
werthes der Naturalien u. der Erträge ber 
Dienftlländereien durch die Kreis⸗ u. Be- 
aiefeanefehffe ®. 97 8 20 Nr. 2 u. Zuſt. 


®. 8 
* 5 32 8 Abſ. 9 u. VB. 98 
(GS. 298). Der Staat gewährt außer- 


dem die Umzugsloflen G. 97 5 22 u. 


Ausf. 97 (38. UB. 403). 
",®. 6. Juli 85 (86. 298), $ 


in der Faffung des ©. % (GE. 89); 
2 3. 86 (MB. 37, 38. U8. 387 u. 
1857 ©. 383). — Bearb. Anm. 16 u. 63. 
*2) G. 8 Mt I 8 26 Abf. 1 u. 
(früher penfionirte) Art. I1; Ruhegehalts- 
kaſſen ©. 93 (GS. 194). 2 Ausf.-Anw. 
98 (38. 658 u. 732). 
. 11. Juni 94 (86. 109), Yusf.- 
Beſt. 9 4 (38. U8. 580) Anſchluß der 
Suatberathen Grafichaften B. 95 588. 33). 
* &. 97 (Anm. 64) 8 23 u. 4; 
verb. 8 75 Abſ. 2 d 
) G. 69 (GS. * ©. 1), 81 (GS. 
41), 89 (88. 131) u. 90 (GS. 211.) 
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424 
ftellen vertheilen??). — Den Hinterbliebenen der Mittelfhullehrer haben die 
zu der leuten Schulftelle Verpflichteten Gnadenvierteljahr und Wittmen- und 
Waifengelder nad den für die Staatsbeamten maßgebenden Grundfägen 
(8 75) zu gewähren ®®). 


d. Bie höheren Schulen. 


8 294. 

In den höheren Schulen wird die nöthige wiſſenſchaftliche Vorbildung 
erworben, die als Unterlage für die fpätere Berufs⸗ oder Fachbildung dienen 
fol). Sie erfeinen zuerft in den Gymnaſien, deren Mittelpunft das 
Studium des klaſſiſchen Altertfums bildet. Die Entftehung diefer Lehranſtalten 
reiht in das Zeitalter der Reformation zuräd, in dem das Studium des 
Alterthums alle wiſſenſchaftlichen VBeftrebungen ermwedte und beherrſchte. Im 
den proteftantifhen wie in den Jeſuitenſchulen wurde fat nur lateiniſch unter: 
richtet und diefe Unterrichtsweife hatte -ihre Bereditigung, fo lange diefe Sprache 
bie alleinige Bermittlerin und das Altertum die einzige Duelle des Willens 
war. Als aber feit dem fiebzehnten Jahrhundert die naturwiſſenſchaftliche 
Forſchung das vom Alterthum auf diefem Gebiete Geleiftete weit hinter fi 
ließ und daneben die deutfhe Sprache fi mehr und mehr entwidelt hatte, 
begann ein Kampf gegen diefe Vorherrſchaft. In defien Berlaufe entftanden 
feit 1817 Realſchulen, meift als ftädtifche Anftalten, in denen das mathematifch- 
naturwiſſenſchaftliche Element gegen das philologiſch⸗hiſtoriſche der Gymnaſien 
in den Vordergrund trat und zugleich die neueren Sprachen größere Berück⸗ 
fihtigung fanden. Indem dieſe Anſtalten ihre Ziele allmählich erweiterten, 
ſtanden die Realgymnaſien, die bei gleicher Klaſſenzahl und Unterrichts⸗ 
dauer den Lehrplan der Gymnaſien vollſtändig erfüllten, in dem Maße ihrer 
wiſſenſchaftlichen Leiſtungen ſchließlich nicht mehr gegen die Gymnaſien zurück; 
nur die Richtung der Ausbildung blieb eine verſchiedene. Außerdem waren aus 
der Umbildung der früheren Gewerbeſchulen Oberrealſchulen hervorgegangen, 
die unter völligem Ausſchluſſe der alten Sprachen höhere Ziele in den neueren 
Spraden und in den Naturwilfenfchaften verfolgten. 

Die neuere Regelung bat die einfeitig klaſſiſch-philologiſche Richtung ab» 
geſchwächt und die Schularbeiten vermindert, fucht dagegen das felbfiftändige 
Denen zu fördern, wendet aud den Körperlihen Uebungen befondere Aufmerf- 
famfeit zu. Die drei Anftalten der Gymnaſien, Realgymnaften und Ober: 





) G. 4. De. 99 (ES. 587 u. Be 
rihtigung 656), inf. in die Stolbergfchen 
Grafſchaften $ 20 u. B. 00 (GS. 108). 
Ausf. Beil. 00 (3BUVB. 418). — Die 
Erziehung der Lehrerwaifen ift Zweck ber 
Peftalozziftiftung. 

ER. 11 12 8 54-57 u. 61—64. 


Die höheren Schulen beſitzen Körperichafts- 
rechte dal. $ 54. — Steuerfreiheit wie 
8 281 Anm. 47 und 48 und 8 291 Anm. 30 
d. W. — Feriend. 58 (MB. 59 ©. 27). 
— Berbot der Schülernerbindungen ZR. 80 
(MB. 194). — Pflege der Gottesfurcht und 
Baterlandsliebe wie Anm. 43. 
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realſchulen find als in den Endzielen gleichwerthige Bollanftalten mit 9 Jahr⸗ 
gängen beibehalten. Neben den Reifeprüfungen nad) vollftändiger Erledigung 
der Aufgabe waren Abſchlußprüfungen nad dem fehlten Iahrgange eingeführt, 
deren Bildungsmaß der Gefammtaufgabe der Brogymnaften, Realprogymnaſien 
md Realſchulen (höheren Bürgerfchulen) entſprechen follte, die als Nichtvoll⸗ 
anftalten mit nur ſechs Jahrgängen felbfiftändig eingerichtet find %. Die 
Reifezeugniſſe der Gymnafien berechtigen zum Univerfitätsfiubium, die der Real- 
gymnaſien und der ihnen gleichgeftellten Oberrealfulen aber nur für das 
Stubium und das Lehramt der neueren Spraden, Mathematik und Natur⸗ 
wifienf&haften und daneben für die Laufbahnen der Poft- und Telegraphen- 
beamten, der Schiffs⸗ und Mafdinenbaubeamten, der Marine- und ber 
preußifchen Bau-, Forft- und Bergbeamten. Die Zeugniffe über die Abſchluß⸗ 
präfungen, ſowie die Reifezeugniſſe der Nihtvollanftalten bereditigen zum 
Dienfte der Subalternbeamten”d). 

Die Lehrer im Höheren Schulfache werben auf Grund einer Prüfung 
angeftellt, die vor den wiſſenſchaftlichen Prüfungsfommiffionen!!) abgelegt 
wird und die Lebrbefähigung in 2 Stufen (bis zur Unterfehmda und bis zur 
Oberprima) darlegt’). Die Ernennung und, bei Schulen, die nicht Tönig- 
lichen Patronats find??), die Betätigung erfolgt durch das Provinzialfchul- 
tollegium oder den Minifter, bei Direftoren der Gymnaſien und Realfchulen 
dur den König’), Die Lehrer haben Pflichten und Rechte der Staats⸗ 








0) Bel. über Lehrpläne, Reife- u. Ab- 
ſchlußprüfungen 92 (38. UV. 199) nebft 
Denkſchrift (daj.843) u. (katholifche Religion) 
93 (daf. 234); Erläuterung 93 (daf. 781), 
ee: 9 (af. 716). Nah AE. 

00 (daf. 854) follen die Abſchlußprüfung 
wieber befeitigt, die Berechtigungen der 
realiftifgen Anftalten vermehrt u. jede ber 
drei Bollanftalten in ihrer Eigenart kräftiger 
entwidelt werden. — Anfang 1900 be 
ftanden 283 Gymnafien, 80 Realgymmafien, 
33 Oberrealſchulen, 51 Progymnafien, 
40 Realprogymnafien, 79 Real⸗(höhere 


*) PrufO. 98 (38. UB. 692), erg. 
vor Anm. Gegenfeitige Anertennung der 
Prüfungszeugniffe mit Kgr. Sadfen 00 

BUB. 402), den Erneftiniihen Staaten 
00 (daf. 527), M.⸗Schwerin u. Braun- 
fchweig Webereint. 99 (daf. 824), Elſaß⸗ 
Lothringen 99 (daf. 00 ©. 203). — 
Praktiſche AusbildungeO. 90 (38. UV. 
923 S. 612). — Ausbildung als Turnlehrer 
Anm. 55. — Prüfung der Zeichenlehrer an 
höheren Schulen Inſtr. 85 (38. UB. 547). 
— BPüädagopiihe Seminare beftehen in 
Königsberg, Danzig, Berlin, Stettin, Poſen, 





Bürger-Jichulen. Breslau, Magdeburg, Göttingen, Münfter, 
*) Bel. für das RM u. AD. für Kafſel u. Koblenz. 
Breußen 91 (38. UB. 3 S. 340 u 


7) R. 11 12 8 59 u. 60. Bei An⸗ 
ftalten, die ſtehende Staatszuſchüſſe erhalten, 
nimmt der Staat ein durh Kommiſſare 
ausgeübtes Kompatronat in Anipruh KO. 
17 (KA. 1 Seft 1 S. 157) 


*) V. 42 (86. 43 ©. 1) u. KO. 48 
(MB. 638 ©. 6); nene Prov. R. 67 
(MB. 113); vgl. Anm. 9. — Berfahren 
bei Anftelung der wiffenfhaftlihen Lehrer 
2 Bf. 98 (38. U8. 813 u. 819). 


341). Die ung ale Landmeſſer u. 
Markicheider jetzt die Befähigung zur Prima 
voraus. Gleichberechtigung der Oberreal⸗ 
faulen in Elſaß⸗Lothringen Bel. 94 (daf. 
764.) — Ueberfiht der Beflimmungen für 
die Zulaffung zu den Beruföpräfungen 
Hinfichtlih des Neifegeugniffes in den 
deutfhen Bundesftaaten daf. 95 S. 240. 
— Zum Subalterndienft bereditigen auch 
die Reifezengnifſe der Landwirthſchaftsſchulen 
AE 95 \daf. 493). 


— — — —— — — — — — — —— —— — — — 
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beamten ?®), insbefondere hinſichtlich des Huhegebaltes®) und der Wittwen⸗ 
und Waifenverforgung‘!). An den nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen 
find die Lehrer bezüglich ihred Dienfteinlommens den Lehrern an den höheren 
ſtaatlichen Anftalten gleifhgeftellt®?). 


4. Bie Mninerfitäten. 
8 295. 

Aufgabe der Univerfitäten (Hochſchulen) ift die Förderung der Wiſſenſchaft 
und die wiflenfchaftlihe Ausbildung der Diener des Staates und der Kirche. 
Urfprünglich ftändifche, fich felbft regierende Körperfchaften, haben fie fi, auch 
nachdem fie zu Stantsanftalten geworden, eine gewiſſe Selbfiftändigleit zu 
bewahren gewußt®?). Jede Univerfität gliedert ſich in die althergebradhten vier 
Fakultäten der Theologie, Rechtswiſſenſchaft, Heillunde und Bhilofophiet), 
die für die Berufe der Geiftlihen, Richter, Aerzte und Lehrer vorbereiten. 
Die philofophifhe Fakultät, die alle nicht unter die drei anderen Fakultäten 
fallenden Lehrgegenftände umfaßt, vertritt diefen gegenüber zugleich die Einheit 
der Wiſſenſchaft. An der Spike der Univerfität fteht der Rektor, an der 
Spige jeder Fakultät ein Delan. Rektor und Delane werden durch Die 
Geſammtheit der ordentlichen Profefloren gewählt, die zugleih in einem Ant 
ſchuſſe (alademiſchen Senat) ihre Vertretung finden. Die ftaatlihe Aufficht 
übt der Kurator als Stellvertreter des Kultusminiſters 80). 

Die Univerfitätslehrer, die im orbentlihe umd außerordentliche 
Profefioren, Privatdogenten und Lehrer zerfallen, haben Pflichten und Redhte 
der Staatsbeamten®®). Der unfreiwilligen Berfegung und Penflonirung umter- 
liegen fie indefien nidht®”). | 


— m — 





7 d 6475 d. W. — Rang 8 70 


og 27 Anm. 56 u. Sarubeftand- 

perjegung) 8 67 arm. 66 d 

a, 8 75 Abi. 3 d. W. 

22) G. 25. Juli 98 (GS. 219) u. Amp. 
92 (38. BU. 713). 

=) 2x. 11 12 8 67, 68. Die preu⸗ 
ßiſchen Univerfitäten und deren 
Etiftungsjahre find: a) Albertus-li. in 
Königsberg (1544);b) Friedrich Wilhelms⸗U. 
in Berlin (18 10); ec) U. in Greifswal 
(1456); d) U. in Breslau (1702 ale 
Leopoldina geftiftet und 1811 mit der 
1506 in Frankfurt a. O. gegründeten U. 
vereinigt); e) Friedrichs⸗ U. in Halle (1694 
geftiftet und 1817 mit der 1502 in 
Wittenberg gegründeten vereinigt); f) 
Chriſtian Albreht-U. in Kiel (1665); 
g) Georg Auguft-U. in Göttingen (1737); 
b) U. in Marburg (1527) u. i) rheinifche 


Friedr. Wild.-U. in Bonn (1818). Außer 
dem befteben als katholiſch⸗theologiſche 
Salultäten: a) da® Lyceum Hosianum 
in Braunsberg u. b) die theologifch-phile- 
fophiihe Alademie in Münfter (1778). 

“, In Bonn und Breslau befteft eine 
fünfte Fakultät für katholiſche Theologie. 
Bezüglich dieſer ift der biihöflichen Behörde 
eine bejondere Einwirkung eingeräumt 
Adnftr. 26. Aug. 1776, le Schulftegi. 
26. Juli 1800 u. KO. 18. April 25. 

*) DR. 48 me. 3 — Banſachen 
Anw. 95 (38. uV ). 

2. II 12 5 Er — Borlefungs- 
honorare AE. u. Min. 98 (ZB. U. 
685 u. 686). — Hang $ 70, insbel. 
Anm. 9 u. 32. — Disziplinar- 
a der Privatdozenten ©. 98 
® 


. 125). 
”), G. 52 (86. 466) $ %. 
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Die Studirenden erwerben die Mitgliedfhaft bei der Univerfität (das 
atademifche Bürgerrecht) dur Einfhreibung in die Matrikel (Immatrikula- 
tton)®®) und treten damit unter die alademifche Disziplin, die vom Rektor, 
Univerfitätsriäter und Senate ausgeübt wird. Die alademifche Gerichtsbarkeit 
ift dagegen aufgehoben”); die Studirenden fiehen unter den Beftimmungen 
des allgemeinen Rechtes, doch begründet die Minderjährigkeit oder Unſelbſt⸗ 
ftändigfeit keinen Einwand gegen die Verpflichtung zur Zahlung des Honorare. 
Die Über Stundung des letzteren vom Univerfitätsrihter aufgenommenen An⸗ 
erfenntniffe haben die Glaubwürdigkeit öffentlicher Urkunden‘). Zur Ein- 
ziehung und Einflagung find die Univerfitätsfafien (Duäfturen) beredtigt?"). 
Die Dauer des Studiums beträgt 3, für Mediziner 4 Jahre??); mindeftens 
drei Halbjahre find auf einer inländifchen Univerfität zuzubringen?®). Beim 
Abgange werben Zeugnifie ertheilt®). 


II. Wiſſenſchaft und Knnit. 
1. Schub des geiftigen Eigenthumes. 
8 296. 

Die Erzeugniffe der Wiſſenſchaft wie der Kunft haben neben ihrer geiftigen 
au cine wirthfchaftlihe Bedeutung, welde in ihrer Verwerthung durch 
mechaniſche Vervielfältigung zur Geltung gelangt... Das Recht hierauf bildet 
das geiftige (litterarifche) Eigenthums⸗ oder Berlagsd- (Ücheber-)reht. Es tritt 
bereit3 in den Buchdruderprivifegien des 16ten Jahrhunderts hervor, hat fid) 
aber erft im vorigen Jahrhundert zu einem felbfiftändigen Rechte entwidelt. 
ALS ſolches iſt es durch Vererbung oder Vertrag übertragbar und gegen uns 
befugte Ausübung (Nahdrud) ſtrafrechtlich geſchützt. An ſich ift es Gegen⸗ 
ftand des Privatrechts, tritt indeß mit der Einrichtung dieſes Schutzes zugleich 
in da8 Gebiet des Verwaltungsrechtes ein. 

Das geiftige Eigenthum tft als Gegenftand der Reichögefeßgebung?) von 
diefer geregelt?) und wird für die Rebensdauer des Urhebers und 30 Jahre 


“2. 11 12 8 74-81 u. Anhang Sorfärife in Berce her Richter GerVerfG. 
8 132 — 134. (RGEB. 371) 8 


* G. 78 (GS. 230) $ 13 Abſ. 1, 
G. 79 (ES. 389). Handhabung der 
Disz. Sorihr, 79 (38. UB. 520), Aende⸗ 
rung der 8 il V. 94 (38. UB. 345), 
des 8 16 Erl. 84 (daf. 806). — Bol. 
LER. II 12 8 82—126 u. Anh. 8 125 
bis 145. — Berbindungs- u. Duellwejen 
ZR. 2 (MB. 73). 
G. 79 8 I Abſ. 3 
) KO. 44 (GS. 69) u. 46. 68 681). 
Befreiung 2 ZR. 51 (MB. 129). 
. 41 (88. 139); Aufbesumg der 
eitergehenden Berpflihtung in Schl.-Hol- 
fein Erl. 67 (GS. 1743). — Gleiche 


ER. 1112 8 —* 129. — Ein⸗ 
heitliche Regelung der mediziniſchen Doktor⸗ 
promotionen an den deutſchen Univerſitäten 
nebſt PromotionsO.OO (ZBUUS 747). Die 
Führung eines Titels, der mit einem außer- 
halb des Neihes ermorbenen akademiſchen 
Grade verbunden ift, fordert Minifterial- 
genehmigung B. 97 (GS. 99). 

) Verf. Art. 46. — Die Regelung in 
den Konfulargerichtsbezirten unterliegt ber 
Rail. Berorduung ©. 00 (RGB. 213) 
5 22 u. 26. 

0. 11. Juni 70 (881. 889); 
Einf. in Süddeutſchl. 8 6 Anm. 12 9. W. 
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nad feinem Tode geſchützt?). Die Verlegung ded Rechtes begründet den 
Anfprud auf Schadenerfa und die ſtrafrechtliche Verfolgung‘). Ueber beide 
Segenftände wird auf Antrag des Berlegten im gerichtlichen Verfahren entfdhieden, 
wobei die tedänifchen Fragen von den in ben Einzelftaaten gebildeten Sachver⸗ 
ftändigenvereinen begutachtet werden“). Diefe Grundfäge find für Schrift- 
werke gegeben, finden aber auch Anwendung auf Abbildungen), muſilaliſche 
Tonftüde?) und auf die Aufführung von Bühnendichtungen?). In ähnlicher 
Weiſe find die Werke der bildenden Kunſt mit Ausichluß der Baukunſt, 
und die Photographien, diefe jedoch nım auf 5 Jahre, gegen Nachbildung 
geſchützt 9). 

Der gegenſeitige Schutz der litterariſchen und Kunſterzeugniſſe iſt mehreren 
Staaten gegenüber durch Verträge (Litterarkonventionen) gefihert!°). 


2. Aflege der Miffenfchaft und Aunft. 
8 297. 

Die ſtaatliche Fürforge für Wiffenfchaft und Kunft erfolgt dur Gründung 
und Erhaltung eigener Anftalten oder durch Förderung der hierauf gerichteten 
Beftrebungen der Bereine und Privaten mittelft Gewährung von Beihülfen. 

Wo die Gegenftände diefer Fürſorge im Auslande liegen, ift das deutſche 
Reich eingetreten. Diefes hat die früher preußiſchen archäologiſchen Anitalten 





u. in Eif.-Lothringen RO. 73 (ROB. 42). 
Der Berlagsvertrag beflimmt fih nad 
FR. ı 11 8 996— 1019, 1021—3, a 
aber keiner ſchriftlichen Form G. 99 
(GS 308) Art. 5. — Die reichsgeſetzliche 
Regelung it geplant $ 171 Anm. 5 


918 1—17 u. 61 d. Geſ.; Eintrage- 
solle $ 39—43, Inſtr. 70 (238. 76 ©. 
120) u. Bel. 92 (ZB. 158); ältere Werte 
Gef. 1870 8 758 u. 
bi 3 Dal. 8 18-  erfährung 8 38 

83 

) Def. $ 26-32. Inſtr. f. d. Sad» 
verfländigenvereine 70 (BGBl. 621), 
Aenderung des 8 6 Bel. 79 (38. 490, 
AMD. 240), des 8 7 Bel. 82 (38. 417). 

) Geſ. 5 43, 44. 

) Daſ. 8 45-49. 

°, Daſ. 8 50—56. 

) G. 9 u. 10. Ian. 76 (RB. 4 
u. 8). — Sachverſtändigenvereine Beſt. 76 
(38. 117—119, IJMB. 193), Aenderung 
des 8 A Bel. 79 (ZB. 490, IMDB. 241), 
des $ 5 Bel. 82 (38. 417). — Ur 
heb grecht an Muftern u. Modellen $ 351 


* Ein zwiſchenſtaatlicher Verband 


zwiſchen dem deutſchen Reiche, Belgien, 
nk Großbritannien, der 

alien, Spanien, Tunis, Liberia u. Haiti 
86 (RIB. 87 ©. 493, Luremburg 88 
©. 227, Norwegen 96 S. 107, 
99 ©. 310 Rücktritt Montenegros 00 
S. 211), ergänzt durch ©. u. 8. 88 
(RGEB. 139 u. 225) u. B. 97 (RGB. 
787), AusfBek. 88 (33. 637) u. Zuſatz⸗ 
alte 96 (REB. 97 S. 759, 769, 
Haiti 98 S. 106) fett ähnlich dem Welt⸗ 
poftverein (8 369 Abf. 3 d. W.) das 
Mindeftmaß des zu gewährenden Urheber⸗ 
ſchutzes feſt. Weitergehende Beſtimmungen 
in den Verträgen mit dieſen, ſowie die 
Verträge mit anderen Gtoaten bleiben 
unberührt. Demgemöß kommen in Be- 
tracht: Bertr. des Reiches mit Frankreich 
88 (RGB. 269) u. Bel. 83 (38. 317), 
Belgien 83 (KGEB. 34 ©. 173) u. 
Dei. 84 (38. 34), Italien 84 
(RGEB. 193) nebft Bel. 84 (38. 337) 
u. (zu Nr. 3) 85 (38. 21), d. Ber 
einigten Staaten von Amerika % 
(RGEB. 473), Defterreih, Liechten⸗ 
ftein, Zuremburg u. Limburg ©. 
10 (Hmm. 2) $ 62 u. v. 76 (Anm. 6) 
8 
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in Rom und Athen übernommen (1874)11), die Haffifden Stätten des alten 
Olympia erſchloſſen2) und die Beftrebungen zur Erforſchung Zentralafrilas 
und der Bolargegenden unterftüßt. Duneben unterhält e8 die Zentraldireltion 
der monumenta Germaniae historica und die phufialifch -technifche Reichs⸗ 
anftalt für die verfuhsmäßige Förderung der eraften Naturforſchung und 
Praziſtonstechnik ??), die beide dem Reichsamte des Innern unterftellt find, 
auch gewährt es Beiträge zu den Koften ded Seminars für orientalifche 
Sprachen in Berlin!) und des germanifhen Mufeums in Nürnberg. 

Der Schwerpunkt diefer Thätigkeit Liegt indeß nad wie vor in den Einzel» 
ftaaten. In Preußen begann diefe Fürforge mit dem vorigen Jahrhundert 
und wurde, nachdem fie unter dem mehr auf das Praktifche gerichteten Friedrich 
Wilhelm I. geruht hatte, von Friedrich dem Großen um fo lebhafter wieder 
aufgenommen). — Neben dem Staate find aud die Provinzen zur Unter- 
ſtützung von Kunft und Wiſſenſchaft berufen ?®). 

Der Wiffenfhaft dient bie 1700 gegründete und 1744 nen eingerichtete 
Alademie der Wiſſenſchaften in Berlin. Sie zerfällt in eine phyſikaliſch⸗ 
mathematiſche und in eine philofophiſch⸗hiſtoriſche Klaſſe und umfaßt ordentliche, 
Ehren» und Lorrefpondirende Mitglieder). Sie hält Sigungen ab, ftellt 
Preisaufgaben und veröffentlicht ihre Abhandlungen. — Andere wiflenfchaftliche 
Anftalten find die öffentlihen Bibliothefen!®), die dem Miniſterpräſidenten 
nnterftellten Staatsardjive!?), der botaniſche Garten, die Sternwarte in Berlin, 





") Stat. 87 (38. 172, Zuſ. 1893 
S. 235 u. 1895 ©. 148). 
6, eh mit Öriehenland 74 (RGB.75 

) Diefe übernimmt die Prüfung der 
Hafnerlampen Bel. 93 (38. 24), der 
Echraubengewinde 94 (38. 291). 

) G. 87 (RB. 193). 

=) Orden auf dem Gebiete der Kunft und 
Wiſſenſchaft $ 839 Anm. 12e d. W 

” ©. 75 (85. 497) 8 48. 

”) Statut 81 (3 Der 
Alahemie unterftehen bie hiftorifche Station 
in Rom und die Seransgabe der Mann 
menta Borussica Stat. 88 (38. UB 
511 u. 512). 

#) Außer der 5 Bitliehet in Berlin 
(Stat. 85 ZB. UB. 86 S. 190, Be⸗ 
nutzungsO. u. Bf. 87 38. UB. 751 u. 
174) beftehen die Bibliothelen der Univer⸗ 
fitäten, die Landesbibliothefen in Kaſſel, 
Fulda, Wiesbaden und Düfleldorf und als 
ſftändiſche Anflalten die Bibliothefen in 
Kaffel und Fulda. — Alphabetiiche Kataloge 
Inſtr. 99 (38. UB. 634) u. Geſammt⸗ 


fatalog (daſ. 645). — Berpfliditung der 
Verleger zur Abgabe von Pflichteremplaren 
an die königl. und an die Provinzial- 
Univerfitätsbibliothefen G. 51 (GS. 273) 
86, RG. 74 —*8 65) 8 30 Abſ. 8; 
2 Df. 76 (38. UVB. 527 und 645) u. 
DB. (XXXVI 434). — Förderung ber 
Boltsbibliothefen vſ. 99 (3B. UP. 360) 

») Unter der Leitung des Direltors der 
Archive ftehen das geheime Staatsardiv in 
Berlin und die Staatsardive in Koönigs⸗ 
berg, Stettin, Pojen, Breslau, Magdeburg, 
Schleswig, Bannover, Osnabrüd, Aurich), 
Münfter, Marburg, Wiesbaden, Düffel- 
dorf, Koblenz, Wetzlar u. Sigmaringen 
AE. 52 (MB. 80). Der Archivverwaltung 
iſt die hiſtoriſche Anſtalt in Rom unter- 
ſtellt. — Inſtr. für die Archivbeamten in 
den Provinzen 67 (MB. 827), Nadıtr. 76 
(ML. 1), 77 (MB. 8) u. 98 (MB. 89). 
Borbildung Bel. u. PrüfO. 94 (MB. 67 
u. 68). Titel (Arhivdireltor) AE. 99 
(85. 00 S. 5); Rang $ 70, insbeſ. 
Anm. 31. Tagegelder und Reifefoften 
8 78 Anm. 53. 
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die aftrophuftfaliiche Warte, die meteorologifche Anftalt, die geodätifche Auftakt”) 
und dad Zentralbüreau der internationalen Erdmeſſung ?!) auf dem Telegraphen⸗ 
berge bei Potsdam, die biologifhe Anftalt in Helgoland. 

Den Sammelpunft für die Beitrebungen auf dem Gebiete der Kunft 
bildet die Akademie der Künfte in Berlin, die fi über die bildenden Künfte 
und die Muſik erfiredt. Sie ift 1699 gegründet, fleht unter einem Präfidenten 
und umfaßt den Senat, die Genoſſenſchaft der Mitglieder und die alademiſchen 
Unterriätsanftalten. Zu diefen gehören die Hochſchule für die bildenden Fünfte 
und die Meifterwerfftätten, ferner die Hochſchule für Muſik, die Meiſterſchulen 
für muſikaliſche Tondichtung und die Anftalt für Kirchenmuſik?). Neben der 
Alademie beftehen einzelne Kunſtakademien und Kunſtſchulen?s). — Kunft- 
fammlungen bilden die Mufeen in Berlin®*), denen ſich einzelne ähnliche 
Anftalten in den Provinzen anfchließen®). Endlich wendet der Staat feme 
Fürſorge auf) der Erhaltung von Sunftgegenftänden und Dentmälern der 
Borzeit zu?®). 

Das Kunftgewerbe fällt in da® Gebiet de8 Bau- und des Gewerbe 
weſens ($ 349 Abi. 3). 


— — — — — — 





2) Stat. 87 (38. UV. 168). 

“) Uebereink. betr. die Einrichtung ber 
internationalen Erdmeſſung Oft. 95. 

=) AE. u. Statut 82 (38. UB. 618), 
geänd. (5 35, 36) AE. 97 (daf. 309). 

=, Runftalademien in Königsberg, Kaffel, 
Düffeldorf, Kunſtſchule in Berlin, Kunf- 
u. Gewerkſch. in Königsberg, Kunfl- u. 
Gewerbeſch. in Breslau. 

“) Statut 68 u. Bell. 78 (38. 182. 
654). Unter der Generalderwaltung ber 
Kol. Mufeen ſtehen die Sadverftändigen- 
fommiffionen (Stat. 8 8), das Alte und 
das Reue Mufeum und die Nationalgalerie, 
die Gemälde, Kupferftihe, Bildhauerwerke, 
Alterthumer und Münzen enthalten, ferner 
das Kunftgewerbemufeum, das ale Privat« 


anftalt erridtet, jpäter vom Staate über- 
nommen und mit einer Unterrichtsanſtalt 
verbunden ift (AE. 73 u. 79 38. UB. 548) 
und das Deufeum für Völlerlunde.. Das 
neben beftebt das Rauchmuſenm für Bor- 
bilder und &upsabgüffe dieſes Meifters. 

=) In Danzig u. Poſen (Provinzial⸗ 
mufeen), Stettin, Stralfund, Bresim, 
Halle, Kiel (Thaulowmuſeum), Münfter, 
Hannover, Kaffe, Wiesbaden, Frank. 
furt a. M., Bonn und Trier. 

” 38. 30 (KA. XIV 775) Nr. 4b, 
87 (daf. XXI 559) u. 86 (MB. 876.8); 
8 78 Anm. 18 u 8 79 Anm. 35 d. W. 
Strafe der Zerflörung oder Beſchädigung 
SIEB. 8 304. — Konfervator der Kunfl- 
denfmüler 8 268 Abi. 2 dv. W. 








Heuntes Rapitel. 


Wirthſchaftspflege. 


I. Einleitung. 


1. Aeberſicht. 
8298. 

Die ſtaatliche Thätigkeit auf volkswirthſchaftlichem Gebiete iſt zweifach, 
fie umfaßt neben der Verwaltung der eigenen Güter (Staatswirthſchaft, 
Finanzwiſſenſchaft, 5. Kapitel) au die Sorge für das wirthſchaftliche Wohl⸗ 
ergehen der Staatsangehörigen (Wirtäfchaftspflege). Die Hebung des Wohl- 
ftande8 der einzelnen erhöht zugleich die Steuerfraft und bildet damit die un» 
erläßlihe VBorausfegung jeder gefunden Staatswirthidaft. 

Die Grundlage für diefe beiden Zweige praftifcher Staatsthätigkeit bildet 
die theoretifche Vollswirthfchaftsicehre (Nationalölonomie), die deshalb vor der 
Wirthſchaftspflege (Nr. 4) in ihren Grundzügen (Nr. 2) wie in ihrer Geſchichte 
(Nr. 3) zu betrachten ift?). 


2. Grundzüge der Bolkswirthfchaft. 
8 299. 

Wirthſchaft (die Werthe fchafft) ift die auf die Befriedigung der Be⸗ 
dürfnifle des Lebens gerichtete Thätigkeit. Für den einzelnen erſcheint fie als 
Privawirthſchaft, für den Staat ald Staatswirthfehaft und für die Geſellſchaft 
als Volkswirthſchaft. Die Volkswirthſchaft entwidelt fih zugleich mit der 
Kultur, die neue Bedürfniffe mit fi bringt. Sie erfcheint deßhalb meniger 
von allgemeinen Naturgefegen, als von dem jeweiligen Stande der Kultur 
abhängig. Die Wirtbichaft befaßt fi mit den Gütern), Gut ift alles, 


) Bearbeitungen von Wagner (Leipz. | praftifhe Vollswirthſchaft (Wirthſchafts⸗ 
92), Roſcher (Stuttg. I Grundlage 22. Aufl. | pflege) u. Finanzwiſſenſchaft hat Rau 
vd. Poehlmann 97, 11 Aderbau 12. Aufl. | eingeführt. 

88, III Handel und Gewerbe 7. Aufl. 


v. Stieda 99, IV Finanzen 4. Aufl. 94, 
V Urmenpflege und Armenpolitit 94); 
Schönberg und Wagner (fehr umfafiend) 
3 Bde. (4. Aufl. Tüb. 96-8); Kohn 
3 Bde. (Stuttg. 85/98). — Die Drei« 
theilung in theoretiſche Bolkswirthichaft, 


2, Auch das Recht beihäftigt ſich mit 
den Gütern. Während die Wirthſchaft aber 
in den Gütern nur die Mittel zur Be- 
friedigung der menfhliden VBebürfnifie 
fieht, erfaßt fie das Recht als Gegenftünde 
des Vermögens. Recht und Wirthſchaft 
ſtehen in Wechſelwirkung. Das Recht ſetzt 
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was zur Befriedigung der Bedürfniſſe des Lebens dient, ſoweit es übertrag- 
bar?) und nit in beliebiger Menge vorhanden iſt. — Der Grad diefer 
Nüglichleit eined Gutes heißt Wertb, der für den einzelnen als Gebrauchs⸗ 
werth und im egenfeitigkeitönerfehre mehrerer Perfonen als Tauſchwerth 
erſcheint. 

Die Volkswirthſchaft umfaßt die Erzeugung, den Umſatz und 
den Verbrauch der Güter. 

J. die Erzeugung (Produktion) der Güter erfolgt, indem dieſe den 
Reichen der Natur entnommen werden, wie es in dem Bergbau, der Land⸗ 
und Forſtwirthſchaft, der Viehzucht, Jagd und Fiſcherei geſchieht (Roherzeugung, 
Urproduftion), oder indem die fo gewonnenen Roherzeugniſſe durch Bearbeitung 
im Gewerbe für den Gebrauch geeignet gemadt oder durch Umfag in dem 
Handel umd dem Berkehre der Gebrauchsſtelle zugeführt werden. In beiben 
Fällen erfährt das Roherzeugnig eine Wertherhöhung; Gewerbe und Handel 
wirken fomit gleichfalls gütererzeugend. — Die bei der Erzeugung wir- 
fenden Kräfte (Faktoren) find die Natur, die Arbeit und das 
Rapital. Keine diefer Kräfte wirkt für fi allein. Im Anfang befriebigte 
die Ratur alle Bedürfniffe bei geringer Arbeitsleiftung. Bei weiterer Ent- 
widelung treten Arbeit und Kapital in den Vordergrund, indem e6 darauf 
ankommt, der Natur bei zunehmender Didtigleit und erhöbten Anfprüden der 
Bevölferung durch vermehrte Arbeit und ftarke Kapitalverwendung erhöhte 
Erträge abzugemwinnen (intenfive Wirthſchaft). — Die aus einer beſtimmten 
Duelle gewonnenen Güter bilden den Ertrag, nad Abzug der Gewinnungs- 
foften den Reinertrag‘). 

1. Die Natur — die lebende (organifdhe) wie die lebloſe (unorganifche) 
— Liefert Stoffe und, bewegende Kräfte Die Naturkräfte find zum Theil 
ſchon ohne menſchliche Einwirkung nugbar (Klima, Wetter); zur unmittelbaren 
Güterquelle werden fie aber erft, wo die menfchliche Arbeit fie nutzbar made). 
Mit der höheren Kultur fteigt die Herrichaft des Menſchen über die Ratur. 
Der Reinertrag des Grund und Bodens heit Grundrente Ihr Werth 
wird durch Die Lage und Beſchaffenheit der Grundftüde bedingt. Sie wird 


— — 








eine gewiſſe wirthſchaftliche Thätigkeit als 
vorhanden voraus, bildet aber zugleich die 
unerläßliche Grundlage für jede umfafſendere 
Weiterentwidelung der Wirthſchaft. Der 
Privat-, Staats⸗ u. Volks⸗ oder Welt- 
wirthichaft entſpricht das Privat-, Staats- 
u. Böllerredit. 

9 Beiftige u. körperliche Kräfte find als 
nit übertragbar an fich feine wirthſchaft⸗ 
Iihen Güter. Erſt die dur fie herbor- 
gebrachten Leiftungen Fönnen zu Gütern 
werden. Diejes gilt von den perjönlichen 
Dienften, dem geiftigen Eigenthum (8 296), 


den Butenten ($ 350), der Handelsfund- 
ſchaft u. dgl. 

*) Die in einer Perfon vereinigten Er- 
träge bilden deren Einkommen (Rein⸗ 
einlommen). ®egenfag von Ertrag und 
Sutorumen bei der Befteuerung 8 134 
Abi. 3 

) Das Waſſer gehört, ſo lange es un⸗ 
begrenzt vorhanden iſt, nicht zu den Gütern; 
es wird aber zum Gnte, wo dieſe Voraus⸗ 
ſetzung fortfällt, wie bei geſchloſſenen Ge⸗ 
wäſſern ($ 324 Abſ. 3), bei Benutzung ber 
Waſſerkraft ($ 325 Abſ. 2), bei der Be⸗ 
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bei verbefierten Verkehromitteln durch vermehrten Abſatz gefteigert, durch 
vermehrten Mitbewerb aber auch wieder verringert®). 

2. Die Arbeit zerfällt in geiftige und körperliche, ferner in gemeine 
Handarbeit und in die erlernte Arbeit der Handwerlker, Techniker und Leiter. 
Jede nüglihe Arbeit wirkt erzeugend'). — Die mechaniſche Handhabe des 
Arbeiters ift das Werkzeug, das bei Mitwirkung der Naturkräfte zur Maſchine 
wird.” Die Maſchine arbeitet billiger und zugleich regelmäßiger und kräftiger. 
Sie verrichtet Arbeiten, die dem Arbeiter ſchwierig oder auch ganz unmöglich 
fein würden. Einen weiteren Fortſchritt in der Entwidelung der Arbeit bildet 
die Arbeitstheilung, die innerhalb einer Arbeitöftätte oder zwiſchen mehreren 
Arbeitsftätten ftattfinden kann. Sie fördert die Ausbildung des Arbeiters für 
eine beftimmte Xhätigkeit, ermöglicht die Berüdiichtigung feiner befonderen 
Fähigkeiten und Kenntniſſe, ſowie die Benutzung örtfiher Bortheile und bewirkt 
eine erhebliche Erfparniß an Zeit und Mühe. Die Verwendung von Maſchinen 
und die Arbeitötheilung jegen einen durch größeren Abſatz ermöglichten, um⸗ 
fangreichen Betrieb und eine entipredhende Kapitalverwendung voraus. Nach⸗ 
dem diefe Bedingungen gegeben waren, haben fie die Gütererzeugung mächtig 
gefördert, zugleich aber dem Großbetriebe eine beherrfchende Stellung verſchafft. 
— Das Eintommen aus der Arbeit heißt Lohn (bei Beamten Gehalt, bei 
den f. g. freien Künſten Honorar). Der Lohn wird in Naturalien oder in 
Geld, ferner nad) der Zeit (Zeitlohn), nad) der Leiftung (Stüdlohn, Altord), 
oder nad) dem Ertrage (Öewinnantheil) gewährt. Seine Höhe beftimmt fid 
durch Nachfrage und Angebot und bewegt fi zwiſchen den Erhaltungskoſten 
des Arbeiterd und dem Werthe, den die Arbeit für den Arbeitgeber hat*). — 


—I (daſ. Abſ. 3) und bei der Fiſcherei 
G 338 


®) Einige Vollswirthe wie Carey u. 
Bafiiat führen den Grundertrag auf de 
Arbeits- u. Rapitalaufwand beim Boden. 
anbau zurüd und erlennen bemgemäß eine 
befondere Grundrente nicht au. Zu dem 
gleihen Ergebnifſe gelangt der Gozialis- 
mus, der nur die Arbeit als gütererzeugend 
anfteht. Demgegenüber begründen Ricardo 
(Anm. 21) und v. Thänen (in dem Werte 
„Der ifolirte Staat”, 1826, 3. Aufl. v. 
Schumader Berl. 75/6) ihre Grundrenten⸗ 
Iehre mit dem ungleichen Ertrage des Bodens 
bei gleicher Arbeite- und Kapitalaufivendung. 
Der geringfte Boden deditnurdie Erzengungs- 
tcften und wirft feine Grundrente ab; 
diefe befteht in dem Mehrertrage des befferen 
Bodens über die Erzeugungstoften hinaus. 
Roſcher verweiſt für das Vorhandenſein 
einer beſonderen Grundrente auf das Bei⸗ 
ſpiel einer nen entſtehenden fruchtbaren 
Inſel. 

Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


?) Gegenüber der beſchränkten Auffaffung 
des Merlantil- und des phyſiokratiſchen 
Syſtems hat erft Ad. Smith die Bebentung 
der Arbeit in das rechte Licht geſetzt 
($ 3001-3) u, die Gtererzeugung auf die 
drei Quellen der Natur, ber Arbeit u. des 
Kapitals zurüdgeführt. Unter diefen kam 
urfpränglid — fo lange der nutzbare Boden 
noch unbefchräntt vorhanden u. das Kapital 
noch nicht gebildet war — nur die Arbeit 
in Frage. Anh fpäter blieb fie die 
wictigfte Güterquelle, da Bodenkraft und 
Kapital erft durch fie nubbar werben. 
Daß neben diefer unmittelbaren Erzeugung 
auh mittelbar die Erfindungen u. die 
perfönlihen Dienfte der Beamten und 
Soldaten fördend mitwirlten, haben 
insbefondere 3. B. Say u. Roſcher nach⸗ 
gewiefen. Der Sozialismus erfennt im 
weientlihen nur die Handarbeit ale Güter- 
quelle an. 

% Anm. 21. — Lohnanſprüche ver⸗ 
jähren in 2 Jahren BGB. 8 1969. 

28 
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Die Arbeiterfrage, die fi mit den Lebenöverhältniffen der Arbeiter befaßt, 
bat mit der Zunahme des Großbetriebes eine immer wachſende Bedeutung 
gewonnen. Die Arbeiter haben die Beſſerung ihrer Lage, insbefondere bie 
Erhöhung der Lohne vielfach durch Vereinigungen felbft zu erreichen gefucht?). 
Auch der Staat hat der Trage jett eine erhöhte Beachtung zugemendet 
($ 301 und 273*), während die Sozialdemokratie die Möglichkeit einer 
Beflerung der Arbeiterverhältniffe auf der Grumblage der heutigen Geſellſchafts⸗ 
ordnung überhaupt in Abrede ftellt. 

3. Das Rapital ift der Vorrath von nit verbrauditen, i. e. ©. von 
den zu weiterer Erzeugung beftinnmten Gütern. Man unterjheidet Grund⸗ 
(Boden- und Gebäude) und Betriebe-, ferner ftehendes (Anlage-) und um« 
laufendes, zum Berbraucde beftimmtes Kapital. Zum Anlagefapitale gehören 
neben dem Grundlapitale auch die Beitände (das lebende und todte Inventar), 
zum umlanfenden Rapitale die Vorräthe und die Baarmittel!%). — Die Ber 
gütung für die Nugung eines fremden Kapital heißt Zins, Geldzins beim 
umlaufenden und Mieth⸗ (für fruchttragende Sachen Pacht⸗) zins beim fiehenden 
Kopitale. Neben der Bergütung für die Nutzung fann der Zins auf 
eine folde für das Wagni des Darleihers enthalten. Die Höhe des Zinſes 
(dev Zinsfuß) richtet fih nad Angebot und Nachfrage. Das Angebot 
wird durch den Sparfinn, die Rechtsſicherheit und den Zuftand der Kredit⸗ 
einrichtungen, die Nachfrage durch die imduftrielle Fähigkeit und Thätig⸗ 
keit der Bevölkerung beftimmt. Dertlih tritt beim Zinsfuße — insbejondere 
bei dem für kürzere Friften gezahlten Handelszinfe (Disfont) — eine aus- 


°), Die erfie Anregung gab der fchottifhe | die genoſſenſchaftliche Selbſthülfe aufbanten; 
Fabrikant Owen (1771— 1858). — Die es gilt aber in noch höherem Maße von 


erfte der in England zur lorporativen . 


Selbſthülfe gegründeten Genoſſenſchaften 
waren die Pioniere von Rochdale (1844), 
ein von Flanellwebern gegründeter Konſum⸗ 
verein, der jpäter zu umfangreichen Grund⸗ 
erwerbungen und Fabrikanlagen überge- 
gangen if. — Sn den Gewerkvereinen 
(trades unions) ſuchen die einzelnen Ge⸗ 
werfe durch einheitliches, planmäßiges Vor⸗ 
gehen gegenüber den Arbeitgebern, insbe⸗ 
fondere auh durch Arbeitseinftellungen 
(Ausftände, strikes) ihre Intereffen geltend 
zu maden. — In Deutihland wurden 
nah Einführung der Koalitionsfreiheit 
($ 344 Abf. 2 d. W.) diefe Beſtrebungen 
alsbald den politifhen PBarteibeftrebungen 
dienfibar gemadt. Sie erzielten deßhalb 
hier geringere Erfolge auf wirthfchaftlihem 
Gebiete ale in England. Es gilt diefes 
von deu Schulte - Delisihihen Gewerk⸗ 
vereinen, welche an der Gemeinſchaft von 
Kapital und Arbeit fefthielten und darauf 


den zentralifirten Gewerkſchaften und den 
örtlich geftalteten Fachvereinen der Sozial» 
demofratie, welde die Gewerfihaftsbe- 
wegung, insbefondere auch die Ausſtände, 
nicht zu wirthichafiliher Hebung, ſondern 
als Aufreizungsmittel im Klafſſenkampfe 
gegen das Kapital zu venvenden ſuchen. — 
Stellung im Bereinsredhte $ 236 Anm. 35. 

*, Srundftüde find unbeweglih, un⸗ 
vermehrbar, unverzehrbar und unzerfiörbar; 
fie find dadurh den natürliden Ein⸗ 
wirfungen mehr, den menſchlichen weniger 
unterworfen als das fonftige Kapital und 
werden dieſem theils allgemein zugerechnet 
(Anm. 6), theils nur, infoweit fie durch 
Arbeit und VBodenverbeflerung entftanden 
find (Schäffle u. Wagner) oder nur, inſoweit 
fie auf Bodenverbefjerung beruhen (Rofcher). 
Die Sozialdemofratie (Marr) fieht in dem 
Kapitale nur den Befig, den ber inter» 
nehmer durch die Aneignung des Mehr⸗ 
werthes der Lohnarbeit gegen den gezahlten 
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gleichende Bewegung hervor; zeitlich iſt bei ſteigender Kultur (insbeſondere 
feit 1875) der Zinsfuß im Sinken begriffen !!). 

4. Die Verbindung diefer Kräfte (Nr. 1—3) zum Zwecke der Erzeugung 
beißt — ſoweit fie auf eigene Rechnung und Gefahr erfolgt — Unter: 
nehmen. Nah dem Umfange des Unternehmens unterfiheidet man Groß- 
und Klleinbetriebe?*), nad der Perfon des Unternehmers Einzel» und Gefell- 
ſchaftsbetrieb ($ 309, 310), Privat- und Staatsbetrieb ($ 121). Der Unter- 
nehmer braucht nicht felbft Grundbeſitzer oder Kapitalift zu fein, wird auch 
in der Regel andere Perfonen al® Arbeiter befhäftigen. Er zahlt in diefen 
Fällen dem Grundbefiger, Kapitaliften und Arbeiter fefte Vergütungen. — Der 
Unternehmergewinn (einertrag des Unternehmens) wird in der Kegel in 
Hunderttheilen des Anlagelapitald ausgedrädt (Dividende). Er befteht aus: 

a) Grundrente und Kapitalzins, foweit der Unternehmer felbft Grundbeſitzer 

und Rapitalift iſt; 
b) Eigenem Berdienft und Entihädigung für das Wagnif; 
c) Ueberfhuß aus dem Wrbeitöverdienfte’?). 

1. Der Umfag der Güter wird dur den Handel vermittelt, der ihren 
Uebergang von dem Erzeuger auf den Verbraucher herbeiführt ($ 352 Abf. 1). 
Die Güter ald Gegenftand dieſes Umſatzes heißen Waaren; ihr durch eine 
deftimmte Menge anderer Güter ausgedrüdter Tauſchwerth heißt Preis. 
Markt ift der Ort des Umſatzes ($ 354 Abf. 1). Der Marktpreis regelt 
fi) durch Angebot und Nachfrage und bewegt ſich — abgefehen von Schleuder- 
und von NRothpreifen — innerhalb der Herftellungstoften (einſchließlich der 
Koften der Beförderung) und des Gebrauchswerthes. In diefen Grenzen er⸗ 
fheint er abhängig von der Beförderungsgelegenheit, von der Verſendbarkeit 
und Aufbemahrungsfähigkeit der Waaren und von Berabredungen der Käufer 
oder Berfäufer untereinander !t). 

Die Entwidelung des BVerlehred bat zu einem allgemein anerkannten 
Taufchmittel für alle Güter in dem Gelde geführt!). Da aber auch diefes 








*) Kartelle (Syndilate) find Unter⸗ 


Lohn gewinnt. Im gewöhnliden Sprad- 
gebraude wird — wie im Merfantilfyften 
— unter Rapital nur das Geldkapital 
verftanden. — SKapitalpflege $ 302—310 
d 


.W. 

iu) „gunspeigräntungen u. Wucher 8 306 
Abi. 5 

ng 3 Anm. 1. 

12) Bon dieſen drei Beſtandtheilen wurde 
— ſo lange die Bedeutung der Arbeit noch 
nicht durch Smith klar gelegt war — nur 
der zu a genannte gewürdigt. — Say u. 
Roſcher legen das Hauptgawidt auf die 
unter b fallende geiftige Arbeit (Anm. 7), 
während die Sozialdemokratie nur den zu c 
erwähnten anerkennt. 


nehmerverbände eines Gewerbszweiges zur 
Beeinfluffung der Preife, Ringe augen- 
blidlihe Verbindungen zu gleihem Zwecke 
u. Truſts (Amerila) weitergehende Ber- 
bindungen bei Verfhmelzung der Unter- 
nehmungen unter gemeinfamer Leitung. 


) As Geld — das anfänglich vielfach 
in Vieh befland (pecas, pecunia), und 
nod heute bei einigen indiſchen u. afrika» 
niſchen Völkerſchaften in Seemuſcheln bes 
ſteht — finden bei allen Kulturvölkern die 
Edelmetalle (Gold u. Silber) in Barren 
oder Münzen Verwendung 8 356 d. W. 


28* 
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bei weiter geſteigerten Anfprüden nicht ausreicht, tritt der Kredit ergänzend 
Hinzu). Die Entwidelung des Güterumlaufes vollzieht ſich demgemäß in 
den drei Stufen der Natural, der Geld» und der Kreditwirthidhaft. 

Dos Herabgehen des Geldwerthes fährt zur Steigerung, die Geld⸗ 
vertbeuerung zum Sinken der Waarenpreije Ein Sinten ift trog ber 
Bermehrung der Zahlungsmittel feit 1875 eingetreten (I 3) und darauf 
zurückzuführen, daß die Herſtellungskoſten durch Erfindungen, techniſche Fort⸗ 
fhritte und zunehmende Moffenerzeugung und die Beförderungsfoften durch 
Berbefierung der Verkehrsmittel fich fortgejegt vermindert haben. 

III. Der Berbraud (die Konfumtion) der Güter muß mit deren Er⸗ 
zeugung im Gleichgewicht fliehen. Störungen des Gleichgewichts zwiſchen 
Erzeugung und Berbrauh führen zu Krifen!”). MUebertheuerungen und 
Hungersnöthe, wie fie früher bei zu geringer Erzeugung vorlamen, haben mit 
Berbefierung der Verbindungen und des Handels abgenommen, die Fälle 
der Uebererzeugung dagegen infolge der Arbeitstheilung und des wachſenden 
Unternehmungsgeifted zugenommen. 


3. Geſchichte. 
8 300. 

Die Entwidelung der Volkswirthſchaft gehört erſt der neueren Zeit an; 
dabei traten nad) einander folgende Syſteme auf: 

1. Das Merkantilfyftem wurde dur die allgemeine Einbürgerung 
der Geldwirthſchaft hervorgerufen. Es entwidelte fih im 17. Jahrhundert 
und blieb bis in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts hinein maßgebend. 
Wenn es auch die Grundanſchauung diefer Zeit bildete, fo trat es doch mehr 
in praftifher Handhabung als in theoretifhen Grörterungen hernor 2). Der 
Wohlftand eines Volles wird dabei nad) den bei diefem vorhandenen Borrath 
an edlen Metallen bemeflen. In der Annahme, daß deren Beſtand dur 
Autfuhr der Waaren vermehrt und durch Einfuhr vermindert werde, wird 
nad dem Berhältniffe beider zu einander (der Handelsbilanz) bemrtheilt, ob 
eine Vermehrung oder Berminderung des Wohlftanded eingetreten fei. Dies 
führte zu einer flaatlihen Regelung des wirthfehaftlichen Lebens. Der Bergbau 
und die Induſtrie wurden dur Prämien und Privilegien, die Bevölkerungs⸗ 





” 8 305 - 308 d. W. — Bapiergeld 
(8 166 Abi. T u. Bantnoten ($ 308 
Abf. A), die beide neben dem Metallgelve 
als Zahfmittel in Anwendung kommen, 
bifden bereits Anwendungen des Kredits. 

7) Börfenfrifen infolge künſtlicher 
u. übermäßiger Steigerung bes Kurjes der 
Werthpapiere ($ 354 Abi. 2); Kredit- 
trifen infolge finanzieller Mißwirthſchaft 
(8 126 Arm. 2) oder des Zuſammenbruches 


von Banken ($ 308); Handelsfrijenr 
infolge ebererieugung. oder Abfatftodung. 
’) Das Syſtem wurde in Frankreich 
dur Colbert, in England durch Cromwell 
vertreten; auch die englifhe Navigations⸗ 
alte (1651), die ben fremden Nationen 
nur die Einführung ihrer eigenen Erzeug⸗ 
niffe geftattete, erfcheint als vellen Ausflug. 
In Preußen folgten noch Kr. Wilh. I. u. 
Friedrich der Große diefen Srumdfägen. 
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zunahme durch Unfiedelung und der Außenhandel durch Abſchluß der Grenzen 
und Anlegung von Kolonien gefördert und dabei die Einfuhr von Nohftoffen 
und die Ausfuhr von Imduftrieerzeugnifien begünſtigt, die Ausfuhr der erfteren 
und die Einfuhr der legteren dagegen erſchwert. Der Irrthum lag in der 
Berweihfelung von Geld und Gut md in der Berfennung des Umftandes, 
daR auch die im Lande verbleibenden oder diefem zugeführten Waaren bei 
nugbringender Verwendung den Wohlftand vermehren, und daß mithin nur 
unter Inbetrachtnahme diefer Verwendung die Bilanz zutreffend gezogen 
werden kann. 

2. Das phyſiokratiſche Syftem fleht dagegen im Grund und Boden 
die alleinige Duelle der Güter, deren Werth durch Gewerbe und Hanbel nur 
um fo viel vermehrt wird, als die darauf verwendete Arbeit koſtet. Daraus 
folgt die Begünftigung der Landwirthſchaft, deren Betrieb aber auch al® einzige 
Eteuerquelle angefehen wırde!?). Die Regierung follte fi dabei auf Her⸗ 
ftelung der Sicherheit und Befeitigung der wirthfchaftlihen Hemmniſſe be- 
ſchränken und fonft im die wirtbfchaftliche Freiheit nicht eingreifen. Das 
Syſtem verwechſelt Stoff und Gut und verfennt die dem leßteren durch die 
menſchliche Arbeit zu Theil werdende Wertherhöhung. 

3. Die Bedeutung der Arbeit ald Wohlftandsquelle hat erſt Ad. Smith 
in vollem Maße zur Geltung gebradt. Der Ertrag diefer Arbeit wird durch 
Kupitalverwendung und Arbeitstheilung fortgefegt gefteigert ($ 299 I 2). 
Indem damit die Gütererzeugung auf die bemegenden Kräfte der Natur, der 
Arbeit und des Kapital8”) zurüdgeführt war, trat das allgenıeine Intereſſe 
aller Wirthſchaftenden an die Stelle der einfeitigen Intereſſen des Handels, 
des Gewerbes und des Landbaues. Die Gütervertheilung wurde dem freien 
Mitbewerbe als ihrem natärliften und fiherften Leiter überlaflen. Zur Er- 
reichung dieſer Ziele wurde, wie ſchon von den Phyflolraten, volle Wirthſchafts⸗ 
freiheit gefordert, die bei gleicher Begänftigung aller Wirthichaftszmeige nach 
außen zum Freihandel, nad innen zur Befeitigung aller rechtlichen und polizei- 
lichen Feſſeln und Schranken der Wirthfhaftsbetriebe führte?%). — Die Lehre 


”, & 135 Anm. 9. — Die Grundge⸗ | füße ( Induſtrieſyſtem von industry, wirth⸗ 
danken des Syſtems traten bereits in der | fihaftliche Arbeit) in dem bahnbrechenden 
Verwaltung Sullys I1560- 1641) des Werke „Unterſuchung über die Natur und 
Miniſters König Heinrichs IV. in Frank- die Urſachen des Nationalwohlſtandes“ 
reich hervor; feine Ausbildung fand es jedoch (1776). Judem er gegenüber dem eigen⸗ 
erft in der zweiten Hälfte des 18. Jahr» | nüßigen Intereſſe des Staates u. der bes 
hundert durch Duesnay und Zurgot. ! norredhteten Stände auf das Naturrecht n. 
In Deutfhland führte es den Markgrafen die natürlide Freiheit und Gleichheit der 
Karl Ludwig von Baden zu verfehlten | Menichen hinwies u. jo — im Geiſte des 
Verſuchen. Auch Kaiſer Joſef IT u. fein | 18ten Jahrhunderts und im Gegenſatze 
Bruder Leopold * Toskana waren An⸗ —F— ſpäteren hiſtoriſchen Schule ($ —* 
hänger des Syſtem W.) — von allgemeinen Grundſutzen 
” M. Smith (1728- -1790), Brofeffor —* die Einzelverhältniſſe ordnen 
in Glasgow, veröffentlichte feine rund» | wollte, beſchritt ev wirthſchaftlich dieſelben 
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verbreitete fi raſch in Deutſchland und hat auf unfere Gefebgebung bis in 
die neuefte Zeit beftimmend eingewirkt?). 

4. Im entſchiedenen Gegenfage zu dieſer Lehre des Individualismus fteht 
die des Sozialismus, die das Kinzelinterefie als bewegende wirthſchaftliche 
Kraft verwirft, das Privatlapital in ein Gefammtlapital, die Einzelerzeugung 
in eine Gefammterzeugung verwandelt fehen und jo das Einzelmefen ganz in 
der Geſammtheit aufgehen laſſen mil. Der Urfprung diefer Bewegung liegt 
in der Scheidung der Geſellſchaft in Klaſſen und in dem natürliden Etreben 
des einzelnen, in diefen Klaffen aufzufteigen. Rechtlich fteht diefen Streben 
im Berfaffungsftante keine Schranke entgegen. Wirthſchaftlich tritt aber der 
fapitallofen Arbeit, die durch Kapitalerwerb zur Selbfiftändigfeit durchdringen 
möchte, das Webergewicht entgegen, welches das Kapital über diefe Arbeit 
regelmäßig behaupten und geltend machen wird. Der Kommunismus fordert 
demgegenüber die Befeitigung des Kapitald und damit des Eigenthums über- 
haupt, während der Sozialismus die Unterordnung ded Kapital® unter die 
Arbeit eritrebt. — Die foziale Bewegung war in den dreißiger Jahren im 
Frankreich durd Graf St. Simon umd Fourier in Fluß gelommen und jeit 
Louis Blanc, der das Recht auf Arbeit aufftellte, mit der politiichen Bewegung 
in Verbindung gebracht (1848). Aus diefer Verbindung, die nad) ihrer Ueber⸗ 
tragung auf Deutfhland durch Marx und vor allem durch Lafalle weiter ent- 


diefelben Bahnen, die 3. 3. Rouffeau im | forderten fogar hebeihränfungen und 
contract social und Montesquien im esprit | Förderung der Auswanderung. 
des lois politifh betreten hatten. Ricardo wird der Umfang der Erzeugung 
2) Befreiung des Wirthichaftsbetriebes | allein durch das Kapital des Arbeitgebers 
8 301 Abf. 1, insbejondere des Landbaues | beftimmt. Da bie Arbeiterbevöäfterung fid 
& 816 Ab. 2, des Gewerbes S 340 Abf. | fchneller vermehrt als der für den Lohn 
4, des Handel (Handels⸗ u. Zollpotitit) | ausgefeßte Betrag, kann der regelmäßige 
& 156, insbef. Anm. 55; Einfluß auf die | Arbeitslohn nicht über die gewöhnlichen 
Befteueruug 5 135 Anm. 9. — Bon ger | Unterhaltungstoften einer Arbeiterfanrilie 
ringerem Einfluffe war die Lehre in Engs | fleigen. Dieſer Sat, den der Sozialismus 
land, wo die wirthſchaftlichen Schranken (Laſſalle) als das eherne Lohngeſetz be- 
ſchon früher gefallen und in Frankreich, zeichnet hat, bildet den Ausgang für den 
wo fie dur die Revolution befeitigt | Klaſſenkampf zwifhen Kapital und Arbeit 
waren. Stellung beider Staaten zum | (8300%). — Zu völlig abweichenden Ergeb» 
Schutzzollſyſteme $ 156 Anm. 56 d. W. | niffen gelangten zwei fpätere Schüler 
— Zn peffimiftifder Richtung wurde die | Smith’s, der Amerifaner Carey und der 
Lehre durch die Engländer Malthus (1766 | Kranzofe Baftiat (Aum. 6). Carey (1793 
bis 1834) u. Ricardo (1772 — 1823) weiter- | bis 1879) fieht in der Vermehrung und 
gebildet. Nach erfterem führt der Umftand, | Ausbildung der erzeugenden Kräfte, wie 
daß die Bevölkerung fi ſtärker vermehrt, | die fortfchreitende Kultur fie mit ſich bringt, 
als ihr Unterhalt, zur Webernölferung und | das natürliche Gegengewicht gegen die nach⸗ 
Berelendung der Maſſen, der vorbeugend | theiligen Wirkungen der Bevölkerungs⸗ 
durch verminderte Ehefhliegung u. Kinder» | zunahme. Baftiat (1810-1850) nimmt 
erzengung (Quelle der Proftitution), ab- | an, daß die göttliche Weltordnung, ſich ſelbſt 
wehrend durch Hungersnoth u. Seuchen | überlaffen, zur Harmonie der Intereſſen 
entgegengewirkt werde. Er verwirft deghalb | führe u. ift dadurch zum Ausgangspunfte 
die Förderung der Volfsnermehrung u. jede | für die Yreihandelsiehre (8 156 Anm. 56) 
ausgedehntere Armenpflege; feine Schüler | geworben. 
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widelt wurde, iſt die Sozialdemokratie entftanden??). Diefe geht von dem 
Orundfage aus, daß die Handarbeit die alleinige Güterquelle fei?) und daß 
demgemäß der Arbeitdertrag — den ſich heute der Unternehmer vermöge feines 
auf der Macht des Kapital® beruhenden wirtbfchaftlihen Uebergewichtes unter 
Abfindung des Arbeiter mit dem nothdürftigſten Lohne allein aneigne 10) — 
allen Gliedern der Geſellſchaft gebühre. Sie fordert, daR das Kapital zum 
Gemeingut und ber Arbeitsertrag gemeinfam vertheilt werde. Die Bedeutung, 
welche die geiftige Arbeit und das Wagniß des Unternehmers für die Güter- 
erzeugung haben, bleibt dabei unbeadhtet. Die Verantwortung, die diefer für 
eine dem Zwecke und den Bebürfnig entſprechende Herftellung trägt, kann aber 
weder der einzelne Arbeiter noch die Geſellſchaft übernehmen. Dementipreddend 
herrſcht auch über die Ausführung dieſer Grundfäge, den f. g. Zukunftsſtaat, 
die größte Unklarheit. Es gilt diejes von der Kinziehung des beweglichen 
und unbewegliden Privateigenthums, die auf die Dauer undurdführbar fein 
würde, bei der es auch unentſchieden bleibt, ob fie mit oder ohne Entſchädigung 
erfolgen fol. Es gilt ferner ſowohl von der Feitftelung des Güterbedarfes, 
die von einer Stelle aus gar nicht bewirkt werden kann, wie von der Der- 
theilung der Arbeit, welche die freie Wahl der Art und des Ortes ausfchließen 
würde, dabei aber der Triebfeder der Selbfterhaltung und des Vorwärts⸗ 
kommens und der Förderung durch Fleiß, Familienſinn und Häuslichkeit nicht 
entbehren kann. Es gilt endlich von der Vertheilung des Arbeitsertrages, für 
die e8 zweifelhaft gelaffen wird, ob fie nad Leitung oder nad Bedarf 
erfolgen fol. Obwohl es hiernah an jedem Anhalte darüber fehlt, wie die 
Abſichten der Sozialdemokratie verwirklicht werden follen, obwohl diefe aud) 
— im Gegenſatze zu den auf Selbithülfe gerichteten Beftrebungen”) — die 
beftehenden Zuftände als unverbeflerlih anfteht und es an jeder felbitftändigen 
Reformthätigkeit fehlen läßt, hat fie doch vermöge ihrer umfafjenden Organi⸗ 
fation, ihrer rührigen, alle Mittel benugenden Thätigkeit, insbeſondere der 
geſchickten Ausnugung jeder herportretenden Unzufriedenheit eine außerordentliche 
Berbreitung gefunden, die aud) durch das vorübergehende unmittelbare Ein- 
greifen der Staatögewalt??) nicht wejentlich aufgehalten worden if. Während 
die Sozialdemofratie fi auf fortgefetste Bearbeitung der Maflen beichränft 
und durch dieſe den Kampf gegen das Kapital, wenn möglich frieblih und erft 








wenn nöthig gewaltfam beilegen will, 





— — — 


=) Laſſalle verwarf (1862) die auf 
Förderung des Fleißes u. der Sparjamleit 
beruhende Selbftpälfe (Anm. 9), weil der 
Arbeitslohn doch ſtets wieder auf den un⸗ 
erlüßlichen Lebensbedarf des Arbeiters herab- 
gedrüdt werde (Anm. 21). Während er 
noch auf nationalem Boden ftand, will 
Marr (1864) die moderne Staats⸗ und 
Geſellſchaftsordnung durch die internationale 


haben ih ihre ungedufdigeren umd 


Revolution ſtürzen und durch die ſozia⸗ 
liſtiſche Gefellfchaft der Zukunft erfegen. 
Beide Richtungen haben fih in dem f. g. 
Gothaer Programm vereinigt, welches die 
Beavegung zwar im nationalen Rahmen 
zuläßt, fie aber ale internationale, gegen- 
feitig zu unterftügende, anerkennt (1875). 
2) 8 232 Anm. 39. ®. 
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rädfihtöloferen Elemente (Anardiften) abgejondert, die durch Schreden und 
gewaltfame Zerfiörung diefen Kampf zu fördern fuchen. 

5. Hatte der Sozialismus felbft da, wo ihm wie in Amerlfa freie Be⸗ 
wegung gegeben war, zu dauernden praktiſchen Ergebniſſen nicht geführt, fo 
gebührt der unter Anlehnung an Sismondi und Friedrich Liſt in neuefler Zeit 
entftandenen hiftorif den Schule das Berdienft, die fozialen Fragen in bie 
richtigen Bahnen zurüdgeleitet zu haben. Auch fie bildet einen Gegenfas zur 
Smith’fhen Schule. Während diefe alle Erſcheinungen des wirthfchoftlichen 
Lebens aus allgemeinen Wirthfchaftsgefegen abzuleiten ſucht (Debuftion) nnd 
damit einen weltbürgerlihen Zug annimmt, gründet die Kiftorifche Schule ihre 
Srundfäge auf die Beobachtung ber verſchiedenartigen einzelnen Erſcheinungen 
(Induktion) und wird damit zu einer Berldfihtigung der verfchiedenen wirth⸗ 
ſchaftlichen Berhältniffe in den einzelnen Ländern geführt. Gegenüber der 
fhrantenlofen Freiheit des „Gehen⸗ und Geſchehenlaſſens“ erkennt fie bie 
Mitwirkung des Staates zum Schute der Schwachen und zur Belebung des 
Gemeinſinnes als berechtigt an und will nicht das Selbſtintereſſe ald alleinige 
Triebfeder für die wirthichaftlihen Vorgänge gelten laflen, fondern auch ſittliche 
und nationale Trieblräfte darin anerlannt fehen?*). 


A. Sürforge des Ataates. 
8 301. 

Die wirtbfchaftlihen Beftrebungen, die während des Mittelalters nur im 
dem gegenfeitigen Kampfe der ftändifchen Interefien zur Geltung gelangten, 
haben erft in neuerer Zeit, nachdem der Staatsgedanke zum Durchbruche ge= 
fommen war, in dem Staate ihren einheitlihen Mittelpunkt gefunden. Seit- 
dem find fie unausgefegt Gegenftand ftaatliher Fürforge geweſen, wenngleich 
die Staatöthätigkeit je nadd dem Charakter des Staates, nad) dem Zuftande 
feiner Entwidiung ſowie nach den jeweilig herrichend gewefenen Anſchauungen?*) 
verfchieden war. Im 18ten Jahrhundert lag die Wirthſchaftspflege vollftändig 
in den Händen des Staates; fie bildet einen Theil der Bolizei ($ 211 Abi. 1). 
Die freie wirthfhaftlihe Bewegung war dadurch abgefchnitten, zumal auch 

 Sismondi (1773—1842) fran⸗ 
zöſiſcher Gelhichteichreiber in Genf. — 


| 18. Jahrhunderts, wie in der franzöfifdden 
| Revolution beftimmend war, die (Kant'ſche) 

Friedrich Lift, geb. 1789 in Reutlingen, | Rechtstheorie, die den Staat auf die rein 
ging, in der Heimath verfolgt, nach Amerila negative Aufgabe des Schutzes beſchrãnkt, 

(1825-- 32) u ſtarb 1846. — Bedeutung | alles übrige aber den einzelnen Staats⸗ 
für die Schutzzollpolitik $ 156 Abf. 5. — | angehörigen Aberläßt ı. die Vermittelungs⸗ 

theorie, die den Schutz zwar als die erſte 

Aufgabe des Staates feſthält, daneben aber 

auch die aushelfende Thãtigkeit des Staates 

auf den Gebieten der Kultur⸗u. Wirth» 

| ſchaftspflege infoweit zuläßt, als die Privat- 

| thätigfeit nicht mehr ausreicht (Bluntfchli). 


Seine bedeutendften Nachfolger ‚find Roſcher 
(Anm. 1, 6, 7 u. 10) u. Knies 

=) Man unterfcheidet die Boblfahrte- 
theorie, die dem Staate alle Gebiete des 
öffentlichen Lebens zuweiſt u. ebenſowohl 
in dem aufgellärten Despotismus des 
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aus der wirthſchaftlichen Abgeſchloſſenheit des Mittelalters eine Reihe meiterer 
Einfhräntungen zurüdgeblieben war. Erſt das 19te Jahrhundert Kat dieſe 
Vefleln gefprengt. Für Preußen bildet hierbei die Stein⸗Hardenberg'ſche 
Geſetzgebung den Ausgangspunkt. Diefe befeitigte die perſönliche Abhängigkeit, 
ftellte die Freiheit des Grunderwerbes, des landwirthſchaftlichen und gewerb- 
lien Betriebes her, und ermöglichte dadurch die freie Entwicklung umd die 
vole Verwendung der Fähigkeiten und Kräfte jedes einzelnen?*). Diefe 
Grundfäge, denen fpäter aud der der Verkehröfreiheit hinzutrat, find durch bie 
nachfolgende Geſetzgebung weſentlich erweitert und ſchließlich in der Reichs⸗ 
geſetzgebung Gemeingut des ganzes Volkes geworden ($ 317 Abf. 1 u. 340 
Abf. 4). — Die ftaatliche Thätigkeit war unter diefen Einwirkungen weſentlich 
zurüdgetreten. Da gleichzeitig die Selbftvermaltungstörper und Vereine erftarft 
waren und eine erfolgreihe Wirkfamfeit auf wirthſchaftlichem Gebiete ent- 
falteten, fo durfte der Staat feine ordnnende Hand zum Theil felbft von folchen 
Gegenftänden zurüdziehen, die für den einzelnen umerreihbar waren. Doch 
auch diefe auf wirthſchaftliche Freiheit und Selbfithätigkeit gerichtete Bewegung 
hatte ihre Grenzen. Die aus den fFefleln des Polizeiſtaates erlöfte wirth: 
ſchaftliche Thätigfeit durfte nicht nad der anderen Seite hin dem ftarren 
Rechtsſtaate verfallen, der nur den Rechtsſchutz gewährt, alle Wohlfahrtszwecke 
Dagegen von ſich weift?d). Die Erfahrungen der jüngften Zeit haben unfere 
wirtbfchaftlihe Bewegung, die bereits diefen äußerften Zielen zufteuerte, wieder 
in natürlihere Bahnen gelenkt. Die vermehrten Bebifniffe des heutigen 
Yebens ftellen Anforderungen, die nur vom Staate mit feinen umfaffenderen 
und wirkfameren Mitteln gehörig erfüllt werden können. Bor allem zeigen 
aber die auf fozialem Gebiete hervorgetretenen Schäden und Nothftände, daß 
bier die Staatehälfe durch Selbfthälfe noch längſt nit erfettt werden kann. 
Je entfchiedener der Staat den forderungen und Ausfchreitungen der dur) 
die Sozialdemokratie irre geleiteten Bevölkerung entgegentreten mußte, um jo 
weniger durfte er fi) gegen die berechtigten Beitrebungen auf fozialem Gebiete 
verſchließen und der arbeitenden Bevolkerung die Bedingungen geifliger und 
phyfifcher Entwidtung vorenthalten, die fie bei dem Mangel an Kapital fid 
felbft zu ſchaffen außer ftande if. — Unſerer Gefeßgebung ift damit ein 
fozialpolitifer Charakter aufgeprägt, der zwar gleich der fozialen Bewegung 
ſelbſt auf wirthſchaftlichem Gebiete feinen Ausgang nimmt und vorzugsmeife 
in der Wirthfchaftspflege hervortritt, Daneben aber auch andere Gebiete beein- 
flußt hat. Die Sozialgefeßgebung bildet fomit feinen für fi abgeſchloſſenen 
Theil der allgemeinen Gefetgebung, fondern fonımt in größerem oder geringerem 
Umfange in den verfchiedenften Zweigen derfelben zur Geltung?”). Sie ver- 
folgt hierbei drei Richtungen: 


”) Reginftr. 17 (GS. 248) 8 7. liches Hecht 8 171 Abſ. 3, Maßregeln der 
7) Beftenerung $ 134 Abf. 4, bürger- | Gefundheits- u. Baupolizei und der Armen- 
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1. die unmittelbare Verwaltung derjenigen gemeinnägigen Einrichtungen 
bezüglich deren die private und genoſſenſchaftliche Thätigkeit unzureichend 
erſcheint (Banken, Eifenbahnen, Poft und Telegrapben); 

2. den Schuß der Schwadhen und Hülflofen?®); 

3. die foziale Organifation, für die fie Grundbeflimmungen vorfchreibt 
und überwadhend eintritt (Sparfaflen, Innungen, Knappſchafts⸗ und 
Arbeiterverfiherungstafien, Berufögenofienfchaften). 

Die ftaatlihe Wirtbfchaftspflege erſtreckt fih auf eine Keite von Einzel» 
gebieten. Das Ergebniß und zugleich die Borausfegung jeder umfaflenden 
wirthſchaftlichen Thätigkeit bildet das Kapital und die Wirtbfchaftepflege Hat 
zunächſt die Bedingungen für deflen Bildung und Nutzbarmachung berzuftellen 
(Nr. II). Sie hat ferner für die einzelnen Erwerbszweige zu forgen, 
und dieſe find entweder auf Gewinnung der Raturerzeugnifie gerichtet, wie 
im Mineralveihe der Bergbau (Rr. III), im Pflanzen- und Thierreiche die 
Land- und Forftwirtbfhaft, Jagd und Fifcherei (Mr. IV), oder 
fie bezweden deren weitere Derarbeitung im Gewerbe (Rr. V), oder ihren 
Umfag im Handel (Nr. VI) und Bertehre (Nr. VII). 

Bei ihrer Bielgeftaltigleit entbehrt die Wirthfchaftspflege allgemeiner Ber - 
waltungsorgane. Dieſe beftehen gefondert für die einzelnen Berwaltunge- 
gebiete, ;al3 Landwirthſchaftskammern ($ 316 Abf. 4), Handwerkerkammern 
(8 343 Abf. 3) und Handelskammern ($ 352 Abf. 3). 


I. Sapitalpflege. 


Der Staat hat die Bildung des Kapital® ($ 299 I 3) zu fördern und 
die Rapitalnugung zu erleichtern und zu regeln. Daß erftere gefchieht in Dem 
Sparkaſſen (Nr. 1) und Verfiherungen (Nr. 2)?), das letztere im Kreditweſen 
(Nr. 3). AS wichtiges Förderungsmittel in beiden Beziehungen hat fi das 
wirthfchaftliche Vereinsweſen entwidelt (Nr. 4). 


1. Sparkaffen. 
8 302. 

In den Sparkaſſen fol die Kapitalbildung durh Anfammlung, Ber- 
wahrung und Verwaltung der in ihrer Zerſtreuung unergiebigen Gelbbeträge 
pflege 8 253— eh garlorge für das 
Schulweien 8 2 


2) Die urfprünglide Wirthſchaft ber 
| ſchränkte fi auf die Aneignung der Thiere 
”), Schuß degen Berfüikgungen & 257, |.durd Jagd u. Fiſcherei; eine höhere Stufe 

Ausbeutung u. Wucher $ 306 Abj.5; Schug | flellte die mit der Sorge für die Ratın« 
der Meinen Betriebe gegen den Sroßbetrieb gaben verbundene Viehzucht dar; die lebte 
im Handwerk 8 343, im Handel (Waaren- | Stufe bildet der Aderhau, der zur Seß⸗ 
bausfteuer) 8 77% Abj. 4, Arbeiterſchutz haftigkeit führte und damit zum Ausgangs⸗ 
8 344, NHrbeiterverfiherung $ 345—348 punkt für die Staatenbildung und die 
d.W.; ; Bergarbeiter 6314, 315, andarbeiter | Volkswirthſchaft wurde. 

8 327 Ab. 2, Eifenbahnarbeiter $ 368 


1) Früher wurden diefe Einrichtungen 
Abſ. 2. — Arbeiterwohnungen 8 2733. 


| als vorbeugende Armenpflege behanbelt. 
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gefördert und zugleich ein Hülfskapital für Zeiten der Roth gefchaffen werden. 
Dieje Kaufen ermöglichen die Nutzbarmachung und ſichere Aufbewahrung auch 
der kleineren Rapitalbeträge und wirkten dadurch belebend auf den Sparfink 
ein. Die erfte eigentlihe Sparkafje wurde 1778 in Hamburg gegründet; die 
weitere Entwidlung des Sparfaffenwefens gehört aber erſt dem 19ten Yahr- 
hundert an, in dem es ſich über ganz Europa verbreitet und raſch und ftetig 
ausgedehnt hat. 

In Preußen find die Sparkaſſen hauptfählih von Kreifen und Ge⸗ 
meinden gegründet; nur ausnahmöweife gingen fie von größeren Berbänden 
aus?). Die Bedingungen der Annahme, Berzinfung und Rüdzahlung der 
Erſparniſſe jowie die Belegung der Beſtände und die Bildung der Referve- 
fonds werden nad feften Grumbjägen durch Satungen geregelt’). Die 
Genehmigung zur Erridtung von Kreis⸗ und Gemeindeſparkaſſen ertheilt der 
Dberpräfident; die Auffiht führt die Kommunalauffitsbehörde*). 

Die einzelnen Arten der Sparkaflen fcheiden ſich theil® nad den Be- 
völferungsklaffen, denen fie dienen), theils erjcheinen fie als Geftaltungen einer 
fortlaufenden Entwidlung, in der das Sparkaffenwefen begriffen if. Bon 


Die neuere Staatslehre weift ihnen richtiger 
einen felbfifländigen Pla an, da ihre 
Thätigkeit auch da eintritt, wo eine Armen- 
pflege überhaupt nicht in Frage kommt. 
Größere Sparlafjenverbände bilden 
die Ober» und die Niederlaufitz, die Alt- 
mark, Oftfriesiand, Nafiau (©. 69 GES. 
1288 Abſchn. III) und Hohenzollern (Stat. 


88 SS. 255 Nachtr. 98 SS. 305 und 


00 ES. 127). — Zur Förderung der 
Einriätungen haben die Sparlaflen für 
einzelne Landestheile fih zu Verbänden und 
diefe fich zum deutfchen Sparfaffenverbande 
zuſammengeſchloſſen. Die Sparkaſſenein⸗ 
lagen betrugen (1898) 5287 Mil. M. 
Sparkaſſenſtatiſtik 3. 93 (MB. 144). — 
Senofjeufchaftsipartafien F 310 d. W. — 
Seidel, das deutſche Sparkaſſenweſen 1. Bd. 
(Berl. 95); Kappelmann (Leipz. 98). 

’, Regl. 12. Des. 38 (GE. 39 ©. 5); 
Belegung der Beftände daf. Nr. 4a u. 5, 
KD. 41 (GS. 287) nebft Bf. 82 (MB. 
194) u. KO. 57 (MB. 71); 2 IR. 77 
(MB. 78 ©. 4 u. 5) 0.84 (MB. 113); 
Bf. 90 (MB. 78) m. 91 (MB. 222). 
In der Bilanz find Werthpapiere — 
entfprehend dem HEB. 8 261: — zum 
Zagesturfe Heim Schluffe des Rechnungs⸗ 
jahres, falle diefer aber den Anlaufspreis 
überfteigt, zu leßterem anzuſetzen &. 91 
(MB. 20). — Ueberſchuſſe, die zu- 
nädft bie zu 10 v. H. (nad) Erreichung 


bon 5 v. 9. in der Regel mit der Hälfte) 
dem Refervefonds zufließen, können darüber 
hinaus mit Genehmigung der Auffichte- 
behörde zu gemeinnüßigen Zweden ver- 
wendet werden Regl. 8 7, RE. 77 
(MB. 78 ©. 5) u. 91 (MB. 323). — 
Sparkafſen können — troß des Zinfeszing- 
verbotes — umerhobene Zinfen als ver- 
zinsliche Einlagen behandeln BGB. 8 248; 
auch Tünnen Mündelgelder in den Spar- 
kafſen angelegt werben 8 205 Anm. 33d 
d. W. Sonſt aber werden die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften durch das BGB. unbe» 
ſchadet des 8 808 (Anm. 45) nicht berührt 
ES. Art. 99, — Stempelfreiheit der 
Sparlaffenbüder $ 152 Anm. 34 d. W. 
— Mufterfagung 3R. 73 (MB. 295). 

9 Nr. 2%, 19 u. 20 des Regl. und 
Zuf®. 8 52 u. 53. — Die dffentliden 
Sparkaſſen bilden Körperichaften, ihre Ber- 
waltungen öffentlihe Behörden Erl. 80 
(MB. 201, IMB. 82 ©. 67) u. Beſchl. 
des Kammerger. 91 (IMDB. 92 ©. 51). 

*, Fabrikſparkaſſen unter Betheiligung 
ber Arbeitgeber. Sie heißen Altersſpar⸗ 
fafien, wenn die Einlagen bi8 zu einem 
beftimmten Lebensjahre unkündbar find. 
— Empfohlen find daneben Heuerſpar⸗ 
fafien für die Schiffer und Schulſpar⸗ 
fafien zur Ausbildung des Sparfinnes bei 
der Jugend. 


N 
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größter Bedeutung find in diefer Beziehung die Poſtſparkaſſen geworden, melde 
die Einzahlung und Erhebung der Erſparniſſe bei allen Boftanftalten zulaffen, 
dubei aber die Einrichtung der Sparkafſe als ftantlihe Anftalt vorausfegen ®). 
Wenn der Verſuch, die Poftfparkaffen im deutichen Reihe einzuführen (1885), 
auch geſcheitert ift, fo hat er do auf die beftehenden Sparlaflen anregend 
eingewirkt und dieſe zum Anſchluß an Berbände?), zur Bermehrung der An- 
nahmeftellen, Uebertragbarfeit der Guthaben bei Wohnfigverlegumgen und 
Herabfegung der Mindefteinlagebeträge veranlaßt. Dem leßtgenannten Zwecdce 
dienen auch die Markenſparkaſſen, welche die Anfammlung Heiner Beträge von 
10 Pf. an ermöglichen follen?). Daneben ift in Preußen von der Befugniß, 
die Deftände im Interefie des Grund- und des Perſonenkredits zu ver: 
menden®), umfaflender Gebrauch gemalt. Die Sparkafien find damit zugleich 
zu Borfhuß- und Darlehnskaſſen geworden. Sie vermitteln in diefer Doppel: 
ftellung nad Art der Bankanftalten den Geldverkehr zwifhen Nachfrage und 
Angebot und dienen, wo fie eine feite Tilgung der Darlehen vorjehen, au 
damit wiederum dem Sparzwede. 


2. Berfiherungsiwefen. 


8 308. 

a) Die Verficherung ift die vertragsmäßige Uebernahme des Schadens 
aus einer beftimmten Gefahr gegen fortlaufende Beiträge. Sie will gleichfalls 
durch Beiträge ein Kapital ſchaffen, verbindet damit aber den weiteren Zwech 
daR dieſes als Hilfe oder Entjchädigung bei gewiſſen zufälligen Ereigniſſen 
"dienen fol und macht deßhalb feine Fälligkeit von deren Eintritt abhängig. 
Die Berfiherungsurkunde Heißt Police, der Beitrag Prämie. Die Höhe ber 
Brämie wird nad der Wahrjcheinlichkeitsrehnung auf Grund längerer Beob- 
achtung und genauer ftatiftifcher Aufnahme beftimmt. 

Die Berfiherung wurzelt in dem genoffenfchaftlihen Geiſte des germanifchen 
Volkslebens und trieb ihre erften Blüthen fon in den Gilden des Mittel: 
alters. Zu eigentliher Entfaltung brachte fie erft der Welthandel des 16 ten 
Jahrhunderts in der Seeverfiherung. Später folgten die Städte mit der 
Berfiherung der Gebäude gegen Feuersgefahr, und diefe Immobiliarverficherung 
wurde im 18ten Jahrhundert Gegenftand umfaflender ftaatlicher Geftaltungen 
in den Öffentlihen Feuerſozietäten. Im 19ten Jahrhundert bemächtigte fid 
die Privatinduftrie des Verſicherungsweſens und nahm insbefondere die neu 
entftandenen Zweige der Mobiliarfeuer-, Hagel: und Lebensverſicherung für ſich 


— 


*) Die Einrichtung befteht feit 1861 in RD. 57 (MB. 71). — Der Sched- 
England, wo die Einlagen in die Staats. verfehr (8 308 Abf. 33) ift verboten um 
ſchuld übergehen. Oeſterreich, Frankreich, nur im Verkehre mit der Zentralgenoſſen⸗ 
Belgien, Holland, Schweden und Italien Ineiatafie (8 307 Ab. 1) zugelafien RE. 
find dieſem Beifpeile gefolgt. 97 (MB. 6). 

) Bf. 82 (MB. 140) u. 94 (MB. 146). 
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in Anfprud. ‘Die bis dahin auf Gegenfeitigleitövertrag beruhende Verſicherung 
wurde dadurd zugleich zum Gegenſtande des Gemwerbebetriebes und entfaltete 
fih in ausgedehnten, durch Rüdverfierungen mit einander verbundenen Au⸗ 
ftalten, weil nur bei ausgedehntem Betriebe die Gefahr (dad Rifilo) den 
nöthigen Ausgleich zu finden vermochte. | 

Die Staatliche Thätigkeit?) wird dur die Verſicherung in dreifacher 
Richtung in Anſpruch genommen: 

1. Die Berfiherung kommt durch einen Vertrag zu ftande, deſſen privat» 
rechtliche Regelung im Verſicherungsrechte erfolgt (Abf. 5); 

2. fie unterliegt als Gewerbe der polizeilichen Ueberwahung (Abſ. 5 und 
$ 304) und der Beftenerung ($ 143 n. 152); 

3. fie bildet die unerläßlihe Borausfegung eines ungeftörten wirthſchaft⸗ 
lichen Wohlergehens und wird dadurch zum Gegenftande der Wirtbfchaftspflege. 

Befondere Arten der Berfihernng bilden neben der Seeverſicherung 
(Abſ. 5) namentlich die Feuerverfiherung ($ 304), die Fluß⸗ und Eifenbahn- 
transportverficherung, die Hagel» und die Viehverſicherung ($ 328 Abf. 1), 
die Hypothekenverſicherung und die Lebensverſicherung 10). Als befondere An⸗ 
wendung dieſer letzteren erſcheinen die Ausſteuer⸗12), Wittwen⸗ und Sterbe⸗, 
Kranken⸗ und Altersverſorgungskaſſen 12). 

Die Reichsgeſetzgebung, zu deren Gegenſtänden auch das Berſiche⸗ 
rungswefen zählt 2), hat im Verſicherungsrechte, abgeſehen von der ſtranken⸗, 
Unfall⸗ und Invalidenverſicherung 12), nur die Seeverſicherung mit dem See⸗ 
rechte im Handelsgeſetzbuche geregelt (S 359 Abſ. 2). Sonſt ſtehen noch die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften in Kraft!). — Bei der Ueberwachung hat ſich 





”), Zur Bearbeitung find im Min. des 
Innern ein verfiherungstechnifcher Hülfs- 
arbeiter (Regierungsrath) u. nad) Bedürfniß 
bei den Regierungen verſicherungstechniſche 
Beamte (Verſicherungsreviſoren) angeftellt, 
erftere im Range der 4., letztere der 5. Klaſſe 
AE. 97 (SS. 409). — Daneben befteht 
ein Berfiherungsbeirath Bi. 96 (MB. 200). 

», Die Lebensverfiderung kann auf 
den Todesfall — auch den eines Dritten — 
oder auf die Erreihung eines beflimmten 
Lebensalters gerichtet fein. Sie kann in 
Kapital oder Rente ausbedungen werden 
(Rentenverfiherung).. Das BGB. (8 171 
Anm. 7) behandelt die Leibrente in $ 759 
bis 761; Leibverdings- (Leibzucht⸗, Alten- 
theils⸗ od. Auszugs-) Vertrag bei Grund» 
Andei bestaffungen ES. Art. 96 u. AG. 

.15. Die —æe— iſt keine 
volRännige Berfiherung, da fie von feinem 
völlig ungewiffen Ereigniſſe abhängt. Sie 
bildet damit den Uebergang der Verſiche⸗ 
rung zur Sparkaſſe. — Die älteſte Anſtalt 


in Deutſchland iſt die Gothaer (1829). — 
Der Staat begünftigt die Lebensverſicherung, 
injofern bet ber Einfommenbefteuerung bie 
Lebensverfiherungsprämien bis 600 PR. von 
dem Einfommen abgezogen werden können 
&. 91 (88. 175) 8 97. — Strafe der 
Täuſchung durch ürztl. Zeugniſſe StGB. 
5 277 —280. 


u) IR. 53 (MB. 9). 

) Buftändigfeit wu. Stempelvenwendung 
wie Anm. 16. — Diefe Berfiherung findet 
ihre befondere Anwendung auf Beamte in 
den Benfions-, Wittwen- und Waifenlafjen 
(8 24, 75 u. Volksſchullehrer 293 Abf. 3 
d. @.,, auf Arbeiter in den Kuappſchafts⸗ 
faffen ($ 315) und in der Kranken⸗, Un⸗ 
fall« u. Invalidenverfiherung ($ 345—8). 

u) RVerf. Art. 41; Vorbehalt für Salem 
Ber. 70 (XGB. 1 'S. 23) Nr. I 

“) 2R.118 Abſchn. 13 (8 1934_ 2358). 
Den beftehenden landespolizeilich ge⸗ 
nehmigten Verfiherungsgejellihaften auf 
Segenfeitigkeit find die Rechte jurififcher 
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die Rechtögefeßgebung auf die Beftimmung befchräntt, daß die Berfiherunge- 
agenten feiner Erfaubniß bedürfen, Feuerverſicherungsagenten jedoch die Ueber⸗ 
nahme und Abgabe einer Agentur binnen acht Tagen der Ortspolizeibehörde 
anzuzeigen haben?d). Nach Landesgefeg bedürfen die Unternehmer von Ber: 
fiherungsanftalten der Genehmigung, die nur bei vorhandener Zuverläffigkeit 
und Unbefcholtenheit zu ertheilen ift!9). 


8 304. 

b) Die befonderen über die Sfeuerberficherung gegebenen Borfchriften 
find theil® durch feuerpolizetlihe Rückſichten hervorgerufen, theild auf die Ent» 
widlung zurüdzuführen, die die Öffentlichen Feuerſozietäten in Deutſchland 
genommen haben. 

Die Jeuerverfiherungspolizei fügt den Verſicherer wie den Ber- 
fiherten 7). Um der Ueberverfiherung vorzubeugen, die die Gefahr abfichtlicher 
oder fahrläffiger Brandfliftung in fi trägt, find neben den Doppel- und den 
Berfiherungen über den gemeinen Werth auch alle den wirklichen Berluft 
überfteigenden Entfhädigungen unterfagt und die Verſicherungsgeſellſchaften 
und deren Agenten der Beauffihtigung unterworfen). Die Police darf dem 
Berfiherungsnehmer erft ausgehändigt werden, nachdem die Polizeibehörde bie 
Aushändigung für unbedenklich erklärt hat!?), und eine Brandentidyädigung 
erft ausgezahlt werden, wenn biunen acht Tagen fein Einfprud erfolge iſt *). 


Perſonen verliehen AE. 99 (GS. 00 S. 2). ") ©. 8. Mai 37 (GS. 1021, Ausi. 
Der Berfiherungsrertrag bedarf keiner | ZR. 37 (8A. XXı 503). — Aehnliche 
ſchriftlichen Korm ©. 99 (GS. 303) Art.5. | Borfchriften für Samnover B. 28 6. 
— Die landesgeſetzlichen Vorſchriften ES. I 3) u. 89 (daf. 149), Kurheſſen 
werden duch dad BGB. nit berüßrt | StMausſchr. 30 (kurh. GS. 119), Naſſau 
ES. Art. 75; doch ift eine reichsgefetlihe | Ed. 34 (naſſ. BB. 37) u. B. 51 (daf. 
Regelung geplant $ 171 Anın. 52%. | 117), Hohenzollern Sigm. ©. 49 (figm. 
» GewO. 86, 14 Abi. 2, 8 15 u. | 66. vılı 208) u. ©. 76 (85 2931. 

(Strafe) 8 1482. m 81-6, 13, 16 u.17 des ©. 1837, 

”, &. 17. Mai 53 (8S. 293), die | $ 7—12 aufgehoben ©. 61 (GS. 445) 
88, 4 6 u. 8 find wengefallen, vor. | Art. III. — Berbot der f. g. indirelten 
un; 2 8. 53 (MB. 236 u. 1854 — gegen mittelbare Schäden (Geſchäfts⸗ 

©. 14); Strafe St®B. $ 3609 u. OB. | verlufte) gerichteten — Feuerverfiherung 
(XX 347). — Stempel $ 152 Anm. 28; | 3. 92 (MB. 348). Zulaſſung der Ber- 
Kranken⸗ u. Sterbelaffen unterliegen nur fiherung von Rohbauten nad fleigendem 
dem Ausfertigungsftempel Vf. 99 (MB. | Werthe 2 Bi. 98 (MB. 141). — Zu 
261). — Zuftländig ift der Regierungs- | lafjung der Berfiherung des vollen Werthes 
pröfident, bei Ausländern der Minifter ©.58 | in Hohenzollern &. 76 (85. 293). 
& 2 Geſ., bei gemeinſchaftlichen Wittwen», », &. 37 8 14, 15, 19. Die Polizei⸗ 
Sterbe- u. Ausfteuerlaffen der Oberpräfident | behörde des Wohnortes tft auch bezüglich 
2x. 1 11 8 661, 652 u. RO. 33 (8S. | der außerhalb ihres Bezirkes belegenen 
121). — Zurüdnahme Zuf®. 8 1202. — | Gegenftände zuftändig OB. (V 296). Der 
In den neuen Provinzen, wo eine Ge- | Bertrag wird erft mit Ertheilung der Un⸗ 
nehmigung theil® gar nicht, theile nur bei | bedenklichkeitsbefheinigung gültig; die ent⸗ 
Geuerverfiherungsunternehmungen erfordert | genenftehenden Beſtimmungen des ER. IT 8 
wurde, follen diefe Beftinmungen gleichfalls | $ 2004 u. 2068 find befeitigt OB. (XXVI 
anpenenbet werden; zuftändig ift hier der | 304). 

Minifter. ”, G. 37 8 18, 19. 
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Erſtere Beſtimmung des übrigens auf Mobiliarverſicherungen beſchränkten 
Geſetzes iſt auf Immobiliarverſicherungen außgedehnt?!). Uebertretungen find 
mit Strafe bedroht?2). 

Die für die einzelnen Landestheile beftehenden, auf Gegenfeitigfeit beruhen⸗ 
den Feuerſozietäten (Brandverfiherungsanftaften) entftammen dem 18. Jahr⸗ 
hundert. Ihre Berhältniffe beruhen auf befonderen, im Laufe dieſes Jahrhunderts 
mehrfach umgeftalteten Reglements. Sie find dabei den neu entftandenen Privat- 
geſellſchaften gegenüber großentheild ihrer früheren Vorrechte, insbefondere aller 
Zwangs⸗ und Ausſchließungsrechte entlleidet?®), andererfeitS aber durch An⸗ 
ſchluß der fleinen Verbände an die größeren, durch Vereinfachung der Berwal- 
tung, Erleichterung der Bedingungen und theilmeife Ausdehnung des Betriebes 
auf Mobilien mitbewerbungsfähiger gemadt. Ihre Thätigkeit ift verfchieden 
umgrenzt. Die Bezirke find theild die der Provinzen oder Regierungen, theils 
die der alten landfchaftlihen Verbände, und ihre Wirkfamfeit findet fi bald 
auf alle Grundftüde ausgedehnt, bald für ftädtifche und ländliche oder für 
Iandfchaftlihe und nit landfchaftlihe Grundftüde gefondert**). Diefelbe 
Bielgeftaltigkeit zeigt die Verwaltung, die in einigen Fällen von bejonderen 
Behörden, in anderen von denen der Provinzen und fonftiger Kommunalver⸗ 


bände wahrgenommen wird ?®). 


— — on mm nn 


2) KO. 41 (65. 122). — Die Geſetz⸗ 
gebung über die Immobiliarverfiherung tft 
übrigens nur dürftig. Soweit nit die 
Sozietätsreglements Platz greifen, muß auf 
das ER. (Anın. 14) zurückgegangen werden. 

” G. 37 8 20-28, 80-33. Be 
trügerifche Brandfiftung StGB. 8 265. 

*2) AE. 59 (GS. 394) u. 61 (GE. 
790). — Aufhebung der Beitragopflicht für 
die nit bei den Sozietäten verficherten 
Perſonen &. 77 (GS. 121). 

*) Zur Zeit beftehen 25 Keuerfozietäten 
n. zwar in Öftpreußen: die landſchaft⸗ 
lie, die Land» und die Städte⸗FS.; 
Weftpreußen: die Tandfchaftliche, den 
weſtpr. LandihBez. (5 328 Anm. 53) um- 
faffende in Marienwerder und die weitpr. 
FS. für alle nicht zu erflerer beitrags- 
pflihtigen Grundftüde in Danzig; Bran- 
denburg: die StädteS., die Provinzial» 
feuerfozietät; Bommern: die ProoFS.; 
Bofen: die ProvStädteFS. (f. auch Wefl- 
preußen); Schlefien: die PropLandFS. 
und die PBrovStädbtefS; Sachſen: 
LandFS. f. d. Herzogth. Sachſen und die 
ProvStädteg®. in Merfeburg, die Magdeb. 
Land ©. in Altenhauſen u. die ritterſchaft⸗ 
liche FS. des Füurſtenth. Halberſtadt in 
Schauen; Schl.⸗Holſtein: die Prob» 


Die örtliche Verwaltung wird in der Regel 


BrandVerſAnſtalt G.72 (GS. 286); Han⸗ 
nover: die Oſtfrieſiſchen FeuerſchadenVerſ.⸗ 
Geſellſchaften für Städte u. für das Land in 
Aurid, die Bremen- und Verdenſche Brand⸗ 
kaſſe in Stade und die vereinigte landſch. 
Brandkaſſe für die übrige Prov. in Han⸗ 
nover; Weftfalen: dieProvS.; Heſſen⸗ 
Naſſau: die heſſ. BraudBerf.Anftalt ©. 
79 (GS. 186) u. die naffauifhe ©. 71 
(85. 610); Rheinprov.: die ProvS.; 
Hohenzollern: die ImmobiliarFVA. 
G. 55 (68. 301). — Belondere Stäbdte- 
fenerfozietäten beftehen für Königsberg, 
Eibing, Thorn, Berlin, Stettin, Stralfund, 
Breslau und Lüneburg. — Domänen- 
feuerfozietät $ 124 Anm. 28 d. W. 
— Brandverfiherungsverein für Forft- 
beamte $ 125 Anm. 86. 

=) Kür die Fenerſozietüten (Anm. 24) 
in Oftpreußen, Sadjen u. Hannover, f. d. 
weſtpr. landſchaftliche LES. beftehen General. 
bireftionen oder Direltionen; alle übrigen 
Sozietäten werden von den Provinzial» u 
Rommunalverbandsorganen verwaltet (die 
hohenzollernſche vom Reg.Präſ. unter Mit⸗ 

wirkung des Kommunallandtages U. u. 
00 GS. 324 8 618). — Aenderung 
ver gelemenis Provd. 81 (GS. 234) 
8 120. 
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von den Landräthen geführt. — Die öffentlichen Gaben vor den privaten Ber- 
fiherungsanftalten den Borzug, daß fie nur dem Verſicherungszwecke und nicht 
zugleich dem eigenen Gewinne dienen. Sie können infolge defien billigere Be- 
dingungen ftellen und für deren Erfüllung größere Sicherheit gewähren. 
Sie wenden fih aud den meniger gewinnbringenden Gegenfländen zu unb 
nehmen allgemein das Öffentliche Intereſſe bei der Verſicherung erfolgreicher 
wahr. Cie haben ſich deshalb, auch nachdem ihre mit dem Bedürfnifſe des 
freien Verklehres nicht mehr zu vereinbarenden Vorrechte. gefallen find, nicht 
nur den Privatanftalten gegenüber behauptet, fondern im Mitbewerbungs- 
fanıpfe mit legteren fogar vielfach zu vermehrter und lebendigerer Thätigfeit 
emporgerafit. 


3. Areditweſen. 
8 305. 

a) Kredit ift die Fähigkeit einer Perſon, das Kapital einer anderen zur 
Benugung heranzuziehen. Er beruht auf dem Bertrauen in die Möglichkeit 
und den Willen des Schuldners, feinen Berpflihtungen nachzukommen; feine 
Borausfegungen bilden im Allgemeinen eine vorgefährittene Kapitalbildınng umb 
eine entwidelte Rechtseinrichtung, in der Einzelperfon eine ausreichende Leiftungs- 
fähigkeit und ein ausgebildetes Rechtsgefühl. Der Kredit vermittelt den Ueber⸗ 
gang des Kapital aus der Hand derjenigen Befiter, die dieſes nicht aus- 
veihend zu verwerthen vermögen, auf foldhe, die feiner zu weiterem Erwerbe 
bedürfen, und fördert dadurch gleichzeitig die Kapitalbildung und die Erzeugumg 
neuer Güter. Dabei vermehrt er die Zahlmittel und erleichtert die Zahlungen 
(G 308 Abf. 3? u. Abf. A). Andererſeits birgt er die Gefahr der Unwirth⸗ 
ſchaftlichkeit, der Spekulation und der Uebererzeugung in ſich. 

Der dur Grundftüde geficderte Kredit heißt Grund-(Real-)Kredit, der 
fonftige Perſonenkredit. Diefer bietet geringere Sicherheit, ift Dagegen billiger 
und einfacher, daher für kürzere Friften und befannte Verhältniffe geeigneter. 
Weiter wird der Erzeugungd- und der Verzehrungsfredit unterſchieden; erfterer 
wirft meift nüglich, letzterer verderblich (Borgiyften). 

An fi ift der Kredit Sache des einzelnen und der Darlehensvertrag, der 
ihn zur Erfheinung bringt, Gegenftand des Privatredits?‘). Durch feine wirtb- 
haftlihe Bedeutung tritt er indeß in das Gebiet des öffentlichen Rechts und 
wird Gegenftand ftantliher Yürforge, die ihn durch die Gefegebung zu 
fihern (b) und durch Sreditanftalten zu fördern hat (c und d). 


$ 306. 
b) Die Ktreditgeſetzgebung hat eine Doppelte Aufgabe: Die Nüglich- 
feit des Kredits fordert feine Förderung und Pflege, die damit verbundenen 





*) BB. 8 607-610. 
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Gefahren aber feine Ueberwachung und Einſchränkung. Seine Förderung er- 
fährt der Grundfredit in der Grundbudeinrihtung ($ 208) und in der 
Ordnung der Zwangsvoliftredung ($ 193 Abf. 3), und der Perfonenfredit??) 
in der Wechſelordnung. 

Das Wechſel recht?) war ſchon vor Entftehung des Reiches für Deutſch⸗ 
land geordnet und nad) Maßgabe befonderer Einführungsgefege in faft alle 
Bundesitaaten - eingeführt). Demnächſt ift die Wechfelordnung Reichsrecht 
geworden?) und damit jeder Aenderung durch die Landesgefeggebung ent- 
zogen. — Mit dem Wechfel wird in beftimmt vorgefähriebener Form?!) die 
Berpfliätung zu unbedingter und ımmittelbarer Zahlung einer beftimmten 
Summe übernommen. Die Wechſelfähigkeit fällt mit der Geſchäftsfähigkeit 
zufammen??). Wegen des möglichen Mißbrauches und der Gefahr, die in der 
Strenge des Wechſelrechts für den Unkundigen Tiegt, hat man fie zu be- 
ſchränken geſucht, jedoch bei der Schwierigkeit, die hierbei die Beitimmung 
der wechfelfähigen Perfonen bietet, ohne Erfolg, Der Anfprud, für den der 
Schuldner feit Aufhebung der Schuldhaft??) nicht mehr perfänlich, fondern nur 
mit dem Vermögen haftet®4), unterliegt einem abgekürzten Prozeßverfahren, in 
dem nur aus dem Wechſelrechte felbft hervorgehende, oder unmittelbar gegen 
den Kläger zuläffige Einreden vorgebradht werden dürfen?d). Die Verpflichtung 
zur Zahlung der Schuld fann von dem Ausfteller übernommen werden (eigener 
oder trodener Wechfel)?®), oder auf einen dritten (Bezogenen) lauten (gezogener 
Wechſel oder Tratte)?). Der Empfangsberetigte (Remittent) kann fein Recht 
durch Indoffament (Giro) meiter begeben’). Der Wedel wird dadımd zu 


— — — — — 


”) Sicherungsmittel find perſönlich die kaufmänniſche Anweiſungen durch das neue 
Burgſchaft BGB. 8 765—78, ſachlich das HGB. nicht berührt EG. z. HB. 97 
Pfand an beweglichen Sachen $ 1204 - 72 | (RXGB 437) Art. 21. — Auf Wechſel 
oder an Rechten $ 1272—96. finden die Belt. m Abſchn. II, IV u. V 

”, Der Wechſel entſtand fon im | des Börfen®. 96 (SS. 157) Anwendung 
13. Jahrhundert in den italienifhen Han» | daf. $ 80. — Bearb. v. Rehbein (6. Aufl. 
deisftädten, indem zur Erleidhterung von | Berl. 00), Staub (3. auf Berl. 99) u. 
Zahlungen an entfernten Orten mit anderen | Gareis (2. Aufl. Münd. 99). 
Münzfoftemen Zahlungsanfträge au dort ”, G. 69 (BGEBl. 379), Einf. in Süp- 
wohnende Gefchäftsfreunde ertheilt wurden. | deutihl. $ 6 Anm. 12 d. W. 

Diefe Aufträge erlangten zur Förderung MMO, Ar. 4—7, Nov. Nr. 3 u. 4; 
des Verkehres gewiſſe Vorredhte, insbefondere | Dupfilate u. Kopien WO. Art. 66—72; 
ein befchleunigtes und verjchärftes Bei» | Amortifation verlorener Wechſel Art. 73, 
treibungsverfahren u. im vorigen Jahr⸗ 74; Wechſelſtempel $ 154 Abf. 1 d. ®. 
hundert die Webertragbarfeit (Giro). — WO. Art. 1, 8, 84; falſche Wechſel 
Scheckverkehr S 308 Abf. 33 d. W. A 75, 76; Verjährung Art. 77—79 

2) Wechſel O. 5. Juni 69 BGBL. 382 | (Art. 80 ift "aufgehoben EG. 3. HGB. 

u. ſog. Nürnberger Novelle daſ. 8.402. | Art. 82). 
— Einf®. für Altpreußen 50 (GS. 53) 2) 8 193 Anm. 58 d. W. 
und 63 (GS. 357), für Hannover 49 u. RD. Ar. 2 u 3. 
64, für Naſſau 48 u. 67 (GS. 1108), =, 8 1921 d. W.; WO. Art. 81—83. 
für Schl.Holſtein und Kurheſſen Geſetze 67 *, Daf. Art. 96—100 u. Nov. Wr. 8. 
(®S. 669 u. 737). Dieſe Einführungs- "MD. Abſchn. II (Art. 4—94). 
gefetse werden bis auf die Vorſchriften über, *) Daf. Art. 9-17 

Hue de Grais, Handbuch. 13. Aufl. 29 
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einem umlaufsfähigen Kreditpapier und Zahlungsmittel. Der Inhaber kann 
dem Bezogenen den Wechſel vorlegen (präfentiven)??) und, wenn Ddiefer bie 
Annahme (den Accept)*) verweigert, oder wenn die Wechfelverbindlichkeit nicht 
erfüllt wird“!) und nicht dritte für den Verpflichteten eintreten (Interbention)*?), 
den Wechfelproteft erheben‘?) und auf Grund deſſen Rüdgriff (Regrek) gegen 
Ausfteller und Indoffanten nehmen**). 

Weitere Förderung erfährt der Kredit dur die bei Aufnahme von An- 
leihen zugelaffene Ausgabe von Schuldverfhreibungen auf den Inhaber 
(Inhaberpapieren), die, wenn fie auf eine beflimmte Geldfumme lauten, nur 
unter Genehmigung der Zentralbehörde des Bundesftaates in den Verkehr ge- 
bracht werden dürfen®d). Die Aufßerkursfegung, die gegen Berluft und Dieb- 
ſtahl fichern follte, ift im Intereſſe der Verkehrsfreiheit befeitigt?%). Die 


Frafttoderflärung erfolgt auf Grund eines Aufgebots ??). 





— 


ga) Bad Art. 18-20, 91 - 93 u. Nov 


ee "no. Art. 21-24. 

“), Daf. Art. 30-40 u. Nov. Nr. 7. 

MD. Art. 56-65. 

“) Daf. Art. 18, 41, 87—90. — Zu⸗ 
fländig find außer Notaren (5 203 Anm. 9 
d. W.) auch Gerichtsfchreiber u. Gerichts⸗ 
vollzieher 8 184 d. W. Gebühr ©. 95 
(SS. 203) $ 50 und 130. 

WO. Art. 25—29, 41—55 u. Nov. 

6 


“ Das BGB. befiimmt über Juhaber- 
papiere & 793 — 806, über Karten auf den 
Inhaber (Fahr⸗ u. Theaterkarten, Speife- 
marken) BGB. 8 807 u. Über Legitima⸗ 
ttonspapiere, auf die ungeachtet der Be⸗ 
nennung eines beftimmten Gläubigers an 
den Inhaber geleiftet, diefer aber die Zah⸗ 
fung nit verlangen kann (Sparkaſſenbücher, 
Pfandſcheine) $ 808. — Aktien (8 309 
d. W.) fallen nit darunter. — Zufländig 
find in Preußen die Minifter auf Grund 
Königliher Ermächtigung, deren es jedoch 
bei Aenderung det Zinsſatzes oder der 
fonftigen Ausgabebedingungen nicht bedarf 
3. 99 (85. 562) Art. 8. — Mufter 
Di. 00 (MB. 81). — Strafe StGB. 
(EG. 3. BGB. Art. 341V) 8 1450. — 
Ausftelung durch den Staat, die Kom⸗ 
munalverbände, Rentenbanten nu. land⸗ 
fHaftlihen Kreditanftalten BGB. 8 793 
Abi. 2, ES. Art. 1001 u. AG. 99 (SS. 
177) At. 17 81. 

“, EG. Art. 176. Dem gleichen Zwecke 
dienen bei Staatsfchuldverfchreibungen das 
Staats⸗ u. das Reichsſchuldbuch (5 1284 
u. 166 Abſ. 5 d. W.). Außerdem iſt 


die Umſchreibung auf Namen zugelaffen 
BOB. 8 806. DOeffentlihe Körperfchaften, 
Stiftungen u. Anftalten find auf Berlangen 
des Inhabers zur Umſchreibung verpflichtet 
EG. Art. 101, AB. Art. 18, AusfBel. 
99 (JMB. 00 ©. 4). Im Falle des 
Nießbrauches, bei dem der Beſitz der Zins⸗ 
icheine dem Nießbraucher, der des Papieres 
u. Erneuerungeſcheines diefem und dem 
Eigenthümer gemeinſchaftlich zufteht, find 
Papier u. Erneuerungsiden auf Ber- 
fangen zu hinterlegen BGB. S 1081, 
1082, (eingebracdtes Gut der Chefran) 
1392, 1393, (zu gunften des Nacherben\ 
2116. Der Bormund ınuß Inhaberpapiere 
hinterlegen $ 1814, 1815. Berwahrungs- 
ftellen AG. Urt. 85 nebſt zwei Erl. 9 
(IMDB. 805). 

BB. 8 799, Berfahren 8 1926, 
insbe. Ann. 48 d. W. Inhaberkarten 
(Anm. 45) EG. 3. BGB. Art. 100 
Abſ. 1, Legitimationspapiere (Anm. 45) 
daf. Abi. 2, 3PO. 8 103 u. AS. #9 
(85. 388) Art. 7. — Abhanden ge 
fommene nhäberpapiere find auf Antrag 
u. Koften des Eigenthümers von der Polizei⸗ 
behörde im Reichsanzeiger befannt zu 
maden, worauf fie binnen Jahresfrift von 
Bankiers nit angenommen werben ditrfen. 
HGB. 97 (RGOB. 219) 8 367 u. AS. 
99 (85. 303) Art. 6. — Berlorene 
Bing u. Rentenſcheine unterliegen der 
Kraftloserflärung nicht BGB. 8 799, der 
Eıfatz bei Berluft kann aber durch Anzeige 
vor Ablauf der VBorlegungefrift geſichert 
werden, foweit biefer Anſpruch nicht im 
Scheine ausgeihloffen it 5 804; bei 
Staats» u. Kommunalfculdverfhreibungen, 
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Den Beſitzern von Schuldverſchreibungen inländiſcher Unter⸗ 
nehmungen (Hypothekenbanken, Eiſenbahnen, Bergwerke, gewerblicher Anlagen), 
deren feſtbeſtimmte Nennwerthe den Gläubigern nach Verhältniß gleiche Rechte 
geben und bei mindeſtens 300 Stücken mindeſtens 300000 M. betragen, 
ift in der Gläubigerverſammlung eine einheitliche Vertretung zur Wahrung 
ihrer Rechte gegeben, die Mehrheitsbefchlüffe mit verbindlicher Kraft für alle 
Gläubiger faffen, aud) einen gemeinfamen Vertreter beftellen fann. Zu Reiftungen 
tönnen die Gläubiger nicht verpflichtet werden, aud) fann die Aufgabe oder Be- 
ſchränkung von Rechten nur zur Abwendung einer Zahlungseinftellung oder des 
Konkurſes und nur mit Dreiviertelmehrheit befchloflen werden. Die Einrichtung 
bleibt au im Konkurſe des Schuldner beftehen. Auf Schuldverfchreibungen 
des Heiches, der Bundesftaaten und — foweit die Landesgeſetze nicht anders 
beftimmen — aud der öffentlichen Körperfchaften finden die Borfchriften keine 
Anwendung *®). 

Einſchränkungen der Kreditgewährung fchließen andererſeits die gegen 
den Wucher gerichteten Beftimmungen in fi. Die frühere geſetzliche Feſt⸗ 
ftellung eines höchſten Zinsfußes iſt wegen der Mannigfaltigfeit der möglichen 
Fälle aufgegeben. Dagegen ift im Anſchluß an die für mißbräudlidhes 
Kreditgeben an Mlinderjährige ergangenen Strafporfähriften*?) jede unter 
Ausbeutung der Noth, der Unerfahrenheit und des Leichtfinnes erfolgende 
unverhältnißmäßige Ueberfchreitung des gewöhnlichen Zinsſatzes als Wucher 
für ſtrafbar erflärt®)). Die Frage, ob Wucher vorliege, iſt ſomit im Einzel⸗ 
falle vom Richter zu entfheiden. Das bürgerliche Recht erflärt Rechts⸗ 
geihäfte, Dur die Jemand unter Ausbentung der Nothlage, des Leichtfinns 
oder der Unerfahrenheit fi unverhältnißmäßige Vortheile ausbedingt, als 
gegen die guten Sitten verftoßend für nichtig°!) und enthält einige weitere 
gegen zu hohe Zinsſätze gerichtete Beitimmungen?®), — Abzahlungs- 
gefhäfte find an fi zuläffig; der Käufer — ſoweit er nit Kaufmann 
($ 353 Abf. 2) ift — wird jedod vor der mißbräuchlichen Ausbeutung bei 
Nichterfüllung feiner Verpflichtung durd) einige bürgerlich-rechtliche Beftimmungen 


Rentenbriefen u. Pfandbriefen öffentlicher 
Kreditanftalten bedarf es des Ausfchluffes 
nit ES. $ 1002, AS. At 178 2. 

“, G. 4. De. 99 R9B. 691). 

) StB. $ 301, 

w Daf. 8 Se, oe u 86716, 
in der Faſſung des ©. 80 (RGB. 109) 
Art. 1 und ©. 93 (RSB. 197) Art. I 
letzterer hat neben gewerbepolizeilihen Ein» 
ihräntungen ($ 341 Abf. 2 II 3) die 
Strafbarkeit auf den gewerbs- oder ge⸗ 
wohnheitsmäßigen Wucher bei anderen 
Rechtsgeſchäüften als dem Darlehnsgeſchäft 
(Bieh⸗ und Grundſtückshandel, Geſchäfts⸗ 


vermittelung) ausgedehnt. Bearb. v. Koffka 
(Berl. 94). 

2, BGB. 8 138, 817 —20 u. (Schadens 
erfatpfliht) 823 Abſ. 2, ES. Art. 47. 
Sleihem Zwede dienen die Verbote des 
BEB. $ 1149 u. 1229. 

Der geſetzliche Zinsiuß, ar Ku Fi 

v. 9. feſtgeſetzt BGB. 8 
Art. 10; — einbaranren Aber mebt * 
6». 8. find binnen 6 Monaten kündbar 
8 247; Zinſeszinſen find ausgeſchloſſen 
5 248. Ebendahin gehört die richterliche 
Serabfetung zu hoher Bertragöftrafen 
5 348. j 


29° 


452 Wirthſchaftopflege; Krebitweien. $ 307. 

geſchützt. Im Falle des Rücktrittes hat jeder Theil dem anderen die empfangenen 
Leiſtungen zurüdzugewähren; eine entgegenftehende Vereinbarung (Berwirlungs⸗ 
klauſel) ift nichtig. Die Abrede der Fälligkeit der Reſtſchuld im Falle des 
Berzuges ift nur zugelaflen, wenn mindeftend zwei Theilgahlungen ausgeblieben 
find und der Rüdftand !,, des Raufpreifes erreicht, auch können unverhältnig- 
mäßig hohe Bertragsftrafen Herabgefegt werden. Für Lotterieloofe und In⸗ 
baberpapiere auf Prämien ift der Berlauf gegen Theilzahlungen überhaupt 
verbotend®). — Darlehne-, Rüdkaufd- und Abzahlungsgeihäfte dürfen nicht 
im Umherziehen aufgefucht oder vermittelt werben dt). 

Zu weiteren Einſchränkungen hat die foziale Rüdfiht auf die befitsfofen 
Klaſſen geführt. Die Schuldhaft ift aufgehoben?) und alle zum Lebensunter⸗ 
halte nothwendigen Gegenftände find von der Zwangsvollſtreckung ausgeſchlofſen; 
der noch nicht fällige Arbeits- und Dienftlohn unterliegt regelmäßig keiner 
Beſchlagnahme und Aufrehnung ($ 193 Ab. 2). 


8 307. 

c) Kreditanftalten find von Vereinen und Selbftverwaltungsförpern 8) 
oder vom Staate gegründet und dienen entweder einem beftimmten Erwerbs⸗ 
zweige°®) oder dem Kredit überhaupt. Letztere befafien fidh vorwiegend mit 
dem für vorübergehende Gelbbedürfnifie benutzten Perſonenkredit. Zu ihnen 
gehören die preußifche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und die Pfandleihanftalten. — 
Die Zentralgenoffenfhaftstaffe bildet eine unter Aufficht und Leitung 
des Staates ftehende jelbftftändige Anftalt mit juriftiiher Perſönlichkeit. Sie 
fteht fomit in der Mitte zwiſchen Staatd- und Privatanftalt. Die Kaffe ift 
mit einem Betrieböfapitale von 50 Mil. M. ausgeftattet und fol in&befondere 
den Perfonenfredit der Mleineren Landwirthe und Handwerker fördern, indem 
fie den Verbänden der Genoſſenſchaften, fowie den zur Förderung des Perfonen- 
kredits beftimmten Sparkaſſen, landſchaftlichen (ritterfchaftlihen) Darlehnskafſen 
und Provinzialanſtalten zu billigen Bedingungen Betriebsmittel überweiſt, auch 
von den Verbänden überſchüſſige Beträge einnimmt und anlegt?”). — Die 
Pfandleihanftalten find wegen der damit verbundenen Gefahren einer be= 
fonderen polizeilichen Ueberwachung ıumterworfen®t). Diefe bezieht fih auf 


— — — — — 


*2) G. 16. Mai 94 (RGB. 450). BGB. 8 248. — Benutzung ber Spar⸗ 











Bearb. v. Hausmann (Berl. 94). 

) Gewnd.856a?u-4, — Gewerbebetrieb 
der Pfandleiher u. Darlehnsvermittler $ 341 
II 2 Abf. 3 u. II 3 Abi. 2 u. 2. 

%) Gewerbeſteuerfreiheit 8 143 Abf. 34 
d W. Krebitanftalten können — troß des 
Zinfeszinsverbotes — unerhobene Zinfen 
als verzinslihe Einlagen behandeln, u., 
wenn fie für begebene Darlehen Inhaber» 
papiere ausgeben, die Verzinſung rüd- 
fHändiger Zinfen im Voraus ausbedingen 


kaſſen als Leihkaſſen 8 302 Abf. 3; Krebit- 
genoffenfchaften $ 310 d. W. 

”, Rentenbanken 8 320 Abſ. 2 d. ®.; 
Meliorationsfonde 8 323 Abſ. 2; land⸗ 
ſchaftliche Kreditanſtalten und Zandestultur- 
rentenbanfen $ 328 Abſ. 5; Bergbau- 
hülfsfaffen 8 313 Anm. 33. 

”, 9. 31. Juli 95 (GS. 310), erg. 
96 (SS. 123) n. 98 (SS. 67). Aus⸗ 
ſchuß 8. 95 (GS. 533). Redhtsverhältnifie 
der Beamten G. 99 (GS. 897). 
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Privat: wie auf öffentlihe Anftalten; nur die vom Staate errichteten find aus⸗ 
genommen ®), 

Der Staat hat ferner außer den nur vorübergehend für den Fall der 
Noth begründeten Darlehnskaſſen die Provinzialhäülfsfaffen eingerichtet, 
aus denen zu gemeinnägigen Anlagen und Anftalten, zu Gemeindebauten, zur 
Tilgung von Gemeindefhulden, zu Orundverbeflerungen und gewerblichen 
Unternehmungen Darlehen unter günftigen Bedingungen und gegen allmähliche 
Abtragung gewährt werden. Diefe Kaflen find auf die Provinzen über- 
gegangen 59). 


8 308. 

d) Banken. Neben den Anftalten, die dem Kredit im einzelnen 
Bedarfsfalle entgegentommen, bedarf dieſer gewifjer Mittelpunfte, in denen alle 
feine Fäden zufammenlaufen und der gefammte Geld- und Kreditverkehr die 
erforderliche Bermittelung finde. Diefer Aufgabe dienen die Banken, die 
damit an die Spite des gefammten Kreditweſens treten. 

In der Geſchichte erſcheinen die Banken zuerft als Anftalten zum 
Münzenwechfel und zur Bermittelung ausmärtiger Zahlungen. Dit der Ueber- 
nahme fremder Gelder zu ficherer Aufbewahrung entftanden die Depofitenbanlen. 
Indem diefe dann die eingelegten Gelder mittelft Umfchreibung zur Zahlungs- 
vermittelung unter ihren Kunden benugten, entitanden die Girobanfen und? — 
als diefe Zahlung durch Uebertragung umlaufender Depofitenicheine (Girozettel) 
erfolgte — die Notenbanken 60). Mit der Nutzbarmachung der Einlagen durch 
Ausleihung traten ſchließlich die Kreditbanken hinzu. 

Die Gefhäfte der Banken unterliegen — abgejehen von den wegen 
ihrer Öffentlich rechtlichen Bedeutung beſonders geregelten Sotenbanlen — 
feiner ftaatlihen Genehmigung oder Beauffitigung®)), Sie Üben nur die 
Geſchäftsthätigkeit des Bankiers im Großen aus, in der Regel mittelft eines 
dur Aktien zufammengebradten Kapitals. Im Einzelnen kommen folgende 
Geiääfte”) in Betradit: 


” & 81 (GS. 265) 8 19-22. — 
Kön. Leihamt f. Berlin, wo die Erridtung 
einer ſtüdt. seibanftalt abgefehnt war KO. 

34 (6. 23) u. 50 (85. 370). — | märtifden Städtennterffügungsfonds unter 
Für Heffen beftehen ale kommunalſtäündiſche Verwaltung der Provinz. 
Anftalten das Leihhaus in Kaffel, das : Die erfle Oirobank enftand 1156 in 
Leih⸗ und Pfandhaus in Fulda und die Venedig; zu Anfang des 17. Jahrhunderts 
Leihbank in  sonan G. 72 (86. 373), | fanden fi Girobanfen in Amfterbam, 
erg (8 NR . 96 (GS. 169). ı Nürnberg u. Hamburg. Die ältefte Noten- 
”,&. 75 (®6. 497) 8 8 u. 9. — | bank ift die von Genua 1407. 
Prov.⸗ „Sülfetaffen beſtehen für Oſtpreußen. Dieſe Geſchäfte gelten ale Hanbele- 


kaſſen befigen die Oberlaufitz, die Nieder⸗ 
faufiß, die Altmark, die Kurmark u. die 
| Neumarf; die tetstere flieht gleich dem neu⸗ 





Weftpreußen, Bommern, Bofen, Schiefien , gewerbe HGB. 97 (RB. 219) Art. 1*. 
(neben der Brov.-Darlehnstafie), Sachſen, “) In den heutigen Banken find regel⸗ 
Weſtfalen und die Rheinprovinz (Landes- | mäßig mehrere dieſer Geſchäfte vereinigt. 
bant, 8 328 Anm. 58). Beſondere Hülfe- | Dabei überwiegt jet das Krebitgefchäft 
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1. Der Handel mit Münzen, Wechſeln und Wertbpapieren (Effelten, bei 
Staatöpapieren Fonds). Diefer Handel Heißt, wenn er fpefulativ unter Aus- 
nugung der an verſchiedenen Handelsplätzen vermerkten Kurfe erfolgt, Arbitrage. 

2. Die Einziehung und Auszahlung von Geldern (Infaffo-, bei fortlaufender 
Abrechnung Kontolorrentgefihäft), der An- und Verlauf von Wechſeln und 
Werthpapieren. 

3. Die Annahme Binterlegter Gelder (Depofitenbanten). Diefe erfolgt 
zur Aufbewahrung und Bermaltung oder zur Benugung durch Die Banf gegen 
Bergütung oder zur Dedung für Zablungsvermittelung unter verjchiedene 
Betheiligten (Girobanfen). Noch einfacher als der Giro- ift der Sched- 
verfehr, bei dem nicht beide Betheiligte mit derfelben Bank in laufender 
Rechnung zu ftehen brauden. Im Sched leiftet der Ausfteller die Zahlung 
durd die Anweifung auf fein Guthaben bei einer Bank, die den Betrag dem 
Empfangsbereätigten entweder baar auszahlt oder an eime andere Bank über- 
weift, mit der diefer in Rechnung ſteht 8)). Die einzelnen Banken treten 
dann zu gegenfeitiger Aufrehnung durch Abrechnungsſtellen (clearing houses) 
mit einander in ftändige Verbindung. — Diefe Zahlungsvermittelung bewahrt 
vor den Berluften und Roften, die mit der Aufbewahrung, Auszahlung und 
Berfendung der Gelder verbunden find, ermöglicht deren ftetige Verzinſung 
und ſchafft im zwiſchenſtaatlichen Verfehre eine von den Münzſchwankungen 
(G 356) unabhängige Rechnungseinheit. Die hinterlegten Beträge dienen 
gleichzeitig dem Hinterleger ald Kaffe und der Bank als Betriebskapital. 

4. Die Kreditgewährung gegen Fauftpfand, Wechſel oder Grundficherbeit 
(Kreditbanten). Das Fauftpfand befteht in Waaren oder in Lagerfcheinen 
über Waaren (warrants) oder in Wertbpapieren (Tombardbanten) Die 
Wechſel find Plag-, Rimeſſen⸗ oder Deviſenwechſel, je nachdem fie im Gebiete 
der Bank, an einem andern deutfhen Bantplage oder im Auslande zahlbar 
find. Bei dem Wechſeldarlehen kommt der bis zur Berfallgeit auflaufende 
Zins (Disfonto) in Abzug (Wedhfel- oder Diskontobanken). Die Grund— 
freditbanfen fallen hauptfächlih in das Gebiet der Landwirthſchaft ($ 328 
Abf. 2 d. W.). 

Die Noten« oder Zettelbanten geben in den Noten unverzinsliche 
Anweifungen aus, melde jedem Inhaber das Recht auf Rüdzahlung gewähren, 
als Werthumlaufsmittel aber die Bedeutung des Papiergeldes ($ 126 Abf. 4) 
haben. Die Sicherheit beruht in den bei der Banf Hinterlegten Werthen, 
fowie in der gegenfeitigen Zahlungsfähigfeit der bei der Bank beteiligten 


gegen das urſprüngliche Zahlungs-(Kaffa-) 3 Stempelfreiheit G. 69 (XGB. 193) 
geſchüft. Ausleihungen u. Einlagen (Aktiv- 824 Abſ. 2 Nr. 1. — Die landesgeſet⸗ 
u. Baffingefhäft) müfjen dabei in richtigem | lichen Vorfchriften werden durch das neue 
Berhältniffe fleyen. — Bei der Reichsbank HGB. nicht berührt ES. 97 (RSB. 437) 
ift neuerdings das Girogefhäft mehr in den | Art. 17. — Poftfchediverfehr 8 371 Abſ. 4 
Vordergrund getreten db. W. 
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Unternehmungen. Mit der Ausgabe von Banknoten vergrößert die Bank ihren 
Betriebsfonds und erzielt wegen der Unverzindlichkeit der Noten einen finan- 
zielen Gewinn. Zugleich ſchafft fie dem öffentlichen Verkehre bequeme Umlaufs- 
mittel. Wenn bei gefteigertem Verkehre der Geldbedarf zeitweilig nicht aus- 
reiht, tritt der Bankkredit mittelft der Banknoten ergänzend ein, die bei nad)» 
laſſendem Verkehre von felbft wieder zur Bank zurüdfliegen. Die Notenbant 
wird damit zum Regler des gefammten Geldumlaufes. Diefe umfafjende 
Bedeutung hat vielfach zur PVereinheitlihung der Notenausgabe*) und zu 
befonderen Einſchränkungen geführt. Zum Theil ift die Notenausgabe ganz 
den ftaatlihen Anftalten vorbehalten worden. 

In Preußen hatte noch ein anderer Umftand die engere Verbindung des 
Bankweſens mit den Staate herbeigeführt. Als das Bedürfniß nad) Banf- 
anftalten um die Mitte des vorigen Jahrhunderts fid) geltend machte, waren 
weder Privatfapital noch Privatinduftrie genügend entwidelt, un die Aufgabe 
erfüllen zu können. Zudem würde ihre Löſung durch Privatunternehmungen 
dem Geiſte jener Zeit wenig entiprodden haben. So entftand die preußifche 
Bank als Stuatsanftalt (1765). Erft in fpäterer Zeit wurde die Betheiligung 
der Privaten geftattet (1846) und demnächſt aud anderen Privatbanken die 
bi8 dahin wefentlich der preußifchen Bank vorbehaltene Befugniß zur Noten- 
ausgabe verliehen. Auf ähnliche Weile waren in den neuen Provinzen und 
im übrigen Deutfhland Notenbanken gegründet und diefe bildeten bei dem 
Mangel einheitlicher Grundfäge ein ziemlich buntes Durdeinander. 

Demgegenüber hat die Reichsgeſetzgebung, der das Bankwefen über- 
wiefen wurde ®5), einheitliche Borfchriften für das Bankweſen geihaffen und 
zugleich die Verhältniſſe der Reichsbank geordnet‘), indem die preußifche 
Bank auf das Reich Übertragen wurde”). Privatnotenbanfen können 
nunmehr Noten nur auf Grund eines Reichögefeßes und nur in Stüden von 
100, 200, 500, 1000 oder mehreren 1000 M. ausgeben; fie müfjen diefe auf 
Borzeigung jederzeit voll einlöfen und find in ihrer Verwaltung gewiflen Ein- 
ſchränkungen und Auffihtsmaßregeln ımterworfen. Kine Berpflihtung zur 
Annahme der Noten in Zahlung findet nicht ftatt®); ausländiſche auf Reichs⸗ 
oder deutſche Tandeswährung lautende Noten find von Reichsgebiete aus⸗ 
gefähloffen?)., Bon dem Ueberfchufie, um den der Notenumlauf einer Bank 
ihren Baarvorrath und den bejonderd für fie feftgeftellten (fontingentirten) 


“, Die Bank von England iſt hiermit | , Daſ. 8 61-65. u. Bertr. v. 75 

allmählich, insbefondere infolge der Alte 

Peels (1844) durdgedrungen. Sn ähn- =) NG. $ 1—8; Strafe $ 55, 58 

licher Weiſe bat die frangöfifhe Bank die m 59. — De Rrafrechtliche Schu der 

örtliden Banken aufgefogen (1848). ı Banknoten ift der des Metallgelnes 8 356 
e, RVerf. Art 44. Ä Anm. 78 u. 79 d. W. 

m RBankG. 14. März 75 (RGEB. “NDS. 8 12 u. 57. 
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Betrag überfteigt, Hat fie jährlih 5 v. H. an die Reichskafſe zu entrichten). 
Die Bankpolitif des Reiches ift auf Verminderung der Notenprivilegien 
gerichtet. Sie hat deßhalb neue Notenbanfen nicht zugelaffen und die 
beftehenden neben den allgemeinen noch bejonderen Einſchränkungen unter= 
worfen. Insbeſondere kann die Befugniß zur Notenausgabe vom 1. Januur 
1891 ab von 10 zu 10 Jahren gekündigt werden?). Soweit die Banken 
fih diefen Feſtſetzungen nicht unterworfen haben, bleiben fie mit Betrieb umd 
Notenverkehr auf das Gebiet ded Staates beſchränkt, für den fie zugelaffen 
find ?®), 

Die Reichsbank in Berlin fol den Geldumlauf im Reiche regelu, die 
Zahlungsausgleihjungen erleichtern und für die Nusbarmadung verfügbaren 
Kapitals forgen?®). Sie bildet eine mit einem Orundlapitale von 180 MilL 
M. ausgeftattete Aktiengefellichaft?*), die jedod dur die Ordnung ihrer Ber- 
hältniſſe im öffentlichen Redte”5), durch die ihr gewährten Vorrechte und durch 
die Betheiligung des Reiches an ihrem Betriebe und ihrer Berwaltung eine 
Sonderftellung erhalten hat. Sie befittt juriftifhe Perfönlidleit und das 
Recht, nad) Bedarf Noten auszugeben, für die jedoch ſtets Dedung zu ?/s 
in Eursfähigem Gelde, NReichätafienfcheinen oder Golde in Barren oder Münzen 
und zu %, in diskontirten Wechſeln vorhanden fein muß’). Dem Rede iſt 
ein Antheil an den Meberfhüffen und das Recht zur Uebernahme der Bank 
nad vorausgegangener einjähriger Kündigung von 10 zu 10 Jahren vom 
1. Januar 1901 ab vorbehalten. Daneben fteht ihm die Auffiht und die 
Leitung zu”). Erftere wird duch das Bankkuratorium, leßtere unter dem 
Reichskanzler durch das Reichsbankdirektorium wahrgenommen ’®), während die 
Autheildeigner ihre Betheiligung durch die Generalvderfammlung, den Zentral- 
ausſchuß und die bei den Reihsbankhauptftelen beitehenden Bezirksausſchüſſe 


En —— — 


) RBG. 8 9, 10; Strafe 8 59. Reiche verpflichtet, in den Einzelſtaaten 
1) Daſ. 8 44—54, 8 44 erg. G. 99 bevehtigt RBG. 8 22 u. 8 165 Abſ. 1 
(RGEB. 311) Art. 7, wonach im Imtereffe | d. 
einer einheitlichen Diskontopolitif Die Privat» By 880. 8 23 (®. 99 RGB. 311 
notenbanfen nur, wenn der Dislontofag | Art. 
der Reichsbank unter 4 v. H. bleibt, um * Yes, 8 40 u. Statut 75 (RGB. 
’;, unter diefem dislontiren dürfen; Strafe | 203), geänd. V. 00 (XGB. 793). 
8 59. ” RB. 8 16-21 ($ 16 Abſ. 2 
=, RBO.$ 42 u. 43; Strafe $ 56, 58. | erg. 00 RGEB. 129 8 20 Abſ. 2). — 
— Für das ganze Reichögebiet find dem» | Steuerpflicht $ 143 Abf. 219. W. 
gemäß zur Zeit neben der Reichsbank noch D RBG. $ 24 (G. 99 Art. 3) u. 41. 
zugelafien die Frankfurter Bank, die ſächſiſche — Rechnungsprüfung duch den Redimunge- 
B. in Dresden, die B. f. Siödeutfhland | hof des Reiches S 165 Anm. 62.8. — 
(Darmitadt), die badifhe B., die bairiſhe Die Einnahme des Reiches beträgt (00) 
und die württembergifhe Noten-B. Die | 14,8 Mil. M. 
Notenausgabe der braunfchweigiihen B. ift *) RBG. 8 25—29, 38-39. — 
auf das Herzogthum befchrüntt. Reichsbankbeamte daf. $ 28; $ 21 Anm. 1, 
*) RBG. 5 12 —15. Die Reichsbank | 8 22 Anm. 15 u. $ 24 Anm. 442.8. 
ift zur Uebernahme der Kaſſengeſchäfte im 
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ausüben”). An größeren Plätzen find Reichsbankhauptſtellen, an anderen 
Reichsbanlſtellen erriätet; unter ihnen ſtehen Reichsbanknebenſtellen 9). 


A. Bas wirthſchaftliche Mereinsmefen. 

Die Bereinigung (Affogiation) ift mit zunehmender Bedeutung des Groß⸗ 
betriebes ein wichtiges Förderungsmittel der Exwerbözwede geworden. Dabei 
paßten die mannigfaltigen Gebilde der heutigen wirthſchaftlichen Entwidelung 
nicht mehr in den engen Rahmen, wie ihn das römifche Recht in dem firengen 
Gegenfate der nur die Mitglieder perſönlich bindenden Geſellſchaft (societas) 
und der mit juriſtiſcher Perfönlichleit ausgeflatteten, zu völliger Einheit ver- 
wachſenen Geſammtheit (universitas) geſchaffen hatte. Zwiſchen beide Be⸗ 
griffe haben ſich Mittelbildungen eingeſchoben, die Rechtsfähigkeit erlangen 
tönnen ($ 237 Abſ. 3) und in denen beide Elemente in verſchiedenem Um⸗ 
fange neben einander zur Geltung gelangen. Die widhtigften diefer Bildungen 
für allgemeine Zwede®!) find die Altiengefellfchaft und die Genoſſenſchaft. 


$ 309. 

a) Die Aktiengeſellſchaft erfuhr ihre Regelung in Preußen (1843) 
und dann im deutſchen Handelsgeſetzbuche (1861). Die dabei vorgejehene 
ftantlihe Genehmigung und genaue Beauflitigung ftellte fi fpäter als un⸗ 
durdführbar heraus und wurde befeitigt (1870). Der wirthichaftlihe Wuf- 
ſchwung der folgenden Jahre ließ zablreihe Aktienunternehmen emporſchießen, 
Die der gefunden Grundlage entbehrten, durch al&baldigen Zufammenbrud die 
Aktionäre erheblich fchädigten und dem allgemeinen Geſchäftsleben die empfind- 
lichſten Störungen bereiteten. Die folgende Geſetzgebung ſuchte deßhalb den 
bei der Gründung und Verwaltung der Aktiengefellfchaften und der Ktommandit- 
geſellſchaften auf Aktien bervorgetretenen Ausſchreitungen entgegen zu wirken, 
indem fie die Verantwortlichkeit der Gründer und Leiter verſchärfte und eine 
wirffamere Ueberwachung für eine gediegene Gefhäftsführung anbahnte (1884). 
Diefe Grundfäte find in das neue Handelögefegbudh übergegangen, das neben 
einigen Formerleihterungen den Schuß der Aktionäre und Gläubiger durch 
Erweiterung ihrer Befugniffe noch verftärkt Hat®*). 

Als Altiengefellihaft gilt jede Gefellfchaft, deren Dlitglieder nur mit 
Einlagen ohne perfönlicde Haftung betheiligt find. Das Einlagefapital (Grumd- 


— — — — 


*) RBG. 8 30-36 u. 89; Statut | °) Beſondere Formen für einzelne Zweige 
(Anm. 75) 8 16—80. bilden die Gewerkſchaften ($ 312 Abſ. 4 

) RBG. 8 36—38. Zur Zeit ber | d. W.\, die Innungen (8 3843 Abf. 1), die 
Neben 17 RBSHauptfiellen, 60 RBank⸗ Handelsgefellichaften (8 358 Abf. 3) und 
fielen, 239 RBantnebenftellen und 14 | die Sifenbahngefelifhaften (8 367 Abi. 2). 
Wanrendepots. Die Hauptbant und die | — Berb. 
Bankſtellen fliehen unmittelbar unter dem ®) 568. s 178884 u. (Uebergangs· 
ABDireltorium, die Hhrigen Anftalten find | beflimmungen) EG. v. demſ. T. (daf. 437) 
von einer Zweigftelle abhängig. Art. 23—28. — Bearb. 8 353 Anm. 14. 


458 Wirthfchaftspflege; Bereinsweien. $ 809. 


kapital) ift in Aktien zerlegt, die untheilbar find und fowohl auf den In⸗ 
haber als auf Namen lauten können. Die Aktien find auf einen Mindeſt⸗ 
betrag von 1000 M. — ausnahmsweiſe bei gemeinnüßigen Unternehmungen 
im Falle eines örtlichen Bedärfnifies für Aktien auf Namen, von 200 M. — 
auszuftellen®?). Für den Inhalt des Geſellſchaftsverirages, der bei mindeftens 
5 Mitgliedern (Gründern) gerihtlih oder notariell feftgeftellt werden muß, find 
beſtimmte Grundbedingungen gegeben, deren Einhaltung bei der vorgefchriebenen 
gerichtlichen Eintragung in das Handelsregiſter überwacht wird. Das Grund- 
fapital muß feitgeftellt, vor Erriätung der Geſellſchaft, foweit e8 nicht von 
den Gründern übernommen ift, durch fhriftlihe Erklärung der Altionäre ge 
zeichnet und mit mindeftend %, des Nennbetrages eingezablt ſein 8). Die 
Altiengeſellſchaft Hat die Rechte juriftifcher Perfonen und gilt, aud wenn fie 
feine Handelszwecke verfolgt, als Handelsgeſellſchaft?“). Ihr und der Gefell- 
ſchafter Rechtsverhältniſſe find näher feftgeftellt®%). Die Gefellfchaft wird nad 
außen durch den Vorſtand vertreten®”), während zur Wahrnehmung der Rechte 
der Geſellſchaft der Auffichtsrath®®) und die Generalverfammlung®?) beftimmt 
find. Eine Abänderung des Gefellfhaftövertrages kann nur durch die General» 
verſammlung beſchloſſen werden. Eine Erhöhung des Grundkapitals fol nicht 
vor der vollen Einzahlung des bisherigen Kapitals erfolgen; eine Herabſetzung 
fann nur mit einer Mehrheit von mindeftend ®/, des vertretenen Grundkapital 
beſchloſſen werden ®). Die Auflöfung der Geſellſchaft erfolgt bei Ablauf der 
Zeit oder durch Beſchluß der Generalverfammlung (Liquidation), dur Konkurt 
(8 202 Abf. 41) und durch Bereinigung mit einer anderen Altien⸗ oder 
Kommanditgefelfchaft auf Aktien?!),. Ferner kann die Geſellſchaft in Preußen 
— ähnlich den eingetragenen Bereinen ($ 237 Abſ. 3) und den Genoſſen⸗ 
ſchaften ($ 310 Abi. 2) — auf Klage des Regierungspräfidenten im Ber 
mwaltungsftreitverfahren (8 59 Abf. 4) aufgelöft werden, wenn fie fidh rechte⸗ 
widriger Handlungen oder Interlaffungen fhuldig malt, dur die dab 
Gemeinwohl gefährdet wird 2). Die Uebertretung der Vorſchriften tft mit 
befonderen Strafen bedroht ?®). 


*) HB. $ 178 - 181. | beftändigfeit, insbeſ. Prozepfühigkeit geſetz⸗ 
*) Daf. 8 182-209. Zuftändigkeit u. | mäßig begründeter Altien- und fonfliger 
Berfahren des Amtsgerihtse ©. 98 (NGB. | Handelsgefellichaften ift im Verkehre mit 
771) 8 145, 146, Söſchungen $ 144. Rußland anerkannt Bel. 85 (38. 404, 
=) Daf. 8 208. — Gemeindefteuerpfliht | IMDB. 337). 
8 774 Abſ. 5 d. W., Kreisftener 8 80 ”, HEB. 8 209—230. 
Anm. 9, Einkommenſteuerpflicht 8 146 ”) Daf. 8 231— 242. 
Abſ. 3; Stempel des Geſellſchaftsvertr. *) Daf. 8 243—249. 
8 152 Abſ. 3 u. (Einfihtnahme der Ver⸗ ®), Daſ. 8 250278. 
bandlungen) A 151 Abſ. 8, Haft- und ”, Dal. 8 274—291. 
Strafbarteit ©. 95 (GS. 413) 8 13b ) Daſ. 8 292-311. 
und 8 17 “ol: 6; Reichsſtempel der Aktien ”) Pr. Ausf. G. (SE. 303) Art. 4. 
$ 154 Abſ. 31 d. W. — Die Redts- *) HGB. $ 312—319. 
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Die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien iſt eine Kommanditgeſellſchaft 
($ 353 Abſ. 3), in der mindeſtens ein Geſellſchafter unbeſchränkt (perſönlich) 
haftet, während die Übrigen nur mit Einlagen auf das in Altien zerlegte Grund⸗ 
kapital betheiligt find. Durch diefe Berbindung wird fie zu der geeigneten 
Form für folhe Unternehmungen, bei denen neben einer größeren Sapitald- 
vereinigung auch die Kraft und Anregung eines perfönlich betheiligten Leiters 
erforderlich ſcheint. Auf die Geſellſchaft finden abgefehen von dem Berhältnif 
der perſönlich haftenden Geſellſchafter die für Aktiengefellfchaften maßgebenden 
Beſtimmungen Anwendung). 

Eine Mittelftellung zwiſchen der rein Tapitaliftifchen Aktiengefellfchaft und 
der fireng individuafiftifchen offenen Handelsgeſellſchaft (8 353 Abf. 3) nimmt 
die neuerdings eingeführte Gefellfhaft mit beſchränkter Haftung ein, 
bei der die Einforderung von Nachſchüſſen vorgefehen werden Tann. Diele 
Geſellſchaftsform Hält zwar an einem beftimmten Sachzwecke feft, fetst aber bei 
geringerem Sapitalbedarfe und befchränkterem Kreiſe der Theilnehmer eine 
feftere Berbindung diefer Theilnehmer mit dem Unternehmer voraus, wie fie 
fi) beifpielöweife bei mehreren Miterben eined Unternehmens oder bei den 
zugleich zum Rübenbau verpflichteten Theilnehmern an einer Zuckerfabrik vor- 
findet. Die Gefellfhaft muß in da® Handelsregifter eingetragen werden und 
feßt ein Stammkapital von mindeftend 20000 M. voraus. Die Geſchäfts⸗ 
antheile Fönnen verfchieden fein, dürfen aber nit unter 500 M. betragen und 
können nur geridhtlich oder notariell Übertragen werden. Außerdem ift eine 
einfachere Geftaltung und eine größere Beweglichkeit zugelaflen als bei der 
Aktiengefellfchaft °). 


$ 310. 

b) Die Genoffenfchaft, die zu ihrer Rechtsbeſtändigkeit die Eintragung 
in die Genoſſenſchaftsregiſter vorausſetzt (eingetragene Genoſſenſchaft), erſcheint 
neben einigen auf beſtimmte Einzelgebiete gerichteten Geftaltungen®®), in der 
allgemeinen Form der Erwerbd- und Wirtbfhaftsgenoffenihaften 
und bat in diefer jüngft eine Neuregelung erfahren?”). Sie foll die Einzel- 
fräfte der Heinen Landwirthe, Handwerker und Arbeiter zufammenfaflen, um 
die Ehwierigkeiten zu überwinden, mit denen diefe wegen Mangels an Rrebit, 


») Dof. $ 320-834. — Gemeindes, | vertrages wie Arm. 85; Auflöfung bei 
Kreis», Gewerbe⸗ u. Einkommenſteuer u. | Gefährdung des Gemeinmwohles (8 62 des 
Stempel wie Anm. 85; Auflöfung bei | ©.) wie Anm. 92. Bearb. dv. Birkenbihl 
Gefährdung des Gemeimwohles wie | Bei. 92) u. Effer (2. Aufl. Berl. 98). 
Anm. 92. ”, Waſſergenoſſenſchaften 8 324 Abf. 4, 

” G. (20. April 923, ROB. 477, mit | — 8330 Abſ. * Fiſcherei⸗ 
Aenderungen gem. EG. z. HGB. Art. 11 genoſſenſchaften $ 339 Abſ. 2, Berufs 
u. 13) in neuer Faſſung u. gaaragraplen —— bei der Unfallverſicherung 
folge veröffentlicht ROB. ©. ı 8 34710. W. 

Konkurs 8 202 Anm. 27 N N 44 | ”) S. (1. Mai 89, RGB. 55, mit 
$ 187 Anm. 51, Stempel des Geſellſchaſte Aenderungen gem. EG. z. HGB. Art. 10 
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Uebertheuerung beim Einkauf im Kleinen und geringerer techniſcher Leiſtungs⸗ 
fähigkeit bei Erzeugung und Verkauf gegenüber dem Großbetriebe zu kämpfen 
haben. Sie muß deßhalb auf die Förderung des Erwerbes oder der Wirtk- 
fhaft ihrer Mitglieder gerichtet fein, und dieſe befchränkte Zweckbeſtimmmg, 
melde die Genofjenfhaft neben ihrer wirthſchaftlichen Bedeutung zugleich zu 
einer Pflegeftätte des Gemeinfinnes gemacht hat, fcheidet fie von der Altien- 
geſellſchaft (8 309) mie von den eigentlichen Handelsgeſellſchaften ($ 353 
Abf. 3). Eine weitere Eigenthümlichfeit der Genoſſenſchaft befteht darin, 
daß fie neben der Haftpflicht, die fie in ihrer Gejammtheit bietet, nod 
eine Haftpflicht der einzelnen Mitglieder kennt. Diefe war zuerft eine un- 
beſchränkte, das gefammte Vermögen der Genoffen umfafjende (Solidarhaft). 
Hierdurd) wurde zwar der Kredit der Genofienfhaft weſentlich verftärkt; 
gleichwohl ging die Vorſchrift in ihrer Allgemeinheit über das thatfächliche 
Bedürfnig hinaus und engte die Genoflenfhaftsbewegung in ihrer Entwidlung 
übermäßig ein. Aus diefem Grunde find jet neben der mit unbeichräntter 
Haftpflicht eingerichteten noch zwei andere Genoſſenſchaftsformen zugelaffen. 
Bei der einen ift die Haftpflicht zwar gleichfalls unbeſchränkt; fie kann aber 
von den Gläubigern nit unmittelbar gegen die Genoſſen geltend gemadit 
werden; Ddiefe find vielmehr im Bedarfsfalle nur zu Nachſchüſſen an die Ge- 
noflenfhaft verpflichtet (Genoſſenſchaft mit unbefchräntterr Nachſchußpflicht). 
Bei der anderen Art ift die Haftpflicht der Genofien im voraus auf eine be 
ftimmte Summe beſchränkt (Genoſſenſchaft mit befchräntter Haftpflicht)’. 
Für diefe drei Oeftaltungen, die als ſolche fowohl in der Firma als in dem 
Statute bezeichnet fein müflen®®), beftehen einige Sonderbeftimmungen 19. 
Eonft find die Vorſchriften für alle drei Genofienfhaftsarten gemeinfam. — 
Die Borausfegungen find 
1. ein auf Förderung des Erwerbes oder der Wirthſchaft der Mitglieder 
mittelft gemeinfchaftlichen Betriebes geridhteter Zwed; die Zahl der Ge 
noffen ift feine geſchloſſene, muß aber mindeftens fieben betragen ?01); 


u. 13 ausfhließlih der Schluß- u. Ueber- ! Suftem der Raiffeifenfchen Darlehnskaſſen 
gangsbeftimmungen 8 153 — 170) in neuer | bei beichränfter Mitgliederzahl (100—250) 
Faffung und Paragraphenfolge veröffentlicht und engerer ‚örtlicher Begrenzung vorzugs⸗ 
RGB. 98 ©. 810. Bearb. v Parifins | weile auf ländliche VBerhältniffe berechnet. 
u. Crüger 8 Aufl. Berl. 99). Die letzteren find namentlich im weſtlichen 
*) GenG. 8 2, und fühmweftlihen Deutſchland verbreitet. 
”, Daf. 8 3 u. 71. ; Während Vorſchuß⸗ u. Krebitvereine gleich 
1, Fi 8 eg 6 Amed | A — — und den Fi bie ge 
,Daf. $ 1 u. 4. ah dem Zwede | ftellung von Wohnungen gerichteten 
fommen als die meiftverbreiteten zuerſt genoſſenſchaften Zwecke der allgemeinen 
die — u. Vorſchußvereine r Betracht Wohlftandspflege verfolgen, —ã nur 
ie wirken zugleih als Sparkaſſen und durch AZufammenfafjung der verſchiedenen 
find theils be on Schultze⸗Delitzſch | örtlich einigten Berufsarten erfolgreich 
(f 1883) aufgeftellten Grundfügen gefolgt | wirken können, liegen die unmittelbar auf 
(8 299 Anm. 9 d. W.), theils nad dem | den Erwerb gerichteten Genofienfchaften, 
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2. die Annahme einer Firma und die Aufftellung von Satungen, die 
gewiſſe weſentliche Beſtimmungen enthalten müfjen 192); 
3. die Eintragung in das dffentli von dem Amtsrichter zu führende Ge- 
noflenfhaftsregifter !®). 

Die Genoſſenſchaft ift in ihren privatrechtlichen Verhältniſſen als juriftifche, 
dem Handelsrecht unterworfene Perfönlichkeit anertannt!). Site wird durch 
ben Borftand vertreten, dem ein Aufſichtsrath zur Seite flieht; die Mitglieder 
bes letzteren dürfen feine nad dem Geſchäftsergebniß bemefjene Vergütung 
(Zantiöme) beziehen !d), Die Rechte der Genofien in Beziehung auf die Ge- 
noflenfchaft werden von der Generalverfammlung wahrgenommen !%). Ein⸗ 
richtungen und Gefchäftsführung mäffen mindeftens in jedem zweiten Fahre durch 
einen unbetheiligten Sachverſtändigen geprüft werden (Reviſion) 1073, Die Ge- 
nofſenſchaft endet im Falle der Aufldfung und Liquidation 10%) oder des Kon⸗ 
kurſes 100)3. — Konfumvereine dürfen nur an ihre Mitglieder verkaufen. Auf 
landwirthſchaftliche Konfumvereine ohne offenen Laden findet, weil diefe die 
Bermittelung vielfach erft nad) Umfrage beforgen, die Vorſchrift feine An⸗ 








wendung 119), 


weile die günftigeren Bedingungen des | barkeit bei unterlafiener Stempelverwendung 


Großbetriebes den Fleineren Betrieben zu⸗ 
gänglid) und damit diefe im Wettbewerbe 
widerftandsfähiger machen follen, auf den 
befonderen Gebieten der Landwirthichaft 
(5 328 Abf. 7 d. W.) oder des Gewerbes 
($ 349 Abf. 2). Die Zahl der Genofien- 
idaften betrug (1899) 16912, darunter 
10850 Kredit- n. 1373 Konfumvereine. 
— Die gleihartigen Genoſſenſchaften haben 
fi) zu 16 größeren Berbänden zufammen- 
geſchloſſen. Die Berbänvde bilden die Geld- 
ausgleichftellen für die &enofjenfchaften, 
ftellen ihnen Beamte zur Revifton der 
Rechnungen (Anm. 107) u. gewähren ihnen 
durh die Berbandsleitungen (Generalan⸗ 
waltichaften) Belehrung u. Föderung. — 
Zergalgenoſſenſchaftetoſſe 8 307 Abſ. 1 
d. W. 


), GenG. 8 3, 5-8 u. 16. 


 Daf. 8 10-16, 156—158 u. ©. 
98 (RSB. 771, $ 147, 148 nebſt 8. 
89 (RGB. 150), 8 3—17 u. 19—35 
erjett Bel. 99 (RGB. 347) nebſt Bf. 99 
(IMDB. 334). — Verfahren G. 98 (RGB. 
771) 8147 u. 148 Abf. 1; Koften GenG. 
8 159. 


, Daſ. 8 17—23 u. (Bufländigfeit 
des Reichsgerichts) 8 155. — Gewerbe⸗, 
Einkommen⸗ u Gemeindeftener u. Haft⸗ 


wie Anm. 85. — Die Genoſſenſchaft bilder 
feine Körperſchaft i. S. des äffentlichen 
Rechte und ift deshalb nicht Ereisftenerpflichtig 
DB. (VII 27). 


) Send. 824 -42; Strafbefimmungen 
& 146-151 u. 160. 


, Daf. $ 16, 483—52. — Ausſcheiden 
einzelner Mitglieder $ 65-77. 


1, Daf. 8 535—64. — Mufterftatut für 
Revifionsverbände der Genoſſenſchaften 
NE. 97 (MB. 121). 


=, Gen. 8 78—97; über die Auf- 
löfung bei Gefährdung des Gemeinmwohles 
($ 79) entfcheidet in Preußen auf Mage 
bes Regierungspräfidenten der Bezirksaus⸗ 
ſchuß 8. 90 (G6. 135). 


, Gen®. 8 98—118. 


120, &. 96 (RED. 695), Art des Aus- 
weifes als Mitglied RE. 96 (MB. 238). 
Auf Konfum- u. andere Vereine finden die 
Beftimmungen der GewO. über Bramıt- 
weinfhanf und Kleinhandel ($ 341 II 2 
Abf. 2 d. W.) und über Sonntageruhe 
ber Gehülfen, Lehrlinge nnd Arbeiter im 
Gewerbe (8 344 Anm. 6) u. Handel 
($ 353 Anm. 20) Anwendung. 
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III. Bergban.’) 


1. Einleitung. 
8 311. 

Das Recht zum Bergbau fiel urfpränglid mit dem Eigenthumsrechte 
am Grund und Boden zufanmen. Die Nothwendigkeit einer ordnungsmäßigen 
Ausbeutung des vorhandenen Mineralreichthums führte indeß ſchon früh zu 
einer Trennung beider Beredtigungen. Seit dem 12. Jahrhundert nahmen 
die Kaiſer und demnähft die Landesherren das Bergbaureht ale Regal in 
Anſpruch ($ 130), und aus feiner Uebertragung auf Privatperfonen entwickelte 
fi die allgemeine Berechtigung, auf fremden Grundftüden nad Bergerzeng- 
niſſen (Foffilten) zu fuchen und folde auf Grund einer Verleihung zu gewinnen 
(Freierlärung des Bergbaues). Mit dem Verſchwinden der Kegalität verblich 
dem Stante neben der Verwaltung feiner eigenen Werke nur ein Auffihtsredt. 
Beide haben bei der Eigenthümlichkeit dieſes Betriebes ihre befondere Regelung 
erfahren (8 313). 

In Preußen ift an Stelle der verfchiedenartigen und vielfach überlebten 
Bellimmungen ein allgemeines Berggefet getreten?). Diefes hat den Grund- 
fag,der Negalität verlaffen und den der VBergbaufreiheit mit dem Vorrechte 
des Finders zu vollſter Geltung gebradt. Daneben läßt e8 eine Ueber- 
wachung des Betriebes nur aus polizeilichen, nicht aus wirthſchaftlichen Rück⸗ 
fihten zu. Der Privatbergbau ift dadurch zu völliger Selbftftändigfeit gelangt. — 
Gegenftand des Berggefeßes bilden nur die volkswirthſchaftlich wichtigeren 
Mineralien, nämlih Gold, Silber, Quedfilber, Eifen (außer Rafeneifenerzen), 
Blei, Kupfer, Zinn, Zint, Kobalt, Nidel, Arfenil, Mangen, Antimon und 
Schwefel, gediegen und als Erze; Alaun und Vitriolerze; Stein- und Braun 
tohle und Graphit; Steinfalz nebft den fogenannten Abraumfılen und die 
Eoolquellen?). . 


— 


1) Die Erzeugniſſe des Bergbaues, die Anm. 13. Ebenſo hat es in Waldeck 


— 








ſich in Lagern (Neſtern), Gäugen over | (V. 69 GS. 78) und in verſchiedeue 
Schichten (Flöten) von größerer oder ger | andere dentſche Staaten Eingang gefunden. 
zingerer Stärke (Mächtigfeit) vorfinden, | — Bearb. v. Kloftermann-Fürft (5. Aufl. 
werden der Erde unmittelbar entnommen | Berlin 96) u. Braffert (Bonn 89, Er- 
(Zagebau) oder mittelft der Anlegung von | gänzung 94). 
Gruben. Letztere heißen Schächte, wenn fie ®) Berg. $ 1, verb. 8 222. Pro 
ſenkrecht, Stollen, wenn fie wagerecht liegen DingLanee he Abweichungen: 
Bearbeitung der Erzeugnifie Anm. 32. a) Kür ftpreußen befrh das Bernftein- 
) Allg. Berggeſetz 24 Juni 65 | regal $ 131 Abf. 2 
(GS. 705), geänd. G. 99 (86. 177) b) Im Gebiete be weht. BrovRtechts 
Art. 37. Einf. in Schl.-Holflein DB 69 (8 171 Anm. 3) findet das Berg®. nur 
{OS. 453), Lauenburg ©. 68 (Wochenbl. beſchränkte Anıventung Berg®. $ 210. 
161), Hannover B. 67 (85. 601), Kurs ce) Auf Eifenerze findet es im Herzogtb. 
heifen, Frankfurt a. M. u. die vorm. bair. | Sciefien mit Glat nur beidhräntte, in 
Theile B. 67 (GS. 770), Naffau V. 67 | Neuvorpommern und Hohenzollern über» 
(85. 237), i. d. vorm. großh. u. land» | haupt feine Anwendung G. 94 (GS. 41) 
gräfl. Heff. Theile V. 67 (GS. 242) u. | u. 99 (GS. 177) Akt. 39. 
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Die Bergbehörden find gleichzeitig Bergauffichts- und Finanzbehörden. 
Sie gliedern fi in drei Inftanzen. Unter dem Minifter für Handel und 
Gewerbe, bei dem das Bergweien die dritte Abtheilung bildet ($ 50) ftehen 
in einer den Regierungen entfprechenden Stellung die Oberbergämtert), unter 
diefen die Nevierbeamtend) umd für die fiskaliſche Verwaltung die Berg» 
inipeftionen, die Zentralverwaltung der Steinfohlenbergwerfe in Zabrze, die 
Bergwerksdirektion Saarbrüden und die Salz⸗- und die Hüttenämter. — Im 
betreff de8 Berfahrens gehen Rekurſe an die nächſthöhere Behörde. Sie 
find binnen 4 Wochen anzubringen und zwar, wenn es fih um Entſcheidungen 
zwifchen ftreitenden Parteien oder um Beſchlüſſe des Oberbergamtes handelt, 
bei der Behörde, genen welche die Beſchwerde gerichtet ift®). Koſten werden 
tm Berwaltungewege eingezogen‘). — Bergbeamte und deren Angehörige 
men Bergwerke oder Kuxe durch Muthung in ihrem Verwaltungsbezirke 
überhaupt nicht, durch andere Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden nur mit Diinifterial- 
genehmigung erwerben®). Für die Bergbeamten wird eine befondere Befähigung 
verlangt?), die für die höheren Aemter auf den Bergafademien!‘), für die 
niederen in den Bergfchulen!!) erworben wird. 








d) Stein- und Braunlohlen i. d. vorm. | n. Osnabrüd; in Dortmund für letztere 
fühl. Theilen unterliegen nah Maßgabe | Bezirke, f. Weftfalen mit Ausihluß des 
des ©. 69 (ES. 401) — geänd. (5 2—8) | fünlichften Theiles (®. 00 GES. 375) u. 
G. 99 (vor. Anm.) Art. 38 — lediglih | f. d. nörblihen Theil des RB. Düfjeldorf; 
dem Berfügungsredhte des Grundeigen- | in Bonn für die Übrigen Theile Weftfalens 
thümers; Zivangsverfleigerung u. Jwwargs- | u. der Rheinprop., f. den RB. Wiesbaben, 
verwaltung ©. 99 186. 291) Art. | Hohenzollern, Walde u. Birkenfed. — 
15—21. Direltion der Bernſteinwerke in Königsberg 

e) Gleiches gilt von Stein- n. Abraum- | $ 131 Anm. 70. W. 

(Kali⸗)ſalzen u. Soolquellen in Hannover 98. 8 187—189. — Rang 8 70 
3 67 (96. 601) Art. IL; auf diefe Salze | Anm. 21 d. ®. 

find indeß jetzt mehrere Beſtimmungen des 38. 8 191-193 (8 192 in d. 
Berg®. ausgedehnt &. 95 (GS. 295). Faffung de G. 92 66G. 31, Art. VI). 

f) In der Herrſchaft Schmalfalden unter« ) BG. 8 194. Aufhebung der Ge⸗ 
liegt der Schwerſpath dem Berg®. V. 67 bühren ©. 60 (GS. 206). 

(vor. Anm.) Art. XV. 86. 8 19. 

g) Die linksrheiniſchen Dachſchiefer⸗ Zraß- | 2) Vorfchr. 18. Sept. 97. 
und unterirdiſchen Mühlfteinbrüche unter- | ') Bergalademien in Mausthal, Berlin 
liegen der polizeilichen Aufficht der Berg⸗ u. Aachen (hier als Abtbeilnng der ted). 


behörden BO. 8 214. In Naſſau unter | niihen Hochſchule S 349 Abf. 1), Im 
fiegt Badigiefer dem VBera®. 2.67 (ES. Berbindung mit der Bergalademie in 
237) Art. Berlin ftehen die geologifhe Landesanſtalt 
) —8*— 8 187, 188 u. 190. — | zur Unterſuchung des Staatsgebietes in 
Borfteher (Berghauptmann) u. Mitglieder wiſſenſchaftlichem u. wirtbfchaftlihem Inter⸗ 
(Oberbergräthe) haben gleihen Rang mit | effe u. die chemiſch⸗techniſche Berfuhsanftalt 
vem Präfidenten u. den Mitgliedern der | mit zwei Abtheilungen fir Zintenprüfung 
Regierung 8 70 d. W. — Oberberg- | u. für Herftellung von Schliffen für milro- 
ämter beflefen in Breslau f. Ofte u. | ftropifhe Unterſuchungen (Dienftvorfchr. 
Weſtpreußen, Poſen u. Schlefieu; in Halle | 10. April 95) u. x Auſfi chterommiſfion) 
f. Pommern, Brandenburg, Sadjen u. den | $ 349 Anm. 3 d. 
Kreis Ilfeld; in Klausthal f. Schl.⸗Holſtein, N") Bergf Suten i in Tarnowig, Wal⸗ 
den RB. Kaſſel u. die PBrov. Hammover | denburg, Eisleben, Klausthal, Eſſen, 
‚außer Kreis Flfeld u. den Bezirken Aurich | Bodum, Siegen, Dillenburg, Wetzlar, 
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2. Bas Bergmerkseigenthum. 
8 312. 

Das Bergwerkseigenthum wird durch Verleihung begründet und bildet 
ein unterirdifches Recht an fremden Grundftüden, auf das — gleich dem ober- 
irdifhen Erbbaurecht (8 265) — die fih auf Grundſtücke beziehenden und 
die für den Erwerb des Eigenthums und die Anfprüde aus dem Eigenthum 
an Grundſtücken geltenden Vorſchriften Anwendung finden'?). Sonft unterliegt 
es den befonderen Vorſchriften des Bergrechtes 18). 

Die Entſtehung beruht darauf, daß jedermann unter den geſetzlichen 
Bedingungen befugt iſt, Mineralien aufzuſuchen (Schürfen) ic) und auf Grund 
der dabei gemachten Funde die Verleihung des Bergwerfseigenthumes zu be» 
antragen (Muthen) 6). Die Verleihung erfolgt durch eine Urkunde für ein ins 
Geviert beftimmtes und angemeflen ausgedehntes Feld), das auf Antrag des 
Belichenen vermeflen wird!). Die Bereinigung mehrerer Bergwerke zu einem 
Ganzen (Ronfolidation) fordert Beftätigung des Oberbergamtes’?). Gleiches 
gilt von der Theilung eines Feldes in felbftftändige Felder und dem Austanſche 
von Bergwerkötheilen zwifchen angrenzenden Bezirken !?). 

Dem Inhalte nad) umfaßt das Bergwerfseigenthum die Befugniß, das 
in der Verleihung benannte Mineral aufzufuchen und zu gewinnen, die hierzu 
und zur Aufbereitung nöthigen Anftalten, insbefondere au Hülfsbaue zu er- 
richten und die Abtretung des erforderliden Grund und Bodens zu verlangen”). 
Diefe Abtretung erfolgt nad) befonderen, von den allgemeinen Enteignungs- 


- om — — 


Bardenberg u. Saarbrüden, zum Theil | Korm BG. $ 215-221. — Ausſchluß 








mit Vorſchulen. 

2», 96. $ 1 u. 50 (Baffung ©. 99 
85. 177 Art. 371; die Beſtimmung des 
Bergwerkseigenthums als unbewegliche 
Sade iſt — als mit dem BGB., das 
nur körperliche Saden kennt 8 90, un- 
vereinbar — fortgefallen). Zwangsvoll⸗ 
firedung ZPO. $ 864 Abf. 1 u. G. 99 
(88. 291) Art. 22—27. Grundbud- 
eintragung G. 99 (GS. 307) At. 
22--28. — Bergwerkseigenth. in den ehe⸗ 
mals großh. u. landgräfl. heſſiſchen Theilen 
der Prov. HNaffau G. 87 (SS. 181); 
AusfBf. 87 (IMDB. 287). 

, Die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
(Anm. 2) werden durch das BGB. nidt 
berührt ES. Art. 67 Abf. 1; verb. Anm. 
12. u. 22. 

u“, 35. $ 3—11. 

 Daf. 8 12—21. 

») Daſ. 8 22—38; Stempel 50 M. G. 
95 (GS. 413) Tarif Nr. 68. — Ueber⸗ 


| der Exbftollen-, Freituren- u. Mitbaurechte 


5 223-225. Ein Felb mit Gruben ımb 
Zubehör heißt Zeche. 

1) Daſ. 8 39, 40; Stempel 10 und 
50 M. Tar. (vor Anm.) Nr. 383. — Die 
Bermeffung erfolgt durch Feldmeſſer oder 
konzeſſionirte Markſcheider; Prüfung und 
Konzeffionirung diefer BG. 8 190, GewO. 
8 34 Abf. 8 u. Vorſchr. 98 (MB. 355). Ge⸗ 
werbebetrieb Vorſchr. 71 (MB. 72 ©. 9), 
Nachtr. O0 (MB. 220). — Bergaidhunge- 
gefhäfte $ 355 Anm. 60 d. W. 

») 86. 8 41-49. 

w) Daf. 8 51. 

”) Daf. $ 54—64 (8 60 erg. G. 9 
GS. 177 Art. 371). — Buftändigleit 
bei Anlage von Waſſerbetriebwerken Zuf®. 
$ 10 Abf. 2 u. 8 113. 

m) Inhaltliche Grundſätze BE. $ 135 
bie 141; Nichtanwendbarleit auf ültere 
Fülle 8 241; Berfahren $ 142-147, 
verb. Zuf®. 8 150. Das Vorkaufserecht 


leitung der vorhandenen Felder in die neue | des Enteigneten ($ 141) u. das nad $ 8 
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Grundeigenthümer dur den Betrieb des Bergwerkes oder durch die Arbeiten 
der Schärfer und Muther zugefügt werden, ift Erſatz zu leiften??). Der Aus- 
führung von Berkehrsanlagen (Eifenbahnen, Kanälen, Chauffeen) kann der 
DBergbautreibende nicht widerfpredden; er ift aber zu hören und bei nothwendig 
werdender Heritellung neuer oder Beränderung oder Befeitigung beftehender 
Anlagen zu entfchädigen 2°). 

Mehrere Mitbetheiligte eines Bergwerkes bilden eine Gewerkſchaft, 
die juriſtiſche Perfönlichkeit befigt und ihre Berfafjung inmerhalb der gefeg- 
lichen Vorſchriften durch Satzungen felbftftändig regelt). Sie zerfällt in 100 
(ausnahındweife in 1000) Antheile (Kure), denen zur Erleichterung des Ver⸗ 
kehres und zur Erhöhung des Kredites die Eigenfchaft beweglicher Sachen bei- 
gelegt ifi (Mobilifirung der Kuxe). Die Mitglieder (Gemerten) nehmen 
nad Maßgabe ihrer Kure an Gewinn und Verluſt Theil. Sie find zu Zu- 
ſchüſſen verpfliätet, und haften hierfür, fo lange fie ihren Antheil nicht auf- 
geben, mit ihrem geſammten Bermögen??). Die Belhlußfaffung erfolgt in der 
Gewerkenverfammlung. Das Stimmredt wird nad Kuren beredinet?%). — Zur 
Bertretung der Gewerkſchaft ift ein im Inlande wohnender Repräfentant oder 
ein aus mehreren Perfonen beftehender Grubenvorftand zu wählen?)). — Die 
Gewerkicaft ftellt die Grundform für die Bergbaugefelfchaft dar, one andere 
Formen auszufäließen??). Sie bildet einen eigenen, dem bejonderen Be- 
dürfnifje des Bergbaued angepaßten Rechtsbegriff und unterfcheidet fi von der 
Altiengefellihaft ($ 309) dadurch, dag die Kurze ftetd auf Namen lauten, daß 
ihre Zahl, nit aber ihr Mindeftbetrag beftimmt ift, daß an Stelle der Bor- 
ausbezahlung eines beftimmten Grundkapitales, welches nicht vorher zu bemeflen 
fein würde, die Berpfliätung zu Zuſchüſſen tritt und daß trog der ausſchließ⸗ 
lichen Haftung des Gewerkſchaftsvermögens jeder Gewerke bis dahin, daß er 
feine Kure zurückgiebt, perſönlich haftbar it). 

Die Aufhebung des Bergwerkseigenthums tritt ein, wenn der Berg- 
werkseigenthümer verzichtet oder daS Bergwerk dem öffentliden Intereſſe ent- 


— nn — — — 


u. 240 ergänzt &. 99 GS. 177 Art. 


n. 142 erworbene Gebrauchs⸗ u. Nutzungs⸗ 
— Einfommenfimer 8 146 


recht bedarf Feiner grundbudlihen Ein- 

tragung ©. 99 (GS. 177) Art. 221u2, 
=) BG. 8 148—152 (8 148 erg. ©. 

99 Art. 37%. — Entſchädigungsberech⸗ 

tigte Dritte so. 3 BGB. Art. 52, 58 
u. 67 Abſ. 2 


"n BG. & 153—155; Verfahren bei 
der Anhörung ZR. 67 MB, 209) u. 68 
(MB. 222). 

*) 36. $ 94-100. — Weberleitung 
beftebender Gewerkſchaften in das neue 
Berhältnig 8 226-240 (8 28352-6 zu 
gefügt ©. 73 GS. 181 u. 8 231, 235. 

Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


37xı1-XV), 
Abf. 3, Gemeindeſteuer 8 774 Abſ. 5 d. W. 

=) 86. 5 101 (erg. G. 99 Art. 371X) 
bis 110 u. 129—182. Aufgebot $ 1936 
insbef. Anm. 48 d. W. 

” 96. $ 111—116. 

”) Da} 7 117-—128 (letterer erg. ©. 
99 Art. 37X). 

”) Daf. $ 138, 134. 

”) Daf. 8 99, 102 u. 180. — In 
neuerer Zeit werden auch Altiengeſellſchaften 
bei Bergbauunternehmungen angewendet. 
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gegen unbenugt läßt. Sie erfolgt in einem die echte der Eigenthümer und 
ber Realberechtigten gleichmäßig ſchützenden Berfahren?®). 


3. Betrieb des Bergbanes. 
8 313. 

Die Bergwerke find Staats- oder Privatbergmerte?). Der 
Staatsbergbau wird gleich; dem damit verbundenen Hüttenwefen??) von den 
allgemeinen Bergbehörden verwaltet, unterliegt aber nicht den Vorſchriften des 
Berggefetes. 

Der Privatbergbau ift ein Gewerbe und bat als ſolches Anſpruch auf 
Schutz und Förderung dur den Staat??), ift aber andererfeits der polizei- 
lichen Beauffihtigung unterworfen. Diefe bezwedt Iediglih den Schutz der 
Öffentlichen Intereſſen; jede Nüdfiht auf Zweckmäßigleit oder Nachhaltigkeit 
. des Betriebes ift ausgefhloffen. Die Bergpolizei beſchränkt fih auf bie 
Sicherheit der Baue, den Schub des Lebens und der Gefundheit der Arbeiter, 
die Sicherung der Oberfläche im Intereſſe der perfönlidden Sicherheit und des 
dffentlihen Verkehres und den Schuß gegen gemeinfhädliche Einwirkungen des 
Bergbaues. Sie erftredt fi) in diefer Begrenzung aud auf die zum Berg⸗ 
bau gehörenden Aufbereitungsanftalten, Dampflefiel und Triebwerke und auf 
die Salinen®). Im polizeilidden Intereſſe müſſen die Bergwerksbeſitzer Be- 
trieb8pläne einreichen und die etwaige Einftellung anzeigen?5). Außerdem darf ber 
Betrieb nur durch Perfonen ausgeübt werden, die von der Bergbehörde als 
techniſch befähigt anerkannt find?®). Im Ausübung der Bergpolizei fönuen Die 


”, 86. $ 65, 156-164; Zwange- | Fi te der Zerflörung der Anlagen 
verfteigerung Anm. 12. 8. $ 321. — Förderung des Berg- 

s, Im Sabre 1898 wurden in 41 Staats- Da durch Schutzzoͤlle $ 157 Abf. 3? 
bergiverfen 14,7 Mill. Tonnen im Werthe W. — Gin weiteres Yörderungsmittel 
von 137,6 Mill. M. dur 60925 Arbeiter | bilden die Bergbauhäülfstaffen, die 
gefördert. Die Zahl der Hütten betrug 12 | für einzeine Bezirke aus Abgaben. vom 
mit 3622, die der Salinen 6 mit 805 | Bergbau zufammengebradt, der Berwal- 
Arbeitern. — Der Ueberſchuß (Boranfhl.00) | tung der VBergwerfsbefiger unter Aufficht 
betrug 25,2 Mil. M. — Der gefammte | des Oberbergamts unterfiellt und zur Yör- 
Bergbau im Reiche förderte 1897 auf | derung des DBergbaues u. Gewährung von 
2198 Werten mit 471203 Arbeitern 140 | Darlehen beftimmt find G 63. (GS. 365) 
Rn zen ig Werthe von 859 Mü.M. | u 88. 8 245. 

den Hüttenwerlen wird das u . 196 un m. 43), 

Metall aus den noch mit fremden Theilen ven —* 59). —3 — nd 
gemifchten Erzen — bie bereits in ben | Yufiedelungen 8 266 Abf. 5 dv. W@. — 
Bergwerken von nicht verwendbarem Geftein | Die Stantsiteuer ift fortgefallen $ 137 
befreit u. zerkleinert (aufbereitet) worden | Anm. 5. @ewerbefteuerpflicht 5 143 Abf. 2°. 
find? — auf trodenem Wege (Schmelzung‘, = 8 6672. 
auf naffem Wege (Auslaugung u. Yällung) — —72. — Pfliht zu fla- 
oder auf elektriichem Wege gewonnen. Die tiſtiſchen Mittheilungen daf. $ 79. 
weitere Verarbeitung erfolgt in den ſchon ”) Daſ. 8 73-78, ($ 77 neugefaft 
zu den gewerbliden Anlagen zählenden | Anm. 43). 
Hammer⸗ u. Balzwerten u. Gießereien. 
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Dberbergämter ſowohl allgemeine Polizeiverordnungen?”), als polizeiliche An⸗ 
ordnungen für einzelne Fälle exlaflen, diefe auch nöthigenfalls auf Koften der 
in Anfprud) Genommenen durd dritte ausführen laſſen?s). Bei Gefahren und 
Unglüdsfällen find die Betrieböführer zur Anzeige und die Bergwerföbefiker 
zur Hüffeleiftung und Koftentragung verpflihtet®). Uebertretungen unterliegen 
lediglich der gerichtlichen Entſcheidung; eine polizeilihe Strafverfügung findet 
nicht ftatt?9). 


4. Bergearbeiter”"). 
8 314. 

a) Üirbeitöverhältuik. Auf das Bergmwefen findet die Gewerbeordnung 
nur Anwendung, wo fie diefes ausdrüdlich beftimmt. Dies gilt von den Vor⸗ 
ſchriften über die Sonntagsarbeit, die Lohnzahlung, die Beſchäftigung von 
Kindern, jugendlichen und weiblichen Arbeitern, die Aufſicht und die Koalitions- 
freiheit*!). Arbeiterinnen dürfen nicht unter Tage beſchäftigt werdent?). — 
Dafür find die Vorſchriften des Berggeſetzes über das Arbeitöverhältnig mit 
den durch die Cigenthümlichleiten des Bergbaues gebotenen Maßgaben den 
gewerbegefetlihen Borfchriften angepaßt. Insbefondere muß fir jedes Berg- 
werk eine Arbeitdordnung erlafjen werden, die das Arbeitöverhältnig Har- 
ftellt und damit zur Grundlage für dieſes geeignet wird“s). Für Streitig- 
feiten aus dem Arbeitöverhältnifie gelten mit einigen Maßgaben die Be- 
flimmungen über Gewerbegerichte ($ 340 Abf. 3)“). Die Haftpflicht ift die 
der TFabrifbefiger (8 347 Abi. 2). 


8 315. 

b) Die mit dem Bergbau verbundenen Gefahren haben überall, wo er 
in Deutſchland betrieben wurde, bejondere Unterſtützungsvereine hervorgerufen, 
die ald Knappfchaftsvereine noch Heute fortbeftehen. Sie beruben auf 
geſetzlicher Beitrittd- und Beitragspfliht der Werkbefiger und Arbeiter und 
erlangen ı mit Betätigung der Satzungen die Rechte juriftifcher Perfonen*?). Sie 


208 Daf. $ 197 (Faſſung Anm. 43) u. | des G. 92 (66. 131) Art. I, ergänzt &. 99 


Art. 371V—VIU, Dugleih hat dieſes ©. 





Daf. 8 198—208. Genehmigung 
zu Stauanlagen und Dampffeffeln für 
Bergwerke und Aufbereitungsanftalten und 
Revifton N Dampflefiel $ 341 Nr. I 


1u.2D 
”) 86. 5 208-206. — Haftpflicht 
8 314 d. W. 


) BG. 8 207 - 209 (Faſſung Anm. 43). 

u) GewO. 8 6; anwendbar find 8 105b 
be fu.hu. gem. 8 154a Abſ. 1, die 
8 115—119a, 135—139b, 152 u. 158. 

=) Daf. 8 154a Abf. 2. 

=) BG. $ 80-93 in der Faſſung 








in Art. II—VI unter Aenderung des Berg⸗ 

geſetzes S 77, 189 Abf. 2, 192, 196 u. 

197 die Befugniffe der Bergbehörden er- 

weitert (Anm. 6, 34, 36, 37, 47) und in 

Art. VII die Strafbeftimmungen (Anm. 40) 

nengefaßt. ce Anw. 92 (MB. 93 S. 13). 
) G. 90 (ROB. 141) 8 77. 

“) 89. 8 165-170 u. 174—177 
nebft Krantenver[®. 92 (RGB. 417) 8 74. 
— Auf Arbeiter, die nicht Mitglieder einer 
Knappſchaftskaſſe find, finden die allgemeinen 


Borfhriften Anwendung 8 345—8. 
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gewähren Kranken⸗ und Begräbnißfoften, Invalidenpenflon im Falle einer ohne 
grobes Verſchulden eingetretenen Arbeitsunfäbigkeit und Wittwen⸗ und Waifen- 
unterftägung. Die Krankenlaſſen können gejondert eingerichtet werden, müſſen 
aber die für die allgemeinen Krantenverfiherungstafien vorgejchriebeuen Mindeft- 
leiftungen gewähren‘). Die Verwaltung führen die Betheiligten felbftftändig 
durch einen Knappſchaftsvorſtand. Die Ueberwadung durch die Oberbergämter 
erftredt fih nım auf die Beobachtung der Satungen, insbefondere in betreff 
der Bermögensverwaltung 7). 

Das Knappſchaftsweſen hat erfolgreich gewirkt. Es Kat die Bergarbeiter 
nicht nur dor materieller Noth bewahrt, es But den Bergarbeiterftand auf 
fittlih gehoben und in engere Beziehung zu den Ürbeitgebern gebradit. 

Im Intereſſe der Bergarbeiter beitehen außerdem vielfach Konfumvereine; 
vor allem hat in diefer Arbeiterklaſſe die Anftedelung durch Ermwerbung von 
Wohnhäufern größere Ausdehnung gewonnen). 


IV. Land und Forſtwirthſchaft, Jagd 
uud Fiſcherei. 


1. Einleitung. 
8 316. 

Die Nutzbarmachung des Grund und Bodens dur den Pflanzenbau 
bildet das gemeinfame Ziel der Land⸗ und der Forſtwirthſchaft. Beide follen die 
in Boden und Luft vorhandenen, vorwiegend unorganifden Stoffe und Kräfte 
in organifdhe, zur Befriedigung menſchlicher Bedürfniffe geeignete verwandeln; 
beide find aber durch die Art des Betriebed weſentlich von einander gefchieden. 
Die Landwirthſchaft mit ihren alljährlih wiederkehrenden Erträgnifien kann 
auch im Stleinbetriebe nutzbar gemacht werden, und diefe Möglichkeit fteigert 
fih, je mehr hierbei — wie es der Ban von Gemüfen, Tabad, Hopfen, Obft 
und Wein mit ſich bringt — die perfönliche Arbeit das aufzumendende Kapital 
überwiegt. Die Forſtwirthſchaft führt Dagegen erft nad) Verlauf längerer Zeit 
räume zu Nugungen und fegt neben größeren Flächen auch eine weiterreichende 
Rapitalaufiwendung voraus, Diefe Umftände weifen in Berbindung mit der 
volkswirthſchaftlichen Bedeutung der Waldkultur der ftaatlihen Thätigkeit im 
der Forſtwirthſchaft viel weitergehende Aufgaben zu, als fie ihr in der Land⸗ 


“86. $ 171-173 u. ©. 83 (RSGB. | Erfüllung der Invalidenverfiherungepflicdt 
73) 8 74; Aufrechnung gegen die Hebungen | gemäß ©. 99 (RSB. 463) 8 8 u. 10. 
8 345 Anm. 26 d. W. — Bereinigung | — Arztgebühren 8 258 Anm. 8 d. W. 
non Betriebsunternehmern, die den landes⸗ 36. 178—186 ($ 189 neugefaßt 
geſetzlichen Knappfchaftsvereinen angehören, | Anm. 43). 
zu Rnappichaftsberufsgenofienihaften für die “), Zu diefem Zwecke find hauptſächlich 
Unfollverfigerung ©.00(RGB.585)8 134. | im Saarbrüder Reviere Hausbauprämien 
Zulaffjung von Knappfchaftmereinen zur | u. Vorſchüſſe gewährt. — Verb. & 2735. 
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wirthſchaft obliegen. Während es in bezug auf diefe nur darauf ankommt, 
die Privatthätigkeit zu fügen umd zu fördern, gewinnt in der Forſtwirthſchaft 
der Selbfibetrieb des Staates eine weitere, über den bloßen Finanzzweck 
hinausreichende Bedeutung. Aus gleihem Grunde fordert der private Wald- 
bau eine eingehendere ftaatlihe Einwirkung ($ 330). 

Die Bedeutung der Land⸗ und Forftwirthichaft für den allgemeinen Wohl- 
ftand fand erft unter dem Einfluffe des phyſiokratiſchen Syſtems (8 300 Nr. 2) 
um die Mitte des 18 ten Jahrhunderts die gehörige Würdigung. Ihre Pflege 
erfolgte dem Geifte des legteren entfprehend vorwiegend im Wege unmittel- 
barer Einwirkung. Erſt das 19te Jahrhundert fuchte durch Befreiung des 
Grundeigenthumes die Selbftthätigkeit der Wirthfhafttreibenden zu meden. 
Mit der Erwerböfreiheit wurden der ftaatlidhen Einwirkung weit engere Grenzen 
gezogen. Der Staat durfte fortan in die wirthfchaftliche Thätigkeit des einzelnen 
nit mehr eingreifen, er hatte nur die Bedingungen für dieſe zu gewähren, 
foweit deren Erreichung die Säfte des einzelnen überftieg oder nur für eine 
Mehrheit von Betheiligten mögfi war. Die in nenefter Zeit hervorgetretenen 
Schwierigkeiten des landwirthſchaftlichen Betriebes haben wieder zu einer Ber- 
ſtärkung der ftaatlihen Fürſorge geflihrt (8 329). 

Die Berwaltung der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten führt an 
oberfter Stelle da8 landwirthſchaftliche Minifterium, in deſſen erfter 
Abtheilung fie bearbeitet werden ($ 52). Sonft werden fie neben den 
Auseinanderfegungsbehörden ($ 318), Meliorationsbauinfpeftionen (8 323 
Abf. 2) und Geftütvermaltungen ($ 333 Abf. 2) von den allgemeinen Ber- 
waltungsbehörden wahrgenommen. 

Sehr reih bat fih das landw. Vereinsweſen entfaltet, dad neh» 
artig da8 ganze Staatögebiet Überzieht!). Die Vereine haben die dreifache 
Aufgabe, die Mitglieder zu befehren und anzuregen, die landwirthſchaftlichen 
Interefjen der Regierung gegenüber wahrzunehmen und letztere in der Land» 
wirthſchaftspflege, insbefondere bei Durchführung ihrer Maßnahmen und durch 
Abgabe fuhverftändiger Gutachten zu unterftügen. Die örtlichen Intereſſen 
werden von den Orts⸗ und Kreisvereinen wahrgenommen, während für die 
Provinzen Haupt oder Zentralvereine gebildet waren. — An Stelle dieſer 
auf freier Entjchließung beruhenden Bereine, find für die Provinzen (in Heſſen⸗ 
Naffau für die Bezirke) zu wirkjamerer Vertretung der landwirthſchaftlichen 
Interefien Landwirthſchaftskammern gebildet, welche Korperſchaftsrechte 
($ 237 Abf. 2) befigen und fi zwangsweiſe über alle Berufsgenoſſen ihres 
Bezirks erftreden. Sie haben das Recht, felbftftändige Anträge zu ftellen und 
ihren Bedarf durch Befteuerung der felbftfländigen Adernahrungen aufzubringen. 
Die Mitglieder werden von den felbftftändigen Landwirtfen nad) Maßgabe 


i) Erſte Anregung im Landestultur&@d., | wirthichaftlihe Genoſſenſchaften 9 328 
14. Sept. 11 (65. 300) 3 39. — Land» | Abf. 6. 
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ihres Grundſteuerreinertrages auf 6 Jahre gewählt?). — Die Spike Yet 
Bereindweiens bildet das LTandesölonogielollegium, das dem Yand- 
wirthſchaftsminiſter als techniſcher Beirat und den Landwirthſchaftskammern 
als gemeinſame Geſchäftsſtelle dient. Die Mitglieder werden für 3 Jahre be⸗ 
rufen. Bon den Landwirthsſchaftkammern werden zwei für jede Provinz ge 
wählt, während weitere Mitglieder bis zu 1, der Gewählten von dem Land⸗ 
wirtbfdhaftsminifter ernannt werden können). — Zur Begutadjtung lend- 
wirthſchaftlicher Fragen im Reiche beftehbt der aus 74 Bertretern ber 
landwirthſchaftlichen Vereine der deutſchen Bundesſtaaten zufammengefebt 
deutſcheLandwirthſchaftsrath, während die deutſche Landwirthſchafts— 
geſellſchaft vorwiegend die techniſchen Fortſchritte und das Ausftellungt 
weſen zu fördern ſucht. 

As Förderungsmittel landwirtſchaftlicher Bildung“) ſchließen ſich ten 
Vereinen die landwirthſchaftlichen Lehranſtalten an. Die höheren ver⸗ 
mitteln eine wiſſenſchaftliche Bildung, während die Landwirthſchaftsſchulen 
auf mittlere (Hof- oder Bauernguts⸗) Beſitzer berechnet find’). ine dritte 
Gruppe bilden die niederen Iandwirthfchaftlicden Lehranftalten (Ader-, Obſt 
und Wieſenbauſchulen), deren Unterftügung den Provinzen übertragen il‘). 


2) G. 30. Juni 94 (86. 126); | u. dielandıw. Alabemiein Bonn-Boppelebori 
Satzungen B. 95 (&&. 363) nebft WahlD. | (Abgangsprüfungen O. 97 38. US. 362), 
7. Ott. 95, Weftfalen 8. 98 (GES. 69), | die landw. Suflitute bei den Univerſitũten 
Hannover u. Rheinprov. 99 (GG. 31). | Königsberg, Breslau, Halle, Kiel um 
— Beitragspflidtig ift der Sigentpämer, Gottingen. — Habilitation ale Privat 
nicht der Pächter OB. XXXIII 865 dozent Borkr. 77 (MB. 151). — Land. 

N Satzungen 98 (MB. 99 ©. 15). wirthſchaftsſchulen (Regl. 10. Aug. 75, 

9 Die Landwirthihaftswiffen- | erg. 15. Nov. 92 u. 3. Zuni 96) befinden 
haft erwachte im Anfang des Iahr- | fihin Heiligenbeil, Marggrabowa, Marien 
hunderts alsbald nad der Befreiung der | burg, Dahme, Schivelbein, Eiyena, Samter, 
Landwirtbichaft (5 316 Abf. 2). Begründer | Brieg, Liegnitz, Flensburg, Hildesheim, 
war Albr. Thaer (geb. 1752, geft. 1828 | Herford (auch Reglſchule), Lädinghaufen, 
in Mögelin in der Mark), der zuerft fefte | Weilburg, Kleve u. Bitburg; 
Orundfüge für den Betrieb fhuf, ins- | Anm. 75 d. W.; Ausbildung u. Prüfung 
befondere die Wirthſchaftsweiſe verbeflerte | ber — Borfcr. 77 (MB. 151), 3 
($ 329), die Einführung der Zutterfräuter | 2 Bf. 77 (38. UB. 78 ©. 28 u. So) I. 
($ 323 Anm. 6) u. die Schafzucht ($ 333 FA at 83 ©. 142), Lebrerfeminer in 
Abſ. 4) fürderte u. aud bei der Agrar- | den Schulen in Hildesheim u. Weilburg; 
geſetzgebung ($ 317) mitwirkte. In der | Hang 5 70 Anm. 24 0.8. 
zweiten Hälfte des Sahrhunderts wurden ©. 75 (GES. 497) 814. — AU 
dann, insbeſondere durch Juſtus Liebig | niederen Lebranftalten (D. f. die pädag 
(Prof. der Chemie in Gießen u. Münden, | gifhe Ausbildung der Landwirthſchafts⸗ 
geft. 1873) die Ergebniffe der natur- | lehrer 91 MB. 175) beflanden (Ente 
wiſſenſchaftlichen Forſchung für die Land» | 1897) 26 Aderbaufchulen, 115 Winter 
wirthſchaft nutzbar gemadt, woburd die | ſchulen, 6 Wiejenbaufchulen, 93 Garten⸗ 
Bodenkunde, die Düngerlefre und der | und Obftbaufchulen, 19 Smeerfhulen, 4 
Pflanzenbau ihre weitere Entwidlung Lehrſchmieden und Hufbeihlagsanftalten 
fanden ($ 323, insbef. Anm. 5). (Einrichtung 3. 85 MB. 31) nebft de 

» Höhere Lehranftalten bilden die | Anflalt zur Ausbildung der —A— 
landwirthſchaftliche Hochſchule in Berlin | meifter in Charlottenburg 3. 92 (MB. % 


— — — — —— — — — — — 
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Außerdem wird die Ausbildung der Meinen Landwirthe durch Wanderlehrer ge⸗ 
fördert. — Die ländlichen Fortbildungsfäulen, deren Entwidelung bei 
der Abneigung der Betheiligten, dem Mangel an Schulgwang, an geeigneten 
Lehrkräften und leiftungsfähigen Verbänden nur eine befchräntte geblieben ift, 
werden in der Kegel von den landwirthſchaftlichen Vereinen oder den politifchen 
md Scäul-Gemeinden unter Beihülfe des Staates erhalten”). 

Die landwirtbfähaftlide Statiftit ift einheitlich für das Reich 
geordnet?). 

Auf die Befreiung des Grund und Bodens ift die Agrargefeßgebung 
gerichtet (Nr. 2). Sie bat den Boden geebnet, auf dem die Land- und bie 
Forſtwirthſchaft ungehindert betrieben werden Eonnten (Nr. 3 und 4). Ter 
Staat gewährt diefen Betrieben den erforderlichen Schug durch die Feld- und 
Forſtpolizei (Nr. 5). Mit der Landwirthſchaft ift die Viehzucht (Nr. 6) regel- 
mäßig verbunden; an diefe fließen die verwandten ($ 301 Abf. 2) Gebiete 
der Jagd (Nr. 7) und der Fiſcherei (Nr. 8) fih an. 


2. Agrargeſetzgebung!). 
8317. 

a) Ueberſicht. Die Agrargeſetzgebung bildet ein Hauptglied der auf 
die wirthſchaftliche Befreiung der Einzelnen aus den früheren Feſſeln gerichteten 
Stein-Hardenbergfchen Gefeßgebung ($ 301 Ab. 1 u. 8 30 Abf. 4). Sie 
bat die rechtlichen Borausfegungen geichaffen, unter denen eine ausgedehntere 


©. 18), 17 Molkerei und 35 Haus 
haltungsſchulen. — Fernere Bildungsmittel 
find das landw. Muſenm in Berlin, das 
pomologiſche Inſtitut in Prosfau Erl. 68 
(MB. 261), die Lehranftalt für Obft- u. 
Weinbau in Geifenheim, das Lehrinſtitut 
für Zuderfabrifation, die Brennerei und | genauer beftimmt find ($ 140 d. W.). — 
die Brauereifchule in Berti. — Forft- | Die ®rundfläde ſetzte fich (1893) zufammen 


| andere Lebensbedürfniffe 93 (MB. 248). 
ſchulen $ 125 Abi. 1 aus 50,6 v. H. Ader- und Gartenland, 


-—- Eine widtige Grundlage bietet die 
1862/64 in den älteren u. 1871/75 in den 
neuen Provinzen ausgeführte Grundſtener⸗ 
regulirung, durch die Ausdehnung, Theilung, 
Rulturgattung u. Güte des Grundbefites 


) 3R. 76 (ME. or und (ftärkere | 23,7 v. 9. Forſten, 15,1 v. H. Wiefen 
Betonung der fahlihen Ridhtung) 95 (ZB. | u. ‚Weiden, 10,8 0.9. Dedland, Haus⸗ 
UV. 822); Unterſtellung unter dem Land» | u. Hofraum. — Betriebsſtatiſtik (Befitz- 
wirthichaftsminifter S 52 Anm. 40 d. W. | vertbeilung, 8 3232 Anm. 68, Berufs- 
Die Zahl betrug (Winter 98) 969, zumeifi ſtatiſtik $ 340 Anm. 2. Biehzählung 8 333 
in Hannover, Heſſen⸗Naſſau, Rheinprovinz | Anm. 1. — Meiten, die Boden- u. landın. 
u. Sohenzollern. Berbältniffe des pr. Staates 4 Bde. (Berl. 

e) Bon 1878 ab werden im Reihe in | 73) u. Weiterführung 5 Bde. (daf. 94\. 
fünfjährigen Perioden die Anbauverhältnifie ) Glatzel, die pr. Agrargefeßgebung, 
u. anferdem während der Sommermonate | Rüdblid u. Ausblid (Berl. 95). Buchen⸗ 
die Saatenftände u. im November die Ernte» | berger, Erundzüge der bentihen Agrar- 
erträge (diefe in Gewicht für die ha) fefte | politit (Berl. 2. Aufl. 99). — Die Agrar: 
geftellt Belt. 99 (38. 11). Diefen Er⸗geſetzgebung wird durh das BGB. nit 
hebungen fließt fi die preispennit an |, berührt EG. Art. 113— 116, verb. Anm. 
ZR 72 (MB. 111). Anm. zur Ber | 85 u. $ 322 Anm. 71. 
merkung ber Preife für Naturalien und 
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Entwicklung unſerer Landwirthſchaft überhaupt möglich geworden iſt, und ſomit 
dem Landwirthſchaftsbetriebe erſt die Wege geebnet. Sie nimmt — nachdem 
ſchon Friedrich Wilhelm I. die Leibeigenſchaft auf den Domänen beſeitigt (1719) 
und durch verſchiedene Edilte das Loos der Hörigen verbeſſert hatte — ihren 
Ausgang von den im Anfange- des Jahrhunderts für das Gebiet des Land⸗ 
rechts erlaflenen Edikten, welche die der früheren Leibeigenihaft und Erb⸗ 
unterthänigfeit entftammenden perfönlihen Abhängigkeitsverhältniſſe befeitigten, 
die in den Ständen gegebenen Beſchränkungen des Grunderwerbes unb der 
Berfügung über da8 Grundeigentum aufhoben und die ‘Theilbarleit aller au 
fid) veräußerlihen Srundftüde ausſprachen 10). Diefe Vorſchriften, zunächſt auf 
den Betrieb der Landwirthſchaft berechnet, erftreden ſich vielfah auch auf Den 
der Forſtwirthſchaft, theils unmittelbar, theils mit den durch die Eigenthümlichkeit 
diefe® Betriebes gebotenen Maßgaben. 

Die Berfaffung hat demnächſt die Aufhebung der Gerichtöherrlichkeit und 
der daraus fließenden Eremtionen und Raten, ſowie der aus der früheren Erb⸗ 
unterthänigfeit herftammenden Verpflichtungen und der dem Beredtigten dafür 
obgelegenen Gegenleiftungen und Laften nochmals aysgefprodhen. Ihre weiteren 
Beſtimmungen, welde auch die Verfügungsfreiheit und Theilbarkeit des Grund» 
eigenthum® und die Ablösbarkeit der Grundlaften gemwährleifteten und bei erb- 
licher Ueberlaffung nur die volle Eigenthumsübertragung zuließen, find mit 
Rückſicht auf entgegenftehende einzelvechtlihe Beſtimmungen (Unablößbarleit der 
Deihlaft und einiger geiftliher Abgaben, Fortbeftand der Familienfideikommifſe 
wieder aufgehoben !!). 

Die Einzelgefeggebung hat fi wie folgt entwidelt: 

1. Einrichtung der zuftändigen Behörden und Ordnung ihres Verfahrens 
(5 318); 

2. Freie Verfügung über das Grundeigentfum ($ 319); 

3. Ablöfung der Abgaben und Dienfte ($ 320); 

4. Befeitigung der Gemeinheiten und Dienſtbarkeitsverhältniſſe (8 321). 

Während diefe Geſetzgebung einen vorwiegend aufhebenden und befreienden 
Charakter trug, Hat in neuefter Zeit das foziale Beſtreben, die ländliche Be⸗ 
völferung in ihrem Befige zu erhalten und in vermehrtem Umfange feßhaft 
zu machen und eine angemeflene Bertheilung des Grundeigenthumd zu fördern, 
zu einem Vorgehen in umgelehrter Richtung, zu Beſchränkungen in der freien 
Verfügung und Theilbarkeit geführt, mie fie 


— — — — — — 


») Ed. 9. Oft. 07 (GS. 06/10 S. 170) | und Gutbsunterthänigkeit herabgemildert 
u. LandeskultEd. 14. Sept. 11 (GS. 300). | worden; in das letztere Verhältniß waren 
es gab unter Aufhebung der lünd- | wegen des wirffameren Schutes und der 
lihen Befizbefhränfungen die Freiheit der | Freiheit vom Heerbanne oder infolge Ber- 
Perſon, letzteres tie des Eigenthums. — | armung vielfah and freie Beſitzer ein- 
Die alte Leibeigenihaft war unter dem | getreten. 
Einfluffe des Chriſtenthums zur Hbrigkeit u) BU. Art. 42 u. ©. 56 (GE. 353). 
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5. in dem Höferecht, den Rentengütern und dem Anerbenrecht hervortreten 
($ 322). 


8 318. 

b) @inriditung und Verfahren der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden find Gegenftand einer eigenen Geſetzgebung??). Zunähft für das 
Landrechtsgebiet erlafien, ift diefe fpäter auf fat alle Übrigen Theile des 
Staates ausgedehnt worden. Sie gilt in Neuporpommern und der Rhein⸗ 
provinz!?), wo indeß die außerhalb der Zuſammenlegungen erfolgenden 
Theilungen und Ablöfungen einem befonderen Verfahren unterliegen“), in 
Scäleswig-Hofftein und Heffen-Naffau, hier unter Ausfchluß des Güterlonfoli- 
dationsverfahrens in Naffau!5), fowie in Hohenzollern ?*). Nur für die Provinz 
Hannover befteht ein abweichendes Berfahren, das alle mit der Aus⸗ 
einanderfegung nicht nothwendig zufammenhängenden Streitigkeiten den ordent- 
lien Gerichten übermweift!”). 

Durch diefe Sefetgebung find Auseinanderfegungsbehörden be- 
ftellt 19), deren Mittelpunkt die Generallommiffionen bilden. Dieſe be= 
ftehen aus dem Präfidenten und mindeftens 5 Mitgliedern, von denen 3 zum 
Richteramte befähigt fein müſſen. Ihre Zuſtändigkeit erftredt fih auf Ge⸗ 
meinheitötheilungen, Regulirungen, Ablöfungen und auf die Begründung von 
Rentengütern. Sie entfcheiden über die dabei unterlaufenden Streitigkeiten, und 
find infomeit Gerichte erfter Inftanz. Zugleich haben fie aber aud) das polizei- 
liche Interefle des Staates und das Bermögensintereffe der Körperfhaften und 
entfernten Theilnehmer von Amtswegen wahrzunehmen!) Als Drgane der 








— — — — — 


u) V. 20. Juni 17 (GS. 161) und 
Erg®. 34 (GS. 96). Weitere Ergänzung 
Ausb. (zur STD.) 21 (65.83), B. 44 
(86. 45 ©. 19) u. Zuſt&. $ 952. 

“) GTO. 51 (85. 371) $ M—26; 
Zufammenlegungen im oftchein. Theil des 
RB. Koblenz ©. 69 (&S. 514) 8 9, im 
Geb. des rhein. Rechts ©. 85 (GES. 156) 
8 12 bis 20, 22 u. 25. 

“, &. 51 (86. 383) nebſt B. 79 
(RSB. 287) 8 1. ©. 79 (GS. 281) 
8 30 u. (Gebühren) 95 (GS. 203) $ 102. 

ic) Ablöfungsgefeße (Arm. 53) f. Sc. 
Holftein 8 57, f. Lauenburg 8 2, f. d. 
RB. Kaſſel 8 29, d. RB. Wiesbaden 
$ 25, 26 und (©. 72) 8 18, 19 und 
@emeinheitstheilungsgefege (Anm. 65) für 
Schl.⸗Holſtein 8 29, d. RB. Kaffel 8 29, 
d RB. Wiesbaden GTO. 8 24. 

e, &. 85 (GS. 143) $ 39 u. 45. 

”, G. 41 (han. GS. 1 145‘, erg. ©. 
656 (daf. 437), 62 (daf. 415) u. 83 (GS. 7). 

) Die Mitglieder unterliegen denfelben 


Disziplinarvorfchriften, wie die Richter ©. 
51 (8 183 Anm. 12 d. W.), insbef. 8 65 
u. 69. — Den preuß. Behörden find die 
Auseinanderfegungsgefhäfte in einigen 
anderen deutfhen Staaten über 
tragen Vertr. mit Anhalt 74 (SS. 359), 
S.Meiningen 68 (65. 873), Schw.- 
Rudolſtadt 55 (GES. 56 ©. 6), Schw.- 
Sondershaufen 54 (GS. 571), Schaumb.- 
tippe 72 (88. 73 ©. 18) u. 74 (GS. 
245). — Bearbeitung der Geſchäfte im 
Örenzgebiete gegen Braunfchweig Vertr. 77 
(88. 78 ©. 105). 

», 8, 17 (Anm. 12) 8 1—9, 15 bie 
22, 26—28, nebft Dekl. 47 (6S. 337) 
8 6; ErzV. $ 1,7, 8, 10-13, 15, 16 
nebſt Dell. 42 (&S. 245) Nr. 1; Ausf®. 
21 8 1-9 u. 8. 44 8 1-3; ©. 
80 (86. 59) 8 2-4. — Prüfung der 
Hülfszeihner, Meliorationstechniker u. 
Wieſenbaumeiſter Vorſchr. u. zwei 3. 91 
(MB. 129, 179 u. 1892 ©. 39) und 
der Vermeflungsbeamten 3. 88 (MB. 89 
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Generallommiffionen find Speziallommiffare (Delonomielommiffare oder 
Detonomielommiffionsräthe) angeftellt?%). Auch können die Gefchäfte anderen 
Staatd- und Kommunalbeamten übertragen werden?n). Endlich beſtehen 
unter Borfig der Landräthe Kreispermittlungsbehörden, die bei Eimver- 
ſtändniß beider Theile die Auseinanderfeßung herbeiführen können. Ihre 
Mitglieder werden vom Streißtage gemählt und von der Generallommiftion 
beftätigt**). 

Zur Entfheidung über Berufungen und Beichwerden gegen Erfenntnifie 
und Verfügungen der Generaflonmiffionen befteht das Oberlandestultnr- 
geriht*?). 

Das Verfahren, das neben der Ordnung nicht fireitiger Gegenftände 
(Regulirung) auch die Erörterung und Entſcheidung von Streitpuntten (Streit 
verfahren) umfaßt, ift in Hinblid auf Zweck und Weſen der Auseinanderfegung 
beſonders geftaltet**). Die allgemeinen Prozeßvorſchriften find nur mit mehr- 


S. 7) nebft 3. 93 (MB. 72); Annahme | %4) u. I6 (MB. 152). — Rang $ 7 
u. Ausbildung der Büreaubeamten Vorſchr. Ann. 22 d. W. — Bitreaubeamte 3. ss 
91 (MB. % ©. 42), erg. I6 (MB. 121) | (ME. 47). — Im Hannover find die 
u. 98 MB. 196), Brüfung Borfhr. 95 | Abldfungslommilfionen und bie Berloppe 
(MB. 96 S . 15). — Kompetenzkonflilte lungskommiſſare zur ſelbſtſtändigen erf- 
8. 79 (06. 57 8) 822. — Zuftändigfeit | nftanzlicgen Entſcheidung berufen Anm 17 
der Regierungen, Magiftrate und Kredit-⸗ u. 
direftionen zur Bornahme von Regulirungen | * 8 17 8 62-64, ErgS. 8 19, 
u. Theilungen in Domänen⸗ u. Anſtalts- Ableö. 50 (GE. 77) $ 108 u. 4 506 
ſachen B. 17 8 65-67. ErgB. $ 89, | (GE. 139) Art. 15. 
40, RD. 25 (66. 8 ©. 5) DAL. — | =) Er. 8 24. 
Generaltommiffionen beflehen zur 8 . 
Zeit in Königsberg f. Oftpreufßen, in ”) 8.44 5 7-13 u.0.8082. — 
Bromberg f. Weftpreußen u. Pofen; in | Entideidung ib. Mühlen- u. gewerbliche 
Frankfurt a. DO. für Pommern, Branden- Men $ 320 Abj. 34, über Demutung 
burg u. Berlin; in Breslau f. Schlefien; | der Privatfläffe (über ee un r» 
in Merfeburg f. Sadfen, beide Schwarz. | Rheinufer) 8 325 Abſ. 3 
burg, S.-Meiningen u. Anhalt; in Han⸗ *) Berfahren —*88 17 Ss 68 
nover f. d. Prov. Schl.Holſtein u. Han- bis 100, 104 - 107, 110-118; Erg®. 
nover (LB®. 8 16, 23, 41 Abſ. 2. u. 155 | $ 20—29; verb. G. 21 (GE. 83) 8 10 
Abſ. 2), in Münfter f. Weffalen u. den ı bie 18, 25 u. ©. 50 (66. 139) Art. 15. 
landrechtlichen Theil der Aheinprov. (8 171 | — Bermeflung, Bonitirung und Plan- 
Abf. 1 d. W.); in Kaffel f. Heflen-Naffau | bereinung 3. 17 5 114—14. — 
(8. 87 ES. 61 $ 2) u. f. Walded u. | Sciederichterliches Verfahren Erg®. $ 31 
Sch.⸗Lippe; in Düffeldorf f. den nicht land» : bie 35. — Fontumngialoerfabren 8. 17 
rechtlihen Theil der Rheinprov. ©. 85 | $ 145-153; B. 4 8 5 ® 99 
(85. 156) $ 24, ©. 85 (GS. 143) S 39 | (Anm. 25) 856. _ Enticheibungenn. Regefle 
u. 44 u. f.  Sobengollern G. 85 (85.143) | 8. 17 8 154-172; ErgB. 8 36—38, 
839 u 41, 43 u. KO. 41 (86. 42 6.17). — 
*) v. Fr 8 27, 40-48, 52—61; | Rechtsmittel ®. 17 8 187—9, 191—4; 
ErgV. 8 17, 185, 2. 44 8 5; G. 80 ErgV. 8 54, 55; ©. 218 33; ©. 4 
(@S. 59) 8 2, 5 8l. — Ausbildung u. | $ 14—22, Das ©. 99 (Anm. 35) läßt 
Prüfung Inftr. 36 (KA. XX 93) u. ZR. | neben der Beſchwerde ($ 75—78) nur die 
78 (MB. 24). Zulaſſung praftiiher | Rechtsmittel der Berufung (8 57—65) n. 
Landwirthe zur Laufbahn RE. 78 (MB. | f. die 3. Inſtanz das der Reviſton ($ 66 
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fachen Abweichungen darauf anwendbar. Insbeſondere find die Grundfäge des 
unmittelbaren Prozeßbetriebes durch die Parteien, des Verhandlungsverfahrens 
und der Mündlichkeit ausgeſchloſſen?). — Das Berfahren bei Ab- 
(öfungen wird durch die Ablöfungsgefege geregelt?®). 

Die Koften werden nad; Pauſchſätzen erhoben. Die Rommiflare, melde 
früher auf eine zu beredinende und von den Parteien zu erflattende Ent⸗ 
ſchädigung angemwiefen waren, find gegenwärtig der Regel nad) mit Gehalt 
und Penſionsberechtigung angeftellt und erhalten gleich den Feldmeſſern bei 
auswärtigen Geſchäften Reiſekoſten und QTagegelder aus der Staatstaffe?”). 


8 319. 

c) Die freie Verfügung über dad Grundeigenthum iſt unbeichadet 
der Anfprüde der Realberechtigten grundſätzlich anerkannt. Infolgedeſſen 
wurde das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden (8 336 Abſ. 1), ſowie 
eine Mehrzahl einzelner Berechtigungen, insbefondere das Obereigenthumsrecht 
des Lehns⸗, Grund» und Erbzinsheren, das Eigenthumsreht des Erbverpädters 
und das grund» oder gutsberrliche Heimfalldreht mit Ausnahme der dielen 
Berhältniffen entipringenden Abgaben und Leiftungen unentgeltlich aufgehoben ?®). 
Gleiches gilt von dem Vorkaufs⸗, Näher- und Retraftredte an Grund- 
ftüden, foweit e8 nicht auf Vertrag, lebtwilliger Verfügung oder Enteignung 
beruht). — Die Berfaffung unterfagt ferner die Errichtung von Lehen und 
verheißt bie e Auflöfung des beftehenden Lehnsverbandes (Allodififation); nur 





bis 74) zu. — Ausführung B. 17 
$ 196—8, 200-2, 204—8; Erg®. $ 56 


bi 4. — Berichtigung der KRatafter und 
Grundbũcher IR. 77 (MB. 60). 

*) &. 79 (868. 281) 8 1, 4, 14. 
Das Berfahren iſt mit der nenen BBO. 
in Einklang geſetzt ©. (1880 GS. 59, 
geändert &. 99 GS. 284 Art. 4 u. gem. 
Art. 7 Abf. 2 daf.) in neuer Fafſung u. 
Paragraphenfolge veröffentlicht 1899 ©S. 
404. — Peterſen, die preuß. Auseinander- 
fegungs- u. Rentengutögefege (Berl. 99) 
Sterneberg u. Pelter (2. Aufl. Berl. 00). 

”, Anm. 37 u. 53. 


| 
*) &. 75 (66. 395), erg. ($ 10 u. 


14) 8. 97 (85.98 ©. 1), ferner ©. 99 
(vor. Anm.) $ 8, 10, 44 u. 96 nebft Ge⸗ 
richtstoften G. 99 (GS. 326) 87 u. 115 
Abi. 3 u. 120 Abi. 35 Anwendung in 
der Rheinprov. u. Hohenzollern ©. 85 
(85. 156) $ 20, ©. 85 (86. 143) 
8 43, auf die naffauifche Güterlonfolidation 
G. 87 (88. 61) 8 26—33 u. 36 Abf. 4. 
Gewährung von Bürenuentfchädigungen 


ı 3. 84 (MB. 98) u. 87 (MB. 125) Ber- 
gütung f. Gchreibarbeiten 3. 84 (MB. 
228). — Gebühren f. Bermeffungsbeamte 
3.91(MB. 125). — Neben dem ©. 75 
fommen noch einzelne Beflimmungen der 
älteren Borfchriften (Reg. u. Inſtr. 36 
ES. 181 u. 187) zur Anwendung 8 17 

d. G. — Die „FoRenpflicht betrefien V. 
17 8 209-214, ©. 21 $ 26-28 u. 
©. 50 (68. 18) Art. 16. — Stempel- 
freiheit V. 17 8 213, 8 1523 Abſ. 2 

.®. — Die Koften und die Anfprüde 
auf deren Nüderftattung verjähren in 
4 Jahren &. 99 (GS. 177) Art. 8. 

=, AbloſO. (ältere Brov.) 50 (GOS. 77) 
82,3 u. 5. 

=) Daſ. 8 26 u. 4 u. (Hannover) G. 
72 (GS. 73 ©. 2). — Bertragsmäßiges 
Vorkaufsrecht BOB. $ 504—14, ding- 
lihes an Grundftüden, das im Intereſſe 
der Seßhaftmadung (8 32% d. W.) zu» 
gelafien ift $ 1094— 1104. Vorkaufsrecht 
der Miterben $ 2034-6. — Borlaufs- 
recht bei Rentengütern Anm. 77, bei 
Enteignungen $ 312 Anm. 21 u. 857 
Anm. 11. 
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Thron- und außerhalb des Staates liegende Lehen find ausgenommen. Das 
gleichzeitige Verbot der Errichtung von Bamilienfideilommiffen ift wieder 
rüdgängig gemacht; auch die früheren Lehen können in folde verwandelt 
werden). Hiervon abgefehen darf bei erblicher Ueberlafjung eine® Grund⸗ 
ftüdes nur das volle Eigentbum übertragen, das lettere auch nur mit feften 
fündbaren Geldrenten belaftet werden?)y. Das Kündigungsreiit darf bei 
Hypotheken⸗,, Grund- und Rentenſchulden nur ſoweit ausgeſchloſſen werben, 
daß ed nad) 20 Yahren binnen 6 Monaten ausgeübt werden fann??). 

Die freie Verfügung bedingt die Theilbarkeit. Auch die dieſer entgegen- 
ftehenden Hindernifle, die namentlich dem früheren bäuerlichen Erbredite (Meier⸗, 
Höfereht) entfprangen, find beſeitigt?”). Die Vertheilung der öffentlichen 
Laften bei Zerftüdelungen (Dismenbrationen oder PBarzellirungen) ft — ab» 
aefehen von Weftfalen, Rheinprovinz und Hohenzollern — näher geordnet; 
die Regelung der Staatsabgaben erfolgt von Amtswegen durd; die Staats- 
behörden, die der übrigen Laſten durch die betheiligten Körperichaften umd 
Berbände). — Zur Erleihterung der Abtrennung verhältnißmäßig 
Heiner Grundftüde können folde gegen ein Unſchädlichkeitszeugniß der 
Auseinanderfegungsbehörde — bei landſchaftlich beliehenen Gütern der Kredit⸗ 
direftion — ohne Einwilligung der Realberechtigten verfauft oder vertaufcht 


werden. 


2) BU. Art. 40 u. 41 (Faſſung des ©. 
52 ES. 319). — Auflöfung des Lehne- 


verbaudes in Oftpreußen ©. 77 (GS. 101), | 


in der Kurs, At u. Neumart ©. 75 
(GS. 537), in Alwor⸗ u. Hinterpommern 


®. 67 (Gs. 362) u. 75 (GS. 406), in ! 


Sadfen und den vorm. fähf. Theilen der 
Prov. Brandenburg ©. 77 (GS. 111), 
80 (88. on u. 83 (85. 61), in 
Folegen © 76 (GS. 238), Weitfalen 
G. 76 (8. 112), Lauenburg ©. 76 
(Woch.Bl. 69), Hannover G. 36 (han. 
GS. 1 33), 85 aufgehoben &. 87 (GS. 
115). — Rechtsverhältniſſe u. Zuſtündig⸗ 
feit der Gerichte in Lehns⸗ u. Famgider 
kommißſachen 8 210 Abſ. 3 d. W. — 
Die Verwaltung des kondeshentiden Lehns⸗ 
weſens in der Prov. Hannover erfolgt durch 
Se Regierung in Hannover AE. 84 
685. 341). 
=) "AIG. 8 91 (EG. z. BOB. 
Art. 115). Diefe u. die gleihe Vorſchrift 
in den Ablöfungsgefegen von Schi.» Holftein, 
Hannover, Heffen-Naffau u. Hohenzollern 
(Anm. 35) find durch das BGB. nidt 
berührt u. auf das Herz. Lauenburg, 


Die Kaufgelder find in diefem Falle ebenfo in das Hauptgut zu 
verwenden, wie die Ablöfungsfapitalien ?°). 


Zu öffentlihen Sweden ift bei 


Helgoland u. das linke Rheinufer ausge 
dehnt AG. Art. 30. 


2), AS. (vor. Anm) At. 32 m 
8915, 22, 27,29, — Abweihung S 32 
Abſ. 4 d. W 


*) Ed. 9. Ott. 07 $4 n. v. 14. Sept. 
11 $ 1. Abweihung wie vor. Anm. — 
Hannover ©. 73 (GS. 258) $ 8; vorm. 
großh. heil. u. naffauifche Theile &. 78 
so. 85); Kreis Rinteln ©. 70 (GS. 

17). 

*) Oeſtliche Provinzen G. 76 (6S. 406) 
8 1—12, 21, 24-26 (Friſt im $ 9 jet 
2 Wochen BO. 8 51), Zuf®. $ 147, 
Bearb. vd. Kampt (Berl. 93); verb. AblG. 
8 93. Ausf.Infe. 77 (MB. 103) S 1 
bis 13 u. 18; Schleswig-Holftein G. 88 
(GS. 243) 8 1—12, 21-24 u. (Kr. 
Herz. Lauenburg) ©. 76 (Wochenbl. 11) 
nebſt Zuftß. $ 149; Hannover ©. 87 
(85. 324) $ 1—13 u. 22 - 24. — 
Aehnliches Berfahren bei Anlegung von 
Kolonien 8 266 Abi. 5 d. W. 

*) &. 50 (®. 145) u. 6ð (GS. 384), 
beide eingeführt in Schl.Holſtein G. 86 
(SS. 139), im RB. Kaffel, ausichl. der 
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entſprechender Wertherhöhung des Hauptgutes gegen ſolche Beſcheinigung 
auch die unentgeltliche Abtretung einzelner Theilſtücke ohne dieſe Einwilligung 
zuläſſig °9). 


8320. 

d) Die Ablöſung der auf Grund und Boden haftenden Abgaben und 
Dienſte war bereits 1811 angebahnt und ſeitdem durch eine Reihe allgemeiner 
und provinzieller Vorſchriften weiter geführt. ine einheitliche nnd umfaſſende 
Regelung iſt indeſſen erſt in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts eingetreten. 
Sie erfiredte fi) Über das gefammte derzeitige rechtsrheiniſche Staatögebiet??). 
Auf Ablöfung kann hiernach der Berechtigte wie der Verpflichtete antragen®). 
Ablösbar find alle beftändigen Abgaben und Leiftungen mit Ausnahme der 
Öffentlichen Laften und der nad ben Grumdfägen der Gemeinheitötheilungs- 
ordnung abzulöfenden Grundgerechtigkeiten (Grunddienſtbarkeiten, Servi- 
tuten) 39). 

Zum Zwede der Ablöſung wird nad beftimmten Normalpreifen oder nad 
dem Gutachten Sachverſtändiger der jährlihe Geldwerth der abzulöfenden 
Laften ermittelt") und nach Abzug der in gleicher Weife ermittelten Gegen- 
leiftungen der Ablöfnng zu Grunde gelegt. Dabei muß mindeftend !, des 
Keinertrages der Stelle frei bleibent'). — Eine befondere Berechnung ift in 
betreff der dauernd zur Nutzung audgeliehenen und im Eigenthume des Gutd- 
herrn verbliebenen Stellen vorgefhrieben, indem die für den Berechtigten und 
Berpflichteten ermittelten Werthe gegeneinander aufgerechnet werben, worauf der 
zu gunften des erfteren verbleibende Ueberfhuß im ordentliden Verfahren zur 
Ablöfung gelangt (gutSherrlih-bänerliche Regulirung) 1?). — Bei der Ablöfung 


— — — — — 


großh. heſſ. Theile und in Hohenzollern 
©. 85 (6. 115), im Gebiete des rhein. 
Rechtes ©. 88 (GE. 62) 8 76. Ent⸗ 
fprehende Beflimmungen für Walded« 
Pyrmont ©. 96 (GS. 263); ebenfo für 
Hannover ©. 89 (85. 65) 8 1—3 mnter 
gleichzeitiger, den altpreußiihen Grundſützen 
(Aum. 62) entiprehender Regelung des 
Verfahrens zur Sicherſtellung der Rechte 
Dritter $ 4-9; Einf. in Frankf. und die 
vorm. groß. und landgräflich heſſiſchen 
Theile &. 95 (GES. 481) 8 4, in das 
vorm. Herz. Raffau u. Helgoland &. 99 
(85. 177) Art. 20. Dieſe Geſetze, die 
durch das BGB. nicht berührt werden 
ES. Ar. 120, find ergänzt ©. 99 
At. 19. — Berb. AS. (Aum. 37) 
5 110—122. 

G. % (858. 226). 
Geltung wie vor. Anm 

7, Abldjungs®. 2, März 50 (GOS. 


Fortdauernde 


77). — Auf dem linken Rheinufer war 
dem Bedürfniffe bereits durch die franzöſiſche 
Geſetzgebung genügt. 

=) Daſ. $ 94 u. 95; Zuftändigleit u. 
Berfagreu $ 104—112. 

Fu 86 u7. — 5 %08 Anm. 58 
d. 


* AIG. 8 8; Dienfte $ 9—17; fefte 
Körnerabgaben 8 18—28; andere fefte 
Naturalabgaben 8 29—31; Fructzehnten 
8 32-35; Befisveränderungsabgaben 
8 36—49; fefte Seldabgaben 8 50-56; 
fonftige Laſten 8 57, 58. — Feſtſtellung 
der Normalpreife u. Marktorte 8 67, 68, 
71 u. 72, © 60 (ES. #8) u. 73 
(96. 356). 

“) Al. 8 59-63 u. 66. 

= Daſ. Abi. III (8 73—90), erg. 
Dei. 53 (®E. 240) u. ©. 57 (GS. 235). 
— Diefer nur für das Geltungsgebiet ber 
früheren Regulirungsvorfchriften beftimmte 
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Bat der Verpflichtete die Wahl, ob er duch Zahlung des 18 fachen Betrages 
des Jahreswerthes ablöfen oder diefen Jahreswerth als Rente weiterzahlen 
will. Im legterem Falle wird das Verhältniß zwiſchen Berechtigten und Ver⸗ 
pflichteten dadurch gelöft, daß zwifchen beide der Staat tritt, der die Ablöjung 
mit feinem Kredit und feinen Vorrechten bei der Abgabenerhebimg zu fördern 
vermag. Die Vermittlung bewirkt die Rentenbant, die den Berechtigten 
durch vierprogentige, ſtaatlich gemwährleiftete Rentenbriefe in Höhe des zwang: 
fachen Betrages abfindet und die ſonach den Zinsbetrag überfleigende Rente 
fo lange fortbezieht, als es neben der Berzinfung zur allmählichen Tilgung 
der Kentenbriefe erforderlich if. Diefe Frift dauert 56,, oder, wenn ber 
Berpflichtete von dem Rechte auf Erlaf eines Zehntels der Rente feinen Ge 
brauch) macht, 41! Jahre. Die Vermittlung der Rentenbank tritt auch ein, 
wenn der Verpflichtete den 18 fachen Baarbetrag anbietet und der Berechtigte den 
20 fahen Betrag in Rentenbriefen vorzieht*). Die Endfrift, die für die 
Anträge auf Vermittlung der Rentenbank geftellt war, ift fortgefallen**). Die 
Rentenbanten werden von Direktionen verwaltet*®) und flehen unter gemem- 
ſamer Auffiht des Landwirthſchafts⸗ und des Finanzminifters*). Die Renten 
bedürfen keiner grundbuchlichen Eintragung und werden den Staatöfteuern gleiä 
behandelt und mit biefen erhoben““). Die Rentenbriefe lauten auf den Inhaber 
($ 306 Abf. 3) und werden nad Maßgabe der angefammıelten Tilgungsbetröge 
allmählich ausgelooft*?), 
Für einzelne Ablöfungen beflehen abweichende Vorſchriften: 
1. Domänenrenten werden ohne Bermittlung der Rentenbanken m 
mittelbar an die Staatslaffe abgeführt‘?). 
2. Beſonders vereinbarte Erbpadit-, Erbzins- oder Eigenthumt- 
kanons oder Zinfe find nicht durch Rentenzahlungen ablösbar ’). 
3. Abgaben an geiftlidde und Schulanftalten, fromme und milde 
Stiftungen werden nad) den Normalpreifen in eine Roggenrente ver⸗ 


m mn — 








Abſchnitt if} in den vormals fächfifchen 
Theilen nit anwendbar; auf Neuvor- 
pommern und Nügen ift er jedoch nad 
Maßgabe des ©. 92 (85. 127) aus 


“ 9. 8 64 und RentenbankG. 
2. März 50 (GS. 1121. Die Renten 
bedürfen feiner Eintragung in das Grund⸗ 
buch n. werden bei Zerflädelungen durch 
die Auseinanuderfegungsbehörte auf die 
Zrennftüde vertheilt ES. 5. BGB. Art. 113 
u. 120 Abf. 2 Nr. 2, AG. Art. 223 u. 
31, ©. 99 (GS. 307) 8 12 Abf 1. 

) RentBG. 8 56 und ©. 91 (SS. 
279) 8 14. 

) RBG. 851, 4 5 u AE. 50 (SS. 
351); Stempelfreiheit der Verhandlungen 


RES. 8 54. — Rentenbanken beftehen in 
Königsberg f. Of- u. Weftpreußen; in 
Berlin f. Brandenburg u. die Stadt Berlin; 
in Stettin f. Pommern u. Scht.Holften; 
in Pofen f. d. Prov. Poſen; in Breslau 
f. Schlefien, in Magdeburg f. Sadfen u. 
Hannover u. in Münfter f. WWeftfalen, 
Heſſ.⸗Naſſau und die Rheinprovin;. 

“, AE. 59 (88. 421). 

RBG. 8 18-27, ©. 60 (GES. 383, 
EG. z. BGB. Art. 114 u. AG. Art, 2°. 
— Bertheilung bei Zerflüdelungen $ 319 
Abſ. 2 d. W. 


“) NG. 5 8248, 
°) Dal. Ss Tu 64. 
“) Abl®. 5 65 Abf, 13. 
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wandelt, die zum 25 fadhen (bei Beantragung durch den Berechtigten zum 
222%, fahen) Betrage abzulöfen, oder nad) dem jährlichen Marktpreiſe in 
Geld weiterzuzahlen ift°?). 

4. Bei Mühlenabgaben wird die Vorfrage, ob fie ald gewerbliche Ab- 
gaben aufgehoben oder als Srundabgaben ablösbar jeien, durd das 
Oberlandestulturgericht entjchieden®). 

Aehnlich ift die Abldfung in den neuen Provinzen geregelt?). Die 
Frift für Inanſpruchnahme der Rentenbanken ift diefelbe, wie in den ölteren 
Provinzen). 


$ 321. 

e) Die Gemeinheitötheilungen bezweden die Befeitigung der feit 
Lange *) als kulturſchädlich erkannten gemeinſchaftlichen Nutzung ländlicher 
Grundſtücke (Gemeinheiten), welche entweder auf einem den früheren Mark⸗ 
genoflenfchaften entftammenden, gemeinfamen oder Gefammteigentfume oder 
auf ein- oder wechlelfeitigen Dienftbarfeitäverhältnifien (Servituten) 3?) beruhte. 
Die Gemeinheitötheilung wird in der Regel mit der wirthſchaftlichen Zufammen- 
legung zerfplittert und im Gemenge belegener Grundftüde verbunden und in 
diefem Falle ald Separation, in Hannover als Berloppelung und in Naffau, 
wo fie nur einzelne Feldabtheilungen (Gewannen) umfaßt, als Stonfolidation, in 
Süddeutfehland ald Feldbereinigung bezeichnet. 

Eine einheitlihe Ordnung ift zunächſt für das landredtlide Gebiet 
erfolgt®®). Gegenftand der Gemeinheitstheilung find die Weide, Forſt⸗, Frucht», 
Gräferei-, Fiſcherei⸗, Torf- und ähnlichen Nutungen auf fremden Grundftüden 59). 
Die Gemeinheitstheilung fegt den Antrag eines Betheiligten, und im alle 
eines Länderaustauſches die Zuftimmung der Beſitzer des vierten Theiles der 
Ländereien voraus). Kine wirthfchaftlihe Zufammenlegung der Grundftüde 


) &. 72 (88. 3 73 (GS. 356) (Gs. 517), 72 (GS. 165), 76 (GE. 
8 5 u. v. 79 (GS. 123). 369) u. 90 (GS. 255). — Hohen⸗ 

2) Al. $ 113; ' 50 (GS. 146) | zollern &. 60 (GE. 221). 
u. (neue Provinzen) 68 (88. 249) 8 50. “), Aelteſte Gem ThO. 1771 f. Schlefien. 

” Schlesw.Holftein ©. 73 (GE. = SemeinheitstheilungsDd. 7. 
3); Lauenburg G. 79 (GS. 14. — uni 21 (GS. 53); Erg®. 50 (GE. 
Hannover AD. 33 (dan. GS. I 147); 
die Befugniß des Domänenfiskus ale Be⸗ u GTD.51u.2; ErgG. Art. 1u.2. 
rehtigter auf Ablöfung anzutragen (B. 67 | Geredtigfeiten zur Hütung HR. 1% 
GES. 1670) ift auf andere Berechtigte aus- | 8 80—137, 141—4, Schüferei 146—179, 
gedehut ©. 69 (GS. 544), insbefondere | fonflige $ 240—2, Maftung u. Holzung 
auf geiftfihe u. Schulinftitute, fromme u. | Anm. 61; die Borfchriften werden bezüglich 
milde Stiftungen ©. 74 (GS. 21); Ab» | des Inhaltes u. Maßes der Gerechtigkeiten 
fung der Erbzine- u. Erbpachtverhältniffe | durch das BGB. nidt berührt EG. 
in den Moor- n. Behnkolonien ©. 76 | Art. 116. 
(88. 261). — RB. Kaffel außer den m) GTO. 8 4,5, 9-29; Erg®. Art. 9 
vorm. großh. heſſ. Theilen &. 76 (86. | u. B. 38 (GE. 429). — Unzuläfftgkeit ber 
357) und 79 (GS. 16). — Lebtgenannte | Verwandlung des Gemeinde-(Küämmerei-) 
Theile und RB. Wiesbaden ©. 69 | oder des  &emeinbeglieber-(Bürger-)ver- 





— — — 
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ift auch außerhalb der Gemeinheitstheilung geitattet, jobald die Eigenthümer 
der mehr als die Hälfte der Fläche und des Grundfteuerreinertrages bar: 
ftellenden Grundftüde auf folde antragen und der Kreistag fie fir zuläffig 
erflärt®®). Im der Gemeinheitätheilung felbft werden die Theilnehmungsredhte 
ermittelt °®) und nad} diefen die Abfindungen feftgeftellt, die in der Regel in 
Land beftehen follen, daneben aber auch in Rente, Raiuralleiftung oder Kapital 
gewährt werden können). Bei Forften find Naturaltheilungen nur unter 
befonderen, das Forftlulturinterefie fihernden Borausfegungen zuläffig®?)., — 
Die Abfindungen werden mit den durch Beſitzrecht und Schuldenbelaflung be- 
dingten Einfhränfungen freies Eigentfum und treten in Anſehung der Rechte 
und Pflichten an Stelle der abgetretenen Grundftüde und Bereditigungen®?). 
— Neue Gemeinheiten können nur für beſchränkte Zeit mittelft ſchriftlichen 
Bertrages errichtet werden®®). — Abgefehen von der Aufhebung der Gemein⸗ 
heiten konnen die Betheiligten auch deren Beſchränkung auf ein beſtimmtes 
Maß herbeiführen *). 
Aehnliche Vorſchriften ergingen für die übrigen Randestheile®®). 


— — — —— ——- 


mögens in Privateigentfum GTO. $ 17 
u. Dekl. 47 (99: 37) 81; rhein. GTO. 
(Anm. 65) 8 

) ®: m se. 329), Ausf. ZR. 72 
(MB. 213). 

” GTO. 8 30-55; EG. Art. 3-6, 
9 u. 14 u. Del. 47 8 6. 

, STD. 5 56-107; EG. Art. 7, 


—10. 

ei) 8 330 Abſ. 509.W. — Theilungs⸗ 
grundfäte GTO. 8 108—118; Abftellung 
der forfiliden Berechtigungen (Wald⸗ 
ferpituten) $ 114—140, und zwar 
Maſtungsrecht 8 116, 117 u. 130, verb. 
er. I 22 8 187—196; Holzungsredt 
STD. $ 118-126, 128 u. 129, EG. 
Art. 4 u. 10, verb. ER. I 22 8 197 — 239; 
Baldweideredt TO. $ 131-137 u. 
189, EG. Art. 10 u. 11, vol. 2R. I 22 
8 170—186 u. LandſtultEd. 11 (GS. 300) 
8 27—33; Balbftzeubereitigung GTO. 


$ 140, EG. Art. 4 u. f. d. Öfll. Prov. 
B. 43 (66. „105) nebft Kelbpoi®. 80 
(85. 230) 8 9 


” STD. $ 11-1 u. 153—163 
u. ER. I 20 8 458-465. Sicherſtellung 
ber Rechte dritter KO. 35 (GS. 135) 
(8 152 des erfteren u. 8 2, 9 des lekteren 
®. aufgehoben Abl®. 2. Mürz 50 $ 110). 
Zeitpunkt für den Eigenthumsübergang ©. 
5 > 325) 8 1, erg. G 99 (SS. 177) 


e) BED. 8 164, 165, 27 u. Dei. 41 
(88. 75). 


“ TO. 8 166—191. 

“, STD. f. Neuvorpommern n. >. 
Rheinprov. ausihl. bes landrechtlichen 
Gebietes (8 171 Abſ. 18.8.) 19. Mai 51 
(86. 871) u. (Verfahren auf dem Tinten 
Sheinufer) ©. v. demf. T. (GS. 383), 

erg. A 3. ZPO. 99 (86. 388) 8 12; 
bie —8 — * 

n Neuvorpom. auf B. beruht, iſt 
im oftrhein. Theil des a8 —* durch 

G. 69 (GS. 514) und im Geb. des 
rhein. Rechtes, wo der GOrundbeſitz beſonders 
ſtark zerſplittert iſt durch G. 85 (GS. 156) 
zugelaſſen. deſſen $ 17—19 mit Einführung 
des Grundbuchweſens (ß 208 d. W.) fort- 
gefallen find. — Hohenzollern ©. 85 
(88. 143). — Schl⸗Holſtein ©. 76 
(86. 377), Einf. in Lauenburg ©. 78 
(88. IN) 8 9. — Hannover G. 42 
(dan. GS. I 131), erg. ©. u. Bel. 53 
(daf. 396 u. 1I 36) und ©. 56 (hd. GE. 
1 433); Wiefenbehütung ©. 48 (daf. 
201); Beredtigung zur Waldfireu &. u. 
Bel. 63 (daf. 3 u. 15), zur Weide G. 56 
(daf. 39) und 73 (OS. 353), zum Hauen 
von Plaggen, Haide, Raſen und Bülten 
G. 85 (GS. 109;; Berhberechtigungen 
(Korfttheilungen) ©. 73 (GS. 357). — 
—* Kaſſel u. Kr. Biedenkopf zwei 

. 67 (GS. 716 u. 1463), erg. G. 76 
6 366) u. ($ 5) Städted. 97 (88. 
254) $ 52 Abf. 3, auf Waldeck aus 
gedehnt &. 69 (868. 291). RB. 
Wiesbaden außer Kr. Biedenkopf, 
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Die Berwaltung und die Bertretung der durch die Gemeinheitötheilumgen 
begründeten gemeinfhaftliden Angelegenheiten (Lehm, Sand-, Kalt: 
und Mergelgruben, Steinbrüde, Wirthfchaftswege, Gräben und Tränken) kann 
von der Auseinanderfegungsbehörde auf Antrag dem Gemeindevorftande über- 
teagen werben °9). 

Die Gemeinheitstheilungen und Separationen haben fi bereit über eine 
umfaffende Bodenflähe ausgedehnt?) und das Grundeigentfum in weſentlich 
erweitertem Umfange einer unbehinderten und wirthſchaftlicheren Benugung er⸗ 
ſchloſſen. Die verbefierte Lage der Grundftüde hat, verbunden mit einem 
zwedmäßigen Graben⸗ und Wegenete, den Deliorationen (8 3233 Abf. 2) und 
einer freien Bewirthſchaftung ($ 329 Abf. 1) die Wege geebnet und bie 
früheren endlofen Grenzſtreitigkeiten durch fefte und einfache Beftimmung der 
Grenzen faft ganz befeitigt. Die landwirthſchaftliche Erzeugung und der Wohl« 
ftand der ländlichen Bevödlferung find dadurch weſentlich gehoben; für viele 
Gegenden bilden die Separationen den Ausgangspunkt für einen neuen und 
vernunftgemäßen Betrieb der Landwirthichaft. 


8 322. 

f) Die angemefjene Vertheilung des Grundeigenthumd bildet eine 
wichtige Vorbedingimg für den erfprießlihen Betrieb der Landwirthſchaft. — 
Die Landwirthfchafttreibenden zerfallen in Kleinbeſitzer, die bei einem Befige 
bis zu 2 (auf geringem Boden 5) ha auf Nebenarbeit angewiefen find, in 
mittlere Befiter (Bauern), die je nad Boden und Klima 3 bis 100 ha be- 
figen und davon zwar felbftfländig — ohne Nebenverdienft — leben können, 
aber mitarbeiten müflen, und in größere oder Gutsbeſitzer, die mit fremden 
Kräften arbeiten und fi auf die Leitung der Wirthſchaft beſchränken. Kleine 
Befigungen verknüpfen politifch das Intereffe zahlreiher Leute mit dem Be⸗ 
ftande des Staates und der geſellſchaftlichen Ordnung, gewähren diefen wirth- 
ſchaftlich Mittel zur Hebung ihrer Lage und zur Verwerthung überſchüſſiger 
ÜUrbeitsfräfte und mindern fozialpolitifh die Klaffengegenfäte und die Ab⸗ 
wanderung vom Lande ($ 327 Abf. 2). So erwünſcht e8 hiernach fein würde, 
wenn jedem fleißigen Arbeiter uud Handwerker die Möglichkeit zum Grund- 
erwerbe gewährt würde, jo bietet ſich doch nicht überall Gelegenheit zu aus» 
reichender Nebenarbeit; die Kleinbefiger würden aud nad ihrer Wirthfchafts- 
weife ($ 316 Abf. 1) den Bedarf der Bevölkerung an den Hauptnahrunge⸗ 
mitteln (Getreide und Großvieh) nicht deden können. — Die Bauern find 


Güterlonfolidation 8. 29 (naſſ. VBl. 65) | Befondere Regelung der Berfaflung der in 
n. 67 (GS. 1462), ©. 87 (GS. 61); | der Provinz Hannover ohreid vorhandenen 
Gemeinheitstheilung STD. 69 (OS. 526), | Realgemeinden G. 88 (GS. 233). 

erg. ($ 3) durh StädteD. wie im RB. 7) Bis Ende 1898 waren 18, 4 Mil. ha 
Kaſſel. in der Hand von über 2,2 Mill. Befigern 
“, 8.87 (GS. 105), OB. (XXIII 68). | ferarirt und von Servituten befreit. 


Que de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 31 
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trog einer gewiſſen Schwerfälligkeit den Fortſchritten der Landwirthſchaft nicht 
unzugänglidh, können ſich in den Genoſſenſchaften auch manche Vortheile des 
Großbetriebes aneignen und wirthſchaften bei unmittelbarer Aufficht und 
Mitarbeit fehr forgfältig und bei ihrer Anſpruchsloſtgkeit auch befonders bilig. 
Die körperliche Gefundheit, die Gemöhnung an firenge Arbeit und die ver: 
ftändige Denkungsweiſe machen fie dabei zu feften Stüßen in Staat und &e- 
meinde. — Die Gutöbefiger vermögen durch vermehrten Aufwand an Kapital 
und durch Höhere Ausbildung die techniſchen TFortfchritte der Landwirthſchaft 
vorzugsweiſe zu fördern und für die übrigen Landwirthe vorbildlich zu wirken. 
Dabei find fie für manche Betriebe (intenfive Wirthſchaft, Waldbau) ausſchließlich 
befähigt, auch im Staatswefen, insbefondere in der Selbftverwaltung, wegen 
de befonderen Interefjes an der ftaatlihen und gejellihaftliden Ordnung 
nicht zu entbehren. Da hiernach eine angemefjene Vertretung aller drei Klafien 
der Landwirthſchafttreibenden nothwendig ericheint, fo erftrebt die neuefle 
Agrargefetgebung ($ 317 Abf. 4) eine entfprechende Abftufung zwilden 
Heinem, mittlerem und großem Befige und fucht ebenfomohl der zu ftarfen 
Zerfplitterung, al® dem Uebermaße großer Befigungen (Latifundien) entgegen 
zu wirlen®®). Sie hat bieferhalb 

1. auf dem Gebiete des Erbredjts, neben den Fideikommiſſen, in dem Höfe 


rechte die lettwillige Verfügung zu Gunften eine® einzelnen Erben er 


leichtert, 


2. in dem Anerbenrechte, unbeſchadet der freien Verfügung von Todeswegen, 
ein neues geſetzliches Erbrecht eingeführt, 


— m — —— — 


“) Die Vertheilung des Grund und 
Bodens wurzelt in den urfprünglichen 
Anfiedelungen, die auf Einzelhöfen, häufiger 
aber in gefchloffenen Ortſchaften erfolgten. 
In diefen wurde — während Wald und 
Weide im Gemeinbefis (Gemeinheit, in 
Süddeutfhland Allmende) verbliedn — 
ber Ader wegen feiner ungleihartigen 
Beihaffenbeit in Hauptabtheilungen (Ge⸗ 
wannen, Tagen) zerlegt, innerhalb beren 
jeder Anfiebler feinen Antheil (Hufe) im 
Theilabſchnitten (Morgen, Tagewerfe) er- 
hielt. Diefe Gemengelage nöthigte bei 
dem Mangel an Zufuhrwegen zur gleich⸗ 
zeitigen Vornahme der Beſtellungs⸗ und 
Erntearbeiten in derſelben Gewanne, die 
durch beſondere Flurordnungen Flurzwang), 
feſtgeſtellt und erſt durch die Separationen 
($ 321 Abſ. 1.u. 5) beſeitigt wurde. 
Diefe Vertheilung erlitt durch Erbgang, 
Berläufe u. Stiftungen noch weitere Ver⸗ 
fhiebungen. Einfihtige Kürften traten dann 
der Einziehung der bäuerlichen Grundftüde 


durch die Grundherren entgegen, förberten 
aud die Wiederbefegung wüſt gewordener 
Stellen ($ 77 Anm. 8). Immerhin bat 
der Baueruftand fih im Nordoſten Deutide 
lands gemindert, wenn auch nicht in dem 
Maße, wie in England und befonders in 
Schottland. — Im Jahre 1895 wurden 
in Deutfhland 5558317 landwirthſchaft⸗ 
lihe Betriebe gezählt, darunter 32336367 
Hleinere (nnter 2 ha), 3296889 mittlere, 
bäuerlihe (2—100 ha) u. 25061 größer 
(über 100 ha). Sie umfpannten 43,%8 
Mil. ha Gefammtfläche, wonon 7,58 Forften, 

2,26 Oed⸗ u. Unland u. 38,51 landwirtf- 
ihaftlich genutzt waren. Große Beſitzungen 
(über 100 ha) überwogen in Weſtpreußen, 
Pommern, Bofen und in Medienbing- 
Schwerin, wo fie 60 v. H. der landwirth⸗ 
ſchaftlich genutzten Flähe ausmadten, bie 
Kleinbetriebe (bi® zu 5 ha) dagegen in 
Heflen-NRafjau, Rheinprovinz u. in Heſſen⸗ 
Darmftadt, Rheinpfalz, Baden u. Wurttem⸗ 
berg mit über 40 v. H. diefer Fläche. 
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3. in den Pentengätern die Neubildung kleinerer Befigungen durch er- 
leihterte Zahlung des Kaufgeldes und amtliche Vermittelung gefördert. 
Während die Fideikommiſſe die Erhaltung der größeren Güter®?) und 

das Höfercht nebit dem Anerbenreht in Weftfalen die der mittleren Güter 
(Landgüter) bezweden, follen die Rentengüter und das mit dieſen verbundene 
Anerbenredit die Neuanftedelung mittlerer und Heinerer Befiter (Kleinbauern 
und Arbeiter) fördern’). Das BGB. berührt diefe Geſetzgebung nicht?i). 
Um unbeſchadet der freien SCheilbarkeit Bauerngüter (Höfe, Landgüter) 

vor Erbtheilungsſchulden und Zerftädelung zu bewahren und dadurch möglicft 
in ihrem Beftande zu erhalten, fönnen diefe auf Antrag des Befiterd in eine 
vom Amtdgerichte geführte Höferolle (Landgüterrolle) mit der Wirkung einge- 
tragen werden, daß im alle der Beerbung durch mehrere Perfonen ein Erbe 
(Anerbe) zu einem nad dem Ertrage bemefjenen, mäßigen Betrage das Gut 
übernehmen und die Miterben abfinden fann (Höfereht’?). VBezüglich der 
bei einer Auseinanderfegung betheiligten Grundftüde kann der Antrag aud bei 
der Oenerallommiffion oder deren Kommiſſar geftellt werden’). In Weft- 
falen und dem landreditlihen Theile der Nheinprovinz ($ 171 Abi. 1) gilt 
für Landgüter (jelbftftändige Nahrungsquellen) ein gefetlihe® Anerbenrecht?*). 
Die Errihtung von Rentengütern war zuerft nur für die Provinzen 
MWeitpreußen und Pofen zur Beförderung deutfher Anftedelungen zugelafien. 





®, Die wirtbichaftlihe Bedeutung eines | 


gebundenen Befittes in den Fideilommiffen 
(8 210 Abi. 2) berubt auf der im all- 
gemeinen Staatsintereffe widtigen Erhal⸗ 
tung eines unabhängigen und leiſtungs⸗ 
fühigen Grundbefiterfiandes, auf der im 
Intereſſe des Wirthichaftsbetriebes liegenden 
Beſchränkung der Verfhuldung und auf 
der gefiherten Erhaltung eines größeren 
Waldbeſtandes (ß 330 Abf. 3). — Der 

ideifommißbefi in Preußen betrug (1895) 

Mit. ha, 6,09 v. H. der Sefammtfläde; 
davon waren 45 v. 9. bewaldet. 

) Diefe zur Sicherung der Arbeitsträfte 
für den Landwirthſchaftsbetrieb ($ 327 
Anm. 44) unternommenen Anftedelungen 
bilden eine Fortſetzung der durch verfchiedene 
Umftände, insbefondere durch die herrſchende 
Anfhauung von der unbedingten wirth- 
fhaftlichen Freiheit ($ 301 Abf. 1) unter» 
brochenen älteren Kolonifationsbeftrebungen 
(8 30 Abf. 4). 

1, EG. Art. 59—64. (Das Erbpadt- 
recht Art. 63 befteht in Preußen nidt 
mehr). Sonft werden landwirthſchaftlich ge- 
nugte Grundfiüde im Erbgange glei 
anderen Erbſchaften gemeinſchaftliches Ver⸗ 


mögen der Erben BGB. 8 2032; jeder 
von ihnen Tann die Auseinanderfegung 
verlangen 8 2043 u. diefe erfolgt durch 
Theilung $ 757, nöthigenfalls unter Ver⸗ 
fauf des Erbſchaftsgegenſtandes 8 753. 
Werthberehnung $ 327 Anm. 45. 

2) Höfe®. f. Hannover 74 (GS. 186), 
erg. ©. 80 (GS. 87) u. 84 (SS. 71), 
f. Lauenburg 81 (8S. 19. — Yür 
Brandenburg erging LandgüterO. v. 83 
(GS. 111) u. Bf. 88 (IMB. 280), f. 
Schiefien v. 84 (GS. 121) u. Bf. 84 
(IMDB. 98), für Sclesw.-Holftein außer 
Lauenburg dv. 86 (GS. 117) u. Bf. 86 
(IMDB. 110), f. d. RB. Kaffel ausſchl. 
des Ar. Rinteln von 87 (SS. 315) u. Bf. 
87 (IMB. 198). — Am 1. Januar 95 
waren eingetragen in Brandenburg 80, 
Schiefien 46, Kr. Herz. Lauenburg 518, 
Schlesw.⸗Holſtein außer Lauenburg 29, 
Saunover 66344, Weftfalen 2357 u. 
RB. Kaſſel 161 Höfe. — Gerichtskoſten 
& 99 (858. 326) 8 71. 

*) &. 11. Juli 99 (GS. 303). 

*) G. 98 (GS. 139) u. AusfVf. 98 
(MB. 295). 


31* 
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Der Staat, dem dazu ein Betrag von 200 Mil. M. zur Verfügung geftellt 
wurde, follte damit Grundftüde erwerben, die an geeignete Anfiedler zu 
Eigenthum oder in Zeitpadht überlafien werden follten. Die EigentGums- 
überlafjung war — in Abweihung von dem Verbote der Auflegung fefter 
©eldrenten und der Theilungsbeichräntung — gegen Uebernahme fefter, nur 
bei Zuftimmung beider Theile ablösbarer Geldrenten zugelaflen?‘). “Diele 
Art der Ueberlafjung wurde dann aud) Privatperfonen geftattet und anf den 
ganzen Staat ausgedehnt”), Während bei Anfiedelungs- und etwa ver- 
äußerten Staatögütern der Staat felbft als Unternehmer auftritt, bietet er den 
Privatbefigern, die ihre Güter in Rentengüter von mittlevem oder Heinerem 
Umfange umwandeln wollen, feine Vermittelung in doppelter Hinfidht an, in- 
dem die Begründung durch die Generallommiffionen ($ 318 Abf. 2) erfolgen 
und der Staatöfredit dadurch in Anfprud genommen werden Tann, daß bie 
Rentenbanten — ähnlich wie bei Ablöjfungen ($ 320 Abi. 2) — deu Ber- 
fäufer duch Rentenbriefe oder Baarzahlung abfinden, während fie zur Ber- 
zinfung und allmählichen Tilgung des Kaufgeldes eine Rente von dem Käufer 
beziehen, dieſem erforderlihenfall® auch zur erftmaligen Einrichtung unter 
günftigen Bedingungen ‘Darlehen gewähren”). Schon vorher können zur 
Freiftellung von Laften und Herftellung von Gebäuden aus dem Refervefonds 
der Rentenbanten Darlehen gewährt werden (Zwiſchenkredit) 78). 

Für die Anfledelungsgäter und die vom Staate felbft oder von Privat- 
perfonen unter jeiner Bermittelung begründeten Rentengüter ift dag Anerben- 
recht eingeführt, um den Uebergang auf einen Erben und deſſen wirthfchaft- 
liche Selbftftändigkeit ſowie die ungetheilte Erhaltung der Güter zu fichern. 
Die Anerbengüter unterſcheiden fih von den Höfen (Abf. 3) dadurch, daß fie 
zur Erlangung der Unerbengutdeigenfdhaft von Amtswegen in das Grundbuch 





, G. 86 (GS. 131 nebft Berichtigung 
87 ©. XXXID u. 98 (GS. 63); An. 
fiedelungstommiffton in Poſen 8. 86 $ 12 
u. V. 86 (65. 159) u. (Reifeloften der 
Bermeflungs- und Melioriationsbeamten) 
38 (GS. 64). Bis 1. Jan. 00 waren 
79000 ha in 4605 Stellen vergeben. 

”*, &. 27. Yuni 90 (GS. 209). 

”, G. 7. Juli 91 (GS. 279); während 
die Rentenbriefe mit 4 oder (jet regelmäßig) 
3'/, 0. 9. verzinft werden, beträgt die Rente 
4'/, oder 4 dv. 9. des Abfindungs- oder 
Darlehnsbetrages, der dadurch in 56/ 
oder in 60"), Jahren getilgt wird $ 8. 
AnsfVf. 91 (RB. 236); Mitwirkung der 
Kreisausihüffe 3. 95 (MB. 221); Zu- 
ziehung von Landwirthen Bf. u. Anw. 97 
(MB. 98 S. 15). — Für die vom Staate 
oder unter Bermittelung der General» 


kommiſſionen aufgenommenen Rentenguts- 
verträge genfigt — flatt der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung BGB. & 313 
— die foriftlihe Form ES. Art. 142 u 
pr. AG. 99 (88. 77) Art 12 $ 1 

uf. 1. Herner kann das Rentengut zur 
Sicherſtellung des Zweckes mit einem 
dinglichen — aud) bei Tauſch, Schenkung, 
Erbgang und Nidterfüllung der vertrag® 
mäßigen Berpflitungen wirffamen — 
Vorkaufsrechte belaftet werden daf. Art. 29. 
— Bis Ende 99 waren unter Bermittelung 
der Benerallommiffionen 8475 Güter mit 
94493 ha zum Kaufpreife von 71 Mil. M. 
(752 M. je ha) ausgeitgt. 

”, &. 12. Juli 00 (GS. 300); bie 
Bermittelung ſoll die Seehandlung über- 
nehmen. 
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eingetragen werden, aud) nur mit Genehmigung getheilt oder an fremde ver- 
äußert werden dürfen. Beim Tode ded Eigenthümers kann ein Anerbe — 
der ältefte Sohn, und, wo Söhne fehlen, die ältefte Tochter — die Ueber- 
lafjung verlangen. Dabei wird der Anerbe in der Erbtheilung mehrfach be= 
günſtigt. Zunähft werden Erbſchulden und Vermächtniſſe auf das Anerbengut 
nur in foweit angerechnet, als fie aus dem übrigen Vermögen nicht gededt 
werden können. Sodann wird der Anrechnungswerth dieſes Gutes auf dem 
235 fachen Reinertrag beftimmt und der Anerbe erhält 1, voraus, fodaß nur 
der Reft mit den etwaigen Miterben zu theilen ift. Letztere werden endlich 
in Form eimer für fie unfündbaren und unter Vermittlung der Rentenbant 
ablös- und tilgbaren Rente abgefunden. Wird das Anerbengut innerhalb 
20 Jahren verfauft, fo haben die Miterben der Reihe nad) das Vorkaufsrecht?9). 


3 Betrieb and Aflege der Kandwirthſchaft. 
Für den Landwirthſchaftsbetrieb kommen die Betriebsmittel (a) und die 
Wirthſchaftsweiſe (b) in Betradt. 


a) Betriebsmittel. 
Die Betriebsmittel beftehen — wie in der Wirthſchaft überhaupt ($ 299 
Abf. 2) — in Naturkräften [Boden (aa), Waſſer (bb)], Arbeit (cc) und 
Kapital (dd). " 


aa) Der Boden. 
8 323. 

Der Landwirthſchaftsbetrieb ift auf die nachhaltige Gewinnung möglichft 
hoher Reinerträge gerichtet und umfaßt den Landbau (Acker- und Wiefenbau?), 
Garten, Obſt⸗ und Weinbau) und die Viehzucht ($ 333). Gegenftände des 
Landbaues find der Boden und die Pflanze. Boden ift die oberfte Erdſchicht, 


”, &. 8. Juni 96 (GS. 124); die 
Geltung if zunähft noch im Oberlands- 
gerichtsbezirke Köln und den vormals 
naffauifhen Theilen ausgeſchloſſen daf. 
8 41; 2 Ausf. E. 96 (MB. 152 u. 
184 


') Die Landwirthſchaftslehre umfaßt die 


Erzeugungs-(Probultions-) u. die Betriebe- 


fehre. Die Erzeugungslehrte ($ 328 u. 
333) fußt auf den Naturwiſſenſchaften 
(Thierkunde nebft Balteriologie Ann. 5, 
Pflanzenkunde, Mineralogie u. Geologie, 
Phyſiik u. Chemie), die Betriebslehre ($ 327 
bis 329) auf der Vollswirthſchaft ($ 299). 
— Schlipf, populäres Handbuch der Land⸗ 


wirthſchaft (18. Aufl. Berl. 98) u. Buchen⸗ 
berger, Agrarpolitit ($ 317 Anm. 9). 

3 Wieſen find Grundſtücke, deren von 
ausdauernden Grüfern u. fonftigen Futter⸗ 
fräuten (Anm. 63 u. 8) gebildete Gras⸗ 
narbe zur Seugewinnung benußt wird. 
Sie zerfallen nad) der Zahl der jährlichen 
Schnitte in ein- u. mehrfchürige, nad der 
Art ihrer Entftehung in natürliche u. Kunſt⸗ 
wieſen ($ 325 Anm. 33). Ihr wirthſchaft⸗ 
licher Werth befteht darin, daß fie bei ge- 
ringeren Bearbeitungs- u. Düngungsloften 
höhere Reinerträge liefern als der Ader u. 
der Wirthſchaft Stoffe zuführen, ohne ihr 
ſolche zu entziehen. 
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die der Pflanze zum Standort und zur Ernährung dient?). Der Zuſtand Des 
durch Bearbeitung‘) und Düngung?) für den Pflanzenbau hergerichteten Bodens 


2) As Bodenarten lommen Mineral- 
und Humusböden in Betradt, je nachdem 
die Bodenkörner vorwiegend aus venwitterten 
Geſteinen oder aus in Zerſetzung begriffenen 
Bflanzen- u. Thierreften (Humus) befteben. 
— Die Mineralbdden heißen, wenn fie 
wie im Gebirge noch auf den uriprüng- 
lichen Gefteinen lagern, Grundſchuttböden, 
wenn fie abgefhwenmt und in Thälern 
umd Ebenen abgefettt find, Fluthſchuttboͤden 
(Diluvium, bei fortgeſetzter Anſchwemmung 
on Fluſſen Alluvium). Ihre Schwere wächſt 
mit der Feinheit der Bodenlömer. Der 
Boden heißt Sand und lehmiger Sand, 
wenn die feinften (unter 0,01 cbmm großen) 
Theile bis 12 v. H., fandiger Lehm und 
Lehm, wenn fie 12—50 v. 9. und ſchwerer 
Lehm (Thon), wenn fie über 50 v. 9. 
betragen. — Kalkböden Anm. 5. — Die 
Humusböden heißen, wenn bie Pflanzen- 
und Thierrefte noch aus Kafern beftehen, 
Zorf, wenn fie bereits ftürfer zerſetzt find, 
Moor (Anm. 31). — Die obere, im 
Mittel 13—20 cm tiefe Bodenſchicht, die 
fortgefetst bearbeitet und gebüngt und da⸗ 
durch humusreicher wird, heißt Aderfrume, 
der tiefer ftehende Boden Untergrund. Im 
Untergrunde ift der Stand des in der Tiefe 
vorfindliden Grundwaffers (8 257 Abf. 3) 
von Bedeutung. ‘Der groblörnige Boden 
ift durdläffiger und befitt geringere Auf- 
faugefähigleit als der feinförnige. Das 
Grundwaſſer foll je nad) der Durchläſſigkeit 
beim Ader 1—1,5 m, bei Wiefen 30 bis 
50 cm unter der Oberfläde ftehen; bei 
höherem Stande bilden fi leiht Humus⸗ 
fäuren, bei niedrigerem fehlt die erforder- 
liche Feuchtigkeit. — Bodenfhätung bei 
der Srundfteuerveranlagung $ 139 Abf. 1 
u. $ 140 Abf. 10.8. 

) Die Loderung des Bodens begünftigt 
— indem fie die Einwirkung von Luft und 
Waſſer vermehrt — die VBerwitterung feiner 
unorganifhen und die Berwejung feiner 
organischen Beftandtheile und erleichtert das 
Eindringen der Pflanzemvurzeln. Sie er- 
folgt durch Pflügen und Eggen. Das 
Pflügen wendet und miſcht den Boden, 
gräbt Dünger und Stoppelrefte unter und 
vernichtet Unfräuter und Schädlinge. Das 
Walzen feftigt ben zu loder gewordenen 
Boden und zertrümmert die Schollen auf 
dem zu feften Boden. 








5 Der Dünger wirft mittelbar (piy- 
ftlalifch), indem er den zu ſchweren Boden 
lodert und den zu leichten bindet, oder 
unmittelbar (chemiſch), indem er dem Boder 
die fehlenden oder in der Ernte entzogenen 
Pflanzennährftoffe zuführt. Die Pflanzen- 
beftandtheile und die fie bildenden Nähr⸗ 
ftoffe entſtammen dem Thier- und dem 
Pflanzenreiche (organifche oder verbrennficdye) 
oder dem Mineralreihe (unorganifche oder 
Aſchen⸗Beſtandtheile). Bon den erfleren 
zieht die Pflanze den Kohlen⸗, Wafler- * 
und Sauerftoff unmittelbar aus der Lurt 
und dem Wafler; dagegen muß der Stid- 
ftoff ebenfo wie die mineraliihen Stoffe 
(Phosphorfäure und Kali) befonders zuge- 
führt werden. — Der Stalldünger 
(Mift), der aus Streu und aus feften und 
flnffigen thierifhen Auswurfftoffen zue 
ſammengeſetzt ift, verbindet die mittelbare 
u. die unmittelbare Einwirkung und erſetzt 
— wenn aud) in nicht ausreichender Weiſe 
— alle diefe Nährftoffe (Hauptbünger). — 
Aehnlich wirken der Kompoft (mit Erde 
gemiſchte Wirthihaftsabgänge) und die 
Gründüngung, das linterpflügen lebender 
Pflanzen. Dur diefe foll der Boden 
mittelft der Beſchattung vor dem Aus⸗ 
trodnen bewahrt und mit Stoffen aus 
der Luft (Stidfoff) und dem lintergrunde 
(Phosphorfäure, Kali, Kalk) bereichert 
werden. Die dazu geeigneten Pflanzen 
find befonders die Schmetterlingsblüther 
(vor allem die Lupine), die neben reicher 
Krantentwidlung und ftarfer Bewurzeluug 
auch die Fähigkeit befigen, durh — als 
Knölden an den Wurzeln haftende — 
Bakterien mittelft eines eigenen Vorganges 
(Symbioſe) Stidftoff aus der Luft auf 
zunehmen (Stidftofffammler). Der 
fünftlihe Dünger wirkt dagegen je nad 
dem befionderen Bedarfe des Bodens oder 
der anzubauenden Pflanze in der Regel 
nur mit einem beftimmten Nährſtoffe 
(Hulfsdũunger). So ift der fehnell wirkende 
(treibende) Stidftoff, der zunächſt die Kraut⸗ 
entwidiung und erft mittelbar die Frucht⸗ 
bildung fördert und jomit die Reife ver- 
zögert, in dem Chilifalpeter und den aus 
den Abwäſſern der Gasfabriten bereiteten 
Ammoniaffalzen, dagegen die Phosphor⸗ 
fäure, die auf die gefunde Ausbildung 
der ganzen Pflanze einwirkt, in den Super» 
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heißt Gare. Der Pflanzenbau umfaßt die Ausfaat, Wartung und Ernte der 
landwirthſchaftlichen Nußpflanzen®). 

Die mit außergewöhnlicher Aufwendung von Kapital und Arbeit herge- 
ftellten, dauernden Bodenverbefferungen (Meliorationen) beftehen in Urbar- 
madung (Entfernung von Wurzeln, Stämmen und Steinen, Einebnung und 
Bodenaufbringung); weit wichtiger find jedoch die auf dem Gebiete des Waſſers 
liegenden Meliorationen (Ent- und Bewäfferungen, Moorkulturen, $ 325). 
Die Förderung diefer Unternehmungen, einſchließlich der für Oftpreußen, Weit 
preußen, Brandenburg, die Neumark, Pommern, Sciefien, Weftfalen und bie 
Rheinprovinz beftehenden Meliorationsfonds ift den Provinzen übertragen”). 
Dem Staate ift die Leitung und Unterftägung der Vorarbeiten?) und die 
Förderung folder Unternehmungen verblieben, die ein weitergehendes, über die 
Provinzen binausreichendes Intereſſe in Anſpruch nehmen. 


— — — —— 


phosphaten — gemahlenen und mit Schwefel⸗ im Fruͤhling geſäet werden (Winter⸗ 
ſüure löslich gemachten (aufgeſchloſſenen) und Sommerfrucht): Roggen, Weizen, 
phosphorjauren Kalkſteinen — und in der Safer, Gerſte, Mais, Hirfe nud (dus 
— bei Entphosphorung des Eiſens nad nebenftehend‘ der Buchweizen; 

dem Berfahren des Thomas gewonnenen 2. Hülfenfrähte (Blattfrühte, Legu⸗ 
— Thomasihlade enthalten, während minofen): Erbſen, Linien, Wicken, 
Peruguano und in geringerem Maße Pferdes (Buff) bohnen und Lupinen; 
Knochenmehl neben Phosphorfäure auch 3. Futterpflanzen: Klee nebft Zuzerne, 
Stickſtoff enthalten. Das Kali, das Eiparfette und Serabella ; 

eine Vorbedingung des Gedeihens der 4. Hackfrüchte (Knollen- und Wurzel- 
Hülfen- und Hadfrüdte, der Kleearten gewächſe!: Kartoffeln, Zucker⸗ und 
und Wiefengräfer bildet, wird dem Boden Autterrüben, Kohle, Wafler- und 
in den über den Steinfalzlagern gewonnenen Mohrrüben und Cichorien; 


Abraumfalzen zugeführt. — Der Kalt, 
der theils im Boden ſelbſt enthalten if 
(Kalkboden), theils mit Erdarten (Thon, 
Lehm, Sand) innig gemiſcht ale Mergel 
(mit 20-50 v. 9. Lohlenfauren Kall) Anm. 19), Hopfen und Kümmel; 
in befonderen Lagern fi) vorfindet, wirkt | . Wiefengräfer. 

mittelbar ein, indem er den leichten Boden 9. 75 (88. 497) 8 42, 10, 25. 


. Delfrüdte: Raps, Rübſen und 
Mohn; 

. Gefpinftpflanzen: Flache u. Hanf; 

. Kabrilpflanzen: Zabat ($ 161 


Q 11m 0 


bindet, den fchweren löft und die Zerfeßung | — Hannover ©. 68 (GS. 228) 8 15; 
der anderen Düngemittel fördert. — Die | RB. Kaflel ©. 69 (GS. 525) $ 15. — 
Lehre vom Bodenerfake ift hauptſüchlich Meliorationsfonde in Pommern ©. 81 
von Liebig ($ 316 Anm. 4) gefördert | (GS. 7) 8 8, der Rheinprov. AE. 56 
worden. Er ftellte den Sat auf, daß die | (MB. 159). — Landeskulturrentenbanten 

Pflanze von dem einzelnen Nährftoffe eine | S 328 Abf. 5 d. W. 
befiimmte — durch andere Nährftoffe nicht * An. zu technifchen Vorarbeiten 72, 
zu erjegende — Mindeſtmenge bebürfe | erg. ZR. 79 (MB. 140). — Kür bie 
(Sefeg des Minimums). — Die Lehre | einzelnen Provinzen find ein oder meh- 
von dem Gleichgewicht zwiicden Entnahme rere Meliorationshauinfpektoren angeftellt; 
und Zufuhr der Nährſtoffe heißt Statil. | Nebenbefhäftigungen 3. 87 (MB. 89); 
*, Dielandwirthfhaftlihden Nut» | Betheiligung bei Bearbeitung der Melio- 
pflanzen dienen zur Ernährung der | rationen Anw. 95 MB. 97 ©. 225). 
Menſchen und des Viehes (Kutter) und | Beflellung zu Oberfifchmeiftern 8 339 
zerfallen in folgende Gruppen: Anm. 99. — Brüfung der Landmeſſer als 
1. Halmfrüchte (Getreide, Cerealien), | Kulturtechniter Vorſchr. 13. Juli 88, erg. 
die theils ſchon im Herbſte, theils erſt 27. Okt. 91. — Stellung der Wieſen⸗ 
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bb) Das Waffer?). 
$ 324. 

1. Die Waſſergeſetzgebung umfaßt das Wafferreht und dee 
Wafferpolizei. Erſteres regelt die Eigenthumsd- und Gebrauchsrechte ber 
Einzelnen am Wafler, legtere ftellt die Bedingungen feft, denen diefe Rechte im 
Intereſſe der Gefammtheit unterworfen bleiben und ſchützt — als ein Zweig 
der Unfallpolizei ($ 238) — vor der zerftörenden Kraft diefes Elementes *) 

Das Waſſer fommt auf verſchiedenen VBermwaltungsgebieten zur 
Geltung!!) und dient aud der Landeskultur in mehrfacher Hinfiht. Seine 
befruchtende Kraft wird durch Bewäfferung wirffam gemacht und feine ſchäd⸗ 
(the Einwirkung durch Entwäflerung befeitigt ($ 325), während das Deidh- 
weien den Zerftörungen vorbeugen fol, die da8 Waſſer bei Ueberfluthungen 
anrichtet ($ 326). 

Ein volles Eigenthumsrecht ift nur an feſt umgrenzten Gewäflern denkbar. 
An fih müßten danach bei Scheidung in Öffentlihe und Brivatflüffe 
nur die feſt von einem Befigthum eingegrenzten Gewäſſer ald Privatgemwäfler, 
alle fließenden oder fonjt eine Mehrheit von Betheiligten berührenden dagegen 
als öoffentliche Gewäſſer angefeben werden. Trotzdem ift den öffentlichen 
Flüſſen eine weit engere Grenze gezogen worden, weil anfänglid nur die Be 
nugung des Waſſers zur Schiffahrt den Gewäſſern eine öffentliche Bedeutung 
verlieh. So zählt noch das Landrecht nur die von Natur ſchiffbaren Flüſfſe 
(Ströme) zu den öffentlihen!?). Es bezeichnet fie ald gemeined, d. 5. zum 


— — — — — — 


banmeiſter 3. 92 (MB. 215). — Reife | nah Maßgabe des erwachſenden Vortheils 








foften der Zeichner u. f. w. wie 8 818 
Anm. 27. 

) Waflerreht und WWafferpolizei von 
Nieberding (2. Aufl. Bresl. 89). — Das 
Wafferreht wird durh das BGB. nicht 
berührt E®. Art. 65 u. (Deid- u. Siel- 
recht) 66. Bom Code civil find demgemäß 
die Art. 538, 55663, 6403, 645 u. 
714 Fr Kraft geblieben ©. (de. 177) 
Art. 

10) Vorbeugung von Hochwaſſerſchäden 
RE. 97 (MB. 279). — Kreiswaſſerwehren 
Vf. 98 (MB. 68) u. 00 (MB. 130). 
Militäriſche Hülfskommandos bei Noth⸗ 
fänden 5 87 Anm. 128. — Die 
ſchleſiſchen Gebirgsfluüſſe follen, ſoweit 
fie nicht ſchiffbar find, zur Verhütung von 
Hochwaſſerſchäden durch den Provinzial- 
verband unter ftaatliher Aufficht ausgebaut 
u. unterhalten werden; auch die Anlage 
von Sammelbeden iſt dabei zuläffig. Die 
Koften des erfimaligen Ausbaues werben 
zu *, vom Staate u. zu "/, von der Provinz 
getragen, während die Unterhaltungstoften 


auf die Betheiligten zu vertheilen find &. 
00 (88. 171); Nutung der Holzungen 
und Auleitung des Waflers in den Quell⸗ 
gebieten ©. 99 (GS. 169). 

N) Außer der Landwirthſchaft dient das 
Waſſer durch feine Thierwelt der Fiſcherei 
(8 338 d. W.), als Xriebfraft dem Ge⸗ 
werbe ($ 341 Anm. 21) u. als Wafler- 
firaße dem Verkehre (5 8358-60). — 
Bedeutung des Waflers für die Gefund- 
heit beim unmittelbaren Gebrauche $ 257 
Abi. 3; Ableitung der Schmutzwüfſer 
Anm. 19. 

2, 29. 11 14 8 21. Die Schiffbar⸗ 
madhung der Privatflüffe iſt unbeichadet 
des Eigenthums u. nur gegen Schadlos⸗ 
Haltung des Eigenthümers zuläffig TI 15 

8 39—41; unter gleicher Boransjegung 
kann diefer zur Geſtattung des Flüßene 
genöthigt werden daf. $ 42 u. 43 u. ©. 
43 (88. 41) 8 8-12. — Auch theil⸗ 
weife Sciffbarleit bedingt die Deffentlid- 
feit, aber uur, foweit jene reiht PIB. 
DT. 67 (IMB. 828). Deffentliche Ge⸗ 
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allgemeinen Gebrauche beitimmtes Eigenthum, deſſen befondere Nutımgen als 
Negalien dem Staate zuftehen, wogegen er für die nöthigen Schiffahrts⸗ 
anftalten zu forgen hat!?). Die Benutzung zur Waſſerentnahme, Schiffahrt 
und Flößerei ift jedem geftattet; befondere Anlagen bedürfen jedoch der flaat- 
ihen Genehmigung '*). Die Ufer gehören der Regel nach den Anliegern!d). — 
Privatflüffe gehören dem Ufereigenthlimer bis zur Mitte. Diefer Grundſatz 
findet Anwendung auf An» und Zumwüdfe!‘), wie auf die Benugung des 
Waſſers zur Bewäflerung ($ 325 Abf. 3) und Fiſcherei ($ 339). Die Unter» 
haltung liegt den Eigenthümern und, wo diefe fehlen, den Uferbefigern ob 17). — 
Mit der Entwidlung der Landwirthfchaft und der Gewerbe gewann neben der 
tragenden aud) die befruchtende und die treibende Kraft des Waflers Bedeutung ; 
gleichzeitig galt ed, das Land gegen Berfumpfung und Hochwaſſer wirkſam zu 
fügen. Diefer erweiterten öffentlich rechtlichen Bedeutung entfprad die 
erwähnte enge Begrenzung der Flüſſe nicht mehr. Die Geſetzgebung hat des⸗ 
halb mehrfach von diefer Scheidung abgefehen und alle ein Öffentliches Interefle 


bietenden Flüffe gleichmäßig behandelt. 


nn 


wäfler find auch die dem öffentlichen 
Shiffahrtsverkehre dienenden Landſeen OB. 
(X11 243). Mit dem dauernden Aufhören 
der Schiffbarkeit gehen auch bie dem Staate 
an einem Öffentlihen Fluſſe zuftehenden 
Rechte u. Pflichten unter OB. (XXXIII 
301). — Ueber die Schiffbarkeit entſcheidet 
im Zweifelsfalle unter Ausihluß des 
Rechtsweges der Dberpräfident ©. 88 
(88. 333) $ 1. — Nah gemeinem Rechte 
find ohne beflimmtes Merkmal alle dem 
Nugungsredte des Staates unterworfenen 
Flüffe als Bffentlihe anzufehen, während 
das franzoͤſiſche die ſchiff- und flößbaren 
Flufſe für Staatseigenthum erflärt c. civ. 
Art. 538. — Befreiung von der Pflicht 
zur grundbudliden Eintragung 8 208 
Hm. 508.8. — Wafferregal 8 180 
d. W. 


i) 2R. II 14 8 A u. 1106038 u 
78, Strombau $ 358 Abf. 1 d. 
Berpflihtung zur Anlage der Dämme ® ER. n 
15 8 66, der Brüden folg. Anm. 


“ 2.18 8 96-98, II 15 8 44 
bis 47, 49—51 u. Brüden 8 52-54 
Diefe find befondere, in keinem Zubehörig- 
Teitöverhältniß zu dem Wege ftehende 
Berkehrsanſtalten, entiprehend dem Sate 
des gemeinen deutſchen Rechtes „bas 
Waſſer ift des Reiches Strafe" DL. 
(X11 243). 


Diefed gilt insbefondere von Stau- 


2. 11 15 8 55. Die Grundfäge 
über Ans u. Zuwüchſe in Brivatflüffen 
(folg. Anm.) finden demgemäß auch auf 
öffentliche Ylüffe entfprechende Anwendung 

8 56—62 u. 67—72. Beſchränkung im 
—* des Strombaues 8 358 Abſ. 1 
d. W. 


6) Anlandung abgeriſſener Gtüde 
(Avulſionen) CR. I 9 $ 223 u. 224, 
Anfpükungen N ntanen) 8 225—241, 
entftandene Inſeln 8 242-258, 261, 
262, zugelandete und verloſſene Finß- 
betten 5 263—274; fortbauernd gültig 
Anm. 9 


"a3 I 8 $ 99-101, VorflEd. 
(Anm. 26) 8 10; ©. 43 (8S.41) 8 7. 
Die Räumungspfliht umfaßt die Beſeiti⸗ 
gung der Anlandungen; der privatrechtliche 
Anfpruh auf leßtere (RR. I 9 $ 226) 
fteht dem nicht entgegen OB. (IV 271, 
IX 257); die Pflicht erftredt ſich jedod) 
nicht auf üftere, bereits Theil des Ufer- 
grundftäds gewordene Anlandungen OB. 
(XXXV 301). - Das Berfahren entipricht 
dem für Boltsfhuldauten (8 291 Abf. 5 
d. W.) u. Wegebauten ($ 364 Abf. 2) 
vorgeihriebenen ZUf®. $ 66 u. 16%. — 
Erlaß von Räüumungsreglements in Neu« 
borpommern, den vorm. großherz. u. land» 
gräft. hefſ. Theilen Zuft®. 8 65. 
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und Deichanlagen ($ 325 u. 326), und von dem Schutze gegen Beſchädigung 
oder Zerftörung !®) wie gegen Verengung und Verunreinigung !?). 

Die verfchiedenen bei dem Wafler zufammentreffenden Intereffen nöthigen 
zu einem Zuſammenwirken der Betbeiligten. Das Genoſſenſchaftsweſen hat 
deshalb in der Waflergefeßgebung von jeher eine befondere Bedeutung gehabt 
($ 326) und neuerdings in den Waſſergenoſſenſchaften im ge 
fammten Staatögebiete eine erweiterte und feftere Geftalt gemonnen?®). Der 
Zwed der Genoffenfhaft ift die Benutzung oder Unterhaltung der Gewäſſer 
zur Ente oder Bewäſſerung, zum Uferfchuge, zur Wafler-Leitung oder -An- 
fammlung und zu Waflerftraßen und Schiffahrtsanlagen?!). Die Genoffen- 
Saft, deren Berhältniffe durch Statut zu regeln find, wird durch ihren Vor⸗ 
ftand vertreten und Hat juriſtiſche Perſönlichkeit. Weiter werden freie und 
öffentliche Genoſſenſchaften unterfhieden??). — Die freien Genofjen- 
ſchaften beruhen auf Einverftändnig aller Betheiligten. Sie werden durch 
gerichtlichen oder notariellen Vertrag und Eintragung in das Genoſſenſchafte⸗ 
regifter begründet, erfordern aber meder Genehmigung noch Beauffidhtigung 
durd) den Staat. Das Verhältniß ift privatrehtlih und feinem Welen 
nach nur für Heinere Bereinigungen pafjend 2°). — Deffentlide Genoffen- 
{haften können nur im Falle eines öffentlichen oder gemeimwirthfchaftlichen 
Nutzens begründet werden. Das Berfahren leitet der Regierungspräfident. 
Ein Beitrittszmang findet nur bei Ent- und Bewäſſerungsgenoſſenſchaften fir 
Zwecke der Landeskultur ftatt. Hier können dur Mehrheitsbeſchluß der Be 
theiligten auch Widerſprechende in die Genoſſenſchaft Hineingezogen werden, wenn 
ſolches zur zwedmäßigen Ausführung unvermeidli und für die zugezogenen 
Srundftüde vortheilhaft if. Die Mehrheit wird nah Flähe und Kataſtral⸗ 
ertrag der betroffenen Grundftüde berechnet. Das Statut fordert bei Hinein- 
ziehung Widerfprechender landesherrliche, fonft minifterielle Genehmigung. Die 
Öffentlichen Genoſſenſchaften ſtehen unter ftaatliher Auffit; die Beiträge 
unterliegen der Beitreibung im Berwaltungswege 2). 


— — — 





StGB. 8 2742, 321, 325 u. 326; 
HehhPol®. 80 (GS. 230) 8 27, 31. 

», 5 256 Abſ. 2 d. W. Oeffentliche 
Flüſſe dürfen non Gewerbetreibenden, die 
das Waffer benugen, nicht dur Einwerfen 
von Abgängen verunreinigt werden KO. 
16 (85. 108); Privatflüffe ©. 43 8 2 
bie 6. 

») G. 1. April 79 (GS. 297). 

2) Daf. $ 1. Ausgeſchloſſen find Deich- 
anlagen u. im Kreife Siegen u. in einigen 
Theilen Hannovers auch Ent und Be— 
wäflerungen $ 2 u.3. In diefen ®ebieten 
fommen neben dÖrtlihen Vorſchriften noch 
die früheren Bellimmungen (Anm. 32 u. 





835) zur Anwendung. — Aeltere Be 
wäſſerungsgenoſſenſchaften Anm. 82. 

=) Dof. 8 4-10. Strafen $ 99. 

=, Daf. $ 11-44. Die Eintragung 
erfolgt dur die Amtsgerihte $S 13 u. ©. 
99 (SS. 249) Art. 29; Gerichtskoſten G. 
99 (GS. 326) 8 79. — Die Einrichtung 
entfpricht der der Erwerbs- und Wirthfchafte- 
genofieufhaften (8 810 d. W.), doch fehlt 
die Solidarhaft. 

») WaſſG. 8 46—98 (Fri in 8 53, 
71 u. 91 jet 2 Woden LBS. 8 51 u. 
121) u. Zuf®. $ 94 u. 160; 3R. u. 
Normalftatut 86 (MB. 9). — Im Ge 
biete der Wupper u. Lenne können Ge 
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8 325. 

2. Die Ent und die Bewäfleruug?) wird in der Geſetzgebung 
der älteren Provinzen getrennt behandelt. 

In Betreff der Entwäfferung fol im landrechtlichen Gebiete die zu⸗ 
fäffige Höhe des Woaflerftanded für Winter und Sommer bei Staumerfen 
duch Mertpfähle feftgeftellt werden?‘) und jeder unterhalb liegende Beſitzer 
verpflichtet fein, gegen vollftändige Entfhädigung alle künftlichen und natürs 
lichen Hinderniffe des Waflerabflufles fortzuräumen (Borfluth)?). Dies gilt 
auch bei unterirdifcher Ableitung (Drainirung)*%). Zur Sicherung gegen privat» 
rechtliche Widerſpruchſsrechte und Entihädigungsanfprüde kann der Unternehmer 
ein förmliches Aufgebotd- und Ausſchluß⸗(Praͤkluſions⸗)Verfahren herbeiführen 2°). 
— Für das nichtlandrechtliche, altpreußifhe Gebiet find befondere Vorfluth⸗ 
geiege ergangen’). — Eine befondere Art der Entwäflerung bilden die Moor» 


noſſenſchaften mit VBeitrittszwang zur Anlage | 8 104 ober fein Schaden durd den Vor⸗ 
von Sammelbeden gebildet werden &. u. | theil des Oberliegers beträdtlih überragt 
8. 91 (8S. 97 n. 1892 ©. 5), desgl. | wird u. biefer zur Bergtung bereit u. 
der Bolme ©. 93 (GS. 199) u. der | vermögend if $ 105. Demgemäß hat er 
Ruhr ©. 00 (85. 119). Gchiefien | gegen Entihädigung nit nur hinderliche 
Anm. 10. Anlagen zu unterlaffen, fondern auch die 
=) Kür Preußen tritt nah den Hima- | Anlage oder Enveiterung von Gräben zu 
tifhen und Gefällverhältnifien die Ent- | dulden (Berihaffung der Vorfluth) 8 106 
wäflerung, iwelde dem Boden bie dem | bis 117. Das VEd. Hat diefes Recht er- 
Ertrage ſchädliche u. die Bearbeitung er- | weitert auf die Ableitung des flehenden 
ſchwerende Näſſe (Grumdwafler Anm. 3) | Waflere 8 14 und die Beſeitigung von 
entzieht, gegen die Bewäflerung (Anm. 33) | Stanwerfen $ 11, madt die Ausübung 
in den Vordergrund. aber von dem Borhandenfein eines öffent- 
*) VorfluthEd. 15. Nov. 11 (8S. | lihen Imterefies (Bodenkultur oder Schiffe 
352) 8 1—9 (daneben behandelt das Ed. | fahrt) und von einer behördlichen Feſt⸗ 
in feinem Sten Theile die Räumungse- | flellung abhängig VEd. $ 15—34. Das 
pflicht Aum. 17, im ten die Borfluth | Berfahren ift in die Hand des Kreis 
Anm. 27) u. Zuft®. 8 67; ſtrafrechtlicher (Stadt⸗) Ausſchuſſes gelegt und auch auf 
Schuß der Merkyfühle StSB. $ 23742. | die landrechtlichen Borfluthjälle ausgedehnt 
— Für genehmigungspflitige Waffertrieb- | Zuf®. 5 6871. — Freihaltung des 
werle erfolgt die Derkpfahliegung im ge» | Ueberjhiwemmungsgebietes der Gewäſſer 
werblihen Genehmigimgeverfahren $ 341 | Bf. 97 (MB. 191). 
Nr. 11d. W. u BO.(XXIV 279); ”, G. 53 (GS. 182) Art. 3. — Durd 
dabei finden neben der GewO. auch die | Drainirung, die in einem kunftmäßig 
———— Vorſchriſten Amvendung | angelegten Roöͤhrenſyſteme (Saug- und 
GewO. 8 23 Abf. 1 Sammeldraine) den zu entwäflernden Boden 
”, Das ER regelt die privatnadhbar- | in 1—1,5 m Tiefe durchzieht, werden 
rechtlihen Beziehungen. Der unterhalb | insbefondere die ſchwereren Bodenarten kul⸗ 
liegende Beſitzer muß das in beflehenden turfähiger gemacht. 
natürlichen oder künſtlichen Waſſerläufen ab⸗ G. 46 (©53. 26), Zuſt&. 8 74. 
fließende Waſſer aufnehmen 18 8 99—101; =) Torfluth$. für Reuvorpommern 
gegen das wildablaujende Wafler fann er , 67 (GS. 220) u. Zufl®. 8 6572. — 
fih zwar fügen 8 103, muß aber and | Borfl®. i. d. franzöjifch- und gemeinrecht- 
diejes in dem Kalle aufnehmen, daß der | os Gebiet der Rheinprovinz u. f. 
oberhalb liegende e8 nit auf dem eigenen | Hohenzollern 59 (GS. 325), rhein. 
Grundftüde abjühren kann 8 103 und ! Rural®. 28. Sept. 1791, Nefiftenl. 
entweder ex felbft es weiter ableiten kann | 20. Juli 18 (RU. II 619) u. ZuſtG. 
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fulturen, durch welche die zahlreidhh im Staate vorhandenen Niederungdmoeore 


dem Anbau erfählofien werden ?!). 


Die Bewäfferungsgefeggebung??) weiſt — unbeſchadet befonderer 
Berechtigungen — jedem Uferbefiger ben privatrechtlichen Anfprud auf Be 
nugung des vorüberfließenden Waſſers der Privatfläfle zur Hälfte zu) umd 
läßt hierbei — ähnlich wie bei der Entwäflerung??) — em vermittelndes 
Aufgebots- und Ausſchlußverfahren durch die Polizeibehörde zu). 

In den für die neuen Provinzen ergangenen Waſſergeſetzen finden fidh 
Ent- und Bewäflerungen gemeinfchaftlich geregelt®d). 


8 67, 68. — Sigmaringihe MuͤhlenO. 
45 $5—9 u. 23—28 (O5. 59 &. 330) 
nebſt Zuf®. 8 92, 98 

a) Die Moore find reih an humus- 
bildenden, organifhen Stoffen u. befonders 
geeignet, Waffer aufzufangen u. feſtzuhalten. 
Sie zerfallen in Hoch( Torf)moore, die an 
quelligen Stellen durh Anhäufung ab- 
geitorbenen Mooſes entftehen und zwiſchen 
Eibe u. Rhein größere Flächen einnehmen 
und in Niederungs(Grünlande)moore, die 
in WBafferbeden oder Ueberſchwemmungs⸗ 
gebieten aus Anhänfungen abgeftorbener 
Pflanzen u. Thiere u. aus den von Ylüffen 
u. Bächen zugeführten Theilchen beftehen 
u. deshalb reiher an Dungftoffen, befondere 
an Stickſtoff und Kalt find. Diefe werden 
bei der Moor(Dammykultur dur Gräben 
entwäffert und die zwifchenfiegenden Dämme 
mit einer 12—17 cm ſtarken Sandſchicht 
bevedt, die den Boden im Winter vor 
Froſt, im Sommer vor Diüre und Ber 


ng rn — — 


härtung ſchützt, um bie Ausnutung der | 
| fand fie um die Mitte des vorigen Jahr⸗ 


darunter liegenden Moorerde zu ermög- 
lihen. — Bet der in Hodhmooren üblichen 
Miſch(Veen)kultur in der Provinz Hannover 
dienen die Entwäfjerungsgräben zugleich als 
Wafjerwege. Die Moorflähen werden aus» 
getorft, um auf ihnen dur den Graben⸗ 
auswurf umd zugeführten Stadtbünger und 
Geeihlid eine neue Aderkrume zu bilden. 
— Seit 1876 befteht als berathende Stelle 
des Landwirthſchaftsminiſters die Zeitral« 
moorlommiffion in Berlin mit der Moor⸗ 
verfuhsftation in Bremen. 

”), ©. üb. die Privatflüffe 28. Feb. 
43 (GS. 41), gem. &. 45 (GS. 35) im 
OLGerBez. Köln eingeführt und ſonach in 
den 9 älteren Provinzen gültig; der die 
Bewäflerungsgenofienfhaften betreffende 
(durch ©. 53 GS. 182 auf Hohenzollern 
u. auf Entwäfferungen ausgedehnte u. durch 
G. 79 ES. 297 8 89 ergünzte) dritte 


Abſchnitt iſt gleich der die neuen Provinzen 
betreffenden 8. 67 (GS. 769) für mene 
Genoſſenſchaften durch das G. 79 (Anm. 20) 
erſetzt. — WieſenO. für den Kr. Siegen 
46 (GS. 485: u. Zuf@. 8 78 u 
”) Brivgis. $ 1, 13-18 (5 26 
betreffen die Belhäbigung u. Berunreinigung 
Anm. 19, $ 7 die Unterhaltung Anm. 17 
u. $ 8-13 das Flößen Anm. 12) n. 
ZuR®. 573. — Diele Grundfäße finden 
ihre Hauptanmendung bei der Stan— 
bewäſſerung ebener und der Berieſe⸗ 
lung geneigter Wieſen (Anm. 2). Auf 
biefem Wege lonnen Wieſen neu geſchaffen 
oder bei zu trockener Lage ertragsfühig 
gemadt werden. Bei ber Beriefelung 
werben natürlih vorhandene gemeigte 
Flächen benutt oder folde künſtlich an- 
gelegt. Die Ueberleitung des Waffers 
geſchieht von einer Seite der zu bewäflern- 
den Fläche (Hangbau) oder aus der Mitte 
derfelben (Rückenbau). Die Berieſelung 
entftammt der Lombartei; in Deutſchlaud 


hunderts erft im Siegenſchen (vor. Aum.), 
dann im Lüneburgifchen Eingang. 

“*) BE®.8 1955 u. Zuſt G. 874 - 80. 

*, Schl.⸗Hol ſt ein Waſſerldſungs O. f. 
Holſtein 57 (GB. 208), f. Lauenburg 57 
(daf. 135), Zuf®. 8 82 u. Kreisd. 88 
(88. 139) 8 150 Abf. 1; provif. Ber- 
fügung f. Schleswig 63 (ron. Sanmıl. 
232), ZUfR®. $ 81 u. KrO. 8 150 Abſ. 1. 
— Hannover Ent. u. BewäſſerungsG. 
47 (han. GS. 1 262) u. Zun®. 8 83, 
84. — Kurheſſen 3. 24 (turh. GS. 
99), Ent u. Bewäſſerung G. 34 (daf. 156), 
Drainirung G. 57 (daf. 51) u. Zufg. 
885, 86. — Naſſau 28.58 (82. 100) 
u. ZuR®. 887 —89. — Borm.baierifde 
zue 2 53 (bair. SB. 489) u. Zuſt. 
8 90, 91. 
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3. Die Grunbfäge über da8 Deichweſen, früher in zahlreiche einzelne 
Drdimmgen zerftrent, haben in neuerer Zeit eine einheitliche Regelung erfahren ®®). 
Deihe find künſtliche Erderhöhungen zum Schutze des benachbarten Landes 
gegen Ueberfchwenmungen?”), Siele die Abzüge zur Ableitung des hinter ben 
Deihen fi fammelnden Waſſers. Die gemeinfame Gefahr hat die Be- 
tbeiligten ſchon früh zu Deichverbänden zujammen geführt. Auf den zu keinem 
Deichverbande gehörigen Grundftüden im Ueberſchwemmungs⸗(Inundations⸗) 
Gebiete der Gemwäfler dürfen Deiche und andere Erderhöhungen nur mit Ge⸗ 
nebmigung des Bezirksausſchuſſes neu angelegt oder verändert werden; aud) 
möäfjen vorhandene Deihe im Falle der Zerflörung und des Verfalles von 
den Pflichtigen miederhergeftellt werden). Wo die Abwendung gemeinfaner 
Gefahr oder ein erhebliches Landeskulturintereſſe es fordert, find die Betheiligten 
behufs gemeinfhaftlicher Anlegung und Unterhaltung der Deiche zu Deichver⸗ 
bänden zu vereinigen. Die Deichpflicht ruht auf den betheiligten Grundftücken 
als unablögliche Laft, kann zwangsweife geltend gemadt werden und geht tin 
Widerftreitfällen den öffentlichen Laften vor?). Die Einrichtung der Verbände 
regelt ein landesherrlich zu vollziehendes Statut, wobei den Betheiligten ein 
ausgebehntes Selbftverwaltungsredht zugeftanden wird‘). Meber Benugung 
und Erhaltung der Deiche können Anordnungen erlaflen werden*!); bei der Er⸗ 
haltung ift im Falle der Gefahr jeder zur Hülfeleiftung verpflichtet*?). 


cc) Die Arbeit. 


8 3297. 
Die Arbeit in der Landwirthſchaft ift förperlich oder geiftig. Die körper- 
liche Arbeit wird, foweit nicht in Heineren Betrieben der Befiger fie jelbft 


— — — — — 





*) Zeige 28. Jan. 48 (86. 54); 
gem. &. 72 (@%5. 377) u. Zuf@. 8 97 
Abf. * in die nicht mit Deich⸗ u. Siel⸗ 
ordnungen verjehenen Theile von Schl.⸗ 
Holflein u. Hannover eigefüht. In 
Heflen-Rafien kommen 8 16, des 
furh. Waflerbau®., Art. 10 des bair. ©. 
(Anm. 55) u. ZufG®. 8 961 zur Anwen⸗ 
dung. — Unterflellung unter den landw. 
Minifter 8 50 Anm. 37 d. W. 

”) Die Deihe erhalten zur befieren 
Widerftandsfühigkeit nad der Waſſerſeite 
eine flahe Boöſchung von 1 zu 2 bie 4, 
und eine mit der Danımhöhe wachſend⸗ 
Kronenbreite von 1 bis 6 m. Die Fluß⸗ 
deihe find Winter- oder Sommerdeide. 
Erftere follen das eingedeichte Korland auch 
gegen die höheren Winter- und Frühjahrs⸗ 


hochwaſſer ſchutzen und damit die Bebauung 
mit Gehöften und den Anbau von Winter- 
früdten ermögliden. Die niedrigeren 
Sommerdeiche geftatten dagegen den Ueber⸗ 
tritt des fruchtbaren, fhlammführenden 
Winterwaffere und halten nur die Sommer- 
hochwäffer zurüd, die das Wachſen und 
Abernten der Sommerfrüichte ftören würden. 

”) Deih®. $ 1—10; Zuf®. 8 961-8. 
Genehmigung in ‚Feftungevapons RG. 71 
(REB. 459) 8 

”, DG.8 — 

) DO. 8 15; Grundbeſtimmungen 58 
(GS. 935), nf. 53 (MB. 282). — 
Zuf®. 8 97 Abf. 1 

DO. 8 2126; Zuf®. 8 96%. 

StGB. S 360 10; ae der Zer⸗ 
flörung 8 821, 325 u 
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leiftet, von den landwirthſchaftlichen Arbeitern verrichtet, während Die geiflige 
Arbeit hauptſächlich in der Leitung der größeren Betriebe hervortritt. 

Die landwirthſchaftlichen Arbeiter zerfallen in Gutstagelöhner, die 
neben Wohnung meift auf gewifle Naturalbezüge (Deputat) angewiefen find, 
in freie, feßhafte Arbeiter mit oder ohne Beflg und in Wanderarbeiter, wie 
fie zeitweiſe aus den weniger entwidelten Landestheilen in Die intenfiver be: 
wirthſchafteten Gegenden ziehen*?). Bei der Vergütung tritt das Geld gegen 
die Naturalien (Wohnung, Dienftland, Viehweide, Deputat) und der Stücklohn 
gegen den Zeitlohn in den Vordergrund; Oemwinnbetheiligung findet fi) mır 
vereinzelt (Dreiherlohn, Gemwinnantheil der Wirthſchaftsbeamten). Die Be 
ſchaffung der erforderlichen Arbeitskräfte wird zur Zeit dadurch erſchwert, daß 
nad dem Erfage der Natural» durch die Geldwirthichaft die Induſtrie einen 
immer wachſenden Zug der Landbenölferung in die Städte und Induſtrie⸗ 
gebiete herbeigeführt Hat‘). Der Erſatz der Hand» durd die Mafchinen- 
arbeit ($ 291 Nr. I 2) Hat zwar auch im Landwirtbfchaftsbetriebe größere 
Ausdehnung gewonnen, indem Säe, Drill- (Reihefäe), Mäh- und Drefd- 
maſchinen, in größeren Betrieben auch Dampfpflüge angewendet werden; da- 
gegen findet die Arbeitötheilung nur eine befchränfte Anwendung, weil die 
landwirthſchaftlichen Verrichtungen zu mannigfaltig und nad der Jahreszeit 








wechſelnd find. 


“) Frh. v. d. Bolt, die ländlichen Ar- 
beiterflaffen (Berl. 93) — Berufszählung 
8 840 Anm. 29. W. — Berleung der 
Dienfipflihten $ 249 Abſ. 3, Kranken⸗ 
verfiherung 8 346 Abi. 3, linfallver- 
fiherung $ 8472, Wlters- u. Invaliden- 
verfiherung $ 348 d. W. — lieber die 
Unterbringung der Wanberarbeiter find 
Polizeivorfhriften ergangen. — Neben den 
Arbeitern kommen für die häuslichen Ar- 
beiten und die Biehhaltung das Geftude 
(8 249 Abſ. 1) u. für größere Betriebe 
die Wirthihaftsbeamten in Betradt. 

“, Gründe der Abwanderung indie 
Städte find die leichtere Arbeit, die größere 
Freiheit der Bewegung, die Annehmlich⸗ 
teiten des ftädtifchen Lebens u. die Hoffnung 
auf befjeres Fortkommen. Zur Wbhülfe 
if auf die Beſchränkung der Freizügigkeit 
(6 10 Abſ. 1) verwiefen. Damit würde 
aber nicht nur in die wirthſchaftliche Selbft- 
beftimmung empfindlid) eiugegriffen, fondern 
der Landwirthſchaft felbft aud vielfach der 
nöthige Zuzug abgejchnitten werden. Auch 
die vorgeichlagene Beftrafung des Vertrags. 
bruches — die fih in den älteren Provinzen 
ebenfo wie das Koalitionsverbot erhalten 


hat (Aum. 43) — veripridt keinen durch⸗ 
greifenden Erfolg. Ein Eingriff des Straf. 
rehts in bürgerlihe NRechtsverhältuifie 
würde fhon an fi wenig emwänfdt fein, 
im vorliegenden Falle würde er aud weder 
auf alle Arbeiter ausgedehnt, noch auf land⸗ 
wirtbichaftlihe beichränkt werden können; 
bei Maffenarbeitseinftellungen würde die 
Maßregel überhaupt verfagen. Nur bie 
Beftrafung der Berleitung zum Bertrags- 
bruch uw. der wiffentlihen Annahme ver- 
tragsbrüdiger Arbeiter fönnte iu Frage 
fommen. Die Haupthülfe wird hiernad 
nur das dritte Mittel bieten, die Befferung 
der Lebensbedingungen auf dem Lande durch 
Wohlfahrtseinrichtungen, Spar», Vorſchuß⸗ 
u. Konſumvbereine und vor allem durch 
Anſäſſigmachung. Werben die Gegenden 
mit vorherrſchendem Großgrundbeitt (5 332 
Anm. 68), wo rbeitermangel u. Ab 
wanderung ſich befonders geltend machen, 
ftärfer mit mannigfadher gegltederten bäner- 
fihen Gemeinden durdjfeßt, To werden die 
dadurch vermehrten Arbeitsfräfte auch dem 
Großarundbefite zugute fommen. — Auch 
auf die Verpachtung feiner Stellen mit 
der Verpflihtung zu beſtimmter Arbeite- 
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Die Betriebsleitung erfolgt auf eigenem Gute für eigene Rechnung 
(Selbftbewirtbfdhaftung), oder auf fremdem Gute für eigene Rechnung (Pachtung), 
oder auf fremdem Gute für fremde Rechnung (Verwaltung, Adminiftration). — 
Bei Anlauf eined Gutes oder Grundſtücks zur Selbſtbewirthſchaftung 
muß der Preis durch Abſchätzung (Taration) ermittelt werden. Der Nugunge- 
werth beftimmt ſich (abjolut) nad dem Ertrage und (relativ) nad) der wirth- 
f&hajtlihen Lage und Übfaggelegenheit. Für den Kapitalmerth der auf diefem 
Wege ermittelten Jahresnugung iſt dann der Stand des Zinsfußes maß- 
gebend*°). Nachfrage und Angebot beim Grundftüdshandel werden jedod noch 
durch andere Umftände beeinflußt. Der Werth wird nicht felten infolge un- 
volllommener Sachkenntniß oder falſcher Folgerungen aus einmaligen günftigen 
Erſcheinungen überfhägt; fodann wirkten Anfehen und Einfluß, wie fie mit 
dem Grundbefige verbunden find, mitbeflimmend ein; endlih wird die Nach» 
frage, in®befondere bei dichter Bevölkerung und bei gefchloffenen Beftgungen 
dur die Unvermehrbarfeit und örtliche Unübertragbarfeit des Grundbeſitzes 
erhöht. Die damit herbeigeführte Erhöhung der Bodenpreife kann zu einer 
forgfältigeren Bewirthſchaftung anregen; öfter aber wird fie dem (Erwerber 
nachtheilig werden; auch erſchwert fie den Grunderwerb für die nicht befitenden 
Mofien. — Die Pachtung erfolgt auf Grund eined Bertrages, der den 
Gegenſtand, den Preis und die Dauer der Pacht, die Rechte und Pflichten des 
Pächters und des Verpächters und die Beftimmungen für die Uebergabe und 
die Rüdgewähr des Pachtgegenftandes zu enthalten Hat. Sonft beftimmt ſich 
das Berhältniß nach dem bürgerlihen Rechte). — Bei der Bermwaltung 
wird der Betriebsleiter (Adminiftrator, Infpeltor) in er Regel durch feſtes 
Gehalt und freien Unterhalt entfhädigt, zuweilen aud dur Antheil am 


leitung nach Borbild? der weſtfäliſchen als dingliches (eingefchränktes Gebrauchs⸗ 
Heuerlinge ift hingewiejen worden; Kärger, | u. Nutzungs⸗) Recht behandelte (I 21 


Arbeiterpadit (Berl. 33). 8 258-652) — 


) Landgüter find im Aweifelsfalle bei 
Erbtheilungen nad) dem gewöhnlichen 
Ertragswerthe anzufegen (BGB. 5 2049, 
im Falle der Gütergemeinihaft 8 1515 
Abſ. 2 u. 3, der Pflichttheilberechnung 
$ 2312), der in Preußen dem 25 fachen 
Betrage des jährlichen Reinertrages ent⸗ 
ſpricht, wie er nad den von den Miniftern 
zu beftimmenden Brunnen iefgefelt 
wird EG. Art. 137 u. AG. At. 
Zum Zubehör eines Landgutes Inventar) 
gehören außer den Vieh u. den Geräthen 
auch die landwirthſchaftlichen Crzeugniffe, 
foweit fie zur Fortführung der Wirthichaft 
bis zur nädften Ernte erforderlih find 
BOB. 8 97, 98. 

“ Miethe u. Baht — die das ER. 


eriheinen im BGB. als 
Schuldverhältnifſe ($ 685597), obwohl 
in dem Grundfate, daß bei Grundftäden 
Kauf nit Miethe bricht ($ 6571—9), das 
Recht des Miethers auch gegen “Dritte 
wirffam wird. Cine Cintragung des 
Rechtes im Grundbuche findet jedoch nicht 
ſtatt. Die Miethe giebt nur den Gebraud 
förperliher Sachen gegen Entgelt, während 
die Pacht auch den Fruchtgenuß gewährt 
u. fih zugleih auf Rechte erftreden fanıı 
($ 531 Abſ. 1). Die Borfchriften über 
Miethe ($ 535—580) finden deßhalb nad 
8 581 Abf. 2 auch auf die Pacht An⸗ 
wendung, foweit fih nicht aus den $ 582 
bis 597 ein Anderes ergiebt. — Domänen 
verpadtung $ 124 Anm. 28 d. W. 
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Reingewinn (Tantiome). — In allen Fällen gehört zur Betriebsleitung 
eine geordnete Buchführung, die die Ergebnifie des Wirtbfchaftsbetriehes 
im Ganzen wie in den einzelnen Zweigen nadyzuweilen hat und Damit zu 
einer widhtigen Grundlage für die Wahl und die Geftaltung der Wirthſchafts⸗ 
weife wird?) 


‘ dd) Das Kapital. 
| 8 328. 

Bei der hohen Bedeutung des Kapitald für den Betrieb der Landwirth⸗ 
ſchaft find für diefe auf den Gebieten des Berfiherungd-, des Kredit» und des 
Genoſſenſchaftsweſens neben den allgemeinen ($ 302—310) mehrfache befondere 
Einrichtungen und Borfchriften getroffen. 

Die Landwirthſchaft wird von verfchiedenen befonderen Gefahren bedroht, 
da fie, außerhalb geichloflener Räume betrieben, mit den Unbilden der 
Witterung zu kämpfen bat und bei der Zucht der Pflanzen und Hansthiere 
mehrfuchen verderblihen Krankheiten auögefegt if. Die Verſicherung ge- 
winnt deshalb für die Landwirthſchaft eine erhöhte Bedeutung, bleibt aber 
gleichwohl bei folden Gefahren ausgefchloffen, die zu unregelmäßig auftreten, 
wie die Ueberſchwemmungen, oder fich in gleicher Weife Über weite Streden 
ausdehnen, wie Dürre, Näffe und verfhiedene Pflanzenerkrantungen. Befondere 
Verſicherungsarten haben fich deshalb nur in der Hagel- und in der Bieh—⸗ 
verficherung ausgebildet. — Die Hagelihäden treten unregelmäßig auf und 
find nicht im voraus zu berechnen; fie können aud) nit durch vorbeugende 
und abwehrende Maßregeln befämpft werden und treffen oft ganze Jahres⸗ 
ernten. Diefe Umftände laffen die Hagelverfiherung nur für den größeren 
und mittleren Beſitz in Frage fommen und fordern zugleich ein größeres Ber: 


über VBorräthe an Früchten, Futter, Streu 
u. Dünger auf dem Hofe und dem Felde) 
eingetragen werden  müflen. Je nachdem 
hiernad eine Erhöhung oder Verminderung 


", Die landwirthſchaftliche Bud» 
führung wird dadurch einigermaßen 
ſchwierig und unfider, daß aus der 
Buchung und Zufammenftellung der zahlen⸗ 





mäßig feftftehenden, jährlichen, baaren Ein» 
nahmen und Ausgaben im Tagebuche 
(der Geldrechnung) das Gefammtergebniß 
des MWirthfchaftsbetriebes noch nicht ent» 
nommen werden kann. Es müffen daneben 
die Beſtandsveränderungen berüdfichtigt 
werden, bie neben dem Baarfapitale u. 
den Schulden in dem Grund» und dem 
Betriehstapitale (8 299 Nr. 3) während 
des Rechnungsjahres eingetreten find. Diefe 
fönnen nur duch Schätzungen ermittelt 
werden, die beim Beginn und am Ende 
des Rechnungsjahres vorgenommen und in 
befondere Verzeichniſſe (Grundbuch fiber 
Grundftüde, Gebäude und Meliorationen, 
Naturalienbüüher über Vieh und Gerüthe, 


der Werthe eingetreten ifl, muß dieſe dem 
Schlußergebniffe der Baarrechmung zugejekt 
oder davon abgeſetzt werden. Sollen 
daneben noch die Ergebniffe der Einzel⸗ 
betriebe ermittelt werden, fo find für dieſe 
befondere Konten in einem Hauptbuche an- 
zulegen, in welde nad den Grundfügen 
der doppelten Buchführung ($ 353 Anm. 18° 
das von einem Zweige an einen anderen 
©eleiftete dem erſteren zugute und dem 
letzteren zulaften gebudt wird. Diefe — 
bei dem Ineinandergreifen ber einzelnen 
Betriebe fehr zahlreihen — Uebertragungen 
fönnen gleihfalse nur auf Grund be 
fonderer Schägung erfolgen. 
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fiherungsgebiet und fapitalfräftige Unternehmer. Die Berfiherung gefhah dem- 
gemäß zunähft dur Aktiengeſellſchaften, die ſich erft neuerdings vielfach in 
Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften umgewandelt haben. — In entgegengeiehter 
Richtung hat die Biehverfiherung ſich entwickelt“s). Der Viehverluft trifft 
gerade den Heineren Beftger befonder® empfindlih, während in größeren Vieh⸗ 
beftänden meift ein gewiſſer Ausgleich flattfindet, zumal jett bei einigen 
größeren Seucdhenverluften ſchon durch die Seuchengeſetzgebung eine Ent» 
Ihädigung vorgefehen wird ($ 335 Abſ. 2 u. 6). Die Viehverſicherung 
fommt deshalb befonder® für den Slleinbetrieb in Trage. Da ferner dem 
Biehverluften durch forgfältige Pflege und rechtzeitige Heilbehandlung wirkſam 
norgebeugt werden kann, ift bei der Biehverfiherung zum Schuge gegen Leicht⸗ 
finn und Betrug eine genaue Ueberwachung geboten, wie fie nur in Heineren 
Berbänden erreiht werden kann. Aus diefem Grunde find vielfach Kleinere 
Örtliche Gegenſeitigkeitsverbände (Biehladen, in Holftein fchon feit 1799) ent» 
fanden, die im Imterefle des Ausgleihes und der Leiftungsfähigkeit zwedmäßig 
zu Kreis⸗ und Provinzialverbänden zufammengejchloflen werden. — Neben der 
eigentlihen gegen das Biehfterben gerichteten Viehverſicherung befteht die 
Schlachthausverſicherung gegen die durch die Fleiſchüberwachung ($ 257 Abf. 2) 
entftebenden Berlufte. 

Der landwirthfhaftlie Kredit, der die Hauptart des Grund⸗ 
(Real⸗Kredits bildet, zeigt bei großer Sicherheit eine nur geringe Beweglich⸗ 
teit. Andererſeits bietet der Landwirthſchaftsbetrieb fo vielfach zu umfangreichen 
Berwendungen Anlaß*?), daß es nöthig erfchien, ihm das umlaufende Kapital 
in ausgedehnteftem Maße zugänglih zu machen und den Schuldner gegen 
Kündigung zu fihern und zu allmähliher Abtragung anzuhalten 60). Dem- 
gemäß find — während die landwirthſchaftliche Kreditgefeßgebung im Grund- 
buchweſen (8 208) und in der Zwangsvollſtrechung in das unbewegliche Ber- 
mögen ($ 193 Abf. 3) befondere Berüdiiätigung fand — neben den all- 
gemeinen (8 307, 308) befondere landwirthſchaftliche Kreditanftalten 
vom Staate, von Verbänden und von Privatperfonen eingerichtet worden 51). 

Staatlide Kreditanftalten wurden zur Erleidhterung der Ablöfımgen 
und fpäter der Anfledelungen in den Rentenbanken errichtet ($ 320 Abſ. 2 u. 
$ 322 Ubf. 4). Während diefe auf den urſprünglichen Zwed beſchränkt 








) Muſter⸗Satzungen u. -Verfiherungs- 


bedingungen für Gefellfchaften auf Gegen⸗ | 


feitigleit RE. 96 (MB. 133 u. 207). 

@) Kredit wird für längere Zeit zu 
Irmmpftüdsläufen, Bauten u. Berbefferung 
des Bodens, des Viehftandes u. Inventars 
oder vorübergehend zur Ergänzung des 
umlaufenden Kapitals in Auſpruch ge- 
nommen. Dem erfteren Zwede dient der 
Grund», dem lebteren der Perſonenkredit. 

Sue de raid, Hanbbud. 14. Aufl 





”, Die Grundſchuld if auch wohl mit 
der Lebensverfiherung ($ 303 Abf. 4) in 
Berbindung gebracht, um den fchuldenfreien 
Uebergang des Brundftüdes im obesialle 
au fihern. — Rentenfhuld 8 508 Abſ. 3 


8 unterſtellung unter d. landw. Min. 
8 52 Anm. 40. — Grunbfüäge für die 
Einrihtung 96 (MB. 145). 


88 
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blieben, find die ähnlich in Hannover und Heflen-Naflau gegründeten und 
fpäter auf die Provinzial. und Kommunalverbände übergegangenen ähnlichen 
Anftalten zu landwirthſchaftlichen Kriditanftalten geworden ??). 

Größere Ausdehnung haben die von. Verbänden (Ritterfchaften, 
Laudſchaften) errichteten Pfandbriefanftalten erlangt. In Schleſien 
veranlaßte die Erſchütterung des Grundkredite® durch den fiebenjührigen 
Krieg den Zufammentritt der größeren Grundbefiger zu dem Zwede, die Ber- 
mittlung zwiſchen Gläubiger und Schuldner zu übernehmen (1770). Die 
übrigen Brovinzen folgten, ſodaß in faft allen Landestheilen landſchaftliche 
Kreditanftalten erwachſen find. Im neuerer Zeit find daneben einige Anftalten 
für den Kreditbedarf der bäuerlichen und kleinbäuerlichen Beſitzer entftanden, 
die gleichfalld von den Landfdhaftsdireltionen verwaltet werden; auch wurden 
einige Dahrlehnskafſen für den Perfonenfredit der Landwirthe gegründet. Die 
landſchaftlichen Kreditanftalten gewähren nah Maßgabe ihrer Reglements 
allen zugetretenen Grundbefigern Darlehen bis zu einer beftimmten Wertähöhe 
des Grundbeſitzes. Die Darlehen find unkündbar und werden allmählich 
abgetragen. Die Mittel werden durch Ausgabe verzinslicher, auf den Inhaber 
fautender Pfandbriefe beſchafft, für welche die Landſchaft gemeinfame Bürg- 
{haft übernimmt. Diefe vermag dadurch befonders günftige Zind- und Ab- 
zahlungsbedingungen zu gewähren. Sie bat die Grundwerthe in bewegliche 
Werthe verwandelt und zu einer Waare des Kapitalmarktes gemacht, woburd 
die Kapitalbeſchaffung weſentlich erleiätert und der Grundkredit erheblich ge 
fördert worden iſt. Die Verwaltung wird unter Auffiht eines königlichen 
Kurators durch von den Betheiligten gewählte Direktionen geführt??). Den 


Oo — — — — 


) Landeskreditanſtalt in Hannover Stat. | fchaft der Kur- u. Neumart in Berlin 
42 (dan. ©. 187), ©. 69 (SS. 1269), | nebft der ritterfhaftliden Darlehnstafie. 
.. 75 (88. 567) u.79 (GS. 125); Landes. | Unter erflerer fliehen die NRitterfchaften für 
freditlaffe in Kaffee &. 69 (GS. 1279), | die Prignig in Perleberg, für die Mittel- 
8 (88. 101), 86 (88. 151) u. 96 | mark in Berlin, für die Udermarf in 
(85. 170); Landesbant in Wiesbaden | Prenzlau und für die Neumark in Frank⸗ 
&. 69 (86. 1288), 83 (GS. 331), 99 | furt a. O. Bon der Hauptritterfchafte- 
(88. 507) u. Anm. 54 nebft Hütfstaffe | direftion wird ferner die neue branden- 
daſelbſt. Der Gefchäftsbereih der An | burgifche Krebitanftalt in Berlin verwaltet 
falten in Heffen-Raffau ift den Grenzen | (f. auch Schiefien). — Die Stadt Berlin 
ber Bezirfsverbünde angepaft ©. 86 | befist ein befonderes Pfandbriefam. — 
(86. 53). Pommern: Generallandfchaft nebft der 

=, Dftpreußen: Generallandihaft in | landſch. Darlehnskaſſe in Stettin mit den 
Königsberg nebſt dem der Direltion zur | Landfchaftsdepartements in Anklam, Star- 
Seite ftehenden Tarrevifionstollegium u. | gard, Treptow a. R. u. Gtolp. Unter 
der landſchaftlichen Darlehnskaſſe dafelbfl. | ihrer Direktion fteht die neue pommerſche 
— Weſtpreußen: Generallandfgaft in | Landfchaft für den Kleingrundbeſitz. — 
Mariemnwerder mit den Prov.-Landihaften | Bofen: Landſchaft nebft der landſch. Bant 
in Morienwerber, Danzig, Bromberg u. | (ſ. auch Weſtpreußen). — Schiefien: 
Schneidemuhl u. der Iambdfchaftlihen Dar- | fol. Krebitinftitut in Breslau (von ber 
lehnstaffe in Danzig. Bon ihrer Direltion | Regierung verwaltet); Gen.⸗Landſchaft im 
wird auch die neue weſtpr. Landſchaft ver⸗ Breslau mit den Furſtenthumslandſchaften 
waltet. — Brandenburg: SHauptritter- | in Sauer, Glogan, Natibor, Breslau, 
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Anftalten kann durch Sagung mit landesherrlicher Genehmigung ein Zwangs⸗ 
vollſtreckungsrecht gegen ihre Darlehnsſchuldner verliehen werden, das auf Ur⸗ 
unden ausgedehnt werden darf, die von einem zum Richteramte befähigten 
Beamten der Anftalt aufgenommen find‘). — Unmittelbar auf die Boden- 
verbefierung (8 323 Abf. 2) find die Landesfulturrentenbanten 
gerihtetd®). Diele follen Bodenkultur⸗, Uferſchutz⸗,, Deich⸗ nnd Schiffahrts⸗ 
anlagen fördern und werden nad beftimmten Grundvorſchriften auf Beſchluß 
der Provinzials(RKommunal-)Verbände durch landesherrlich zu  beftätigende 
Statuten errihtet?). Sie gewähren zu diefem Zwecke unkündbare Darlehen 
gegen Grundſicherheit und einen feften, der Beitreibung im Berwaltungswege 
unterliegenden Zins⸗ und Zilgungsbeitrag (Landeskulturrente) *). Bei den zu 
Drainirungsanlagen gewährten Darlehen kann der Rente durch die Auseinander- 
fegungsbehörde ein Vorzugsrecht vor denjenigen eingetragenen Kealgläubigern 
eingeräumt werden, die auf ergangene öffentliche Aufforderung keinen Wider- 
ſpruch erheben, infoweit dur die Anlage eine entſprechende dauernde Ber- 
befierung des Grundſtückes herbeigeführt wird 9). Die Banken befchaffen die 
erforderliden Kapitalien dur Ausgabe von Inhaberpapieren Candeskultur⸗ 
zxentenbriefen) in dem Umfange der gewährten Darlehen. Weberfhüile kommen 
dem Reſervefonds oder durch Nichterhebung der Verwaltungskoftenzufchläge 
dem Betheiligten zu gute5%). Die Banken genießen Stempel- und bei Ein- 
tragung der Sicherheiten Gebührenfreiheit und haben ihren Vermögensſtand all- 
jährlich zu veröffentlichen ©). 

Private Kreditanftalten bilden die Hypothekenbanken (Boden- 
kreditgeſellſchaften). Sie find erſt in den letzten 30 Jahren entftanden und 


Liegnitz, Franlenſtein, Neiße, Des u. | &. 99 (88. 291) Art. 12 u. geänd. 


Göorlitz u. landſchaftliche Bank in Breslau; 
Kreditinftitut fiir die preußiſche Ober⸗ und 
Niederlauſitz mit den Bezirksdirektionen in 
Görlit und Lübben; fommmunalftänd. Bank 
für die Ober-Raufig. — Sadjfen: Land⸗ 
{haft nebſt landſch. Bank in Halle — 
Schl.⸗Holſtein: Landihaftliher Kredit- 
verband und Landſchaft in Kiel. — 
Hannover: ritterſchaftlicher Kreditverein 
f. d. Fürftenthum Kalenberg, Gruben- 
hagen u. Hildesheim in Hannover; f. das 
Kürftentyum Lüneburg in Celle; f. die 
Herzogthümer Bremen u. Berden u. das 
Land Hadeln in Stade. — Weftfalen: 
Landihaft in Münfter. — In der Rhein⸗ 
provinz hat die Provinzialhälfskafie 
(8 307 Abf. 2) als Landesbank ihre Wirk. 
famfeit ſeit 1855 auf den Grundfrebit 
ausgedehnt. — Die meiften dieſer Anſtalten 
haben in der lo in Berlin 
ihren Mittelpuntt gefu 

“, &. 97 (GS. E88) ern. ($ 6 Abf. 2) 


(8 10 Abf. 2) ©. 99 (GS. 284) Art. d. 
Das Recht iſt der Landeskrebitlafie in 
Kaſſel und der Landesbant in Wiesbaden 
(Anm. 523) verliefen B. 98 (8. 99 
©. 1). UE. nebft Stat. 73 (GS. 309), 
Nachtr. 3. Jan, 84 u. (Ausgabe dreie 
prozentiger Pfandbriefe) Bel. 9. Juni 86 
(1. d. Amtsbl.). — Die Borfchriften werden 
ur das BEB. nit berührt ES. Art. 
167. 


“ &. 13. Mai 79 (GS. 367), dur 
das BGB. nit berührt EG. Art. 118. 
Bislang find jolde Banken nur für Pofen, 
Schlefien. Schl.⸗Holſtein u. Weſtfalen ein- 
gerichtet. 

5) Def. 8 1-3, 51—583. 

, Daſ. 8 49, 83—36. 

”, Daf. 8 10-32, eg. ©. 99 (GS. 
177) At 21. — 8 208 Anm. 50 d. W. 

”, 8. 79 8 4, 87—48. 

®), Daf. $ 49, 50. 
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beleihen vorwiegend den ſtädtiſchen Grundbeſitz. Sie bilden gleidh den land» 
ſchaftlichen Kreditvereinen den Vermittler zwiſchen den Schuldnern, denen fie 
hupothelarifch geſicherte Darlehen gewähren, und den Gläubigern, für die fie 
durch die Öüpothefenbeftände gededte Hypothelenpfandbriefe außgeben; fie find 
aber weder auf Öffentlihredhtlider Grundlage, noch auf Gegenfeitigfeit einge- 
richtet und bilden nur privatrechtliche Erwerbsgeſellſchaften. Ihre Berbältnifte 
find zur Sicherung von Schuldnern und Gläubigern durch Reichsgeſetz geregelt. 
Ste find nur in der Form von Aktien und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
zuläffig und bedürfen der Genehmigung des Bundesrathed oder der Zentral 
behörde des Bundesſtaates, wenn fie fi) auf diefen beſchränken. Sie unter- 
liegen der ſtaatlichen Auffiht und dürfen nur hypothekariſche Darlehns⸗ und 
damit zufammenhängende Gefchäfte (nicht Spekulationsgefchäfte) betreiben, 
können jedoch auch Öffentlich rechtliche Körperfchaften und Kleinbahnen beleiben. 
Die Beleihung ift auf inländifhe Grundſtücke beſchränkt und regelmäßig nur 
zur erſten Stelle und zu ®%, des Werthes zuläſſig. Die Pfandbriefinhaber find 
dadurch gefidhert, daß ein ftaatlich beftellter Vertreter (Treuhänder) das Bor- 
bandenfein der vorfchriftsmäßigen Dedungsmittel übermadht und die Urkunden 
unter Mitverfhluß der Bank verwahrt; daneben find ihre forderungen im 
Konlkurſe bevorrechtet ẽi). 

Auf dem Gebiete des wirthſchaftlichen Vereinsweſens iſt die Altien⸗ 
gefellfhaft ($ 309) für die Laudwirthſchaft, die das unmittelbare perſönliche 
Intereſſe des Wirthfchaftstreibenden an dem Betriebe nicht entbehren kann, zu 
feiner Bedeutung gelangt. Um fo mehr hat feit 1890 da8 Genofjenfhafts- 
wefen (3 310) fi entwidelt, fo daß die landwirthſchaftlichen Genoſſenſchaften 
bereits die Mehrzahl aller Genoſſenſchaften bilden). Auch im Landwirthſchafts⸗ 
betriebe follen die Genoflenfchaften die Vortheile des Großbetriebes den 
mittleren und Meineren Wirthi'haften zuwenden. Sie find dieſerhalb nicht nur 
für den Kredit, fondern als Bezugs⸗, Abfag- und Produktivgenoſſenſchaften 


“), G. 13. Juli 99 (RED. 375); im landwirthſchaftliche eingetragene 


Eimzelnen werden geregelt die Zulafſung 
u. Beauffihtigung ber Hypothekenbanken 
(6 1—4 u. 89), die zuläffigen Geſchäfte 
($ 5), die Bedingungen ber Pfandbrief- 
ausgabe (8 6—9) u. Darlehnsgewährung 
($ 10—21, insbef. Amortifationsdarlehen 
19— 21, Darlehen an Körperfchaften 41, 
einbahnen 42), Geihäftsführung (8 22 
bis 28), Sicherung der Pfandbriefgläubiger 
(8 29838), allgemeine u. Uebergangs⸗ 
befiimmungen ($ 40, 48—53). +- Rechte 
der Befiter von Schuldverfchreibungen 
& 306 Abf. 4 d. W. 1899 beftanden 
40 Hupothelenbanten, die Pfandbrieffumme 
betrug (1897) 5'/, Milliarden M. 

", Zım Reiche beftanden (1900) 13900 


Genofjenfhaften (9793 Spar⸗ und 
Darlehns⸗ 1379 Bezugs- und Abfake, 
1917 Molferei- umd 811 fonftige). Dazu 
treten 800 freie (meift Einkaufs⸗) Genoffen- 
haften. Gie find vielfah nad Ländern 
zu Berbünden vereinigt, die zum großen 
Theile weiter in dem „Allgemeinen Ber- 
bande der landw. Genoſſenſchaften“ im 
Dffenbady ihren Mittelpunkt finden, wärend 
die Generalamvaltichaft ländlicher Senofien- 
ihaften in Nenwied ohne Zwiſchenglieder 
eine größere Zahl von Genofienfchaften 
(far nur Darlehnskafſen) zufammenfaft. 
— Zheilnahme an den Sandelsfammern 
$ 352 Abſ. 3 d. W. — Waffergenofien- 
ſchaften $ 824 Abi. 4 d. W. 
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auch Für andere landwirthſchaftliche Zwede eingeführt. Die Probuftivge- 
noſſenſchaften befaflen fi meift mit dem Mollereibetriebe (8 333 Abf. 3), die 
Bezugsgenofienfdhaften mit dem Anlaufe von Saatgut, lünftlihem Dünger und 
Kraftfutter und mit der gemeinfamen Beſchaffung und Erhaltung von Mafchinen, 
Geräthen und Zuchtvieh. Weniger entwidelt find bislang die Abfatgenoffen- 
fhaften. Neuerdings wird jedod auf genoſſenſchaftlichem Wege die beffere 
Verwerthung des Getreides durch Lagerhäuſer erftrebt, die insbefondere die 
zwedentfprechende Behandlung und den Berlauf des Getreides, die angemeflene 
Preisregelung durch Anbieten oder Zurüdhalten der Borräthe unter Ber- 
meidung des Börfenfpieles mit Getreide ($ 354 Abf. 2), die Beleihung der 
gelagerten Vorräthe ($ 308 Abf. 34) und die Erfparung der Handels: und 
Befdrderungstoften bezweden *®). 


b) Wirthſchaftsweiſe. 
8 329. 

Die Wirthſchaftsweiſe (Wirthſchaftsſyſtem) vereinigt die einzelnen Be- 
trieb8mittel (a) zu einheitlihem Zufammenwirten. Ste erſcheint von der Boden⸗ 
beichaffenheit, den verfügbaren Betriebsmitteln, der Fähigkeit des Leiters und 
den Verkehrs⸗ und Abfabverhältnifien abhängig und muß fi den befonderen 
Betrieböverhältniffen anpaſſen. An die Stelle der ſchon von Karl dem Großen 
eingeführten Dreifelderwirthſchaft ift im Anfange unfere® Jahrhunderts, dem 
gefteigerten Nahrungsbedärfnifie entſprechend, die Fruchtwechſelwirthſchaft ge- 
treten *). Erhebliche PVortheile find der Landmwirtbfchaft fodann durch Die 
Einführung der landwirthichaftlichen Nebengewerbe erwachlen). Die Wirth. 
fchaftsweife ift damit immer intenfiver ($ 299 Nr. I Abf. 1) geworden ®®). 


— — — — — 


"Nah G. 96 (GS. 100) 8 1 IV | baues "und Einführung der Futterfräuter 
u. v. 97 (SE. 171) $ 1 III kann der | und Handelsgewüchſe ift eine freiere Wirth- 
Staat 5 Mil. M. zur Errichtung land» | Khnfigmeife eingetreten, bie bei regelmüßigem 
wirthſchaftlicher Getreidelager verwenden, | Fruchtwechſel zwiſchen Halmfrüdten und 
die zur entgeltlihen Benutung an leiftungs- | Blatt- oder Hadfrüdten (Butter-, Gemulſe⸗ 
fähige Körperihaften und Genofienfhaften | und Handelspflanzen $ 325 Anm. 6) bie 
überlafjen werden; Ende 1900 waren 29 Brache entbehrlich gemacht hat. 
erbaut. — Sagergefchäft 8 3853 Abf. 4 ı ®) Brennerei ($ 159 Anm. 2) und 
d. W. — Die Lagerung geidieht auf | Stärkebereitung bei leichtem, Rübenzuder- 
Speichern mit übereinanderliegenden Schütt- | herftellung (8 162 Anm. 32) bei ſchwerem 
böden oder in ben nad amerilanifhem | Boden. In loferem Zufammenbange mit 
Borbilde erbauten Silos mit ſchaft⸗ (fänlen-) | dem Landwirthichaftsbetriebe ftehen Braue⸗ 
artigen Zellen. Die Bewegung, Umlage» | reien, Müllereien, Siegeleien und Kofl- 
rung und Berladung erfolgt in beiden Füllen * brennereien. — Theilnahme der Neben- 
durch Dampfkraft. — Beſondere Berüd- ' gewerbe an den SHandelsfammern wie 
fihtigung der Landwirthe bei Lieferung für ' Anm. 62. 
ſtaatliche Anſtalten RE 96 (MB. 90). : °%) Der ertenfiven wie der intenfiven 

“) Die Dreifelderwirthſchaſt läßt regel | Wirthſchaft find beftimmte Grenzen gezogen. 
mäßig Wintergetreide, Sommergetreide und | Wenn erftere leicht die Arbeitskräfte und 
Brache (Unbebantlafjung) auf einander | Mittel, inebefondere die Düngemittel allzu 
folgen. Nah Ausdehnung des Kartoffele | ſehr zerfplittert, führt die fortgeſetzte 


502 Wirthſchaftepflege; Land» und Forſtwirthſchaft. 8 329. 

Obwohl der Landwirthſchaftsbetrieb fi anf diefem Wege umaudgefept 
entwidelt hatte, auch durch die Erleichterung des Kredits und die Verbefferung 
der Verkehrswege erheblich gefördert wurde, hat feine Einträglichkeit ſich doch 
in der jüngften Zeit beträchtlich vermindert. Die fortgefegten Berfehrs- 
erleihterungen hatten neben der fördernden auch eine nadhtheilige Wirkung ($ 399 
Nr. I1), indem fie die Getreidezufuhr aus Ländern ermöglichten, in denen ein 
billiger, in den exften Jahren auch ohne Düngung ertragreiher Boden zur 
Derfügung ftand (Rußland, Donauländer, Nordamerika, Argentinien). Infolge 
defien gingen feit 1892 die Getreidepreife erheblid, zurüd, während gleichzeitig 
die Aufwendungen für Lebenshaltung, Arbeitslöhne, Wirthſchaftseinrichtungen 
ftetig zunahmen. Die Nothlage, in die fi die Landwirthſchafttreibenden 
hierdurch verſetzt ſahen, trat vor allem in den auf den Getreidebau ange: 
wiefenen Betrieben hervor. Sie zeigte fi) mehr bei den großen und mittleren 
Befigern, da die Heinen bei fortbetriebener Naturalmirtbfchaft vom Markte weniger 
abhängig waren, ſich bei dem geringeren Betriebsumfange den veränderten Ber: 
hältniffen leichter anpafien konnten und von der Arbeiternoth weniger berührt 
wurden). Am empfindlichften wurden die Landwirthe betroffen, die über 
Ropital und Arbeitöfraft nit in dem nöthigen Umfange verfügten, die zu 
theuer gekauft oder gepachtet hatten, die die erforderliche techniſche und wirth⸗ 
ſchaftliche Befähigung nicht beſaßen oder es an der gehörigen Betriebſamkeit 
fehlen ließen. Ueberall entftand aber mit dem andauernden Sinten der Ge 
treidepreife unter die Herftellungstoften für den Betrieb der Landwirthidaft 
eine ernfte Gefahr, die der Staat nit unbeachtet lafien durfte, zumal bie 
Landwirthſchaft it nur einen erhebliden Theil unſerer Bevöllerung un⸗ 
mittelbar ernährt, fondern im Getreide aud) das nothwendigſte Nahrungs 
mittel liefert, mit dem das Land nicht in dauernde Abhängigkeit vom Aus- 
ande gerathen darf. 

So zweifellos diefe Aufgabe, fo beftritten ift die Art ihrer Löſung. 
Keinenfalls darf von der Staatshülfe alle erwartet werden, da ihr auf 
diefem Gebiete beftimmte enge Grenzen gezogen find. Der Betrieb der Land- 
wirthſchaft ftellt eine freie Gewerbthätigkeit dar, deren Erfolge in erfler Linie 
von der eigenen Thätigfeit abhängen ($ 316 Abf. 2). Der Staat fann diele 
nur ergänzen und darf das Bewußtſein der wirthſchaftlichen Selbftverantiwort- 
fichleit hierbei nit abſchwächen. Die Hülfe darf ferner nit auf Koſten 


— — — 





Steigerung des intenfiven Betriebes zu 
einem Punkte, wo die Mehrloften nicht 
mehr durch Mehrerträge gedeckt werden. 
Dies geſchieht um ſo eher, je ſchlechter 
der Boden u. je ungünftiger die ſonſtigen 
Wirthſchaftsbedingungen find. Mit der 
günftigeren Geftaltung diefer Bedingungen 
wird deshalb auch der weiteren Ausdehnung 
des intenfiven Betriebes die Bahn geöffnet. 


7) In der Landwirthichaft befteht hiernach 
zur Zeit nicht mehr die Gefahr, daß — 
wie zur Zeit bes Legens der Banernglter 
(8 77 Anm. 8) u. nod heute im Gewerbe 
(8 843 Abf. 1) — der Klein- durch den 
Großbetrieh verdrängt wird; die Bilbung 
der Rentengüter (8 3223 Abſ. 4) wird da- 
gegen durch diefe Entwicklung gefördert. 
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anderer Erwerbszweige erfolgen. Mag das Anwachſen unferer Großinduftrie 
und unſeres Handels auch manche nadıtheilige Folgen mit ſich gebracht haben, 
fo hat es doch wefentlih an der Entwidlung unferer nationalen Macht und 
Größe mitgewirkt. Der nöthige Schuß dur Erhaltung und Vermehrung der 
Abſatzwege darf diefen Betrieben deßhalb um fo weniger verfagt werden, als 
ohne fie ein großer Theil unferer Bevölferung zur Auswanderung gezwungen 
fein würde und von ihrem Gedeihen au die Landwirthſchaft felbft durd 
Stenerentlaftung, Vermehrung der Verkehrswege und zahlungekräftige Abnehmer 
unmittelbare Bortheile hat. Endlich bildet der Abſatzpreis bei aller Bedeutung 
doch nur einen der Faktoren, auf denen die Einträglichleit des Landwirthſchafts⸗ 
betriebes beruft. Die Hülfe beim Herabgehen diefer Einträglichleit kann deß⸗ 
balb aud) nicht von einem Gefammtmittel, fondern nur von einem Zufammen- 
wirfen verfchiedener Mittel erwartet werden. Die Preisbildung vollzieht ſich 
ohne Zuthun des Staates auf dem Weltmarkte nach dem Ernteergebniß und 
dem Wirthitzaftsbedarfe. Der Staat kann ihre fchädlichen Wirkungen mildern 
und umlauteren Preistreibereien entgegentreten, nit aber die Preife jelbft 
feftftellen 8). 


4. Betrieb und Aflege der Sorfimirthfchaft. 
8 330. 

Wald ift jede mit Holz beftandene größere Fläche, Forſt ein regelmäßig 
bebandelter und benugter Wald. Solange noch Holz in beliebiger Menge 
vorhanden war, trat die Holznutzung im Walde gegen die Nutungen der Matt, 
Weide und befonders der Jagd zurüd. Auf diefem Standpunlte ftehen nod) 
die Forſtordnungen, welde die Landesherren im vorigen Jahrhundert über 
Begrenzung, Eintheilung und Schutz ihrer Waldungen erließen. Mit ihrem 
Borgehen, dem fich fpäter auch größere Grumdbefiger und ſchließlich die wald- 
befigenden Städte anſchloſſen, war der erfte Grund zur Forſtwirthſchaft 
gelegt. ALS dann mit zunehmender Verwandlung des Waldlandes in Aderland 
und der fortgefetten planlofen Ausnutung des Holzbeſtandes der Werth des 


“), Bon den Hüljsmitteln zur Hebung | Seite (Bund der Landwirthe, Agrarier) 
der Landwirthihaft find einige wie das | geforderten f. g. großen (Radikal⸗)Mittel, 
Bildungsieien, die Förderung der Ge- insbeſondere die Berftaatlihung des Handels 
nofienfchaften und des Verlehres auf die ; mit auswärtigem Getreide (Antrag Kanitz) 
Hebung der Landwirthſchaft überhaupt ge- | u. die Rüdfehr zur Silberwährung ($ 356 
richtet; andere beziweden gefondert die | Abſ. 3) den Meinen Mitteln gegenüber, 
Minderung der Betriebstoften (Agrargejeg- | wie fie in der Erhaltung mäßiger Getreide⸗ 
gebung 8 317 Abſ. 1 u. 821 Abſ. 5, | zölle (8 156 Abf. 5), der firengen Unter» 
Sorge für Arbeitsfräfte $ 327 u. Kapital | fuhung der Markwaaren (8 2571, ber 
8 328), oder die Mehrung der Erträge Ueberwachung der Getreidebörfe ($ 354 
(Berbefferungen des Bodens 8 328 Abf.2 | Abf. 3), der Anlage von Getreidelager- 
u. des Viehſtandes 8 333) oder die | häufern (Anm. 63) u der Geftaltung ber 
Förderung bes Abſatzes. Die auf legtere | Eifenbahntarife (8 368 Abf. 4) theils durch⸗ 
gerichteten Mittel find vorzugsweife um«- | geführt find, theils angeftrebt werben. 
fritten u. hierbei ftehen die von einer 
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Holzes flieg, wurde diefe® zur Hauptnutzung. Die Nebennugungen traten zu- 
rüd und wurden ſchließlich, mo fie die Holznutzung beeinträdtigten, eingefchränft 
oder ganz befeitigt. Damit begann im Anfang des vorigen Jahrhunderts eime 
neue Entwidlung der Forftwirthfchaft, die durch die gleichzeitig erwachte Forſt⸗ 
wiſſenſchaft und dur die Gründung von Forftlebranftalten ($ 125 Abf. 1) 
weſentlich gefördert wurde. 

Der Betrieb der Forſtwirthſchaft umfaßt den Waldbau, deu Forſi⸗ 
ſchutz und die Forſtnutzung auf den zur Holzzudht beftunmten Tläden und iſt 
auf die Erzielung eined möglihft hohen und nachhaltigen Reinertrages aus 
diefen Flächen gerichtet. — Für den Waldbau (Kultur) kommt zunächſt Der 
Standort (Bodenbeſchaffenheit $ 323 Abf. 1, Bodengeftalt und Klima) in 
Betracht. Rad diefem und den wirthſchaftlichen Verhältniſſen des Beſitzers 
beſtimmt ſich die Wahl der Holzart!) und der Betriebsart?). Bon beiden iſt 


) As Holzarten werden Laubhölzer | Tanne (Weiß- oder Edeltanne), deren Ho 
u. Nadelhölzer unterjhieben (Anm. 10). | aber leichter ift und geringere Brenmtraft 
Laubhölzer find die Eiche, die Buche, die | befitst; fie beanjprucht guten, tiefgründigen 
Birke und die Erle, neben denen vereinzelt | Boden; ift anfünglid) gegen Kroft empfiudlich 
die Ulme (Rüfter), die Eiche, der Ahorn | und wädft langfam; in Rorbdeutichlaud 
und die Weißbuche (Hainbudye) vorlommen, | tft fie wenig verbreitet. Die Lärche gedeiht 
Die Eiche gedeiht bei ausreichender Tiefe | auf frifhem, mineralträftigem Boden, and 
gründigleit und Friſche aud auf leichterem | in nörblider Gegend und im Gebirge und 
Boden und liefert hartes, dauerhaftes und | giebt gutes Bau- und Brennholz. 
zu den verjchiedenften gewerbliden Zwecken *) Betriebsarten: Der Hodhmwal- 
verwenbbares Holz. Die Buche beanfprucht | betrieb Täßt die Hölzer gleidaltrig zur 
befferen, insbejondere kalkhaltigen Boden; | vollen natürlichen Entwidelung als Bäume 
ihr Holz ift hart, aber nicht dauerhaft, | gelangen und liefert die höchſten Nutzholz⸗ 





deshalb fehr gutes Brennholz, ale Nutzholz erträge, während beim Niederwalbbetrtebe, 
dagegen weniger begehrt. Das Holz der | der nur für die Stodausihlag treibenden 
anſpruchsloſen und gegen Kälte widerſtand⸗⸗ Laubhölzer anwendbar ift, dieſe früßzeitig 
fühigen Birke finder für einzelne wirthfchaft- | abgehauen und durch Ausichläge verjüngt 
liche Zwecke, fonft als Brennholz DBer- | werden. Auf biefem Wege wird unter 
wendung. Die Erle (vorwiegend die | anderem in 15 bis 20jährigem Umtriebe 
Schwarz« oder Rotherle) ift der Baum der | die in der Lobgerberei verwendete Eichen- 
naſſen Niederungen; ihr Bol; dient zu | rindegavonnen (Schälwaldungen, Rohheden), 
Sänitarbeiten und als Brennholz. — | der neuerdings durch Einführung des ſüd⸗ 
As Nadelhälzer, die bei ihrem geraden | amerilanifhen Quebrachoholzes ein ſtarker 
ſchlanken Wuchſe, ihrer Spanntraft und | Mitbewerb erwachſen ift; and bildet ber 
der Leichtigkeit ihrer Bearbeitung als Bau- | Niederwald mit 20 bis 40jährigem Um- 
holz bevorzugt find, fommen die Kiefer, | triebe die gewöhnliche Nutzungsart für die 
die Fichte, die Tanue und die Lärche in | Schwarzerle (vor. Anm... Der nur bei 
Betradt. Die Kiefer (Kiene, Foͤhre) ift | gutem Boden anwendbare Mittelwaldbetrieb 
weitverbreitet, da fie auch auf bürrem, | bereinigt den Hoch⸗ und Niederwalpbetrieb 
fandigem Boden fortlommt; das Holz wird | anf derfelben Fläche und Hat dieſerhalb 
ale Bau- und als Brennholz verwendet. | doppelte Umtriebözeiten. Bei dem gleichfalls 
Die Fichte (Motbtanne), die die trodenen | mur auf gutem Boden, insbefondere im 
Sandflähen meidet, dafür aber höher im | Gebirge amgewendeten Plänterbetriebe 
Gebirge auffteigt, liefert gutes Bauholz | werden einzelne Bäume nad) ihrer Brauch⸗ 
und bei ihrem dichten Beflanbe erhebliche | barkeit herausgenommen und die Lucken 
Holzmaffen. Beides gilt auch von der | wieder ausgefüllt. 
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der Umtrieb (Benutungszeitraum) abhängig’). Der Anbau erfolgt in der 
Hegel künſtlich durch Saat oder Pflanzung*); die natärlihe Holzzucht (Ber- 
jüngung) ift nur umter befonderen Borausfegungen möglih®). — Der Forft- 
ſchutz fol die Forst vor den Gefahren bewahren, die ihr duch Menſchen 
($ 331), Thiere®), Pflanzen und Naturereigniſſe (Kälte, Sonnenbrand, Wind- 
brud und Windwurf, Näfle und Waldbrände) erwachſen. — Tie Forft- 
nugung zerfällt in Hauptnutzung und Nebennugungen. Erſtere erftredt fidh 
auf das Holz und die Rinde, letztere betreffen die Nebenerzeugnifie (Raff⸗ umd 
Leſeholz, Stren und Maft, Weide und Gräſer, Torf, Waldfrüdte, Steine und 
Erden). Das Holz wird ald Nutzholz“) oder als Brennholz?) verwerthet. 
Da die Brennbolzpreife bei dem fleigenden Mitbewerb der Minerallohle fort- 
dauernd herabgegangen find, Kat die Bedeutung der Nutzholzgewinnung zu⸗ 
genommen. Bei der Aufarbeitung der gefällten (gehauenen) Hölzer muß des⸗ 
halb möglihft viel Nutholz herausgenommen (andgehalten) werden. Für die 
tleineren Befiger werden der Nutzholzgewinnung jedoch durch die Nothwendig⸗ 
teit langer Umtriebszeiten?) enge Grenzen gezogen. — Der Berlauf geſchieht 
aus freier Hand (befonderer Vereinbarung zwifhen Berläufer und Käufer), 
wie er fi für gewiſſe Gebrauchszwede und geringere Brennhölzer empfiehlt, 





— — — 


) Der Umtrieb beträgt beim Hochwald⸗ 
betriebe für die laugſam wachſenden Holz⸗ 
arten (Eichen, Buchen und Tannen) 100 
bis 150, für Fichten u. Kiefern 60— 120, 
beim Niederwalbbetriebe allgemein nur 15 
bis 40 Jahre. 

*) Die Ausfaat if billiger, aber laug⸗ 
wieriger und bei ungünftigem Boden un⸗ 
fierer als die Pflanzung. Die Pflanzen | 


ihiedener Schmetterlinge (Kiefernfpanuer, 
Kiefernfpinner und der namentlih die 
Fichten befallenden Nonnen) anrichten, wixd 
hauptfählih durch Eintrieb von Schweinen 
und durch Leimringe an den Stämmen 


; entgegengewirtt, die das Wuffleigen der 


Raupen verhindern follen. 
) Das Nutzholz ift Bauholz oder Werk⸗ 
holz. Erſteres findet Verwendung zum 


werden auf befondere geichätsten und be- | Hoch⸗(Häuſer⸗) bau (8 265 Anm. 20) in 


arbeiteten Flächen (Saatlämpen) gezogen. 

) Eamenverjüngung if nur im Hoch⸗ 
walde und bei entiprechender Lichtung | 
durchführbar. Diefe muß für die Licht. 
hößer früher und ſtärker ftattfinden, als 
für die Schattenhölzer. Zu erfteren ge- 
hören Eiche und Kiefer, zur legteren Buche 
und Tanne, während die Fichte zwiſchen 
beiden in der Mitte fieht. Die Verjüngung 
durch Ausſchlag Tommt nur für Laubholz 
im Nieder⸗ und Mittelwaldbetriebe in 
Frage. 

* Hauptfeinde der Korft find die In⸗ 
ſekten, befonders in den weniger wider- 
ftandefähigen Nadelhölzern. Bon den Larven 
ber Käfer zerfreflen die des Kiefermmarf- 
und des Fichtenborkenküfers das Holz, 
während die des ARüffelläfere die Kiefern- 
pflanzen zerflören und die des Mailäfers 
(Engerlinge) die Bflanzempurzeln ſchädigen. 
Den Zerftürungen, die die Raupen ver⸗ 


der Form von Ganz, Halb- oder Kreuz- 
! hölgern (midht, einmal oder zweimal auf- 
gefchnitten) oder von Brettern, die bei mehr 
als 4,5 cm Stärlfe Bohlen heißen, ferner 
zum Eiſenbahnbau als Schwellen und 
Telegrapbenftangen, zum Bergbau ale 
Grubenhölger, zum Schiffebau und zum 
Waflerbau bei Brüden, Mühlen und 
Säleufen. Das Werkholz wird von ver- 
fhiedenen Handwerkern (Stellmachern, 
Tiſchlern, Bottchern und Holzſchnitzern) ge⸗ 
braucht. — Verb. Anm. 1. — Die f. 
forflliden Nebengewerbe (Köhlerei, Theer- 
fchwelerei) find nahezu verſchwunden. 

% Das Brennholz, das bet einer 
Stärfe von über 14 cm Gceit-, von 
7—14 cm Snüpyel und unter 7 cm 
Neiferbolz heißt, wird 1 m lang gefchnitten 
und in Ranmmetern (das Reiferholz im 
Haufen) anfgelekt. 
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oder durch Öffentliches Ausbieten und Zuſchlag an den Meiftbietenden (Lizitation) 
und fann vor oder nad) dem Einſchlagen des Holes erfolgen. Für den Ab- 
fag find die Verkehrswege ($ 357 Abf. 1), und unter dieſen befonders bie 
Waſſerſtraßen ($ 358 Abf. 1 und 360 Abf. 1) von größter Bedeutung; auf 
diefen werden die Nutzhölzer in der Regel in Stämmen geflößt. 

Ein größerer Waldbeſtand gewährt nicht nur numittelbare Nutzungen, 
er bewirkt zugleich mittelbar die gleichmäßige Vertheilung der Wärme und der 
Feuchtigkeit in Luft und Boden, verhindert Einfturze und Lawinen im Gebirge, 
Abſchwemmungen an den Hängen und Ueberfluthungen in der Ebene (Schutz⸗ 
waldungen). Gleichzeitig ermöglicht er die angemefiene Berwertbung des ſonſt 
wegen fteiler Lage oder geringer Befchaffenheit ertraglofen, ſ. g. abfoluten 
Waldbodens. Andererfeits erwachſen der Forſtwirthſchaft aus der Eigenart 
ihre® Betriebes befondere Schwierigfeiten, und dem Staate fällt auf diefem 
Gebiete eine viel weiter gehende Aufgabe zu, als auf dem der Landwirthſchaft 
($ 316 Abf. 1). Er Hat dafür zu forgen, daß der natärlihe Waldboden 
nit öde bleibt und daß die vorhandenen Waldungen erhalten und zweckmäßig 
bewirtbfhaftet werden. Diefe Aufgabe war längere Zeit verfannt worden, in- 
dem der Grundfag der unbegrenzten wirthfchaftlichen Freiheit ohne Rückſicht 
auf die befonderen Bedürfniffe der Forſten auch für diefe Anwendung gefunden 
Batte?). Zahlreiche Holzanpflanzungen find diefer Auffaflung zum Opfer ge- 
fallen oder in unwirthſchaftliche Theile zerftücelt worden (Theilforften), und bie 
zu anderen Anſchauungen gelangte Tegtzeit muß vielfach wieder gut machen, 
was die frühere gefehlt bat. 

Die Forften befinden fi in der Hand des Staates, der Gemeinden oder 
der Privatperſonen 10). Die Staatsforften unterliegen der vnollftändigften 
und unmittelbarften Einwirkung und müflen deshalb nicht nur erhalten, ſondern 
auch thunlichſt ausgedehnt werden ($ 123 Abf. 2). Bermöge feines großen 
Forftbefige8 gebietet der Staat auch über verihiedene Einrichtungen, die 
den übrigen Forftbefigern zu ftatten fommen?!). Hiermit allein wird aber dem 


’) LandeskultEd. 14. Sept. 11 (ES. | 20,15, Poſen mit 19,80, Oftpreußen mit 
800) $ 4, wonad) die duch das ER. (18 | 17,51, Hannover mit 16,48 und Sch 
8 8395) u. die Provinzialforfiordnungen | Holftein mit 6,55 v. H. dagegen zuräd- 
eingeführten Einfhränfungen der Benugung | bleiben. — Von ben Forſten gehörten 
der Privatforften wieber befeitigt wurden. | 30,9 v. H. dem Staate und der Krone, 

10) Wreußen hatte (1893) eine Wald- 18, 5 den &emeinden, 3,7 Stiftungen u. 
fläe von 8192505 ha oder 23,5 v. 9. Genoffenfchaften und 62,9 Privaten. — 
feiner Gefammtflähe und fteht damit etwa | Bon dem Waldbeftande waren 67,5 v. 9. 
in der Mitte der europäifchen Staaten. — | mit Nadel- u. 32,5 v. 9. mit Enubhofz 
Den für Preußen angenebenen Hundert- | beftanden. 
theilſatz überfteigen die Provinzen Heſſen⸗ 1) Weberlaffung von Pflanzen aus den 
Naſſau mit 39,74, Hohenzollern mit 33,62, | Staatsforfien ZR.68 (MB. 323). Wichtig, 
Brandenburg mit 33, Rheinlarıd mit 30, 74, ı befonders für die kleineren Forſtbeſitzer, iſt 
Schleſien mit 28, 81 umd MWeftfalen mit , die Hülfsleiftung des ſtaatlichen York- 
27,94 v. H., während MWeftpreußen mit | perjonals. 
21, ‚9, Sachſen mit 20,83, Pommern mit | 


® 
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Bedürfniß der legteren nicht vollftändig genügt. Auch der Waldverwäftung und 
zwechwidrigen Ausrodung muß vorgebeugt werden. In diefer Richtung unter 
liegen die Gemeindeforften einer befonderen Staatsauffiht!N), die ſchon 
früher auf Anftalts-(Inftituts-)Korften Anwendung fand und neuerdings 
auf ale gemeinfhaftli befeifenen Forſten ausgedehnt worden ift!®). 
Gleichzeitig ift die Theilung folder Forften erſchwert, und nur da zugelaflen, 
wo eine forfimäßige Benugung ausgeſchloſſen ift, oder das Grundſtück zu 
anderen als forftlichen Sweden dauernd mit erheblich größerem Vortheile be- 
nugt werden kann '*), 

Ferner bat die neuere Geſetzgebung in den Schutzwaldungen den Schug 
durch den Wald und in den Waldgenofienfhaften den Schug für den Wald 
zu fördern gefucht!®). 

Schutzwaldungen find zur Abwehr der Gefahren und Nachtheile be⸗ 
fiimmt, die dur Verſandung, Abjhwenmung und Ueberſchüttung, durch 
Uferbrüdhe, Eisgang, durch Minderung des Waflerftandes und durch Ein- 
wirkung des Windes für Nachbargrundſtücke oder ganze Landestheile herbei⸗ 
geführt werden können. Ihre Anlegung und die angemefjene Benutzung vor⸗ 
han dener Waldbeftände kann. jomohl auf Antrag der Betheiligten oder fommu- 
nalen Berbände, als im landespolizeilihen Aufſichtowege angeordnet werden. 
Den durch die Anordnung Betroffenen ift von den Untragftellern und fonfligen 
Detbeiligten der etmaige Schaden nad Berhältnig der erwachſenden Vortheile 
zu vergüten!). Die Feftftellung und Entfheidung erfolgt unter Abfaffung 
eines Regulativs in einem befonderen Berwaltungsftreitverfahren vor dem bier 
als Weldf qubgericht bezeichneten Kreisausſchuſſe '”). 


8 77 Nr. 328. — Neben den | abfinbung entflanden find. Der Gejammt- 
Bemeindeforften hat in Hannover aud die | flähenraum betrug (1893) 222364 ha. — 
Provinz aufgeforftet (1899: 5436 ha). In den ueuen Provinzen flanden die ge- 
», &. 14. Mär 81 (GS. Ya, 8 1 | meinfhaftligen Forſten fon feither großen- 
bie 5; AusfVel. 81 (MB. 134) Nr. I |! theils unter Staatsaufficht, in den älteren 
bis X. — Die gemeinſchaftlichen Forſten ı waren nur einige örtliche Vorſchriften er⸗ 
ſtehen zwiſchen den Privat- und den Ge- laſſen, die das Geſetz aufrecht erhalten 
meindeforften in der Mitte, indem fie | bat 8 10 d. G. Realgemeinden in der 
erfieren ihrer rechtlichen Natur nad zu | Provinz Sannover $ 321 Anm. 66 d. W. 
gehören, letstereiı aber nach Urfprung und ) G. 81 8.6—9; Bel. Nr. XI bie 
wirthſchaftlicher Bedeutung verwandt find. | XII. 
Dan unterfheitet Genoffenihafts- u) G. 6. Juli 75 (8®. 16): Einf, 
forften, die in den wefllihen u. mittleren | in Lauenburg ©. 78 (SS. 97) 8 8 
Provinzen überwiegen u. auf die alten | Das ©. hebt mit Ausfchluß der Borihrifien 
Markgenoſſenſchaften zurückweiſen (Gehöfer- | über Staats-, Gemeinde-, Anſtalts⸗ unb 
haften im RegBez. Trier, Hauberge im Genoflenfchaftsforftien (8 830 Abf. 4 d. W.) 
Weſterwald, HaubergsO. f. die Kreife Dil | alle Jertigen Wirthſchaftsbeſchrünkungen 
u. Oberweſterwald 87 &6. 289, Alten- auf, $ 1 daf. 
frhen 90 GS. 55, Jahnſchaften im ’) 5 75 8 2—b. 
vorm. Juſtizamte Olpe 97 ©&. 285) u. ”) Daf. 8 6—22 (Frifi in 8 15 jet 
Intereffentenforften, die in den öf- | 2 Wochen LBE. $ 51), insbeſ. Koften 
fihen Provinzen vorherrichen u. meift durh | 8 18, verb. S 318 Aum. 27 d. W. — 
landesherrliche Berleihung oder Seritut- | Strafe ©. 75 $ 53. 
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Bo ein ſtark zerfplitterter Beſitz von Waldgrundftüden, öben Flächen oder 
Heideländereien eine angemefiene Bewirthſchaftung oder einen wirkſamen Forfl- 
ſchutz ausſchließt, Tann eine Waldgenoſſenſchaft (Wirthſchafts- oder Schup- 
genoffenfchaft) gebildet. werden, wenn ein nad) dem SKataftralreinertrage zu bes 
rechnender Mehrheitsbeſchluß der Betheiligten fih dafür ausfpriht!). Um 
legter Bedingung ift andy die Auflöfung der Genofienfchaft, ſowie jede Natural- 
theilung eine® Genofjenfhhafte-(Realgemeinde-) Waldes gefnüpft!?). Die Bab- 
genoſſenſchaft hat juriftifche Perfünlichleit?). Ihre Bildung erfolgt gleichfalls 
vor dem Waldſchutzgerichte, dem zugleich die Handhabung der ftantlihen Auf- 
fit über fie obliegt 1). — Das Gefe hat zwar — wohl infolge des etwas 
umfländlichen Berfahrene — feine umfaflenden Erfolge aufzumweifen??), verdient 
aber als erfter Schritt auf diefem bislang vernadjläffigten Gebiete gieichimegl 
Beachtung. 


3. Feld⸗ und Forſtpolizei. 
8331. 

a) Während bei Feld⸗ und Forſftfreveln durch die Leichtigkeit der 
Begehung und die Geringfügigkeit der gewöhnlichen Fälle eine mildere Beur⸗ 
thetlung zugelaffen wird, bat andererfeitd die Schwierigfeit ihrer Ermittelung 
zur Ergänzung ded allgemeinen Strafrechts und Strafverfahrens geführt, 
die namentlich für die SFeftftellung des Thatbeſtandes und die Geltend- 
machung des privatredhtlichen Erſatzanſpruches erleihternde und fihernde Hand⸗ 
haben gemähren??). Mit den Nachbarſtaaten ift die gegenfeitige Verfolgung 
diefer Frevel durch Berträge fichergeftellt*‘), während auf dem Gebiete der 
inneren Gefegebung für Forft« und Tyeldpolizetübertretungen, fowie für den 
Forſtdiebſtahl gefonderte Borfchriften erlaflen find. 

Die früheren, fehr mangelhaften Beftimmungen über die Feld- und 
Sorfipolizeiübertretungen haben einer einheitlihen Regelung für den 
ganzen Staat Play gemacht, nachdem die Agrargefeggebung und die neue Ent» 
widlung der Land» und Forſtwirthſchaft die ehemaligen provinziellen Unter 
ſchiede größtentheil® verwiſcht hatten, auch in der neuen Strafgefegebung eime 


“, &. 75 8 23—80 (Beridtigung bes | des landw. Min. zum Erlaß der Strafen 
823 868.75 ©. 598). Die Vorſchriften bis 30 M. AD. 80 (MB. 81 S. 28). 
werden durch da8 BGB. nicht berührt EOS. “) Berträge über Feld», Korf-, 


Art. 83, 107 u. 111. Jagd⸗ u. Fifhereifrenel mit Oefter- 
w) 6 75845, 46 [8 er aufgeh. dur | veih 42 (GES. 112) u. 48 (5. 39), 
des ©. 81 (Anm. 13) 8 10). Belgien 85 (ROB. 251) u. unter Une 
») 8. 758 42, 43. fhluß der Feldfrevel mit Luremburg 49 
ꝛ) Daf. $ 31-4 u. 4. (GS. 131). Die gleihen Verträge mit 
=, Ende 1893 befanden 26 Genoſſen- den Staaten des Reiches find durd die 
ſchaften mit 2262 ha Fläde. al Ringeieua hing (8 169 Abſ. 4 u. 


2 Zufändigfeit der Lanbesgefegebung | 174 Abf. 3 d. W.) außer Wirkſamkeit ge 
8 172 Abſ. 1 u. 1984 d. W. -- Befugniß | treten * Bel. 92 (GS. 9 u. 365). 
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gemeinſame Grundlage geboten war. Die Berückſichtigung örtlicher Verhält⸗ 
niffe ift dabei offen gehalten 25). 

Die Strafbeftimmungen find dem Strafgeſetzbuche angepaßt, enthalten 
aber mehrfache Ermeiterungen und Abweichungen ?), die ſich theils auf die 
Anwendung der allgemeinen Strafrehtsgrundfäge beziehen?”), theils gemifie 
Handlungen felbftftändig mit Strafe bedrohen. Zu letzteren gehören neben ber 
unbefugten Betretung und Benutzung fremder Grundſtücke?s) die MWeidefrevel, 
bezüglich deren der Örtlihen Regelung ein Spielraum gewährt ift??) umd die 
Entwendungen und Beihädigungen, auf die das Geſetz indeß nur infomeit 
Anwendung findet, al® der Werth des Entmendeten oder der Schaden ben 
Betrag von 10 M. nicht überfteigt und Fein Forſtdiebſtahl vorliegt’), “Die 
übrigen Strafbeftimmungen tragen einen mehr vorbeugend polizeilichen Charakter. 
Sie follen den Unglüdsfällen und Schäden vorbeugen, die buch Herab⸗ 
folfen®!), Fenerögefahr??) oder Thiere?®) hervorgerufen werden können, oder 
fie betreffen die zur Verhütung von Diebftählen eingeführten Ueberwachungs⸗ 
vorſchriften über die Beförderung und Einbringung von Holz). 

Für das Strafverfahren kommen mit geringen Abweichungen die all» 
gemeinen Grundfäße zur Anwendung). Gleiches gilt vom Bezuge der Geld- 
ftrafen 9). Sqadenerſatzanſprüche ſind im Zivilverfahren unter Nach⸗ 


”) Feld⸗ u. Forftpoligei®. 1. April 
80 (GS. 230); Ausf. IR. 80 (MB. 187). 
— Bearb. v. Daude (4. Aufl. Berl. 00). 

” Po. $ 1. 

”) Da. 82 - 8; insbef. Nichtanwendung 
der Strafermäßigung für jugendliche Per⸗ 
fonen $ 4 und SHaftbarkeit dritter für die 
unter ihrer Gewalt, Aufficht oder in ihrem 
Dienfie ftehenden oder zu ihrer Haus⸗ 
gennofienfchaft gehörenden Perſonen $ 5 u. 
St®B. 8 3619. 


*) FPG. 891. 10, 26—38. — Forften 
8 36, 3842; das unbefugte Sammeln 
von Kräutern, Beeren u. Pilzen wird dur 
Polizeiverordnung geregelt $ 402%: 3 u. 41 
n. RN m. 41) $ 1 Abi. 2. 

* EB 16 — Rheinprov 
8 94; —S Fortdauer feitheriger 
Pofigeivoriähriften $_96 Ab. 8. 

”), Daf. 8 18—25, 30, 31 u. 6—8. 
Befkäbigung der Forſten 5 35 u. 87. 
Ty Ierſoiebnah Anm. 41. — StGB. 
8 

) FG. s 29 (8 239 d. W.). 

2) FPG. 8 82. — Forſten 8 44—46 
u. SSL. 8 8686. — Feuersgefahr durch 
Bauten in der Nähe der dorgu (FPG. 
8 47-52) 8 266 Abſ. 4 d. 

" EPO.533,34. Die Sefhräntungen 


der Taubenhaltung (ER. 1 9 $ 111— 116) 
u. des Taubenfluges (FeldPolO. 47 @S. 
8376 8 40) finden auf Militärbrieftauben 
feine Anwendung G. 94 (REB. 468). 
— 5 333 9. W. — Das landesgeſetzliche 
Recht zur Aneignung fremder Yeldtauben 
wird durch das BGB. nidt berührt EG 
Art. 180. 

”* FPG. 8 43. Die Vorſchriften be- 
ruhen auf Polizeiverordnung oder befonberen 
gem. & 96 in Kraft gebliebenen Geſetzen 
(Sadfen, Weftfalen u. Rheinprov. G. 89 
GS. 223; Pommern Ford. 14. Der. 
1777 8 24; Oftpreußen und fitthauen 
Ford. 3. März 1775 8 14 u. Publ. 
1. März 1794). 

” FPG. 8 58-61; Verfahren vor 
den Schöffengerichten g 196 u. Straf⸗ 
verfügungen der Polizeibehörden 5 2280.88. 

&.8 961. — Die Strafen fließen 
demgemäß bei gerichtficger Entiheidung dem 
Staate u. bei polizeilider Strafverfügung 
dev betreffenden Polizeilaffe zu 5 228 
d. W. Die im Gebiete der FeldPolO. 
47 (86. 876) venwirkten Feldpolizei⸗ 
Arajen gebühren indeß ſtets der Gemeinde 
daf. 8 47; desgl. die wegen Webertretu ung 
ber al — — — — nach B. 
(GS. 105) verwirkten Geldſtrafen dem 
Waldeigenthümer $ 7 Abſ. 6 der V. 
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weis des Schadens geltend zu maden?”). Bon dieſer, den allgemeinen 
Nechtögrundfägen entiprechenden Hegel beftehen zwei Ausnahmen. Bei Ent 
wendungen hat der Richter auf Antrag des Beſchädigten, der ſich alsdanm dem 
Berfahren als Nebenkläger anzuſchließen hat, zugleich mit der Strafe auf Erſatz 
des Werthes zu erkennen?s) und bei Weidefreveln, fowie beim Lebertreten 
von Thieren auf fremde Grundftäde kann der Gefchädigte innerhalb 4 Wochen 
nad) Wahl den Erfag des nachweisbaren Schadens oder ein nad) Gattung 
und Zahl der Thiere bemeflenes Erſatzgeld beanſpruchen, über da® nad 
Anhörung der Betheiligten die Ortöpolizeibehörde entſcheidet. Daneben ift zur 
Sihherftellung des Anſpruchs auf Schadens» oder Erfatgeld und Koften die 
Pfändung der Thiere geftattet, doch muß diefe bei Verluſt dieſes Anfpruches 
binnen 24 Stunden der Gemeinde- oder Ortspolizeibehörde zur Entſcheidung 
angezeigt werden. Diefe Entiheidung fann dur die Verwaltungsflage ange 
fochten werden. Aus dem Exlöfe der nit vom Gepfändeten eingelöften Pfänder 
wird der Anfpruch gededt. Der Ueberfhuß gebührt dem Gepfändeten umd, wenn 
diefer unbelannt ift, der Armentlafle??). 

Zur Ausübung des Feld⸗ und Forſtſchutzes können von den Gemeinden 
und Grundbeflgern unter Beftätigung der Auffichtsbehörde oder von Staate- 
behörden Feld- und Forfthüter oder Ehrenfeldhüter angeftellt werden. Dieſe 
möfjen ein Dienftabzeihen führen und gelten als Beamte*"). 

Der Forftdiebftahl, der anläßlich der neuen Gerichtsorganiſation neu 
geregelt ift, zeigt in betreff der Strafen mie des Berfahrens gleihfall® mehrere 
Abweichungen von der allgemeinen Geſetzgebung“). Ex umfaßt den Diebftahl 
an Holz (einfchließlih der Späne, der Borke oder des Abraumes) und an anderen 
Walderzeugnifien, fofern dieſe Gegenftände noch nicht abgetrennt, geworben 
oder eingefammelt find“). 

Die Strafe befteht in Geldbuße zum 5facdhen Werthe des Entwendeten 
und nicht unter 1 M. Die Berfolgung verjährt in 6 Monaten. Unter er- 
fwerenden Umftänden und im erften Nüdfalle fteigt die Strafe auf den 
10fachen Werth und beträgt nit unter 2 M. Bei befonderer Erichwerung 


— — — — — 


) FPG. 5 67. perden durch das BGB. nicht berührt EG. 
rt. 89. 








*) Daſ. $ 68; Verfahren StPO. 
8 445—445. 


> FPG. 56988 (Friſt im $ 76 u. 
84 jetst 2 Wochen LBS. $ 51); Strafen 
8 17; Zufländigleit f. Berlin 5 89, Hohen⸗ 
gollern 3 90, f. d. weftl. u. neuen Prov. 
891, f. Poſen 8 92. Rechte u. Pflichten 
der Ortspolizeibehörde nimmt in Hannover 
der Gemeindevorfieher wahr KrO. 84 
(88. 181) 8 848. Die Pfändungs- 
befugniß u. die Vorſchriften über die 
Entrihtung von Pfand» oder Erſatzgeld 


@) FPG. 8 62—66. — Zum Waffen⸗ 
gebrauche find nur die mit feſtem Gehalte 
lebenslänglich) angeftellten und ale Beamte 
bereidigten Korfthüter befugt ©. 37 (8 125 
Anm. 37». W.) 81; Strafe ber Wiber- 
feglichleit St&8. 8 117—119. 

“) Forftdiebftabl®. 15. April 78 
(88. 222); Zuftändigkeit der Landesgefeh- 
gebung wie Anm. 23. — Bearb. v. Oehl⸗ 
ſchläger (Berl. 4. Aufl. 86) und Rotering 
(Berl. 95). 

=) Daſ. $ 1. 
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und dem dritten oder ferneren Rüdfalle tritt eine zuſätzliche Geld⸗ oder Ge⸗ 
fängnißftrafe ein”). Dem Geſchadigten verbleibt neben der ihm zuflicßenden 
Geldbuße der im Zivilverfahren zu verfolgende Anſpruch auf Erſatz des außer 
dem Werthe des Entwendeten verurfachten Schadens. Mitgeführte Werkzeuge 
unterliegen der Beſchlagnahme ımd Einziehung **). 

Das Berfahren erfolgt vor dem Amtögerichte, der Regel nach unter Er⸗ 
laß eines richterlichen Strafbefehles und wegen der großen Zahl der Straffälle 
ohne Zuziehung von Schöffen‘). Mit dem Forſtſchutze betraute königliche 
fowie feftangeftellte Privatbeamte, die eine Anzeigegebühr nicht erhalten, können 
in betreff der zu erflattenden Anzeigen ein für allemal beeidigt werden ?®). 


8 332. 

b) Vertilgung fchäblicher Thiere nad Pflanzen. Land- und 
Forſtwirthſchaft finden im Bereiche der Heineren Thierwelt zahlreiche Teinde, 
die bei ſchneller Vermehrung und Verbreitung oft nur durch gemeinjames Ein⸗ 
ſchreiten erfolgreich belämpft werden können. ‘Das maflenhafte Auftreten dieſer 
Thiere ift gewöhnlich von zeitlichen und örtlichen Umftänden abhängig, das 
Borgehen deshalb meift der örtlichen Negelung durch Polizeiverordnung über- 
Lafien*”). Allgemeinere Anordnungen bat das Erſcheinen des Kartoffel-(Rolorado-) 
Käfers (1877), der dem Obfte fhädlihen San Joſé⸗Schildlaus“s) und der 
die Weinberge verheerenden Reblaus*?) hervorgerufen. Zur Bertilgung ſchäd⸗ 
licher Thiere trägt außerdem der den nützlichen Vögeln reichsgeſetzlich gewährte 
Schub bei). 


= Daſ. 5 2-18 u. 34—36; dabei 
iR die Beſtrafung jugenblicher Holzdiebe ! 
u. die SHaftbarkeit dritter wie Anm. 27 
geregelt $ 10—12, 36; Verwendung der 
im $alle der Zahlungsunfähigkeit mit Ge⸗ 
fängniß Beftraften zu Gemeinde- u. Yorft- 
arbeiten $ 14 u. 34. — Gnabengefude 
3. 93 (MB. 272). 

“ FDG. $ 34 u. 9, 15, 16. 

“ Daſ. 8 19-22, 26-88 u. 85; 
der "Erlaf polizeilicher Strafverfügungen 


| gegen Hamſter, Rufe, Engerlinge (Mai- 
i ar FHorften Anm. 
| ) Einfuhrbeſchränkung Gegen Amerila 
B. 98 (RB. 5), Japan 00 (RGB. 791). 
“), Im Anſchluß an die mit mehreren 
Staaten abgeichloffene Reblauslonvention 
81 (XGB. 82 ©. 125 u. 1889 ©. 208, 
| Beitritt v. Belgien, Luremburg, den Nieder 
landen u. Serbien REB. 82 ©. 138, 139 
u. 834 ©. 7, 215, Italien 88 ©. 8, 
Spanien 91 9. 348, Rumänien % 
(8 228 d. ©.) findet nicht flatt 8 27; | &. 239) find neben dem Berbote der Ein- 
A ie 4 83 an men von een un —* 
e Geri en werden egenfländen n« u. Garten 
auf Grund des deuntſchen Gerichtstoften®. | B. 78 (RGEB. 43), 79 (daf. 803), 
3 (RGEB. 659) nah Maßg. des preuß. | (daf. 158), 86 (daf. 191), 8. u. 88. 
* (GS. 286) 8 121 erhoben. 87 (daf. 155 u. 431), auch Maßregeln 
“) 526. $ 23-25 u. 2VS. 8 153. | zur Abwehr u. Unterdrüdung der Reblaus- 
— Die unteren Forftbeamten find Hülfs- | krankheit vorgeihrieben RS. 75 (RGB. 
beamte der Staatsanwaltihaft 8 224 : 175) u. 83 (daf. 149); Weinbaubezirfe 
Am. 6. | gem. 8 4 daf. Bel. 84 (38. 157) u. 85 
=) Strafe der Webertretung FeldBol®. | (38. 50); femer ©. 78 66. 129), erg. 
—— | EEE un me 
en Raupen — rz ne 
Die Verordnungen richten fi hauptfählih | 3. 88 (MB. 218); das G. geftattet das 
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Die Bertilgung fhädliher Pflanzen (Unträuter) ift, da ihre Berbreitung 
in weniger gemeinſchädlicher Weife auftritt, mit geringen Außnafmen dem 
einzelnen überlaffen®!). 


6. VBiehzucht und Thierheilmefen, 
& 333. 

a) Die Viehzucht ift älter als die Landwirthſchaft, demnüchſt aber mit 
diefer in Verbindung gebracht und zu ihrem wichtigſten Förderungsuittel ge- 
worden. Sie ermöglicht eine angemeflene Verwerthung eines großen Theils 
der in der Landwirthſchaft gewonnenen pflanzlichen Stoffe und fährt ihr dafür 
in dem Stallmift ein werthvolles Düngemittel zu ($ 323 Abf. 1). Sie bildet 
damit eine nothwendige Ergänzung der Landwirthſchaft. Die Viehzucht umfaßt die 
Züchtung, Ernährung und Pflege der landwirthſchaftlichen Hausthiere (Vieh). 
Je nachdem diefe durch Kraftleiftung mittelbar nuten oder unmittelbar ver- 
werthbare Stoffe liefern, werben fle als Spann» oder Nutzvieh bezeichnet. Zu 
erfteren gehören die Pferde, zu legteren die Schweine, Schafe und die nur im 
Kleinbetriebe vortommenden Ziegen, während das Rindvieh beiden Zwecken 
dient. Als nebenfächliche Betriebe erſcheinen die Geflligel- und die Bienen- 
zucht). — Die Zuchtung mird durch den Staat und durch Vereine gefördert, 
indem die Beſchaffung geeigneter Zuchtthiere, durch Geftäte, Hengfl- und Stier- 
genoſſenſchaften erleichtert und die Berwendimg ungeeigneter Zuchtthiere durch 
Körordnungen ausgefchloffen wird, während die Herdbuchgeſellſchaften ein gemein» 
fames Zuchtziel feitzulegen fuhen und den Abfat der Herdbuchthiere durch Ab⸗ 
ftammungsbefdheinigungen (pedigree) unterftügen. Daneben wird durd) Aus- 








ftellungen die Raſſenkenntniß gefördert, 


— 5 — — — — 


Einfammeln von Möven- und Kiebigeiern 
8 1 Abf. 3 und den in bisheriger Weile 
betriebenen Kramtsvogelfang in der Zeit vom 
21. Sept. bis 31. Dez. daf. $ 8 Abſ. 2 u. 3 
u. läßt weitergehende landesrechtliche Berbote 
in den Grenzen feines Strafmaßes beftehen 
8 9; Strafe der Uebertretung der hiernach 
noch anwendbaren Polizeiverorbnungen Feld⸗ 
Bol®. $ 34; Strafe unbefugten Fanges 
der durch das Reichsgeſetz nicht geſchützten 
Bögel auf fremden Grundftüden baf. $ 33; 
ei bes jagbbaren Feldwildes SSR. 


n an diefen Ausnahmen gehören die 
Maßregeln gegen die gelbe Wucerblume 
(senecio vernalis), die Klee» (Flachs⸗)ſeide 
(cuscuta) u. die das Befallen des Getreides 
herbeiführenden Berberigen. — Strafe der 
Vebertretung folder Verordnungen FPolG. 


') Die Viehzühlung (1897) ergab für 


zugleich werden die Zuchterfolge vor 


Preußen 2808419 Bferde, 10552672 
Rinder, 7869096 Schafe, 9302331 
Schweine und 2164425 Ziegen; alle 
Gattungen mit Ausnahme ber Schafe 
haben fortgefegt erheblih zugenommen. 
Das zum erftenmale gezählte Geflügel 
ergab 3786144 Bünfe, 1564409 Enten 
u. 81120771 Sübner. Die durchſchnin⸗ 
lihe Jahreseinfuhr an Geflügel, Ciern u. 
Bettfedern betrug (1890/6) 105'/, Mi. M. 

Förderung der Viehzucht durch Bieh⸗ 
zolle 8 1571 Abſ. 2 d. W. — Nedt 
der Aneiguung von Bienenſchwärmen 
BGB. 5 961- 4 u. ER. 19 8 118 bis 
120, 126. — Biehverfiderungen 
8 328 Abſ. 2 Im Schleſien iſt der 
nad Aufhebung der Gegenſeitigkeitsvereine 
verbliebene Biehafjeluranzfonde dem Bro- 
pinzialverbande zur Berwendung un Sntereffe 
der Rindviehzucht übenwiefen ©. 75 (OS. 
497) $ 11. 
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Augen geführt‘). — Die Ernährung erfolgt durch Weidegang oder Stall- 
fütterung und muß der Verwendung, der Urt und dem Alter der Thiere an- 
gepaßt werden?). — Die Pflege des Viehes umfaßt die Unterbringung, die 
in Inftigen, mäßig warmen Stallungen erfolgen muß, die Reinhaltung und den 
Schu gegen Witterungseinfläfle und Krankheiten ($ 335). Wit der fort- 
fhreitenden Entwidlung des Aderbaues hat auch die Viehzucht wefentliche 
Beränderungen erfahren. Die Berwandlung der Weideflähen in Aderland und 
die Abftellung der Weiderechte entzog ihr den bisherigen Boden. Der Anbau 
von Futtergewächſen gewährte zwar Erſatz, nöthigte aber zur Stallfütterung. 
Wo diefe Aenderung völlig durchgeführt wurde, Hat fie in einzelnen Zeigen 
der Viehzucht, indbefondere in der Rindviehzucht, zu einer aufmerkjaneren 


2) Die Zuchtthiere unterſcheiden fich 
nach Arten, Raſſen u. Schlägen. — Zu 
gleichen Arten gehören foldhe Thiere, die 
fi) bei der Paarung bebingungslos (and) 
in den Nachkommen) fortpflangen; die 
Raſſen (Spielarten) werben durch ben 
Beſitz und die Vererbung beflimmter ge- 
meinfamer Merkmale und Anlagen bedingt, 
wie fie in grober oder feiner — bei Ueber⸗ 
maß überbildeter — Geftalt, Früh⸗ ober 
Spütreife, Fühigkeit zu ausgiebiger Futter⸗ 
verwertfung u. dgl. hervortreten. Die 
Schläge berufen auf geringeren Ber- 
ſchiedenheiten innerhalb derfelben Raſſe. 
Die Raffen entftehen durch fortgejekte 
notinlihe Einwirkungen oder durch eine 
dem Nubungszwede amgepaßte Tünftliche 
Zudt (Natur u. Züchtungs⸗ oder Kultur⸗ 
raffen). Ebel heißen foldhe Raffen, die in 
gewiffer Richtung das erreihbar Beſte 
leiften, wie das arabiſche Pferd, das 
Merinoſchaf. Thiere, die einer länger mit 
Erfolg fortgefeten Zucht entflammen, 
werden — nad einem zuerft bei dem 
englifden Reumpferde angewendeten Aus- 
drucke — Bollblut genannt, während bie 
Erzengniffe der Paarung eines Vollblut⸗ 
und eines uneblen Thieres Halbhlut heißen. 
As Zuchweiſen (Zuchtmethoden) werben 
Keinzudt und Kreuzung unterfchieden, je 
nachdem Thiere berjelben oder verfchiedener 
Kafjen gepaart werden. Die Baaruug der 
derjelben Zucht entfiammenden Thiere heißt 
Inzucht; fie führt bei fortgefeßter Au⸗ 
wenbung zu Schwäde und Unfruchtbarkeit 
der Nachlommen und nöthigt dann zu 
weiterer Baarung mit nicht verwandten 
Thieren (Blutauffrfhung).,. Die Aus- 
wahl und Baarung der Zuchtthiere 
fordert die größte Sorgfalt, insbeſondere 

Sue de Grat, Handbuch. 14. Aufl. 


den Ausſchluß aller mit erbliden Krank⸗ 
heiten und Srankheitsanlagen (Exrbfehlern) 
behafteten Thiere. 

) Die Futtermittel wirken unter 
Uebergang in den Körper entweder er- 
nührend oder (durch Kräftigung, Anregung, 
Börderung der Verdauung und dgl.) ge» 
jundheitsfördernd (diätetiſch). Die nährende 
Wirkung hängt von dem Gehalt an Nähr⸗ 
Hoffen ab, die in flidfloffpaltige (Eiweiß⸗ 
oder Broteinförper) und ftidflofffreie (die 
ans Kohleuftoff und Waſſer beflehenden 
Kohlenhydrate und die Fette) zerfallen. Die 
erfteren find hauptfählid im Körner- 
(Kraft«) futter (Mr. 8) enthalten und dienen 
in erfier Linie zum Aufbau und zur Er» 
neuerung der Körperfubftanz Fleiſch und 
Blut), während die ſtickſtofffreien Nühr⸗ 
Hoffe (Zuder, Stärke) unter Verbrennung 
im Blute würme- und frafterzeugend und 
fettbildend wirken. Zu ben Yuttermitteln 
gehören: 

1. Banhfutier, das friih ale Erünfutter, 
troden a ls Heu, Grummet u. Stroh 


2. Knollen u. Wurzeln, 

3. Kömer der Halm⸗ u. ber Hülfenfrüdte, 
bie zu befierer Berdauung auch ein- 
geweicht, gequeticht oder gefchroten oder 
unter Beimifhung geihnittenen Strohes 
(Hüchele) verfättert werben, 

4. Fabrifabfälle, die in wafferreiche 
(Schliempe $ 159 Abſ. 1, Schnitzel 
$ 162 Anm. 32a, Mollen aus den 
Mollereien Anm. 13) u. in wafler- 
arme zerfallen. Zu lebteren gehören 
Rückſtände der Delmüllerei (Lein-, 
Raps: u. Palmkuchen) u. der Mehl 
milllerei (leie, die vom Mehle ges 
trennten Schalen der Koͤrner). 
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Züchtung und forgfältigeren Fütterung und Haltung geführt, anderen Zweigen 
Dagegen die eigentlichen Lebensbedingungen abgefchnitten. 

Letzteres gilt von der Pferdezudt, die den Weidegang nicht entbehren 
kann und deshalb mehr und mehr in diejenigen Theile der Provinzen Preußen, 
Bofen, Schleswig-Holftein und Hannover zurüdgemwichen ifl, in denen Die Be⸗ 
dingungen für den Uebergang von der Weide- zur Ackerwirthſchaft weniger 
günftig lagen“). Da die Pferdezucht bei den hohen für Pferde gezahlten Preifen 
einen befonderen volkswirthſchaftlichen Werth Kat und zugleidh für die Wehr⸗ 
kraft von erheblicher Bedeutung ift, fo hat ihr der Staat durch Einrichtung 
der dem Landiwirtäfaftsminifter unterftellten®) Geftite feine befondere Für⸗ 
forge zugewendet. In den Hauptgeſtüten werben Bferbe gezüchtet*), während 
die Zandgeftüte die Veredelung der Privatpferdezucht durch Aufftelung von 
Deckhengſten (Beihälern) an geeigneten Orten (Dedftationen) herbeiführen 
follen?). — Daneben werden den zur Beihaffung von Dedhengften zufammıen- 


— — — — 


*) In den Pferderaffen werden zur | — Eine Mittelſtellnng zwiſchen Warm⸗ 
Zeit in nicht feftgegrenzter Weile warm. | und Kaltblütern nehmen die Dänen ein, 
und kaltblutige Schläge unterfchteden. Die | die anfpruchslofer, leichter und gängiger 
KRaltblüter koönnen fchwere Laften ziehen, | als die Belgier und deshalb als Aderpferbe 
werden 1 bi8 3 Jahre früher gebrauchs⸗ beliebt find. Noch leichter und mehr mit 
fähig und find anfpruchslofer und ruhiger, | engliihem Blute gefreuzt find die Pferde 
ftehen aber an Ausdauer und Schnelligkeit | in Holftein, Medienburg, Oldenburg und 
den Warmiblütern erheblih nad. — Die | Hannover, wo die Zucht befoubere anf 
MWarmblüter find in ihrem Urfprunge auf | einen ftarten Wagenſchlag mit breitem 
das Heine und wohlgebildete arabifche Pferd | Bau, fchöner Haltung und gutem Gange 
zurüdzufähren, das fich mit den Eroberumgs- | gerichtet ifl. 
zügen der Araber in Nordafrika (Berber) 8 59 Anm. 40. — Der mit Be 
und Spanien, fowie in Berfien, Rußland | arbeitung des Geſtütweſens betraute Be⸗ 
und der Türkei verbreitete und durch amte im Minifterium führt den Titel 
Kreuzung mit der Landraffe (1680) zum „Oberlandftallmeifter”; Rang S 70 Anm. 6 
Stammovater des größeren englifhen Voll- d. W. An der Spike der Geſtüte ſtehen 
blutpferdes — des langg eftredten Renners, | Landftallmeifterr. Uniform der Geftüts- 
wie des ſtärkeren, für unebenen Boden, beamten 8 70 Anm. 40; Unabkommlich⸗ 
mehr geeigneten Jagdpferdes (Hunters) — | feit im Mobilmahungsfalle 8 91 Abſ. 2? 
geworden if. Ans '/, engliihem und je'/, | d. W. 

9 Sauptgeflüte befleen in Tra⸗ 


tehnen, Neuftadtt a. D. (Zuchtgeflät), 
Graditz (b. Torgau) u. Beberbed (6. Sof. 
geismar) mit 680 Boll- u. Halbblut⸗ 
mutterftuten, 32 Hauptbefhälern und 3003 
jüngeren Pferden. 

) As Landgeftüte befteben die Lit- 
thauifhen in Raftenburg und SImfterburg, 
in Gudwallen bei Dartehmen u. Brauns- 
berg, die weftprenßifchen in Marienwerder 
u. Pr. Stargard, das brandenburgiſche in 
Nenſtadt a. D. (Friedr. Wilhelms⸗Geſtut), 
das pommerſche in Labes, die poſenſchen 
in Zirte u. Gneſen, das niederſchleſiſche 
für die Reg.⸗Vez. Breslau und Liegnitz in 
Lenbus, das oberfchlefifhe für den Reg. 


arabiſchem und einheimiſchem (litthauiſchem) 
Blut iſt das heutige oſtpreußiſche Pferd er⸗ 
wachſen, das zumeiſt in den Höhenkreifen 
an der ruffiihen Grenze — etwas ſchwerer 
in den Niederungstreifen Tilftt und Memel 
— gezogen wird umd ſich befonders als 
Soldatenpferd bewährt hat. — Die ſchweren 
Taltblütigen Schläge, bie in England noch 
etwas leichter (Elydesdale, Suffolf) gezogen 
werben, treten befonders in Frankreich als 
Anglonormannen und in Belgien als Flam- 
länder auf; lettere haben fih auch im 
Rheinlande verbreitet. Gedrungeneren Bau 
und größere Güngigkeit befigen in Frank⸗ 
reih die Pferde der weibereihen Perde 
(Berherone) und in Belgien die Ardenner. 


— — — — — — — — — — — — — — — — — 
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tretenden Pferdezudtvereinen Beihilfen vom Staate gewährt?). Behufs 
Berbeflerung der Zucht werden in einigen Provinzen Privathengfte zur Be⸗ 
dedung von Stuten nur zugelaffen, nachdem fie von den hierzu beftellten 
Kommiffionen für geeignet befunden find (Körung)?); auch kann das Umber- 
ziehen mit Zuchthengſten (Hengftreiterei) durch die Landesregierungen unterjagt 
oder befähränft werden!%). — Der Staat endlid) fördert die Rennen durch 
Prämien ımd hat zu endgültiger Entſcheidung der dabei vorfommenden Streitig- 
teiten ein oberfted Schiedsgericht in Berlin beftellt 1). 

Die Bedeutung der Rindviehzudt!?) liegt in der Mannigfaltigfeit der 
Verwendung des Rindes ald Zugthier und als Nusthier duch Fleiſch und 
Mil, fowie in der Anpaffungsfähigkeit diefer Zucht an Die verſchiedenſten 
Verhältniſſe. So hat die Zucht den Uebergang von der Weidemwirthfchaft zur 
Stallfütterung ohne weiteres geftattet (Abf. 1); fie kann aber aud in großen 
wie in Heinen Wirthſchaften mit Vortheil betrieben werden. Nur die Ber- 
werthung der Milh'®) gefchieht vorteilhafter im Großbetriebe und demgemäß 








Bez. Oppeln in Kofel, das fühfifhe in | Niederungsrafien ftammen ans Holland, 
Kent b. Kröllwig (Halle), das fdhlesw.- | Oftiriesland, Oldenburg und Holftein; die 
holſteiniſche in Traventhal bei Segeberg, | Holländerzudt wird jet auch in Oftpreußen 
das hannoverfhe in Celle, das wefälifge | mit Erfolg betrieben. Die Niederungs- 
in Warendorf, das heffen - naffauifhe in , raffen find bei langgeflredtem Kopt- und 
Dillenburg und das rheiniſche in Wickrath. 
Sie zählten (1. Ian. 01) 2909 Land⸗ 
beihäler (92 Voll⸗ 2318 Halb-, u. 499 
Kaltblüter). 

» Beil. 31. Ian. 98. — Prämien für 
gute Mutterftutten KO. 40 (MB. 183), 
ZN 53 (MB. 84) u. 58 (MB. 92). 

», Körd. f. Pommern 80 (1. Amtsbl.), 
Brandenburg 91 (dgl), Bofen 59 
(MB. 345), Schlefien 30 (RA. XIV 544), 
Dannover 8. 44 (han. ©S. I 91) u. 
60 (daf. 161), auf ben Harz nicht anwend⸗ 
bar, dagegen auf die Grafſch. Hohenftein 
ausgedehnt B. 54 (daf. II 9), Kur- 
heifen Min®f. 26. Ian, 82 u. 6. Non. 
56, Weftfalen 27 (KA. X1402,, Rhein⸗ ", Die Ruhmild enthält durchſchnittlich 
provinz 32 (daf. XIV 919). in QYunderttheilen 87,75 Wafler, 3,4 Fett, 


| Körperbau beſonders milhergiebig und maft- 

| 

| 

| 

| 

| 

| 

| 
” Gewd. 8 56b Abf. 3. | 3,6 Eiweißlörper, Hauptfählih Käſeſtoff 

) 


fühig, während Die vorzugsweife in Den 
Alpen vertretenen Gebirgsrafien (Allgäuer, 
Simmenthaler), die gedrungener gebaut und 
im Yutter genügfamer find, weniger, aber 
fettere Milch neben. Dieſe fowie einzelne 
Landraſſen liefern beſonders gute Zugtbiere. 
So find die gängigen, genügfamen und 
dabei maftfähigen Boigtländer und frän⸗ 
kiſchen Zugochſen beliebt, während die 
Bogeleberger, Harzer und ſchleſiſchen 
Shläge durch leiftungsfähige Zugkühe be- 
fonders für den Kleinbetrieb widtig find. 
— In Maftfähigleit und Frühreife fteht 
die Zucht der englihen Shorthorn obenan. 


RD. 46 (EGS. 482) u. AE. 61 | (Kafein), 4,5 Milhzuder und 0,75 Milch⸗ 
(5. 344). — Rennmetten (Totalifatoren) | ſalze. Die natärlide Milch (Vollmilch) 
8 246 Anm. 12 d. W. hat ein ſpezifiſches Gewicht von 1,087 hie 

2, Pflicht der Landgemeinden zur Stier- , 1,34. In ruhig flehender Mil fteigt 
(Bullen) haltung in Schlefien und Heffen- | vermöge des geringeren ſpezifiſchen Gewichtes 
Naffan ©. 97 (GS. 393), in Sachſen 99 | das fett empor und an der Oberfläde 
(88. 115), Hannover 00 (GS. 305), | bildet fi) eine Rahm- oder Sahnenſchicht. 
Weftfalen 00 (GS. 307), in der Rhein | Wird diefe entfernt, fo entfieht die Mager⸗ 
prov. 90 (86. 217). — As Rindvieh- | mild, die eine bläuliche Farbe Hat und 
raffen foheidet man Gebirgs- u. Niederungs» | ſchwerer ift ale die Vollmilch. — Die 
vieh; neben diejen werden einzelne Sand | Prüfung der Milch ift demgemäß auf 
roffen mit Erfolg fortgezüchte. Die | die Beftimmung ihres fpezififchen Gewichtes 
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find in den legten Jahrzehnten zahlreiche Mollereigenofienfchaften entflanden, 
duch die Molkereianftalten durch eine Mehrzahl von Viehbefigern herge- 
ftellt und entweder gemeinfam verwaltet oder an einen linternehmer verpadhtet. 


werden 1). 


Die Schafzucht liefert Wolle!) und Fleiſch und ermöglicht dabei die 
Verwertung mander, ohnedem nicht verwendbarer Futterftoffe, in&befondere 


oder ihres Fettgehaltes gerichtet. Der 
erfteren dient der Milchmeſſer (Senlwaage, 
Lakto⸗ oder Arüometer), der durch ben 
Grad des Einfinfens anzeigt, ob die Mild 
mit Waſſer verdünnt if orlzeilice 
Ueberwadhung Pie; Marktwilch 3. 
MB. 23). Im betrefi des —* 
kann die Stärke der Rahmſchicht zwar 
ſchon einfach durch einen mit Tauſendtheil⸗ 
ſtrichen verſehenen Glaszylinder (Rahm⸗ 
meſſer, Kremometer) beſtimmt werden, in 
denen die Milch gegoſſen und bis zur 
Rahmbildung aufbewahrt wird; eine 
genauere Beſtimmung erfordert jedoch 
arößere Vorrichtungen, wie fie in den Ge⸗ 
noffenihaftsmollereien Anwendung finden 
(Laltokrit). — Die Aufbewahrung der 
Mitch erfordert befondere Maßnahmen, da 

fie an der Luft, insbefondere bei ſchwülem 
Wetter unter dem influffe von Batterien 
Säuren bildet und zugleih unter Ab- 
fheidung des Käſeſtoffes gerinnt. Durch 
Abkühlung gleih nah dem Melten kann 
fie einige Zeit jüß erhalten werben. Hierzu 
wird für größere Mildmengen ein Milch⸗ 
fühler verwendet, bei dem die Milch über 
metallene, von kaltem Waffer durchſtrömte 
Aöhren geleitet wird. Kerner kann die 
Mich bei Erwärmung auf 70—75° C 
und fofortiger Abkühlung durch Zödtung 
der füurebildenden Keime haltbarer gemadht 
werden (Bafteurifirung nah dem franzö- 
hen Chemiler Paſteur). Endlich wird 
bie Milh zur Vernichtung der fonftigen 
Keime, die aus der Luft hineingelangen 
und fie verderben, ja geſundheitsſchädlich 
maden können, in luftdicht verſchließbaren 
Flaſchen über 100° erhitzt, wobei fie jedoch 
an Geihmad verliert (Sterilifirung). — 
Inder Milchwirthſchaft wird — foweit 
die Milch nicht frifch verwerthet werben 
kann — das Fett der Milh zu Butter 
und der Käfeftoff zu Küſe verarbeitet. — 
Die Butterbereitung umfaßt die Ent 
rahmung und die Butterung. Die erftere 
wird am ſchnellſten und vollſtändigſten 
burh eine Schleudermafchine (Zentrifuge) 


bavirkt, wie fie in allen größeren und 
mittleren Betrieben eingeführt if. Sie 
beſteht aus einer fi fchuell drehenden 
Trommel, in der aus der einfließenden 
Bollmilh die ſchwerere Magermilch an die 
Außenwände gefhleubert wird, fo dab fie 
getrennt vom Rahm abfliekt. Bei der 
Butterung wird durch Erſchutterung bes 
füßen oder des leicht angefünerten Rahms 
in dem Butterfaffe das Fett von dem 
fiüffigen Beftandtheilen (Buttermilch) ge- 
trennt und durch Brefien (Knetmaſchinen) 
gefeſtigt. Kunftbutter 8 257 adj. 1° 12 

d. W. — Die Küfebereitung erfolgt, indem 
mon die Milch der Säuerung überläßt 
oder unter Zuſatz von Lab, einer dem 
Kälbermagen entnommenen Fiaſfigteit, ge⸗ 
rinnen läßt und dann das dabei abge⸗ 
fhiedene Kafein von den flüffigen heilen 
(Molke) trennt (Sauer u. Suͤßmilchlaſe). 
Ze nachdem dabei Boll» oder Magermilch 
verwendet wird, entfteht Fett⸗ oder Mager- 
füfe und je nachdem durch Preſſen die 
Molle mehr oder weniger entfernt wird, 
Hart⸗ oder Weichkäſe. 

) Die zuerſt (1873) in Schleswig ein⸗ 
gerichteten Moffereigenofienfhaften haben 
fh von da raſch über Deutſchland ver- 
breitet $ 328 Anm. 62 und (Mofferei- 
ihulen) 8 516 Anm. 6 d. W. 

Die Schafwolle verbindet fih in⸗ 
folge der Yeinheit und Kräufelung des 
Schafhaares zu Flocken (Strühndhen, 
Stapeln), die in ihrem Zuſammenhange 
das Bließ bilden. Die Wolle wird vor 
oder nad der alljährliden Schur der 
Schafe gewaſchen (Rüden- oder Bließ⸗ 
wäfche). Für die weitere Verarbeitung 
wird bie lange, fchlichte Kamm. bon der 
kürzeren, bichteren und gefräufelten Gtreid 
oder Tuchwolle unterfchieben. Die Kamm- 
wolle wird durch Bearbeitung mit beißen 
eifernen, Rüämmen noch ſchlichter gemadt 
und von den furzen — mit ber Streichwolle 
verwendeten — Theilen (Kümmlingen) be 
freit, um hierauf zu glatten, f. g. Kamm⸗ 
wollftoffen verarbeitet zu werben. Die 
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der Brad, Stoppel- und der ſchwer zugänglichen Weiden. Sie nöthigt jebod) 
zur Haltung eines Fundigen Schäfer!) und lohnt deshalb nur in größeren 
Betrieben mit mindeftend etwa 400 Schafen. Sie tritt auch mit dem in⸗ 
tenfiveren Betriebe und der Verminderung der Weiden mehr zurüd. Außer- 
dem ift der Rückgang der Schafzucht und die Richtung auf Fleiſcherzeugung 
durch den vermehrten Mitbeiwerb der ausländifchen, insbefondere der auſtra⸗ 
liſchen Wolle erheblich gefördert worden ??). 

In der Schweinezudt, die bei der billigen Ernährumgsmweife und 
ſchnellen Maftfähigleit der Schweine im großen wie im Heinen Betriebe lohnt, 
iſt der Weidegang dur die Stallfütterung verdrängt. Infolge deffen tritt 
die langſamer wachſende, eine feftere und dauerhaftere Fleiſchwaare liefernde 
Landraffe gegen die hochgezüchteten, frühreifen, englifhen Rafſſen in den 


Hintergrund '9). 


Streichwolle wird dagegen zerrifien und 
verwirrt (Krempelung) nad) dem Weben 
feuchtwarm gewalzt oder gehammert 
(Walkung) und dann durch Streichen über 
Kardendifteln (Appretur) zu Tuchen ver- 
arbeitet. 

Die im Interefie dr Schafzudt 
erlafjenen Verbote des ſ. g. Vorviehes der 
Schäfer find ſammt den befonderen Kün- 
digungsfriften und Umzugsterminen der 
(eßteren aufgehoben ©. 82 (GS. 305). 

”, Die Schafraffen führen, was 
Wollfeinheit betrifft, anf dae ſpaniſche 
Merinoſchaf zurück, das 1786 nad Frank⸗ 
reich eingeführt (Xambouillet), fpäter aud) 
in Oeſterreich (Negretti) u. in Sadjien u. 
Shlefien, bier mit ſehr kurzer und feiner 
Wolle (Eieftoralichaf) in befonderen Stamm- 
ſchäfereien gezüchtet wurde. Als dann die 
Fortſchritte der Wollwaarenfabrilation auch 
minder gute Wollſorten verwerthen lehrten 
und infolge deſſen das Angebot der ge⸗ 
ringeren überſeeiſchen Wollen die Preiſe zu 
drüden begann, ſuchte man in der Zucht 
der mit ſtarken Hautfalten verfehenen 
Negrettifhafe bei mittlerer Feinheit eine 
größere Wollmenge zu erzielen. Inzwiſchen 
gingen die Wollpreife noch weiter zurüd, 
während die Fleiihpreife fliegen; gleichzeitig 
wies der Uebergang zur Stallfütterung auf 
eine möglihft hohe Yutterverwerthung hin. 
Die Zudt wurde daher mehr auf Fleiſch⸗ 
gewinnung nnd damit auf Schläge gerichtet, 
die fih durch Yrühreife, DMaftfühigleit und 
Korpergewicht auszeichnen. Sie wandte 
fich deshalb den durch größeren Körper aus⸗ 
gezeichneten Rambouillets, mehr aber noch 
den engliihen Fleiſchſchafen zu, die nicht 


die vortretende Stimm bes Wollſchafes, ba- 

gegen einen ſtark entwidelten Körper auf 
fürzeren Beinen zeigen und in bie große, 
Ihwere und langwollige Marfchraffe mit 
hellen Köpfen und Beinen (Leicefter, Kots- 
wold, Lincoln) und die Heinere und leichtere 
Downrafje mit Mirzerer Wolle und dunkel⸗ 
gefärbten Köpfen und Beinen (Southdown, 
Orforddown) geſchieden werben. Letztere 
vertragen unfer Klima beſſer und haben 
deshalb auch in Deutſchland Verbreitung 
gefunden. — Im nordmweſtlichen Deutſch⸗ 
land findet fi neben dem Marſch⸗ oder 
Milchſchaf der Nordfeeküfte noch die genüg⸗ 
fame Heidſchnucke mit langer, grober Wolle, 
aber zartem Fleiſche. 

” Us Schweineraffen werden in 
England weiße (Yorkfhire), ſchwarze und 
bunte oder große, mittelgroße und Heine 
geidieden. Hier, wo fid (wie in Dentich- 
land) eine vom Wildſchwein abſtammende 
Landraffe vorfand, wurde diefe gegen Ende 
des vorigen Jahrhunderts mit dem kleineren 
weicheren, aber frühreifen romauiſchen, fowie 
mit dem befonber® frucdtbaren und maſt⸗ 
fühigen chineſiſchen Schweine gekreuzt. Die 
damit erzielten Kulturraſſen mit kurzem 
breiten Kopfe, eingedrückter Naſe, kleinen 
aufrecht ſtehenden Ohren, kurzem dicken 
Halſe und herabhängendem Leibe zeichnen 
fih durch ſchnelle Entwickelung und gute 
Futterverwerthung aus und haben deshalb 
auch in Deutſchland größere Berbreitung 
gefunden. — Daneben wird da® kraus⸗ 
baarige, gedrungene ungarifche (Balonyer) 
Schwein in großer Menge zum umnmitel- 
baren Berbraude eingeführt. 


0 
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Eine befondere Regelung hat die Gemährleiftung beim Viehverkaufe 
erfabren. Das BGB. ift der deutfchrechtlichen Auffaffung gefolgt und madıt 
den Verkäufer gewifler Hausthiere für beftimmte Fehler (Hauptmängel) während 
beitinmter Friſten (Gewährfriften) haftbar, innerhalb deren das frühere Bor: 
bandenfein diefer Mängel vermuthet wird. Der Käufer, der den Mangel 
fpäteftend 2 Tage nad) dem Tode des Thieres oder nad) Ablauf der Gewähr- 
feift anzeigen muß, hat nur die Klage auf Rüdgängigmahung des Kaufes 
(Bandelung). Der Anfprud verjährt in 6 Woden. Die einzelnen Mängel 
und Friften werden wegen des Fortſchreitens der Thierheilkunde unter Zu⸗ 
fiimmung des Bundesraths duch Kaiferlihe Verordnung feſtgeſtellt. Drüngel 
find bei Pferden, Eſeln, Deaulefeln und Maulthieren: Rotz (aud bei Schlacht⸗ 
thieren), Dummtoller, Dämpfigteit, Rehltopfpfeifen, periodifche Augenentzündung 
und Koppen (Krippenſetzen); bei Rindvieh: ftärfere tuberkulöfe Erkrankung (auch 
bei Schlachtthieren) und Lungenſeuche; bei Schafen: Räude und (bei Schlodit- 
thieren) allgemeine Wafjerfucht; bei Schweinen: Rothlauf, Schweinefeudhe (ein- 
fhließlih der Schweinepeft) und (bei Schlachtthieren) ſtark tubertulöfe Er⸗ 
kranfung, Trichinen und Finnen. Die Friſt beträgt für Lungenfeudhe 28, 
Rothlauf 3, Schweineſeuche 10, fonft 14 Tage!?). 


8 834. 

b) Das Thierheilweien (Beterinärweien) fteht unter dem Landwirth⸗ 
fhaftsminifter?). Seinen Beirath bildet die tehnifhe Deputation für 
das Beterinärmefen?!). Die Thierärzte erlangen ihre Borbildung auf 
den thierärztlichen Hochſchulen in Berlin und Hannover?) und bedihfen, um 
fih als ſolche bezeichnen oder ihren Beruf im Umberziehen ausüben zu dürfen, 
der Approbation, die auf Grund einer Prüfung ertheilt wird und für das 
ganze Reich gilt*®). 

Eine befondere Prüfung vor einer aus Mitgliedern der techniſchen Te- 
putation zufammengefegten Kommiffion haben die hbeamteten Thierärzte abzu⸗ 
legen”), die als Kreid- und Departementsthierärzte die techniſchen 
Rathgeber der Landräthe und Regierumgspräftdenten bilden ?5). 


”, BOB. 8481-492 u.8.99 (RGB. | (RGB. 350). — Strafe der unbefugten 
219). — Das römifche Recht kennt keine | Führung des Titel GewO. S 147°. 
befondere Haftung beim Biehlaufe. — | Prüfung der Thierärzte Bel. 89 (38. 
Buder beim Biehlaufe $ 806 Anm. 50 | 421). — Die Gebühren verjähren im zwei 

Jahren BGB. $ 19614. — Zulaffung 
8*. 52 Anm. 40 d. W. anstäntijcer Zhierärgte im Grenzverfehre 

") 8. 75 (GS. 219). wie $ 258 Anm 

2), Thierarzneianftaften beftehen außer» *) Vorſchr. 96 ie. 159). 
dem an den Ulniverfitüten Königsberg, ”, Bergätungsfüge ®. 72 (GS. 265); 
Breslau, Halle und Göttingen. 8 2 u. 5 geändert ©. 76 (GS. 411) u 

», GewO. 8 29, 40 Abf. 1 u. 56a1; | 97 (GE. 198) Art. V Abſ.2; 8 3 erg. 
Zurüdnahme 8 58 af. 1, 54 u. Zuf®. ©. 81 (6. 13). 

8 1201; Einf. in Eif. ‚Lothringen G. 72 
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8 836. 

c) Die Viehſenchenpolizei (VBeterinärpolizei) bat in neuerer Zeit er⸗ 
böhte Beachtung gefunden, weil der Werth des Viehes gefliegen ift und Die 
Anftelungsgefaht fi) infolge des regeren Handelsverkehrs vermehrt hat, 
während die Widerfiandsfähigkeit der Thiere infolge veränderter Zuchtrichtung 
und Fütterung berabgegangen if. Sie ift Gegenfland der Reichsgeſetzgebung 
geworden ?®), die die Verletzung der in betreff der Seuchen (Epizootien) von 
der Behörde angeordneten Abſperrungs⸗ und Auffihtsmaßregeln mit Strafe 
bedroht?”) und zur Verhutung möglider Anftedung die Eiſenbahngeſellſchaften 
verpflichtet, alle zur Viehbeförderung benugten Wagen nad) jedesmaligem Ge⸗ 
brauche einer Reinigung (Desinfektion) zu unterwerfen *®), fonft die Rinderpeft 
und die fonftigen Viehſeuchen gefondert behandelt bat. 

Die Rinderpeft (Löſerdürre) hat ſich dur ihre große Anftedungsfähig- 
keit und verheerende Wirkung beſonders verderblich gezeigt??). Die dagegen 
vorgefchriebenen Maßregein??) beftehen in Verkehrsbeſchränkungen, Abiperrung 
oder Tödtung des kranken oder verdächtigen Viehes, Vernichtung der an⸗ 
fiedenden Gegenftände und Reinigung (Desinfeltion)?). Kür die getödteten 
Thiere und vernichteten Sachen wird der durch Abfchäger ermittelte Werth 
vom Reihe vergütet), Die Durchführung der Maßregeln iſt Sadje der 
Landesbehörden, doch fteht dem Reiche die Aufficht und erforderlihenfalls die 
Beitellung eine® Kommiſſars zu. Bei der Abiperrung hat das Militär die 
nöthige Hülfe zu leiften?®). Jedermann ift zur Anzeige der Erkrankung und 
des Krankheitsverdachtes, fowie zur Unterftügung ber in feinem Wohnorte von 
den Behörden getroffenen Maßregeln verpflichtet). Zuwiderhandlungen find 
mit Strafe bedroht). 


— — 


”) RVf. Art. 416. — Milit. Seuchen⸗ 
Inſtr. $ 107 Anm. 64 d. W. — Bir. 
ai Defterreih - Ungarn 91 (RGB. 92 





vergänglid. Die Krankheit if in den 
ruſſiſchen Steppen zu Haufe. 
”, @. 7. April 69 (BEBL. 105); 


90). — Biehſeuchengeſetze, Bearb. v. 

Bye (4. Aufl. Berl. 97). 
tOB. $ 828 u. Vereinszoll ©. 

69 (REB. 355) 8 134 

”", 9.76 (XGB. 163), Ausf. Bel. 86 
(38. 200), 79 (38. 479) nu. 99 (38. 
288). — Gleiche Pflicht bei Beförderung 
Fer lebendem Geflügel Bel. 99 (ROB. 


”, Die Rinderpeft ift ein dem Rind» 
vieh eigenes, mit Rervenzufällen verbundenes 
Fieber, das durch in Brand übertretende 
Entzündung der Eingeweide in der Regel 
tödtlich verläuft. Der Anfledungsfoff, ber 
alle Theile und Abfonderungen (auch die 
Ausdänftung) des erfrankten Thieres durch⸗ 
dringt, ift befonders flüchtig, daher leicht 
übertragbar, aber auch in der Luft fchnell 


Einf. in Südhefjen u. Baden $ 6 Anm. 12 
d. W., Württemberg u. Baiern ©. 71 
(RB. 872), in Elſ.⸗Lothringen &. 71 
(RB. Fk 8 6 aufgeh. G. 76 (Arm. 


28) $ 6 

) ®. 8 2, 7, 8; Inte. 69 (RGOB. 
149); Son ũi erſetzt durch Inſtr. 
73 (RGB. 3. 

"6. ‘= Die für Die übrigen Seuchen 
maßgebenden Gebüprenfähe der Schätzer 
(Anm. 57) finden aud bei ber Rinderpeft 
Anwendung ZR. 79 (MB. 156). 

"9.8 1, 7, 9-14. — Bergütung 
Bel. 91 (38. 149). 

”,@.84,5. 

=) Anm. 87; Strafe der verbotswidrigen 

Einfuhr ©. 78 (RGB. 9%). 
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Die Belämpfung der übrigen Viehſeuchen ift gemeinſam im Reiche 
geordnet?*). Die Einfuhr ſeuchenkranker Thiere if verboten. Bei Ausbruch 
einer Seuche im Auslande köunen allgemeine Verbote ober Beſchränkungen der 
Einfuhr umd im Grenzgebiete Beſchränkungen des Verkehrs und Unterfudungen 
des Viehes angeordnet werden?”). Bei Ausbrudh im Inlande und bei 
Seuchenverdacht find Beſitzer und deren Stellvertreter, Zhierärzte und Fleiſch⸗ 
beſchauer zur Anzeige bei der Polizeibehörde verpflichtetꝰs). Der Ausbruch 
wird durch den Kreisthierarzt feitgeftellt?®); durch diefen find auch Vieh⸗ und 
Bferdemärtte, Schlachthäuſer und Gaftftälle auf Koften der Unternehmer zu 
beauffichtigen*). Zu den Scutmaßregeln gegen Seuchengefahr gehören 
die Abfonderung, Bewachung oder Beobachtung der kranken ober verbädtigen 
und der Seuchengefahr ausgeſetzten Thiere, die Beſchränkung der Benukung 
oder des Weideganges, die Stall-, Gehöfte- oder Ortsfperre, die Impfung 
und thierärztliche Behandlung, die Todtung, die unfchäbliche Befeitigung der 
Thierleihen und Abfälle, die Reinigung (Desinfeltion) der Ställe, des 
Dünger® und der Geräthe, die Kinftellung der Märkte, die thierärztliche 
Unterfugung aller am Seucdenorte oder in deſſen Umgebung vorhandenen 
Thiere und die öffentlihe Bekanntmachung des Ausbruches und Erlöfchen® der 
Seuche“!). 

Für die einzelnen unter das Geſetz fallenden Krankheiten find folgende 
bejondere Maßregeln vorgefchrieben*?): 

1. Bei Milzbrand ift das Schlachten und Abhäuten verboten, die Vor⸗ 

nahme biutiger Operationen und die Deffnung der Thierleichen den 


”) Biehſenchen ©. (23. Juni 80, | für die Prov. Oftpreußen auf bie In⸗ 





ergänzt durch Erweiterung der allgemeinen 
u. der Schutmaßregeln gegen die Maul- 
u. Manenfeudhe u. die Lungenſeuche G. 94 
RGB. 405 u. gemäß deffen Art. 9) in 
jest gültiger Kaffung veröffentlicht 
RGB. 94 ©. 410; preuß. Ausf®. 12. 
März 81 (SS. 128 u. 178), erg. G. 94 
(86. 115), Anw. 81 (MB. 128). Bearb. 
Anm. 26. 


"238. 854 6-8; AG. 83 3. — Be 
ſchränkung und Unterfagung des Haufir- 
handels mit Vieh Anm. 10. Abfperrung 
für ſeewärts eingehende Wieberfüuer und 
Schweine Bel. 95 (38. 816). 

”, 38. 8 9-11; AG. 8 fi nebft Anw. 
(Anm. 86). Die Befugniß des Reichs⸗ 
kanzlers zu vorübergehender Einführung der 
Anzeigepfliht für einzelne Seuchen (VG. 
8 9 Abf. 2) wurde neben einzelnen Schiveine- 
frankheiten (Anm. 51) angewendet für 
Preußen (fpäter aud für mehrere andere 
Bundesftaaten) auf die Geflügeldholera 2 
Bel. 97 (RXGB. 729 u. 755), u. Anm. 28, 


flnenza ber Pferde Bel. 98 (RIB. 1086), 
für die Prov. Sachſen auf die Gehim- u. 
Rüdenmarlsentzündung der Pferde (f. g 
Bornafche Krankheit) Bel. 96 (RGB. 713) 
— Die Amtsverrihtungen ber Ortspolizei- 
behörde kann im einzelnen Seuchenfalle der 
Landrath übernehmen; Beſchwerden geben 
unter Ausichluß des Streituerfahrens 8 223 
Abi. 4 d. W.) am die vorgeſetzte Polizei 
behörde und den Sambıoiets\afteminifter 
AB. 8 2 u. 8WG. $ 134 Abi. 2. — 
Begriff der a. und der Anftedungs- 
verrachigteit BO .81. 

"8. 8 12—16: A. 851.6 
nebft Anm. 

) 38. $ 17; AG. 8 7 u. 24. 

“38.5 1829. 

“, Daſ. 8 10 u. 80; Juſtr. d. BR. 
27. Juni 95 nebft Amweifungen für das 
Desinfeltione- und für das Obdultions⸗ 
en (RGB. 857 u. Berichtig. 1897 
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Thierärzten vorbehalten und die unſchaädliche Befeitigung der Thierleichen 
angeordnet *®?). 

. Bei Tollwut find die kranken Thiere, in der Regel aud die muth⸗ 
maßlich von dieſen gebiffenen Hunde und Katen zu tödten; auch find, 
wenn ein wuthkranker oder verbäditiger Hund frei umbergelaufen ift, 
alle Hunde für die Dauer und den Umfang der Gefahr feftzulegen**). 
. An Rog (Wurm) erkrankte Thiere (Pferde, Efel, Maulthiere) find zu 
töbten und die Thierleichen unſchädlich zu befeitigen. Unter befonderen 
Umftänden gift die auch von verbädtigen Thieren, die außerdem 
abzufondern und polizeilih zu beobachten find *®). 

. Bon der Maul» und Klauenſeuche befallene Rinder, Schafe, Ziegen, 
und Schweine unterliegen der Abfonderung. Die rohe Mil erkrankter 
Thiere darf nicht zum menfchlicden Genuffe verwendet werden; aud) 
kann die Abgabe von Mil aus dem betroffenen Gebiete oder aus 
Sammelmolfereien beſchränkt werben*®). 

. Die Lungenſeuche hat die Tödtung des erkrankten, unter Umſtänden 
auch des verdächtigen Rindviehes zur Folge. Die Provinzialverbände 
tönnen befchließen, daß nad Ausbruch alle der Anftedung ausgefegten 


Thiere der Schukimpfung unterworfen werden‘”). 


“88. 8 31-83; Inf. $ 5—16. 
— Entfhäbigung Anm. 56. — Mil;z- 
braud ift eine fchnel und meift töbtlich 
verlaufende Krankheit, die vorzugsweile die 
pflangenfrefienden Thiere (aud) das Wild) 
befällt. Der durch die Luft, das Futter 
oder Getrünk dem Thiere zugeführte An- 
fedungsftoff vermehrt fih namentlih im 
feinem Blute, bleibt aber außerhalb des- 
felben, insbefondere im Erdboden, nod 
lange keimfähig. Die Krankheit kehrt 
veshalb in gewifien Gegenden (Fluß⸗ 
gegenben) als Ortsfendhe (Einzootie) häufiger 
wieder und nöthigt, während fie fich feltener 
von Thier zu Thier fertpfangt, zu befonderen 

Borfihtsmaßregeln in Betreff Mi Blutes, 
der u ginge u. der Berkharn 

.8 21, 84-89; Safe 8 16 
bis —* — Toiiwuth tritt beſonders bei 
Hunden hervor, iſt aber auch auf andere 
Thiere und anf Menſchen übertragbar. 
Der Anftedungsftoff findet fih im ganzen 
Körper, vorzüägli im Speichel, und wird 
deshalb meiſt durd Weißen mitgetheilt. 
Hunde und Katzen zeigen gleich bei Beginn 
ber Krankheit Neigung zum Beißen und 
Umperftreifen. Der Verlauf ift ſchnell u. 
anbeilbar. 

“38. 8 40—44; Inſtr. $ 32 —56. 
— Anordnung der Tödtung AG. 8 8 nebft 


Amy. (Anm. 86). — Entfhädigung Anm. 
68 u. 54. Roß entfleht nur durch An⸗ 
ſteckung, die meiſt durch die Abfonberumngen 
ber erkrankten Thiere berbeigefüßrt w 

Sie zeigen fih in Gefciwiiren Bantrob, 
Sum) oder im Nafenansfluffe (Rafenup). 

Der erftere kann, wenn er verftedt (latent) 
auftritt, durch Impfung mit abgefhwädhter 
Rotigmphe (Mallein) ſchneller erkennbar 
gemadht werden. 

“ 88.815 u. 44a; fir. 8 57—69; 
Vorkehrungen in betreff der Schweine 3. 
83 (MB. 176). — Die Maul- und 
Klauenfende (Aphtenſeuche) iſt eine 
fieberhafte, mit Bildung von Bläschen im 
Maule und in der Klauenipalte verbundene 
Krankheit, die zwar rafch und nicht immer 
tödtlich verläuft, aber die Gebrauchsfähigfeit 
der Thiere mindert und burd ihre leichte 
Mebertragbarfeit nachtheilig wird. 

="), VG. 8 46; AG. 8 30 u, (Anordnung 
der Tödtung) 8 9 nebft Anw. (Anm. 36); 
Schutzimpfung ©. 94 (&S. 115) $ 1-3; 
Inſtt. $ 70—91 (5 80a aufgeh. Bel. 97 
RGEB. 590). — Entſchädigung und Ber- 
bände Anm. 53 u. 54. — Lungenſenche 
ift eine dem Rindvieh eigene Entzündung 
der Lunge, die fih nur bei Einathmung 
der aus kranken Lungen ausgeathmeten 
Luft emtwidelt, längere Zeit ſchleichend 
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6. Bei Auftreten der Bodenfeude in einer Schafbeerde find deren noch 
ſeuchenfreie Stüde — unter Umftänden auch die der bedrohten Nachbar⸗ 
heerden — zu impfen und von anderen Heerden abzufondern. Andere 


Podenimpfungen find verboten‘®), 


7. Die Befhälfeude der Pferde ſchließt gleih dem Bläshenaus- 
i&lage der Pferde und des Rindviehes die Zulaſſung der befallenen 


Thiere zur Begattung aus*?). 


8. Bei Räude der Pferde (Efel und Maulthiere) und der Schafe ift ein 
thierärztliche® Verfahren vorgeichrieben?). 
9. Für Scähweinefeude, die Schweinepeft und den Rothlauf der 
Schweine ift die Anzeigepflicht eingeführt ®!). 
Eine befondere Anwendung finden diefe Maßregeln auf Schlachtviehhöfe 


und Öffentlide Schladhthäufer5?). 


Für die auf polizeiliche Anordnung getöbteten oder nach biefer an der 
Seuche gefallenen oder infolge einer polizeilichen Impfung eingehenden Thiere 
wird Entfhädigung gewährt, die fi) nad) ben gemeinen Werthe bemißt, 
bei Rog aber nur ?/,, bei Lungenſeuche nur *, dieſes Werthes beträgt®?). Sie 
erfolgt aus der Staatskaſſe; nur wenu die Thiere mit Rog oder Lungenfeude 
behaftet waren oder infolge der polizeilichen Impfung eingeben, fällt fie den 


(Kronifch) verläuft und dann entweder mit 
einer ftellenweifen Berhärtung der Lunge 
verſchwindet (Durchfeuchung), oder zu rafcher 
Ausdehnung übergeht (afutes Stadium). 
In legterem Kalle genefen nur etwa 50 
v. 9. der befallenen Thiere und auch dieſe 
meift langfam und unvollſtändig. Die 
Krankheit ift durch den Handelsverkehr ſtark 
verbreitet u. bei ihrem chroniſchen Verlaufe 
fchwerer zu belämpfen als die Rinberpeft. 

B®. 8 46-49; Inſtr. $ 92— 109. 
— Entfhädigung Anm.bb. — Die Boden» 
ſeuche if eine fieberhafte Ausſchlagslrank⸗ 
heit und entfteht nur durch Anftedung, bie 
bei der großen Flüchtigleit des Anftedungs- 
floffes in einer einmal von der Krankheit 
befallenen Heerde nicht aufzuhalten ift. 
Die Impfung foll der Berfchleppung vor» 
beugen. Der Krankheit erliegen 10—20 

v. H. der befallenen Thiere. 

" VG. $ 51; AG. $ 10; Inſtr. $ 110 
bis 119. — Die Beihälfeude fonımt 
nur bei Pferden vor. Gie verbreitet ſich 
durch Anftedung bei der Paarung und hat 
bei ſchleichendem Berlaufe Anfchiwellungen 
der Geſchlechtstheile und der Haut, Läh- 
mungen und häufig den Tod zur folge. 
— Der Bläshenausihlag tritt bei 
Pferden und Rindvieh auf, überträgt fid 


in gleicher Weiſe, endet aber bald und fait 
Immer mit Genefung. 

) 88. 8 52; Inf. $ 120—132. — 
Die Rüude if eine durch Schmarotzer⸗ 
thiere (Milben) verurſachte Ausſchlags⸗ 


| Iranfheit, die bei der fchnellen Bermehrumng 


und leichten Webertragung der Thierchen 
fih raſch verbreitet und nur durch gründ⸗ 
lihe Kuren (Räudebäder) völlig getilgt 
werden fanı. 

2) Bel. IE (REGB. 1039) nebft Anm. 38 
u. (Berwendung des Fleiſches) 3. 94 
(MB. 120, — Schweinefeude md 
Schweinepef bilden eine Lungendarm- 
entzündung, bie ſich durch Athmung und 
Butter leicht überträgt, in Fieber, Schwäche 
und Abmagerung bervortritt und meiſt 
tödtlich endigt. Der Rothlauf beruht 
auf Entündung und Schwellung der 
inneren Xheile (Leber, Milz, Nieren), 
zeigt fih in ſtark rother Färbung des 
Körpers, tritt in der Regel im Sommer 
auf und nimmt einen raſchen, meiſt tödt- 
lichen Verlauf. Der mit dem Yutter auf⸗ 
genommene Anftedungsftoff erhält ſich ange 
wirkſam. 

7 VG. 8 53-56; AG. 8 11; Inſte. 


") BG. 857, 69- 68; AG. $ 13. 








Wirthſchaftspflege; Jagd. 8 336. 523 
Provinzialverbänden zur Lafl, die den Bedarf nah Maßgabe bejonderer 
Reglements auf die Befiger von Pferden, Efeln, Maulthieren oder von Rind» 
vieh vertbeilen), Nach Beſchluß diefer Verbände kann eine ähnliche Ver⸗ 
gätung gewährt werden für an ber Pockenſeuche gefallene Schafe‘5) und 
fr an Milzbrand gefallene Pferde und Kinder). Die Feſtſtellung des 
Werthes wird dur eine Kommiſſion bewirkt, die aus dem Sreisthierarzte 
und zwei von den Kreis⸗ und Stadtausfhüflen gewählten Schiedsmännern 
befteht”). 

Zumwiberhandlungen find mit Strafe bebroht°?). 

Die Ausführung des Gefees liegt den Landesbehörden 0659), wird aber 
vom Reichskanzler überwacht und nöthigenfall unter Beftellung eines Reichs⸗ 
kommiſſars einheitlich geleitet 9). 


7. Jagdeij. 
8336. 

a) Das Jagdrecht, das in der Landesherrlichkeit als Regal ($ 130) 
und in der Grundherrlichleit als Jagdgerechtigkeit?) entwidelt war, ift auf 
fremdem Grund und Boden aufgehoben und damit zu einem Beitandtheile des 
Srumdeigentfumsredhtes geworden. Es kann hiernach zwar anderen zur Be- 
nugung überlaffen, nicht aber dauernd al® dingliches Reit von Grund und 
Boden getrennt werden®®). Gegenſtand des Jagdrechts find alle jagbbaren 
Thiere. Die Jagdbarkeit beftimmt fih in den älteren Provinzen nad den 
einzelnen Jagd⸗ und Forſtordnungen und mo fie fehlen, nad dem Landreät, 


) VG. 8 58 u. 64; AG. 8 12, 14 | fommiffare 3. 88 (MB. 96). — Zu 








bis 16 nebft Anw. (Anm. 36) und ©. 
94 (Anm. 36) 8 4-6. — Den Provinzial- 
verbänden ftehen bie Kommunalverbände 
Kafſel, Wiesbaden, Sigmaringen, ber 
‚Kreis Lauenburg und der Gtabtlreis 
Berlin gleich. 

=) AS. 8 22 nebſt Anw. 

*) G. 92 (88. 90), Hohezeuen 
St (88. 221), (Walde) 96 (86. 97 


2). 

"28. 5 58; AG. 8 17—21. — 
Gebühren der Schiebsmänner ZR. 76 
(MB. 75) u. 81 (MB. 47); Bereidigung 
€. 85 (MB. 197). 

"38. 8 65-67. — Nah dem 
StGB. (Anm. 27) if nur die wiffent- 
liche Verlegung der polizeilichen Maßregeln 
mit Strafe bedroßt. 

”, 80. 82 u5;, AG. 81,2 u. in 
betreff der Koften $ 23—28 u. ©. 94 
Anm, 36) 8 7; Neifeloften der Seuchen⸗ 


fländigfeit der Militärmerwaltung BO. 8 3. 
Daf. 5 4. Gegenfeitige Unterflägung 

der Bundesbehörden 8 5 

ei) Die Landesgeſetze werden durch das 
BOB. unbeſchadet der Vorſchriften über 
den Wildfhaden (Anm. 72) nicht berührt 
EB. Art. 69. — Dalde, das preuß. Jagd» 
recht (3. Aufl. Berl. 96), Kobli, die preuf. 
Jagdgeſetze (4. Aufl. Berl. 00), verb. 
am. 2 u. (Staatsforfiverwaltung) $ 122 

nm. 12. 

®) Bom Sagbregal handelte &R. II 16 
* 3 „88 68). 

9 G. 31. Oh 48 (86. 348). Aehn⸗ 
it erfolge bie Aufhebung m Naſſau durch 

7 (GS. 426), in Schi.» Holftein ud 

ben rm. heſſ. Theilen durh ©. 
(GS. 27) und in Banenburg durch s. 
72 (Wochen. 215); in den übrigen 
neuen Provinzen hatte fie bereits früher 
Rattgefunden. 
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welches wilde, vierfüßige Thiere und wildes Geflügel als jagdbar bezeichnet, 
infofern beide zur Speife gebraucht zu werben pflegen). 

Das Jagdrecht ift durch Beſtrafung der unbefugten Sagdausübung ge- 
fügt. Neben der Strafe findet die Einziehung der mitgeführten Gewehre, 
Jagdgeräthe und Hunde ftatt®d). Auch das Betreten eines fremden Sagb- 
gebietes mit Jagdausrüſtung und das Ausnehmen der Neſter von jagbbarem 
Tebermilde ift mit Strafe bedroht®®). 


8 337. 

b) Jagdpolizei. Wegen der Mißbräuche, die die fchranfenlofe Jagd⸗ 
freiheit nach ſich 308, ift die Ausübung der Jagd gewiſſen ſachlichen und per 
fönligen Einſchränkungen unterworfen, die die Sicherheit der Perfon und des 
Eigenthumes, den Schuß der Landeskultur gegen Beſchädigung ımd die Er⸗ 
haltung eines mit diefer Kultur verträglihen Wildftandes bezweden*”). 

Die Jagd darf nur in beftimmten Jagdbezirken ausgeübt werden. 
Der Eigenthümer darf nur auf eingefriedigten oder zufammenhängenden, 
mindeftene 300 Morgen (76,5906 ha) großen Beflgungen jagen (eigemer 
Jagdbezirk). Bon mehreren Mitbefigern find höchſtens drei zur Ausühnng zu⸗ 
gelaffen. Alle übrigen Grundftüde eine Gemeindebezirles bilden einen ge- 











“) ER. II 16 8 30—36 u. WildſchonG. 
(Anm. 73) 81; aud) ber Bang von Am⸗ 
phibien, ſoweit er mit Fallen oder Schieß- 
gewehr gefchieht, von Bibern, Fiſchottern 
und Woaffernögeln gehört dazu LR. I 9 
8 171-175; Beſitznahme durch Jagd 
8 128, 129, Jagdfolge 139, 140; freier 
Zhierfang $ 114—7 (Bienen 118—120, 
126), Recht zur Abwehr wilder Thiere 
152, 153, 1657. Das RR. zählt 
Sirie, Schweine, Faſanen u. Auenwild 
zur hoben, das fonfige Wild zur nieberen 
Sagb daf. II 16 & 37 u. 88. 

”) StGB. 8 — — Verfahren 
mit den eingegogenen Gerüthen IR. 54 
(MB. 146), 68 (MB. 186) u. 76 
(MB. 77 ©. 123). — Dur Polizei⸗ 
verorbnung ift vielfach für den Wildhandel 
eine Ueberwachung ve A fpenmgegengniffe 
eingeführt ZR. 73 (MB. 274). — 
träge über Beſtrafung der Jagdfrevel in 
Orenzgebieten $ 381 Anm. 24. 

») SGB. 5 36810 u.11, Aufhebung 
{agtpofgeificher Strafbeſtimmungen gegen 
das Umherlaufenlaſſen der Hunde in den 
Dberlanbesgeridtehegirten Köln, Hamm u. 
Frankfurt a. . 99 (GE. 106). 

@) ag 300. für die 9 älteren Prov. 
7. HRärs 50 (88. 165), in Schlesw.⸗ 
Holfein eingeführt ©. 73 (GS. 27) 


8 7 u. in den Geſetzen für Lauenburg u. 
Noffau (Anm. 68) faft wort wieder- 
gegeben. Der erſte Theil des Geſ. ($ 2 
bis 13) knupft die Jagdausubung an ſach⸗ 
fiche, der zweite, — im Wefentlihen durch 
das Jagdſchein6. (Anm. 70) erfekte — 
(8 14—17) an perfönlide Beringungen, 
während der dritte, — dur das Wild⸗ 
fhaden®. (Anm. 71) erweiterte — (8 31 
bis 25) die Verhütung des Wildfchadens 
bezwedt. Der erſte u. zweite Theil im 
Verbindung mit dem Wilbfhongeleke 
(Abi. 5) ſchützt das Wild gegen ben 
Orunbeigenthümer, der dritte biefen gegen 
das Wild. — Haunover Jagd. u. 
Bei. 59 (han. GS. I 159 u. 171, 
Wildſchaden &. 48 (daf. 215), Oftfries- 
land JagdO. 88 (baf. III 10). eg. 
(Waſſeroðgel) &. 97 (ES. 
Kurheffen JagdG. 65 (kurh. as 571, 
verb. Anm. 68; Hohenzollern ram. G. 
48 (BBl. 275) und heching. &. 49 
(BB. 151), — Ergänzung aller 
vieler x Gelee Zuft@. 8 103—106 u 
08. Die Handhabung der —8* 
helle "erholgt durch den Landrath, in den 
Stadtkreifen durd die Ortspolizeibehörbe 
daf. $ 103 Abi. 1. Zuſtändigkeit der 
Forftbeamten $ 125 Anm. 34. 








526 


meinſchaftlichen Iagdbezirt‘). Die Befiger in diefem Bezirke werden durch 
die Gemeindebehörde (Magiftrat, Gemeindevorfteher) vertreten, nach deren Be- 
ſchluß die Jagd entweder ruhen, oder zu gunften der Beflger durch einen an- 
geftellten Jäger beſchoſſen, oder an höchſtens 3 Perſonen auf 3—12 Jahre 
verpadhtet werden darf”). 

Die Jagdausübung ift von der Löfung und Mitführung eine® Jagd⸗ 
feines und, foweit fie nit in Begleitung des Jagdberechtigten ftattfindet, 
von defien ſchriftlicher Erlaubniß abhängig. Der Jagdſchein ift vom Landrath 
für ein Jahr oder für drei Tage auszuftellen und nur unter beftimmten Bor- 
ausfegungen zu verfagen. für den Jagdſchein ift eine Abgabe von 15 (bei 
Ausländern 40) M., für den auf 3 Zage gültigen Jagdſchein von 3 (bei 
Ausländern 6) M. zu entrichten. Forſtbeamte erhalten den Jagdſchein un» 
entgeltlich. Diefer gilt aber nicht für außerhalb des Dienſtbezirks belegene 
eigene oder gepadhtete Yagden’®). 

Zur Verhütung des Wildfhadens find gewiſſe Schugmittel gegeben ”!). 
Außerdem ift der durch Schwarz, Roth⸗, Elch⸗ und Dammwild, ſowie Rehwild 
und Fafanen auf und an Orundflüden angerichtete Schaden dem Nutzungs⸗ 
bereihtigten von den Grundbefigern eines gemeinfchoftlihen Jagdbezirkles nad 
Berhältnik der Größe der betheiligten Fläche zu erfegen. Der Anſpruch ift. 


Wirthſchaftspflege; Jagd. 8 8837. 


*) G 31. Juli 95 (GS. 804) und: 


) Bob. $ 1-4, Zuf@. $ 104; 
Bf. 95 (MB. 281), insbef. Ungältig- 


den Semeinbebejirten Reben bie selbft- 


fländigen Outébezirke glei OB. (XVI 
344); Nichtunterbrehung durch Gewäfler 
u. Wege IPG. 8 2a, einſchließlich der 
Schienenwege ©. 97 (©6. 117); Ger 
meinde- u. Outsbezirke bilden, auqh wenn 
fie weniger als 800 Morgen umfaſſen, 
befondere Jagdbezirle Erf. Aber. u. Bf. 
99 (MB. 181); vereinzelte Höfe und von 
Baldungen eingeſchloſſene Grundftüde 
BE. 8 5-7, Zuf®. $ 105 nebſt OB. 
(XXV 818); Iagdausäbung im Feftunge- 
rayon IP®. 8 8, ©. 48 (5. 843) 8 5 
u. Sepikein®. (Anm. 0) 8& De 

IP6 9—18, Zufd. 8 104 
Abi. 2 u. 8 106. — Für —* 
deren Grundſtücke in mehreren Landestheilen 
mit verjdiedenem Jagdrecht liegen, gelten 
die für den größeren Theil maßgebenben, 
bei gleicher Größe die den größeren Flüchen⸗ 
inhalt für den Jagdbezirk erfordernden 
Belimmungen ©. 99 (88. 151). — 
Gemeindebehörde ift der Magiftrat, in 
Landgemeinden der Gemeinde-, in Outs⸗ 
bezirten der Gutsvorfieher OB. u. RE. 97 
(MB. 101). — Iagdpahtverträge find als 
Pachtwerträge über unbeweglihe Sachen 
ſtempelpflichtig RE. 95 (MB. 97 ©. 125). 


ertlärung und Wiederabnahme ©. 8 8 u. 
9, Strafen $ 11—13, Haftbarleit $ 14, 
Verjährung IPol®. g X, Berwanblung 
der Geldſtrafe in Haft $ 29. — Das 
G. gilt für ganz Preußen außer Helgo⸗ 
fand. — Bearb. v. Bil vd. Seherr⸗Thoß 
(2. Aufl. Berl. 95) 


2, BO. 8 1, Zuf®. $ 103 

%. 2 u. (erweitert) Binfgadend. 
11. Suli 91 (GS. 307, erg. 
ES. 891 $ 2), wonad bei —ãæã 
Wildſchaden die Schonzeit für Elch⸗ Roth⸗ 
und Damwild aufgehoben werden muß 
($ 12 u. OB. XXIV 29) u, wenn 
diefes nicht ausreicht, der Orundbeſitzer zum 
Abſchufſſe zu ermädtigen ift ($ 13), ferner 
Schwarzwild nur in Cinfriedigungen gehegt 
werden darf ($ 14), wilde Kaninchen dem 
freien Thierfange Knteefiegen ($ 15 u. 
Ef. RO. 93 IMB. 851) u. Beſitzer 
von Obſt⸗, Gemüfe-, Blumen- n. Baum- 
fhulanlagen ermädtigt werden Türmen, 
Bögel und Wild, welde Schaden an⸗ 
rihten, mittel Schußwaffe zu erlegen 
(8 16 u. 17). 
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binnen 3 Tagen anzumelden. Die Feſtſtellung erfolgt durch die Ortspolizei⸗ 
behorde durch Vorbeſcheid, gegen den binnen 2 Wochen die Klage bei dem 
Kreisausſchufſe ftattfindet ’*). 

Die Schonzeiten für die einzelnen Wildarten find für den ganzen Etaat 

gleichmäßig fefigeftellt 9); befondere Geſetze gelten jedoch für Hohenzollern *) 
und für Lauenburg ”°). 
Als Mangel diefer Gefeßgebung wird empfunden, daß ihre Abſicht, das 
Sagen zu vieler und ungeeigneter Jäger zu verhindern, leicht umgangen und 
deshalb nur unvolllommen erreicht wird. Ferner führt die Zuſammen⸗ 
ſchließung der nad Ausſcheidung der größeren Befigungen übrig bleibenden 
Grundftüde einer Gemeinde zu einen Jagdbezirke häufig zu deſſen ungeeigneter 
Abgrenzung. Die Berfuhe zur Abänderung diefer Gejetgebung haben bislang 
noch keinen Erfolg gehabt. 


8. Sifcherei”). 
& 338. 

a) Das Fiſchereirecht ift gleihfalls Ausfluß des Eigenthumsrechtes am 
Waſſer. Der Grundfag hat indeß, da foldes Recht nur bei ftehenden Ge- 
wäſſern denkbar ift ( 324 Abf. 3), zunähft nur für diefe Bedeutung ’?). 
Tür fliegende Gewäfler gebührt das Recht, foweit nicht befondere Fiſcherei⸗ 
berechtigungen beftehen”®), in öffentlichen Flüffen dem Staate’”), in Brivat- 
flüffen als Ausfluß des Eigenthumsrechtes dem Uferbeſitzer ꝰ). Wo keine Be- 
rechtigung vorhanden ift, oder folde von allen Einwohnern oder Gemeinde- 


— — — — — 


2) BOB. 8 835 u. (Einfluß des Ver⸗ 
ſchuldens des Beſchädigten auf die Erſatz⸗ 
pflicht) $ 254, nebſt EG. Art. 69; für die 


) &. 53 (66. 178). 

 &. 70 Wochsl. 260). 

“©, Die Landesgefetze werden durch das 
BOB. nicht berührt EG. Art. 69. 








Art der Feſtſtellung und die Friſt der 
Seltendmahung des Anſpruches find die 
Landesgeſetze (Wildſch6. 91 und für 
Hannover und Kurheflen die Anm. 67 
ongeführten VBefimmungen) ammendbbar 
ES. Art, 70; das Gleiche gilt von der 
Sa fr einzupegendes Wild (Anm. 
I) U 1 Nr. 23, für Schaden auf 
fremden —— Grundſtucken (Anm. 
68) Ar. 3 und für ausgetretenes Wild 
(hannoo. ©. Anm. 67 8 4) Nr. 7; fonft 
fommt Art. 71 ebenfo wie Art. 72 für 
Preußen nit in Betradit. 
©. 26. Febr. 70 (GS. 120) und 
ZuſtG. 8 107; Elchwild ©. 97 (GS. 391) 
81 — Schonung bes aftatifhen Steppen- 
huhnes 3. 83 (MB. 108). — Schonzeit 
für Robben Reichs0. 76 (KGOB 233) u. 
v. Ko won. 109). — Vogelſchutz 8 332 
1d 


"aa. 198 176—186. 

2 Daf. 5 170-175, 187, 191 m. 
192. Ablöfung $ 321 Abſ. 2 d. W.; Be⸗ 
ſchränkung und Aufhebung Anm. 88. 

*) er. 11 15 8 73—78. Das Recht 
wird bier noch als Regal (8 130 d. ©.) 
bezeichnet. — Abweichend das weftpveuß. 
Provt. 44 (SS. 103) $ 72. Dageg 
ipridt das franz. ©. 4. März 1802 Dictes 
Recht gleihfalls dem Stante BU. 

“, Er. OTr. (Bräj. 1638) 45 (Prüj.- 
Samml. &. 30) u. 46 (Entid. XV 361). 
— Die Ausübung der Anliegerfiſcherei if 
nah Vorbild der Jagdpolizei (5 337 Abf. 2 
d. W.), geregelt für Weſtfalen ©. 4 


(86. 27): " (Koppelficherei) für Hannover 
97 (8. 196). 
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gliedern ausgeübt werden kann, Hat fortan die Gemeinde die Fiſcherei; das 
Recht des freien Fiſchfangs (milde Fiſcherei) ift aufgehoben®?). 
Die unbefugte Ausübung der Fifcherei ift mit Strafe bebroht®®). 


8 339. 

b) Fiſchereipoligei. Die Fiſcherei liefert ein gefundes Nahrungsmittel 
und erſcheint beſonders einträglid, da die Fiſche, ohne irgendwie Schaden an- 
zurichten, verfchiedene, fonft nutzloſe Stoffe verwerthen und fi verhältnig- 
mäßig ſchnell entwideln. Erſt in den letten Jahrzehnten ift dieje wirthſchaft⸗ 
lie Bedeutung der Fifcherei voll gewürdigt; und erft damit ift die auf eine 
möglichft nachhaltige und vortheilhafte Ausnutzung diefer Güterquelle gerichtete 


Fiſchereiwirthſchaft ins Reben getreten®?). Neben der ımmittelbaren förderung 


er) Fiſcherei. (Anm. 85) 8 6 u 7. 
Auch die freie Angelfifcherei des rheinischen 
Ken it aufgehoben &. 80 (GS. 228) 


u 188. 8 296 u. 3704. — Küften- 
filherei der Ausländer daf. 8 2962. — 
Berträge üb. — der Fiſchereifrevel 
8 331 Anm. 24 d. 

“) Die itowtrtäfgaft umfaßt bie 
Fiſchzucht, den Fichereinhod u. die Fiſcherei⸗ 
nutzung. — Die Fiſchzucht iſt künſtlich 
oder natürlih. Bei der fünftlihen Fiſch⸗ 
zucht entftehen die Fifche unter unmittelbarer 
wmenfhliher Einwirkung, um dann der 
natürlichen Weiterzudt übergeben zu werben. 
Sie erftredt fi vorwiegend auf die Lachs⸗ 
arten (Lade, Forelle, Maräne, Saibling, 
Aeſche). Zuerſt 1848 in Hüningen im 
Eifaß eingeführt, hat fie fih von dort aus 
weiter verbreitet. Der Laich, den die 
männlichen Fiſche als Milch, die weiblichen 
als Gier (Rogen) abfondern, wird von 
beiden Arten in lebendem oder todtem Zu⸗ 
ftande gewonnen. Durch Miſchung der 
Eier mit der Mil werben erftere be⸗ 
frudtet und dann — während fie in der 
Natur in großer Menge verloren gehen — 
in befondere Behälter (Brutvorrichtungen), 
die von geſundem Waſſer durchflofſſen werden 
u. gegen ſchädigende Einwirkungen (Thiere, 
Froſt) gefhütst find, zu weiterer Entwidelung 
gebradt. Die natürlihe Zucht überläßt 
die Entſtehung und Weiterentwidelung der 
Fiſche der Natur und wirkt nur durch Ver⸗ 
mehrung der fürberlihen und Befeitigung 
der hinderlihen Einflüffe auf dieſe ein. 
Dazu gehört die Beſetzung fifchlojer oder 
fiſcharmer Gewäſſer mit Fiſchbrut oder 
jungen Fiſchen, die Anlegung von Fiſch⸗ 


wehren, von Laichſchonrevieren und Fiſch⸗ 
päſſen (Abſ. 2) und die Einrichtung vor⸗ 
handener oder Herftellung neuer Teiche 
für Zwede ber Fiſchaucht. Bei diefer fog. 
Teichwirthſchaft, bie vorzugsweiſe auf 
die Karpfenarten (Karpfen, Karaufcen, 
Schleien), neuerdings auch auf Zander 
Anwendung ‚findet, werden die Fiſche ent- 
weder in ein und demfelben Teiche ge- 
haften, den alljährlih die älteften Fiſche 
zum Berbraude entnommen werben (Femel- 
betrieb), oder fie werben bei fortjchreitender 
Entwidelung in befondere Teiche über- 
geführt, die alsdann nur gleichaltrige und 
gfeihmäßig zu behandelnde Fiſche enthalten 
Klaſſenbetrieb). — Der Fiſchereiſchutz 
if gegen die Schädigungen gerichtet, bie 
durch Menſchen (Fiſchdiebſtahl, unmwirth- 
ſchaftliche oder übermäßige Nutung, Ber- 
unreinigung ber Fiſchgewüſſer, ſchädigende 
Anlagen oder Betriebe in dieſen) oder durch 
Thiere herbeigeführt werden (Abſ. 2). — 
Die Fiſchereinutzung umfaßt ven Yang, 
die Aufbewahrung, Berfendung und Ver⸗ 
werthung der Wilde. Fanggeräthe bilden 
die Angel und das Ne. Während die 
Handangel vorzugsweiſe dem Sport dient, 
werden die Stand- und Tegeangeln aud 
von den Berufsfifhern bejonders beim 
Aalfange angewendet (Aalihnüre). Die 
Netze find feſtſtehend oder beweglih. Zu 
erfteren gehören bie ſenkrecht im Wafſer 
befeftigten Stellnetze, in deren Maſchen die 
Fiſche hängen bleiben und die richterförmigen 
Reufen, durch deren Einkehlungen den ein» 
gebrungenen Fiſchen der Rüdzug verfperrt 
wird. Die Reufen mit Seitennegen heißen 
Flügelreufen, die aus Weidenruthen zum 
Aalfang hergeftellten Aalkörbe. Die be» 
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der Fifcherei®*) iſt dieſer auch ein erhöhter Schuß zu theil geworden. An 
Stelle der mannigfaltigen und unzureichenden provinziellen Borfchriften ift ein 
einheitliches Fiſchereigeſetz getreten, das das Fiſchereüntereſſe den vielfad, 
entgegenftehenden Interefien der Schiffahrt, Induftrie und Yandesfultur gegen- 
über wahrnimmt und einen geregelten, auf Erhaltung und Bermebrung des 
Beftandes gerichteten Betrieb ſichern foll®®). 

Das Geſetz erftredt fit auch auf den Fang von Krebfen, Auftern, 
Muſcheln und anderen nutbaren, nicht jagbbaren Waflerthieren, umfaßt jeboch 
nur die Küften- und die Binnenfifcherei®®), wogegen die Hochſeefiſcherei Gegen⸗ 
ftand internationaler Vereinbarungen iſtꝰ). Fiſchereiberechtigungen, die 
eine verftändige Bewirthſchaftung der Gemwäfler ausfälichen, kEBnnen gegen 
Entfhädigung beſchränkt oder aufgehoben werden®®). Gemeinden dürfen die 
Berechtigung nur durch angeftellte Fiſcher oder durch Verpachtung auf mindeftens 








6 Jahre nußen®?). 


— 





weglichen Nee zerfallen in Samen (lange 
beutelartige Netze, die durch einen Rahmen 
offengehalten und mittelft eines Stieles ge- 
handhabt werden), Senknetze (flache, wenig 
vertiefte und mittel einer Stange wage- 
recht in das Waſſer zu taudende und zu 
hebende Netze) und Gchleppgarne, die, 
wenn fie in der Mitte mit einem Sade 
verfehen find, Waden genannt werben. 
Außer allen, die Fiſche betäubenden oder 
verwundenden @eräthen find zur Schonung 
der Fiſche auch Netze mit zu engen (unter 
2,5 cm weiten) Maſchen verboten Anm. 
98, 94. Andere Grenzen werden bem 
Fiſchfange dur die Schonzeiten gezogen. 
Diefe wollen entweder durch Ausſchluß 
einzelner Wocentage der übermäßigen 
Nutzung vorbeugen (Wochenſchonzeit, Sonn- 
tagsruhe) oder die Fiſche während des 
Laichgeſchäftes gefchont ſehen (Jahresſchon⸗ 
zeiten). Hierbei wird die relative und die 
abſolute Schonzeit unterſchieden. Die 
erſtere gilt in Süuddeuiſchland und in 
Sachſen, die legtere im übrigen Deutſch⸗ 
land, insbefondere in Preußen (Anm. 93). 
Die relative Schonzeit trifft für die einzelnen 
Fiſcharten je nad der Laichzeit befondere 
Beftimmungen, insbefondere Markt⸗ und 
Handelsverbote. Die abfolute Schonzeit 
wird auf gewiſſe Monate gelegt, in denen 
die in einem beftimmten Gewäfler zumeift 
vorkommenden Fifharten gleichzeitig laichen. 
Da eine größere Anzahl Side im Früh 
jahr, andere, insbefondere die Ladsarten, 
aber im Herbſte laichen, zerfallen auch die 
Gewäſſer in ſolche mit Früuhjahrsſchonzeit 
(10. April bis 9. Juni) und ſolche mit 


Die Berechtigten eine® größeren zufammenhängenden 


Herbſtſchonzeit (15. Oft. bie 14. Dez.) 
Außer Betracht bleiben dabei die zur Laich⸗ 
zeit die See aufſuchenden Yale 

*) Der feit 1870 beflehenbe deutſ he 
Fiſchereiverein, ber insbefondere für 
Unterfuhung der Oſt⸗ u. Nordſee und für 
Hebung der Lünfllihen Fiſchzncht thätig 
wirkt, erhäft eine regelmäßige Beihülfe 
aus Reihömitteln. Bon diefem hat ſich 
1895 der deutſche Seefiichereiverein ab⸗ 


gezweig 

* — 30. Mai 74 (86. 
197), Einführung in Lauenburg ®. 77 
(GS. 122). Ergdnzunge®. 80 (88. 228). 

“58. $ 1-3 u. $ 1 der Ausf®. 1. 
Weftpreußen, Bommern, Schl.⸗Holſtein n. 
Sannover (Anm. 93) nebſt B. 80 (GE. 
7). — Geſchloſſene Gewäſſer FG. $ 4 u. 
Zufd. 8 1021. — Küftenfiiherei Aum. 
2 u. (Ben t des Küftengebietes) 8 359 
Abſ. 1 d. 

) Bir. er Frankreich, Großbritannien, 
Belgien, den Niederlanden und Dänemark 
über die Norpfeeflicherei 6. Mai 82, durch 
RO. 84 auf die Küftenfiicherei a 
(R5B. 84 ©. 25 u. 48) u 
89 (REB. 0 ©. 6). Beftvafung es 
Branntweinhandels unter den Nordſeefiſchern 


Str. T 6G. 9 (RSB. 427 u. 151) 1. 


93, 
B. 94 GS. 161). — Gegenſtand ber 
deutſchen Hochſee⸗ u. Kuſtenfiſcherei, die 
(1894) 1500 Fiſcher befhüftigte, find ber 
Schellfiſch, Kabeljan, Seehecht, die Scholle, 
Seezunge, re u. vereinzelt der Stör. 
*) 88 5 Zuft®. $ 1022; Anm. 78. 
8 
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Fiſchereigebietes können im Intereſſe der Auffiht und des Schutzes oder der 
Bewirthſchaftung zu Fifhereigenoffenfhaften vereinigt werden). Die 
Ausübung der Fiſcherei, ſoweit fie nicht durch den Berechtigten felbft erfolgt, 
fett die Mitführung eines polizeilih beglaubigten Erlaubnißfcheines vor- 
aus?) Schädlie Fangmittel (giftige Köder, Sprengpatronen) und den Zug 
der Fiſche Hindernde Fangvorrichtungen find verboten?®). Zur Schonung 
des Fiſchbeſtandes find durch befondere Brovinzialgefege Beftimmungen über 
das geringfte Maß und Gewicht der feilgebotenen Fiſche, über die für die ein- 
zelnen Fifcharten einzubaltenden Schonzeiten und über den Gebrauch umd die 
Beichaffenheit der Fanggeräthe erlaſſen?s). Das Gefet geftattet die Anlage 
von Schonrevieren für das ungeftörte Laichen der Fiſche, wie für deren ge⸗ 
fiherten Eingang aus dem Meere in die Binnengewäfler*) und von Fiſch— 
päſſen für das ungehinderte Hinauf- und Hinabziehen der fog. Wanderfiſche 
(Lachſe, Störe, Forellen, Aale) in den Flüffen?). Die Verunreinigung der 
Fiſchwaſſer durch Einleitung ſchädlicher Stoffe aus landwirthſchaftlichen oder 
gewerblihen Betrieben und das Flachs- und Banfröten in nit ge- 
ſchloſſenen Gewäfſern ift verboten?®). — Bei neuen Turbinenanlagen kann die 
Anbringung von Schuggittern angeordnet werden??). Der Filhereiberechtigte 
darf ohne Anwendung von Schießgewehren Fifhottern, Reiher, Taucher, Eis⸗ 
vögel, Kormorane und Fiſchaare tödten oder fangen und für fi behalten °®). 
Die von Fiſchereiberechtigten, Genofjenfhaften oder Gemeinden beftellten 
Fifchereiauffeher können amtlich verpflidhtet, au) können zur Wahrnehmung 
der ftaatlihen Auffiht befondere Fifchereibeamte beftellt werden, die 
Rechte und Pflichten der Ortspolizeibeamten haben?®). Uebertretungen bes’ 
Geſetzes find mit Strafe bedroht. Bei Entdedung auf friiher That dürfen 


— — — — 


2) Schutgenofienihaften daſ. 8 9 und 
peace $ 10; Zufl®. 
81 101. * Normalſtatut "IR. 79 


©. 36). 

") 80. 8 11—17. — Beichränfte Aus» 
ſtellung in nidt gefhloffenen Sewäflern 
Erg®. Art. II. — Allgemeine Legitimations- 
ſcheinpflicht für einen Theil Pommerns FG. 
8 18. — Bezeichnung ansliegender Fiſcher⸗ 
jeuge $ 19. 

") 50.820, 21,28 u. Erg®. Art. II. 

” 50. 5, 2228. — AusfBerord- 
nungen 87 f. Oftpreußen (GS. 337), 
Weftpreußen les 348 u. V. 10. at 
93 GS. 87), Brandenburg u. lin 
(86. 897), Bommern (GS. 360), Olfen 
(GS. 406), Sachſen (GS. 414), Schl.⸗ 
Holſtein (GS. 376 u. V. 94 GS. 29), 
Hannover (GS. 385 u. V. 9 66. 29), 


Weſtfalen (GE. 423), f. den RB. Kaffel | 


Que de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


(86. 441) u. Hohenzollern (GS. 433), 
ferner 88 für Pofen (®S. 105), 86 für 
den RB. Wiesbaden (GS. 197., 97 f. d. 
ARheinproving (GS. 107). Btr. mit den 
Niederlanden und der Schweiz über bie 
Lachefifherei im Rheinftromgebiete 85 
(REB. 86 ©. 192); Beitritt Luxemburg 
Btr. 5./15. Nov. 92'u. 8. % (86. 17 
u. 166). 

"36. 8 29-34; Zuſt G. & 981. 

50.8 3542; ZufG. $ 98% 3, 
Berbot der Entenhaltung auf öffentlichen 
Flüfien ER. 1 9 8 188, 189. 

*) 58.543, 44; Zuf®. 8 99. 

) ErgG. Art. V. 

” 56. 5 45 u. Erg®. Art. IV. 

*) FG. 8 46, 47 u. 86. $ 134 

Abi. 1. — Uniform Bf. 77 (MB. 294) 
n. 85 (MB. 59). — Zagegelder u. Reife 
toften $ 73 Anm. 53. — Als Beirath 
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die der Einziehung unterliegenden Gegenftände beſchlagnahmt und Fiſcherei⸗ 
geräthe und Fahrzeuge gepfändet werden‘). 


V. Gewerbe. 


1. Einleitung. 


S 340. 

Unter Gewerbe im weiteren Sinne wird jede felbftfländige, gleichmäßig 
fortgefeste, auf Gewinn gerichtete Thätigkeit verflanden; in der engeren Bes 
deutung wird diefe Thätigleit aber nur dann als Gewerbe bezeiäjnet, wenn fie 
die Verarbeitung von Erzeugniffen bezwedt. Im diefem eigentlihen Sime 
ſteht das Gewerbe in der Mitte zwifchen der Gewinnung der Roberzeugnifie 
und dem den Umfaß der Güter vermittelnden Handel. Thatſächlich find dieſe 
Thätigkeiten zuweilen miteinander verbunden, indem der Roherzeuger zugleich 
die Verarbeitung umd Beräußerung der Erzeugniſſe übernimmt oder der Ge⸗ 
werbetreibende den Abſatz feiner Waare felbft bewirkt. Mit Zunahme des 
Großbetriebes umd der Arbeitstheilung (S 299 Nr. I 2) nehmen diefe Fälle 
jedoh ab. — Die Geſammtheit der gewerblichen Thätigkeit auf einem ſachlich 
oder räumlich begrenzten Gebiete Heißt Induftrie Nach dem Umfauge der 
einzelnen Betriebe unterfiheidet ſich der Groß⸗ und der Kleinbetrieb; letzterer 
umfaßt das Handwerk und die Hausinbuftrie?). 

Die frühere fefte Scheidung der einzelnen Gewerbe nad dem 
SG egenftande des Betriebes hat angeſichts der Gewerbefreiheit und der Fort⸗ 
ſchritte der Technik nicht flandgehalten. Die Gewerbeftatiftif, welche die 
thatſächliche Bertheilung der gewerblichen Thätigleit auf die einzelnen Gebiete 
feftzuftellen bat, bleibt deshalb auf allgemeine Unterfheidungen befhräntt?). 


— —— — 


ber Behörden find in ber Regel die Dielio- | SHerftellung von Stoffen und Gegenſtünden 
rationsbauinfpeftoren (8 823 Anm. 8) zu | des Gebraudes, im weiteren Gimme um«- 
Oberfiſchmeiſtern im Rebenamte beftellt. faßt es auch Gegenflünde der Verzehrung 
” FG. 8 48—52. (Bäder, Fleiſcher, Müller, Brauer), um 
) Groß⸗(Fabrik⸗)betriebe überwiegt weiteſten erſtreckt es ſich auf Kleinbetriebe, 
das Kapital und die durch Maſchinenbetrieb mit denen eine Herſtellung überhaupt nicht 
und Arbeitstbeilung verftärkte Arbeit, im | verbunden ift (Barbiere, Schornfteinfeger, 
Meinbetriebe die einfache Arbeit. — Die | Mufiler). Einzelmerkmale des Handwerks 
GmD. ſetzt für den Fabrikbetrieb mindeftens | find die Mitarbeit des Unternehmers und 
20 Arbeiter voraus (8 344 Abſ. 7 d. W.). | die Beſchüftigung von Lehrlingen ($ 344 
Abweihnng bei der Unfallverfiherung ı Abf. 4). Handwerkskammern $ 343 Abſ. 3. 
8 3471. — Der Großbetrieb (das Unter⸗ ) Nah der auf Grund dee ©. 5 
nehmen, $ 299 I 4) arbeitet auf eigene | (RGB. 225) am 14. Juni 95 ſtattgehabten 
Rechnung und Gefahr, das Handwerk auf | Berufe u. Gewerbezählung waren in 
eigene Rechnung und fremde Gefahr, die | Preußen von 31490315 ermittelten Ein⸗ 
Sausinduftrie auf fremde Rechnung und | wohnen 18242253 im Sanpiberufe er⸗ 
Gefahr. — In der engften VBebeutung | werbsthätig wie folgt: 
beſchrünkt das Handwerk fih auf bie 
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Die Verwaltung des Gewerbeweſens wird an oberiter Stelle im 
Reihe durch das Reichsamt des Innern?) und in Preußen durch den Diinifter 
für Handel und Gewerbe ($ 50) mit der Mafigabe wahrgenommen, daß ein 
Theil der Gemerbepolizei vom Minifter des Innern ($ 48 Abf. 1) und ein 
Theil des techniſchen Unterrichtswefend vom Kultusminifter ($ 49 Abſ. 1) 
verwaltet wird*). Als berathende Etelle fleht dem Minifter die tehnifche 
Deputation für Gewerbe mit der Beltimmung zur Seite, das Wiflen- 
fhaftlihe der Gewerbekunde zu verfolgen). — In den Übrigen Inſtanzen 
find die allgemeinen Gerihts- und Berwaltungsbehörden zufländig. Eigene 
Organe bilden die Gewerbegerichte ($ 344 Abi. 8), während die Ge- 
werbeinfpeftion (die befondere Aufficht über die Einrichtungen des gemwerb- 
lichen Betriebes, die Sonntagsarbeit, die Arbeitdorbnungen und die Be⸗ 
ſchäftigung der jugendlichen und weiblichen Arbeiter, $ 344 Abf. 7) von den 
bei den Regierungspräfidenten mit dem Titel „Regierungs- und Gewerberath“ 
und mit dem Range der Aten Klafſe angeftellten gewerbetechniſchen Räthen 
wahrgenommen wird. Zu ihrer Unterſtützung und Vertretung oder zur Auf- 
fihtführung für beflimmte Bezirke find Gewerbeinfpeftoren mit dem Range 
der 5ten Klaſſe — bei Verleihung des Charakter als Gemerberath der 4Aten 
— angeftellt?). — Ihre Bertretung finden die größeren Gewerbetreibenden 
in den Handeldfammern ($ 352 Abf. 3), die Handwerker in den Innungen 
und Handwerkskammern ($ 343). 


m mm Um — — — — 










Nr. | Berufögruppen | Zahl | v9. 
I |Landwirthicaft, Thierzucht. Gärtnerei, Forſtwirthſchaft, Jagd u.Fiicherel | 4 782 255 36,33 
11 [Bergbau, Hüttenweſen, Induſtrie und Baumeien. - - ve.“ 4 755 855 35,94 

It ndel und Verlebr - » 2 2 2 0 2 2 nr ne. 1 355 740 9,89 

IV Auslie Dienfte und Lohnarbeit wechielnder Urt - - - 2. 304 180 2,31 
v en:, Staatd:, Semeinde-, Kirchendienſt, freie Berufe. - - » - 822 675 


1821 598 
| 13 242 268 | 100,00 


vı |Rentner, Benftonäre u. ſ. w., Berjonen ohne Beruf und Berufsangabe 


Im Vergleich mit der früheren Zählung | 


(1882) weift die Gruppe I gegenüber den 
Gruppen 11 u. III eine geringere Ver⸗ 
mehrung auf, fodaß in diejen drei Haupt⸗ 
gruppen eine Verſchiebung zu ungunften ber 
Landwirthſchaft ftatigefunden hat. Dabei ift 
im Landwirthſchaftsbetriebe das Verhältniß 
der felbfiftändig thütigen zu ben Arbeitern 
geftiegen, in Handel und Induftrie dagegen 
gefallen, es beträgt in der Induſtrie nur 
28, in der een 82 u. im Han⸗ 
del 47 v. — Zur Belhaffung der 
Unterlagen 9* die ſoziale Arbeitergeſetz⸗ 
gebung (Nr. 4) iſt die Kommiſſion für 
Arbeiterſtatiſtik eingeſetzt Reg. 94 (3B. 19). 

2) 8 20 Abf. 22 d. W. — Dem Reiche 
ſteht die Oberaufſicht und Geſetzgebung zu; 


die Ausführung und die Foͤrderung der 
Gewerbe (5 349 d. W.) iſt Sade der 
Einzelftaaten geblieben. 

) Publ. 1808 (85. 361). 

) GewO. $ 139p u. 1497, AE. 91 
(85. 165) u. 98 (6. 5) IV. Bor 
bildung®- u. Pelfunge-D: nebft Anw. 97 
(MB. 98 S. 29 un. 32). — Uniform 
8 70 Anm. 40 d. W. — Dienftanw. 92 
(MB. 160). Die Sewerbeaufficht erftredt 
fid auf das Handwerk, aber nicht auf 
regelmäßig mit felbfierzeugten Robftoffen 
arbeitende landwirthſchaftliche Nebenbetriebe 
zwei ©. 94 (MB. 208 u. 218). — 8 347 
Anm. 51 2.8. — Amtlide Mittgeilungen 
aus ihren Jahresberichten erfcheinen ſeit 
1876 alljährlich (Berl. bei Bruer). 
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In der Geſchichte entwidelte ſich das Gewerbe erft bei dichterem Zu⸗ 
ſammenwohnen der Bevölkerung in Verbindung mit der Geldwirthſchaft, fein 
Sroßbetrieb erſt mit der Kreditwirthſchaft ($ 399 II Abi. 2). Es entfiand 
zuerft in den Städten, und hier rief das Bedürfniß des Schuges ſchon während 
des’ Mittelalter® Vereinigungen der Gewerbetreibenden mit eigener ſtündiſcher 
Geſetzgebung und Verwaltung hervor. Diefe ald Gilden, fpäter als Zünite 
und Innungen?) bezeichneten Verbindungen erlangten wichtige Vorrechte und 
wurden zu bedeutfamen Sliedern der ftädtifhen Verfaſſungen. Sie trugen 
wefentlich zur Hebung der Gewerbe bei, wußten aber gleichzeitig ihre Macht 
im eigenen SImterefle zu verwerthen, indem fie ihre Privilegien durch Ber- 
bietungsrechte und ftarre Abſchließung nugbar machten. — Diefe Ausartung, 
die im 17ten Jahrhundert ihren Höhepunkt erreicht hatte, führte im 18ten zum 
Eingreifen der Staatögewalt und leitete damit in das polizeiliche Konzeffions- 
weien über. — Der Gewerbebetrieb fah fi) fomit zu Anfang des vorigen Jahr⸗ 
hundert ſowohl durch die Zunftbeſchränkungen, denen noch zahlreihe Real: 
berechtigungen, Zwangs⸗ und Bannredhte?) Hinzutraten, als durch weitgehende 
Polizeivorſchriften eingeengt. _ Beide Hinderniffe find dur die Stein- 
Dardenberg’jhe Geſetzgebung fortgeräumt. Die Gemerbefreiheit bildet nur 
ein Glied in der Fette der Befreiungen, die diefe Gefegebung der Erwerbs⸗ 
thätigkeit dur) Abſtreifung hinderlicher Feſſeln und Befeitigung abgeftorbener 
Formen gebradit hat ($ 301 Abf. 1). Die Beſchränkung des Gewerbe: 
betriebes auf die Städte oder auf gewiffe Perfonen und Stände, fowie alle 
Borzugd- und Ausichließungsrechte wurden grundfäglich befeisigt und nur die 
im öffentlichen Intereſſe unerläßlihen Einſchränkungen beibehalten®). In— 
zwiſchen hatte ſich das Staatsgebiet erweitert und in dieſem wurden dieſe 
Grundſätze durch die preußiſche Gewerbeordnung“) zur Durchführung gebracht, 
der ähnliche Geſetze in den übrigen deutſchen Staaten gefolgt ſind. Die 
Gewerbefreiheit erfuhr ſpäter in Preußen einige Einſchränkungen, insbeſondere 
durch Einführung der Handwerkerprüfungen (1849). 

Mit Unterſtellung des Gewerbeweſens unter die Aufſicht und Geſetzgebung 
des Reiches gelangte der Grundſatz der gewerblichen Gleichberechtigung aller 
Reichsangehörigen im ganzen Reiche zur Anerkennung 10). Die Reichsgewerbe⸗ 
ordnung bat dann das Gewerbeweſen umfaſſend geregelt!!). Ausgefchlofien 





e) Die Bezeichnung „YZünfte* wird jebt 
vorzugsweife von den ehemaligen mit 
Zwangshefugniffen ausgeftatteten Ver⸗ 
einigungen im Gegenſatz zu den heutigen 
Innungen gebraudt. 

) Bwangsredt if die Befugniß, dem 
Berpflicteten die Anſchaffung oder Zu⸗ 
bereitung beftimmter Bebürfnifie bei anderen 
als dem Beredtigten zu unterfagen. Zum 
Bannrechte wird diefes Recht, wenn es 


fi) auf die Einwohner eines ganzen Be- 
zirkes oder beftimmter Klaſſen derjelben 
erftredt. 

) &. 10 (85. 79) u. 11 38 253). 

% Pr. GewO. 45 (OS. 4 

», NBerf. Art. 3 u. 41; —* 67 
(BGEBl. 55) 8 1. 

) RGew—O. (21. Juni 69, ergäuzt. 
insbeſ. durch O. 78 RGB. 199, 79 dal. 
267, 81 daf. 233, 83 daſj. 159, 91 daſ. 
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blieben hierbei neben der, dem Gewerbe i. e. S. nicht zuzählenden Betrieben 
der Urerzeugung (Bergwefen, Landwirthſchaft, Viehzucht, Fiſcherei) und den 
tünftlerifhen oder wiſſenſchaftlichen Berufsarten (Rechtsanwaltſchaft, Notariat, 
Heilkunde, Unterrichtsweſen) auch einzelne gewerbliche Betriebe, wie die Er⸗ 
ziehung von Kindern gegen Entgelt (K 273: Ab. 1), die Auswanderung», 
Berfiherungd- und Eifenbahnunternehmungen, der Betrieb der dffentlichen 
Fähren und der Seeſchiffahrt, die Errichtung und Berlegung von Apothefen, 
der Verlauf von Arzneimitteln ($ 260 Abf. 3) und der Bertrieb von Lotterie 
loofen ($ 246 Abf. 1); einzelne Beftimmungen der GewO. gelten jedoch für 
die beiden letteren Betriebe, für das Bergwefen ($ 314) und die Heilkunde 
(8 358—260 u. 334 Abf. 1). Sonſt unterliegen alle diefe Gebiete — ſoweit 
dafür nicht befondere Reichsgeſetze erlaflen find (Rechtsanwaltſchaft 8 186, 
Notariat $ 203 Abſ. 3, Auswanderungsweien $ 11) — der LTandes- 
gefeggebung. Die Gend. beſchränkt fih ferner im wejentlihen auf die 
Frage der Zulaffung zum Gewerbe, wogegen fie mit einzelnen Ausnahmen 
die Ordnung des Betriebes gleihfall® der Landesgefeggebung belaffen bat. 
Auf diefen finden indbefondere die allgemeinen Vorſchriften der Bau-, Feuer⸗, 
Gefundheits-, Sicherheitt- und Sittenpolizei fortdauernd Anmendung!?). — 
Endlich werden einzelne Gegenftände der örtlihen Regelung dur Ortftatut 
überwiefen '2), 

Die GewO. hat den Grundſatz der Gewerbefreiheit zur ausgebehn- 
teften Anwendung gebradit, und diefe Grundlage ift ihr erhalten geblieben, 
wenngleich inzwifhen die Macht der thatſächlichen Verhältniſſe zahlreiche Ein- 
ſchränkungen herbeigeführt hat!!), die dem Staate — entfpredhend feinen er- 
weiterten fozialen Aufgaben ($ 301 Abf. 1) — eine vermehrte Einwirkung 
auf den Gewerbebetrieb zumiefen. Zur Durdführung der gewerblichen Frei⸗ 
heit hat die Gew.O. den Unterfhied zwiſchen Stadt und Land bezüglich des Ge⸗ 
werbebetriebes, daS Berbot des gleichzeitigen Betriebes verfchiedener Gewerbe 
und den Zunftzwang fammt der Prüfungspfliät der Handwerker befeitigt, die 
ausſchließlichen Gewerbebereditigungen, die Zwangs⸗ und Bannredhte, die Be- 
rechtigungen zur SKonzeiftonsertheilung oder Abgabenauferlegung aufgehoben 


261, 96 daf. 685, 97 daf. 668, €. 3. | 99 (MB. 127), ag. 00 (MB. 288) 
BEL. Urt. 86 u. 3. HGB. Art. 9, durch Nr. 1-7; für Doampflefiel Aum. 24. 
G. 00 REB. 321 u. gem. Art 17 des | — Bearb. von Berger (15 Aufl. von. 
letzteren durch Bel. 00) in neuer Kaffung | Wilhelmi, Berl. 99), Neukamp (4. Aufl. 
neröffentliht VO REB. 871. — Einf. |, Berl. 00) u. (Heiner) Hoffmann (daf. 98). 
in Südheſſen RBerf. 70 (BGBL. 627) 2) Anm. (Eingang), Erf. Or. 70 
Art. SON, Baden u. Württemberg ©. 71 | (IMDB. 350, MB. 71 ©. 17) u. 7 
(RGEB. 392) u. in Baiern nah Maßgabe | (IMDB. 114). — Gtrafe der Zuwider⸗ 
der Geſetze 72 RGB. 170) $ 1 u. v.79 | handlung Gewerbetreibender gegen ihre 
(RGEB. 267) Art. 3 Abſ. 2, in Eifah- | Berufspflihten GewO. 8 144, StGB. 
Lothringen nah Maßgabe des ©. u. Bel. | 8 222,230, 232, 290, 2663, 367 3—7, 9, 15 
88 (RGEB. 57 u. 300), B. 88 (GB. f. | u. 369. 

EL. 101) u. 97 (daf. 3. — AusfAnm. », GewO. 8 142 u. Zuf®. 8 122. 
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oder für ablosbar erflärt, auch die Wiedereinführung diefer Rechte ausge⸗ 
flofien!). Weiter bat fie ben Betrieb des Gewerbes einem jeden inſoweit 
geftattet, als nicht die allgemeinen Beichränlungen der Zoll.,, Steuer- und 
Poſtgeſetze oder die in beftimmten Fällen zum Schute der einzelnen gegen Ge: 
foren und Nachtheile erlafjenen Borfchriften Ausnahmen nothwendig machen *8). 
Diefe Berechtigung zum freien Gewerbebetriebe kann nur, infomeit die Reichs⸗ 
geſetze oder beftehende Steuergefeße es zulaffen, entzogen werden!‘). Auch 
eine Beſchränkung durch polizeiliche Taren ift nur unter beſtimmten Boraue- 
ſetzumgen zuläffig 17). 

Die gefeglichen Einfchränfungen des Gewerbebetriebes bilden den Gegen- 
Rand der Gewerbepolizei, die für den ftehenden und den im Umherziehen 
muögellbten Gewerbebetrieb verſchieden geftaltet ift (Nr. 2). Außerdem erftredt 
fi die flaatliche Wirkſamkeit auf die Organifation des Handwerls (Nr. 3), 
auf die Fürforge für die gewerblichen Arbeiter (Nr. 4) und auf die allgemeine 
Förderung der Gewerbe (Nr. 5). 


2. Gemerbepolizei, 





Die Zulaffung tft für den ftehenden und den Gewerbebetrieb im Umher⸗ 


ziehen verfchieden geregelt!®). 


8 341. 
a) Der Beginn eines jeden ftehenden Gewerbes ift unter Angabe 
des Betriebsortes der Gemeindebehörde anzuzeigen und kann, foweit er Ge⸗ 
nehmigung erfordert und ohne ſolche ftattfindet, polizeilich verhindert werden !?). 


) GewO. 8 2-4, 7—10 u. ZuſtG. 
8 133. — Die Aufhebung und tun 
erfolgte in Preußen durch ©. 45 (85. 79) 
f. die Älteren u. 68 (86. 249) . die 
neueren Provinzen, ferner V. 58 (86. 333) 
u. 72 (86. 717) für bie (nah GewO. 
8 72 ausgeſchloſſenen) Abdeckereiberech⸗ 
tfigungen. 

„ GewO. $ 1 u. 5; Anm. 20. — 
Frauen $ 11 u. 11a; juriftifche Penn 
des Auslandes 8 12 "af. lu ©. 61 
(GS. 441) $ 18. Auf befonderer Dienf 
verpflichtung beruht die Einſchränkung der 
Soldaten (8 98 Abſ. 3 d. W.) u. Beamten 
(8 23 Abſ. 1 u. 8 65 Abf. 2 daf.). Ein- 
fluß des der gtebe giebes auf das Bürger⸗ 
recht $ 79 Anm. 82. 

0) no. s 58, ebenfo das Breßgewerbe 
8 235 Abi. 2 d. W. — Unterſagung des 
einzelnen Betriebes 8 341 Il u 113 
d. W., Zurüdnahme der Erlaubniß GewO. 
8 53 u. 54. 

”, GewO. $ 72; Ausnahmen Anm. 


89—41 u. in betreff der Aerzte & 258 
Anm. 8, der Apotheler 8 260 Abf. 3 d. W. 
Die Vorichrift, daß Bäder, Backwaaren⸗ 
verfäufer und Gaftwirthe zur Beröffent- 
lihung der von ihnen felbft feftzufegenden 
Breife angehalten werden können GewO. 
8 73—75, 79 u. (Strafe) 1488, hat nur 
geringe praltifhe Bedeutung erlangt; die 
Regelung erfolgt dur Bolizeiverorbuung 
Fr EL 29%), Sonflige Taxen Anm. 

1) Ale flehend gilt im Allgemeinen der 
Gewerbebetrieb am Orte der gewerblichen 
Niederlaſſung. Dieſer Begriff iſt erweitert 
für Geſchäftsreiſende ($ 341 a. E., bei 
Beftellung u. für gewiſſe Heinere Betriebe 


: (8 342 Abf. 1) u. den Markwerlehr (5 354 


Abi. 1), andererfeits eingeengt durch bie 
Beihräntungen in $ 42a u. b der Gent. 
(Anm. 44). 

’) Gewo. 8 14. Abſ. 1 u. 8 15, Anw. 
Nr. 2-7; Strafe GewO. 8 1481. — 
Beſondere Bflicht zur Anzeige bei der Orte- 
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Die Genehmigung?) erfheint theild von der Lage und Befchaffenheit 
der Betrieböftätte (gewerblichen Anlage), theil® von der perfönlihen Befähigung 
oder Zuverläffigleit des Gewerbetreibenden abhängig. 

I. Für gewerblide Anlagen beitehen folgende Einſchränkungen: 


1. 


Gewiſſe Anlagen, die erhebliche Nachtheile, Gefahren und Beläftigungen 
für die Nachbarn oder das Publikum mit fi bringen, find erft nad) 
poligeilider Prüfung und auf Grund eines Verfahrens zuzulafſen, in 
dem über die Einwendungen der Betheiligten verhandelt und ent« 
ſchieden wird?!) Zuftändig find in der Negel die Kreis- oder Stadt- 
ausfhäfle, im einigen Fällen die Bezirksauſchüſſe?). — Die Ge- 
nehmigung gewährt diefen Anlagen infofern einen befonderen Schuß, 
al8 ihre Benugung nicht vermöge der allgemeinen Befugniffe der Bolizei- 
bebörden, foudern nur wegen Überwiegender Nachtheile und Gefahren 
für das Gemeinwohl und gegen Erſatz des erweislichen Schadens durch 


den Bezirksausſchuß unterfagt werden kann 23). 


polizeibehörbe jür Yeuerverfiherungsagenten 
& 308 Abſ. 5 d. W., für Verfertiger und 
Berläufer von Büchern und Druchſchriften 
$ 235 Abf. 4. — Die Anmeldung dient 
gleichzeitig dem Zwecke der Gewerbeſteuer 
8 143 Anm. 42. — Un Ladengeſchäften 
u. Gaft- u. Schanlwirthſchaften iſt Vor⸗ 
u. Zuname u. bie etwaige Handelsfirma 
anbringen GewO. 8 15a u. (Strafe) 
4, 


”) Die Genehmigung (Konzeifion), die 
von perfönliden oder örtliden Voraus⸗ 
fegungen (vereinzelt aud) von dem Bebürfniß) 
abhängig tft, verfolgt den Zweck des polizei- 
lihen Schuges, während die Einſchränkungen 
im wirthichaftlichen Intereſſe (Baufirhannel 
$ 342 Abſ. 2, Wanderlager baf. Abi. 3 
u. Waarenhänfer oder Bazare $ 71 Abf. 4) 
vorwiegend durch die Befteuerung zu wirken 
ſuchen. 

2), GewO. 8 16, erg. Bel. 00 (ROB. 
1036), verb. GewO. 8 23 Abi. 3. — 
Fiſch⸗ u. Geflügelichlächtereien gehören nicht 
zu den genehmigungspflichtigen Schlächtereien 
DB. (XXXII 282) — Verfahren GewO. 
$ 17-22 u. Anw. Nr. 8—28; Stempel 
8 152 Aum. 28 d. W. — Frift der Aus⸗ 
führung GewO. $ 49, 50 u. (Strafe) 
147? u. 145a. — Die Genehmigung gilt, 
folange keine Aenderung der Betriebftätte 
erfolgt 8 25; auch Privatredhte (BGB. 
8 906, 907, 903 u. 1004) können ihr 
nenenüber nicht mit dem Ziele auf Ein- 
ftelung des Betriebes, fondern nur auf 
Schutzvorrichtungen und Schadloshaltung 


gend gemadt werden GewO. $ 26 u. 

EG. 5 BGB. Art. 185. — Die Ge⸗ 
nehmigung umfaßt zugleich die Bauerlaubniß 
ZR. 80 (MB. 80); bau- u. fenerpolizei⸗ 
liche Rüdfihten $ 265 u. 266 d. W.; 
Herſtellung der erforberlihen Sicherheits» 
einrihtungen $ 344 bi. 2 d. W 
Techniſche Anleitung für die einzelnen Be⸗ 
triebe 95 (MB. 196), erg. RE. 96 (MB. 9), 
zwei Bel. 98 (MB. 98 u. 187); Azetylen- 
fabrifen, die ale chemiſche Fabriken anzu⸗ 
fehen find RE. 97 (MB. 262), Anilin» 
fabrifen IR. 65 (MB. 158) u. 76 (MB. 
266); Zündholzfabriten IR. 57 (ME. 
199) u. 76 (MB. 175); unter Verwendung 
von Weißphoophor dürfen Zündhölzer wegen 
der damit verbundenen Bergiftungsgefahr 
nur in ausfchließlih dazu bemutten und 
von jugendlichen Arbeitern nicht befuchten 
Räumen angefertigt werden ©. 84 (RGB. 
49) 8 1—5, Ausf. Bel. 93 (RGDB. 209); 
8 344 Anm. 11 d. W. Beſondere Vor⸗ 
fchriften gelten daneben für Schlachthäuſer 
(8 257 Abſ. 2) und für Stauanlagen von 
Waffertriebwerten (5 325 Abf. 2 d. W.). 
Kür diefe find bei Bergwerken und Auf⸗ 
bereitungsanftalten zugleich die Oberberg» 
ämter zufländig VBerg®. 65 „88. 705) 
8 59, Zuf®. $ 110 Abſ. 2 u. Anm. 
Kr. 5, 28 u. 41. 

=) Zune. * 109, 110, 18 B. 84 
(88. 323), 85 (Ge. 277), 88 (8. 
325 u. 98 (GS. 31). 

”, GewO. 851,52, 54, Anw. Nr. 31 
bie 33, Zuſtõ. $ 112 u. 118. OBV. 
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2. Gleiches (Nr. 1) gilt für die Zulaffung von Dampffeffeln mit ber 
Maßgabe, dat das Verfahren fortfällt, dagegen die Erfüllung der Ge⸗ 
nehmigung&bedingungen nochmals vor der Inbetriebnahme zu unterfuden 
it24). — Der Betrieb wird daneben in Preußen durch periodifche Keflel: 
repifionen überwacht ?3). 

3. Mit ungewöhnlichem Geräufde verbundene Anlagen können 
in der Nähe von Kirchen, Schulen, öffentlihen Gebäuden, Sranfen- 
oder Hellanftalten unterfagt werden ?®). 

4. Für Windtriebmwerke können die höheren Verwaltungsbehörden durch 
Polizeiverordnung eine beftimmte Entfernung von Nachbargrundſtücken 
und Öffentlichen Wegen vorfchreiben?”). 

II. Die Genehmigung für einzelne Gewerbetreibende heit, 
wenn fie auf einem Befähigungsnachweiſe beruht, Approbation (Nr. 1), fonft 
Genehmigung oder Erlaubniß (Konzeifton) (Nr. 2). Einigen Betrieben gegen- 
über hat die Behörde unter beftimmten Borausfegungen ein Unterfagungsredt 
(Nr. 3), bezüglich anderer ein Anftellungsreht (Nr. 4), während noch andere 
der Regelung durch die Behörde ganz oder theilmeife unterliegen (Nr. 5). 

1. Der Approbation bedürfen Medizinalperfonen??) und Ceefdiffer, 
Seefteuerleute und Lootfen??). Die Befähigungszeugnifje gelten, abge: 
fehen von Hebeammen und Xootfen, für das ganze Rei, begründen 


(XXIII 254). — Zum Schaden gebört ' Unterfichung wie vor. Anm. — De 
auch der entgangene Gewinn BGB. 8 252; Betrieb der beweglichen Dampfteflel (Loko⸗ 
Aufrechterhaltung Tanbesgefeliher Bor- | mobilen) ift außerdem durch Polizei⸗ 
ſchriften EG. Art. 109. Gntihädigung | verordmungen geregelt ZR. 55 (MB. 49); 
berechtigter Dritter daf. Art. 52, 58. Straßenlofomotiven 8 364 Anm. 33 9.9. 
*) GewO. 824, Anw. nebſt GebührendD. | — Einrihtung u. Betrieb der Dampf- 
00 (MB. 139). — Stempel 8 152 Anm. | füfler (Gefükk, in denen dur Wafler- 
28 d. W. — Friſt, Strafe u. Wirkung | dampf ober euer ein höherer ale der 
wie Anm. 21. — Zufländig ift der Kreis- | atmoſphäriſche Drud erzeugt wird) zwei 
(Stadt⸗)Ausſchuß ZuſtG. 8 109 u. 118, | Bi. 99 (MB. 00 5. 61 u. 98). — Yu 
in Bergwerfen und Anfbereitungsanftalten | Preußen wurden am 1. April 1899 gezählt: 
das Oberbergamt Berg®. 65 (GS. 705) | 65889 feftftehende, 18701 
& 59. Die Unterfuhung erfolgt bei Berg- | Dampfleflel u. Lokomobilen, 70813 feR- 
werten u. Staatsbahnen, fowie bei der | fiehende Dampfmafchinen, 2404 Schiffe⸗ 
Heeres-, Marine- u. Poftverwaltung durch dampfleſſel u. 2208 Schffedampfmafchinen. 
die eigenen Baubeamten, fonft dur die = *) GewO. 8 27, Zuf®. 8 111, 113 
ftaatli beauftragten Ingenieure u. Dampf- | u. Anw. Nr. 30. 
teffefübermachungsvereine Ann. 8 2—4 u. | 7, GewO. 8 38 un. ©. 61 (GE. 749) 
DB. 00 (MB. 181). Techniſche Grund» |ı $ 1 
füge Bel. 90 (REB. 163) nebſt 3. 90 * Aerzte 8 268 (Anm. 2) d. W., 
(MB. 223), 91 (MB. 173), 93 (MB. | Hebeammen 8 259 (Anm. 21), Apotheler 
232), 95 (MB. 131) u. 00 (MB. 94); 8 260 (Anm. 28), n. Thierärzte 5 33 
Formulare zwei 3. 91 (MB. 158 u. | (Anm. 23). 
194); Beglaubigung der Metalllegirungen ”), GewO. 8 31; für das Lootſen⸗ 
für Sicherheitsapparate Bet. 99 (ZB. 264). | gewerbe fann daneben landesgeſetzlich die 
=, G. 3. Mai 72 (86. 515), Einf. Oenehmigung erfordert werden daf. $ H 
in Lauenburg ©. 78 (GS. 97) 8 85; af, 3 — 8 359 Abi. 3 u. 360 Xbf. 4 
Anm. (vor. Anm.). Zuſtündigkeit für bie d. m. 
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ſonach gewerbliche Freizügigkeit innerhalb des Reiches. — Das Huf- 
beiäjlaggewerbe ift nad) Landesgefet von einer Prüfung abhängig °®). 

. Die Genehmigung (Konzeffion) ift erforderlich für Brivat-Sranten-, 
Entbindungs- und Irrenanftalten ($ 273?) und für Schaufpielunter- 
nehmer. Die Genehmigung gilt bei legteren nur für das beftimmte 
Unternehmen, fett auch neben fittlicher, künſtleriſcher umd finanzieller 
Zuverläffigkeit den Beſitz der nöthigen Mittel voraus°'). 

Die ferner zur Gaft- und Schankwirthſchaft und zum 
Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus erforderlide Er⸗ 
laubniß ift zu verfagen, wenn die Perfönlichkeit auf Grund von That- 
ſachen einen Mißbrauch zur Forderung der Böllerei, des verbotenen 
Spieles, der Hehlerei oder Unfittlichleit annehmen läßt, wenn die Räum⸗ 
fichfeiten nad) Lage und Beſchaffenheit den polizeilichen Anforderungen 
nicht genügen und wenn beim Branntweinſchank und Branntwein- und 
Spiritusfleinhandel ein Bedürfniß nicht vorliegt. Die letztere Voraus⸗ 
feßung ift für Orte, in denen weniger ald 15000 Einwohner vorhanden 
find, oder ein Ortöftatut ſolches feſtſetzt, auch für fonftige Schanf- und 
Saftwirtbichaften maßgebend ??). — Eine befondere, von ähnlichen Vor⸗ 


” md. 8 80a u. preuß. ©. 84 
(88. 805), Anw. Nr. 35; Zuridnahme 
GewO.8 53. Anw. Nr. 49—52; Prüfung 
3. 85 (MB. 31), erg. 94 (ME. 113); 
Militärhufſchmiede 3. 85 (MB. 61); Lehr- 
anftalten $ 316 Anm. 6 d. W. 

“, GewO. 8 82 (Uebergangsbeftimmung 
G. % RSB. 685 Art. 22), 40 (verb. 
s 60d Abf. 4) u. Zuft®. $ 115, 118; 
Stempel 8 152 Anm. 28 d. W.; 
für den Beginn GewO. 8 49, 50; Burüc- 
nahme daſ. $ 53, Anm. Mr. 49-52 u. 
ZuR®. $ 1201. — Durch Polizeiver- 
ordnung kann die Einreichnng der aufe 
zuführenden Theaterſtücke vorgefchrieben 
werden; die Darftellung verfiorbener Mit 
glieder des Kol. Haufes ift in der Regel 
ausgefhloffen AD. 4 u. 3. 34 (MB. 
210); OB. (XXIV 311). 

”, GewO. 8 33, [die Amvendbarfeit 
auf Konfirmvereine Abſ 4) gilt auch für 
andere Bereine Bel. 96 MB. 97 ©. 1 
& 40 (vgl. $ 42a Abſ. 8, 8 56a?, 8 60 
“bl. 1 u. 8 67 Abſ. 2); Anm. Nr. 40 
u. 43, (Räumlichkeiten) Bf. 86 (MB. 182) 
u. 90 (MB. 51), (Bedirfnißnachweis) 
KDD. 85 (86. 18) Nr. 4 u. v. 44 (6. 
214), zwei Bf. 79 (MB. 254 u. 1880 
©. 17) nebſt O8. (VI 271); Zuftändig- 
feit Zuf®. $ 114 u. 168 u. (Sannover\ 





KO. 84 (86. 181) $ 355; Zurüdnahme 
GewO. $ 58, Anw. Nr. 49—52, Zuf®. 
8 1192, 162 u. (Sannover) KO. $ 357; 
Friſt für den Beginn GewO. 8 49 u. 50. 
— Nur natürliche (nicht juriſtiſche) Perfonen 
find zugelaffen OB. (IX 286). — Gaft- 
wirthſchaft ift die gewerbsmäßige Be⸗ 
berbergung von Fremden; das Recht zum 
Ansſchank ift damit regelmäßig, aber nicht 
nothwendig verbunden RE. 70 (MB. 83) 
2. OB. (XV1 355); Schankwirthſchaft 
ift das gewerbemäßige FYeilhalten von Ge⸗ 
tränten aller Art zum Gemuß auf ber 
Stelle OB. (11 833); Begriff des Klein⸗ 
handele E. 81 (MB. 246); die Schank⸗ 
erlaubniß berechtigt zum SMleinhandel, nicht 
umgelehrt &. 85 (MB. 248). — Brannt- 
wein ift die durch Deftillation hergeftellte 
alkoholhaltige Flüffigleit 3. 84 (MB. 233), 
auch in Berbindung mit anderen Flülfig- 
keiten (Rnnfhvein) OB. (XI 322). — Der 
EMeinhandel mit denatnrirtem Spiritus füllt 
nit unter & 33 ©. 95 (RGEB. 276) 
8 43e u. BB. 96 (38. 67). — Der 
Verkauf feldfigavonnenen Weines unterliegt 
niht den Beſchrünkungen des Schankge⸗ 
werbes, joweit er im Polizeibezirke des 
Weingutes zum Geunß auf der Stelle 
während hödhftene zweier Monate ftatt- 
findet ZR. 17. Juni 28. — Gaftwirthe 
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ausfegungen abhängige Erlaubniß ift für Die gemerblide Haltung 
von Singfpielhallen Für Schauftellungen, Muſik⸗ und theatraliſche 
Aufführungen ohne höheres Kımft- oder wiſſenſchaftliches Intereſſe er- 
forderlih??), während für gewerbsmäßige Mufilaufführungen und 
Schauftellungen von Haus zu Haus oder auf Straßen und Plätzen die 
vorgängige Erlaubniß der Ortspolizeibehörde erfordert wird). 

Der Erlaubniß, die ortöftatutarifh von dem Borkandeniein 
eined Bebürfniffes abhängig gemacht werden kann, bedürfen ferner 
Pfandleiher und die zu diefen zähblenden Rüdlaufshändler, Pfandver- 
mittler, Gefindevermiether oder Stellenvermittier. Diefe Geimerbe, 
fowie das der Auftionatoren kann in Bezug auf Rechte, Pflichten und 
Betrieb durch Landesgefet oder von den Sentralbehörden geregelt 
werden®d), Durch Landesgeſetz kann die Genehmigung vorgefdhrieben 
werden für den Handel mit Giften?®), das Xootfengemerbe*?) md Das 
Gewerbe der Markicheider?”). 

Eine befondere, nur widerruflich zu ertheilende Genehmigung, ſowie 
die Führung von Regiftern ift endlich zur Heritellung, zum SBertriebe 
und Befige von Sprengftoffen, fowie zu deren Einführung aus dem 
Auslande vorgefhrieben?). 





tönnen zur Aufnahme Reifender nicht dur Abf. 1) beträgt jet 4 v. H. AG. 9 
PolB. verpflichtet werten Erk. OTr. (GS. 177) Art. 10, ſonſt wird das ©. 
ZR. 78 (MB. 248). — Heberwadung durch das BGB. nidt berührt EG. 
dieſes Gewerbes $ 245 d. W. Toren | Art. 94. Gtaate- und Kommunglpfaud⸗ 
Anm. 17. — Befondere Befeuerung 8 143 | feihanftalten S 807 Abſ. 12 W. — 
Abf. 5; Stempel S 152 Anm. 28. Gefindevermietder un. Stellemper- 
es) EMO. 8 38a, 40 u. (Zurädnahme) | mittler müflen Zaren aufftellen GewO. 
8 54; Zunandigten V. 83 (GS. 84 S. 7) ı $ 754, 79 un. (Strafe) $ 1488 u. 149 7a 
8 1, 4a u. (Sannover) MO. 5 356-7; | — Gefhüftsbetrieb ber Auttionatoren 
Anm. Nr. 40. — Stempel S 152 An. Regl. 48 (MB. 305) mit Nachtt. 56 
283 d. W. — Ueberwachung Bf. IH (MB. | (MB. 57 ©. 29\, 72 (MB. 303), 76 
1) — Tanzluftbarfeiten 5 245 Abſ. | (MB. 139), 88 (MB. 255), der Ion 
angeführten Gewerbe Min. PolB. 85 
d. Amtsbl.) u. Zuſ. 96 (MB. 142). Soft 
barteit bei unterlaffener Stempelvermendung 
&. 95 (86. 413) $ 13. Anftellung von 





2 GewO. 8 33b u. (Strafe) $ 1485. 

*) GewO. 8 84 Abf. 1 u. 2, 38 Abi. Fr 
1—3, 40 u. (Stellvertretung) 47 Abf. 1; 
Zuftändigfeit G. 0 (8®. 308); Zurkd- | Auktionatoren in Oftfriesland u. Harlinger- 
nahme wie Anm. 32, Strafe & 1475; | land ©. 99 (ES. 249) Art. 125 u. 1% 
Anm. Ar. 45. Stempel 8 152 Anm. 28 Abf. 2; B. des Juſtizmin. 99 (IMB. 
d. W. — Bfandleider werden in | 779). — Anftellung Nr. 4, Unterfagung 
Preußen nur nah Bedurfniß zugelaſſen Mr. 3 Abſ. 2 d. W. 
Bel. 79 (MB. 255) u. unterliegen der ”, GewO. $ 34 Wi. 3, Pr. 61 
Ueberwadung; ihre Rechte und Pfliten | (86. 441), StGB. A 3673 u. PolB. 95 
find bezüglih der Höhe der Zinfen, des | (MB. 265). — 8 254 d. W. 
Pfandrechts an den Pfandſtücken und ber ”, 8 312 Anm. 17. 
Beräußerung der letteren näher feftgeftellt *) G. 84 (XB. 61) $ 1—4 u. (Strafe) 
StOB. 8 290, 3601? Faſung des ©. | 8 9, AusfV. 84 (MB. 237), erg. Be. 
80 RSB. 109 Art. 2) u. ©. 81 (GES. | 85 (MB. 186, 8. 4 (MB. 191) u. 
265), Bf. 831 (MB. 60), er erg. &. 99 | (Begriff der Schiegmittel) 85 (RB. 78), 
(86. 177) Art. 41; der Zinsfuß (8 16 | 91 (RGEB. 105) u. 6 (RIB. 68). 
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3. Ein Unterfagungsredt im Falle einer durch Thatfachen eriviefenen 


Unzuverläfftgfeit bezüglich des betriebenen Gewerbes befteht bei Er⸗ 
theilung von Tanz⸗, Turn und Schwimmunterridt und beim Betriebe 
von Badeanftalten 3°). 

Doflelbe gilt von dem Trödelfandel, dem Kleinhandel mit Garn⸗ 
und ähnlichen Abfällen, dem Handel mit Bieh und ländlihen Grund⸗ 
ftüden, mit Lotterieloofen und AUntheilfcheinen, der gemerbsmäßigen Aus⸗ 
funftertheilung, dem Gewerbe der Winkelkonſulenten, der Vermittlungs⸗ 
agenten für Immobiliarverträge, Darlehen und Heiraten und der 
Auftionatoren, während der Handel mit Droguen und chemiſch bereiteten 
Heilmitteln im Falle der Gefährdung der Gefundheit zu unterfagen ift 
und der Handel mit Bier den wegen Schank⸗ oder Kleinhandelübertretung 
(Nr. 2 Abf. 2) Beftraften unterfagt werden fann??). Diefe Gewerbe 
unterliegen der befonderen polizeiliden Ueberwahung*‘. 

. Das verfafiungsmäßige Anftellnngsrecht der Behörden und Körper- 
haften bezüglich der Gewerbe der Feldmeſſer, Auktionatoren, Bücher⸗ 
reviforen und derjenigen, welche die Menge oder Beſchaffenheit von 
Waaren fetftellen, ift aufrecht erhalten. Diefe Gewerbetreibenden haben 
nur im Falle folder Anftellung öffentlihen Glauben und das Redit 
zur Bornahme von Immobiltarverfteigerungen; fonft ift diefer Gewerbe- 


betrieb freit?). 


Uimterfagung des Handelsbetriebs GewO. 
8 35 Abſ. 2. Der verbrecheriſche u. ge⸗ 
meingefährliche Gebrauch, einſchließlich der 
Borbereitungshendlungen iſt mit Strafe 
bedroht &. 84 8 5—8 u. 10—13. 


”, Gemd. 8 35 u. 40, Anw. Nr. 49, 
50, Zuftänbigfeit 3* 81191, 162 u. 
(Harmabe) KO. 856. — Strafe 

0. $ 1484. 


” GewO. 8 38 Abſ. 4. — Zulafiung 
der Winkelkonſulent en bei den Gerichten 
8 189 Anm. 109.8. — Geld⸗ u. Kredit- 
neihäftstreibende — mit Ausnahme 
der öffentlichen Auftalten u. in das Handels⸗ 
regifter eingetragenen Kaufleute — muſſen 
den Schuldnern jührlihe Abſchlüſſe mit- 
theilen ©. 80 (Kaflung des G. 93 ROB. 
197 Art. II) Art. 4. — Bermittelungs- 
agenten für Immobiliarverträge 
Boridr. 00 (MB. 239). — Mäller: 
Betrag BGB. 5 652-6 (Herabfegung 
des unverhältnuißmäßig hohen Mäller- 
lohnes 8 655, Unverbindlichkeit bei Heiraths⸗ 
vermittelung $ 656); Handelsmüälter $ 353 
Anm. 21, Kursvermittier 8 354 Abf. 3 


d. W. — Beauffihtigung der Droguen- 
bandfungen Bi. 94 (ME. 32) u. 98 
(MB. 142). — Auftionatoren Anm. 35. 

) GewO. 8 36, verb. 35 Abſ. 3; 
Stellvertretung $ 47; Zaren $ 78, 79 u. 
1488; Bricht. öffentlich beftellter Berfonen, 
bie Ableynung der Aufträge anzuzeigen 
BGB. 8 663. Anftellungsredt der Handels⸗ 
kammern und kaufmänniſchen Korporationen 
G. 97 (GS. 356) 8 42 un. 44 Abſ. 1. 
— Strafe der Untreue StGB. 8 266°. 
— Zurücknahme GewO. 8 53, Am. Nr. 
49-52 u. ZufG. $ 1201, — Gefhäfte- 
betrieb der Land(Feld)meſſer deg 71 
(86. 101), Aenderung 87 (GS. 88 ©. 4) 
u. ($ 36 bis 57) 85 (GS. 319) 540 
Zuſatzbeſt. 94 (SG. 18) u. 3. 86 (MB. 
5); Brüf.Regl. 82 (MB. 202), NRadtr. 93 
(MB. 140) u. (8 13) 96 (MB. 18). 
Srenzfeftfegungen BGB. 8 I1I—24u.2R. 
117 8362 —371. Im Staatsdienfte werden 
Landmeſſer verivendet in der Kataflerver- 
waltung $ 138 Abſ. 2 d. W, in der land⸗ 
wirthichaftlichen Bermwaltung $ 318 Anın. 19 
u. 27, insbefondere al® Kulturtechniler 
8 323 Anm. 8 u. in der Eifenbahnver- 
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5. Der ortspolizeilichen Regelung unterliegen die Straßengewerbe 
(Anbieten von Dienften und Unterhaltung öffentlicher VBerlehrömittel)*?), 
während für Schornfteinfeger die Einrihtung von Kehrbezirken 
geftattet ift*?). 

Ihrem Umfange nah umfaßt die Befugnig zum ſtehenden Gewerbe: 
betriebe da8 Recht zur Annahme von Gefellen, Lehrlingen und Arbeitern“), 
ſowie von Stellvertretem. Letztere müſſen jedoch den für das Gewerbe vor- 
geichriebenen Erfordernifien genfgen*). Gewerbetreibende, die em zu 
dauerndem Gebrauche eingerichtete Geſchäftslokal befigen, Tönnen unter Be 
ſchränkung auf die zum Anlauf oder fFeilbieten im Umherziehen zugelaflenen 
Gegenftände ihr Gewerbe innerhalb des Gemeindebezirtd uud — ſoweit es 
nit unter den beftimmt begrenzten Begriff des Gewerbebetriebes im Umher⸗ 
ziehen (8 342) fällt, — auch außerhalb diefes Bezirkes frei betreiben‘). Im 
diefem Sinne fönnen fie auf Grund von Legitimationsfarten felbft oder durch 
Reiſende auch außerhalb des Gemeindebezirks für die Zwecke ihres Gewerbe 
betriebe8 Waaren auflaufen und Waarenbeftellumgen fuchen, jedoch, abgefchen 
von Beſtellungen auf Drudicriften und Bilder und etwaigen vom Bundesrath 
feftgeftellten Ausnahmen, nur bei Kaufleuten oder Herftellern oder in offenen 
Berlaufsftellen*?). 


lager. — Einführung der Legitimations- 
fcheinpflicht für einzelne Gemeinden u. Ber- 
bot des Feilbietens durh Kinder GewO. 
8 42b u. (Etrafe) 14913 m. 148°. 
Deffentlihe Mufllaufführungen u. Schau- 
ftellungen Nr. II 2 Abf. 22. W.; Ber 
Dre von Drudficriften 8 285 Abf. 3 


waltung. Auftionatoren Anm. 35, Fleiſch⸗ 
beihauer 8 257 Anm. 63. 
= GewO. 8 87 u. Anw. Nr. 44. — 
Stempel $ 152 Anm. 28. W. — Taren 
GewO. 8 76, 79 mb 1488. — linter- 
ſagung des Betriebes 8 40 Abf. 2, ZuſtG. 
& 1191, 16% u. (Hannover) KrO. 8 858. 
— Bferdebahnen gelten als Kleinbahnen 
8 365 Abf. 4 d. W. "), GewO. 8 44, 444; der Auflauf ı. 
“) Die GewO. 8 39 u. (Stellvertrerung) | das Suden von Baarenbeftellungen bei 
8 47 verweift auf die Landeögefeßgebung; | Privatleuten gilt danach als Gewerbebetrieb 
für Preußen iſt die Einrichtung jegt allge- | im Umherziehen Anw. Nr. 48 (Mbf. 1 
mein geftattet &. 88 (GS. 79) u. Zuf®. | geünd. Bf. 99 MB. 260). — Ausnahmen 
& 132; Ausführung Anw. Nr. 46, IR. | zu Gunflen der Gold- u. Silbenvaaren- 
30 (MB. 183); Prüfungegebühr NET. 97 Fabrikanten u. «Großhändler u. der Wein- 
(MB. 221), — Toren GewO. 8 77, | händler Gmd. 5 44 Abf. % u. Bel. 96 
72 u. 1488, (REB. 745) Nr. I, der Fabrilanten über- 
“, GewO. 8 41. Das Nühere $ 844 webter Solzroulemur GewO. 8 44 Abf. 3 
u. ¶ worheker) 8 260, insbeſ. Anm. ee u. Bel. 97 (REB. 9%. — Gtrafe 
d. W | Ge. 8 1485 u.6 u, 1911. — Wegfall 
GewO. 8 45 u. 47; befonderer Ge⸗ | -der befonderen Steuer &. 76 (86. 247) 
nehmigung bebarf der Stellvertreter nicht 8 21. — Die in den Sanbelsverträgen 
DB. (IV 300). Strafe GewO. 8 151; | für den Gegenſeitigkeitsverkehr vorgefehenen 
Betrieb nad) dem Tode für Rechnung der | Gewerbelegitimationsfarten gelten auch für 
Wittwen oder minderjährigen Erben $ 46. den inneren Berfehr GewO. $ 44a Abf. 6. 
— Uebertragung von Nealberehtigungen | DOefterreih-Ungarn 5 156 Anm. 59, 
48, | Stalien daf. u. 3. 92 (MB. 93 ©. 10), 
*) Daf. $ 42, 42a (verb. 8 40); zum | Schweiz dal. u. 3. 98 (MB. 70). — 
ftehenden Gewerbe gehören danach Saifon- | Zufländig zur Austellung find die Land⸗ 
geihäfte in Badeorten, nicht aber Wander- | räthe (ftüdtifhen Polizeibehörden) Anıw. 
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b) Ein Gewerbebetrieb im Umherziehen ift vorhanden, wenn jemand 
außerhalb feines Gemeindebezirkes, ohne gewerbliche Niederlaſſung und ohne 
vorgängige Beitellung in eigener Perſon Waaren feilbieten oder zum Wieder» 
verfauf ankaufen, Waarenbeftellungen aufſuchen, Leiftungen anbieten oder ſolche 
Mufllaufführungen oder Scauftellungen darbieten mil, mit denen ein höheres 
Kunſt⸗ oder wiſſenſchaftliches Interefie nicht verbunden ift; auch Wanderlager 
gehören dazu (Abf. 3). Zu diefem Betriebe bedarf es eined Wandergewerbe- 
ſcheines, der nur unter beftimmten gegenftändlichen oder perjönlihen Voraus⸗ 
fegungen verfagt werden darf). Diefer gilt für die Berfon und das Kalender- 
jahr; er berechtigt in diefer Beſchränkung zwar zum ©ewerbebetriebe int 
ganzen Reiche, doch ift der Eintritt in fremde Wohnungen ohne vorgängige 
Erlaubniß und das Betreten fremder Häuſer und Gehöfte zur Nachtzeit ſowie 
der Betrieb an Sonn- und Feſttagen nicht geftattet*?). - Ferner werden 
Wandergewerbefcheine zu Mufilaufführungen und Schauftellungen nur für die 
einzelnen Regierungsbezirte und in der den Verhältniffen entſprechenden Anzahl 
ausgeftellt, oder auf diefe ausgedehnt; die Ausübung diefer Gewerbe am 
einzelnen Orte erfordert außerdem ortspolizeiliche Erlaubniß *0). — Zu gewiflen 
Heinexen Betrieben, insbefondere zum Feilbieten felbftgewonnener und rober 
Erzeugnifje der Land» und Forftwirtbfchaft, felbfigemonnener Erzeugnifſſe der 
Jagd und Fifcherei und felbftverfertigter Wochenmarktögegenftände in der Um⸗ 
gebung des Wohnortes bis zu 15 km bedarf es eines folhen Scheines nidt!). 
— Mit dem Wandergewerbejcheine wird die Entrihtung der Landeögewerbe- 
fteuer verbunden ®?). 

Das Haufirgewerbe, welches bereitd in das Gebiet des Handels hinüber- 
greift, unterliegt ſonach einer befonderen Ueberwachung, die gleichzeitig fteuerliche 


und polizeiliche Zwecke verfolgt. 





Nr. 25; Rechtsmittel und Zurüdnahme 
Zuſt G. s 11, 118 u. V. 83 (OS. 84 
©. 


82. 

“, GewO. 8 55—58; Ausf. Anw. 99 
(MB. 65). Zuſtändigkeit GewO. 8 61, 
Zuf®. S 117 u. 118; Yormulare Bel. 
96 (vor. Anm.) III u. IV; Rechtsmittel 
GEewO. 8 63. — Beidhränlte Zulafjung 
des Berfaufes von Vier gem. $ 56€ Abſ. 1 
Bel. 99 (RGEB. 374). — Zurüdnapme 
des Scheines u. Uinterfagung des Betriebes 
8. 83 (85.84 ©. 7) 8 de u. 5 u. 
(Hannover) KO. 8 35%. — Strafen 
GewO. 8 1485-7b u. 1468 u. im Falle 
des (nad 8 568 verbotenen) Handels mit 
Sprengfoffen ©. 84 (RSB. 61) $ 9 
Abf. 2. — Ertheilung von Wandergewerbe- 
fheinen an Ausländer GewO. $ 56d, 42b 


Leitend für leßtere ift nım die Rüdficht auf die 


Abf. 4, 14870 u. Bel. 96 (vor. Aum.) 
11; Zuſtündigkeit Anw. 99 Nr. IV. — 
Haufirbetrieb' im Grenzbezirte Vereins⸗ 
zollG. 69 (BEL. 31T) 8 14. — Be 
ſchrünkung bes Kolportagebuchhandels 8 235 
Abf. 4 d. W. 


“, GewO. 5 60- 60d u. (Strafe) 
8 146n. Zulafſung von Begleitern $ 62; 
Strafe $ 1487b-4 u. 1492-5, 

”, GewO. $ 575 u. 63 Abi. 2, 8 60 
Abf. 2 u.3 u. 60a; Betrieb auf Märkten 
& 354 Abſ. 1 d. W. — Wandergewerbe- 
heine für Geſellſchaften ZR. 79 (MB. 
212). — Stempel $ 152 Anm. 28 9. ®. 

) GewO. 8 59, 59a u. (Hannover) 
KO. $ 355 (verb. $ 60c Abf. 3 u. 66). 

2 amd. 8 60 Abſ. 1 ($ 144 
d. W). 
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öffentliche Sicherheit und Sittlichleit, nit der Schuß des ftehenden Gewerbes 
gegen den durch den Hauſirbetrieb erwachſenden Mitbewerb. 

Nicht ganz frei von diefer Rückſicht find diejenigen Maßregeln geblieben, 
die zur Befeitigung der duch die Wanderlager hervorgerufenen Mißſtünde 
ergriffen find und neben bejonderer gemerbepolizeilicher Ueberwachung auf eime 
flärfere Heranziehung zu den Gemeindefteuern hinauslaufen 59). 


3. Organifstion Ars Handwerks. 


8 343. 

Die RGewO. geftattete die Beibehaltung der vorhandenen und die 
Bildung neuer Innungen*), hatte beide aber jeder öffentlich rechtlichen Be- 
deutung entfleidet und fie zu bloßen Privatgefellfchaften herabgedrädt. Sie 
hatte dadurch dem Gewerbebetriebe mit der Schranfe anch eine Stüße ge 
nommen, obwohl der einzelne Gewerbetreibende, der ſich den gefteigerten An- 
forderungen der Jetztzeit gegenübergeftellt und auf den Mitbewerbungsfampf mit 
der Großinduftrie angewieſen fah, einer ſolchen noch weniger als früher zu 
entbebren vermochte. Die Nothwendigkeit des fefteren Zuſammenſchlufſes der 
Semwerbegenofien führte deßhalb zu mehrfachen Erweiterungen der Rechte und 
Aufgaben der Innungen. Da gleihwohl die Theilnahme nicht in dem nöthigen 
Umfange eintrat, ift die Möglichkeit einer Zwangsbildung eingeführt morden, 
die zugleich den Unterbau für eine umfafiendere Vertretung des Handwerks ab: 
geben ſoll 6). 

Die Innungen ſollen hiernach unter Pflege des Gemeingeiſtes und der 
Standesehre die wirthſchaftlichen Verhältnifſe der Gewerbetreibenden heben, die ge 
werbliche Ausbildung, insbefondere das Tehrlingewefen fördern und ein gedeihliches 
Berhältniß zwiſchen Meiſtern, Gefellen und Lehrlingen herbeiführen. Sie 
können dieferbalb Schulen, Kranken⸗ Sterbe- und Unterſtützungskaſſen, Arbeits- 
nadhweisftellen, Herbergen, Schiedsgerichte und gemeinfchaftliche Gewerbebetriebe 
einrichten und Meifter- und Gefellenprüfungen veranftalten. Sie bilden juriftifche 
Perfonen und haben das Recht zur zwangsweiſen Beitreibung der Beiträge. Für 
ihre Verbindlichkeit haftet nur da8 Innungsvermögen, Die näheren Berbältnifie 
regelt ein für jede Innung zu erlaffendes Statut®), An Stelle der freien find 
auf Antrag Zwangsinnungen für fämmtliche Handwerker gleicher oder ver- 
wandter Gewerbe eined Bezirkes anzuordnen, wenn die Mebrheit diefer Hand- 
werfer zuftimmt, der Umfang des Bezirkes, deren Theilnahme am Genoſſen⸗ 





”, GewO. 8 56c u. 1487b, verb. 5 42 | Bearb. v. Nelken (Berl. 01). — In Preußen 
Adi. 2. — Beſteuerung 8 77% af. 42.8. | befanden (1900) 7400 Innungen mit 
2) Geſchichte $ 340 Abf. 4 d. W. 290000 Witgliedern. 

GewO. Ti. VI (6 81—104n). ”, GewO. 8 81—99, insbeſ. Geſellen⸗ 
Ausf. Bel. 98 (MB. 45), erg. (Nr. 39) | ausihüfle $ 95—9bc. "Bufterflatnt Bel. 
Bf. 00 (MB. 241); gleichzeitige Aenderung | 98 N 165), erg. ($ 4 Abſ. 3) Bf. 00 
bes Lehrlingsweiene $ 844 Abſ. 4 d. W., | (MB. 240). 
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ſchaftsleben ermöglicht und ihre Zahl zur Bildung einer leiftungsfähigen Innung 
ausreicht, maß bei 20 Mitgliedern angenommen wird5N). Mechrere Innumgen 
können, wenn fie derjelben Aufſichtsbehörde umterftellt find, zu Innungsaus- 
ſchüſſen, anderenfalls zu Innungsverbänden zufanımentreten; beiden Tönnen 
Körperfchaftsrecdhte beigelegt werden ®). 

Für größere Bezirke find von den Landeszentralbehörden Handwerks⸗ 
fammern zu erridten, Zwangsorgantfationen für die Vertretung und Selbft- 
verwaltung des Handwerks, melde die Interefien der Handwerker dur Be⸗ 
gutachtung und Antragſtellung den Behörden gegenüber vertreten und dieſe 
Interefien felbfitkätig durch umfaffendere Anftalten, insbeſondere in betreff der 
gewerblichen Ausbildung der Xehrlinge und des Prüfungsweſens (8 344 Abſ. 4) 
fördern follen. Ihre Mitglieder werden durch mittelbare Wahl von den 
Handwerlerinnungen und den zur Förderung des Handwerks gebildeten Gewerbe⸗ 
vereinen und fonftigen Vereinigungen aus den Handwerksmeiſtern ($ 344 Abf. 5) 
auf 6 Jahre gewählt. Bei jeder Handwerkskammer ift ein Staatslommifjar 
au beftellen und ein Gefellenausihuß zu bilden. Die Koften werden nad dem 
Maßſtabe der felbftftändigen Handwerksbetriebe auf die Gemeinden des Be⸗ 
zirks vertheilt, die fie auf die betheiligten Betriebe umlegen können ?). 


4. Gewerbliche Arbeiter. 


Zu den gewerblidden Wrbeitern zählen die unfelbfifländigen Gemerbe- 
treibenden des Groß- wie des Kleinbetriebes, die Fabrikarbeiter wie die Gefellen, 
Gehälfen und Lehrlinge‘). Der Staat übt in betreff diefer Arbeiter eine zwei- 
fache Thätigleit aus. Er fucht unter Förderung der körperlichen und fittlichen 
Wohlfahrt die Arbeitsfähigleit der Arbeiter während des Betriebes zu erhalten 
und er fihert gegenüber der gleihwohl eingetretenen Arbeitunfähigkeit ihnen 
die nöthige Hilfe). Die erftere Thätigkeit wirft vorbeugend und wird als Ar- 
beiterſchutz i. e. ©. bezeichnet (a); die letztere Thätigkeit, melde abwehrend wirkt, 
eriheint in der Ürbeiterverfiherung, die aud auf andere als gewerbliche Ar⸗ 
beiter ausgedehnt worden ift (b). 


a) Arbeiterſchutz. 
8 344. 
Der Arbeiterſchutz, der neben der Sicherſtellung des Arbeitsvertrages die 
ſichernde Fürforge für den Arbeiterſtand überhaupt bezweckt, iſt neuerdings 


”) GewO.s 100 - 1000. Muſterſtatut haben ſich in einen Handwerkskammertag 

—— ©. $ 101, 102 u. 104—104 aulanumengei ofen. 
ew u. — D. 1 s 

” BO. $ 103—108g. Inkeaft- ) $ 340 Anm. 1 u. (Arbeiterflatiftif) 2. 
fegung 8. 00 (RGB. 127). Koftenauf- ”) Dazu tritt die Förderung der Ar⸗ 
bringung $ 1031 v. at 00 (MB. 216). | beiterwohlfahrtseinrichtungen (Arbeitenad- 
In Preußen find 38 Handwerkskammern weile u rbeitermohrmungen u. Krankenhänuſer 
errichtet. Die deutichen Handwerlsfammern | 8 273). 
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erheblich, erweitert. Dabei ift die rechtliche Stellung der Gelellen, Gehülfen 
und Lehrlinge im allgemeinen von der der Fabrikarbeiter nicht geſchieden, 
doch hat in einzelnen Punkten die NRüdfiht auf die befondere gewerbliche 
Ausbildung einerfeitS und die Kigenartigfeit des Fabrilbetriebes andererjeits 
zu befonderen Beſtimmungen für beide Arten von Arbeitern geführt?). 

Tür alle gewerblidden Arbeiter ift das Verbot der Bereinigung und 
Arbeitseinftellung . zur Erlangung günftigerer Lohnbedingungen aufgehoben 
(Koalitionsredit); der Beitritt darf jedod nicht durch Zwang oder Drohung 
herbeigeführt werden‘). — Der Arbeitsvertrag ift Gegenftand freier Ueber 
eintunft?); eine Verpflichtung zur Sonntagsarbeit findet nicht ſtatt, aufer- 
dem ift dieſe bei fait allen Gewerben, insbeſondere im Betriebe von Berg- 
werten, Fabriken, Werkitätten, Bauhdfen, Ziegeleien und bei Bauten aller Art 
— abgefehen von unaufidiebbaren Arbeiten und den für gewifle Gewerbe durch 
den Bundesrath, für andere durch die Bermaltungsbehörden zu beftimmenden 
Ausnahmen — unterfagt. Den Arbeitern muß eine beitimmt bemefjene Rube- 
zeit gewährt werden. Auf das Verkehrs⸗, das Gaft- und Schantwirthjchafts- 
gewerbe, auf Mufitaufführungen, Schauftellungen und Luſtbarkeiten finden diefe 
Borfchriften Feine Anwendung‘). Gewerbetreibende, melde die bürgerlichen 


2) GewO. Tit. VII ($ 105-139 m). | einftellungen zur Erreihung von Rohmmer- 
— Um gegenüber den gefteigerten An» | befjerungen oder zu anderen Jweden (Wus- 
forderungen diefer Gefetsgebung die deutſche ftünde, Strilss) — denen auf Seite 
Induſtrie auf dem Weltmarkte mitbewerbs- | der Arbeitgeber die Ausiperrungen gegen- 
fähig zu erhalten, war dur 2 Erlaffe v. | überfiehen — ſchaden durch Bergeubung 
4. eb. 90 eine internationale Konferenz | von Arbeitskräften und Kapital, durch Ber- 
berufen. Das ©. 1891 ift mehrfach über , minderung der Erzeugungs- (Mitbe⸗ 
die von diefer als winfchenswerth be⸗ | werbungs-) traft, durch Verbreitung von 
zeichneten Forderungen hinausgegangen. — | Nothflünden unter den Arbeitern u. durch 
Nicht anwendbar ift das ©. auf Gehülfen | Berihärfung der Klaſſengegenſätze (Eini⸗ 
n. Lehrlinge in Apothelen 5 360 Anm. 28 | gungsämter Abi. 8), find aber gleichwohl 
u. Seeſchiffemannſchaften $ 359 Abſ. 4, | nicht zu hindern. Das Strifepoftenftehen 
wohl aber bedingt auf Binnenſchiffer $ 360 | it als grober Unfug firafbar Bel. 98 





Anm. 71, auf Gehülfen und Lehrlinge in | (MB. 25). 
Handelsgefhäften 8 8353 Aum. 20 u. auf 0) Soweit die GewO. nit Sonder⸗ 
Bergarbeiter $ 314 d. W. — Ausf. Anw. | vorfchriften enthält, oder auf das Arbeits. 
(zufändige Behörden) 2 3. 92 (MB. 89 | verhältniß keine Ampendung findet (Anm. 
u. 159, 115 u. 280), erg. 98 (MB. 125) | 3), find die Beſtimmungen über den Dienft- 
u. (Anl. 3) 99 (MB. 216). Bergver- | vertrag (BGB. 8 611—30 u. ES. Art. 
waltung zwei V. 92 (MB. 116). — | 171) maßgebent. 
Arbeiter beim Eiſenbahnbau $ 368 Abf, 2 e) GewO. (Anm. 3) 8 105—105i, 
d. W. verb. 41b, Strafe 8 146a u. 1497. — Bei 
+ GewO. $ 152, 158, 154 Abf. 1 | der Zeitberechnung kann von der Einheitszeit 
u. StOB. 8 240. — Abweihung für | ($ 61 Anm. 86) abgewichen werden ©. 
Geſinde u. ländliche Arbeiter $ 249 Abf. 2 | 95 (GS. 426) u. Bel. 95 (MB. 258). 
d. W., für Seeleute $ 359 Anm. 58. — | — Ausnahmen für beftunmte Gewerbe 
Bewußte Aufforderung zum Bertragebrude | ($ 105d) Bel. 95 (ROB. 12 nebſt Er- 
ift als Aufforderung zum Ungehorfam gegen | läuterungen MB. 58); Ergänzungen (A $ 
Geſetze nah StGB. 5 110 ftrafbar El. | u. 7) B. 35 (RSOB. 448) u. 99 (RID. 
RO. 89 (IMB. 2397). — Die Arbeits | 271) Nr. 1 u 2, (B 1) daf. Wr. 3, (D 
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Ehrenrechte nicht beſitzen, dürfen ſich mit der Anleitung von Arbeitern unter 
18 Jahren nicht befaffen?). — Zur Sicherſtellung des Arbeitsverhältniſſes iſt 
minderjährigen Arbeitern die Führung eines von der Polizeibehörde koſten⸗ 
und ftempelfrei außzuftellenden Arbeitsbuches vorgejhrieben, in das Ein- 
und Austritt und Art der Beichäftigung einzutragen find. Beim Abgange 
können Zeugnifie über die Beidhäftigung, auf Verlangen aud über Führung 
und. Leiftungen gefordert werden). — Die Lohnzahlung muß baar in 
Keihswährung erfolgen; die Zahlung in Waaren (Truckſyſtem, von truck 
tauſchen) und die Kreditirung der leteren ift verboten, doc darf für Gewährung 
beftimmter nothwendiger Bedürfniffe der Betrag der Selbſtkoſten in Anrechnung 
gebradit werden’). — Die Gewerbeunternehmer müflen ihren Arbeitern unter 
18 Jahren die zum Befuche der Fortbildungsfhulen, einfäließlid der 
weibliden Handarbeits⸗ und Haushaltungsſchulen erforderlihe Zeit gewähren; 
zum Beſuche der Fortbildungsſchulen können männlide Arbeiter und weibliche 
Handlungsgehülfen und Lehrlinge unter 18 Jahren durch ftatutarifche Be⸗ 
ſtimmung zwangsweiſe angehalten werden 10). — Endlich haben die Gemwerbe- 
unternehmer alle erforderlichen Einrichtungen zur Sicherung von Leben, 
Geſundheit und Sittlichkeit, insbeſondere auch der Arbeiter unter 18 
Jahren zu treffen. Das nähere wird allgemein durch Verordnung des Bundes» 
rathes oder der Tandeszentral- und der Polizeibehörden oder im Cinzelfalle 
durch polizeiliche Verfügung beftimmt?!). 


— — — — — — 


feit der Beſchlagnahme des Arbeits⸗ u. 


28) daf. Nr. 4, (E 10) V. 96 (RGL. 
Dienfllohnes 8 193 Abi. 2 d. W. Die 


191), (G 6a) 8. 96 (RGEB. 744 u. 762), 








(G 7) 8. 97 (RSB. 773) u. 99 (RO6L. 
373), (G 8) 3. 99 (RGEB. 271) Nr. 5, 
(H 6) 8.98 (RB. 1185) (H 8), 8. 96 
(RGB. 104). — Ausf. Anw. 95 (MB. 
46), — Sonntagsruhe im Handel wie 
Anm. 3. — Betrieb von Bädereien und 
Konditoreien Anm. 11. 

) GewO. 8 106 u. (Strafe 1501. 
Vorſchrift für Lehrlinge Anm. 13, insbe. 
im Handwerk Anm 14. 

) Daf. 8 107—14; der Bundesrath 
fann für beftimmte Gewerbe den Arbeit. 
gebern die Ausftelung von Lohnbüchern 
(Arbeitszetteln) vorfchreiben, in Die bie 
Lohn- und Arbeitsbebingungen einzutragen 
find $ 114a, in Kabrilen, in denen fie 
nicht vorgeſchrieben find, Haben die Arbeit- 
geber für alle minderjährige Arbeiter 
Lohnzahlungsbücher einzurichten, die 
den Eltern und Bormändern das Verdienſt 
erfichtlich machen follen 8 134 Ab. 3 
Strafen GewO. 8 1463 u. 1502. 

*, Daf. $ 115—119b, 154a Abi. 1 
u. (Strafen) 1461 u. 14818, Unzulaͤſſig⸗ 

Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


Frage, ob die Anrehnung mit Rückſicht auf 
das Verbot der Aufrechnung gegen un 
pfändbare Forderungen ($ 193 Anm. 60) 
noch zuläffig fei, iſt beftritten. — Die 
Einwirkung auf die Lohnzahlung ift be» 
fonders ſchwierig, wo — wie im Ziegelei» 
u. im Belleidungs- (Konfeltions-) gewerbe 
— Zwiſchenmeiſter zwiſchen Arbeitgeber u. 
Arbeiter treten. — Schadenserfaganfprud 
gegen Gefellen GewO. 8 124b u. Betriebe» 
beamte 8 133e, nicht gegen abrifarbeiter 
8 134 bi. 2. 

ı Daſ. 8 120 u. (Strafe) 1504 
u. Abf. 2. Lehrlinge wie Anm. 7. — 
Einrihtung der Fortbildungsfhulen 
ZR. 74 (MB. 78 ©. 3), 84 (38. U8. 
195) u. (Lehrpläne) 5. Suti 97. Förde- 
rung der Beſucheépflicht Bf. II (MB. 140). 
Dieje befteht in Weftpreußen u. Poſen ©. 
86 (GS. 143), erg. 97 (88.41) u. für 
Lehrlinge in Hannorer md. 47 (han. 
GS. I 216) $ 118. 

1), GewO. 8 12°0a—e, ver. BOB. 
8 618, insbeſ. wegen der Wohn- und 
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Gesellen (Gehälfen) haben dem Arbeitgeber in bezug auf die Arbeiten 
und hänslichen Einrichtungen Folge zu leiften. Die Kündigungsfrift für 
das Arbeitsverhältniß beträgt in der Regel 14 Tage. Der Vertragsbruch, 
die Berleitung zum vorzeitigen Berlaflen der Arbeit und die wiffentlihe Annahme 
anderweit zur Arbeit verpflichteter Arbeiter macht für den dadurch erwachſenden 
Schaden verantwortlich, der in beflimmten Grenzen one näheren Nachweis nad; 
den Lohnfägen bemeſſen und durch ausbedungene Lohneinbehaltungen geſichert 
werden Tann 3). 

Die Verhältniſſe der Lehrlinge find — im Anſchluſſe an die Einrichtung 
der Handiwerfövertretungen ($ 343 Abſ. 3) — nen geregelt, die Verpflichtung 
und Verantwortung des Lehrheren iſt verſchärft. Die Befugniß zum Halten 
von Lehrlingen kann unzuverläſſigen Perſonen entzogen und die Haltung einer 
zu großen Zahl von Lehrlingen unterſagt werden. Der Lehrvertrag iſt binnen 
4 Wochen nach Beginn der Lehrzeit ſchriftlich abzuſchließen und muß das Ge⸗ 
werbe, die Lehrzeit, die gegenfeitigen Leiftungen und die Bedingungen fit die 
einfeitige Anflöfung enthalten. Die Lehrlinge find der väterlichen Zucht des 
Lehrherrn unterworfen, mäflen dagegen von Diefem gehörig umterwiefen und 
beaufficätigt werden. Das Lehrverhältniß geht, wenn nicht befondere Auflöfungs- 
gründe vorliegen, erft mit Ablauf der Lehrzeit zu Ende und ift, wenn der Lehrvertrag 
ſchriftlich geſchloſſen ift, dadurch geſchützt, daß der unbefugt Die Lehre verlaffende 
Lehrling auf den innerhalb einer Woche geftellten Antrag des Lehrherrn zur Fort⸗ 
fegung polizeili angehalten werden kann und zur Schadloshaltung verpflichtet 
ift. Dem Lehrling ift nad) Beendigung der Lehrzeit ein koſtenfrei von der 
Gemeindebehörde zu beglaubigendes Zeugniß auszuftellen??). Weitergehende, 


Schlafräume (Abf. 2) u. der ich 
(Abf. 8). Strafe God. 147% n. 
Abf. 4 u. bei Bouausfährangen StB. 
& 330, fahrläffige Tödtung 8 222, 
Körperverlegung $ 280, 332. — Haft⸗ 
pfliht 8 847 Abſ. 22.38. Unfallver⸗ 


zurichtereien, der Bürſten⸗ und Pinſel⸗ 
machereien 99 (RSB. 5), für Preußen 
in Betreff der Spinnereien zwei Bf. M 
(MB. 30 u. 219), der Spiegelbeieganftaften 
89 (MB. 77), erg. 93 (ME. 270) m. 


ou burh die VBerufsgenoffenfchaften 

51. — Berordnungen über Ein- 
—* u. Betrieb ergingen für das 
Reich in Betreff der Getreidemühlen 99 
(RIB. 278), Bäckereien u. Konditoreien 
96 (RB. 55 nel Anw. MB. 84), 
Zigarrenfabrifen 93 (RB. 218), Buch⸗ 
drudereien u. Schriftgießereien 97 (RGB. 
614), Zinkfhütten 99 (RGB. 32), Blei⸗ 
farben» u. Bleizuderfabriten 93 (RB. 
213), Anlagen zur Herſtellung von Alkumu⸗ 
latoren aus Blei u. Bleiverbindungen 98 
(NGB. 176), von Allalichromaten 97 
(RGEB. 11), zur Herfiellung u. Lagerung 
von Thomasſchlackenmehl 99 (REGB. 267), 
der Roßhaarfpinnereien, Haar» u. Borſten⸗ 


Halbwafjergasanlagen 96 (MB. 97 ©. 7. 
Sicherung der Arbeiterinnen u, ingendlichen 
Arbeiter Anm. 19. Anilin- u. Züubhelz 
fabrifen $ 341 Anm. 21. 

) GewO. 8 121—125, ver. BGB. 
& 623 u. 624 u. (Form der Kumdigung) 
349. — GStrafbarleit Anm. 4. 

”, GewO. 8 126—128 u. (Berufen) 
144a u. 1489 9 u. d, 10: R 
bei Entziehung ober Beihränfung der De 
fugniß zum Halten von Lehrlingen (8 1264 
8. 97 (88. 401). — Lehrverträge find 
Rempelfeei ® % (98. 413) Tarif Mr. 

138 — Mitwirkung der Innungen $ 343 
Abi. 2; Mufterbefchluß wie $ 343 Anm. 56. 
— Diebſtahl u. Unterſchlagung am gering- 
werthigen Sachen wird gegen Lehrlinge 
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auf eine forgfältigere Ausbildung gerichtete Borfäriften gelten daneben für das 
Handmwerf ($ 340 Abf. 1). Zur Anleitung von Lehrlingen find nur folche 
Handwerker befugt, die das 24. Lebensjahr und entweder die vorgefchriebene 
Lehrzeit zurüdgelegt und die Gefellenpräfung beftanden haben, oder 5 Sahre 
in dem Gewerbe felbfiftändig oder als Werkmeifter thätig geweſen find. Die 
Lehrzeit foll in der Regel 3 und nicht Über 4 Jahre dauern. Nach ihrem Ab- 
Laufe Fönnen die Lehrlinge fich einer Prüfung vor den zu bildenden Prüfungs- 
ausihüffen unterzieden!‘). — Die Ausbildung der Lehrlinge wird mehrfach 
vom Stoate gefördert 16). 

Den Titel als Meifter eines Handwerks dürfen nur ſolche Handwerker 
führen, die zur Anleitung von Lehrlingen befugt find und entweder ſchon vor 
Inkrafttreten des Geſetzes das Handwerk ſelbſtſtändig ausgeübt, oder nad 
dreijähriger Geſellenzeit die Meeifterpräfung vor einer Prüfungstonmiffton be⸗ 
ftanden haben 19). 

Die Berbältnifie der Betriebsbeamten, Werkmeifter und Techniker 
find beſonders geregelt !?). 

Auf Fabrilarbeiter (in Betrieben mit mindeftend 20 Arbeitern) finden 
außer der Schadloshaltung bei Vertragsbruch die Vorſchriften über Gefellen 
(Abf. 3) und, ſoweit fie al® Lehrlinge anzufehen find, die für diefe gegebenen 
Vorſchriften (Abf. 4) Anwendung. ferner find zur Regelung ihrer Rechte 
und Pflidten ArbeitSordnungen zu erlaflen. Die Arbeiterſchaft, insbefondere 
die etwa vorhandenen ftändigen Arbeiterausfchüfie haben bei dem Erlaſſe mit- 
zuwirken is). — Yugendlihe Arbeiter heißen Kinder bis zu 14 und junge 
Leute zwifhen 14 und 16 Jahren. kinder, die noch nidht 13 Jahre alt oder 
noch fhulpflitig find, dürfen in Fabriken überhaupt nicht befhäftigt werden. 
Im Alter bis zu 14 Jahren darf die Beichäftigung 6 Stunden und im Alter 
von 14 bi8 16 Jahren 10 Stunden täglid) nicht überfchreiten. ‘Daneben find 
regelmäßige Pauſen vorgefchrieben. Zur Nachtzeit und an Sonn und Feſt⸗ 
tagen ift die Beſchäftigung ausgeſchloſſen. Arbeiterinnen dürfen nicht über 
11 Stunden täglih und weder bei Nachtzeit no in Bergwerken unter Tage 
beiäftigt werden. Die Arbeit ift ferner für Wöchnerinnen befhränft und 


aur anf Antrag verfolgt SIOB. 8 247. 


—— taubſtummer Lehrlinge ZR. 53 
— Das schrgelo verjährt in 2 Jahren | (MB. 


268), 68 (MB. 318), 70 (MB. 





BOB. $ 1 
9 —8 129-1328; Inkraft⸗ 
ſetzung V. 00 (ROB. 127); Uebergangs⸗ 


beſtimmung G. 97 (XGB. 668) Art. 7. 
Aum. 10. 


= Anm. 10. — Ausbildung in den | 


Staats-Eifenbahmmerkftätten ZH. 78. — 
Prämien bei Ausftelling von Lehrlings- 
arbeiten ZR. 80 (MB. 95), für Aus- 


119), 71 (MB. 176) u. 92 (MB. 363). 

GewO. $ 133, (Strafe) $ 1489; 
Infraftfegung wie Anm. 14. Ueber⸗ 
gangsbeſt. &. 97 (daf.) Art. 8. 

”, GewO. 8 1338-1. — Binnenfdiffer 
8 360 Anm. 712. W. 

”, GewO. 8 184—134b u. 154 Abf. 2. 
Breafen 8 1475, 14811 13, 1497 u. 
1503. 
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kann für gewiſſe Fabrifationszweige mit Rückſicht auf Gefundheit und Sittlid- 
lichkeit unterfagt oder eingeſchränkt werden !?). 

Für die auf das Arbeitsverhältniß bezüglichen gewerblichen Streitigkeiten 
follen die Gewerbegerichte eine ſchleunige und das Vertrauen der Betheiligten 
genießende Rechtspflege ſchaffen?). Sie können für eine oder mehrere Ge- 
meinden oder für meitere Kommumnalverbände errichtet, aber auch auf beflimmte 
Arten von Betrieben oder Theile eines Gemeindebezirks beſchränkt werden. 
Die Errichtung erfolgt dDurdy die Gemeinden oder größeren Kommumalverbände 
mittelft Statutes; fie kann aber aud) auf Antrag der Betheiligten durch die 
Landeszentraibehörde angeordnet werden. Das Gewerbegeridht beiteht aus 
einem Borjigenden, der weder Arbeitgeber noch Arbeiter fein darf, und aus 
mindeftens vier, zur Hälfte aus den Arbeitgebern und zur Hälfte aus den 
Arbeitern gewählten Beifigern?!), Das Verfahren ift dem amtögerichtlidhen 
($ 190 Abſ. 4) nachgebildet; bei Werthbeträgen über 100 M. iſt die Be: 
rufung an das Landgericht zuläffig??). Daneben bat das Gewerbegericht bei 
Streitigkeiten zwifchen Wrbeitgebern und Ürbeitern über Fortſetzung ober 
Wiederaufnahme des Arbeitsverhältniffes auf Anrufen beider Theile als 
Einigungsamt zu entſcheiden und über gewerbliche Fragen Gutachten abzugeben 
und Anträge zu ſtellen?'). — In Ermangelung eines Gewerbegerihts kann 





», GewO. $ 185 —1398, 154 Abi. 2 | Daneben beflehen bie für einzelne Betriebe 
bis 5 (Imkraftfegung des Abf. 3 ®. 00 | gegebenen, für alle (auch für ültere) Ar- 
RGB. 565) u. 154%, Strafen 8 146? | beiter maßgebenden Sicherungsvorſchriften 
u. 1497. Ausdehnung der 8 139 u. 1396 | Anm. 11. In beiden Fällen wird die 
auf Werkftütten der Kleidver- u. Wäfche- | Arbeitszeit beichränft (f. g. geſundheitlicher 
fonfeltion V. 97 (ROB. 459) nebſt | Hödflarbeitstag). 

Anw. 97 (MB. 199). Webergangsbeftim- ”), G. 29. Juni 90 (RIB. 141); Ber» 
mung ©. 91 (XGB. 261) Art. 9 Abf. 4 | zeihni IMDB. 93 ©. 271, 94 ©. 153, 
u.5. Beſchäftigung von Arbeiterinnen | 95 ©. 299, 96 ©. 256, 97 ©. 270, 
u. jugendlihen Arbeitern in Wel- | 98 S. 204, 99 ©. 278, 00 ©. 503; 
ftätten mit Motorbetrieb Bel. 00 (RGB. | zuftändige Behörden in Breufen Bi. 90 
566), Drahtziehereien mit Wafferbetrieb | (MB. 206) u. 99 (RAnz. Ar. 13), die 
Bel. 92 (ROB. 324), Walz, u. Hammer | dienftlihe Auffiht führt der Regierungs⸗ 
werten 92 (RGB. 602), erg. 95 (REB. | präfitent Bf. 98 (MB. 188); Binnen- 
8), Zinkhütten 99 (Anm. 11) 8 9—11, | fhiffer wie Anm. 17. — Bearb. v. 
Blashätten 92 (REB. 317), Gummi- | Mugdan (4. Aufl. v. Cuno Berl. 99). 
waarenfabrifen Bel. 88 (RGB. 219), | Anfang 1896 beftanden im Reiche 275, 








Zichorienfabrilen 92 (RGB. 327), Roh» | davon in Preußen 183 Bewerbegerichte. 
zuderfabrifen und SZuderraffinerien 92 2) &. 90 8 1—283 u. 7684. 
(RGB. 334), Ziegeleien 98 (RGB. 1061) 2, Daſ. 24 - 56. Nedtshülfe 

nebſt Bf. 98 (MB. 99 ©. 30) u. 99 | Koften 8 57 u. 59 u. Gerichtskoſten 8. 99 
(MB. 48), Thomasihladenfabrifen 99 | (&S. 326) 8 120 Abf. 2. Vollſtreckung 
(Anm. 11) $ 14, von Arbeiterinnen | von Haftſtrafen Bf. 98 (MB. 42). Ber- 
in Molkereien Bel. 95 (RGB. 420) u. weiche Kb ftempelfrei &. 95 (GS. 413) 
Konfervenfabriten 98 (KEB. 35), von | Tarif Nr. 67 Abi. 2, Geſchäftliche Be 
jugendlichen Arbeitern in Spinnereien banblung der Rechtsmittel Di. 92 (IMB. 
Bei. 93 (RSGB. 264), Steinkohlenberg⸗ 46). 

werten Bel. 95 (RSB. 5), Hedel- und 2) G. 90 8 61—70. 
ähnlihen Räumen Bel. 92 (ROB. 604). 
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bei gewiſſen diefer Streitigkeiten jede Partei eine vorläufige Entſcheidung des 
Gemeindevorſtehers nachſuchen, die rechtskräftig wird, wenn nit binnen 
10 Zagen Klage beim Amtögeriäte erhoben wird). Auf die Rheinprovinz 
find diefe Borfchriften mit einigen Maßgaben anwendbar ?). 


b) Arbeiterverfiderung?‘). 
8 345. 

a3) Ueberficht. Die Lapitallojfe Arbeit fteht den Wedhfelfällen des 
Schickſals ziemlih hülflos gegenüber und die auf ihren Schuß berechnete 
Arbeiterverficherung zählt zu den wichtigſten Aufgaben der heutigen Sozial⸗ 
gefeßgebung. Diefe Verſicherung foll den nadhtheiligen Einwirkungen vorbeugen, 
die mit der Ermwerbsunfähigkeit verbunden find, und damit die unteren Be- 
völferungsflaffen kräftig und leiftungsfähig erhalten. Nah den Urfadhen der 
legteren erjdjeint fie in drei Geftalten: bei nur vorübergehender Erkrankung 
als Krankenverfiherung und bei dauernder Erwerbsunfähigfeit als Unfall 
verfiherung oder als Invalidenverſicherung, je nachdem die Unfähigkeit durch 
Betrieböunfälle oder durch Altersſchwäche oder Invalidität hervorgerufen ift. 
Die Unfallverfiherung bildet den Uebergang von der Kranken» zur Alters- 
und Invalidenverfiherung; in der Behandlung und Heilung des Beſchädigten 
verfolgt fie gleiche Ziele mit exfterer, in der Unterftägung des arbeitsunfähig 
Gewordenen gleihe mit letzterer. Ste betrifft aber nicht alle Unfälle wie die 
SInvalidenverfiherung, fondern nur Betriebsunfälle, andererfeits umfaßt fie in 
der Wittmen- und Waifenverforgung auch eine Lebensverſicherung, wie fie der 
Invalidenverfiherung fremd if. 

Die Arbeiterverfiierung fällt in das Gebiet des öffentlichen Rechtes. 
Sie bildet — abweichend von der privatrechtlichen Verſicherung — fein zwei⸗ 
ſeitiges Rechtsgeſchäft mit Leiftung und Gegenleiftung, fondern regelt die Auf- 
bringung der Mittel unabhängig von der Leiftung. 


— — — 


* Daf. — 71-75. — — 














Jetſchaften V. 17. Nov. 81 u. 14. April 
— Einf. in Helgoland 8. 92 (ROB. 8 s14 , 1608 
1058). — "Sie Entihädigungen find nicht a maliben. ST 
pfändbar, die gefchnideten Beiträge können — a Te 
jedoch gegen alle Hebungen aus Kranfen-, ı aufammen 2618 1080,23 
Hülfs- u. Sterbelaffen aufgerechnet werden ' Rofin, das Recht der Arbeiterverfierung 
BEB. 8 394, XS. (Anm. 80) 8 56 , (Inftematiih) 2 Bde. (Berl. 92); desgl. 
Abſ. 2, GUGS. (Anm. 48) $ 96 u. IS. Wehyl (Leipz. 94,; Dr. Böpiler, die Ar⸗ 
(Anm 68) 8 55. — Bis 1. Ian. 00 ; beiternerfiherung in den europäiſchen 
wurden (abgefehen von den Knappſchafts⸗-⸗ Staaten (Leipz. 95); Leitfaden (de8 RVerſ.⸗ 
kaſſen $ 315 Abf. 1) gezahlt: Amtes) zur Arbeiternerfiherung (Berl. 99). 


aus be un Unfaliver ver. | 
erum 


=) Dal. 8.90 u. pr. ©. 91 (06. | „liter | In den Be 
i i 
Die Einleitung dieſer Geſetzgebung | Di R. F: S 
erfolgte durch zwei, eine Beflerung der | == —— === — * 
Lage der Arbeiter bezwedende —** Aud der Kranten. \ 1473 5 18 
| 
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Die Arbeiterverfiherung zeigt, obwohl fie dem gleihem Endziele zuſtrebt 
und überall auf dem Zwange zur Berfiherung?”) beruft, eine große Biel- 
geftaltigfeit, die nicht num zwiſchen den drei Verfiherungsarten, fondern auch 
innerhalb diefer hervortritt. Verſchieden ift der Kreis der Berficherten, ber 
am engften bei der Kranken⸗, weiter bei der Unfall- und am meiteften bei der 
Invalidenverfiherung gezogen iſt (8 348 Abf. 1). Verſchieden tft ferner 
fowohl die Aufbringung der Mittel al8 die Berechnung der Leiſtungen geregelt. 
Verſchieden ift endlich die Einrihtung und Verwaltung, die theild nad) Berufs- 
arten, theils — in&befondere bei den fpäter eingeführten Verſicherungen — 
bezirtömeife abgegrenzt worden ift. Die Einrichtung ift dadurch außerordentlich 
umftändlich und Eoftfpielig geworden. Da der Grund hierfür weniger in der 
Natur der Sade, als in der allmählihen Entftehung der Gefetgebung liegt, 
dabei au die Art der Erhebung der Beiträge für die Invalidenverfiherung 
(8 348 Abf. 4) zu manderlei Unzuträglichkeiten und Beläftigungen führt, iſt 
eine umfaſſende Umgeftaltung der Gefeßgebung in der Unfall- und der Inva⸗ 
lidenverſicherung bereits ausgeführt und für die Krankenverſicherung geplant, 
die die einzelnen Verſicherungen einander näher bringen foll. 


$ 346. 

bb) Die Ktraukenverſficherung fand früher mit den eingeſchriebenen 
Hülfskaſſen in engem Zufammenhange. Diefe erlangen die ihnen beigelegten 
Bereitigungen, insbefondere die juriſtiſche Perföntichkeit, dur) Einhaltung be- 
fimmter, zur Sicherung ihrer Lebensfähigfeit vorgefchriebener Bedingungen und 
durch Eintragung in ein dieferhalb geführtes Regiſter. Sie dürfen nur auf 
gegenfeitige Gewährung von Kranken⸗ und Begräbnißgeldern gerichtet fein, 
beruhen aber fonft auf freier Entſchließung der Betheiligten und find auf 
die Zmwede der gewerblichen Zwangsverſicherung nicht befchräntt?®). Gleich⸗ 
zeitig mit diefer Regelung war die Beitrittöpfliht zu den Kranken⸗ Hülfe- 
oder Sterbefaffen für felbftftändige Gemerbetreibende aufgehoben, für ge- 
werbliche Arbeiter aber der ftatutarifhen Feſtſetzung der Kommunalverbände 
überlafien ?°). 

Bon diefer Befugniß war ein beſchränkter Gebrauch gemacht worden. 
Bei der reichögefeglihen Neuregelung des Gegenftandes wurde deshalb 


— — — — — 


7) Der Verficherungszwang liegt — wie | Formulare wie Anm. 30; verb. Anm. 33 
der Impfzwang (8 253 Abſ. 4) auf dem | u. (Aufrechnung) 26. 
Gebiete des körperlichen u. der Schulzwang ”, GewO. $ 140, wonad die Kaſſen 
($ 291 Abf. 2) auf dem des geiftigen — | für felbfifländige Gewerbetreibende fort- 
auf dem Gebiete des wirthfchaftlichen Lebens. beftehen, auch im alle der Neuerrichtung 
», Hülfstafien®. 7. April 76 (RGB. | mit der Genehmigung der höheren Berwal- 
125), $ 4 bf. 5 aufgeh. &. 92 (RGB. | tungshehörde, deren fie als Berfiherunge- 
379) Art, 32; Ergänzung Zuf®. $ 141, | anflalten bedürfen (5 308 a: 5 d. W.), 
142 u. (in Kudficht auf das KrB®eri®. | die Rechte juriftifcher 
Aum. 30) ©. 84 (RGB. 54) nebft An. 


Verfonen erlangen. 
8 141 —141f find aufgehoben KrBerſG. 
84, erg. (zu 1c) Bel. 86 (i. d. Amtsbl.); 


(folgende Anm.) $ 87; verb. Ann. 33. 


Wirthſchaftspflege; Gewerbe. 8 846. 551 
der bis dahin nur ortsſtatutariſch zugelaſſene Verſicherungszwang durch Geſetz 
vorgeſchrieben ꝰo); nur für einige Berufsgruppen blieb die ftatutarifche Zwangs- 
und für andere die freiwillige Verfiherung zugelaflen (Abi. 3). 

Dem Berfigerungszwange unterliegen in der Kegel alle dauernd 
gegen Lohn oder Gehalt, alfo unfelbfiftändig in der Induftrie, dem Handel 
und dem Handwerke beichäftigten Arbeiter und gleichftehenden Betriebsbeamten. 
Für vorübergehend Beſchäftigte, für nicht verficherungspflichtige Handlungs⸗ 
gehälfen und -Lehrlinge, fowie für Arbeiter in der Hausinduftrie und in der 
Land» und Forſtwirthſchaft kann diefer Zwang durch Satung der Gemeinde 
oder des weiteren Kommunalverbandes eingeführt werden?!). Daneben haben 
auch die nicht verfiherungspflichtigen Arbeiter und die Betriebsbeamten niit 
Iahresverdienft bis zu 2000 M. die Berechtigung, fih an der geſetzlich für 
ihren Gemerbözweig oder Betrieb vorgefhriebenen Verſicherung zu betheiligen ; 
Dienfiboten können der Gemeindeverfiherung (Abf. 4) beitreten??). 

Die Kranfenverfiherung bildet eine gemeinfame Gegenfeitigleitöverfiherung 
der Ürbeitgeber und Arbeitnehmer. Das Beftreben, fie möglichſt durch felbit« 
verwaltete, mittelſt gleichartiger Intereſſen verbundener Berufsgenoſſenſchaften 
zu bewirken, bat zu einem ziemlich bunten Nebeneinander verfhiedener 
Kaſſen geführt. Während die beftehenden Knappſchaftskafſſen, Innungstranten- 
faffen und eingefähriebeuen oder auf Grund landesgeſetzlicher Borfchriften er- 
richteten Hülfstafien®®), foweit fie die vorgeſchriebenen Minbeftleiftungen der 
Krantenverfiherung erfüllen, als zuläffige Formen für Erfüllung der Ber- 
fiherungspflicht anerkannt find — es befteht Kaſſenzwang ohue Zwangskaſſen 
—, werden unter beftimmten Vorausjegungen zSabrikbefiger und Bauherren 
zur Errichtung von Betriebs- (Fabrik⸗) oder Baukrankenkafſen ermädjtigt ober 


”, Srantenverf®. (15. Juni 83 | Ausgabe (8. auf Berl. O1), v. Hahn 
RESP. 73, geänd. ©. 92 REB. 379 | (2. Aufl, Berl. 98). 
Art. 1—31 u. gem. Art. 32) neu ver- 1) 28. 8 1—3b ($ 2 eg. ©. 00 


Öffentliht 92 (RGB. 417); Ausf. Anw. 
92 (MB. 300), erg. Bel. 96 (MB. 144) 
u. 98 (MB 124). — Zuſtändige Ber 
hörten RS. 8 84 und Anw. I, im Ber- 
woltungsftreitverfahren B. 92 (85. 239), 
erg. 00 (85. 817) $ 2, in der Staats 
bahwerwaltung Bel. 95 (MB. 91); Be 
jiehung der Krankewerſicherung zu den 
Verwaltungen der Armenpflege u. Unfall« 
verfiherung $ 76a bis d, verb. BUG. 
(Anm. 48) $ 11, fowie 8 271 (Anm. 22) 
d. W. — Verfahren u. Koſten 86. 5 76e 

u. 78—79. Formulare zu deu Ueberſichten 
um Resmungead ingen Bel. 92 (3B. 

671), erg. 97 (38. 329). — Bearb. v. 
MWoedtle (5. Aufl., Berl. 96), Heinere 


RGEB. 332 Art. 11), verb. $ 80, Statut» 
erlaß Anw. (Anm. 30) Nr. II, G. 86 
RGB. 132) 8 133—142 (8 134 Abf. 1, 
$ 135, 139 u. 140 aufgehoben ©. 98 
RGB. 379 Art. 32) nebft Am. 86 (MB. 
187) üb. die zuftändigen Behörden. 

"28. 3* verb. 8 19 Abſ. 3 u. 
863 Abſ. 2 

”) Ruappichaftstaffen 5 815 Abf. 1 d. 
W.; Innungskrankenkaſſen $ 348 Abſ. 2; 
von den Hälfskaffen fommen nur noch die 
freiwilligen in Betradt RO. 8 75—76 
(8 7ba erg. G. 92 RGEB. 1049) u. Anw. 
Nr. X, während bie mit Beitrittszwang 
verbundenen nunmehr dem RG. unterliegen 
daſ. 8 85 u. 86 
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auch verpflichtet ®*). Alle diefe Kaſſen find ihrem Zwecke nach begrenzt. Als 
allgemeine und regelmäßige Form der Kranlenverficherung find deshalb befondere 
Kaſſen vorgefehen, die von den Gemeinden oder weiteren Verbänden möglihft 
getrennt für die einzelnen Berufsflaflen zu bilden find und — nicht eben zu- 
treffend — als Ortskrankenkafſen bezeihnet werden. Für bie einelnen Be 
rufözweige befteht in jedem Bezirke nur eine Ortskrankenkaſſe, der jeder Pflichtige 
beitreten muß, foweit ex fich feiner anderen Kaffe angeſchloſſen hat”). Wo 
endlich diefe befonder8 gebildeten Kaflen nicht ausreichen, tritt die Gemeinde⸗ 
verfiherung ein, indem die Gemeinde als folge die Verſicherungsbeiträge 
einzuziehen und die Unterftügungen auszuzahlen hat?®). 

Die Beiträge find bei der Gemeindeverfiherung auf 1!, bis höchſtens 
2 v. H. des ortsüblien Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter, bei Orts⸗, 
Tabrif-, Bau- und Innungslaffen auf 2 bis. höchſtens 3 v. H. des Durch⸗ 
ſchnittslohnes der betheiligten Wrbeiterflafie zu bemeflen. Die Beiträge 
entfallen zu 2, auf die Berfiherungspflidhtigen, zu "4, auf die Arbeitgeber. 
Diefe haben ihre Arbeiter jpäteften® am 3ten Tage an- und abzumelden 
und find bei der Gemeindeverſicherung und der Ortskrankenkaſſe verpflichtet, 
die Beiträge, die fie von dem Arbeitslohne in Abzug bringen können, einzu- 
zahlen”). 

Die Krankenunterſtützung wird für längſtens 13 Wochen gewährt 
und umfaßt neben freier ärztlicher Behandlung, Arznei und Heinen Heilmitteln 
im Falle der Erwerbsunfähigkeit au ein vom Zten Tage ab zu zahblendes 
Krankengeld oder ftatt diefer Leiftungen freie Kur und Verpflegung in einem 
Krankenhauſe nebft dem halben Krankengelde für von dem Erkrankten unter- 
baltene Angehörige. Soweit nicht die Gemeindeverſicherung in Frage fteht, ift 
die gleiche Unterftügung an Wöchnerinnen auf mindeftend vier Wochen und 
im alle des Todes ein Sterbegeld zu gewähren. Durch Satung können einige 
beftimmt begrenzte weitere Leiftungen, insbefondere die Ausdehnung der Ber- 
fiherung auf Familienangehörige eingeführt werden?®). 


erg. G. 00 RB. 332 Art IL UN, 
ferner (Strafen) $ 81—82e, (Feſtfellnug 
des Tagelohnee) 8 8 u. 20, (gemeinfame 


”) Betriebe- (Fabrik⸗) Krankenkafſen | 
KG. 8 59-68, Anw. Nr. VI, Zuftändig- | 
keit ⸗ Vuſterſiaim wie Anm. 31; Bau⸗ 
trantenfaffen KG. 8 69—72, Ann. Ar. —— 8 — 5 tan r\ 
| rite, Baur u Sumung en 
a KG. Sn u. Anw. V, VI | 64. —— 3u.87 ra 6-8: 
u. XL — Muſterſtatnt Bel. 92 (38. : ®) ne. 3 5 a 8 6— 
515). | Ortst. 8 20, 21; Gabi. und Baufaffen 
” 28. 8 4—15, 49—58, 78, 83 u. , 8 64 u. 72 abf. 3 — Die Leiftungen 
Am. Iv u. XI. — 1898 befianden im | 
| 


find nicht pfändbar $ 58 (Aufrechnung 

Reihe 22607 Krantenkafien mit 8770057 | Anm. 26), bilden feine Armenunterftütung 

Mitgliedern. ı $ 77 u. dürfen nidt vertragsmäßig be- 

”, GemVerſ. u. Ortel. $ 5 Abf. 2, | fhräntt werden $ 80. — Arztgebühren 
5 8—10, 22, 30—33, 49—85 ($ 54 | 8 258 Anm. 82. W. 
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co) Den nadtheiligen wirthſchaftlichen Einwirkungen, die ſich bei Unfällen 
über die Zeit der gefeglichen Krankenunterſtützung hinaus geltend machen, konnte 
vordem nur durch die Haftpflicht entgegengewirkt werden, vermöge deren in 
Erweiterung der privatrechtlichen Schadenserfagpflicht??), Unternehmer von 
Bergwerken, Steinbrüden, Gräbereien (Gruben) oder Fabriten zum Schadens- 
erſatze verbunden waren, fobald dur ihr oder ihrer Beauftragten Verſchulden 
ein Menſch getödtet oder verlegt wurbet%). Diefe Hülfe erſchien unzulänglid,, 
da fie die zahlreichen Fälle des eigenen Verſchuldens oder Zufall nicht traf, 
dabei aber die Ürbeiter zur Klageerhebung gegen ihre Arbeitgeber nöthigte 
und damit zerſetzend auf die Beziehungen zwiſchen beiden einwirkte. Im Falle 
der Unfallverficherung (Abf. 2) ift nunmehr die Geltendmadung der Haftpflicht 
durch den Beihädigten auf den Fall vorſätzlicher Beſchädigung und auf den 
‚die Verfiherungsfumme Überfteigenden Betrag beſchränkt, während fie fonft in 
Höhe der gemachten Aufwendungen auf die Verſicherungskaſſen übergeht*!). 

Zur Abhäülfe diefer Mifftände wurde in den Jahren 1884—87 in 
mehreren Gefegen die zwangsmeife Unfallverfichernung eingeführt“?), die 
jest eine Neuregelung erfahren hat ($ 345 Abf. 3). Bei diefer ift der be- 
fondere Weg eingefchlagen, daR außer den neugeftalteten Sondergefegen für 
Gewerbe (Nr. 1), Land» und Forſtwirthſchaft (Nr. 2), Baulente (Nr. 3) und 
Seeleute (Nr. 4) ein allgemeines, alle diefe Betriebe umfaffendes (fog. Dtantel-) 
Geſetz erlafien wurde). Daneben ift die Unfallfürforge für Gefangene 
befonder® geregelt worden (Nr. 5), wie es für Reichs⸗ und Staatsbeamte 
ſchon vorher gefhehen war .(Nr. 6). Nah dem allgemeinen Unfallver- 
fiherungsgefege find die früheren Schiedögerichte der Berufsgenofienfchaften 
durch die örtlich (in Preußen für die Regierungsbezirke) abgegrenzten Schieds⸗ 
gerichte der Invalidenverfiherung ($ 348 Abf. 5) unter der Bezeichnung 
„Sciedsgeridte für Arbeiterverfiherung”“ erſetzt“). Neben einigen 


”, Im Allgemeinen haftet nur der uns 
mittelbare Urheber für den durch Verſchulden 
(Borfag oder Fahrläſſigkeit) widerrechtlich 
verurſachten Schaden BOB. 8 823. 

) Haftpflicht68. 7. Juni 71 (RGB. 
207), erg. EG. z. BGB. Art. 42; 8 6 
aufgehoben &. 77 (REB. 244) 8 133. 
Bearb. v. Ener (5. Aufl. Han. 00°. — 
Beſondere Haftpflicht bei Eifenbahnen 8 368 
Abf. 2 9. W., bei der Schiffahrt H6B. 
97 (RGB. 219) Art. 458 u. 511 nebfl 
EG. (daf. 17) I. 7. — Strafrechtliche 
Folgen Anm. 11. 

“) InfBerf@efete (Anm. 48) f. ©ewerbe 
S 135—140, Land» und Forſtwirthſchaft 
8 146—151, Bauleute 8 45—48, Ser 
leute 8 133 —138, Gefangene 8 2326. 


nn 





“) Defterreih hat die Unfallverficherung 
gleichfalls eingeführt (1887), England da⸗ 
gegen nur die Haftpflicht der Unternehmer 
ausgedehnt (1899). 

) Die Älteren UnfVerſGeſetze find 
geändert durch G. 00 (REB. 336) und 
auf Srund des 8 28 unter fortlaufen» 
der Baragraphbenfolgeneuverdffent- 
licht 00 (KGB. 573) mit Sondergefeten 
(als Anlagen) für Gewerbe (Anm. 48), 
Land- u Forſtwirthſchaft (Anm. 55), Bau- 
leute (Anm. 60) u. Seeleute (Ann. 65) 
daf. 8 1. — Bearb. v. Graef (2. Aufl. 
Berl. 00). 

“) Daſ. $ 3—10 u. (Gefebestraft) 
8 251 nebſt B. 00 (KGEB. 1081). Die 
alljäsrliche VBorausbeftimmung der ärztlichen 
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Einzelvorfhriften*?) beftimmt das Geſetz ferner Über das Reichs verſicherungs⸗ 
amt, das aus fländigen und (6 vom Bundesrathe und je 6 als Bertretem 
der Arbeitgeber und Arbeiter gewählten) nicht ftändigen Mitgliedern beftcht 
und zur Beauffihtigung der Berufögenofienfhaften und zur Entſcheidung fiber 
Streitigkeiten berufen ift*%). Für die mefentlichiten diefer Geſchäfte können 
in der Begrenzung auf das Gebiet der einzelnen Bundesftanten Landesver⸗ 
fiherungsänter errichtet werden”). 

1. Die Gewerbeunfallverfiderung erftredt fi auf Arbeiter und 
auf Betrieböbeamte einfchlieglih der Werkmeilter und Techniler mit Jahres- 
verdienft biß zu 3000 M. in Bergwerken, Steinbrüdhen, auf Werften und 
Bauhdfen oder in Fabriken (mit Dampf, elementarer oder thieriſcher Kraft 
bewegten Triebwerken oder gewerbömäßigen Betrieben mit mindeftend 10 Ar⸗ 
beitern oder zur Erzeugung von Sprengftoffen), gemerblidien Brauereien und 
Hüttenwerten, im Gewerbebetriebe der Bauarbeiter, Steinhauer, Schlofier, 
Schmiede, Brunnenarbeiter, Schornfteinfeger, Fenfterpuger und Fleiſcher oder 
in den Betrieben der Poft-, Telegraphen- und Eifenbahn- und der Heered- und 
Marineverwaltungen, einſchließlich der für eigene Rechnung (Regie) ausgeführten 
Bauten, im gewerbsmäßigen Fuhrwerks⸗, Binnenfhiffahrts-, Flößerei⸗, Yühr-, 
Baggerei» und Speditionsbetriebe, fowie im Gewerbebetriebe der Güterpader. 
Die Verfiherung betrifft auch häusliche und andere Dienfte der Berficherten?). 
— Als Träger der Verſicherung find die Betriebsunternehmer bei gleichen 
oder verwandten Betrieben für beftimmte Bezirke zu Berufsgenoffen- 
haften behufs gegenfeitiger Berfiherung vereinigt. Diefe Genoſſen⸗ 
haften können in örtlich abgegrenzte Sektionen und diefe in kleinere f. g- 
Bertrauensmännerbezirfe gegliedert werden. Den Genoſſenſchaften find neben 
den Rechten der juriftiichen Perfon ausgedehnte Selbftbeftimmungsredhte in 
betreff ihrer Einrichtung und Verwaltung beigelegt‘?). Jeder verficherungs- 


Sachverſtändigen ($ 8) bildet den erſten 
Schritt zur Anftellung von Unfallärzten. 
— Berfahren und Beauffihtigung wie 


Land» und Forſtwirthſchaft $ 131, 132, 
Banleute $ 41 u. Seeleute 127, 128. 
18.821,22; Zuftändigfeit Sonder⸗ 








Anm. 79. 
=), Berufsgenofjenfhaften (Neuerrichtung 
U®. $ 2, Erweiterung der Befugnifie, 
insbeſ. zur Erridtung von Verſicherungs⸗, 
Rentenzufhuß- und Penſionskaſſen 8 23, 
Uebergangsbeftimmung s 57 Reftsan. 
waltsgebühren $ 20 u. 
“, Bufammenjegung z ra und 
——— 5 24, Entſcheidungen 
14—18, often, —A u. Geſchäfts⸗ 
* 8 19 u. V. 00 (XGB. 988), Ber- 
öffentlihungen in den feit 1885 erſcheinen⸗ 
den „Amtlichen Nachrichten des RVerſ.⸗ 
Amtes“; Zuflündigkeit Sondergeſetze (Anm. 
43) f. Gewerbe 8 80-85, 125, 126, 


neiege (Anm. 43) für Gewerbe & 127, 
Land⸗ u. Forſtwirthſchaft $ 133, Bauleute 
8 41. — Landesverfiherungsäntter beftehen 
zur Zeit in Sachſen, Baiern, Württemberg, 
Baden, Heſſen, beiden Medienburg und 
Reuß ä. 2. 

= GewuG. 00 (XGB. 585) 8 1—7 
nebft Bel. 85 (REB. 13), 86 (baf. 190) 
u. 88 (daf. 1). Verbot vertragsmä 
Beſchränkung GUG. $ 141. Zuftländige 
Behörden in Preußen V. 00 (MB. 284). 
— Gewerbliche Tiefbaubetriebe fallen unter 


das Enno. (Anm. 60). 
*, HU®. 5 28; Statut 8 36— 
Borftand $ 41-47 u. —S 
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pflictige Unternehmer wird kraft Geſetzes Mitglied der feinen Betrieb um⸗ 
fafienden Genoſſenſchaft; neue Betriebe und Betriebsveränderungen find deshalb 
der unteren Berwaltungsbehörde anzuzeigen). Bei Feſtſtellung der Bor- 
fhriften zur Verhütung von Unfällen, die von den Genoſſenſchaftsvorſtänden 
unter Genehmigung des Reichsverſicherungsamtes zu erlaflen und von erfteren 
zu überwadhen find, ift Vertretern der Arbeiter eine Mitwirkung eingeräumt ?). 
— Die Entfhädigung wird im Falle der Körperverlegung oder Tödtung 
beim Betriebe gewährt, fomweit der Verletzte fich diefe nicht vorfäglich oder bei 
Begehung einer ſchweren Steafthat zugezogen bat. Sie befteht im alle der 
Berlegung in den Koften der Heilung und in einer nad dem Grade der 
Erwerbsunfähigkeit abgeftuften, bis zu 66%, (bei völliger Hülflofigkeit 100) 
v. H. des bisherigen Jahresarbeitsverdienſtes betrogenden Rente für die 
Dauer diefer Unfähigkeit. Die Leiftungen der Berufsgenofienfhaften beginnen 
zwar in Rüdfit auf das bis dahin zu gewährende Krankengeld, falls dieſes 
nicht vorher fortgefallen ift, erft mit der 14ten Woche; doch tritt bereits mit 
der fünften Wode eine dem Betriebsunternehmer zur Laft fallende Erhöhung 
dieſes Geldes ein. Im Falle der Tödtung wird den Hinterbliebenen als 
Sterbegeld ?;,, ded Yahresarbeitsverdienftes, jedoch mindeſtens 50 M. und 
eine Rente von regelmäßig 20, insgefammt hödftens 60 v. H. dieſes Ber- 
bienfted gewährt. Die Betrieböunfälle find vom Unternehmer der Ortspolizei- 
behörde binnen 3 Tagen anzuzeigen und von diefer zu unterſuchen. Die 
Feſtſtellung der Entihädigungen erfolgt durch die Genoſſenſchafts (Sektions)- 
vorftände, die Auszahlung durch die Poſt2). An Stelle diefer Entihädigungen 
kann die Berufsgenoffenfchaft freie Kur und Berpflegung in einer SHeilanftalt 
gewähren®®). Die Mittel werden durd) jährliche Umlagen auf die Genoflen- 


146, 149, Beamte $ 48, Gtrafe der 
Dffenbarung von Betriebsgeheimnifien 
8 150, 151; Beflanbsänderungen u. Auf- 
loſung $ 52-54; Rechtshulfe, Sebühren- 
u. Stempelfreiheit 3 144, 145; Knapp» 
ſchaftsberufsgenofſenſchaften $ 134. — Bei 
Reichs⸗ u. Stantsbetrieben tritt das Reich 
u. der Staat an Stelle der Berufsgenoffen- | toren ($ 340 Abf. 3). 

ſchaft daſ. 8 128133. Ausf. Vorſchr. ” GuG. 8 8—21; Feſtſtellnug und 


| rihtung ‘8 35) hat nur vorübergehende 

| 
für die Berwaltung des Heeres 85 (38. | Auszahlung GuG. 8 —98; Gtrafe 

| 


——— — Anleitung f. d. Anzeige 84 


. 208). 

) GuG. $ 112—124, 142 und 154. 
— Die Unfallverhütung befteht neben der 
ſtaatlichen (5 344 Abi. 2 d. W.), bie 
Ueberwachung neben ber der Gewerbeinfpef- 


475), der Marine 2. Sept. 85 u. 8. Dez. | 8 147, 148; Berhältniß zu Krankenkafſen 
89, der Reichseiſenbahnen 85 (38 469), | u. Armeuverbänden $ 25-%7 und (Ent. 
der Poft und Telegraphen Bel. u. Reg. 86 | fcheidung der Streitigleiten) B. 00 (GS. 
(38. 66 u. 76), der preuß. Staatsbau- | 317) 8 1. Unpfündbarleit w. Anrechnung 
verwaltung 00 (MB. 233). — Zur Zeit | Anm. 26, 

beſtehen (einfchließlih der Ziefbau- und 
Seeberufsgenofienihaft) 66 gewerbliche u. 
48 landwirthſchaftliche Berufsgenoſſen- lung fann in zahlreichen Füllen, wo Tod 
ſchaften. eintrat, das Leben erhalten und wo Ver⸗ 
») GuG. 8 55—62 u. (Strafe) $ 147, | kruppelnng die Folge war, die Arbeits⸗ 
148. — Die Anzeige bei der erften Ein- | fähigleit wieder herftellen. Seilanftalten 


=) BUG. 8 22— 4. Die damit er 
möglichte fofortige fachverfländige Behand- 
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ſchaftsmitglieder nad Maßgabe der in ihren Betrieben verdienten Gehälter 
und Löhne und der ftatutmäßig feitgeftellten Gefahrentarife aufgebradit; für 
leiftungsumfähtg werdende Genoſſenſchaften tritt das Reich ein®*). 

2. Mehrfache Abweihungen enthält die Unfallverfiderung für 
Land» und Forſtwirthſchaft, die durch die große Zahl der Betheiligten 
befondere Bedeutung gewinnt). Sie umfaßt alle in land⸗ und forftwirth- 
ſchaftlichen Betrieben und regelmäßig auch die in deren Nebenbetrieben be- 
fhäftigten Arbeiter und Beamten mit Jahresverdienft bis zu 3000 M. fammt 
ihren Familienangehörigen und erftredt fi auch auf hauswirthſchaftliche Ver⸗ 
rihtungen und andere Nebendienfte. Durch Statut kann fie auf andere Be- 
trieb8beamte und Heinere Unternehmer ausgedehnt werden®). Da die Kranken⸗ 
verfiherung für dieſe Betriebe nur da befteht, wo fie durch Landesgeſetz oder 
Statut eingeführt wird ($ 346 Abf. 3), fo Hat in den Übrigen Fällen während 
der erften 13 Wochen die Gemeinde für die Gefchädigten durch Gewährung 
der Heilfoften einzutreten”). Sonft hat das Reich diefe Berfiherung zwar 
ähnlich der Gewerbeunfallverfiherung (Nr. 1) geordnet, doch war für bie 
Abgrenzung und Einrichtung der Berufsgenofienfchaften und die Umlegung der 
Beiträge der Landesgeſetzgebung eine abweichende Regelung überlafjen, um bier, 
wo es ſich um einen überall gleidhartig und gleichmäßig vertretenen Beruf 
handelte, zur Vermeidung von Koften und Weitläufigfeiten den Anſchluß an 
beftehende Verbände zu ermöglihen. Wo folhe Regelung erfolgt war, ift fie 
anfrecht zu erhaltend®),. In Preußen bilden demgemäß die Provinzen die 
Bezirke und die Kreife die Seltionen für die Berufsgenofienfchaften, innerhalb 
deren die Berwaltung von den Provinzial. und Kreisausſchüſſen wahrge⸗ 
nommen wird 59). 


der Berufsgenofienihaften $ 31 Abſ. 1 der Zukunft entlaftet wirb, dadurch zu be 
| 
| 





— 


u. 125 Abf. 4. Daneben können derartige | gegen, daß es die Anfammlung eines 
Anftalten mittelbar dur Gewährung von Keſervefonds mittelft prozentual fallender 
Darlehen gefördert werden $ 110. — Heil» | Beiträge für die erften Jahre vorſchreibt 
verfahren bei der SInvalidenverfiderung | $ 84. 
8 348 Abi. 3 d. W. =” UG. f. Land» u. Korfiwirtb- 
“, SU $ 29-34 u. 49-51; Ber- | haft 00 (RB. 641). 

fahren 8 99—106 u. Bermögensperwaltung Daſ. 8 1—6. 

”) Daſ. 8 27-29, verb. 8 14, 15; 
Verhältniß zu Krankenkaſſen und Armen⸗ 


8 107—111 u. (Rechnungsjahr) Bel. 85 
(38. 56). — Im llmlageverfahren wird 

verbänden 8 30—32. Zuſtändigkeit bei 
Streitigkeiten (8 29 Abi. I, 2 und 31 


der eingetretene Bedarf auf die Pflichtigen 

vertheilt und von diefen eingezogen, während 

das Rapitaldedungsverfahren diefen Bedarf ; Abi. 2) B. 00 (85 8317). 

im voraus durch regelmäßige, nad) Wahr⸗ ”) Daſ. 8 141—145 u. (Aufbringung 
ſcheinlichkeitsſätzen berechnete Beiträge dedt. | der Beiträge durch Zuſchläge zu den 
Das UnfVerf®. hat das Umlageverfahren | direften Staatse- und Kommunalfteuern) 
feiner größeren Einfachheit wegen gewählt, | $ 57, 58. 

ſucht indeflen dem damit verbundenen Miß- ) 9. 20. Mai 87 (GS. 189), Einf. 
ande, daß der Bedarf von einem be- ! in Helgoland B. 98 (GE. 61). Ausi. 
fimmten Zeitpunfte ab unverhältnigmäßig | Vorfhr. 00 (ME. 243). 

fteigt und fo die Gegemvart zum Nachtheile | 
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3. Die bei Bauten befähäftigten Berfonen fallen, ſoweit es fi um 
Tief-(Erd- und Woafler-)bauten und nicht gewerbsmäßig von Unternehmern 
oder auf eigene Unternehmung (Regie) betriebene Bauten handelt, nicht unter 
das Gewerbell.G. (Nr. 1). Für diefe erging ein beſonderes Gefeg*"), 
das zwar in betreff des Gegenftandes und Umfanges der Berfidherung, der 
Feftftellung und Auszahlung der Entſchädigungen, der Unfallverhütung und 
Beauffihtigung dem Gemwerbell.G. entfprit®?), die Einrichtung der Unfall» 
verfiherung aber abweichend geftaltet, in&befondere die gewerbemäßigen von 
den übrigen Baubetrieben gefchieden Hat. Bei eriteren werden die Unter⸗ 
nehmer zu einer eigenen Berufsgenofſenſchaft vereinigt, in der die Mittel 
wegen des öfteren Wechſels diefer Betriebe in Perfonen, Gegenftand und Ort nidt 
im Umlage-, fondern im Dedungsverfahren aufgebracht mwerden®?). Bei den 
nicht gewerbsmäßig betriebenen Bauarten gelten diejenigen Perfonen, für deren 
Rechnung fie ausgeführt werden, ald die zur Verſicherung der Arbeiter ver- 
prliäteten Unternehmer. Die Berfiherung erfolgt, foweit hiernach das Reich, 
ein Bundesftaat, ein Kommunalverband oder eine andere Öffentliche und als 
leiftungsfähig anerkannte Körperfchaft die Verpflichteten find, unmittelbar durch 
diefe 8o). Sonft findet die Verſicherung in befonderen, den Berufögenoflenfchaften 
der DBaugewerbetreibenden angegliederten Berfiherungsanftalten gegen fefte 
Berfiderungsbeiträge mit der Maßgabe ftatt, daß die Gemeinden die Heil 
foften während der erften 13 Wochen und bei Bauarbeiten von geringerer 
Dauer auch die Verfierungsbeiträge zu gewähren haben). 

4. Befonders geregelt ift ferner die Seeunfallverfiderung, die ſich 
auch über die in inländifden Betrieben der Schwimmdocks, des Lootſen⸗, 
Rettungs- und Bergungsdienftes beſchäftigten Perfonen erftredt. Die Unter- 
nehmer aller verfiherungspflicätigen Betriebe bilden eine einzige Berufögenoffen- 
haft; fonft ſchließt fi die Regelung mit den durch die Eigenart des Betriebes 
bedingten Maßgaben den allgemeinen Grundfägen der Unfallverfiherung an®®). 
Die Berfiherung ift jetzt auf den Kleinbetrieb der Seeſchiffahrt und auf die 
See- und Küftenfilcherei ausgedehnt; diefe Betriebe find als befondere Ber- 
fiderungsanftalt der Seeberufsgenofienfhaft angegliedert und erhalten wegen 
ihrer geringen 2eiftungsfähigfeit die Hälfte der Beiträge von den weiteren 
Kommunalverbänden (Streifen) 9). 

5. Unter gleihen Borausfegungen wie für freie Arbeiter tritt eine Unfall: 
fürforge für Gefangene ein. Diefen find die in Arbeitshäufern (8 273%) 


*), BauuUBE.00(RGB 698). Bearb. 
v. Chrzescinsti (3. Aufl. Berl. 00). 

a) Daf. $ 1—4, 9, 37—41. 

“) Daf. $ 51, 61, 7, 12—17; verb. 
Anm. 54. 

“) BUG. 8 52, 62 u. 3, 8, 42 u. 48. 

“) Daſ. 8 52, 64, 10, 11 (Zufländig- 
teit 8. 00 GS. 817), 18—36. 


=“ See UB®. 00 (XGEB. 716); die 
auf Grund des früheren Seel®. erfolgte 
Ausdehnung der Berfiherungspfliht auf 
die Befakung von Hochſeefiſchdampfern 
Bel. 95 (RGEB. 351) und die große 
Seringsflicherei Bel. 96 (ROB. 53) be> 
ſteht fort. 

“), Selb. 8 152—164. 
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untergebraditen oder zwangsweife wit Forit:, Gemeinde- oder ähnlichen Ar⸗ 
beiten beſchäftigten Perſonen gleichgeftellt. Die Fürforge tritt erſt nach ber 
Entlaffung aus der Haft ein; auch find die Renten geringer bemefien als für 
freie Arbeiter. Die Koften trägt der Staat, in dem die Strafe verbüßt wird; 
diefer kann jedoch andere Stellen, insbefondere öffentliche Verbände, bie Ge- 
fangeuanflalten unterhalten und Unternehmer, in deren Betrieb der Unfall Ti 
ereignet, zu Beiträgen beranziehen ®?). 

6. Die Unfollfürforge ift endlich auf alle in einem unfallverficherungs- 
pflichtigen Betriebe beichäftigten Beamten der Reichszivilverwaltung, 
des Reichsheeres und der Kriegsflotte und Berfonen des Soldaten- 
ftandes ausgedehnt worden. Werden diefe infolge eines im Dienfte erlittenen 
Betriebsunfalles dauernd dienftunfähig oder getödtet, fo erhalten fie oder ihre 
Hinterbliebenen eine Entf hädigung aus Reichsmitteln, die in Hmblid auf die 
dienftlide Stellung der Beamten und Soldaten in der Form einer befonders 
bemefienen Penflon oder Öinterbliebenenverforgung gewährt wird. Entſprechend 
iſt die Unfallverfiherung für unmittelbare prenfifhe Staatsbeamte 
geregelt®®). 


5 348. 


Ad) Die Kranken» und die Unfallverfiherung befeitigt nur einen Theil 
der dem Arbeiterftande drohenden Nothſtände. Die Ermwerbsunfähigkeit, die 
durch Siechthum, Gebrechen, Kräfteabnahme, durch einen mit der Arbeit nicht 
in Zufammenhang ftehenden Unfall oder durch hohes Alter veranlagt wird, 
wird nicht von ihr getroffen. Diefen Mängeln, denen feither nur durch ver- 
einzelte Einrichtungen und in unvollfommener Weife begegnet war), ift durch 
die reichögefetlihe NHegelung der S$nvalidenverfidherung eine gründliche 
Abhülfe zu theil geworden 9). Eine Berforgung der Wittwen und Waifen — 
wie die Unfallverfiherung ($ 347) fie vorſieht — fehlt noch. Dagegen 
eritredt fi die Invalidenverfiherung — während die Krankenverſicherung die 


©. 80. Juni 00 (REB. 536). 
*,&. 15. März 86 (ROB. 53); 
AusfVorſchr. 87 (ABB. 88) u. preuß. ©. 
18. Juni 87 (GS. 282); Yusf. im Be⸗ 
reihe der Bauverw. 3. 87 (MB. 207), 


Kapital oder eine Rente bewahren und die 
genoſſenſchaftlichen Alterveriorgungsanftalten 
fördern will Statut 79 (MB. 88), Radıtr. 
24. März 81. — Beitrittspflicht findet ſich 


nur bei den Knappicaitsvereinen 8 315 
der Verw. des Innern u. der Landwirth-⸗ d. MW. 

fhaft 8I (MB. 71 u. 74). | 9% InvalVerſG. (22. Juni 89 RGEB. 
”, Die nicht auf den Arbeiterftand be⸗ 97, geändert &. 99 RGEB. 393 u. gem. 





ſchränkten Alterverforgungs-, Invaliden-, | 8 163 Abſ. 3 daf.) in neuer Faffung u. 
Sterbe-, Wittwen⸗ und ähnlichen Kaffen hide veröffentlidt 99 
($ 303 Abf. 43 d. W.) beruben auf frei- | (RGB. 463). — Schlußbeflimmungen 
willigem Beitritt. Gleiches gilt von der | $ 16674, Strafen $ 175--88, Ueber 
Wilhelmfpende, die allen unbemittelten | gangsbef. 5 189—94. — Bearb. v. 
Klaſſen auf Grund von Einzahlungen ein | Iſenbart u. Spielhagen (Berl. OO). 


Wirthfchaftspflege; Gewerbe. 8 348. 559 
land» und forftwirthichaftlihen und die Unfallverfiderung die im Handwerk 
bef&häftigten Arbeiter mit umfaßt — auf faft alle Zohnarbeiter (gegen 13 
Millionen) und darf damit als der Schinfftein in dem Aufbau unferer Arbeiter- 
verfiherung angefehen werden. 

Dem Verſicherungszwange unterliegen vom vollendeten 16ten Lebens⸗ 
jahre ab alle erwerbsfähigen männlichen und weiblichen, gegen Lohn oder Ge⸗ 
halt als Arbeiter, Gehüffen, Gefelten, Lehrlinge, Dienftboten, See- und Binnen⸗ 
ſchiffer beſchäftigten, ſowie alle mit YJahresverdienft bi8 zu 2000 M. als Be⸗ 
trieb8beamte, Werkmeifter, Techniker, Handlungs- (nicht ald Apotheker) Gehülfen 
und Lehrlinge oder als Lehrer und Erzieher angeftellte Perſonen. Bei höherem 
Berbienfte bi zu 3000 M. find diefe Angeftellten — ebenfo wie die Haus⸗ 
und Heineren Gewerbetreibenden — zur freiwilligen Berfierung befugt (Selbft- 
verfiherung); aud können DVerficherte beim Aufhören der Pflicht oder der Be- 
fugniß zur Verficherung dieſe fortfegen (Weiternerfiherung). Ausgefchloffen 
find die Lediglich zur Ausbildung befchäftigten und die mit Anwartſchaft auf 
entfprehende Penſion angeftellten Reichs- und Staatsbeamten, während die 
Berfiherung fonftiger im Betriebe des Reiches, eines Bundesſtaates oder 
Kommumnalverbandes beſchäftigter Berfonen in befondere Kafjeneinrichtungen er- 
folgen fan). 

Gegenftand der Berfiherımg ift der Anſpruch auf Gewährung einer In- 
validenrente oder einer Altersrente. Erſtere jeßt den Nachweis einer 
mindeftend 26 Wochen dauernden Erwerbsunfähigfeit (Sinfen der Erwerbs⸗ 
fähigkeit ımter ",), letztere nur die Bollendung des 70ften Lebensjahres voraus. 
Außerdem muß der VBerficherte in dem die Berfiherung begründenden Berhältnifie 
eine Wartezeit verbradht haben, die für die Invalidenrente 200 (bei weniger als 
100 Beiträgen) 500, für die Alterörente 1200 Wochen beträgt. Als Beitrags- 
wochen gelten au die vollen Wochen, während deren der Verficherte ohne Bei⸗ 
tragßleiftung im Militärdienfte geweſen oder durch Krankheit an der Fortſetzung 
der Berufsthätigkert verhindert geweſen ift’?). Die Verfiherungsanftalt (Abf. 5) 
fann bei einer Krankheit, die Erwerbsunfähigfeit befürchten läßt, ein Heil⸗ 
verfahren herbeiführen und wird damit zu einer vorbeugenden Fürſorge 
berufen, die eine befondere Bedeutung für die Belämpfung der Lungenſchwind⸗ 











) 38. 8 1-4. Anleitung betr. den 
Kreis der verfiherten Berfonen (Amtt. 
Nachr. des RVerſa. 00 Pr. 1a). — Die 
Berfiherungspflict ift gem. 38. 8 2 Abi. 1 
Nr. 2 ausgedehnt auf Hausgewerbtreibende 
der Tabaksherftellung Bek. 91 (RSB. 395) 
und der Tertilinduftrie 94 (RGB. 334), 
erg. (Nr. 1a) 95 (RGB. 459). — Be 
freiung vorübergehender Beichäftiguugen 
(36. $ 4 Abf. 1) Bel. 91 (ROB. 399) 
J, erg. 93 (RGEB. 5), 94 (dal. 543), 95 
(MB. 28), u. 99 (REB. 725); ferner 


(38. 8 6 Abf. 2) Bel. 99 (XGB. 721). 
— Aulafiung befonderer Kaflen (I®. 
8 8—10 u. Befreiung der Beamten gewifſer 
Verbände und Körperfchaften zwei BB. 96 
(38. 79 u. 80). — Perficherung ber 
Seeleute 3&. $ 167, insbeſ. bei der See- 
berufsgenoflenfhaft ($ 3474) 8 11 —13. 
— Selbſt⸗ u. Weiterverfiherung $ 14. 

"938. 8 15—17, 34—3l. Aus 
ftellung der Krantheitsbeiheinigungen Anw. 
99 (MB. 48), 00 (MB. 101). 
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ſucht ($ 2732) erlangt hat?®). Die Höhe der Renten beftimmt fih nah 5 
Lohnklaffen, jenachdem der Jahresverdienſt bis 350, 550, 850, 1150 oder 
über 1150 M. beträgt. Die Altersrente ftellt ſich demgemäß auf 110, 140, 
170, 200 und 230 M., während die Invalidenzente ſich nad einem Grund⸗ 
betrage von 110, 120, 130, 140 und 150 M. berechnet, der gemäß der 
Beitragäzeit mit jeder vollendeten Beitragswoche um 3, 6, 8, 10 und 12 Bi. 
fteigt. Die feftgeftellten Renten werden monatlid) im voraus durd die Poft- 
anftalten ausgezahlt ’*). 

Die Aufbringung der Mittel erfolgt unter Zuſchuß des Reiches mit 
50 M. zu jeder gezahlten Rente durch laufende Beiträge, die nad) dem voraus⸗ 
fihtlihen Bedürfniſſe innerhalb der fünf Lohnklaſſen bis 1910 und weiter für je 
10 Jahre feftgeftellt und allmöchentlich zu gleichen Theilen von den Arbeitgebern 
und den Berfiherten zu leiften find. Zur Ausgleihung der verfchiedenen 
Belaftung der einzelnen Berfiherungsanftalten (Abi. 5) werben °/, des Renten⸗ 
bedarf3 als Gemeinlaft aus dem Gemeinvermögen aufgebradit, das durch Aus- 
jcheidung eines Theiled der den Berfiherungsanftalten zufließenden Beiträge 
gebildet wird. Diefer Theil, der für 1900—1910 auf *, beftimmt ift, wird 
demnächſt nach Bedarf für je 10 Jahre vom Bundesrath neu feftgeftellt. Die 
Beiträge, die zur Zeit 14, 20, 24, 30 und 36 Pf. wöcentli betragen, 
werden bei der Lohnzahlung durch Einkleben einer Marke auf eine vom Ber- 
ficherten zu führende Duittungslarte entrihtet. Die Marten, die für 1, 2 
oder 13 Wochen gelten, find bei den Poftanftalten käuflich. Das Einkleben 
bewirkt der Arbeitgeber, der die Hälfte des Preifes vom Lohne abziehen 
darf’®). 

Zur Durchführung der Verſicherung beftehen eigene Behörden; fie erfolgt 
unter Diitwirtung der Kandesbehörben ’*) durch Verſicherungsanſtalten, Schieds: 
gerichte und dur das Neichöverfiherungsant. — Die Berfiderungs- 


— — — —— — 


”, 36. 8 18-23 (im Streitverfahren | 130) 38. 8 27, 323, 33 u. (Berfahren) 


Ss 28 Abi. 2 ift der Bezirksausſchuß zu⸗ 
ftändig, gegen deſſen Eutſcheidung nur die 
Revifion zuläffig it ®. 99 (OS. 166) u. 
KrantBeri®. (Anm. 30) 8 768 Abi. 2, 3. 
— Berb. Anm. 53. 

”, 936. $ 34-55 Suftändigtei im 
Streitverfahren 8 50 Abf. 3 wie vor. 
Anm.); Verfahren 8 11229; Erftattung 
der Hälfte der Beiträge im Falle der Ber- 
heirathung weiblicher Perfonen $ 42, eines 
Unfalles 8 43, des Todes männlicher Per» 
fonen $ 44. Verwendung von lleber- 
ſchüſſen im wirthſchaftlichen Intereſſe der 
Verſicherten 8 45; Verfahren 8 128. 
Unpfändbarkeit u. Aufrechnung Anm. 26. 
Berhältniß zu den Armenverbänden 8 271 
Anm. 222» W. 


30—160. Zur Entwerthung der Marten 
& 130 u. Bel. 99 MB. 251), die durch 
Auffhrift oder Wufftempelung des Ent⸗ 
werthungstages erfolgt, find die Einklebenden 
befugt, bei den für mehr als eine Woche 
geltenden Marken verpfligtet Bel. 99 
(RGB. 665). Einrichtung der Quittunge- 
farten (38. 8 131—9) Bel. 99 (XGB. 
667), Ausftellung, Umtauſch u. Berichtigung 
Anm. 99 (MB. 00 ©. 16). — lieber 
wahung JG. $ 161—3 u. 165. Die 
Beſtände find mondeificher ($ 205 Anm. 
33) anzulegen 8 164 
38. $ 5664. Die Zentralbe 
* beſtimmen die zuftändigen Ber- 
bände u. Behörden 8 169 u. regeln das 
Verfahren 8 64 Abi. 6. Im Preußen find 
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anftalten find für weitere Kommumalverbände oder für das Gebiet eines 
oder mehrerer Bundeöftanten errichtet, befigen Rechtsfähigkeit und umfaflen 
alle in deren Bezirke befchäftigten Perfonen. Die Verwaltung führt ein Bor- 
ftand, der die Eigenfchaft einer öffentlichen Behörde befist und einen Ausſchuß 
von mindeftens je 5 Bertretern der Arbeitgeber und Berficherten zur Seite 
hat’). — Zur Wahrnehmung der Gefhäfte der unteren Berwaltungsbehörden 
fann der Borftand der Verfiherungsanftalt für feinen Bezirk oder für Theile 
von diefem und in Fällen gefchäftlichen Bedürfniſſes, insbefondere bei dichter 
Bevölkerung auch die Randeszentralbehörde für Bezirke der unteren Verwaltungs- 
behörden oder für einzelne Gemeinden Rentenftellen errichten. Sie bilden 
Drgane der Berfiherungsanftalt, Haben die Eigenſchaft Bffentliher Behörden 
und beftehen aus dem ftändigen Borfigenden nebit Stellvertretern und Hülfs- 
arbeitern und aus je 4 von den Arbeitgebern ımd den Verſicherten zu wählen⸗ 
den Beifigern”)., — Für jede Berfiherungsanftalt befteht mindeſtens ein 
Schiedsgericht; die Dorfikenden werden von der Landeszentralbehörde 
ernannt, die Beifiger von den Ausfchäfjen zu gleichen Theilen aus den Arbeit⸗ 
gebern und den Verficherten gewählt). — Die oberfte Auffiht wird durch 
das Reihsverfiherungsamt®?) und die Landesverfiherungsämter geführt®?). 


9. Sörderung der Gewerbe, 


Der Staat fördert die Gewerbe durch Erleichterung des Abfages ihrer 
Erzeugnifje?), durch Hebung der gewerbliden Bildung und Geſchicklichkeit und 
bes Vereinsweſens (a) und durh Schub gegen unbefugte Nachohmung und 
unlauteren Wettbewerb (b u. c). 


höhere Berwaltungsbehörden ($ 60) die 


FürftenthHämer Lippe u. Pormont an Han⸗ 
Regierungspräfidenten, untere (3 57—59) 


nover, Walded an Hefien-Raffau, Hohen- 


die Landräthe, in Städten über 10000 
Einwohnern die Gemeindebehörden Bek. 99 
(MB. 165), Verfahren Anw. 99 (daf. 
254). Den unteren fießen gewählte Ver⸗ 
treter der Arbeitgeber u. Verfidderten zur 
Seite I®. & 61—64, 87— u. 97. 
”) 36. $ 65—69 u. 88—102; Statut 
870—72 u. Erl. 90 (MB. 104). Borftand 
8 73—75; Ausihuß 5 76—78; Anftellung 
von Militärampärtern ©. 71 (Faffung 98 
RGB. 171) 8 77 Abſ. 1. Auf Grund 
des 8 98 find die Beamten in Preußen 
den Provpinzialverbandsbeamten gleichgeftellt 
Bf. 30. Nov. 99; Dienfivergehen &. 00 
(88. 251). — Im Ganzen befiehen 31 
Berfiherungsanftalten, in Preußen 13 für 
die Propinzialverbände u. den Etabtlreis 
Berlin; Neien find angefloffen Anhalt au 
Sachſen, S eis Herz. Lauenburg, Helgoland 
u. Lubeck an Schl.⸗Holſtein, die beiden 
Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


zollern u. das Fürſtenth. Birkenfeld an 
die Rheinpropinz. 
) 36. 


”, 38. $ 7. Sitze u. Bezirke 
(8 103 Abſ. 2) Bel. 99 (MB. 204). 
Berfahren ($ 106 Abf. 6) 3. 00 (XGB. 
1017). Die Beauffihtigung erfolgt durch 
die Regierungspräfidenten Bel. 95 (MB. 
168), erg. (Nr. 4) 98 (MB. 63); Siegel 
Di. 99 (MB. 00 ©. 33). — Wirkſamkeit 
in der Unfallverfiherung 8 347 Abſ. 2 d. W. 

”), 38. $ 108-110; Wirkſamkeit in 
der Unfallverfiherung 8 347 Abf. 6 d. ©. 
Berfabren u. Geſchäftsgang Anm. 46. 

“, 36. 8 111, verb. Anm. 47. 

ı) Diefe Förderung füllt in das Gebiet 
des Handels (Nr. Vi) u, Verkehrs (Nr. 
VII). — Zollſchutz der Gewerbe $ 156 
u. 157 d. W. 


36 
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8 349, 

a) Das techniſche Unterrichtsweſen, für das eine beiondere Kom⸗ 
miffton befteht, ift theils dem Kultusminifter (S 49 Abſ. 1), theils dem 
Minifter für Handel und Gewerbe ($ 50 Abf. 2) umterftell. Der höheren 
(alademifchen) Ausbildung auf gewerblihem Gebiet dienen die techniſchen 
Hochſchulen in Aachen, Hannover ımd Charlottenburg‘). Die Ausbildung 
für die praftifche gewerbliche Thätigkeit bezweden die Baugewerf- und ge- 
werbliden Fach- und Zeihenjdulen?). 


") Beredtigung zur Perleibung von 
alademifhen Graden AE. 99 (38. UB 
786). Bromotionsd. für die Ertheilung 
der Würde eines Doktoringenieurs 00 (38. 
UP. 685). — Stat. u. Reg. 80 f. Aachen 
(38. UV. 81 &. 156 u. 354) u. Han⸗ 
nover (daf. 144 u. 351); AZufat zu 8 6 
(daf. 83 ©. 185); Diplomprüfung Vorfcr. 
f. Aaden 88, f. Sannover 87 (daſ. 88 
©. 199 u. 1%). — Die techniſche Hochſchule 
in Charlottenburg (Stat. 82 38. UB. 83 
S. 228, Habilitationsd. 84 daſ. 85 
©. 603, Diplomprüfung Borfhr. 88 daſ. 
176) if ans der Vereinigung der früheren 
Bau- u. der Gewerbeakademie entftanden. 
Mit ihr ift die mechaniſch⸗techniſche Ver⸗ 
ſuchsanſtalt mit Abtheilungen f. Bapier- 
u. Oelprüfung u. die Prüfungsfation für 
Baumaterialien verbunden. Beide An⸗ 
ftaften find nebft der mit der Bergafademie 
verbundenen chemifchstechnifhen Verſuchs⸗ 
anftalt ($ 311 Anm. 10) der gemeinjfamen 
Aufidt einer Kommiſſion unterftellt 
Benutzungsvorſchriften 30. Mürz u. Repl. 
10." April 95. — Eine neue mit Sciffs- 
bauabtheilung verfehene Hochſchule wird 
in Danzig erridte. — Die tehnifchen 
Hochſchulen gewähren in 5 Abtheilungen 
für Architeltur, Bauingenieunvefen, Ma⸗ 
fhineningenieurweien, Chemie u. Hütten- 
funde u. für allgemeine Wiſſenſchaften die 
höhere Ausbildung für den techniſchen 
Beruf in Staate- u. Gemeindedienft, wie 
im induftriellen Leben. In Charlottenburg 
befteht eine 6. Abth. f. Schiff⸗ u. Schiffs⸗ 
maſchinenban. Die Reltoren haben die 
Ste (in Charlottenburg die 2te), die Pro- 
fefforen, foweit fie etatsmäßig find, die 4te, 
fonft die 5te Rangklaſſe der Beamten Bel. 
92 (38. UP. 543). 

) Baugewerffdulen (Prüfungsd. 
82 38. UVB. 651) in Königsberg, Deutſch⸗ 
Krone, Berlin, Stettin, Frankfurt a. O., 
Pofen, Sörlig, Breslau, Kattowit, Edern- 


förde, Hildesheim, Nienburg, Burtehude, 
Münfter, Hörter, Kaflel, Idſtein, Barmen- 
Elberfeld, Aachen (Staatsanflalten), ferner 
in Berlin, Magdeburg n. Köln. — Ge- 
werblide Fachſchulen für WMetall«- 
induftrie in Sferlohn (Bronze), Remſcheid 
(Kleineifen» und Stahlwaaren), Gleiwit 
und Duisburg (Mafchinendau- u. Hütten. 
fhulen), Stettin, Breslau, Börlit, Magde⸗ 
burg, Altona, Einbed, Dortmund, Elber⸗ 
feld, Hagen u. Köln (Maſchinenbauſchulen). 
Stettin, Flensburg (für Seedampfer⸗ 
mafdiniften). — Gewerblide Faq— 
fhulen für Weberei; in ben höheren 
MWebeihulen (Berlin, Kottbus, Barmen u. 
Aachen für Wolle und Halbwolle, Krefeld 
für Sammet und Seide, aud in Fürberei 
und Appretur, Sorau u. Mühlheim a. Rh. 
für Leinen, Halbleinen, Sute u. Baum- 
wolle, Munchen⸗Gladbach, werden Fabri⸗ 
fanten, Direktoren u. Mufterzeichner, in den 
Webeſchnlen (Falkenburg, Forſt, Nowawes, 
Rummelsburg, Sommerfeld u. Spremberg 
für Wolle u. Halbwolle, Muhlhauſen ı. Ch. 
u. Einbed für Leinen, Salbleinen, Jute 
und Baumwolle, Ronsborf b. Lennep für 
Bandwirkerei) Werkmeifter ansgebildet; die 
elementare Ausbildung der Hand⸗ umd 
medhanifhen Weber wird daneben durch 
Mebereilehrwerfftätten u. Wanderunterri 

gefördert. — Gewerblide Fachſchulen 
für Töpferei (Keramif) in Bunzlau, 
Höhr« Srenzhaufen (Kr. Montabaur). — 
Gewerblihe Zeichenſchulen in Hanau 
(Zeichenalademie für die Edelmetallinduftrie, 
zugleich Ziſelirwerkſtätte), Halle, Köln n. 
Elberfeld, gewerbliche Zeihen- und Hand⸗ 
werkerſchule in Charlottenburg, Handwerler⸗ 
ſchule in Berlin, gewerbliche Fachſchule in 
Aachen, gewerbliche Zeichen⸗ und Kunſt⸗ 
gewerbeſchulen in Kaſſel u. Aachen, Kunſt⸗ 
gewerbe⸗ und Handwerkerſchulen in Magde⸗ 
burg, Erfurt, Hannover, Köln, Elberfeld 
u. Barmen, Kunftgewverbeiäänlen in Kranl- 
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Der Staat unterftütt ferner da8 gewerbliche Bereinsweſen. Wenn 
dieſes auch nicht fo verzweigt und durchgebildet ift, wie das landwirthſchaftliche 
($ 316 Abſ. 4), fo beftehen doch ſolche Vereine fowohl für einzelne Arten des Ge- 
werbebetriebes, al& für beftimmte Orte oder Bezirke; einige find ald Zentrals und 
Zieigvereinet) gegliedert. — Auch im Gewerbe wird die Bildung von Genoffen- 
[haften ($ 310) erflrebt, die durch Nutzbarmachung aller techniſchen und 
wirthſchaftlichen Vortheile der Neuzeit den Wettbewerb der kleineren Betriebe, 
insbejondere des Handwerks mit den Großbetrieben erleichtern follen®). 


Während das Gewerbe im Gegenfaß zu der auf die Schönheit gerichteten 
Kunft zunächſt nur Zwecke der Nützlichkeit verfolgt, finden beide Richtungen 
in dem Kunſtgewerbe ihren natürlihen Bereinigungspuntt. Der Sinn für 
tunftgemäße Herftellung der gewerblichen Erzeugnifje mar in Deutfchland unter 
dem einfeitigen Streben nad) billiger Maſſenherſtellung nahezu verfchmunden. 
Die geringere Wohlhabenheit und größere Bedürfniglofigkeit der Bevölkerung 
begünftigte diefe Entwicklung, während in England die Gediegenheit und in 
Frankreich die Eleganz nie ganz verloren gegangen war. Die einzige gewerb- 
liche Kunft- und Mufteranftalt bildete früher in Preußen die feit 1763 auf Staats- 
rechnung betriebene Porzellanmanufaltur jest in Charlottenburg. — In 
neuerer Zeit ift ein Umſchwung eingetreten. ‘Die Ueberzeugung, daß auch bei 
geringem Aufwande an Stoff und Arbeitöfraft eine geſchmackvolle Herftellung den 
Gegenftänden einen höheren Werth verleiht, bricht fih mehr und mehr Bahn 
und findet auch beim Staate ihre Förderung. — Zur Pflege des Kunftgewerbes 
beftehen das Runftgewerbemufeum in Berlin ($ 297 Abf. 5) und die feit 


— en 


furt a. M. und Düſſeldorf. — Diefe | betrieb u. Großabſatz u. zerfallen in Roh» 


Schulen find meift &emeindeanftalten, 
empfangen aber erhebliche ftaatlihe Zu⸗ 
ſchüfſe. — Unter dem Kultusmin. ftehende 
Kunftihulen in Berlin, Königsberg und 
Breslau 8 297 Abi. 5. — Die gewerb⸗ 
lichen Fortbildungsſchulen ($ 344 Anm. 10) 
find für die kleineren Gewerbetreibenden 
beftimnmt. — Gewerbeſchulräthe bei den 
Regierungen $ 57 Anm. 43. 

+ Schleſiſch. Zentrafgewerbeverein; Ge⸗ 
werbeverein für Hannover (Stat. 76) u. 
für den RegBez. Düffeldorf (Stat. 36 
KA. XX 689). — Der 1844 gegründete 
BZentralverein für das Wohl der arbeitenden 
Klaſſen in Berlin erftredt fih über ganz 
Deutichland. Kür Verdienſie im Gewerbe 
wird eine größere, für Berdienfle im ge- 
werblichen Leiftungen eine kleinere Medaille 
verliehen KO. 46 u. IR. 60 (MB. 280). 

5) Die gewerbliden Genofjen- 
haften bezweden den Großbezug, Groß⸗ 


ſtoff, Werk⸗, Magazin⸗ und Produktiv⸗ 
genoſſenſchaften. Die Rohſtoffgenoſſen— 
ſchaften ſollen den billigeren und beſſeren 
Bezug der nöthigen Rohſtoffe ermöglichen 
und größere Lager von ſolchen entbehrlich 
maden. Die Werkgenoſſenſchaften 
bezweden die Beihaffung ımd Erhaltung 
von Maſchinen, insbefondere — da Kraft» 
mafdinen bei Gas⸗ u. Eleltrizitätsbetrieb 
aud für den Kleinbetrieb möglih find — 
von Arbeitsmafhinen. Die Magazin- 
genoffenfhaften, welche gemeinfame 
Verkaufsſtellen jchaffen follen, werden, 
wenn damit Rohftoffgefhäfte und die Ent- 
gegennahme und Vermittelung von Bes 
ftelungen verbunden wird, zu Produktiv⸗ 
genofjenihaften. — Theilnahme an den 
Handelstammern 8 352 Abi. 3 d. W. — 
1897 wurden 339 gewerblihe (66 Roh⸗ 
foffr, 23 Werl, 68 Magazin- u. 172 
Produktiv⸗Genoſſenſchaften gezählt. 
36* 
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1843 beftehende, neuerdings auf den Staat Üübergegangene Anftalt für Glas⸗ 
malerei in Charlottenburg. 


8 350. 

b) Die Patente find Gegenftand der Heichögefetsgebung‘) umd durch 
diefe geregelt”). Sie werden für ſolche Erfindungen ertheilt, die eine gemerb- 
liche Verwerthung zulaſſen. Ausgeſchloſſen find Rahrungs-, Genuß⸗ und 
Arzneimittel, Chemilalien und Gegenftände, deren Berwertfung deu Geſetzen 
oder guten Sitten zumiberlaufen würde. Das Patent, das gegen eine 
fteigende Yahresgebühr auf 15 Jahre ertheilt wird, giebt dem Inhaber das 
ausſchließliche Recht zur gewerblien Ausnützung der Erfindung. Es kann 
nad Ablauf von 3 Jahren zurüdgenommen werden, wenn die Ausführung 
unterbleibt oder micht fichergeftellt wird oder wenn im öffentlichen Intereſſe 
die Geftattung der Benugung durch andere unter angemefjener Vergütung ge- 
boten erfcheint (Lizenzzmang)?). Die Ertheilung, die Nichtigkeitserklärung und 
die Zurädnahme der Patente erfolgt dur dad Patentamt in Berlin, das 
diefe Vorgänge in ein öffentlich geführtes Regiſter (Patentrolle) einträgt und 
durch den Reichsanzeiger und durch das Patentblatt veröffentlicht). Auf Grund 
der gehörig bewirkten Anmeldung!) und der nad Erlaß einer öffentlichen 
Bekanntmachung etwa erhobenen Einſprüche erfolgt die Beſchlußfaſſung durch 
eine der Anmeldeabtheilungen des Patentamtes. Der Patentfudher oder der 
durch den Beſchluß Beeinträchtigte kann innerhalb eines Monats Beſchwerde 
einlegen, über die von befonder® gebildeten Beſchwerdeabtheilungen entſchieden 
wird!) Kin weiteres Verfahren vor einer befonderen Nichtigkeitsabtheilung 
findet ftatt, wenn auf Zurüdnahme der Nichtigkeitserklärung angetragen wird !?). 
Die Berufung gegen die hierauf erlaffene Enticheidung geht an das Reiche- 
gericht ??). Die Verlegung des Patentrechte begründet Anfpruh auf Ent- 
Schädigung oder auf eine ftatt diefer zu erlegende Buße umd daneben die firaf- 


- 


%) RBerf. Art. 45. 

) Patent® 7. April 91 (RGB. 
79). — Die Regelung in Konfulargerichts- 
bezirten unterliegt der Kaiferl. Verordnung 
G. 00 (XGB. 213) $ 22, 26. Berträge 
mit Oefterreih u. Ftalien wie Anm. 20. 
— Bearb. v. Stephan (Berl. 5. Aufl. 00) 
u. (gl. f. d. Gebrauchsmuſtergeſetz, 
Anm. 18). 

) Pat&. Art. 18 1-12. — 1899 
waren 19931 Patente in Kraft. — 
Aeltere Patente, Bat. Art. II. 

.18 13-19 u. 8. 9 
) 8 1—18 (die Anmelde⸗ 
abtheilungen $ 1 find auf acht vermehrt 
V. 97 ROB. 487, 99 ©. 283 u. 00 


S. 232 u. $4 ift neu gefaßt 8. 99 
RGB. 661), 8 25—80, B. 97 (X6B. 
475) u. II (RSGB. 283). — Weitere Zu 
Rünbigken 5 des Potentamtes $ 351 Abſ. 2 


») Batß. 8 20—22. 

2) Daf. $ 24—27 u. 84; verb. S 14 
n. 16. — Dos ©. hat fi damit für das 
früher in Preußen beftandene, aud in 
Amerila anerlannte Borprüfungsfyftem 
entihieben gegenüber dem in Frankreich, 
Belgien und Rußland maßgebenden fog. 
Anmeldeverfahren. 

m) Daf, 5 28-80, 34; verb. $ 10, 


‚14. 
m Daf. $ 33 u. ©. 91 (RER. 389). 
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rechtliche Verfolgung. Ueber beide fragen wird auf Antrag im gerichtlichen 
Berfahren entfchieden 4), 

Un das Bublitum vor Benactheiligung zu ſchützen, Tönnen mit Aus⸗ 
nahme der Rechtsanwälte Berfonen, die die Vertretung vor dem Patentamte 
berufsmäßig betreiben, hiervon ausgeſchloſſen werden, wenn fie nicht als 
Patentanwälte in eine vom Patentamte geführte Lifte eingetragen find. 
Die Eintragung ift von techniſcher Befähigung und Beflg der erforderlichen 
Rehtstenntniffe abhängig und kann bei Berlegung der Berufspflidhten oder 
unwürdigem Berhalten auf Grund ehrengerichtliher Entſcheidung wieder 
geldſcht werden 5). 


8 351. 

co) Mufter- uud Markenſchutz. Im ähnlicher Weile, wie die Werte 
der Wiſſenſchaft und Kunſt ($ 296) werden nad Porgaug der übrigen 
Induftrieftanten auch neue und eigenthümliche Mufter und Modelle vor 
Nahbildung geſchützt. Der Schub wird nad Wahl des Antragftellers auf 
1 bi8 3, ausnahmöweife bis auf höchſtens 15 Jahre gewährt und ift von der 
Eintragung in ein Öffentlih von den Amtsgerichten geführtes Mufterregifter 
abhängig!‘). Der Schutz ift im Verkehre mit einigen Staaten durch Vertrag 
ſichergeſtellt ?7). 

Neben den Gefhmadsmuftern ift auch den Gebrauchsmuſtern ein 
bejonderer Schuß geworden. Diefe ftehen zwiſchen den Geſchmacksmuſtern 
und den duch Patente geſchützten Erfindungen in der Mitte. Die Schup- 
vorſchriften lehnen fih demgemäß an die über den. Patentihut gegebenen 
($ 350) an, find aber ber geringeren Bedeutung entiprechend einfacher geftaltet. 
Die Schubfrift dauert drei Jahre. Das Verfahren findet vor dem Patent- 
amte ftatt 8). 

Auch in Bezug auf die im geſchäftlichen Verkehre üblihen Waaren- 
bezeihnungen (Marken) bat das deutſche Reich nad) dem Borgange 
anderer Staaten allen Gewerbetreibenden einen befonderen, neuerding® noch 
erweiterten Schuß gewährt. Die Benugung der zur Kenntlichmachung ber 
Waaren eines beflimmten Gefchäftes dienenden Zeichen, die dem Patentamte 
angemeldet und von diefem auf Grund eines einfahen Prüfungsverfahrens in 
die Zeichenzolle eingetragen find, ift den Eingetragenen ausſchließlich vorbehalten. 


“ Pat. 8 85—40. | 2) Belgien Bir. EI (RED. 84 (©. 188); 
» 8. 21. Mai 00 (RB. 283). Oefeneih Stalien, Spanien u. Serbien 
—— 00 (38. 175). wie Arm. X. 





® 11. Ian. 76 (RGB. 1D; 
Aue. 76 (38. 123 u. 404) u. 
(38. 335); Konfulargerichtsbezirte mie 
Anm. 7; Sachverſtändigenvereine wie 
& 296 Anm. 9 d. W. — Eingetragen 
waren (99) 1,8 Mil. 


RS. 1. Juni 91 (REB. 29%); 
2* V. 91 (Anm. 9) 8 19-80 
. 8. 94 (Anm. 19) $ 9. — Ronfular- 
gerichtsbezirte u. Bearb. wie Anm. 7. — 
Die ar der Eintragungen betrug (99) 
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Wer das Verbot wifjentli oder aus grober Fahrläſſigkeit Übertritt, ift auf 
Antrag des Berlesten neben der Strafe auch zu einer Entſchädigung oder ftatt 
diefer zur Zahlung einer Buße verpflichtet. Daneben wird die in den Abnehmer- 
freifen anerfannte befondere Ausftattung und Berpadung der Waaren firaf- 
und zivilrechtlih und die Urfprungsangabe ſtrafrechtlich geihügt!?). Den 
Schutz genießen im Falle der Gegenſeitigkeit auch die Gewerbetreibenden anderer 
Länder”). — Zuläffig ald Waarenbezeichnung ift der kaiſerliche Adler mit 
Ausſchluß des Wappenfchildes?!), ebenfo der preußifche Adler?*); die umbefugte 
Abbildung des kaiſerlichen und der bundesfürftliden oder Landeswappen iſt 
mit Strafe bebroht?P). 

Ein weiterer Schuß ift den Gewerbetreibenden durch die Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes geworden, gegen den ihnen neben dem 
privatrechtlichen Anſpruch auf Unterlaffung und Schadenerſatz auch der Antrag 
auf ftrafrechtliche Berfolgung gewährt wird). ALS unlauterer Wettbewerb 
werden fünf verſchiedene Gegenftände zufanmengefaßt; bie ſchwindelhafte Be⸗ 
kanntmachung (Rekiame)?d), die Berfchleierung des Mengenverhältnifies be⸗ 
ftimmter Waaren nad) Maßgabe vom Bundesrathe aufzuftellender Borfäriften, 
die unmahre, zur gefchäftlihen Schädigung geeignete Nachrede eines Mit- 
bewerbers, der auf Täuſchung berechnete Gebrauch freinder Namen oder Firmen 
und der Verrath von Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimnifien ?®). 





28. 12. Mai 4 (RGB. 441); 
nah 8 24 unterliegen die Älteren, in bie 
Sandelsregifter ($ 353 Abi. 2) erfolgten 
Eintragungen bis zum 1. Oktober 1898 
noh dem früheren G. 74 (XGB. 148). 
Konfulargerichtsbezirte wie Anm. 8. — 
Ausführung B. 94 (RGB. 495) $ 1 
dis 8 u. Bel. 94 (RGB. 521). — Straf⸗ 
verfahren 5 1350 Anm. 16 d. W. — 
Beorb. v. Rhenius (Berl. 97) — Die 
u betrug (99) 41039. 

74 8 20. Das Gegenfeitig- 
keitsperbältntf beſteht mit Defterreich- 
Ungarn Btr. 91 (REB. 92 S. 289); 
Italien Uebereinl. 92 (RGB. 293); 
ver Schweiz 92 (RB. A ©. 511); 
Sroßbritannien Dekl. 75 (RGB. 199); 
Fraukreich 73 (ROB. 865); Belgien 
Bel. 75 (RGEB. 801); den Nieder: 
landen 82 (RGB. 5); Luremburg 
76 (RSB. 169) und 83 (XGB. 268); 
Bortugal Bir. 7E(RGB. 254) Art. 10; 
Dänemark Be. 79 (REB. 128); 
Schweden⸗Norwegen 72 (XGB. 298): 
Rußland 73 (RGEB. 337); Rumänien 
82 (RGEB. 7); Serbien 92 (RGB. 93 
&. 317); Bulgarien 94 (ROB. 112); 


Griehenland 94 (REGB. 590); Nord» 
amerila Btr. 71 (RB. 72 ©. 9) 
Art. 17; Merilo u. Guatemala 99 
(RB. 284 n. 543); Brafilien Bel. 77 
Ne 406) und Benezuela 83 (REP. 


2, AE. u. Bel. 72 (RIB. W u. 93). 
Unzufäfftgfeit diefer Bezeichnung für Ge⸗ 
Ihäftsräume OB. (XXIV 308). 

=), AE. 62 (MB. 37). 

”, StOB. $ 3607. 

*) RG. 27. Mai 96 (RGB. 145); 
die allgemeinen Beſtimmungen find in 
8 11—17 enthalten. — Der Schut des 
Jublutnp⸗ gegen a ufhungen — nie er 

8 257 W. beſtimmend if — 
bildet nicht den unmittelbaren Zweck diejes 
Geſetzes. Bearb. v. Müller « Rürnberg 
(2. Aufl. Fürth 97). 

=, 28. 96 $ 1—4. 

”) Daf. 8 5—10; Beſt. für den Klein- 
—8 mit Garn 8 5 u. Bel. 00 (RGOB. 
1 
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VI. Handel. 


1. Einleitung. 


5 352. 


Der Begriff des Handels umfaßt die als felbftftändiges Unternehmen 
betriebene gewerbsmäßige DBermittelung, durch die Güter aus einer Wirth- 
[haft in eine andere Übergeführt werden. Er ſetzt das Borhandenfein von 
Gütern (Waaren) voraus und wird dadurch von Gütererzeugung und Gewerbe 
abhängig?). Anbererfeitd verfhafft er deren Erzeugnifien neben dem eigenen 
Gewinne auch die befimögliche Verwerthung und wird dadurch zur Grund— 
bedingung und zu einem widtigen Förderungsmittel für diefe Betriebe. — 
Der Handel zerfällt in den Außen⸗ (Einfuhr-, Ausfuhr- und Zwifchen-) und 
den Binnenhanbel, ferner in Eigen- und Kommiſſionshandel (8 353 Abſ. 4) 
nnd in Groß- und Sleinhandel; zu letzterem gehört der Höferhandel (von 
offenem Stande), der Trödelhandel (mit gebrauchten Sachen) und der Haufier- 
handel (ohne feften Verkaufsort). 

- Der Handel tritt in der Geſchichte fhon früh auf, wird aber erſt nad 
der Entdedung Amerikas Gegenftand ftaatliher Thätigkeit (Handelspolitif). 
Seine Bedeutung führte zu der Anftdht, daß er die alleinige Duelle des Wohl⸗ 
ftandes fei, und zu dem Berfude, ihn zu regeln und für den Staat nugbar 
zu maden (Merkantilſyſtem, $ 3001). Dies ift das polizeiliche Zeitalter des 
Handels, in dem er mit Ausfuhrprämien bedadit, zugleih aber duch Ein- 
fuhrverbote beſchränkt war (Prohibitivſyſtem) und jeder freien Entwidelung 
entbehren mußte. Der Grundſatz der Handelsfreiheit kam umter dem 
Einfluffe des phyſiokratiſchen und vor allem des Smithſchen Syſtems 
($ 300? u. 3) erft im Anfang des 18ten Yahrhunderts zur Geltung und it 
feitdem herrſchend geblieben. Er beruht auf der grundjäglichen Befreiung der 
HandelSunternehmungen und auf der Befeitigung aller Privilegien, Monopole 
und fonftigen die freie Bewegung Hindernden Bereditigungen?). ‘Die Handels» 
freiheit wird deshalb dur) den Kampf um Freihandel und Schutzzoll ($ 156) 
an fi) nit berührt und fordert nur, daß letzterer wie jeder Soll unter 
möglichft geringer Beläftigung erhoben werde (5 158). 


N Begrifflih if der Handel vom Ge- | Gewerbetreibenden zugleich in den Handels⸗ 
mwerbe getrennt; thatſüchlich find beide da- | fammern ihre Vertretung finden und die 


gegen mebrfad verbunden, und aud bie 
Gefeggebung Hat fie vielfah vermengt. 
Sp wird die Steuer vom Handel als 
Gewerbeſtener bezeihnet (5 142144 
d. W.), der Haufichandel ($ 342) u. der 
Markwerkehr ($ 354 Abf. 1) in der Ge⸗ 
werbeordirung behandelt, während die 


Uebernahme der nit bloß handwerks⸗ 
mäßigen Bearbeitung oder Berarbeitung 

beweglicher Gegenflände den Handelsge⸗ 
ten zugezählt werden HGB. (Aum. 14) 


nn ‚Ei Breupen G. 26. Mai 18 (65, 
65) $ 1—7 u. 
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Die Berwaltung des Handelswefens tft für den Außenhandel und 
den Binnenhandel verſchieden. Erſterer findet in den Handeldverträgen®), 
legterer in dem Handelsrechte feine Ordnung. Erfterer wird dur das 
auswärtige Amt ($ 83) und die Konfulate ($ 85), letterer durch das Reichs⸗ 
amt des Innern ($ 20 Abf. 22), das Minifterium für Handel und Gewerbe 
($ 50) und die allgemeinen Landesbehörden verwaltet. Zur Wahrnehnumg 
der Gefanmtintereffen der Handels und Gemwerbetreibenden beftehen in Preußen 
für beftimmte Bezirke Handeldtfammernt). Sie bilden die Vermittelung 
zwiſchen dem Handelsſtande und den Behörden, follen diefe durch Gutachten 
und Mittheilungen unterftügen und die Gefammtinterefien der Handel» und 
Gewerbetreibenden ihres Bezirks wahrnehmen. Sie haben die Rechte juriftifcher 
Perfonen und dürfen Anftalten uud Einrichtungen zur Förderung von Handel 
und Gewerbe begründen’). Ihre Errichtung fordert Genehmigung bes Handels- 
minifter8®). Die Mitglieder werden von den in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragenen Kaufleuten des Bezirks, einfchließlich der Geſellſchaften und Genoſſen⸗ 
ſchaften, ſowie von den Bergbau treibenden Berjonen, einfhließlich der Gewerf- 
haften und Genofienfhaften auf 6 Jahre gewählt; alle 2 Jahre ſcheidet ’/, 
aus. Reichs⸗- und Staatsbetriebe find ausgeſchloſſen, land» und forfiwirth- 
ſchaftliche Nebengewerbe und landwirthſchaftliche und Handwerksgenoſſenſchaften 
dagegen auf Antrag zuzulaſſen. Bei Regelung der Wahl ift den Handels⸗ 
fammern ein außgedehntes Selbftbeftimmungsredht eingeräumt”). Die Danbeld- 
fammer ordnet ihr Kaffen-, Rechnungs⸗ und Büreauweſen felbftftändig und 


Deferreih-Ungarn, Italien, der | REB. 97 ©. 111; Mexiko 82 RGB. 
Schweiz, Belgien, Rußland, Ger- | 83 S. 247; Kolumbien 94 RGB. 471; 
bien, Rumänien, Frankreich fowie | Eluador u. Paraguay 87 RGB. 88 
mit England 8 156 Anm. 59 0. W. — | &. 136 u. 178; Uruguay 99 daf. 00 
Japan if im Bir. 96 (RB. 715, | ©. 5; Chile 63 SE. 761; der Argen- 
Zarif 99 S. 137, Intraftfegung daf. | tinifhen Konföderation 59 daf. 405 
964) ven unter den —— verein» | u. Hawai 80 daſ. 121. 

arten Grundfäten über Gleihftellung der 8, (24. Feb. 70 . 134, era. ©. 
Inländer und Wusländer im Berfehre | 97 ne * de gem. go x) ner 
beigetreten. — Sonftige Handelsverträge Kaffung veröffentlicht 97 (66. 358); 
mit Griehenland ROB. 85 ©. 23; | Bearb. v. Pufensfi (Berl. 97) u. Reik 
Türkei 30 R9B. 91 ©. 117; Perfien | (dgl). Die Zahl betrug (1900) 38. — 
73 RGB. 351; China 63 ES. 265 u. | Eif.Lothringen 8 27 Anm. 14 d. ®. 

81 RGB. 261; Korean 84 daj. 221; » 5R®. 8 1, 35, 3842. — Ge 


) Handels- u. Zollverträge mit | ROB. 83 S. 262; Nilaragua % 
| 


Siam 64 66. 17; Egypten 98 z itwi 
ſchäftegang 8 32-37. — Mitwirkung 

ROB. 17; Marokko 91 RGEB. 378; bei Führung des Gandelsregifters (5 353 

Liberia 68 RGB. 197; Madagaskar af. 2 d. W.) ©. 99 (XGB. 771) 8 186 


85 RGB. 166; dem Kongoftaate daf. . nd, 
211 u. Berliner Ronferenzafte 85 RER. m. Ermüßtigung der Handelemäfler 


215 Urt. 1-12; Transvaal 85 RGB. 

86 ©. 209; dem Oranje-Kreiftaate ) Daſ. $ 2. — Beanffihtigung u. 
97 ROB. 98 ©. 98; Guatemala 87 | Auflöfung $ 43. 

ROB. 88 ©. 238: Honduras 87 | ") SRG. 5 3-2. 





. 
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beichließt über Aufbringung der Koften. Dieſe werben nad der ſtaatlich ver- 
anlagten Gemwerbefteuer auf die Wahlberedhtigten umgelegt und als öffentliche 
Laften erhoben. Wenn die Beiträge 10 v. H. der Steuer überfteigen, wird 
Minifterialgenehmigung erforderlichs). — Die in einigen Städten beftehenden 
taufmännifhen Korporationen find aufrecht erhalten, können ſich jedoch 
in Handelskammern ummwandeln?). — Für die Verwaltung der Handelsſachen 
iſt die Handelsflatiftif von Bedeutung, die durch die Ueberwachung des 
auswärtigen Waarenvberlehres ($ 157 Abf. 3) eine neue Grundlage gewonnen 
hat und nebit den gefeßgeberifchen Unterlagen in dem Handelsarchive ver- 
öffentliht wird!) — Für die Fachbildung der Kaufleute wird durch 
Handelsſchulen geforgt). 

Die ſtaatliche Einwirkung ift im Handel, der fih vor allem auf 
eigene perfönlihe Thätigkeit angewieſen fieht, nur beſchränkt. Zum Theil fällt 
fie mit den allgemeinen Aufgaben der Wirthfchaftspflege, namentlich dem Kredit 
weſen ($ 305— 808) und Verkehrsweſen (F 357—372) zufammen. Auf diefem 
Gebiete find insbefondere zum Schute und zur Förderung des Außenhandels 
regelmäßige Dampffdiffperbindungen in Überfeeifhe Ränder ein- 
gerichtet worden??). Kerner hat der Staat für die Handelsperhältnifie eine 
fefte Rechtsordnung bergeftellt (Nr. 2) und Einrichtungen herbeigeführt, die 
den Zmeden des Handels ausfclieklich dienen, wie die Märkte und Börfen 
(Nr. 3), oder doch vorwiegend für diefe in Betracht kommen, wie die Maaße 
ımd Gewidte (Nr. 4) und das Mäünzweſen (Nr. 5). — Alle diefe Gegen- 
fände unterliegen der Reichsgeſetzgebung?) und find von diefer geregelt. 


2. Handelsrecht. 
8 353. 
Die dur die Natur und Bedürfniſſe des Handelsverkehres negebene 
Nothmwendigkeit eines einheitlihen Handelsrechtes hatte ſchon vor Entftehung 


ı) HR®. 8 23—31. 

) Daf. 8 44 u. 
— Die revidirten Statuten (Königsberg 
12. Suni, Memel 22, Aug, ZTifit 17. 
Rov., Elbing 31. Ian. 72, Berlin 1. März 
70, Stettin 14. März, Magdeburg 3. Okt. 
71, Danzig 15. Sept. 93) find in den 
Amtshlättern veröffentlicht. 

” ZR. 89 (MB. 117). 

ı) Eine alademifhe Ausbildung 
bezwedt der an der techniſchen Hochſchule 
in Aachen ($ 8349 Abſ. 1) eingerichtete 
zweijährige Lehrgang für Handelswiſſen⸗ 
fhaften (eine befondere Handelshochſchule 
befitt Leipzig). Werner beftehen höhere 
Sandelsihulen (Frankfurt a. M., Aachen 
u. Köln), die ſich an die drei Oberklafſen 


Auf. 8 136—138. 


höherer Schulen anfhließen, Handels- 
ſchulen (Berlin, Erfurt, Osnabrück u. 
Köln), deren Reifezeugniß zum einjährigen 
Dienſt bereditigt u. taufmünnifce Sort» 
bildungsſchulen ‚(186), in denen in 
Geidjäften thätige junge Leute Unterricht 
im kaufmänniſchen Füchern erhalten. 

2 Oſtaſien u. Auftralien ©. 85 
(RGEB. 85), 87 (RED. 275), 93 (RGEB. 
9), 98 (ROB. 163); Bir. 85 (38. 
276), Nadtr. 93 (38. 146) u. Erweite⸗ 
rung 98 (38. 453) mit Nachtr. 99 (38. 
112) u. 00 (38. 545); Oft- u. Sud⸗ 
afrifla ©. 90 (RB. 19), erg. 00 
(RGB. 239), Bertr. 00 (ZB. 484). 

) RBerf. Art, 42. 3u7, Zufändigfei 
wie im Gewerbeweſen 8 840 Abf. 
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des Reiches zur Bearbeitung eines deutfhen Handelsgefegbudes geführt, 
das 1869 als Reichsgeſetz eingeführt wurde. Diefes ift jet durch ein neues 
Handelsgeſetzbuch erfekt, das den Beftimmungen des BGB., mit dem es 
gleichzeitig in Kraft trat, angepaßt ift und dabei den in den legten Jahrzehnten 
eingetretenen Wandlungen im rechtlichen, wirthſchaftlichen und fozialen Leben 
Rechnung trägt. Es behandelt in vier Büchern den Handelsftand, die Handeld- 
geſellſchaften, die Handelsgeſchäfte und das Seereht ($ 359 Abf. 2) und findet 
in Handelsſachen vor den Borfchriften des BGB. Anwendung ’*). 

Der Handelsftand ift umgrenzt, weil dag HOB. ein Sonderreiit für 
Kaufleute einfhließlih der Handelsgefellihaften büdet. Kaufmann if, wer 
ein Handelsgewerbe betreibt, und als Handelögewerbe gelten neben beftimmten 
Srundhandelsgefhäften auch andere kaufmänniſch eingerichtete gewerbliche Unter- 
nehmungen, fofern fie in das Handelöregifter eingetragen find. Land⸗ unb 
Forftwirtbfchaft find keine Handelsgewerbe; die Unternehmer landwirthſchaft⸗ 
licher NRebengewerbe ($ 329 Abf. 1) find berechtigt, aber nicht verpflichtet, Die 
Eintragung in das Handelöregifter herbeizuführen. Handwerker ($ 340 Abf. 1) 
und SKleingewerbtreibende (Minderlauflente) find nicht einzutragen?d). — Die 
Handelsregifter find öffentlich und werden von den Amtsgerichten geführt. 
Die Anmeldungen, zu denen die Pflihtigen durch Ordnungsftrafen angehalten 
werden Können, find perſönlich oder in beglaubigter Form zu bewirken. Die 
Eintragung muß alle gegen Dritte wirkſamen Thatſachen enthalten!). — Zu 
diefen gehört die Handelsfirma, der Name, unter dem ein Kaufmann fein 
Geſchäft betreibt und Magen oder verfiagt werden fann!?). — Jeder Kaufmann 


“, Handelsgeſetzbuch 10. Mai 97 
(REB. 219) u. Einf®. v. demi. T. 
(daſ. 437); letzteres enthält nad den 
einleitenden Beftimmungen (Art. 1-7) 
Aenderungen der Reichsgeſetze (Art. 8—14), 
einige — nur die außerpreußiichen Staaten 
(Ann. 32) betreffende — Vorbehalte für 
die Landesgefehgebung (Art. 15—21) u. 
die Mebergangsbeftimmungen (Art. 22—28). 
Das HGB. if am 1. Jan. 100 — mit 
dem die Handlungsgehülfen u. »Lehrlinge 
betreffenden Theile (Buch 1, Abſchn. 6) 
mit dem 1. Ian. 1898 — in Kraft ge 
treten EG. Urt. 1 Abſ. 1. — Es enthält 
— gleid) dem BOB. — feine Beftimmung 
über die bindende Kraft des Gewohn⸗ 
heitsrechts, überläßt die Frage jeiner 
Witkfamfeit vielmehr der Wiſſenſchaft und 
Rechtſprechung; eine Berüdfihtigung findet 
dieſes jedoch bei Beurtheilung der Bedeutung 
und Wirkung von Handlungen und Unter- 
laffungen 8 346. — Preuß. AusfG. 
24. Sept. 99 (GS. 303). — Zufländig- 
keit und Berfahren ©. 98 (RSB. 771) 


8 145, 146 u. (Handelsregifter) Aum. 16. 
Kammern für Handelsſachen 8 177 Abf. 2 

— Bearb. v. Lehmann u. Ring 
(Be. 99), Staub (6. Aufl. Berl. — 
Makower (12. Aufl. Berl. 00); Syftem 
v. Gareis (6. Aufl. Berl. 99). 

» HGEB. 8 1—7, 35l u. EG. Art. 5. 
Die Beflimmung ber Grenze für das 
Kleingewerbe (HGB. S 4 * 3) erfolgt 
in Preußen durch den Juſtiz⸗ u. den 
Handelsminifter AB. Art. 1 Abf. 1. 

HGB. 8 8—16. Führung der Re 
gifter &. 98 (RIB. 771) $ 1285-37 
nebft AB. 99 (GS. 249) Art. 29 Abſ. 1 
u. Bf. 99 (IMDB. 313); Ordnungsſtraf⸗ 
recht ©. 98 8 138—40; Loſchung & 141 
bie 4, AG. Art. 2 und (Mitwirkung der 
Notare, Gemeinde, Polizei- und Steuer» 
behörden) Art. 3. 

”, HGB. 8 17—37. Bereinigung be 
nachbarter Gemeinden zwecks unterf Gneblicher 
Sirmenbegeihmung gs 30, AG. Kt. 
Abi. 2 u. 2 Bi. 99 (IMB. 557 u. 508). 
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muß nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung Handelsbücher 
führen und für den Schluß jedes Geſchäftsjahres Inventar und Bilanz in 
Reichswährung aufftellen. Die Bücher find 10 Jahre lang aufzubewahren 
und auf Anordnung des Gerichtd vorzulegen!?). — Das Rechtsverhältniß des 
Kaufmanns zu den für ihn thätigen Handelsperſonen tritt nad) außen in der 
Prokura und Handeldvollmadt, nad innen in der Stellung der Handlungs⸗ 
gehälfen und Handlungslehrlinge hervor. Die Prokura, die ausdrüädlid 
erflärt und im das Handeldregifter eingetragen werden muß, unterfcheidet ſich 
von der gemöhnlihen Handelsvollmacht dadınd, daß fie den Prokuriften 
ſtets zu allen Geihäften und Rechtshandlungen mit Ausnahme der Veräußerung 
und Belaftung von Grundſtücken ermädtigt??). Handlungsgehälfen find 
die in einem Handelsgewerbe zur Leiftung kaufmänniſcher Dienfte gegen Entgelt 
angeftellten Perſonen. Ihre Unftellung wie die Annahme von Handlungs- 
lehrlingen ift Gegenftand freier Vereinbarung, doch ift die Vertragsfreiheit 
im Intereſſe des Schutzes gegen unbillige Bedingungen mehrfach eingeſchränkt, 
insbefondere binfichtlih der Kündigungsfriften und der Übreden über Ausſchluß 
demnädjftigen Mitbemerbs (Konkurrenzklauſel). Tem Kaufmann (Prinzipal) 
liegt eine ausgedehnte Fürſorgepflicht ob, die ſich bezüglich der Lehrlinge auch 
auf die Ausbildung erftredt?”). — Weitere Handelsperfonen find die Handel s⸗ 


ı) HGB. $ 38—47. — Strafe unter | beider Seiten herzuftellen, ber auf der 
lafiener Führung im Konkurſe KontO. | einen Seite überjchießende Betrag (Saldo) 
8 2893 u. 2403. — Die faufmännifhe | auf der anderen Seite zugeſetzt. Im der 
Budhführuug beruht auf dem Kaſſabuch, neuen Rechnung wird das Salto auf der 
das alle baaren Einnahmen und Ausgaben | entgegengejetsten Seite vorgetragen. — Neben 
enthält, der Kladde (Memorial), in der | vieler einfadhen befteht feit dem 16. Jahr⸗ 
alle nicht fofort baar beglihenen Ber- | hundert die zur Zeit in allen größeren 
rehnungspoften (Waaren, Effekten) ver- | Geſchäften angewendete italienifche oder 
zeichnet werben, und dem SHauptbude, in | Doppelte Buchführung Bei vieler 
das die Eintragungen aus beiden genannten | werben im Hauptbuche neben den envähnten 
Büchern derart aufgenommen werden, daß | (Tebenden) befondere (todte) Kontos für alle 
jede mit dem Geſchäfte in Berbindung | einzelnen Geſchäftszweige (Kaffe, Waaren, 
tretende Perſon — in der Regel aud der | Wedhjel, Effekten, Gebäude, Gebrauchs⸗ 
Geſchäftsinhaber jelbft für jeine Einlagen | gegenftände, Erneuerungsfonde, Referve- 
und empfangenen Gewinne — ihre ge- | fonde u. dgl.) angelegt, in denen jeder 
fonderte Abrehnung (Konto) erhält. Die | Geihhäitsnorfall doppelt, dem einen Konto 
auf Geldzahlungen beſchränkte Laufende | zulaften, dem andern zu gute gefchrieben wird. 
Gegenfeitigleitsrechnrung heißt Kontolorrent Die doppelte Buchführung ermögliht damit 
(HB. 5 355). Während in der Kladde die genaue Prüfung der Eintragungen und 
alle Seihäftsporgänge fortlaufend aufgeführt | weift nad, was jeder einzelne Geſchäfts⸗ 
werden, dienen im Kaffa- und im Haupt» | zweig empfangen (gekoſtet) u. gegeben (ge⸗ 
buche die linken (Soll» oder Debet-)Seiten leiſtet) hat. 
für die Einnahmen, die rechten (Haben⸗ ») HB. 8 48—58. 
oder Kredit-)Seiten für die Ausgaben. In 
den Golleintragungen werden die Zahler 
(Xieferer) erfannt, in den Habeneintragungen 
die Empfänger belaftet; erfleren wird das 
Woͤrtchen „an“, letzteren das Wörtchen „per“ 
vorangeftellt. Bei den Abfchlüffen wird, 
um die Uebereinfiimmung der Summen 


®, Daf. $ 3988 (Sandlungsgehülfen 
59—75, Handlungslehrlinge 60—63, 74 
bie 82): Geltung Anm. 14. — Soweit 
das HGB. nicht anders beftimmt, finden 
die allgemeinen Beſtimmungen über den 
Dienfvertrag (BEB. 8 611—30) An- 
wendung; Haftung des Prinziale BGB. 
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agenten und Handelsmäkler. Ürftere haben, ohne als Handlungsgehülfen 
angeftellt zu fein, ftändig Geſchäfte für das Handelögewerbe eined anderen zu 
vermitteln und abzufchließen; letztere übernehmen ohne fländigen Auftrag 
gewerbemäßig die Bermittelung von Verträgen über Gegenſtände des Handels- 
verfehrs??), 

Geſellſchaften, die einen Hanbel&betrieb unter gemeinfamer Firma betreiben, 
beißen Handelsgeſellſchaften“). Mit der Firma erlangen fie redhtfiche 
Selbfiftändigkeit und miüfjen in das Handelsregiſter eingetragen werden ®®). 
Sn der offenen Handelsgeſellſchaft Haften alle Geſellſchafter unbeſchränkt 
(perföntih)%. Eine Abart, die nad ähnlichen Grundfägen behandelt wird, 
bildet die Kommanditgeſellſchaft, bei der ein oder einige Geſellſchafter 
(Kommanbitiften) nur mit beflimmten Einlagen haften?), Sind alle Gefell- 
fhafter nur mit Einlagen auf das in Aktien zerlegte Grundkapital ohne 


» 


& 278 u. 831. — Die Bürforgepflidt 
(HB. 8 62, 68 u. 76, erg. GewO. 
8 189g—i, (Strafen) $ 147, 1504 
u. (Einrihtung von Gitgelegenheit) Bel. 
00 RGEB. 1033] entipriht der des BOB. 
8 616 u. 618 (8 249 Aum. 27 d. W.) 
u. der GewO. $ 120a—e ($ 344 Anm. 
11 d. W.). — Insbeſondere follen in 
offenen Verkaufsſtellen beſchäftigte Perſonen 
neben angemeſſener Mittagspaufe eine 
mindeftens zehnftündige Ruhezeit nad ber 
täglihen Arbeitszeit genießen GewO. 
8 189 c, d, m und (Strafe) 1462; der 
Ladenihluß ift von 9 Uhr Abende bie 5 
Uhr Morgens feftgejeßt u. kann auf An⸗ 
trag von *, der Geſchäftsinhaber durch bie 
höhere Benwaltungsbehörbe bis 8 Uhr Abende 
uud 7 Uhr Morgens audgebehnt werden 
daf. $ 139 e, f, m; in größeren Gefchäften 
(mit mindeftens 20 Gehülfen u. Zehrlingen) 
muß eine Arbeitsordnung (6 844 Abf. 7 
d. W.) erlaffen werden daf. $ 139 k und 
(Strafe) 1475, 14812 u. 1505. — 
Ausf. Anw. 3. GewO. 00 (MB. 288) 
Theil II (Mr. 8—80). Außerdem gelten 
die Beſtimmungen der GewO. über Korte 
bildungsſchulen (8 344 Abſ. 2 d. W.) 
HB. 8 76 Abſ. 4, GewO. 8 120 u. 
154 Abf. 1 u. über die GSonntagsruhe 
(8 344 Abſ. 2 d. W.) GewO. $ 105a—i 
(insbef. 105 Abſ. 2 u. 3), 8 154 Abf. 1, 
Ausf. An. 92 (MB. 198); Milhhandel 
3. 98 (MB. 342), Mit der Sonntage 


arbeit, die in der Regel nicht Über 5 Stunden - 


betragen barf, ift aud der Gewerbebetrieb 
in offenen Berlaufsftellen unterfagt GewO. 


8 41a u. (Strafe) 8 146a. Begriff des 
Handelsgewerbes Bf. 91 (MB. 92 ©. 73), 
aud der Zeitungsverlauf auf Bahnhöfen 
ift verboten. Bf. 94 (MB. 149). Kranken⸗ 
verfiherung $ 346 Abi. 3, Imvaliden- 
verfiherung $ 348 Abſ. 2 d. W. 


a) HEB. 8 84—104. — Amtliche 
Handelsmäller kennt das HGB. nid; die 
Privathandelsmäkler können jedoch zu nicht 
in ber Bermittelung von Geſchäften be- 
ſtehenden Berrihtungen (freithändigen Ber- 
käufen und Anläufer BGB. 8 385 und 
1221, HB. 8 373 Abf 2, 376 Abſ. 3, 
379 Abi. 2, 388 Abſ. 2, 389, 487 Abſ. 2, 
Feftftellung der Börſenpreiſe, Kursmäller 
8 354 Abſ. 3 d. W.) von der Handels- 
fammer, wo diefe fehlt vom Regierungs⸗ 
präfibenten öffentlich ermächtigt werden, wo⸗ 
rauf fie durch das Amtsgericht oder die 
Handelskammer zu vereidigen find G. 99 
(86. 177) Art. 18. — Die Borfchriften 
über Handelsmäller werden dur das 
BGB. (Müllervertrag 8 652—6) nid 
berührt. 

2) Anerfennung im gegenfeitigen Ber- 
fehre mit Rußland & 309 Ann. 85 d. W. 

=) 66B. 8 106, 124 u. 161 Abf. 2, 
195, 210 u. 320 Abf. 2. > 

*) Daſ. 8 10560; ſoweit darin nichts 
anderes vorgejdwieben wird, finden bie 
allgemeinen Beitimmungen über die Ge⸗ 
jelihaft (BGB. 8 705—40) Anwendung 
8 105 Abf. 2. 


=) Daf. 8 161— 77. 
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perfönfihe Haftung betheiligt, fo entfleht die Altien- und, wenn bei einer 
Kommanditgefellichaft die Einlagen in Altien zerlegt find, die Kommandit⸗ 
gefellfhaft auf Altien?‘). — In der ftillen Geſellſchaft betheiligt fi 
ein Gellihafter an dem Handelögewerbe eines anderen gegen Antheil an 
Gewinn umd Berluft mit einer Einlage, die ganz in das Vermögen bes 
anderen übergeht. Die Gefellfhaft tritt ſonach nad außen nit als ſolche 
hervor und bildet deßhalb keine Handelsgeſellſchaft ?). 

Handelsgefhäfte find alle Geſchäfte eines Kaufmanns, die zum Betriebe 
feines Handelögefhäfts gehören. Für dieſe beftehen mit Rückſicht auf die 
befonderen Bedittfnifie des Handelsverlehres mehrfache Ergänzungen und Ab- 
weidhungen von dem BGB., die entweder allgemein angeordnet?®), oder für 
einzelne befondere Gefchäfte gegeben find. Sole Geſchäfte find der Handels- 
tauf2?), das Kommiffionsgefhäft, das im eigenen Namen für Rechnung 
eine® Auftraggebers gefchloffen wird) und in dem Speditionsgefchäft, 
der Uebernahme der Berfendung von Gütern?!) und dem Lagergeſchäft, der 
Uebernahme der Lagerung und Aufbewahrung von Gütern??) befondere An- 
wendung findet, endlich das Frachtgeſchäft, die Uebernahme der Beförderung 
von Gütern zu Lande und auf Flüffen und fonftigen Binnengewäflern®®), 


3. Märkte und Börfen. 
8 364. 

Die Märkte haben infolge der erleihterten Abſatz- und Verlehrsverhält⸗ 
niſſe ihre Bebeutung für Den Großhandel längft eingebüßt**). Sie haben fid) indeß 
für den SHleinverlehr als Jahr- und Krammärkte behauptet und find vor allem 
für den Handel mit landwirthſchaftlichen Exrzeugnifien wichtig geblieben, der für 
beftimmte einzelne &rzeugniffe auf ben Getreide-, Vieh⸗, Woll- und ähnlichen 


*) Aktiengefellihaft, Kommanditgeſell⸗ u Indoffament übertragen werden 
ſchaft auf Aktien find gleich der Geſellſchaft 8 363 Abſ. 2 u. 424. Weitergehende 


mit beſchränkter Haftung wegen ihrer allge⸗ 
een wirtbichaftlihen Bedeutung in 
$ 309 d. W. behambdelt. 

7”, 66B. 8 335 —42. 

”) Daf. 8 343—72, insbeſ. Erweiterung 
des Rechts zur Zineforberung (8 806 
Anm. 52 d. W.) $ 352—5, des Zurück⸗ 
behaltungsrechts 8 36972. Berpflichtung 
bei Annahme abhanden gelommener Inhaber» 
yapiere $ 806 Anm. 47 d. W., Ueber- 
tragung der an Order lautenden Anweifungen 
durh Imdoffament HGB. 8 363—5 

”, Daf. 8 373—82,. 

2) Daf. $ 383—406. 

u) Daf. $ 407—15. 

=), Daf. 8 416 - 24. Lagerfcheine der 
ftaatlih zur Ausftellung ermädtigten Au⸗ 
ftalten können, wenn fie auf Order lauten, 


-| werden ©. 75 (GS. 165). 


landesgeſetzliche Beftimmungen, die auch eine 
Berpfündung der Lagerſcheine (warrants) 

ermögliden (Bremen u. I5hat vothringen), 
ſind aufrecht erhalten E rt. 16. 

” HGB. $ De eifenbahnfract- 
ce 5 458— 78, verb. $ 368 Abf. 3 

Fahre. der Binnenſchiffahrt 
: 860 af. 4» 

“) Auch die Raatlichen Zeggeanflalten in 
den Provinzen Hannover, Weſtfalen und 
Helen, in denen zum Zwecke des Abſatzes 
die Leinengewebe in Bezug auf Größe und 
Feinheit amtlich beglaubigt wurden, fönnen, 
wo ein Bedurfniß nicht befteht, aufgelöft 
Zur Zeit be- 
fteben noch einige Anftaften unter ber 
Zeggeinfpeltion in Göttingen. 
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- Märkten und für die gewöhnlichen Rebendbedärfnifie auf den Wochenmärkten 
feine Bermittelung findet. Alle diefe Märkte, über deren Zahl, Zeit und 
Dauer der Provinzialrath — bei Wochenmärkten der Bezirksausſchuß mit Zus 
flimmung der Gemeindebehörden — beichließt??), fördern den Mitbewerb und 
erleichtern den Abfat. Im den Großftädten find Markthallen eingerichtet, die 
Käufer, Berläufer und Waaren vor Witterungseinflüffen Tüten und den 
dauernden Betrieb, ſowie den Großbetrieb des Handelsmarktverkehrs ermöglichen. 
Der Marktverkehr wird durch Befreiung von der Wandergewerbeſcheinpflicht 
($ 342 Abſ. 1) und der Haufirftener ($ 144) poligeilih und fteuerlidh bes 
günftigt?®). Die Marktpolizei dat für die Sicherheit und Ordnung des Ber- 
fehres auf dem Markte, für Die Richtigkeit der angewendeten Maaße und 
Gewichte ($ 355), ſowie fiir die gefunde Beichaffenheit der feilgebotenen 
Nahrungsmittel zu forgen. DRarktftandegelder müſſen nad) der Zeitdauer und 
Größe des in Anfprud) genommenen Raumes mit höchſtens 20 Pf. täglıd 
für das qm bemefjen und dürfen nur unter Genehmigung des Bezirksausſchufſes 
erhoben werden ?”). 

Den Markt für den Abſchluß der Geſchäfte bildet die Börſe, die nad) 
ihrem Segenftande ale Fonds- (Effekten) oder als Produkten- und Waarenbörfe 
bezeichnet wird. Die leßtere ift die ältere. Der Börfenverfehr findet — ab⸗ 
weichend vom Marktverkehre — unmittelbar nur unter Kaufleuten ftatt, betrifft 
aud nicht einzelne Gegenftände, fondern Diengen von folden. Die Geſchäfte 
zerfallen in die fogleih an einem einzigen beitimmten Tage zu erfüllenden 
Effectiv(Kaffa)gefchäfte und in die innerhalb einer beftimmten Frift abzuwickelnden 
Zeit(Termin)gefäfte. Diefe werden, wenn es fi nicht um wirkliche Lieferung 
fondern um Zahlung des am Endtermin eingetretenen Preisunterfchiedes handelt, 
zu Differenzgefchäften. Die Bedeutung der Zeitgefchäfte für den Handelsver⸗ 
fehr liegt darin, daß fie zur Ausgleihung der Waarenpreife für längere 
Perioden beitragen, eine Berfiherung gegen Preisſchwankungen gewähren und 
die Regelung internationaler Zahlungsverbindlichleiten erleichtern. Andererſeits 
wird der Preis bei ſolchem Börfengefhäft nicht notbwendig durch Angebot und 
Nachfrage und dur Vorrath und Bedarf, fondern auch durch künſtliche 
Machenſchaften (Preistreiberei, Börfenjobberei) beſtimmt. Diefes führt zu 
unlauteren Webervortheilungen, wie fie im Effektengeſchäfte, befonder® bei ber 








*) GewO. 5 65, bohenmarkigegen. 
ftände) 66 u. Zuft®. $ 1 Auch 
Privatmärkte bedürfen Serebmigung, 
ohne indeß auf Wochenmarktgegenſtände 
beihräntt zu fein OV. (VIII 246) u. (IX 
307). 


*) GewO. 8 64, 66, 67, 69—71 
(befondere Mürkte $ 76 u. Anw. II MB. 
127 Nr. 53); Strafen $ 1495; Muftlauf- 
führungen u. Schauftellungen bleiben aud) 


auf Märkten wandergewerbeicheinspflichtig 

8 55 Abf. 2. — Die Gerverbefteuerfreihett 

(8 64) ift auf außerpreußiihe Gewerbe⸗ 

treibende ausgedehnt ©. 91 (85. 206) 
5 


m GewO. $ 68, ©. 72 (86. 513) 
u. 93 (GS. 152) $ 11 Abſ. 1; Einf. 
in Lauenburg ©. 78 (86. 97) 8 8%; 
AusfBerf. 72 (MB. 185); Zuf®. 8 130. 
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Ausgabe von Aktien zweifelhafter Unternehmungen hervortreten (8 309 Abf. 1). 
Noch bedenklicher geftaltet fi) das Differenzgefhäft, weil es vielfah Speku⸗ 
lations⸗, nit wirthſchaftliche Zwecke verfolgt au nur zum geringeren Theile 
mit Baarmitteln betrieben zu werden braudt und infolge defien leiht zum 
gefährlichen Glücksſpiele ausartet. 

Diefe Erſcheinungen haben zum Erlaſſe eines Börfengefeges geführt, 
das, ohne die Börfe in ihrer wirthſchaftlich nothwendigen und nüglidhen Thätigkeit 
zu ftören, diefe Auswüchſe durch ftrengere Ueberwachung zu befeitigen jucht°®). 
— Die Errichtung einer Börfe bedarf der Genehmigung der Landesregierung, 
die die Aufficht über fie ausübt und fie aufheben kann. Tür die Aufſicht, 
deren unmittelbare Ausübung den Handelskammern und kaufmänniſchen Korpo⸗ 
rationen ($ 3523 Abf. 3) übertragen werden kann, find Staatstommiffare 
zu beftellen, während der Bundesrath für die feiner Beſchlußfaſſung überwieſenen 
Angelegenheiten einen Börfenausfhur als fachverftändigen Beirat beruft??). 
Für jede Börfe ift unter Genehmigung der Landesregierung eine Börjen- 
ordnung über die Berwaltung der Börfe und die Regelung des Börfenverlchres 
zu erlafien“) und ein Ehrengericht zu bilden, das die mit der Ehre oder 
dem Anfprucd auf kaufmännifches Vertrauen nicht zu vereinbarenden Hands 
{ungen mit Verweis, fowie mit zeitweiliger oder dauernder Ausſchließung von 
der Börfe beftrafen kann“). — Eine hervorragende Bedeutung haben die 
Borſen für die Beſtimmung der Preiſe. Der Börfenpreis ſoll unbeeinflußt 
durch Sonderinterefien nur nach der wirklichen Gefhäftslage an der Börſe 
feftgeftellt werden. Die amtliche Feſtſtellung erfolgt durch den Börfenvorftand 
auf Grund der Mittheilungen, welche die von den Tandesregierungen beftellten 
und vereidigten Kursmäkler über die von ihnen abgefäloffenen oder ver⸗ 
mittelten Gefhäfte zu machen haben“). — Um die Benölferung vor den 





*) Börfen®. 22. Juni 96 (RB. kammern geftellt werden &. 97 (GS. 355) 
157), eg. EG. zum HGB. Akt. 14, & 41. 
Bearb. v. Apt (3. Aufl. Berl. 97). 
Börjenfteuer $ 154 Abi. 2 d. W. 

BG. $ 1-3. Die Borfhrift be⸗ 
trifft alle, auch private Vörfen. Börfe iſt 


“) Dal. 5 4-8. BE 
3 Daſ. 8 9—27, Börfenihiedsgericht 
“) Daſ. 82935 (5 33 u. 34 in der 


die regelmäßige, nad Ort und Zeit be- 
fimmte Berfammlung einer Mehrzahl von 
Perſonen, meift ſelbſtſtündigen Kaufleuten, 
um Handel, vorwiegend Großhandel mit 
nit zur Stelle gebraditen vertretbaren 
Saden zu treiben OB. (XXXIV. 315). 
Börjen beftehen an den mit Raufmann- 
ſchaften verſehenen Orten (Anm. 9), 
außerdem in Poſen, Breslau, Frankfurt 
a M., Düfleldorf und Köln, ferner in 
Münden, Stuttgart, Mannheim, Dresden, 
Leipzig u. den Hanfaftädten. — Sie können 
in Preußen unter bie Auffiht der Handele- 


Saflung des EG. 3. HGB. Art. 141), 
Beitellung u. Entlaffung der Kursmäller 
Be. 96 (Staats⸗Anz. Nr. 275), Feſt⸗ 
ſtellung des Breifes für Werthpapiere 
Bel. 98 (ROB. 915). — Vertretung der 
Landwirthſchaft in den Vorſtänden ber 
Produktenboͤrſen BG. 8 4 Abf. 2. Mit- 
wirkung der Landwirthſchaftskammern bei 
den Breisnotirungen ©. 94 (86. 126) 
8 Sf. 4, nebſt Erg. (Anm. 38). Breis- 
anſchreibungen für Getreite RE. 96 
(MB. 226). 
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Berluften zu ſchützen, wie fie durch Ausgabe unzureichend geficderter, insbe» 
fondere ausländifher Wertbpapiere herporgerufen waren, ift die Zulaffung 
von Werthpapieren zum Börfenhandel einer Kommiſſion (Zulafiungs- 
ftelle) übertragen, von deren Mitgliedern mindeftens die Hälfte aus nidht in 
das Börfenregifter für Wertbpapiere eingetragenen Berfonen beftehen muß. 
Den nit zugelafienen Papieren find die Börfeneinrichtungen verſchloſſen. 
Bor der Zulaffung ift — fofern es fi nicht um Reichs⸗ oder Staatsanleihen 
handelt, deren Zulaffung überhaupt nicht verfagt werden darf — ein Profpelt 
zu veröffentlichen, der die für den Werth der Papiere weientlihen Angaben 
enthalten muß und für deſſen Richtigkeit und Bollftändigleit Die Urheber 
(Emittenten) ald Geſammiſchuldner fünf Jahre lang haften*?). — Zur Bes 
kämpfung der YAusartungen des Börfenterminhandeld (Abf. 2) find dieſem 
bezüglich feines Gegenftandes wie bezüglich der ihn abichließenden Berfonen 
engere Grenzen gezogen. In Getreide und Müblenfabrilaten und in An- 
theilen von Bergwerks⸗ und Fabrilunternehmungen ift diefer Handel ganz 
unterfagt, in Antheilen von anderen Exrwerbögefellihaften kann er nur bei 
einem Geſellſchaftskapitale von mindeſtens 20 Mil. M. geftattet werben, 
fonft entfheiden die Börfenorgane über die Zulaffung; doch Tann der Bundes- 
vath den Börfenterninhandel von Bedingungen abhängig maden oder in 
beftimmten Waaren oder Werthpapieren ganz unterſagen“). — Die Fähigkeit 
rechtswitkſame Börfentermingefchäfte abzuſchließen ift von der Eintragung in 
das Börfenregifter abhängig, deren je eins für Waaren- und für Werth- 
papiere von dem Amtsgerichte geführt wird. Das Regiſter ift öffentlich; Die 
Eintragungegebühr beträgt 150 M., die Exrhaltungsgebühr für jedes folgende 
Kalenderjahr 25 M.5). — In den Strafbeftimmungen wird auch die be- 
trügerifhe Einwirkung auf die Preisgeftaltung und die gewohnheitdmäßige und 
gewinnfüdhtige Berleitung zum Börfenfpiele unter Ausbeutung des Leichtfinne 
oder der Unerfahrenheit für ftrafbar erflärt*®). 

Im Anflug an das Börſengeſetz ift zur Verhütung von Unterſchlagungen 
beftimmt, daß Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wertbpapiere 
(Depots) diefe ımter äußerlich erlennbarer Bezeichnung gejondert und unter 
Eintragung in ein Handelsbuch aufbewahren müſſen““). Der Kommiffionär, 
der einen Auftrag zum Ankaufe von Werthpapieren ausführt, hat binnen drei 
Tagen (bei Aufträgen zum Umtaufche binnen zwei Wochen) dem Auftraggeber 
ein genaues Stüdeverzeichniß zu überfenden, womit das Eigenthum auf leßteren 


=), 88. 8 36-47; Bel. 96 (RGB. | geichäft beſtimmt fi jet nad dem HGB. 
768). erg. ($ 1) Bel. '00 (RB. 1014). | (3 353 Uhl. ' av Zu? inebeſ. $ 4006" 

“88. 5 4858; Umterjagung in | a. EG. At. 1 
Kommzug Be 99 (RER. 26 6). “36. — 

“=, BG. 8 54—69 nebſt Erg. (Anm. 88), “,®&. 5. Iuli 96 (ROB. 183 md 
Bel. 96 (38. 488). — Das Kommilfions- | Beridtigung &. 194) $ 1, 2 n. 13. 
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übergeht“). Die widerrechtliche Verfügung über aufzubewahrende Wertbpapiere 


unterliegt firenger Beftrafung *°). 


4. ABaaße uud Gewichte. 
8 355. 

Maaß und Gewicht hatten fi in Deutfhland dem örtlichen Herkommen 
entſprechend fehr verfchiedenartig entwidelt. Eine einheitlichere Geftaltufig war 
zwar von den Landesregierungen und dem Sollvereine mehrfach angebahnt, 
doch find die Hierauf gerichteten Beitrebungen erft durch die Reichsgeſetzgebung 
zum endgültigen Abſchlufſe gebradht. Die Grundlagen bilden das Meter nnd 
das Kilogramm mit dezimaler Theilung und Bervielfahung?). Da die gleichen 
Srundfäge von einer Mehrzahl anderer Staaten angenommen find und die 
Nebereinftimmung mit einem anerfaunten Maafftabe und Gewichtsſtücke (inter- 
nationalen Prototype) vertragsmäßig überwacht wird’), fo ift damit neben 
der ftaatlihen auch eine zwiſchenſtaatliche Gleichmäßigkeit hergeſtellt. 

Die Eintheilung und Bezeichnung iſt feſtgeſtellt wie folgt: 

a) Längenmaaß bildet das Meter (m), in hundert getheilt als Zentimeter 

(em), in taufend als Millimeter (mm); andererſeits vertauſendfacht als 
Kilometer (km). 

b) Flächenmaaß ift da8 Quadratmeter (qm). 100 qm bilden ein Ar (a) 
und 10000 ein Hektar (ha); (Quadratkilometer, qkm, Quadratzenti⸗ 
meter, gem und Ouadratmillimeter, qmm). 

c) Die Grundlage für Körpermaaße (Raum: und Hohlmaafe) bildet das 
Kubikmeter (cbm). Der taufendfte Theil heit Liter (1); 100 1 bilden 
das Hektoliter (hl) (Kubilzentimeter, com, und Rubilmillimeter, cmm). 

d) Die Einheit für das Gewicht ift das Kilogramm (kg); der taufendite 
Theil heift Gramm (g), welches dem Gewichte eined ccm gereinigten, 
4 Grad C. haltenden Waſſers entfpricht; der taufendfte Theil des Gramm: 
heißt Milligramm (mg); 100 kg bilden den Doppelgentner (dz), 1000 
die Tonne (t)2), 





“, BG. 8 3—9. 

®) Daſ. 8 9-12. 

”, RVerf. Art. 43 u. Maaß u. Ge⸗ 
wiht8Dd. 17. Aug. 68 (BGBL. 473), 
Einf. m Süddeutſchland $ 6 Anm. 12 
d. W., insbef. in VBaiern ©. 71 (ROB. 
Dh in Elſaß⸗Lothringen G. 74 (RGOB. 
75 ©. 1). — Neufaſſung der Art. 1—3 
nu. 5 ‘©. 93 (RGEB. 151), der Art. 6 
u. 14 ©. 84 (RGB. 115). — Handbuch 
v. Barczynski (2. Aufl. Magdeb. 96). 

5, Internat. Meterkonvention zwiſchen 
Dentſchland, Oeſterreich, Belgien, Frank⸗ 
reich, Portugal, Spanien, Italien, Schweiz, 

Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


Dunemark, Schweden⸗Norwegen, Rußland, 
Türkei, Nordamerika, Benezuela, Brafilien, 
Peru und der argentinifhen Konföderation 
75 (RSB. 76 S. 191); Beitritt Groß⸗ 
britanniens, Serbiens und Rumäniens 
Bel. 84, Japans 85 (RNEB. 85 S. 1 
und 287), Meritos Bel. 91 (XGB. 19). 

M. u. GewO Art. 2-7. Mit 
Aufhebung des Art. 4 (G. 73 RGB. 377) 
ift die Meile u. mit Neufaffung der At. 
1, 3 u. 6 (Anm. 50) find der Scheffel, 
der Zentner und das Pfund fortgefallen, 
auch Art. 8 iſt aufgehoben ©. 00 (RB. 
250) Art. v1. — Abgekürzte Bezeihmung 

37 
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Rad den Grumdfägen der Maaß- und Gewichtspolizei dürfen zum 
Zumefjen und Zumägen im öffentlihen Verkehre nur geftempelte Maaße, Ge- 
wichte und Waagen angewendet werben5?). Gleiches gilt für Altoholometer 
und Thermometer beim Berlaufe weingeiftiger Flüſſigkeiten nah Stärkegraden, 
für Fäffer, in denen Wein verlauft wird und für Gasmefler beim Verkaufe 
von Leuchigasst). Gewerbetreibende dürfen für ihr Gewerbe geeignete, unge⸗ 
ſtempelte und unrichtige Maaße, Gewichte und Waagen überhaupt nicht be- 
figen®®). 

Die Aichung (Prüfung) und Stempelung der Maaße, Gewidte 
und Waagen erfolgt durch befondere Aichungsbehörden. Für das Reich mit 
Ausflug Baierns hat die Normalaihungstommiffton in Berlin das Aichungs⸗ 
wefen zu regeln und im Intereſſe des Verkehrs und der Einheitlichkeit zu 
überwachen). Als Landesbehörden beftehen die dem Minifter für Handel und 
Gewerbe unterftellten Aichungsinſpektoren, die innerhalb der Provinzen bie 
Aufficht führen”), und die Aichungsämter, die, foweit fie fih nit am Sige 





des Aichungsinſpeltors befinden, Gemeindeanſtalten find), Die Aichung gilt 
für das Reichögebiet). Borausfegung, Verfahren und Gebühren der Aichung 
und Stempelung find durch befondere Ordnung feftgeftellt®%). 


FR. 77 (38. 565, MB. 78 ©. 11). 
— GSchreibweife der mehrftelligen und 
Dezimalzahlen $ 61 Anm. 86 d. W. 

=, M. u. GewO. Art. 10. — Grenze 
der zufläffigen Abweihungen Bel. 69 
—* 698), 71 (RSB. 328), 72 (ZB. 

8 ©. 3), 75 (38. 4386) n. 81 (38. 
a8). — Moaf- und Gewidtsrenifionen 
Beil. 85 (MB. 188). 

mM. u GewO. Art. 11—13. 

» StB. 8 3692. Konfumbvereine 
DB. (XX 4286). — Auläffigleit aus⸗ 
landifher Maaße und Gewichte für Zwecke 
des Gewerbebetriebes (nicht des Umſatzes) 
3. 87 (MB. 88 ©. 5). 

* M. u. GewO. Art. 18, 19, Bel. 
u. Inftr. 69 (RSB. 46 u. MB. 171); 
®. 71 (Anm. 50) 8 3. 

) G. 69 (folg. Anm) 8 2, Mit« 
ent des Oberpräftdenten Erl. 70 (MB. 

124). — Rang $ 70 Abi. 2 V d. W. 

“mM. u. GewO. Art. 14 (Faſſung 


), 

(88. 1165) nebft. Ausf. ya. 70 (ME. 
57), erg. 3R. 71 (MB. 4l) u 72 
(MB. 141). — Königliche Aichungsämter 
in Königsberg für Oft- und Weftpreußen, 
Berlin für Berlin u. Brandenburg, Stettin, 
Bofen, Breslau, Magdeburg, Kiel, Han- 
nover, Dortmund, Kaſſel und Köln für 
die Rheinprov. u. Hohenzollern. 


“mM. u. GewO. Art. 20. 
Deſ Art. 18 u. ©. 84 (Anm. 
50) $ 2 mit Bel. 84 (RB. 215). 


Beil. zu Nr. 24) Art. 1, 91 (RB. 
Beil. zu Nr. 16 ©. VI) Art. 14, Bel. 
92 (RGB. Beil. zu Nr. 33) Art. 1, Bel. 
93 (Beil. zu Nr. 2) u. 98 (Beil. zu 
Nr. 57), 94 (Beil. zu Nr. 26) Art. 1—3 
u. 95 (RB. Beil. zu Nr. 16) Art. 1, 
3 u. 4, Bet. 00 (Beil. zu Nr. 38) Art. II; 
ferner (®etreideprober) Bel. 91 (RGEB. 
Beil. zu Nr. 16) nebfi Bel. 95 Art. 6 
u. v. 98 (RGB. 347), (Thermometer) 
Bei. 98 (3B. 76), (Thermonränmeter) 
zur Beftimmung der Dichte von Mineral- 
ölen) Bel. 91 (RGB. Beil. zu Nr. 31), 
(Gasmefier) Bel. 87 (RGB. Beil. zu Wr. 
4), (hemifche Meßgeräthe) Bel. 93 (XGB. 
Beil. zu 30), geändert ($ 6 u. 7) Bel. 
96 (RGB. 104) u. (zur Beſtimmung des 
Hunderttheilgehaltes von Zuderlöfungen) 
97 (RGB. 596), (Kluppmaaße zur Er⸗ 
mittelung der Diden von Hölgern) Bel. 
00 (RGB. Beil. zu Nr. 38) Art. 1. — 
Aihgebührentare 28. Des. 84 (RGB. 
85, Beil. zu Nr. 5), erg. Bel. 88 Art. 1 
u. 3, Be a1 But 5, u. 94 Art. 4, v. 
95 Art. 2, 3, 5, ferner (Reifeloften ber 
Aichmeifter) Kr. 4b, 3. 87 (MB. 206) 
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Die geſetzlichen Einheiten bei elektriſchen Meffungen — mie fle ins- 
befondere bei Lieferung elektrifcher Ströme und Geräte vorfommen — find 
das Ohm für den elektrifchen Widerftand, das Ampere fär die Stromftärle 
und das Volt für die elektromotoriſche Kraft. Der Gebrauch unrichtiger Meß⸗ 
geräthe im öffentlichen Verlehre ift verboten. Die Prüfung und Beglaubigung 
fteht unter der phyſikaliſch⸗techniſchen Reichsanftalt ($ 297 Abi. 2) ei). 

Die Maaß- und Gewidtsüberwadung findet einige befondere Anwendungen. 
— Schantgefäße für Wein und Bier müſſen in Gaft- und Schankwirthſchaften 
mit einem den Raumgehalt in Litermaaß bezeichnenden Füllſtriche verfehen 
fein‘). — Sodann ift der Feingehalt der Gold«- und Silberwaaren einer 
Ueberwachung unterworfen, die das Bertrauen zu diefen Waaren erhöhen und 
das Publikum vor Täuſchungen bewahren fol. Sie können demgemäß zwar 
in jedem Feingehalte angefertigt werben, doch dürfen goldene und filberne Ge⸗ 
räthe nur dann mit einem Zeichen des Feingehaltes — wie folches für das ganze 
Reich einheitlich feftgeftellt ift — verfehen werden, wenn fie einen beftimmten 
Gehalt an Edelmetall befigen; bei Schmudjadhen von Gold und Silber if 
indeflen die Stempelung in jedem Teingehalte zugelafien. Im beiden Fällen 
haften die Verfäufer für die Nichtigkeit des angegebenen Teingehaltes?). — 
Endlich follen Handfeuerwaffen nur dann feilgehalten oder in den Verkehr 
gebracht werden dürfen, wenn ihre Läufe und Verſchlüſſe durch Beſchußprobe 
mit verflärker Ladung in amtlihen Prüfungsanftalten gepräft und mit 
Prüfungszeihen verfehen find. Hiermit foll der deutfchen Gewehrinduftrie der 
Mitbewerb gegenüber den mit der gleidhen Einrichtung verjehenen Staaten 
Defterreih, Belgien, Frankreich und England erleichtert und gleichzeitig den 
Käufern eine größere Sicherheit geboten werden ®). 


d. Münzwelfen. 
8 356. 
Das allgemeine Tauſchmittel und damit das gemeinfame Werthmaaß für alle 
Güter bildet das Geld (8 299 II Abf. 2) und dieſes erfcheint, infofern es feinen 
Werth and dem Stoffe der edlen Metalle herleitet, ald Münze. Die Herftellung 


u. Bel. 92 Art. 2. — Zulaffungsfriften 
für ältere Maaße, Gewichte und Waagen 
Bel. 84 (RGEB. 85, Beil. zu Nr. 5), 


88 IM®. ı 20. a 81 (RB. 249) u. 3. 
©. 1 Sul 84 (RGB. 120) u. 


erg. 86 (ROB. Beil. zu Nr. 15), Bel. 
97 (RGB. 2 u. Beil... Grenzen der im 
öffentl. Verkehre zuläffigen Abweichungen 
85 (RGOB. 263). — Prüfung der Waagen 
u. Gewichte in den Apothelen 8 260 Aum. 
36 d. W. — Die Bergaiduugsge 
ſchäfte beforgen die Revierbeamten ZR. 
u. Inſtr. 70 (MB. 122), 
, &. 1. Juni 98 (RB. 905). 


(Stempelzeihen) Bel. 86 (RGB. 1). 

“) G. 19. Mai 91 (ROB. 109), In⸗ 
fraftfegung B. 92 (RB. 10565), Aus- 
führung Bel. 92 (ROB. 674, 1898 
©. 3 u. 227 und 1895 ©. 2332‘, Bel. 
93 (MB. 27). — Gebühren Bel. 94 
(MB. 207), erg. 96 (MB. 97 S, 20). 
— Anerkennung belgiſcher PBräfungszeichen 
Bel. 99 (AGB. 275). 
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(Prägung) der Münzen mar früher Regal ($ 130) und Quelle finanzieller Er⸗ 
träge. Schon das vorige Iahrhundert gelangte inde zu der Einſicht, daß bie 
dadurd) bedingte Münzenverfhlehterung dem Berlehre empfindliche Nachtheile 
zufüge. So bildeten ſich fefte, auch die Staatögewalt bindende Münziyfteme 
aus, in denen jede Hauptmünze einen beftimmten Metallwerth darftellen mußte 
(Münzfuß) und die daneben für den Kleinen Verkehr im Inlande unentbehrlichen 
Münzen aus uneblem oder minderwerthigen Metalle (Scheidemünzen) ähnlich 
dem Bapiergelde nur in feft begrenztem Umfange zugelafien wurden). Unſer 
Jahrhundert ift endlich beftrebt geweien, die Münzſyſteme nicht nur innerhalb 
der Staaten feftzuftellen, fondern fie im Intereſſe des zwifchenftaatlichen Ver⸗ 
fehre® aud) untereinander näher zu bringen. 

Der Werth, der geſetzlich einer beftimmten Gewichtseinheit eines Edelmetalls 
(Münze) beigelegt wird, heißt Währung — im Gegenſeitigkeitsverkehre mehrerer 
Staaten Baluta®®) — und diefe wird, je nachdem dabei Gold, Silber oder 
beide Metalle zu Grunde gelegt werden, als Gold-, Silber- oder Doppel⸗ 
mwährung (Bimetallismus) unterfchieden. Die lebtere muß von einem beftimmten 
Werthverhältnifie zwiſchen Gold und Silber (Werthrelation) ausgehen. Da 
dieſes indeß fein feftftehendes ift®”), fo teitt mit jeder Veränderung eine Ber- 
ſchiebung in dem gegenfeitigen Werthe der Gold- und Silbermünzen ein, die 
das Abfließen der werthvolleren Münzſorte in das Ausland und das Zufammen- 
firömen der billigeren in die Staatskafſen zur Folge hat. Wegen diefer Un- 
fiherheit haben die Staaten fih mehr und mehr den einfahen Währungen 
zugewendet und unter diefen wiederum der Golbwährung den Borzug gegeben, 
weil da8 Gold leichter aufbewahrt und verfendet werden kann, geringerer Ab- 
nußgung unterliegt und dabei im Preife fefter fteht und befier zu prägen iſt 
ald das Sitber®®). 

In Deutfhland waren — ähnlich dem Maaf- und Gewichtsweſen — die 
sahlreihen früheren Münzſyſteme durch Tandesgefege und Münzverträge mehr 





*, Mit diefer Wandlung ift das Münz- 
weien aus dem Gebiete der Yinanzver- 
waltung in das der Wirthfchaftepflege über- 
getreten. 

*) Die Valuta kann von der Währung 

abweiden, wenn Zahlmitteln im Inlande- 
verfehre die Währungseigenfhaft — ab» 
weichend von der eigentlihen Währung — 
— beionder® beigelegt wird (Silberthaler 
im Reihe Abi. 3). 
N Der Silberpreis, der bis 1871 
ziemlich feft auf 15,5 zu 1 geftanden hatte, 
ift ſeitdem fortgejeßt gefunfen und betrug 
1894 nur 32,60 zu 1. 

@), Kranfreih, das ſeit 1868 nebft 
den mit ihm zur fog. lateiniſchen 


Münzlonvention vereinigten Ländern 
(Belgien, Italien, Schweiz und Griechen⸗ 
land) die Doppelwährung befaß, hat feit 
1873, als das Silber bei fintendem Breife 
zu maffenhaft einzubringen drohte, Die 
Sifberprägungen eingeftellt und ift damit 
tbatfächlih der Goldwährung näher gerückt. 
Großbritannien ift (mit Ausnahme des 
bei der Stiberwährung verbliebenen, aber 
auch feine Silbermünzen mehr prügenden 
Oſtindiens) feit 1816, Nordamerila u. 
Dünemart mit Shweden-Rorwegen 
feit 1878 zur Goldwährung übergegangen. 
Defterreich ift im Uebergange von der 
Bapier- zur Goldwährung begriffen, und 
auh Rußland firebt diefen an. 
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und mehr zufammengefhmolgen, bis zulett die Reichsgeſetzgebung ein einheit- 
liches deutſches Münzweſen bergeftellt Hat. Dabei ift an Stelle der früheren 
Silber⸗ die Goldwährung getreten und in der Markrechnung die Zehntheilung 
angenommen‘). Die erftere Maßregel ift jedoch nicht abgefchloffen worden, 
weil infolge des Sinkens des Silberpreiſes*7) die Silberverläufe feit 1879 
eingeftelt wurden. Da die umlaufenden Thaler bei allen Zahlungen zu 3 M. 
Gold angenommen werden müflen?®), war die Goldwährung zuuächft nicht voll⸗ 
ftändig durchgeführt (hinlende Währung); dieſer Mangel wird aber mit der 
vermehrten Prägung von Reichsſilbermünzen (Abf. 4) verfhwinden. Als 
Nachtheil der Goldwährung wird neben der Entwerthung unferer Silber- 
mänzen®”) und der Schädigung des heimifhen Silberbergbaued auch die 
Erfhwerung des Handelsverkehres mit den Silbermährungsländern (Indien, 
Dftafien, Meyilo) angeführt, indem die deutſche Ausfuhr in diefe weniger 
lohnt, der Mitbewerb diefer Ränder bei der Einfuhr in Deutfhland dagegen 
erleichtert wird, da der Preisunterfchied in erfterem Kalle als Schugzoll, in 
legterem als Prämie wirkt. Diefe Wirtung — die jedoh auch nah Ein⸗ 
führung der Doppelwährung den Staaten mit Papierwährung (Argentinien, 
Rußland) gegenüber fortdauern würde — wird aber verſchwinden, fobald die 
Inlandwaarenpreiie in den Silberwährungsländern infolge des Sinkens des 
Silberpreifes fih heben. Außerdem werden die Länder mit mindermwerthiger 
Währung durd) die Valutaſchwankungen auf dem Weltmarkte weniger mitbe- 
werbsfähig und ftreben deshalb felbft der Goldwährung zu. Die Vertreter 
der Doppelwährung gehen davon aus, daß das Sinken der Silberpreife allein 
durch die Einführung der Goldwährung veranlaßt fer und daß das Gold 
allein dem fteigenden Geldbedürfnifje nicht genügen könne, mas zur Steigerung 
des Geldpreifes und zum Sinken der Waarenpreife führen müfle ($ 299 LI 
Abi. 3). Beides wird von den Vertretern der Goldmwährung unter Hinweis 
auf die Geſetze der Preidbildung, die gefteigerte Goldgewinnung und die Ver⸗ 
mehrung der Zahlungsmittel durch den Kredit ($ 299 II Abſ. 2 u. $ 308 
Abf. 39) mit dem ferneren Hinweiſe beitritten, daß die Doppelmährung über- 
haupt nur durch Verträge mit den Übrigen großen Handelsftaaten herbeigeführt 
werden könne, ſolche aber weder erreihbar feien, nod wenn Died gefchehe, 
gehörig überwacht werden könnten. 


) RVBerſ. Urt. 43, ©. betr. Aus | 7) MG., Art. 15. — Der Betrag der 
prägumg von Reihsgoldmünzen 71 (RB. | umlaufennen Thaler wurde (99) auf 360 
404) u. MunzG. 9. Juli 73 (RB. | Mil. M. geihägt, wovon etwa die eine 
233); Einf. beider in Gljaß-Lotbringen | Hälfte in Verkehr, die andere bei der 
©. 74 (RSB. 131). Aus dem Pfunde Reichsbank niedergelegt war. — Die 
God werden 1395 M. geprägt; die |, Thaler öſterreichiſchen Wepräges find außer 
Miſchung befteht aus’, Gold (Be aeba) Kurs geſetzt G. 92 (RXGB. 315) u. Bel. 
2. Yo Kupfer (Legierung) ©. 71 11 W(RSB. 1013). 
nn. 4. — Das Bruttogewidt der Münzen 
heißt Schrot, der Feinheitögrad Korn. 
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Die Reichswährung ift mit dem 1. Januar 1876 im gefammten Reichs⸗ 
gebiete in Kraft getreten?!). Die Ausprägung der neuen und die Einziehung 
der früheren und abgenutten Münzen erfolgt im Auftrage und auf Rechnung 
des Reiches durch die Landesmünzſtellen?2). Die Außerkursfegung fowie die 
Zulafſung fremder Münzen beftimmt der YBımdesrath"%). Die Mark wird in 
100 Pfermige getbeitt. Als Reichsgoldmünzen werden Stüde zu 10 md 
230 M. ausgeprägt *). Die Zehnmarkftüde heißen Kronen, die Zwanzigmark⸗ 
fläde Doppelkronen 6). Daneben werden als Scheidemünzen Silbennänzen zu 
5, 2 und 1 M. und zu 50 Pf., Nickelmimzen zu 10 und 5 Pf. und Kupfer⸗ 
mönzen zu 2 und 1 Pf. geprägt. Der Gefammtbetrag der Silbermünzen 
darf 15 M., der der Kupfer⸗ und Nidelmünzen 21, M. für den Kopf der 
Bevölferung micht überſteigen?e). Bei den Reichs⸗ und Landeslafien werden 
Silbermünzen in jedem Betrage angenommen; fonft braudden fie nur bis 
230 M., Kupfer⸗ und Nidelmünzen nur bis zu 1 M. in Zahlung angenommen 
zu werben 7°). 

Die Anfertigung und Inverkehrſetzung falſchen Metall⸗ oder Papier⸗ 
gelbes, fowie bie zu dieſem Zwecke erfolgende Anſchaffung und Anfertigung 
dazu dienender Stempel und Platten wird als Münzverbreden ober 


„Vergehen beftraft?%. Daneben ift jede anbermeitige eigenmädtige An- 


Mi. At 1 u 14, 8 76 
(REB. 803). — Mebergangsbeftl. MG. 
Art. 15—17 nebſt ©. 74 (RGB. 35) u. 
76 (RED. 8). 

7, MG. Art. 6,7, 10 u. 11. — Die 
Ausprägung für Privatrehnung gegen Ge⸗ 
bähr (Pruͤgſchatz) Art. 12 iR bedeutungs⸗ 
los geworben, feittem die Reichébank 
Barrengold zu dem feften Breife von 
1392 M. für das Pfund — aljo mit 
einem unter dem Prügſchatze bleibenden 
Abzuge von EM. (Anm. 69) — an⸗ 
nehmen muß ©. 75 (RB. 177) 8 14. 
— anzätten im Preußen 8 47 Abf. 21 
d 


*) MS. Art. 8 u. 13. Außerkurs⸗ 
fegung der öfterreihifchen, ungarifchen u. 
niederländiihen Gulden 3 Bel. 74 (RGB. 
12 u. -111), der Silber- u. Kupfermünzen 
öfterreihiichen u. dänifchen Gepräges Bel. 
74 (RGB. 152), der polnifhen Talara⸗ 
Rüde 75 (ROB. 134), der finnifchen 
Silbermünzen 74 (R&B. 126), der 
Silder- u. VBrongemünzen der Franken⸗ 
währung 75 (RGB. 307), der fremden 
Scheidemünzen, vorbehaltlich der Geftattung 
von Ausnahmen für einzelne Grenzbezirke, 
4 Bel. 88 (RED. 149, 171 u. 218) 
nebfi zwei Bel. 89 (RGB. 37 u. 88). 


— Deutfhe und öflerreihifhe Thaler 
Anm. 70. 


”, ©. 4. Da. 718 1-9. MäünG. 
Art. 2, erg. ©. 00 (Aum. 76) Urt. V. 
Form u. Beprüge ZR. 74 (MB. 34). 

”) AE. 75 (ROB. 72). 

*) Müänzd. Art. 83, 4 m. 5 nebft 
®. u. Bel. 00 (RGB. 250 u. 258), wo» 
nad) die früheren Reichsgeldmünzen zu 5 M. 
bis 80. Sept. O1 u. die Zwanzigpfennig- 
ſtüde in Silber u. Nickel bis 1. April 1902 
u. 1903 außer Kurs gejett werben loͤnnen 
Art. I—III u. der Hoͤchſtbetrag der Silber⸗ 
müngzen von 10 auf 15 M. für den Kopf 
der Benölferung erhöht iſt Art. IV. Form 
n. Gepräge Anm. 74. — Aus dem Pfunde 
Silber werben 100 M. geprügt. Miſchungs⸗ 
verhältnig wie beim Golde (Anm. 69) 
Art. 3 8 1. Die Reichsſilbermünzen find 
noch 10 v. H. unterwerthiger als die 
Thaler. — In Umlauf befanden fi (99) 
neben 3596 Mill. M. Gold-, 518 Mill. M. 
Siüber-, 64 Mil. M. NRidel- u. 14 Mil. 
M. Kupfermünzen,; Thaler Anm. 70. 

7) ME. Art. 9. — Thaler Abi. 8. 

”, StB. 8 146—152; Anzeigepflidt 
8 139; Begehung im Auslande 8 41. — 
Berfahren der Kafle ZR. 76 (MB. 194), 
der Gerichte StPO. $ 32. 
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fertigung und Ueberlaffung ſolcher Stempel, Platten und Abdrüde mit Strafe 
bedroht ??). 


VII. Verlehr. 
1. Einleitung. 


8 857. 

Der Verkehr umfaßt im weiteren Sinne alle Bewegungen, durch die 
der Mebergang der Güter aus einer in eine andere Wirthichaft vermittelt wird; 
im engeren Sinne werden darunter die Mittel und Wege verflanden, die 
biefe Bewegungen ermöglichen. Die weitere Bedeutung erſtreckt ſich auch über 
den gewerblichen, Handels⸗ und Kapitalverkehr; die engere, hier angewendete 
beſchränkt fi) dagegen auf Schiffahrt (Nr. 2), Wege (Nr. 3), Eifenbahnen 
(Nr. 4), Boft und Telegraph (Nr. 5). 

Das Verkehrsweſen, das die Herftelling der Berfehrsanftalten (natür- 
liche und fünftlihe Verkehrswege und Verkehrsmittel) umd den Betrieb des 
Verkehres umfaßt, bildet felbft einen Erwerbszweig, der als der Staat ihn an 
fi z0g, zum Regal wurde‘). Zugleich ift e8 der Träger jedes anderen Er- 
werbes, und diefe Bedeutung rüdt bei fortfehreitender Entwicklung gegen die 
erftere in den Vordergrund. Die ſtaatliche Thätigfeit hat damit eine veränderte 
Richtung genommen. Die finanzielle Seite wurde durch die volfswirthfchaft- 
liche verdrängt; das Recht wurde zur Pfliht, und der Staat hat deshalb die 
Verkehrszweige auch nad Wegfall der Regalität in der Hand behalten, zumal 
da, wo eine einheitliche Leitung nothwendig wurde oder die Kapitalanlage weniger 
nugbringend erſchien und Mitbewerbungen ausſchließen mußte (Poſt und Tele 
graph, Strom⸗, Kanal» und Straßenbauten). Der Wegebau ift dann bei 
vormwaltendem örtlichen Interefie auf die Selbftverwaltungsförper übergegangen. 
Gegenftand des freien Betriebes ift nur die Schiffahrt geblieben, während im 
Eifenbahnwefen der Kampf zwiſchen Staats» und Brivatbetrieb in Preußen zum 
Siege des erfteren geführt hat. 

Die Bedeutung der Verkehrswege für das Gemeinwohl läßt das wichtige 
Recht der Enteignung (Erpropriation) vorzugsweile für diefe zur Anwendung 
fommen?). Neben den Einſchränkungen und Belaftungen, denen das Eigenthum 
aus Gründen bes öffentlichen Imtereffes im Wege der Geſetzgebung allgemein 
unterworfen wird, muß es auch im Einzelfalle dem öffentlichen Intereſſe 
weichen; dem Eigenthümer gebührt aber in diefem alle die volle Entſchädigung. 


” SIEB. 3 860 Nr. 4 Goflung bes —S— bei der Landestriangnlation 


®. 91 ROB. 107 Art. IV), 5 u. 38 Abſ. 4, beim Bergbau $ 312 Abf. 3, 
3 Waſſer⸗, Wege⸗ u. Poſtregal N 130 im Agrarreiit 8 820, 821, Wafferrecht 
d. & 324 - 6 und bei Walsgenoffenichaften 


* Anderweite Enteignungsfälle bieten | 8 880 Abſ. 7. Auf dieſe Yälle findet das 
bie Reichsgeſetze bei militärifchen Leitungen | Enteigu®. (Anm. 5) keine Anwendung daſ. 
8 108—112 dv. W. und linterfagung ge» | $ 54. 
werbliher Anlagen $ 341 Nr. 11; die 
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Diefes Recht beftand bereits im 18. Jahrhundert?), fand aber erft im 19., 
vor allem feit Entftehung der Eifenbahnen, feine grundfägliche Ordnung. Für 
Preußen wurde der verfaflungsmäßige Grundſatz, daß das Eigenthum un- 
verleglich fei und nur aus Gründen des öffentlihen Wohles gegen vorgängige, 
in dringenden Fällen menigitens vorläufig feitzuftellende Entfhädigung entzogen 
werden dürfe*), erſt fpäter durch ein einheitliches Geje geregelt. In diefem 
find die Grundſätze feftgeftellt worden, nad) welchen die Enteignung ſich inhalte 
(ih in betreff der Zuläffigkeit und Entſchädigung und förmlich in betreff des 
Verfahrens vollzieht)). — Die Zuläffigkeit der Enteignung fegt Gründe 
des Öffentlihen Wohles und ein Unternehmen voraus, deſſen Ausführung die 
Enteignung nothwendig macht. Diefe Enteignung beſchränkt fid) auf da8 Grund⸗ 
eigentdum und die Rechte an ſolchem; das Hecht der Enteignung kann fowohl 
vom Staate felbft ausgeübt als an Körperfhaften oder Private verliehen 
werden. Die Frage, ob ein Enteignungsfall vorliege, wird — ſoweit fie nicht 
durch das Geſetz für gewiſſe Enteignungsfälle allgemein ausgeiproden iſt — 
für den Einzelfall durch königliche Verordnung feftgeftellt. Zu vorübergehenden 
Beihränkungen bis zu 3 Jahren und zur Vornahme bloßer Vorarbeiten genügt 
dagegen die Anordnung des Bezirksausſchuſſes). — Die Entfhädigung, 
die der Unternehmer zu leiten bat, beiteht neben dem vollen Werthe des 
abzutretenden Grundſtückes einschließlich ded Aufwuchſes au in dem Minder⸗ 
werthe der Reftgrunditüde. Können diefe nicht mehr ihrer Beftimmung gemäß 
benugt werden, fo find fie mit zu übernehmen; Gebäude fünnen nur ganz im 
Anſpruch genommen werden’). Neben der Entfhädigung find die nad Eut- 
ſcheidung des Bezirksausſchuſſes erforderlihen Anlagen an Wegen, Ein⸗ 
friedigungen und Gräben herzuftellen und zu unterhalten®), — Das Ber: 
fahren, das drei Abfchnitte — Feftftellung des Planes, Teitftellung der 
Entſchädigung und Vollziehung (Befigeinweifung) — umfaßt, ruht in der Hand 
der VBerwaltungsbehörden?); gegen die Feſtſtellung der Entſchädigung fteht je- 





9 2. Eint. $ 74, 75, 18 8 29—31 
u.111 $4—11. — Bahnbredend wurde 
erft da® franz. G. 10. März 10. 

9 Pr. BU. Art. 9. 

5) Enteignungs®. 11. Juni 74 
(85. 221), nidt berührt durch 3PO. 
Einf®. $ 15? und das BSG. Einf®. 
Art. 109, verb. Anm. 7. Bearb. v. Seydel 
(2. Aufl. Berl. 87) und Eger (Berl, 87 
und 91). 

) EG. 8 1-6 u. Zuſt. 8 150. 
Erleichterungen bei Herſtellung öffentlicher 
Wege (EG. 8 3 u. ſüchſiſche WegeO. 91 
&&. 316 $ 12) und bei Entnahme von 
Wegebaumaterialien (EG. $ 50-53) 
& 863 Abi. 2, bei Strombauten $ 358 
Ab. 12 W. — Enteignungsrecht für 


iſenbahnunternehmungen EG. 8 38, 
Reichseiſenbahnen RVerf. Art. 41 Abi. — 
ynlage ftädtifher Straßen $ 266 Abſ. 3 


. 188. $ 7-13. — Nnfprüde be 
rechtigter Dritter daf. $ 11 u. 45 u. 
Einf®. z. BGB. Art. 52, 53 u. 109; 
Koften © 99 (85. 326) 5 122. 

* Daf. $ 14; Zuf®. 8 150. Be 
fondere Behimmung bei Eifenbahnen $ 367 
Anm. 27 2. W. 

”) ige. Befimmungen EG. $ 39 
bis 43; Koften- u. Stempelfreiheit 8 43 
u. ©. 99 (68. 326) 8 7 Abi. 1 (8 153 
Abi. 2 d. W.); Feſtſtellung des Planes, 
vorläufige 8 15, endgültige &_ 16%, 
ber Entfhädigung 8 24—29; Vollziehung 
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doch beiden Theilen binnen 6 Monaten der Rechtsweg offen. Dabei kann 
gegen Zahlung oder Hinterlegung der feftgeftellten Entſchädigung die Beſitz⸗ 
einweifung vor Erledigung des Rechtsweges erfolgen. Auch fpäter hervor- 
tretende Nachtheile können binnen 3 Jahren im Rechtswege geltend gemadt 
werden), — Mit der Enteignung geht das Grundftüd frei auf den Unter: 
nehmer über. Yür die Anfprüde der Grundberechtigten bleibt die gezahlte Ent- 
ſchädigung verhaftet!!). 


585 


2. Schiffahrt. 
8 358. 

a) Die Schiffahrt theilt fi in die Seeſchiffahrt (b) und die Binnen , 
ſchiffahrt (oc). Bon den Schiffahrtdaulagen'”) kommen die Häfen der 
Schiffahrt überhaupt, die Strom- und Kanalbauten dagegen vorwiegend der 
Binnenfhiffahrt zu ftatten. — Die Häfen find theilweije von Gemeinden, 
meift aber vom Staate angelegt. Das Landrecht bezeichnet fie als Eigenthum 
des letzteren. In den Seehäfen haben alle deutſchen Schiffe gleiche Rechte. 
Die Abgaben in diefen dürfen die gewöhnlichen Herſtellungs- und Unter- 
haltungstoften nicht überfteigen!®). — Durch Strombauten, zu denen der 
Staat verpflidtet iſt ($ 324 Abf. 3), wird die Schiffbarkeit vorhandener 
Wafſerzüge bergeftellt, erhalten oder verbeflert. “Die Flußverbeſſerungen be- 
gannen ſchon unter Friedrich dem Großen und find befonders in den lebten 
Jahrzehnten weiter gefördert. Die Dffenhaltung des Flußbettes wird neben 
der Bertiefung mittelft Baggerung oder Sprengung hauptfählich durch Förderung 
des regelmäßigen Abzuges erzielt, indem der Lauf des Flufſſes durch Anlegung 
von Durchſtichen verkürzt oder da8 Strombett durch Einbauten eingeengt wird 14). 


8 32—88 (der Zinsfuß in $ 86 Abf. 2 | 
beträgt 4 v. 9. ©. 99 GS 


», 2x. 11 15 5 80. RVerf. Art. 54 


verb. Zuft®. 8 150. Für die freiwillige 
Abtretung ($ 16) genügt — flatt der ges 
ritlihen oder notariellen Beurkundung 
BOB. $ 313 — die fohriftlihe Form 
EG. Art. 142, ©. 99 (GS. 177) Art. 12 
8 1Abf. 2. Beichleunigung des Verfahrens 
Bi. 99 (MB. 89). 

”, EG. $ 30—31 u. 34. 

ı) EG. 8 44-49. — Auf enteignete 
Theile eines Grundftüdes hat der Eigen- 
thämer ein geſetzliches Borlaufsredht $ 57, 
das der grundbuchlichen Eintragung nicht 
bevarf, ©. 99 (GS. 177) Urt. 22. 

) Möglichleitder Förderung durch Kultur- 
rentenbanfen $ 328 Abf. 4 u. dur Wafler- 
genofienihaften $ 324 Abſ. 5.0.8. — 
Shut der Dünen u. der Meeres u. Fluß⸗ 
ufer StOB. 8 366. 


. 177 ct. 10); | Ubf. 3 u. 5. — Beflrafung u. Zuftändigs 


feit wie $ 360 Anm. 65 

, Die Einbauten werden im Strom- 
bette, auf der Stromjohle und nicht über 
die Höhe die Mittelwaſſerſtandes, parallel 
dem Ufer (Parallelwerke), oder in den Fluß 
hineinragend (Buhnen, Krippen, Hafen) 
angelegt, möglihft aus Steinen, wo diele 
fehlen, aus Strauchwerk (Faſchinen). An 
den geeigneten Stellen werden fie mit 
Weiden bepflanzt. Da fie die Ablagerung 
der Sinkſtoffe an den eingebauten Stellen 
fördern, dagegen in der Mitte eine einheit- 
lih vertiefte Stromrinne mit feſten Ufern 
berfiellen und erhalten, dienen fie neben 
der Schiffahrt auch dem UÜferihuge nnd 
der Erhaltung und Berbefierung der Vor⸗ 
fluth. Denkſchr. des Waſſerausſchuſſes 
(Anm. 16) 5. Juni 96 u. 9. Febr. 93. 
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— Die Rechte der Ufereigenthüämer an öffentlichen Flüſſen ($ 324 Ubi. 3) 
find im Imterefie der Strombauten mehrfach befchräntt worden. Der Staat 
ift berechtigt, gegen entiprehende Entfhädigung und in dem durd) den Bau- 
zwed bedingten Umfange die Ufer und Anlandungen der öffentlichen Wiäfie 
zu benußen und Anlandungen, Inſeln oder Felſen zu beſeitigen. Die eigen⸗ 
mãchtige Beſeitigung, ſowie die dem Bauzwecke zuwiderlaufende Benutzung 
dieſer Sachen iſt bei Strafe verboten. Durch Strombauten entſtehende An- 
landungen gehören zwar dem Uferbeſitzer, können aber von dieſem nur mit 
Genehmigung der Strombauverwaltung, erft nad Erfüllung des Bauzweckes 
und gegen Erftattung des Werthes, der Die aufgewendeten Koften nidht über» 
fleigen darf, in Beſitz und Benutzung genommen werden!) — Die Angelegen- 
heiten der Strombau- und Strompolizeiverwaltung einfchließlih der Schiffe- 
brüden und Fähren find für die Weichfel, den zwifcgen Breslau und Schwedt 
befegenen Theil der Dder, die Elbe, die Weſer und den Rhein im Intereſſe 
der einheitlichen Leitung den DOberpräfidenten von Weſtpreußen, Schlefien, 
Sachen, Hannover und der Rheinprovinz übertragen. Diefen ift Hierfür ein 
befonderer Waflerbauratd (Strombaudireltor) beigegeben %)., — Die Kanäle 
vermitteln die Beförderung, insbefondere der ſchwerwiegenden Stoffe, zu vers 
hältnigmäßig billigen Breifen und haben deshalb, obwohl zeitweilig durch die 
Eifenbahnen zurüdgebrängt, Doc ihre Bedeutung neben diefen behauptet. In 
den letsten Jahren ift ihnen vermehrte Beachtung zugemwendet, die fid) ſowohl 
auf die Ausdehnung des Kanalnetzes, ald auf die Vertiefung der vorhandenen 
Kanäle und auf deren Einrichtung fir Dampfſchleppſchiffahrt erftredt hat?)). 

Die Berwaltung der Schiffahrt, Hafen und Strompelizei er- . 
folgt ohne Mitwirtung der Selbftverwaltimgälörper durch den Handels⸗ 
minifter, die Oberpräfidenten (Abf. 1) und die Regierumgspräfidenten!?). 


 &. 20. Aug. 83 (GS. 383), era. | 8. 95 (daf. 349). BetriebsO. 98 (32. 
($ 18 abf. 2) ©. 84 (®S. 303,5; Auw. | 99 ©. 57). — Elbe⸗Travekanal Bir. mit 
83 (MB. 237). Die Uferbaulaft (ER. 11 | Lübel 93 u. &. 94 (GS. 119 u. 125); 
15 8 63 u. 79, Kreis Rinteln ©. 75 | Dortmund-Emslanadl &. 86 (GE. 207) 
86. 1%) wird dadurch nidt berührt; | u. 97 (GS. 205). — Berbeflerung der 
dagegen iſt die fchlefifche Ufer-, Ward» u. | Oder u. der Spree ©. 88 (86.238) n. 
Seaungen. v. 1763 aufgehoben ©. 83 | 90 (GS. 67). — Regelung der Weichſel 
38). &. 88 (86. 351). — Der Kanalban hat 
e) "ac. 88 nebſt MinBerf. u. Geich.» | erft dur die feit dem 16. Jahrhundert 
Anw. 89 (MB. 89 ©. 22 u. 59), erg. | angewendeten Kammer« oder Einlaßfchleufen 
AE. 94 (85. 95 ©. 43). — Daneben | größere Ausdehnung gewonnen, durch die 
ift zur Erörterung der Urſachen u. der vor- | das Auf u. das Abfleigen der Yahrzenge 
beugenden Maßregeln in bezug auf die | in Waſſerſtraßen mit verichiedener Waſſer⸗ 
Stromüberfhwemmungen ein Ausihuß in | ftandshöhe möglich geworden if. 
Berlin eingefett AE. 18. Zuli R. “ WG. 8 1362, 188, 145 Abf. 2, 
”, Norboftfee- (Kaifer Wilhelms⸗) tanal | KO. 81 (GS. 180) 8 59 bl. 2 u. 
RO. 86 (RB. 58) u. &. 86 (BS..209), Zuſt. 8 951. Auläffigkeit der Ueber⸗ 
Tarif daf. $ 3, AE. 96 (ROB. 681) u. | tragung auf Waflerbauinipeltoren E. 84 
&. 99 (KGB. 315) nebft Ausf.Anw. 00 | (MB. 208); da diefe nur im Auftrage 
(ZB. Beil. zu Nr. 12), Kanalamt in Kiel | des zuftändigen Regierungspräfidenten ver⸗ 
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Als öortliche Organe befiehen einige befondere Sciffahrte- und Hafen⸗ 
behörben 1). 


8 359. 

b) Seeſchiffahrt?o). Alle deutſchen Kauffahrteifchiffe bilden eine ein⸗ 
heitlihe Handelsflotte??) und genießen mit ihrer Flagge zur See den ge= 
meinfamen Schuß des Reiches?) Die Flagge ift das Kennzeichen der 
Rationalität der Schiffe, die dur die Reichdangehörigleit der Eigen⸗ 
thumer und die Eintragung in die von den Amtsgerichten geführten, öffent- 
lichen Schiffsregiſter bedingt und dur Urkunden (Schiffezertififate) nachge⸗ 
wiefen wird 2°). Die Flagge ift jchwarz-weiß-roth 4). — Zur Sicherung des 
Scäiffsverkehres im Auslande find auf Grundlage der Gegenfeitigfeit mehrfach 
Schiffahrtsverträge abgefhlofien?). — Die Staatsgewalt erfiredt ſich 
wicht auf die offene See und nimmt diefe nur in einer Breite von 3 Seemeilen 
(Y/,s Breitengrad) längs der Küfte und die Meerbuſen bis zu einer Deffnung 
von 10 Seemeilen als Küftenmeer in Anfprud. Die Küftenfradtfahrt 
(cabotage) ift den deutſchen Schiffen vorbehalten, kann aber auch ausländifchen 
Schiffen dur Vertrag oder faiferlihe Verordnung befonderd eingeräumt 
werden 2%). — Ferner ift dur Vertrag der Großmächte, Sardinien® und der 


fügen können, gehen Beſchwerden gegen ihre 
Verfügungen an den Oberpräfidenten OB. 
u. RE. 97 (MB. 119), — Hochwaſſer⸗ 
u. Eiswachdienſt an den StrömenAnm. 96. 
(MB. 97 ©. 13); Bildung von Waſſer⸗ 
wehren Bf. 98 (MB. 68). 

», Safenpolizeilommifftonen in Memel, 
Königsberg und Pillau, Schiffahrtsrenier- 
pofizei in Stettin und in Swinemünde; 
Satenämter in Emden, Geeftemünde, Leer 
u. Rorden. In Danzig, Stettin u. Kiel 
werden die Geſchäfte von den al. Polizei- 
direltionen wahrgenommen. — Die Sci 
fahrtse-, Hafen- und Stmompolizeibehörben 
find nit Ortspolizeibehörden OB. (VIII 
379). — Uniform der Lootſenkommandeure 
und Hafenmeifter 8 70 Anm. 49 d. W. 

”) Perels Handb. des Seerechts (Berl. 
84), Knitſchky Seegeſetzgebung (2. Aufl. 
Berl. 94). 


2, Die deutfhe Handelsflotte um- 
faßte (1. San. 99) 2490 GSegel- u. 1223 
Dampficiffe. Davon entfielen auf Preußen 
1559 u. 494. Die Zahl der Segelſchiffe 
nimmt ab, die der Dampfſchiffe dagenen zu. 

=) RVerf. Art. 47 u. Art. 54 Abſ. 1 
u. 5. — Ausübung dieſes Schubes durch 
die Konfuln 8 85 Abſ. 4 d. W. — Unter 
flütung der regelmäßigen Poſtdampfſchiff⸗ 


verbindungen mit Oftafien, Aukralten u. 
Oſtafrika 8 3523 Anm. 12 d. 

RBerf. Art. 54 Abſ. 2, ©. ws Juni 
99 (XGB. 319); —2 — zum Zügen 
der lange daſ. $ 22 u. V. 00 (RO. 
807); Führung der Sciffsregifter Ss 99 
(88. 249) Art. 29 nebſt Anm. 99 (38. 
380, IMB. 741, Berichtigung 789), 3. 
v0 (RB. 41) u. Bf. 99 (IMDB. 753). 

4) RVerf. Art. 55, ©. II (RSB. 319) 
8 1 Abf. 2, B. 67 (BGBL. 39), 93 (RED. 
1050) $ 1 u. AE. 96 (RB. 181). 

=, Schiffahrtsverträge mit Frank⸗ 
reih 62 (GS. 65 S. 450) nebſt Btr. 71 
(RGB. 228) Art. 11, verb. Anm. 61; 
Schiffahrt auf dem Schwarzen Meere und 
der Donau Btr. 71 (ROB. 104) u. 81 
(RB. 82 ©. 61), auf dem Kongo und 
Niger Berliner Konferenzatte 85 (RGB. 
215) Art. 13 — 33. — Entipredende Vor⸗ 
fhriften finden fih aud in den Handels⸗ 
verträgen $ 156 Anm. 59 u. & 35% 
Anm. 3 d. W. 

”, G. 81 (RSB. 97. Das Redt if 
den Schiffen von Belgien, Braftlien, Däne⸗ 
mark, Großbritannien, Stalien, der Nieder- 
lande u. Schweden-Nonwegen eingeräumt, 
und flieht den Schiffen von Oeſterreich⸗ 
Ungern, Rumänien, Siam u. Tonga ver« 
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Pforte das Kriegsfeereht dahin geordnet, daß die Kaperei abgeſchafft, mit 
Ausnahme der Kriegslontrebande die neutrale Flagge und das neutrale Gut 
unter feindlicher Flagge von der Befhlagnahme frei bleibt und Blodaden nur, 
wenn fie thatfädhlih durchgeführt werden können, rechtsverbindlich find ?”). 
Ueber die Rechtmäßigkeit der im Kriegsfalle gemachten Seebeute (Brife) wird 
durch befondere, gemäß Taiferlicher Verordnung einzurichtende Brifengeriähte 
entfchieden®®).. 

Das Seereht wird im Handelögefegbucdhe??) unter den Beſtimmungen 
vom Seehandel geregelt. Es umfaßt die Rechtsperhältnifſe der Seeſchiffe *0), 
der Rheder (Schiffseigenthümer) ſowohl dritten gegenüber?!) als im Gegen⸗ 
ſeitigkeitsverhältniſſe mehrerer Mitrheder (Rhederei)) und der Schiffer 
(Schiffsführer)?). Weiter folgen das Frachtgeſchäft zur Beförderung von 
Gütern) und Reiſenden?); die Bodmerei (das Darlehnsgeſchaͤft, das 
unter beſtimmten Vorausſetzungen vom Schiffer unter Verpfändung von Schiff, 
Fracht und Ladung eingegangen wird)®®); die Haverei (der an Schiff und 
Ladung zur Errettung beider aus Gefahr vorfäglih und der durch Unfall ver- 
urſachte Schaden, große und befondere Haverei) ?7); der Berge- und Hülfs⸗ 
lohn für Bergung und Hülfsleiftung in Seenoth*®); die fir gewifle Forde⸗ 
zungen gewährten Rechte der Schiffsgläubiger, denen ein gefeglidhes, den 
übrigen Pfandgläubigern vorgehendes Pfandrecht zufteht??) umd die See⸗ 
verfiherung*). Die feereihtlihen Verjährungsfriften find bei der Noth- 
wendigfeit fchleuniger Regelung nur kurz bemefien*!). 


ira smäßig zu V. u. Bel. I (RGB. 275 

76) u. 8. 86 (R&B. 179). — Küften- 
fülcerei $ 839 Abf. 2 d. W. 

"2. 56 (GS. 585); Beitritt der 
deutihen Staaten Bel. 58 (SS. 568). 
Duchfuhung der Schiffe behufs Unter⸗ 
dragung des Sklavenhandels 8 35 Anm. 44 
d. W. 

*) G. 84 (RGB. 49). 
ß 98 Anm. 61 d. W. 

”, 8 353 Anm. 14 d. W. 

* vor. s 474—83, EG. Art. 6 u. 
AS. Art. 7 

) 66B. 484-8, 510, EG. Art. 7. 

”, SB. 5 489—509. 

”) Dal R 511—55 u. (u 8 521) 
a2 Art. 

e 08 6 556—663. Der vom 
Schiffer über das Frachtgut auszuftellende 
Schein heißt aunwnaflement 8 642—61. 

*) Daſ. & 66478. 

*) Daf. $ = 99. 

, Daſ. 5 700—33. — Auf Grund 
der eiblihen Bekundung des Hergangs 
duch den Schiffer und die Beſatzung (Ab- 
legung der Berflarung 8 522—5) erfolgt 


— Kaperei 


die Seefhädenauseinanderfeung (Dispadye) 
durch eigens vom Gerichte angefiellte Per⸗ 
fonen (Dispacheure) daf. $ 727—80, Ber- 
fahren ©. 98 (R&B. 771) 8 08, 
Koftenpfliht ©. 99 (GS. 249) Art. 30. 
— Gchadenerfaß bei Sufammenfdßen 
HGB. 8 734—9 u. EG. A 

”, SGB. 5 740—53. 

”, Daſ. $ 7544-77. — Ser und 
Binnenfhiffe, die in die Scifföregifter 
(Anm. 23) eingetragen find, werden — 
obwohl zu den beweglichen Saden gehörig 
— doch nad Art der Grundftüde (ß 208 
u. 193 Abf. 3 d. W.) behandelt m An⸗ 
jehung der Berpfändung BGB. 8 1359 
bis 72 u. (Berfahren) ©. 98 (REGB. 771) 
8 100—124 und ber Zwangsvolifiredung 
ZPO. 8 864 Abi. 1, ©. 98 (RB. 713) 
& 162—171; die Zwangsverwaltung iſt 
jedoch ausgeichloffen daf. $ 870 Abf. 2; 
auch gelten die Grundfüge für bewegliche 
Saden für Sciffsparten (Schifisautheile) 
$ 858 u. beim Arreſte $ 931. Aufgebots⸗ 
verfahren 3 193 Anm. 47 d. W. 

“, HB. 8 778-0. 

a) Daf. $ 901 -5. 
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Dem Schutze der Seefhiffahrt gegen die ihr drohenden befonderen 
Gefahren wird neben entfpredienden Strofvorſchriften“?) durch eine Reihe 
eigener Einrichtungen gedient. Zur Abgabe von Gutachten und Vorſchlägen 
auf diefem Gebiete befteht die dem Reichsamte des Innern unterfiellte tech⸗ 
nifhe Rommiffion für Seefhiffahrt. Unter dem Reichsſmarineamte fteht 
die deutſche Seewarte in Hamburg, melde die Kenntniß des Meeres und 
der Witterung im Intereffe der Seefchiffuhrt fördern fol), Auch die zur 
Sicherung der Schiffahrt beftimmten Schiffahrts zeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, 
Baken und fonftigen Tagesmarken) bilden Gegenftand der Reichsgeſetzgebung“). 
— Die früher allgemein vorgefhriebene Verpflichtung der Seefchiffer, fi beim 
Einlaufen in die Häfen der Provinzen Bommern, Oft- und Weftpreußen der 
Lootfen zu bedienen (Rootfenzwang), ift auf einzelne, durch Polizeiverordnnung 
befonders feftzuftellende Fälle beihräntt*). — Zur Verhütung des Zu- 
fammenftoßens der Schiffe auf See find Borfhriften über die Anwendung 
von Litern und Schallfignalen und über das Ausmweihen gegeben). Im 
alle des Zufammenftoßes ift gegenfeitig Hülfe zu leiften*”). Die beftimmungs- 
mäßigen Noth- und Xootfenfignale dürfen nur angewendet werden, wenn 
ein Schiff fi in Noth ober Gefahr befindet und wenn ein Lootſe darauf ver- 
langt wird). Die Urfahen der Seeunfälle werden durch die unter der 
Aufficht des Neiches ftehenden Seeämter auf Grund eines öffentlichen und 
müundlichen Verfahrens näher feftgeftellt, um der Wiederkehr ähnlicher Unfälle 
mögliäft vorzubeugen. Dieferhalb find die GSeeämter bereditigt, den dabei 
fir ſchuldig befundenen Schiffern, Steuerleuten und Maſchiniſten wegen Mangels 
der erforderlichen Eigenſchaften die Befugniß zur Ausübung ihres Gewerbes 
zu entziehen. Gegen diefe Entfcheidungen ift die Beſchwerde an das in Berlin 
für das Reichsgebiet beftellte Oberſeeamt zuläffig*?). — Bei Strandungen 


) Gefährdung der Schiffe durd Mit- | den übrigen feefahrenden Staaten ange- 
nahme von Kontrebande SIEB. 8 247; | nommen und hat dadurch internationale 
Zerſtdrung 8 305; Branpfliitung $ 306 | Bedeutung gewonne 
nebit 825; SHerbeiführung des Strandens ® B. 76 (RB. 189), StEB. $ 145 


& 323 nebft 825, 326 u. Einf. 8 4. . 89 (vor. Anm.). 
*) &. u. 8. 75 (R&B. 11 u. 385), ur B. 76 (RGB. 187), $ 1—3 fim 
B. % (RB. 151). aufgehoben V. 97 (Anm. 46) Art. 34; 


) G. 73 (REB. 47) u. Bel. 87 | St&B. $ 145. 
(RGEB. 387); Strafe der Beihädigung ” G. 77 (RSB. 549), erg. G. 78 
oder Serhdrung SIEB. $ 322, 325, 326 | (XGEB. 109). Geihäftsd. für das Ober- 
u. Einf®. $ 4 feeamt 78 (38. 276‘, Nachtr. 89 (38. 

“, G. 58 (86. 216) u. WG. 8 138 | 871). — Preußiſche Seeämter beftehen 
Abſ. 3. Gebühren Anm. 65. in Königsberg für Oftpreußen; Danzig für 

“) Zwei B. 97 (RB. 203 nebft 462 | MWeftprenßen; Stettin für die RegBezirke 
n. 215), Art. 2 der erfteren erg. B. nebft | Köslin und Stettin; Strolſund für den 
Bel. 00 (ROB. 1003 u. 1086). StB. diegBez. Stralfund; in Flensburg und 
& 145; Begriff des Sciffsführere V. 89 | Tönning für die Ofl- und für die Weſt⸗ 
(RIB. 171). Die Ordnung des Signal⸗küſte von Schl.⸗Holſtein; in Emden für die 
weiene in England (1857) wurde von | oftiriefifhe Kuſte. (Seeämter finden fid) 
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regelt das HBG. nur den Anfprud auf Berge- und Hülfslohn*®); in betreff 
der Rettung der Menſchen und der Bergung des Eigenthums ift Dagegen ein 
befonderes Berfahren vor den Strandämtern (Strandhauptienten) vorge 
ſchrieben. Letztere haben vorzugsweife das Strandgut zu verwalten und den 
Empfangsberedhtigten zu übermitteln, während das eigentlihe Hülfe- umd 
Nettungswerk den ihnen untergeordneten Strandvögten obliegt"). Das f. g. 
Strandredit, welches dem Fiskus oder den Strandbewohnern einen befonderen 
Anſpruch auf das Strandgut verlieh, ift aufgehobend!). — Im Intereſſe der 
Sicherheit des Betriebes wird die Ladungsfähigkeit der Schiffe durch Schiffs⸗ 
vermeffung feftgeftellt und durch Meßbriefe beurkundet*2). — Endlich be- 
dirfen Seeſchiffer, Seefteuerleute, Mafdiniften auf Seedampf- 
ſchiffen und Tootfen eine von den Regierungspräfidenten auszuftellenden 
Befähigungsnachweiſes. Die Borbildung wird auf Navigationsfhulen und 


590 


Navigationsvorſchulen erworben. 


Mit exfteren find Prüfungskommiſſionen für 


die große und für die Heine Fahrt verbunden ®). 
Die Berhältniffe der Schiffsmannfhaften auf deuntſchen Kauffahrtei- 


ſchiffen find einheitlich geordnet *). 


außerdem in Roſtock, Lübeck, Hamburg, 
Bremerhaven u. Brake) Bel. 77 (38. 
621) u. 87 (38. 545). — Privatredt- 
liher Schadenerfag Anm. 37. 

* Strand. 74 (RGB. 73), Einf. in 
Helgoland 8. 95 (daf. 421), Inſtr. 75 
(33. 750), — Pflicht mi Satjeleifung 
StrandO. $ 9 u. StOB. $ 3 
Strafe ber Derbeifabrung * —* 
StGB. $ 322, 323, 325 u. 326. — 
Den Zwede der Rettung dient die deutiche 
Geſellſchaft F Rettung Shiffbruqiger. 

) ER. II 15 8 81-87 

=, RVerf. Art 54 af. 2; Scdiffe- 
vermO. (88 R®B. 190, geändert Bel. 95 
RGB. 153 Art. I - III u. gem. At. IV) 
in neuer Faſſung veröffentliht 95 RSB. 
161, Erg. des 8 24 zwei Bel. 99 
(ROB. 310 u. 38. 311); Inſtr. 95 
erg. (Art. 32) Bf. 98 (IMDB. 34); Gebühr 
für Ausfertigung der Meßbriefe Bel. 90 
(332. 281) u. 00 (38. 523). Vermeſſung 
f. d. Sugzlanalfahrt Bel. 95 (38. 96). 
Die Ausführung der Vorfchriften wird durch 
das Sciffevermeflungsamt überwacht mit 
zwei Reichsſchiffsvermeſſungsinſpeltoren für 
die Nord» u. für die Oſtſee; Oftaften Bel. 
98 (RSB. 1017), — Oefſterreichiſch⸗ 
ungarifhe Bermeifungsangaben werden in 
deutfchen Häfen anerkannt Beh. 96 (382. 
173 u. 571), desgl. dänifhe 95 (38. 
385), ſchwediſche, großbritannifdye, fran« 
zöfifche, fpanifche, norwegiihe 96 (38. 228, 


As Behörden beftehen die Seemann» 


415, 457, 483, 583), belgifhe 96 (38. 
624) u. 98 (38. 479), griehifche, nord» 
ameritanifche, italienische 97 .61, 68 
50 284), 2 ſſt Fi 98 (38. 398), japanifdge 


*) — Art. 54 Abſ. 2; om 
8 31 Alf. 1u.2 u 840; . 9 
(MB. 127) Nr. 36, 37. — —5 der 
Maſchiniſten Vorſchr. 91 (KOB. 359) u 
(Formulare) Bel. 91 (38. 266), der 
Seeſchiffer und Seefteuerlente Bel. 87 
(RB. 395‘, erg. ($ 2) Bel. 99 (RB. 
134), ($ 14-19) Bel. 88 ıROB. 186). 
($ 4 u. Aıl) 95 (RB. 179 u 
Farbenblindheit) 91 (ROB. 348); Brit 
fung der Schiffer auf Heiner Fahrt mit 
—B—— Bel. 88 (X6B. 

85), 99 (XGB. 129) u. Formulare 99 
88 86). Die —* der Vorſchriften 
wird durch Reicheprufungsinſpeltoren über- 
wacht. — Navigationsſchulen (Regnl. 
4. Mai 91) in Altona, Apenrade, Barth, 
Danzig, Flensburg, Geeſtemünde, Stettin, 
Leer, Papenburg, Pillau, Stralſund 
und Zimmel; Navigationévorſchulen 
(Regul. 1. Mai 94) daſelbſt und in 
Emden, Gropn, Grünenreih, Prerow. 
Stolpmünde, Swinemünde, Weſtrhauder⸗ 
fehn u. Zingſt. — Zuftändigfeit des 
Handelsminiſters 8 50 d. W. 

) SeemannsO. 72 (RGB. 409), er⸗ 
günzt (Militärverhältniß der Anzumuſtern⸗ 
den) Z. 88 (MB. 89 ©. 10, Anlage 4 


Wirthſchaftspflege; Schiffahrt. 8 860. 591 
ämter?d). Diefe haben die Uufgabe, die von den Schiffsleuten zu führenden 
Seefahrtsbücher auszufertigen, die zwiſchen den Schiffeleuten und dem Schiffer 
(Sciffeführer und Schiffskapitän) getroffenen Abreden über Dienftantritt und 
Austritt zu verlautbaren (An- und Abmufterung)5%), Steeitigfeiten zwiſchen 
beiden zu ſchlichten und vorbehaltlich des Rechtsweges zu entidheiden”), auch 
Uebertretungen der Schiffsleute zu unterſuchen und mittelft vorläufiger Feſt⸗ 
fegung zu beftrafen®®). Der Bertrag zwiſchen Schiffern und Schiffsleuten 
heißt Heuervertrag und hat eine eigene Geftaltung 59). Die Schiffsleute find 
der Disziplinargewalt bes Schiffers unterworfen 9). — Hüffsbebürftige deutſche 
Seeleute im Auslande müfjen auf Anordnung des Seemanndamtes von jedem 
beimfahrenden deutſchen Kauffahrteifähiffe gegen Entfhädigung mitgenommen 
werden‘), — Die Sciffsführer haben fih im Auslande bei den Konfuln zu 
melden ($ 85 Abi. 4). 


8 360. 

ce) Die Binnenfchiffahrt ift, mas den Flößerei- und Schiffahrtsbetrieb 
auf den mehreren Staaten gemeinfamen Wafferftraßen und deren Zuftand, 
fowie die Fluß- und fonftigen Waflerzölle betrifft, Gegenftand der Reichsgeſetz⸗ 
gebung geworden. Abgaben dürfen auf fhiffbaren Waflerftraßen von Schiffen 
und Flößen nur für Benutung der Verkehrsanftalten erhoben werden und die 
gewöhnlichen Herftellungs- und Unterhaltungsfoften nicht überfteigen®?). Ganz 
aufgehoben find die Rhein- und Eibzölle®?) und die befonderen Tlößerei- 
abgaben®). Die Bertehrsabgaben — die mit Aufhebung des ftaatlidhen 


zur WehrO. 88 38. 89 ©. 1). Eine 
neue Seemanns O. fleht gegemoärtig zur 
Berathung. — Die Gewd. findet Feine 
Anwendung daf. $ 6. — Erkrankung 


) Semd. $ 72—80. 


a) 9.72 (RGB. — natena der 
Koſten R. 67 (MB. 65). — 
Gegenjeitige —* Dog Unter- 


Seemannsd. 8 48—50; Unfallverfiherung 
ER Imvalidenverfiherung 8 348 

= SeemO. S4 Ws folde wirken die 
in den inländifhen Hafenorten nad 8 12 
des ©. 64 (ES. 693) errichteten Mufte- 
rungsbehörden, im Auslande die Konfulate 
8 d. W. — a 73 (38. 62), 
erg. Bel. 85 (38. 5 

* Seem O. — „dom ber Mufter- 
rolle Bel. 91 (38. 2 

) Semd. $ 14 los, 29 u. 47. 

”, Daſ. $ 101. — Strafen 8 81 bis 
100, 107 u. StOB. $ 297, 298. Das 
Koalitionsrecht (8 344 Abi. 3 d. W.) findet 
feine Anwendung Seemd. 8 87. — Feſt⸗ 
Reung des Thatbeftandes Seemd. 8 102 


”, Daf. 8 2&A—71 (8 68 aufgeh EG. 
3 HGB. 97 RGB. 437 Art. 83), 


ſtützung hülfsbedürftiger Seeleute Bel. 90 
(38. 268), mit Frankreich wegen Aus- 
lieferung der Heuerguthaben und Sachen 
der Seeleute Bel. 85 (38. 148), 


a) RVerf. Art. 49 u. 54 Abſ. 4 u. 5. 
Binnenfahrzeuge führen die Flagge ihres 
Heimathsſtaates Erl. 86 (MB. 4). Sta- 
tiftit des Verkehrs auf deutichen Waſſer⸗ 
ftraßen Belt. 81 (38. 380). 

=, &. 66 (GS 873); ©. und Bertr. 
mit Oefterreih 70 (BEBI. 416 u. 417). 


“, 8.70 Bu 312); diefes iſt RG. 
8 6 Anm. 12 d. — Ausführung für 
die Werra und Socke 8. 70 (XGB. 314), 
für die Enz u. Nagold B. 74 (XOB. 14). 
Auf dem Nedar u. der Glatt iſt die 
Flößerei anfgehoben Btr. u. G. 99 (GS. 
154 u. 153). 
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Chauffeegeldes ($ 361 Abf. 3) an Bedeutung verloren hatten — find mit 
dem Bau größerer Kanäle ($ 358 Abf. 1) wieder in den Vordergrund gerüdt. 
Ihre Hinterziehung wie ihre Ueberhebung ift mit befonderer Strafe bedroht 
und Zumiderhandlungen werden in einem Verwaltungsſtrafverfahren verfolgt, 
das mit einigen Maßgaben dem für Zölle und indireften Steuern vorge- 
ſchriebenen Berfahren (8 150 Abf. 4) entfpricht®®). 

Die Binnenfahrzeuge *°) müfjen gewiſſe Maße einhalten und im Intereſſe 
der fteuerlihen und polizeilichen Ueberwachung eine vorgefchriebene Bezeichnung 
führen *”). 

Beſondere Vorſchriften find für einzelne Ströme ergangen®®). Zu diefen 
zählen auch die mit außerdeutſchen Staaten vereinbarten, auf die Freiheit der 
Schiffahrt gerichteten Verträge (Schiffahrtsakten) 9). 

Das private Binnenſchiffahrtsrecht ift in Anlehnung an das See 
recht ($ 359 Abf. 2) neugeregelt?®); hierbei werden als betheiligte Perſonen 
der Schiffseigner, der Schiffer (Schiffsführer) und die Schiffsmannfdaft unter- 
ſchieden?). Für Schiffer und Mafhiniften kann der Bundesrath — bezüglich 
geiloffener Seen die Landesregierung — einen Befähigungsnadhweis vor- 
fhreiben??), während das Lootſengewerbe landesgeſetzlich von befonderer Ge⸗ 
nehmigung abhängig gemacht werden fann?®). Daneben bewendet es in betreff 


der Stromſchiffer und Rootfen bei den Staatöverträgen”*). 


*,&. 2. Mai 00 (GS. 123), inshef. 
Strafe der Hinterziefung $ 1, der Ueber⸗ 
bebung $ ‚, Verfahren $ 8—1B. 
Ausf.Borfhr. 00 (ME. 274). — Die 





Das Frachtgeſchaft 


u. 12); Elbſchiffahrtsakte 21 (&S. 22 
©. 9 u. Mpitionalafte 44 (85. 458), 
Ergänz. 54 (GS. 369) u. 63 (08. 377); 
Weferihiffahrtsafte 28 2.88. 24 ©. 25} 


Verwaltung einfhließlih der Bermeflung | u. Ada. 57 (86. 4 


der Flußſchiffe it auf den Min. der öff. 
Arbeiten u. die allgemeinen Berwaltungs- 


behörden übergegangen AE. 94 (GS. 95 | u.) in neuer 


©. 43). — Zuftündig für Geflattung und 
Fefiftellung der Hafen- und Verkehrsabgaben 
(außer dem Chauſſeegelde) find die Miniſter 
AT. 82 (5. 860), ZR. 82 u. 88 (MB. 
2 u. 140); gleiches gilt von den Lootſen⸗ 
gebühren AE. 83 (GS. 339). 

“) Die Zahl der Segelidiffe von mehr 
ale 108 betrug (98) 20611, die der 
Dampfidiffe 1953. 

) Mebereint. mit Frankreich, Belgien 
u. den Niederlanden betr. gegähfeitige An- 
erfennung der das Ladegewicht feftftellenden 
Aichſcheine 98 (RB. 99 S. 299). 

“) Rhein: PolV. 64 (MB. 167); Eibe: 
Boten! 42 (MB. 273) n. ZR. 54 (MB. 
115 u. 118). 


“. Ken. Rheinſchiffahrtsakte 68 (GE. 


69 ©. 798) nebft Ausf®. 70 (SS. 187), 
Zuf. 95 u. Bel. 98 (OS. 265, 266) u. 
(Aend. des Schlußprot. 4 A) 00 (GS. 9 





) 

*) Binnenſchiff. G. (15. Juni 95, gem. 
EG. zum HGB. Art. 18 u. 13 geändert 
Fafſung u. Baragraphenfolge 
veröffentlicht 98 RGB. 868. Bearb. n. 

Landgraf (2. Aufl, Berl. 00) u. Fritſch 
(2. Aufl., Leipz. 00). Beſchwerde ©. 98 
(RGEB. 771) 8 148 Abi. 2. 

”ı) Schiffseigner B&. S$ 1-6. Für 
Säiffer (5 7—20 u. 181) gelten daneben 
gemäß 8 30 die allgemeinen Beftimmunger 
für Betriebsbeamte, Werlmeifter u. Techniker 
bezüglich der Beendigung des Dienfiverhält- 
niffes, einfchließlih der Zuſtändigkeit der 
Gewerbegerichte (8 344 Abſ. 6 u. 8 d. W.). 
Die Schiffsmannſchaft (BG. 98 8 21—35) 
unterftehtder GewO. —— — 
Abſ. 3 d. W. J Ipfallverficherung & 34 

”) BO. 8 

”) Be N en Abf. 3; Anm. 99 
(MB. 127) Nr. 39. — - Beläfigung der 
Lootfen 8 859 Abi. 3. 

) GewO. 8 3 abi. = u. gzuſo. 
8 120%; Anw. (vor. Anm.) Nr. 3 
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ift auf der Grundlage des Handelsgeſetzbuches ($ 358 Abſ. 4) georbnet?’); 
an letzteres fliegen fi aud die Grundfäge über Haverei, Zuſanmenſtoß 
von Schiffen, Bergung und SHülfeleiftung, über Schiffegläubiger und Ber- 
jäßrung an’®). Alle größeren Schiffe find in Schiffsregiſter einzutragen, die 
bei den Amtsgerichten geführt werden, über die Eintragung werden Sciffs- 
briefe ertheilt. Die Berpfändung folder Schiffe fann nur durch Eintragung 
in dieſes Regifter erfolgen”). 

In entfpredhender aber einfadherer Weiſe ift das private Floßereirecht 
geordnet). 


8 861. 


3. Meg. 

8 361. 
a) Einleitung. Die Eintheilung der Wege folgt drei verſchiedenen 
Gefihtspuntten. Nah ihrer Beitimmung zerfallen fie in öffentlihe nnd 
Privatwege. Die Öffentlihen Wege find für dem gemeinen Gebraud 
beftimmt und können diefem kraft Privatredhts nicht entzogen werden; fie 
beißen, wenn ihr Verkehr ein meitergehender ift, Land- und Heerftraßen, wenn 
er nur die Verbindung benadybarter Orte vermittelt, Verbindungs- (Bizinal- 
oder Rommmmilations-) Wege‘). Die Brivatwege find nur für einzelne 
Berfonen oder — als Intereſſenten⸗ Koppel-, Holz, Feld» und Wirthſchafts⸗ 
— für eine begrenzte Mehrheit von Perfonen beftimmt?). — Nach der 
Bauart unterfcheiden fi die vorfhriftmäßig ausgebauten Kunſtſtraßen 
(Ehaufjeen) von den gewöhnlihen Wegen?). — Nach der Unterhaltungspflicdt 


”, 8. 8 26—77 u. 131; Dispade 
wie Anm. 87. 


nicht nothwendig aus DB. (XII 282) und 
Gleiches gilt von Eigenthums⸗ oder ding» 





”), 86. 8 78—118. 

7) Daf. 8 119—129; Verpfündung u. 
Zwangsverfteigerung wie Anm. 39. — 
Die Regiſterführung iſt die für Seeſchiffe 
(Aum. 23) vorgeſchriebene. 

”, &. 15. Juni 95 (86. 341), insbeſ. 
Sloßführer $ 1—16 u. 32, Floßmannſchaft 
$ 17—21, Belhädigung durch Floße 8 22, 
28, Bergung und Hülfeleiftung 8 24-29, 
Verjährung 8 30. — Benutung der Privat- 
flüffe zur Flößerei 8 324 Anm. 130.8. 

) Grundſteuerfreiheit G. 94 (GS. 152) 
$ 2Ac u. d. Befreiung bon der Pflicht 
zur grundbuchlichen Eintragung $ 208 Anm, 
50 d. W. — Die Frage, ob ein Weg für 
einen Öffentlihen zu erachten, unterliegt dem 
Berwaltungsfireitverfahren Zuf®. $ 56 
Abi. 4; 8 364 Abſ. 2 0.8. — Be 
(hräntte Gebrauchszwecke (Fahr⸗, Reit 
oder Fußwege) und Beſtimmung (Kirch⸗ 
oder Schulwege) ſchließen die Oeffentlichkeit 

Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl 


fihen Rechten am Grund und Boden OB. 
(V 239). Der Eigenthümer eines dffent- 
lichen Weges hat alle durch den öffentlichen 
Berfehrszwed gebotenen Einrichtungen zu 
dulden OB. (XXXVI 237. — Sädl. 
Weged. (Anm. 9) $ 1—8. 

2) Die Privatwege fallen in das 
Gebiet des Privatrechts (LR. I 22 8 63 
bis 79, Nothivege BOB. $ 917, EG. 
Art. 128) u. der Feldpolizei ($ 831 d. W.); 
Wirthfhaftswege 5 321 Abf. 4. 

* As NKunffiraßen gelten alle 
Strafen, die den chauffeepolizeilihen Vor⸗ 
fhriften ($ 364 Wi. 4 d. W.) unter 
liegen oder Chauffeegeld erheben bürfen 
(Aum. 6) oder vom Oberprüfidenten als 
folde anerlannt find. Das Berzeihnif 
diefer Straßen wird durd die Amtsblätter 
veröffentit &. 87 (&8. 301) 8 12. 
OB. (XXVI 204). 


88 





594 Wirtbichaftspflege; Wege. 8 361. 


werden endlih Staat», 
unterfchieden ($ 362). 

Tür den Verkehr kommen nur die Öffentlichen Wege in Betracht; Diele 
haben ſich zu deſſen wichtigſten Trägern herausgebildet und finden in feiner 
Entwidlung aud ihre Geſchichte. Aus dem grund» umb fpäter landes⸗ 
herrlichen Geleitsrechte war das nußbare Wegerecht (Wegeregal) erwachſen. 
Dieſes Recht verwandelte ſich, als der Verkehr zu immer größerer Bedeutung 
heranwuchs und ſtets zunehmende Beachtung beim Staate forderte und fand, 
in eine Wegepflicht. Die Wandlung vollzog ſich im 18ten Jahrhundert?); 
die weitere Durchbildung erhielt dDa8 Wegeweſen aber erft im 19ten und dem 
Staate tft dabei die dreifache Aufgabe zugefallen: 

1. die Wegepflicht zu vegeln (b); 

2. die Grundfäge für den Wegebau feftzuftellen (c); 

3. die Wege und ihren Gebrauch zu ſchützen (Wegepolizei) (d). 

Gleichzeitig forderte der Grundfas ber Verkehrsfreiheit die Befeitigung 
aller die Benugung der Wege erfchwerenden Hemmnifie und Abgaben. So 
erfolgte nach Aufhebung der vom Verkehre felbft erhobenen Kommunikation s⸗ 
abgaben (Wege⸗, Pflafter-, Brüden- und Thorgelder)?) ſchließlich auch die 
des als Gebühr für ausgebaute Straßen entriteten Chauffeegeldes, indem 
der Staat darauf verzichtete und die Mehrzahl der unterhaltungspflichtigen 
Berbände feinem Beifpiele folgte). — Die lebte Stufe in der Entiwidelung 
des Wegeweſens bildet der Uebergang auf die Selbfiverwaltungs- 
förper. Nachdem die Schienenwege den bdurchziehenden Verkehr großentheils 
an ſich gezogen Hatten, mar die Bedeutung der Landwege überall eine mehr 
Örtliche geworden. Mit Rüdficht Hierauf ift den Provinzen unter Zuweiſung 
entfpreddender Fonds die eigene Berwaltung der früheren Staatöftragen 
(Shauffeen)?) und daneben die Unterftügung der Gemeinden und Kreiſe bei 
Ausübung der ihnen obliegenden Wegebaupflicht®) übertragen. 


Provinzial-, Kreis: und Gemeindeftraßen 





— — — 


8 130 d. W. — Dieſer Entwicke⸗ 


abgaben velühren in 4 Sahren G. 99 
Yungsgang zeigt fih noh im TR. das TU 


(88. 177 


dem Staate die Unterhaltungspfliät aus⸗ 
drüdtih gegen den Genuß der ihm von 
den Straßen zulommenden Nutzungen über- 
trägt (II 15 $ 11). 

8. 38 (GS. 353), Zuſtändigkeit 
8 360 Anm. 65 d. W. — SHeranziehung 
des Fahrradverfehrs zu Brüden- u. Führ⸗ 
geb RE. 97 (MB. 279). — Die be« 
ſtehend gebliebenen Verkehrsabgaben find 
nur in dem den Herftellungs- u. Unter⸗ 
haltungsloften entſprechenden Betrage zu⸗ 
laͤſſig Btr. 67 (BGBl. 2) Art. 22, auf 
reht erhalten RVerf. Art. 40. — 
Privatperfonen zu —*5 Beeieer 


6. 74 (se. 184), — Die Er 
bebung — foweit fie noch befteht — richtet 


fih in den 9 älteren Provinzen nad dem 


Tarife 40 (GS. Au) 
8 360 Abi. 12.8 

) ®. 75 (88. 497) 818—25. Bofen 
Regul. (Anm. 10). Einzelne Provinzen 
haben die Ehauffeen demnüchſt den engeren 
Verbänden der Kreife zugewiefen. — Die 
Chauffeeunterhaltungspflicht erftreckt fich nicht 
auf die Reinigung OB. (XIV 398) umb 
nit auf die Anlegung und Unterhaltung 
der Bürgerfteige DB. (XV 272). 

6. 75 $ 41; in Brandenbing m. 


Befltafung wie 


Wirthſchaftepflege; Lege. 
Die Wegegeleggebung ift ziemlich bunt zufammengefegt. 


5 362. 595 


Bon den 


älteren Provinzen bat nur die Provinz Sachen eine neue Wegeordnung er- 
Halten), die für die gleiche Regelung in den übrigen Provinzen vorbildlid 


werden bärfte. 
achtzehnte Jahrhundert zurück 10). 
Provinzen georbnet!!). 


Sonſt reicht in dieſen die Geſetzgebung noch vielfach in das 
Beſſer iſt das Wegeweſen in den neuen 


8362. 
b) Obwohl die Wegepflicht hiernach nicht einheitlich geregelt aſſcheint, 
tritt doch überall eine örtlich nach den Feldmarken begrenzte Pflicht auf, die 


Sachſen werden Kreis- u. andere Chaufjeen 
son den technifchen Beamten der Provinzen 
verwaltet. Für Poſen Regul. (Anm. 10); 
für Hannover ©. 68 (GS. 223) 8 1* 
u. in betreff der techniſchen Leitung des 
Landftraßenbaues 73 (SS. 129); für deu 
RB. Kaſſel AE. 67 (GS. 1538) Nr. 1; 
für dem RB. Wiesbaden ©. 72 (SS. 257) 
g 11 

2) Weged. für die Prob. Sachſen 11. 
Juli 91 (85. 316). Diefe bezieht ſich 
nicht auf Kunſtſtraßen (8 14), beftimmt 
den Begriff der Öffentlichen Wege und den 
Unfang der Wegebaulaft und Nutzungen 
(8 1—14), behandelt die Wegebaupflicht 
(8 15—85, verb. $ 368 Abf. 19. W.) 
u. regelt in den Lebergangsbeftimmungen 
($ 42—52) insbefondere die Ablöfung der 
fistalifchen Unterhaltungspflicht in den vor- 
mals fähftfhen Theilen (8 44—49, 8. u 
® % 88. 75 u. 213). 

) Allgemeine Vorſchriften für 
die älteren Provinzen enthält neben 
einzelnen WWegepolizeigefegen (Anm. 32 
bis 36) nur das LR., das von Ges 
meindewegen (1I 7 8 371, 38—44) u. 
Lands u. Heerfiraßen (II 15 $ 1, 13—17, 
23 u. 24) handelt, aber nah 8 15 dal. 
mr in Ermangelung befonderer Provinzial⸗ 
gejege über die Wegebaulaft zur Anwen⸗ 
dung fommt. Verpflichtungen in Bezug 
auf Telegraphenleitungen $ 372 Ubi. 3 

W. — Provinzialgefege: Of 
—** ProvR. (5 171 Anm. 3 d. W.) 
Zuſ. 226; Weftpreußen ProvR. (daſ.) 
868 u. Wegeregl. 4. Mai 1796. — 
Kurmark Ed. 18. April 1792, auf die 
Neumark ausgedehnt B. 1803 (RA. XI 
546); OB. XXX111 298. In den vorm. 
ſächſiſchen Landestheilen ift das Straßen- 
baumandat von 1781 aufgehoben PIB. 


OTr. 58 (FMB. 828). — Bommern 
Megerenl. 25. Juni 1752; Neunorpommern 
Regl. 21. Mai 1708 u. B. 14. Aug. 1777. 
— Poſen, Provinzialfiraßen B. 43 (MB. 
348) u. Renul. 75 (88. 76 S. 23); 
Sand- und Spammdienfte bei Land» und 
Heerftraßen ©. 75 (86. 324); im Nebe- 
biftrift gilt das weftpreuß. Wegeregl. — 
Shlefien Wegeregl. 11. Jan. 1767. — 
Weſtfalen u. Rheinpropinz, Erhaltung der 
durh Staatswaldungen führenden Wege 
duch den Fiskus V. 41 (GS. 405). Im 
Kreife Meiſenheim ift die hefſ. V. 38 nod 
in Kraft 3. 67 (GS. 1534) 8 31. Aus- 
führlide Darftellung diefes verworrenen 
Nechtszuftandes in den Anlagen zu den 
Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes 
1875 8.1 S.305— 326. — Für Hohen- 
zolfern erging ©. 78 (GS. 5); verb. 
Anm. 34. — Wegerecht von Germers⸗ 
haufen, 3 Bde. (Berl. 90 reif Ergänzungs«- 
heft 92) u. Bering (Berl. 94). 

u) Schl.-Holftein Wegeß. 1. März 
42 (ron. Sammi. 191, in den polizei» 
lihen Borjchriften durd) das Anm. 34 
angeführte G. ergänzt), Pat. 65 (BL. 66 
®. 1), ©. 79 (85. 94) u. lauenb. 
WegeO. 76 (WochBl. 27); ferner Zufl®. 
8 55, 56, 58, 59 u. KO. 88 (85. 139) 
$ 150, 151. — Hannover Chauffee®. 
51 (han. ES. I 119), Landſtraßen u. 
Gemeindewege &. 51 (daf. 141), erg. ©. 
77 (ES. 18), 9 (GS. 82), KO. 84 
(85.181) 8 2 u. 114 u. ZuſtG. 8 55, 
56 u. 60; Anm. 8, 15, 34 u. 35. — 
RB. Kaffel ohne einheitlihes Wegeredt; 
Ergänzung der Einzelvorſchriften ©. 79 
(68. 225), ZUR. 8 55—57, 61 u. 
KO. 85 (85. 198) 8 115 u. 116 
Abf. 4. — Borm. Herzogthum Naſſau 
Landeshauffeen Ed. 22. März 48; chauſſirte 

38% 
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mit fortfchreitender Entwidelung des Gemeindeweſens mehr und mehr zur 
Gemeindepflicht geworden iſt?). In den neuen Provinzen ift dieſe Ent- 
widelung bereits abgefchlofien!!), Ebenſo ift in der Provinz Sachſen die 
Wegepflicht — fomweit fie nicht durch Geſetz oder eigene Entſchließung auf 
Kreis oder Provinz Übergegangen ift — den Gemeinden (Gutsbezirken) über- 
tragen. Die entgegenftehenden älteren Herlommen find aufgehoben. Ge 
meinden oder Gutsbezirke können dabei auf dem durch die Landgemeinde- 
ordnung bezeichneten Wege (8 78 Abf. 3 d. WW.) zu Wegeverbänden vereinigt 
werden, erhalten auch bei unzureichender Leiſtungsfähigkeit Kreisbeihülfen !*). 
Neben der ordentlichen findet fi) eine außerordentlihe Wegepflicht 
für Betriebe anerlannt, die die Wege in erheblicher Weiſe dauernd abnutzen?). 
Von größter Bedeutung ift das Eintreten der Kreiſe und Pro» 
vinzen in die Wegepfliht geworden. Die widtigften, früher vom Staate 
unterhaltenen Straßen (Chaufjeen) find Provinzialſtraßen geworben”); die 
minder wichtigen, aber doch dem allgemeinen Berlehre dienenden Wege großen- 
theild als Kreisftraßen in Bau und Unterhaltung übernommen, fo daß nur 
die unbedeutenderen als Gemeindewege zurüdgeblieben find!). Daneben wird 
der Gemeinde» und Kreiswegebau von den Provinzen, der erftere zum Theil 
aud) von den Kreiſen durch Beihülfen gefördert, die nach der Steuerkraft der 
pflichtigen Verbände und nad der Bebentung und Beichaffenheit der auszu- 





bauenden oder ausgebauten Wege abgeftuft werden?). 


Die Beihälfen, die ſich 


mit einer gewiflen Dehnbarkeit und Beweglichkeit den verſchiedenen Yeiftungs- 


Berbindungsftraßen V. 623 (BB. 176) 
u. Zuft®. & 55—57 u. 62; Anm. 34. 
Borm. großb. heſſ. Sandestheile G. 
12 u. 60 (RegBl. 333) u. ZuſtG. 8 55 
bis 57 u. 683. 

2) IR. 65 (MB. 187). 

1.20 Weged. (Anm. 9) 8 15—23, 43 


". un. $ 64 u. ©. 91 (85. 329). 
— Diele Wegepflicht befteht für Gemeinde⸗ 
wege in der Prov. Sachſen G. 87 (GES. 
277) u. WegeD. (Anm. 9) 8 42 Abf. 2, 
Brandenburg ©. 7 u. Sci.» Holftein ®. 
91 (GS. 315 un. 292), im Serzogth. 
Lauenburg WegeO. 8 24, im RB. Kaſſel 
&. 79 8 7 u. Wiesbaden ©. 90 (GS. 
225), für Gemeindewege u. Kreisfiraßen 
in Bommern ©. 97 (85. 95), Schlefien 
© 89 (665. 100), Weftfalen. G. 88 
(86. 116); für Gemeindewege, Kreis- u. 
gewiſſe Provinzialftraßen in der Rhein⸗ 
provinz ©. 91 (GS. 334); für Gemeinde 
ie und nn afraben in Hannover ©. 77 

nm. 


, Diefe Dreitheilung tritt mit einigen 
Abweihungen in faft allen Provinzen auf. 
In Schi.» Holftein werden Haupt- u. Neben: 
landftraßen und Nebenwege, in Hannover 
Chauffeen, Landftraßen und Gemieindewege 
unterfhieden. In der Rheinprovinz find 
die Bezirköftraßen, die hier die Stelle 
der Kreisftraßen vertraten, mit den Pro⸗ 
vinzialſtraßen (Chaufieen) vereinigt: AE. 
27. Dez. 75. Auch im Regd. Kaſſel werden 
nur Chauffeen (hier Landſtraßen genannt) 
und Landwege unterjhieten. Ju Nafſau 
werden die Landeschaufieen von dem Kom- 
munalverbande, die hauffirten Berbindungs- 
ſtraßen von diefem unter Mitleiftung der 
Gemeinden und die Bizinalmege von den 
Gemeinden allein unterhalten. Ein ähn⸗ 
lihes Berhältniß waltet in Hohenzollern 
bezüglich der unmittelbaren und mittelbaren 
Landftraßen und der Nebenwege ob Anm. 
10 u. 11. — Die Einführung einer ein« 
heitlihen Bezeichnung (Gemeinde-, Kreis- 
und Provinzialftraßen) würde wefentlich zur 
Klärung beitragen. — Die Uebernahme 
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verhälmiffen und Verkehrsbedürfnifſen anpafjen laffen, dienen zur Ausgleichung 
der zwiſchen Pflicht und Leiftungsfähigfeit obmaltenden Mißverbäftniffe und 
bilden dadurch eine wichtige Ergänzung der Wegepfliät. 

Die Bertheilung der Wegelaft innerhalb der pflictigen Verbände folgt 
dem allgemeinen für Berbandslaften beftehenden Maßſtabe 16). Mit dem Er- 
fage der Naturale dur die Geldwirthſchaft find an Stelle der früheren 
Hand» und Spanndienfte meift fefte Geldbeiträge getreten. Erſtere find aber 
darum nicht ausgefchloffen!”); fie können auch mit der Vertheilung nad dem 
Laftenfuße verbunden werden, indem die geleifteten Dienſte nad beftimmten 
Preisfäten auf die jhuldigen Beiträge angerechnet und legtere fomit abverdient 
werden. 


8 363. 

c) Der Wegeban bezwedt den Neubau und die Unterhaltung der Wege 
und ihres Zubehöred an Brüden 18), Durchläffen, Seitengräben, Zugängen, 
Schutzvorrichtungen, Baumpflanzungen und Wegmweifern!?). Er ſetzt die Be⸗ 
ſchaffung der erforderlihen Grundftäde und Bauftoffe voraus und fordert die 
Beobachtung beftimmter techniſcher Grundſätze. 

Diefer Beſchaffung dient das Enteignungsredt?). Soweit es ſich 
dabei um Geradelegung oder Erweiterung öffentlicher Wege oder um Um⸗ 
wandlung von Privatwegen in öffentliche handelt, iſt die Zulaſſung im Einzelfalle 
nur von der Genehmigung des Bezjirksausſchuſſes abhängig??). Auch für die 
Entnahme vorhandener Wegebauftofie ift ein erleichtertes Enteignungsverfahren 
zugelafien 2). 

Die tehnifhen Grundſätze bilden eine nothmendige Ergänzung ber 
Wegepflicht, deren Umfang durd fie die nöthige Begrenzung erhält. Diefe 
GSrundfäge find nad) Verlehrsbedürfniſſen und Bodenverhäftnifien verfchieden 22). 





der Pfliht zur chaufſeemüßigen Unter 
haltung duch einen Dritten (Kreis) nebft 
Anertennung ale Chauffee (Anm. 8) befreit 
ben Fielus von der ihm nad) ER. oder 
Provinzialgeſetzen obliegenden Unterhaltungs 
pfliht OB. (XXXV 238). 


, Sächſ. WegeO. (Anm. 9) $ 19. — 


Zuftünbigfeit bei Sr afprudnalıne der 
Wegepflichtigen 8 864 Abſ. 2 

) Shauffeebaudienfte ER. n I g 18 
bis Yan 23 u. 24; Aufhebung in Schieflen 
KO. 88 (85. 879), Sadien KO. 39 
(85. 234) und (auf den fonfligen fie 
kaliſchen Wegen in den vormals füchffdhen 
Theilen) WegeO. (Anm. 9) 8 44 u. 48; 
Schneeräumungspfliht Anm. 36; Belickt 
zur Unterhaltung ber Bürgerfteige 8 266 
Ann. 350.8. 


, Brüden über fchiffbare Ströme 
unterhält der Staat ER. II 16 8 58. Die 
durch Erhöhung möthig werdende Auf- 
führung der Aufahrten liegt dem Wege⸗ 
baupflichtigen, die duch Wegeumbau ver» 
anlaßte Uenderung der Brüde dagegen 


a Brüdenbaupflidtigen ob OB. XXXIII 


) Wegweiſer R. 46 (MB. 124); Orts⸗ 
tafeln in den Ortihaften au den durd 
oder vorüberziehenden Strafen KO. 
(RU. V 567) u. R. 28 (dal. x 150). 
”, Enteignunge®. (8 357 Abf. 30. W.). 
") 6@. $ 3, ZuR@. 3 150 u. fädl. 
eO. (Anm 9) 8 12. 
EG. $ 50-58, ZufG. $ 151 u. 
LBO. 8 181. 
”) Das Nähere wird durch Previnzial« 
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Für Kunfiftraßen (Chaufſeen) find jedoch Grumdbedingungen maßgebend ge 
worden, von deren Erfüllung in der Kegel die Gewährung von Beihülfen und 
die Anwendung der befonderen chaufſeepolizeilichen Schutzvorſchriften?) abhängig 
gemacht wird. Diefe Bedingungen find: 


1. Gehörige Befeftigung durch Steinfhlag oder Pflafterbahnen ?®); 
2. Innehaltung beftinmter Breiten- und Steigungsverhaltniſſe 26); 


3. Bepflanzung 27); 


4. Sicherftellung der demnächſtigen ordnungsmäßigen Unterhaltung 23). 


8 364. 


d) Die Wegepolizei wird von den allgemeinen Orts⸗ und Landes- 
polizeibehörden??), in der Zentralinftanz von dem Minifter der öffentlichen 


Arbeiten ausgeübt?) und umfaßt: 


regiements beftimmt; in der Prov. Sachſen 


fönnen hierüber Regulative durch die Kreis- 
a aufgefteilt werden Weged. (Anm. 
9) $ . 823. — Zur Ummandlung in 
eine Ehnufie iR der Wegepflichtige nicht 
verbunden OB. (XXXVI 247). 

*) 8 364 Abf. 4 d. W. 

=, Die Steinbahnen beftehen aus 
einer Unterlage von gröberen Steinen 
(ausnahmsweife von Kies oder Schladen), 
die geſetzt oder gefchüttet werben (Pad 
oder Schättlage) und aus einer Dedlage 
von feinen (3 bis 5 cem) gefchlagenen 
Steinen, die unter Einbringung von 
Kies feucht eingemalzt wird. — Pflafter- 
bahnen find Loftfpieliger, aber widerftande- 
fühiger, insbefondere gegen Einflüſſe der 
Feuchtigkeit und deßhalb befonders für be- 
baute oder der Weberfluthung ausgeſetzte 
Straßen anwendbar. — Kiesbahnen 
entfpreden nur ausnahmsweiſe, bei leichtem 
Verkehre und trodenem Boden dem Ber» 
tehrebebürfnifie, ähnlich die in den Nordſee⸗ 
gegenden übliden Klinferbahnen (aus 
gebrannten Ziegelfteinen). 

*) Breite des Straßenkörpers (Planumse) 
7—8 m, movon 3,5—4,5 m auf die 
Stein» ıc. Bahn, der übrige Theil auf den 
Sommenveg und die Fußwege (Bantetts) 
entfallen; Stärke der Steinbahn 20 bie 
25 cm, Wölbung (Querprofi) 4-5 0.9; 
hochſte Steigung 4—6 v. H.; Bbſchung 
(Doffirung) gegen die Grabenfohle oder 
tieferliegenden Nahbargrundftüde 1m Höbe 
zu 1,—2 (im Sande 3) m Breite; 
5 autreifen gegen letztere (Stellwanne) 


"2%. 11 16 89 u 10. — Su der 
Rheinpropinz (Dekr. 16. Dez. 11) und in 
Naffau (B. 11 VBl. 98) Fi die Anlieger 
zur Anpflanzung auf ihren Grundſtücken 
verpflichtet. — Bei der Bepflanzung find, 
wo Klima und Boden es zulafien, Obſt⸗ 
baume zu wählen; dagegen find die wegen 
ſchnellen Wahsthums früher beliebter 
Pappeln großentheils verſchwunden, weil fie 
durch Wurzeln und Beſchattung die benach⸗ 
barten Felder fchädigten 3%. 51 (MB. 
208), 61 (MB. 149) u. 64 (MB. 58). 

”), Die Unterhaltung bezwedt die 
Wiederherftellung der abgenutten Fahrbahn 
durch Ausfüllung ihrer Lnebenheiten oder 
vollfländige Neuberdedung. Zugleich hat 
fie der vorzeitigen oder ungleihmäßigen 
Abnugung durch Abihlämmen, Legen von 
Spurfteinen (R. 50 MB. 112 und 53 
MB. 88) vorzubeugen. 

2) 8213 u. 214 d. W. Die Chauſſee⸗ 
polizei (Abſ. 4) follte wegen ihrer die 
ortspolizeiliden Grenzen üüberjchreitenden 
Bedeutung in den Landgemeinden (Städte 
DB. XXXIII 279 u. Bf. 00 MB. 282) 
bon den Landräthen gehandhabt werben 
R. 74 (MB. 161) u. 97 (MB. 134); das 
DB. (XI 204! befhränft diefe Zufländig« 
feit indeß auf ven verlehrepofizeilichen 
Schuß und überweiſt die dauffeepofizei- 
lichen Anordnungen als landespolizeiliche 
den Regierungspräfidenten. — Die Er⸗ 
laubniß zu Bauten an Chaufſeen ertheilt 
der Amtsvorfteher, der dieſe jedoch zuvor 
dem Landrathe vorzulegen bat 3. 90 
(MB. 64). 

”), 8 51 d. W. 
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1. die Sorge für die ordnungsmäßige Herfiellung und Erhaltung der Wege 

durch die Pflichtigen; 
2. den Schub der Wege und des Verkehrs auf diefen. 

In der erfteren Thätigleit finden die in betreff der Wegepflicht und bes 
Wegebaues aufgeftellten Grundfäge den nothwendigen Stützpunkt. Die Wege: 
polizeibehörde hat die Pflihtigen zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit nöthigen- 
fall zwangsweiſe anzuhalten und lann bei Gefahr im Berzuge die Arbeiten 
ohne vorgängige Aufforderung auf deren Rechnung ausführen laflen. Außer⸗ 
dem bat fie, wenn gegen ihre Anordnungen in betreff des Baues, der Unter- 
haltung, des Beitragöverhältnifies oder der Inanſpruchnahme der für öffentlich 
erachteten Wege für den öffentlichen Verkehr binnen 2 Wochen Einſpruch erhoben 
wird, über dieſen nad der erforderlichen Erörterung zunächſt felbft Beſchluß 
zu faffen. Hiergegen ift die Verwaltungsflage zuläffig’)). 

Zum Schutze aller Wege find Strafbeflimmungen ergangen, durch bie 
außer dem Verbot ihrer Beihädigung oder Zerftörung ®?) auch die Gefährdung 
oder Störung des Verkehres auf ihnen unterfagt wird’?). Die befonderen 
Beftimmungen für Chauffeen und für bebaute Strafen bilden den Gegenftand 
der Chaufjee- und die Straßenpolizei. 

Die BVorfäriften der Ehanffeepolizei enthalten weitergehende An⸗ 
forderungen als die der Wegepolizei*). Imöbefondere iſt beim Befahren der 


”) Zuf®. $ 55, 56 u. 162. Gradtet | und in der Rheinprovinz AE. 20. Inni 
der Klagende einen "Dritten für verpflichtet, | u. R. 24. Sept. 59. — Ausweiden 


fo ft — wie bei Schnlbanten (8 291 
Abf. 5) u. WVafferbauten (ß 324 Anm. 17) 
— die Klage auch gegen diefen zu richten 
Auf. 8 56 Abi. 4. Die Inftandhaltung 
der Chauſſeen, zu der der Chauffeegeld- 
hebeberechtigte verpflichtet erſcheint (LR. 11 
15 38), it nah El. OB. (Anm. 
29) die chauffeemäßige. — Aehnliches mit 
Öffentlichen Aufgebot und Ausſchließung 
verbundenes Verfahren bei Einziehung und 
Verlegung Öffentlicher Wege Zuſt6. $ 57. 

”), StGB. 8 304, 308, 3821 u. 886, 
2 u.2y, FeldBol®. 80 (GS. 230) 


8 30. 

” StGB. $ 366% 35,9, 10 u. $ 36712. 
— Einführung gleiher Wagengeleiſe 
(4 Fuß 4 Zoll von der Mitte der Felgen 
ab) in den Provinzen Preußen V. 27 
(86. 28 ©. 25); in der Kur⸗ u. New 
mar? u. in Pommern NRegl. 05 (NCC. 
XI 21) n. ®. 31 (GS. 248); in der 
Niederlaufig V. 29 (GE. 108) u. 835 
(88. 93); Poſen V. 80 (66. 119); 
Edlefien V. 38 (86. 258) u. &. 58 
(86. 157); Sachſen 8 30 (GS. 111) 
2. KO. 33; Weftfalen 8. 29 (88. 97) 


gegenüber den n Boflen PoR®. 71 (RER. 
847) $ 19, font &R. 11 15 8 25-87. 
— Aulaffung von Straßenlofomotiven 
ZR. 64 (MB. 53), insbelondere Dampf. 
pflügen Erl. 86 (MB. 21). 

=) Aeltere Provinzen ausſchließlich der 
Kreife Schleufingen und Ziegenrüd und 
Hohenzollerne Chauffeegeldtarif 40 (GS. 
94) zuſätzliche Borfchr. Nr. 8-17. Berbot 
nnebener Radfelgen, zu langer Hufeiſen⸗ 
Rollen und zu breiter Ladungen 8. 39 
(85. 80) $ 9—13 u. 17, eingei, in die 
Kreife Erfurt u. Weblar ©. 58 (SS. 
271) n. erg. ©. 87 (GES. 301) Art. II 
u. III (der übrige Theil der V. ift durch 
dieſes Geſetz befeitigt oder erfebt, Anm. 
35). — Hohenzollern 8. 20 n. 61. — 
Schl.⸗Holſtein ohne Samenburg G. 8 
(86. 289), ergänzt &. 90 (85. 219) 
und 92 (ES. 102), Lauenburg Regl. 76 
(WochBl. 48), — Hannover ©. 34 (han. 
GS. I 319) nebſt Landſtr. (Anm. 11) 
8 78—77. — Naflau 8. 54, 55 u. 57. 
— Umfang Anm. 31, Zufländigleit 
Anm. 29. 


600 Wirthſchaftspflege; Eiſenbahnen. 8 865. 

Kunſtſtraßen für Laſt⸗ und Frachtfuhrwerk eine mit dem Gewicht der Ladung 
zunehmende Breite der Radfelgen vorgefchrieben?d). — Bei Wegräumung aufer- 
ordentlicher Schneemaflen find die Ortseinwohner zur Hüffeleiftung gegen ben 
ortsüblichen Tagelohn verpflichtet ?%). — Die Beobachtung der Chanffeepolizei- 
vorfähriften wird durch Chaufleenuffeher überwacht ??). 

Die Straßenpolizei tft ihrem Wefen nad) nicht von ber Wegepolizei 
verſchieden, doch fordern wegen des regeren Verkehres in bewohnten Orten 
neben den Rückſichten der Verkehrépolizei aud) die der Unfallpolizei (8 238 
bi8 242), der Ordnungs⸗ und GSittenpolizgei (5 243) und der Gefundheits- 
polizei ($ 256) eingehendere VBerlidfihtinung. Neben einigen gefetlichen Be⸗ 
fiimmungen’®) wird dieſem Bedürfniß durch die ſtädtiſchen Straßenpolizei- 
ordnungen Rechnung getragen. 


4. Eifenbahuen. 


8 365. 

a) Einleitung. Die Eifenbahnen entftanden in den 30er Jahren des 
vor. Jahrh. und waren in Preußen zuerft lediglich Gegenftand der Privatunter- 
nehmung. Der Staat war bei ihrer Zulaffung und Ueberwachung zunächft nur 
von polizeilichen Geſichtspunkten geleitet. Erſt als bei raſcher Ausdehnung des 
Bahnneges die Verkehrsbedeutung der Bahnen in den Bordergrund trat, ging 
er zu deren Förderung über, indem er Zuſchüſſe oder Zinsgarantien gewährte, 
und fpäter (feit 1850) felbft zum Unternehmer wurde. So entftand Das 
gemifdhte Staats» und Privatbabnftgften. In neuefter Zeit hat dieſes dem 
Staatsbahnfyfteme Play gemadt, indem der Staat, dem durch die Er⸗ 
werbung der neuen Provinzen neben einer anfehnlien Zahl von Staatebahnen 
ein abgeſchloſſenes Staatsgebiet erwachſen mar, faft alle bebeutenderen Linien 
an ſich 308 '). 


=) Aeltere Provinzen ausfchließlich der 
Kreife Schleufingen und Siegenrad und 
Hohenzollern ©. 87 (66. 801), — 
Shi.» Holftein G. 85 (vor. Anm) 8 8. 
Hannover ©. 79 (GS. 19). Aufhebung 
des älteren Gef. für Frankfurt a. M. ©. 
87 (6. 281), die vormals bairijchen 
Theile des RB. Kafiel G. 90 (GS. 125). 

" KO. 82 (GS. 119 u. 8.49 (88. 
89 u. 878). — Sidi. wego. (Anm. 9) 
8 41. — Schl.⸗Holſtein &. 85 (Anm. 
34) 8 28 u. 40. 

"8. 89 (Anm. 34) 8 14. 

"\ StSG. 8 3662-5, 8-10 u. 8 36712, 
— Recht der anliegenden Hausbeſitzer zu 
ungefhmälerter Benutzung ber Straßen 
als folder Erk. RG. 82 (IMB. 149). 
Benutzung der Bürgerfteige wie Anm. 17. 


— Die Neinigung, auch die Schnee 
räumung auf den Ortsftraßen fiegt nicht 
den Wegebaupflichtigen, fondern den Ge⸗ 
meinden ob, fomweit nicht Dritte, insbeſondere 
die Anfieger durch Ortsreht (Obfervanz) 
verpflichtet find (XXIII 378). 

ı) Envorben wurden die Bahnunter- 
nehmungen Berlin-Stettin, Magdeburg- 
Halberftadt, Hannover-Altenbelen u. Koln⸗ 
Minden ©. 79 (GS. 685), rheiniſche u. 
Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburg &. 80 — 
20), bergiih-märfilce, thüringifche, Berlin 
Goͤrlitz, Kottbus-Großenhain, Wii 
Bofener, Rhein-Rahe u. Anhalter 2 & 

(88. 21 u. 269), oberfchleftfehe, 
—e— rechte Oderufer, Poſen⸗ 
Kreuzburg, Altona⸗Kiel, Berlin⸗Gamburg, 
bremifche, Titftt-Infterbircg u. Oels⸗Gneſen 
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Diefe Entwidelung war durch den Einfluß geboten, den die Eiſenbahnen 
in immer fleigendem Maafe auf das gefanmte Wirthfchaftsleben ausübten. 
Der Sieg der Stantd- Über die Privatbahnen bezeichnet in diefem Sinne nur 
das AZurüdtreten des Erwerbszweckes gegen den Berlehräzwed, wie es ähnlich 
auf den Gebieten des Straßen und Kanalbaues und des Poſtweſens bereits 
zum Abſchlufſe gelangt war ($ 357 Abf. 2), Der Unterſchied gegen dieſe 
Gebiete beftand nur darin, daß auf letzteren der Staat als Inhaber der 
Regalität bereits die VBerlehrseinrichtungen in der Hand hielt und nur ihre Ge» 
ftaltung zu ändern brauchte, während er bier die Privatinbuftrie aus ihrer feit- 
herigen Stellung verdrängen mußte. Die Verſtaatlichung hat demgemäß auch 
erheblihe Vortheile und Yortichritte fir den Staat wie für das Verkehrsleben 
zur Folge gehabt. Insbeſondere ermöglichte die einheitliche Leitung neben 
weſentlichen Verkehrserleichterungen im Betriebe ($ 368 Abf. 1) aud) eine 
größere Gleihmäßigkeit und Stetigfeit der Tarife (3 368 Abf. 4). Sodann 
erfuhr das Bahnnetz eine erhebliche Erweiterung, die fh auch auf die weniger 
ertragsreichen Linien (Abf. 3) erftredte?). Endlich find unbeſchadet der regften 
Förderung der Verkehrsiniereſſen die Eifenbahnen zu einer wichtigen Einnahme» 
quelle für den Staat geworden, aus der neben der Eiſenbahnſchuld auch die 
übrige Staatefhuld verzinft und getilgt und noch weitere Ansgabebebürfnifie 
befriedigt werden fonnten®). Um jedoch bei dem Anwachſen des Stantsbeflges 
und der Staatsſchuld größeren Schwankungen im Staatshaushalte vorzubeugen 
und allmählich den völlig fchuldenfreien Beſitz herbeizuführen, find alle Eifen- 
bahnäberfchüffe zunähft zur Verzinſung der Eiſenbahnſchuld, fodann bis zu 
232300000 M. zur Ausgleichung eine® etiwaigen Fehlbetrages im Staatshaus- 
halte, hieranf zur Tilgung der Eiſenbahnſchuld bie 9%, v. H. diefer Schuld 
und erft mit dem Hefte nah Beſtimmung des Staatshaushaltes zu ver- 
wenden‘). Um ferner die Intereſſen der bei der Eifenbabnbeförderung Be- 
theiligten genügend zu wahren, find als Beiräthe in Verkehrsfragen für die 


2 © 84 (66. 11 u. 129), braun. 
—e— ſchleswigſche, ———— 
Halle⸗/Sorau⸗Guben, 3 8 (86 
11. 43 u. 117), —S — 


Direktionen Mainz u. Frankfurt a. M. u. 
im preußiſchen Miniſterium Heſſen vertreten 
ft Btr. u. ©. 96 (GS. 215). Damit 
ift zu dem geplanten Uebergange der Staats⸗ 


Haufen- Erfurt und Oberlaufiser ©. 

(868. 21), unterelbiiche, weieifeinüice u. . 
foiesmi- holſteiniſche Marſchbahn ©. 

(GS. 69), Weimar⸗Gera, Saale u. Bern. 
bahn ©. 95 (ES. 8315). Erwerb der 
YAahen-Maftrichter Bahn ©. 97 (&S. 367 
u. Verträge RöB 707). — Mit dem 
Großherz. Heffen ift unter Uebernahme 
der Ludwigsbahn u. der heſſiſchen Staats. 
bahnen eine gemeinfame Betriebe. und 
Finanzverwaltung vereinbart, bie unteren 
umd die meiften mittleren Beamten find 
beififche, während in den gemeinſchaftlichen 


bahnen auf das Reich (preuß. &. 76 GE. 
161) ein erfier Schritt gethan. 

Das Eiſenbahnnetz umfaßte 1900 
in Breußen 28968 km, wovon 26725 
(Parunter 17687 VBoll- n. 9038 Neben-) 
Staats» u. vom Stagate venvaltete Bahnen 
u. 2243 (darunter 642 Boll- u. 1601 
NReben-)PBrivatbahnen waren. Im Reiche 
waren über 48228 km im Betriebe, davon 
über 44455 unter Staatövermaltung. 

* vi Meberihuß betrug (1900) 535,8 


ur G. 277. Mär 82 (88. 214). 
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Eifenbabndireltionen Bezirkdeifenbahnräthe eingeführt, die aus den wirth⸗ 
ſchaftlichen Vertretungen (Handels⸗ und Landwirthſchaftokammern und Vereinen) 
hervorgehen, während der Zentralverwaltung in ähnlicher Weife der Landes⸗ 
eifenbahnrath zur Seite fteht?). 

Nebenbahnen (Sekundärbahnen) find folde Bahnen, den die Haupt» 
bahnen ald Anſchlußglieder dienen follen und deshalb mit einfacheren Bau- und 
Betriebseinridhtungen als diefe ausgeftattet fein können. Der nad) Vollendung 
des Hauptverkehrsnetzes in den Vordergrund getretene Nebenbahnbau eignet ſich 
bei geringerer Ertragefähigkeit und naturgemäßer Abhängigleit von den Haupt⸗ 
linien weniger für den Privatbetried. Er fann nur dur) den Staat gefördert 
werden, der dieſe Bahnen entweder felbft ins Leben ruft, oder bie betheiligten 
Berbände hierzu anregt und unterftügt ®). 

ALS dritte Gattung erfheinen die Kleinbahnen. Diefe bilden zwar 
auch öffentliche Verkehrsmittel, unterliegen jedoch, da fie rein örtliche Bedeutung 
haben, nicht dem allgemeinen Verkehre dienen und feine Glieder des allgemeinen 
Staatsbahnnetzes find, geringeren Beſchränkungen bezüglich der Genehmigung 
und Beauffihtigung. Diefe fteht bei den mit Maſchinenkraft betriebenen 
Bahnen dem NRegierungspräfidenten im Einvernehmen mit der Eiſenbahn⸗ 
direltion zu; legte führt insbefondere die eifenbahntechnifche Auffiht. Für 
andere Bahnen find, falls fie Kunſtſtraßen oder mehrere reife berühren, die 
Regierungspräfidenten, andernfall® die Ortspolizeibehörden und die Yandräthe 
innerhalb ihrer Bezirke zuftändig. Zur Eröffnung bedarf e8 der befonderen 
Erlaubniß diefer Behörden... Die Kleinbahnen unterliegen der Gewerbefteuer, 
aber weder der Eifenbahnabgabe, noch der befonderen, den Privateifenbahnen 
auferlegten Kommunaleintommenfteuer ’). — Die dem öffentlichen Verkehre nicht 
dienenden, aber mit den öffentlichen Bahnen unmittelbar verbundenen und mit 
Mafchinenbetrieb eingerichteten PBrivatanfhlußbahnen find nad ähnlichen 
Grundfägen vom Regierungspräfidenten im Einvernehmen mit der Eifenbahn- 
direftion zu genehmigen®). 


»), &. 1. Juni 82 oe 813) u. Se Erwerb dur den Staat 8 30-38, ges 


äirteeiienbaßnräibe) Ci . 8 meinfameund Uebergangsbeftimmungen $ 52 
©. 14) u. 94 —— 95 6 98), | His 55; Bahneinheit $ 367 Ab. 30.8. — 
(Sandebeienbahuratt) i 94 (85. 95 | Augf. An. 98 (MB. 157), erg. (58 u.9) 99 
©. 1). (MB.80) n.00(MB.01 5.12). — Staat 


9 Preußen hat noch keine allgemeine 
Regelung vorgenommen, iſt jedoch bereits 
mit einer großen Zahl einzelner Bahnlinien 
vorgegangen, Betrieb8D. Aum. 

) 28. Guli 92 (GS. e Be⸗ 
griff 8 i nebſi RE. 97 (MB. 119). Ge⸗ 
nefmigung $ 2—27 u. 39, (Stempel 
8 152 Anm. 28 d. W.), Berpflihtungen 
der Unternehmer 8 28, 29 (gegenüber ber 
Poftverwaltung $ 371 Anm. 15 d. W.), 


beihälfen 3. 95 (MB. 128). — Beleihung 
durch Hypothekenbanken ©. 99 (RSB. 357) 
8 42. — Das Kleinbahnnetz umfaßte (99) 
6883,9 km mit 0,6, 0,75, 1 u. (glei 
den fonftigen Bahnen) 1,438 m Spurweite. 
Bearb. p. Gleim (3. Aufl. Berl. 99) u. 
Eger (Han. 97 mit NRadıtr. 99); Müller, 
Grundzüge des Kleinbahnweſens (Berl. 95). 

G. 92 8 48—55. — Hafenbahnen 
3. 94 MB. 122). 
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8 366. 
b) Die Eiſenbahnverwaltung ift zwiſchen Reh und Einzelitaaten 


getheilt. 

Dem Reiche ift neben dem — bislang noch nicht zur Anwendung ge⸗ 
braten — Rechte, im Interefje der Vertheidigung oder des gemeinfamen 
Verkehres Gefege zu geben und Eifenbahnen felbft anzulegen oder zu ges 
nebmigen, eine Einwirkung auf den Betrieb und das Tarifweſen übertragen ?). 
Zur Wahrnehmung diefer Rechte befteht das dem Reichskanzler unterftellte 
Reihhseifenbahnamt?®). 

Die Eiſenbahnverwaltung in Preußen erfuhr mit Ermeiterung des 
Staatsbahnbetriebes erhebliche Aenderungen und ſchließlich eine vereinfadhende 
Umgeftaltung!!). Unter dem Minifter der öffentligen Arbeiten!) 
ftehen die Eifenbahndireftionen als allgemeine Provinzialbehörden. Ihre 
Spige bildet ein Präftdent, dem — abgeſehen von den kollegialiſch zu be- 
handelnden Disziplinarſachen — die Entfcheidung gebührt und als fländige 
Bertreter ein Dberregierumgsrath und ein Oberbaurath zur Seite ftehen!?). 
Die Staatsauffiht über Privatbahnen Gibt der Präfident als „SKöniglicher 
Eifenbahnlommifjar” aus’). Für die Ausübung und Ueberwachung des ört⸗ 
lichen Dienftes beftehen Betriebs-, Maſchinen⸗, Verkehrs⸗, Werkftätten- und 
Zelegrapheninfpeftionen und für die Leitung von Neubauten Bauabtheilungen’®). 
— Für Staatseifenbahnbeamte gelten neben den allgemeinen mehrere 
befondere Vorſchriften 10). Amtliche Beröffentlihungszeitichriften find das Eifen- 


) NBerf. Art. 48, 41—47, anf Baiern 
nur beſchrünkt anwendbar Art. 46, dagegen 
jr Elf.» Lothringen gültig V. 71 (RED. 


). 

 RG.73 (REB. 164). Geihäftsd. 
76 (38. 197). Das Reiseifenbahnamt 
führt nur Aufficht ohne eigene Benwaltung 
und bat, da ſolche im Verlkehrsweſen nicht 
durchführbar erfcheint, bislang feine größere 
Wirkſamkeit entfalten Tönnen. — Berein- 
barung mit Heflen Anm. 1. — Ber 
waltung der Reicheeifenbahnen (in Elſaß⸗ 
Lothringen) $ 166 Anm. 13. 

u, AE. mit Berwaltungsd. 94 (GS. 
95 &. 11) und Ausf. Anw. (Eifenb. BB. 
9 ©. 72). 

mj' s 51 d. W. u Benno. $ 2-5; 
ferner & 121 Anm. 7 u. (Befugniß zum 
Erwerbe unbewegliher Saden) Anm. 2. 
— Erlaß von Polizeiverordnungen $ 221 
af. 2 Nr. 1 d. W. — Landeseifenbahn- 


rath Anm. 6. 
8 6-8 u. GeſchO. 95 


i) VerwO. 
(Eiſenb. B.Bl. 37). Eiſenbahndirek⸗ 


tionen (21) beſtehen in Königsberg i. Pr., 
Danzig, Berlin, Stettin, Bromberg, Pofen, 
Breslau, Kattowig, Magdeburg, Halle, 
Erfurt, Altona, Hannover, Münfter, Kaſſel, 
Frankfurt a. M., Köln, Eſſen a. Rh., 
Elberfeld, St. Johann⸗Saarbrücken und 
Mainz (Aum. 1). — Ded inarde ugniſſe 

G. 80 (GS. 271) u Bemd. 8 7 

— EG. (Anm. is 8 46, verwO. 
8 68 u. Bel. 95 (MB. 104); Gejchafte 
—— „ne 96 (MB. 180 und Be 
richtig. 2 

u) Bm, 8 9-15, Nadıtr. (8 9) 00 
(86. 43). 
 Berwd. $ 16-20, Anftellung daf. 
8 31—39, als Baubeamte 8 263 Anm. 6 
d. W.; vᷣtaſo. für die mittleren u. unteren 
Beamten und Annahme von Zivilfuper- 
numerarien Erl. 95 (Eiſ. V. B. 255); An⸗ 
ftellung von Frauen ZR. 3 (MB. 17); 
verb. Anm. 36. — Uniform $ 70 Anm. 
40. — Tagegelder und Reiſekoſten 8. 
97 (GS. 415) u. (Aufhebung des $ 1 
Abſ. 3) 99 (SS. 21), Umzugskoſten 2. 
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babnverordnungsblatt, das Archiv für Eifenbahnweien feit 187817) 
und die Zeitichrift für Kleinbahnen feit 1894. 


8 367. 

c) Eifenbahnanlage. Eifenbahngefellihaften. Das preußifche 
Eifenbahnmwefen unterliegt zwar einer einheitlichen Gefeggebung’®), ift aber im 
feiner rafhen Entwidlung längft über deren Rahmen hinausgewachſen, da 
diefe Geſetzgebung nur auf Anlage der Eifenbabnen durch Aktieugeſellſchaften 
beredinet war, ohne die damals unbelannte Ausführung durch Staat, Verbände 
oder Privatperfonen zu berüdfichtigen. 

Die Zuläfftgleit ded Unternehmens erſcheint durch das Verkehrsiutereſſe 
- und dur die finanzielle Sicherftellung bedingt. Die Bahnanlage an fi 
fordert landesherrlihe, ihre Durchführung im einzelnen minifterielle Genehmi- 
gung!?). Diefer Genehmigung muß die Zeichnung des Altienfapitald und der 
Zufammmentritt der Geſellſchaft vorausgehen. Das Statut bedarf der landes⸗ 
berrlihen Genehmigung?). Die Eiſenbahngeſellſchaften können als Körper- 
ſchaften Grumdeigenthbum erwerben und nöthigenfall® das Recht der Enteignung 
für fi in Anfprud nehmen?‘). Zur Veräußerung von Grundftäden, Aufnahme 
von, Darlehen und Ausgabe neuer Altien ift minifterielle Genehmigung er⸗ 
forderih??). Der früher für dreißig Jahre gewährte Ausſchluß der Mit- 
bewerbungsbahnen*®) ift unbeſchadet der bereit8 erworbenen Rechte aufgehoben *). 
Den Seitenverbindungen anderer Bahnen muß der Anſchluß geftattet werden). 
Die Gefellihaft hat die Bahn rechtzeitig und ordnungsmäßig herzuftellen und 
gehörig zu erhalten?‘). Sie muß die benadjbarten Grundbefiger durch die er- 
forderlihen Anlagen vor entftehenden Gefahren und Nachtheilen fügen?) und 


— — —— — 


7 (GS. 178) u. 95 (GS. 41) nebſt 
AusfB. 77 (MB. 176). Einberufung im 
Mobilmadhungsfalle $ 91 Abf. 23 d. W 
Zur Anftellung von Militäramwärtern ver- 
pflichtete Brivatbahnen 8 63 Anm. 14c. 

”, Bel. 78 (MB. 17). 

u) Gifenbahbn®. 3. Nov. 38 (GE. 
505), mit Ausihluß der 88 11—13, 15 
bis 19, 38 — 41 u. 44 in die naten Bro- 
Dinzen eingeführt 8. 67 (86. 1436) und 
in den wichtigeren Borfhriften in dem ©. 
61 (GS. 3817) für Hohenzollern wieber- 
geneben. — Gleim Eiſenbahnrecht Bb. I 
Eifenbahnbaurecht (Beil. vo Eger desgl. 
(Bresl. Bd. 1 89, Br. II 96). 

”, EG. 81, R 5, ZuſtG. 8 168; 
Verfahren StMB. 38 (KU. Kan 21m. 
& 158 Anm. 28 d. 

8 ’1—8. Attienneielänften 
3) 309" ⸗ wW 
ꝛ) EG. $ 7. Ueber das Enteignungs⸗ 


G. (welches die 88 8-13 u. 15—19 des 

Eifenb®. a hat), 8 857 Abi. 8, insbe. 

— Befreiung von der 

Side er —* Eintragung 
8 208 Anm. 60 d 

„80. 6m *. ZuR®. 8 159 
Abj. 1 

=”) 68. 8 44. — Die nah 3 Jahren 
zugelaffene Mübewerbung auf der Bahn 
ſelbſt gegen ein beftimmtes Bahngelb (8 26 
bis 81 u. 37) ift der derzeitigen unvoll⸗ 
tommenen Anſchauung über das Eifenbahn- 
weſen entiprungen und nicht zur Anwendung 

ang 
Be ABerf. Art. 41 Abf. 3. 

*) EG. 8 45 u. RBerf. Art. 41 Abſ. 2. 

*) 56. 8 21 u. 24; Anm. 34. 

”) Daf. 5 14, duch das ZuR®. nicht 
geündert $ 158 daf.; die Pflicht entſpricht 
der für Enteignungen gegebenen 8 857 
Anm. 8 d. W., ift aber nidt auf Fülle 
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für alle infolge der Anlage an den Staat herantretenden Entſchädigungsanſprüche 
auflommen. Dagegen hat fie bei Kriegsbeſchädigungen keinen Erſatzanſpruch *). 
Sie ift der Beſteuerung unterworfen ??) und zur Beförderung der Poft ver- 
pflichtet (8 371 Abf. 1). Dem Staate ift dad Recht vorbehalten, nad) 30 Jahren 
die Eifenbahn anzulaufen?). Bei Nichterfüllung der Verpflichtungen wird die 
Konzeſſion verwirkt und die Bahn verfteigert ®!). 

Privatbahnen und Kleinbahnen bilden mit der Gefammtheit der zugehörigen 
Saden und Rechte Einheiten (Bahneinheiten), die nad) Maßgabe der allge- 
meinen Grundſätze über Grundbuchweſen ($ 208) und Zmangsvollftredung 
(8 193 Abſ. 3) veräußert, belaftet und der Zwangsvollſtreckung unterworfen 
werben lönnen. Die Unternehmungen werden dazu im befondere Bahngrundbücher 
eingetragen. Die Verfügung über die einzelnen Sachen und Rechte erleiden mit 
der Zugehörigkeit zur Bahneinheit eine Beſchränkung; diefe Dürfen nur in foweit 
veräußert oder belaftet werden, als die Betriebsfähigleit dadurch nicht be= 
einträdtigt wird ꝰ2). Durch die Einrichtung foll der Grundkredit der Unternehmung 
gefördert werden, da diefe in ihrer Gefammtheit vermöge ihrer Benugung als 
Betriebsmittel einen höheren Werth darftellt, als er ihren einzelnen Theilen bei» 
wohnt. 


8 368. 


d) Der Eifenbahnbetrieb unterliegt in Preußen der Negeiung durch 
den Minifter. Das Intereſſe des allgemeinen Verkehres hat aber außerdem 
dazu geführt, daß alle deutſchen Eifenbahnen al8 einheitliches Netz verwaltet, 
insbefondere nad) gleihmäßigen Borfchriften angelegt und auögerüftet und mit 
übereinftimmenden Betriebseincihtungen, Polizeireglements und Fahrplänen ver- 
eben werden®®). Die Eröffnung des Betriebes ift erft zuläfftg, wenn nach Prüfung 


v 


der Enteignung befchräntt, auch ift nicht 


Art. 112 u. duch ©. üb. die Schuldver⸗ 
ber Bezirksausſchuß, fondern der Re⸗ 


jhreibungen 99 (8 306 Abf. 4 d. W.) daf. 


gieruugspräfident (jet der Minifter 2. 92 
MB. 93 ©. 6) zuftändig. 

”), 58. 8 20 nu. 43. — Berpflihtung 
zu Friedensleiftungen 8 110 Abſ. 42, zu 
Kriegsleiftungen 8 111 Abf. 7 d. W. 

”) Eifenbahnabgabe $ 145 d. W.; 
Derangiehung zur Gemeindefteuer $ 774 

Abſ. 5 u. (Gewerbefteuerfreiheit) $ 148 
Abſ. 2 Nr. 6, zur Kreisſteuer $ 80 
Ann. 9. Abweihung bei Kleinbahnen 
8 365 Abi. 4. 


*) Daf. $ 47. 

”,@. 19. Fu} 9% (86. 499), 8 25 
Abſ. B erg. ©. 99 (GS. 307) Art. 31, 
fonft nicht —8 durch BGB. Co. 


5 25; Bahngrundblider Bf. des Juſt M. 
59 (IMB. 286). Unzuläffigleit der 
Pfändung der Betriebsmittel, bei Gegen⸗ 
feitigfeit auh für ausländiide Bahnen 
RO. 86 (RGB. 131); Gegenfeitigfeit mit 
Defterreih Erf. 87 (RSB. 158). 

") RVerf. Art. 43-44; Anm. 9. — 
Techniſche Einheit in betxeff der Spunveite 
und Betriebsmittel iſt mit Ausnahme der 
Woarfhan- Wiener Bahn in Rußland und 
einiger türfifher Bahnen für ſämmtliche 
normalipurige Bahnen des europäifchen 
Keftlandes vereinbart 2 Bel. 87 (NIB. 
111 u. 158), Bel. 90 (RB. 175), 91 
(RGEB. 387), zwei v. 96 (RES. 177 u. 
702), 99 (RSB. 543). 
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der Anlage die Genehmigung des Minifters dazu ertheilt iſt?). Der Betrieb 
genießt befonderen ſtrafrechtlichen Schug®). 

Die Eifenbahnpolizei, die ſich örtlich auf das Bahngebiet nebft Zu- 
bebör, ſachlich auf die zur Aufredhterhaltung des Betriebes nöthigen Verordnungen 
beſchränkt, wird von den Beamten der Bahnverwaltung geübt?e). — Für Er- 
richtung von Gebäuden und Ragerung von Gegenftänden in der Nähe der Eifen- 
bahnen ift durch gleichlautende Polizeiverorbnungen eine beftimmte Entfernung 
vorgeſchrieben?). — Die Verhältnifie der beim Bau von Cifenbahnen be⸗ 
häftigten Arbeiter find behufs Erhaltung der Ruhe und Ordnung näher ge 
regelt?®). — Im betreff der beim Eifenbahnbetriebe vortommenden Zödtungen 
oder Körperverlegungen haftet der Unternehmer für den Schaden, jofern er 
nicht höhere Gewalt oder eigene® Verſchulden des Betroffenen nadweift??). 

Das Eiſenbahnfrachtgeſchäft ift privatwehhtliher Natur. Seine ver» 
tragsmäßige Grundlage bilden die Berkehrsorbnungen*?) und die Tarife; 
fonft entſcheidet das Handelsrecht (8 353 Abf. 4). 


*) EG. nn 4 un. 22 u. Zuf®. 8 159 | auf Kanal-, Chauffee- u. ähnliche Bauten 
Abſ. 1; 36. $ 36 der V. u. Zuft®. $ 144. — Speile- 

*) ng gegen Beihädigung StGB. | einrichtungen f. Eiſenbahnarbeiter ZR. 73 
8 805, 315, 816 (erg. ©. II ROB. 729), | (MB. 197). — Arbeitermohnungen $ 2733 
319 u. 3%, Diebftahl 2434, Raub 2502. | d. W. — Kranlenverfiherung 8 346 Abf. 

“E80. 823. — Unterm 5. Juli 92 | 3, Unfallverfiderung 8 3471. 
ergingen die Betriebsordnnung f. d. Haupt. “RS. 71 (REB. 207) 8 1, 3—5 
bahnen (ROB. 691, erg. 97 ©. 161, 98 | u. 7—10. — A iweihung im Berbältniß 
©. 349, 99 S. 372), Beft. über die Be- | zur Poſwerwaltung © . 75 (ROB. 318) 
fähigung der Betriebsbeamten (RGB. 92 | Akt. 
©. 723, erg. 97 ©. 601 u. 98 S. 353), ) BertehesD, 26. Ol. 9 (RB. 
SignalDd. (ROB. 92 ©. 733 u. 98 | 557), Anl. B erg. Bel. 00 (XGB. 318 
©. 353), Normen für den Bau u. die | u. 805). Verzeichniß der zur Ausftellung 
Ausräftung (daf. 747, erg. 97 S. 164 | von Leichenpäſſen befugten Behörden 
u. 98 S. 355) u. die Band. für die | (Berlö. 8 42 Abſ. 4) Bel. 00 (38. 
Nebenbahnen (daf. 764, erg. 97 ©. 166 | 524). — Regelung des Eiſenbahnfracht⸗ 
u. 98 ©. 353). — Verfahren bei Prüfung | verfehres zwiſchen den mitteleuropäiſchen 
der Lofomotiven IR. 74 (MB. 264); | Staaten Vebereint. I0 (RGB. 92 ©. 798), 
8 341 Aum. 24 u. 25 d. W. — Ber | Zufab 95 (ROB. 465), VIte Reuausgabe 
hältniß der Bahnpolizeibeamten zur Orts | der Lifte der Eiſenbahnen 00 (RSB. 11, 
polizei OV. 90 (IMB. 209) u. 92 | 300, 787 u. 1009). Regl. für das Zen⸗ 
(XXIII 369). Befreiung von perfönlihen | tralamt in Bern (RGB. % S. 870) u. 


Gemeindedienften Bf. 93 (MB. 106). — | Ausführungsbefimmungen (daf. 874), Ber- 
Reinigung der Wagen bei Biehbeförderung | einbarumg erleichternder Bedingungen gem. 
8 385 Abi. 1 d. W. s 1 Al. 3 dal. im Wechſelverkehre 


"2. 92 (MB. 351). Die Amtsvor- Deutſchlands mit Oeſterreich⸗ Ungarn Bel. 
ſteher haben vor Ertheilung der Bau- | 92 (RGB. 1015) nebſt Nadtrügen 93 
erlanbniß diefe den Landräthen vorzulegen | (RGEB. 134 u. 241), Luremburg Bel. 2 
3. 90 (MB. 64). (RGEB. 189), 96 (daf. 108 u. 703), 00 

"3. 46 (85. 47 ©. 21), Ausf. | (daf. 3), mit Oeſterreich⸗Ungarn, den Rieder- 
ZR. 47 (MB. 109), Einf. in die neuen | landen u. der Schweiz Bel. 4 (RGB. 113) 
Provinzen Anm. 18, in das Sagdgebiet | u. (Ausdehnung auf Belgien u. Luxemburg) 
G. 55 (6S 631), in Lauenburg ©. 78 | 94 (RGB. 403). 

(8S. 97 u. 126) $ 81, — Anwendung 
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Das Eifenbagntarifwefen fällt zugleich in das Gebiet des Öffentlichen 
Rechtes. Der Befdrberungspreis ftellt ſich bei allen in ihrem Abſatze nicht auf 
den nächften Umkreis beſchränkten Gegenftänden als Theil des Waarenpreifes 
dar und gewinnt dadurch eme mit Erweiterung der Abfabgebiete immer 
fteigende Bedeutung. Der Staat in feiner Fürſorge fir Belebung des in- 
Ländifhen Verlehres hat demgemäß das erheblichite Interefie an einer richtiger 
Tarifftellung. Das Eifenbahngefeg Bat eine allgemeine Begrenzung der Tarife 
durch Feſtſetzung eines Höchftreinertrage® von 10 v. H. des AUnlagelapitale 
verfucht*?), ohne damit zu thatſächlichen Ergebnifien gelangt zu fein. Die Reichs⸗ 
verfaffung bezeichnet, ohne ſolchen befonderen Anhalt zw geben, die möglichfte 
Herabfegung und Gleihmäßigkeit der Tarife als ihr Ziel und will nur für 
größere Entfernungen auf die für den wirthſchaftlichen Verkehr unerläßlichen 
Roherzeugnifie (Kohlen, Erze, Düngemittel) und auf Nothſtands⸗ und Militär- 
beförderumgen ermäßigte Säge angewendet fehent?). Preußen ift mit der Ver⸗ 
flaatlihung feiner Bahnen diefen Zielen weſentlich näher gerückt. Grundſätzlich 
werden auf allen Staatöbahnen die gleichen Gegenftände zu denfelben Sägen 
gefahren. Ausnahmetarife werden nur in ſoweit eingeführt, als die befonderen 
Berlehrsbedürfnifie einzelner Erzeugungsftätten und Abſatzplätze oder die Rüd- 
fiht auf den Mitbewerb fremder Bahnen und der Waflerftraßen, ſowie auch 
die Hebung der Ausfuhr und der Zufuhr nothwendiger Rohſtoffe dieſes er» 
forderlih maden. Beſondere Bedeutung haben in diefer Beziehung die Staffel- 
tarife erlangt, die mit fleigender Entfernung fortfchreitende erheblihe Fracht⸗ 
ermäßigungen gewähren *?). 


9. Poſt und Telegraph. 
8 369. 

a) Geſchichte. Die Bot, die fi in Deutſchland erft in der zweiten 
Hälfte des 16ten Jahrhunderts entwidelte, war gleichfalls Kegal!). und als 
ſolches im Yahre 1615 — als die meiften übrigen Regalien bereit in die 
Hände der Landesherren übergegangen waren — vom Saifer als Erblehen 
dem Reichsgrafen Taxis verliehen. Die Entwidlung von Poſteinrichtungen 
in den größeren, damals bereits erftarkten Ländern ift dadurch nicht gehindert 
worden. Boften wurden insbefondere in Preußen feit dem 16ten Jahrhundert 


*) Eifenb®. 8 2I—35. In Bahngeld⸗ 
a. Frachttarifſtreitigkeiten enticheidet der 
ordentlihe Richter Zuſt6. $ 159 Abf. 2. 

PN RVerf. Art. 4547; $ 366 Abſ. 2 
d. 

=) Die Getreideſtaffeltarife, die 91 
eingeführt waren, um angefiht® der un- 
günftigen Ernte die Getreidegufuhr in den 


Süden u. Weften des Reiches zu erleichtern, 
finn 94 wieder aufgehoben worden. — 
Tarife, bie die Frachtermäßigungen den 
zwifchenliegenden Orten nicht in gleicher 
Weife zu Theil werden lafien wie den End- 
puntten, beißen a Snferentialtarife. 

) 8130 
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eingerichtet und unter Friedrich dem Großen weſentlich erweitert. Kine ein⸗ 
heitliche Geſtaltung des Staatspoſtweſens wurde jedoch erft möglich, nachdem 
das Regalitätsrecht ganz bejeitigt worden war. Dieſes geſchah nur allmählich ?), 
und auch der Uebergang von der finanziellen zur wirthſchaftlichen Verwaltung 
hat fih bei der Poſt langjamer vollzogen, als bei den übrigen Verkehrs⸗ 
anftalten ?). 

Das deutiche Poftwefen befand fi gleich dem in den Einzelftaaten ent» 
widelten Telegraphenwefen im Zuftande völliger Zeriplitterung, bis die neue 
Reichsverfaſſung Poft und Telegraphen zu einheitlihen Reichsverkehrs⸗ 
anftalten erflärte, die der Geſetzgebung und Beauffihtigung des Reiches 
unterliegen und unter der oberen Leitung des Kaiſers für Rechnung des Reiches 
verwaltet werben®). 

Die deutſche Poſtverwaltung ift feitbem bei der einheitlihen Geftaltung 
des Poſtweſens im Neichögebiete nicht ſtehen geblieben, hat dieje vielmehr 
durch Poſtverträge Über die Grenzen des Reiches hinansgetragen. Weſentlich 
dur ihre Anregung ift der Weltpoftperein zuftande gekommen, der fidh über 
alle dem Verkehre erichlofienen Länder ausdehnt und mit feiner ftändigen Stelle 
in Bern und mit regelmäßig wiebderfehrenden Kongrefien eine dauernde völlker⸗ 
rechtliche Einrichtung bildet. Innerhalb feines Gebietes findet die Berfendung 
von Briefen, Boflfarten, Druckſachen, Gejhäftspapieren und Waarenproben 
zu einheitlichen, niedrigen Sägen und unter gleichmäßigen Bedingungen ftatt°). 
Im Anſchluß daran ift in befchränkteren Gebieten der Austauſch von Werth- 
briefen, Poftanweifungen, Boftpadeten, Poftaufträgen und von Zeitungen und 
Zeitfchriften durch befondere Uebereinkommen geregelt). — In ähnlicher 


—n en mm — 


”) Preußen entihädigte den Fürſten 


Taris in betreff Der im Weften erworbenen 
Zandestheile durch das Fürftenthum Kroto⸗ 
ſchin (1818/19) u. für das Poftweien in 
Heſſen⸗Naſſau, den Hunfeftädten, den thi. 
Angilhen u, lippiſchen Ländern durch eine 
N von I MU. M. Bertr. 67 


*) Der Grundfag des Ueberwiegens ber 
Verkehrs⸗ über die Sinanzintereflen findet 
19 ir Preußen ſchon in der RegInftr. 

28. Dez. 08 8 57 ausgefprochen, ift aber 
erft im Bor®. 5. Juni 52 durchgedrungen 
und demnächſt im Reihe zu noch voll⸗ 
flündigerer Geltung gelangt. Die fort« 
geſetzte Verkehrsſteigerung hat gleichwohl 
das Poſt⸗ und Telegraphenweſen zu einer 
ergiebigen Finanzquelle für das Reich ge- 
madt. Der — gemäß $ 371 Abf. 1 zum 
Theil auf Koften der Eifenbahnen erzielte 
u enlän Voranſchl. 99) beträgt 47,1 

il. M. 


9 RVerf. Art. 410, 48—51. — Die 
Vorſchriften finden auf Baiern u. Württen« 
berg nur befchränfte Anwendung Art. 52, 
gelten dagegen in Eif.-Lothringen ©. 71 
(RGB. 443). Außerdem find die Rechte 
der Neichspoftverwaltung einzelnen Bundes» 
ftaaten gegenüber durch Verträge erweitert. 

5) Neuer Weltpoftvertr. 15. Juni 
98 (REB. 98 ©. 1079). Das Borto 
beträgt bei Kreifendung für einfade Briefe 
20 Pf., für Poftlarten 10 pr „ für 
Drudfaden für je 50 g fe Der 
Berein umfaßt alle Rufturkanten (63) mit 
1396 Mil Einwohnern. — Im Berfehre 
mit Oefterreid-Ungarn kommen auf 
Briefe, Poſtkarten, Druchſachen, Waaren⸗ 
proben und Packete die für das Reichs⸗ 
gebiet maßgebenden wiebrigeren Sätze 
(Anm. 23) zur Anwendung Btr. 73 (RSIB. 
73 ©. 1). 

°, Fünf Uebereint. 97 (R0B. 98 
©. 1115, 1133, 1145, 1166 u. 1176) 
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Weiſe ift durch den internationalen Zelegraphenverein die telegraphifdhe 
Beförderung übereinftimmend geordnet. Für den Tarif befteht das Syſtem 
der Worttare?). Die feitherigen ungleihen Säge werden infolge der neueften 
Bereinbarungen durch einheitliche erfettt werden. 


8 370. 

b) Die Poſt- und Die Telegraphenvertwaltung ift vereinigt. 
Dberfte Reihsbehörde ift das unter Berantmwortlichleit des Reichskanzlers von 
einem Staatsſekretär geleitete Reihspoftamt, da8 in A Abtheilungen 
für Boft, ZTelegraphen-, gemeinfame Angelegenheiten und Perfonen-, Voran⸗ 
ſchlags⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen zerfällt®). Unter ihm ftehen 41 Dber- 
poftdireftionen mit ‘Oberpoftdireftoren an der Spite und Poft: und Tele 
grapheninfpeftoren zur Beauffihtigung des Vetriebes?). Zur unmittelbaren 
Handhabung des Poft- und Telegraphenbetriebes find die Boftämter 1fter, 
2ter und 3ter Klaſſe und die Poftagenturen beftimmt. Die Boitämter bilden 
Behörden und find mit Poftdirektoren, Poftmeiftern und Poſtverwaltern beſetzt, 
während die Poftagenturen nur von Ortseingefeffenen verwaltet werden. In 
den größeren Städten befinden ſich befondere Telegraphenämter 1%). Die oberen 
Poſt- und Telegraphenbeamten werden vom Saifer, die niederen von den 
Landesregierungen ernannt !!) umd haben Rechte und Pflichten der Keihsbeamten??). 


— — 





7) Anm. 32 und internationaler TelVtr. 
Juli 75, erg. Bel. 80 (MB. 117). 

8 75 (RGEB. 379. AE. 80 
(REB. 25) u. Bel. 76 (38. 5). Unter 
dem Reihspoftamte fteht die Reichsdruckerei 
8 166 Abi. 2 d. MW. — Bei dem RPoft- 
amte erfcheint das (feit 6 mit dem 
Amtsbl. der Xelegraphenverwaltung ver» 
einigte) Amtsblatt der Reichs⸗Poſt⸗ umd 
Telegraphenverwaltung. 

) Daf. — Die Site und Bezirke 
der DOberpoftdireftionen in Preußen 
entfprehen denen der Regierungsbezirke 
(Ueberſicht zu S 55 d. W.) mit folgenden 
Abweichungen: Der RegBez. Marienwerder 
ift unter die OPDireltionen Danzig und 
Bromberg getheilt, der AB. Stralfund der 
DPD. Stettin zugelegt; Berlin mit Char⸗ 
fottenburg u. einigen Bororten hat eine 
eigene OPD; zum OPDBEH. Magdeburg 
gehört Anhalt, zu dem von Erfurt der 
Kr. Schmallalden und einige thüringifche 
Länder; der Sig für den RB. Merfeburg 
ift Halle; für den RB. Schleswig (außer 
einem der OPD. Hamburg zugelegten 
Theile) die Stadt Kiel; Theile der Prov. 
Hannover gehören zu den OBDireltionen 

Hue de Grais, Handbuch. 14. Aufl. 


Braunfhiweig, Bremen, Hamburg und 
Oldenburg, der übrige Theil fieht unter 
der OPD. in Hannover; Sig für den 
RB. Arnsberg ift Dortmund; zum DPD. 
Minden gehören der Kr. Rinteln, die 
Fürftentyämer Lippe und Pyrmont, zur 
DPD. Kaffel das übrige Walded, zur 
DPD. Franffurt a. M. der RB. Wies- 
baden und der Kreis Wetzlar, zur OPD. 
Trier das Fürftentyum Birkenfeld; Hohen 
zollern flieht unter der OPD. Konftanz. 

ıo Im Reichspoftgebiete beflanden (An⸗ 
fang. 1901) 32265 Boftanftalten leinſchl. 
82 in den Schutzgebieten und im Aus⸗ 
ande). — Telegraphenanftalten Anm. 28. 

2, RVerf. Art. 50; Anm. 4 — In 
Preußen findet die Bearbeitung im Zu⸗ 
fammenhang mit der Reihspoflverwaltung 
fett, auf welde die Ernennung aud für 
andere Gtaaten durch Bertrag Überge- 
gangen ift. Ä 

2) 8 21—24 d. W. — Anftellung der 
Anwärter für die mittlere Laufbahn Bor» 
ihr. 1. Jan. 00 (38.1). — re im 
Mobilmahungsfalle 8 91 Abf. 22. d. W. 
Beftrafungen Anm. 17 u. 30. — Rang 
8 24 Anm. 385. — Uniform Bf. 71 
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Der Betrieb der Verwaltung unterliegt der Kranken», Unfall» und Invaliden- 


verficherung 29). 


8 371. 

c) Poftrecht und Poftbetrieb. Die Vorrechte der Bolt find gegen 
früher erheblich vermindert. Eine Beſchränkung des freien Verkehres (Poſt⸗ 
zwang) befteht nur in dem Verbote, verſchloſſene Briefe und politifche, öfter 
als einmal wöchentlich erfcheinende Zeitungen gegen Bezahlung zwiſchen ver- 
ſchiedenen Orten oder innerhalb diefer anders al® durch die Poſt zu verfenden !%). 
Die Eifenbahnen müllen ihren Betrieb den Bedürfniſſen des Poſtdienſtes 
möglichft anpafien und mit jedem Zuge für die Beförderung von Pädereien 
bis zu 10 kg einen Wagen unentgeltlih, weiter erforderlihe Beförderungs- 
mittel gegen beftimmte Vergütung ftelen?d). Im Intereſſe des regelmäßigen 
Betriebes find den Poften einige weitere Vorrechte beigelegt!). — Das 
Briefgeheimniß ift unbejhadet der Beſchlagnahme der Briefe im Straf- 
und Konkursverfahren unverleglih 1). — Die Poſt leiftet Gewähr für 
Werthbriefe und Poftanmweifungen nad) dem Wertäbetrage, für Badete nad 
dem erlittenen Schaden, doc höchſtens mit 3 M. für das halbe kg, bei 
eingefäriebenen und Cftafettenfendungen mit 42 M. Der Anfprud verjährt 
in 6 Monaten??). — Boft- und Bortohinterziebungen find mit Strafe 
bedroht!?). Sie unterliegen, foweit es fih um Geldſtrafen handelt, mit Bor- 


(MB. 297), 72 (MB. 118) u. 79 (38; 
660). Wilhelmsftiiftung ©. u. AE. 7 
(REGEL. 210 u. 373), ©. 76 (RGEB. ie 

6 346 Abi. 3, 8 3471, 8 348 
Abi. 2 d. W. u. Ber. 85 (38. 389). 

u) Reichspoſtgeſetz 28. Ott. 71 
(REB. 847) 8 1— 3, erg. ($ la u. 2a, 
Ausdehnung der Tare auf Nadbarorte) 
G. 99 (RRB. 715) Art. 2 nchft Bel. 
u. Nadtr. 100 (38. 93 u. 478) u. (Ent- 
ſchädigung der Privatpoften) 3—5; Einf. 
in Eifaß-Lothringen ©. 71 (EB. f. ER. 
348). Das Intereſſe der Reichspoſt als 
öffentliche Berkehrsanftalt bildet nicht Gegen» 
ans polizeilider Verfügungen OB. (XV. 

427). — Bearb. v. Grimm (6. Aufl. 
Berl. 01). 

2) G. 75 (R®B. 318), Ausf.Bel. 76 
(38. 87), Anderung 78 (38. 261) u. 
81 (38. 82 ©. 4). Kleinbahnen find 
zur Mitnahme eines Poftbeamten oder von 
Boftfendungen gegen ermäßigtes Fahrgeld 
verpflichtet ©. 92 (GS. 225) 8 42. — 
—— Aon dampfſchiffeverbindung 8 


) RPG. 8 16-26. Die frühere Ver⸗ 





pflichtung zur Pferdegeſtellung iſt aufge- 
hoben u. die Beſchaffung Gegenſtand freier 
Bereinbaruug geworden. — Verhältniß 
der Poſthalter u. PoſtfuhrO. Bf. 70 
(MB. 201). — Poſtpferde find vom 
Milttärvorfpann und von der Geftellung 
bei Mobilmachungen frei $ 110 Abf. 21 
u. 8 111 Abſ. 6 d. W. 

ABS. 8 5; ebenfo beftimmte die 
preuß. BU. Art. 6 u. 33. — Strafe der 
Berlegung StOB. $ 299, durd Beamte 
8 354 u. 858. — Beihlagnahme StPO. 
Ss 99—101 u. KontO. $ 121. 

” RPG. 8 6—15 u. (zu $ 14) ©. 77 
(RGB. 244) 8 18%; verb. RPO. 8 48 
w 49. — Auf die Pofbeförderung find 
die Beſt. über Frachtrecht nicht anwendbar 
HGB. 97 (REGB. 719) 8 452. 

” RIO. 5 27-83. — GStrafbare 
Herftellung u. Berwendung von Poſt⸗ u 
Zelegraphenwertbzeihen StEB. 8 275, 
276, 3604 u. 364 Abſ. 2 (Faſſung des 
G. di RGB. 107). Berbotene Verſendung 
entzündlicher u. ägender Gegenſtände StGB. 
8 86752 (desgl.). 
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behalt des Rechtsweges einem Bermaltungsitrafverfahren??) und verjähren in 
3 Jahren?‘).., — Die Benugung der Pofteinriätung ift vom Reichskanzler 
durch Dienſtordnung geregelt??), das Borto dagegen geſetzlich feftgeftellt??). — 
Die vordem fehr mannigfaltig in den Bundesſtaaten geftalteten PBortofrei- 


heiten find aufgehoben und nur folgende Befreiungen aufrecht erhalten: 

1. für regierende Fürften, deren Gemahlinnen und Wittiwen; 

2. für reine Reichsdienſt· und Reichstagsangelegenheiten; 

3. für Militärperfonen, deren gewöhnliche Briefe frei find, während die an 
fie gerichteten Poſtanweiſungen bis zu 15 M. für 10 Pf. und Padete 
bis zu 3 kg für 20 Pf. befördert werden. 

Die Staatsbehörden können an Stelle des Porto die Zahlung von 


Averfionalfummen mit der Poftverwaltung vereinbaren). 


So werden die 


Poftiendungen in preußifhen Staatödienftangelegenheiten gegen Zahlung einer 


jährliden Averfionalfumme von 71, Mil. M. frei befördert?®). 


In dem 


Schriftwechſel zwifhen Behörden verfchiedener Staaten bat ſtets (au in 
Parteifahen) die abfendende Behörde frei zu fenden?®). 


——— — — — 


*) RPG. 8 34—46 r Stpo. 5 459 
bis 8 nebft Einf®. & 6 

21) — (zum 88) “0 (BGEBl. 
195) Art. 

=) ABS, 8 50. — Pod. 20 März 
00 (38. 53), Uenderung ($ 3 XIV bis 
XVII) 00 (38. 599), ferner ($ 36 X) 
00 (38. 495). 

*) Bofttar®. 28. DI. 71 (RGB. 358), 
Aenderung ©. 73 (KGB. 107), TL(RNGB. 
127 u. 134) u. 99 (RGB. 715) Art. 1 
n. 6. — Einf. in Elſaß⸗Lothringen ©. 
71 (SB. f. ER. 348) u. 75 (RGOB. 69) 
Nr. 5. — Das Porto beträgt für Poft- 
forten 5 Bi; für den einfadhen (bis 
20 g wiegenden) Brief 10 Pi., bei größerem 
Gewichte bis 250 g 20 Bi., bei Nidt- 
franfirung 10 Pf. und bei Einfchreibung 
20 Pf. mehr (Ortöbriefe, deren Bereich 
vom Reichskanzler auf Nachbarorte aus- 
gedehnt werben fann, zahlen 5 Pi. RPG. 
& 507, Poſttar6. 5 la u. PoſtO. 
8 38X1); für Drudfaden bie 50 & 3 Pf., 
bei 60—100 g 5 Pf., bei 100 bis 250 g 
10 Pf. (im Orts- u. Nahbarortsverlehre 
gem. PoſtO. — vor. Anm. — mur 2, 3 
u. 5 Pf.), bei 250-500 g 20 Bf., bei 
500 g bi8 1 ke 30 Pf.; für Waaren⸗ 
proben bis zu 250 g 10 Bi., bei 250 
bis 350 g 20 Bi; für Packete von 
höchftene 5 kg bis 10 Meilen 25 Pf., 
für weitere Entfernung 50 Pf., bei höherem 
Gewichte unter Steigerung nad diefem 
n. nad Entfernung. Für Werthfendungen 





wird neben dem Porto (das für Briefe in 
biefem Falle bis zu 10 Meilen 20 Bi., 
darüber hinaus 50 Pi. beträgt) eine Ber- 

fiherungsgebühr von 5 Pf. für je 300 M. 
oder Theile dieſes Betrages, mindeftene 
aber 10 Bf. erhoben. Boftanweifungen 
toften bis zu 5M. 10 Pi., von 5 bie zu 
100 M. 20 Pf., zu 200 M. 30 Pf., zu 
400 M. 40 Bf., zu 600 M. 50 Pf. u. 
zu 800 M. 60 Pf.; Poftaufträge zur Ein- 
ziehung von Wedfeln u. quittirten Rech⸗ 
nungen u. Mebermittelung dur Poſt⸗ 
anweifung find bis zu 800 M. gegen 
30 Bf. GSebithr zuläffig. — Für Pofl- 
farten, Drudjachen, Waarenproben u. Poft« 
anweifungen beſteht Freiſendungszwang. 
— Zeitungen zahlen neben einer feſten 
Belorgungs- eine nad der Zahl des 
wöchentlihen Erſcheinens u. nad dem 
Jahresgewichte bemeifene Beförderungs- 
gebühr ©. 99 Art. III u. 6. — Oeſter⸗ 
reich⸗ Ungarn und Weltpoftverein Anm. 5. 

), G. 69 (BGBL. 141); Einf. in 
Baden Berf. 70 (BGBL 627) Art. 80114, 
Südhefien G. 75 (RGB. 323), Baiern 
und Württemberg ©. 72 (RSOB. 167), 
Eif.Lothringen & 72 (EB. f. ER. 150). 
— Ausf. Bel. 69 (MB. 70 ©. 26) u 
Aenderung 89 (MB. 171). 

*) G. 69 5 11, Be. 7 u. 3. 4 
(MB. 37 u. 36). Averſioniruugsvermerk 
bei Dienftfendungen einzelner Beamten 3. 
95 (MB. 220). 

”) Bel. 70 (BGBL. 514); Geltung für 
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Auf allen Gebieten bat die Reihspoftverwaltung die größte Rührigkeit 
entfaltet und den Berlchröbebürfnifien durch Bermehrung der Verbindungen, 
Erleichterung der Bedingungen und Ermäßigung der Portofäge unausgefegt 
in ausgiebigfter Weife Rechnung getragen. Als widtigfter Erfolg dieſer 
Beitrebungen tritt nächſt der einheitlichen Feſtſetzung des Porto im ganzen 
Reiche die Herftellung einer täglichen, alle Orte berührenden PBoftverbindung 
hervor. 

Neben der eigentlihen Beförderung will die Poflvermaltung aud die 
Ausgleihung Heinerer Zahlungen durch Sched übernehmen, um bie 
dem Grofverfehre durch den Giroverkehr der Reichebank gewährten Bortheile 
auch dem Mittelftande in Landwirtbfhaft und Gewerbe zugumenden ($ 308 
Abf. 3° und 6). Dieferhalb foll für mehrere Direltionsbezirte ($ 370) je ein 
Poftihedamt (in Danzig, Yerlin, Breslau, Hannover, Frankfurt a. M., Köln, 
Hamburg, Leipzig und Karlsruhe) errichtet werden, bei dem fidh jeder durch 
eine unverzinslihe Stammeinlage von 100 M. ein Konto begründen Tann. 
Auf dieſes foll er bei jeder Boftanftalt Einzahlungen dur Zahlkarten und 
Auszahlungen an andere Kontoinhaber durch Schecks vornehmen können. 
Gebühren werden im Schedverfehre nicht erhoben. Das verfügbare Ealdo 
wird von der Poftverwaltung gegen tägliche Kündigung bei der Reichsbank 
belegt ?”). 


\ 8 372. 

d) Die Telegraphie, obwohl weit jünger als die Poſt, fteht diefer 
bei ihrer rafchen Entwidelung bereits ziemlich ebenbürtig zur Seite?®). 

Das Recht, Telegrapbenanlagen einſchließlich der Fernſprech⸗ 
anlagen (Telephone) zu errichten und zu betreiben, fteht ausſchließlich dem 
Reiche zu, fann aber für einzelne Streden und Bezirke an andere Unternehmer 
verliehen werden. Die von Behörden, Verbänden oder Beförderungsanflalten 
zu beſtimmten öffentlihen Sweden erriäteten Anlagen bedürfen feiner Ge⸗ 
nehmigung. Dafjelbe gilt von Anlagen innerhalb der Grenzen eines Grund» 
‚ftüdes und von folden Anlagen zwiſchen höchſtens 25 km von einander ent- 
fernten Grundftüden defjelben Befigerd, die für den der Benukung der 
Grundftüde entſprechenden unentgelilihen Berkehr beftimmt find. “Der Betrieb 
eleftrifher Anlagen ift gegen Störung durch fpätere Anlagen geihügt?). Das 


— — 


Süphefien, Baden u. Elſaß ⸗Lothringen 
Bel. 72 (RSB. 168), Baiern u. Württem- 
berg Bel. 73 (RGB. 232). Gleiches gilt 
gegen Defterreih-Ilngarun Bel. 73 (daf. 





”, Das Telegraphenneh hat fi raid 
entwidelt und umfaßte (Anfang 1901) 
158915 km oberixdifche, 5962 km unter» 
irdifche, zufammen 164817 km Linien 


866) und die Schweiz Bel. 78 (38. 95). 
Poftfendungen der Staats⸗ u. Kommunal» 
bebörden unter einander RE. 96 (MB. 
137) u. 97 (MB. 106). 

”",®&. 00 (XGB. 139) 8 6. 


Die Zahl der Zelegraphenanftaften belief 
fih auf 15894. Fernſprecheinrichtung be- 
faßen 1014 Orte. 

2) &. 6. April 92 (ROB. 467). 
Strafe der Entziehung eleftrifher Kraft 
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Telegraphengeheimniß ifl unbefchadet der gejetzlihen Ausnahmen unverletzlich ꝰ0). 
Die ungehinderte Benugung der Telegraphenanftalten iſt durch Strafporſchriſten 
ſichergeſtellt i). 

Die Telegraphenverwaltung bat ein Mitbenutzungérecht an öffent— 
(ihen Wegen, das den Gemeingebraudy nicht dauernd beſchränken darf und 
bei nothwendiger vorübergehender Beſchränkung, fowie bei Erhöhung der 
Unterhaltungslaft oder Schädigung der Baumpflanzıngen zur Schabloshaltung 
verpflichtet. Beſtehende befondere (Bahn-, Beleuchtungs⸗, Waſſer⸗) Anlagen 
ſind zu berückſichtigen, während durch ſpätere die Telegraphenanlagen nicht 
benachtheiligt werden. Zur Sicherung der Rechte der Betheiligten iſt der Plan 
der Anlagen (ähnlich den Bebauungsplänen 8 266 Abf. 3) in einem befonderen 
Verfahren feitzuftellen. Weber Privatgrundftüde können Leitungen durch den 
Luftraum geführt werden, foweit die Benugung dadurch nicht weſentlich be= 
einträdtigt wird ’?). 

Die Telegrapbengebühren find nad einer auf der Wortzahl be⸗ 
rubenden Taxe durch Verordnung feftgeitellt?®); bei der Entrichtung ift bie 
Anwendung von Freimarken zugelafien®). Die Gebüßrenfreiheit ift ähnlich 
der im Poftverfehre eingeführten geregelt’). Die Erhöhung der Gebühren 
und die Ausdehnung der Befreiungen Tann nur auf Grund eines Geſetzes 
erfolgen?s). — Die Fernſprechgebühren find geſetzlich geregelt. Tür 
jeden Anſchluß an ein Fernſprechnetz ift unter Abftufung nad) der Zahl der 
Anſchlüſſe entweder eine Baufchgebühr von 80—180 M. oder — neben einer 
Geſprächsgebühr von 5 Pf. für jede Verbindung, mindeftens jedoch für 400 Ge- 
ſpräche — eine Grundgebühr von 80 — 100 M. jährlich zu entrichten. Die Be- 


— — — — — 


S. 46) u. 00 (MB. 106), ferner Be⸗ 


8 271 Aum. 83 db. 
zeichnung ber zufländigen unteren u. höheren 


des Reiches $ 369 abi 2 d. W. Für 
Baiern und Württemberg ſtehen bie Rechte 


— Buftändigfeit 
302), in Preußen 99 


des Reiches dieſen Bundesſtaaten zu, G. 
928 15. — Sicherheitsvorſchriften 8 240 
Anm 
* s. 2 8 8. Strafe der Verlegung 
StB. 3 299, durd Beamte $ 855 u. 
858. Beiälagnahme wie Anm. 17. 
317, 318 und 318a 
@. 91 oe. 107), 365 u. 368. Teer 
graphemvertbzeihen Anm. 19. — Die 
unterfeeifchen ‚elegrophenfa el find durch 
internationalen Bertr. 14. März 84 nebfl 
Ausf®. 87 (XGB. 88 ©. 151, 169, 293 
u. 89 S. 194) geſchützt. 
=, 9. 18. De. 99 (RGB. 705), 
insbef. Baumpflanzungen $ 4, befondere 
Anlagen $ 5, 6, Berfahren $ 7—10, 
Benugung 8 Privatgrundſtücken 8 12. 
AusfBeſt. 00 (REB. 7), 99 (MB. 0 


—— 00 ev 


(M 

= Ce —* 97 (38. 168). Ihr 
Erlaß beruft auf Art. 48 u. 50 d. RBerf. 
Die Tare beträgt innerhalb des deutſchen 
Reihes mit Luremburg und Oeſterreich⸗ 
Ungarn 5 Pf. (nad den übrigen enropälien 
Stanten 10 bis 45 Bf.) für jedes Wort, 
mindeftens 50 Pi. — Benugung der 
ae Regl. 66 (BB. 56) 

*) 66 277), Einf. in Sübd- 
—* 8 —* Fr 12 d. W., Geltung 
in ei „Lothringen RG. 72 RKov. 69) 
Nr. 1. — AusfBek. 69 (MB. 220). 

*) r\ TT(RGB. 54) — Geidäft- 
lihe Behandlung der Telegramme in 
Staatsdienfifahen — u. 8.77 (ME. 
185 und 186, IMDB. 169). 

”, ®. 92 (Anm. 28) $ 7. 
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nutzung durch Dritte iſt zuläſſig. Für Benutzung einer Verbindung zwiſchen 
verſchiedenen Netzen oder Orten werden Geſprächsgebühren erhoben, die bis 
zu 3 Minuten Dauer nad) der Entfernung 0,2 bis 2 M. betragen?”). 

Zwiſchen allen wichtigen Verkehrsorten, Feſtungen umd Seeplägen find 
neuerdings unterirdifche Leitungen zur Anwendung gebradt, da fie größere 
Sicherheit gegen athmoſphäriſche, Witterungs- und fonftige zerftörende Ein- 
wirlungen gewähren. 


”,&. 20. Dez. 99 (REB. 711), AusfBeſt. 00 (38. 242). 
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274 (40). 

Freizügigfeit 11, milttärifche 187. 
Fremdenmeldung 831. 
Friedensaufftellung 144. 

„  leiftungen 159, b. d. Flotte 167. 
Friften im bürg. Streitverfahren 2378, 

Strafverfahren 286, Berwaltunggver- 

fahren 74. 

Fürforgeerziehfung 381. 
Suhrloften, |. Zagegelder u. Reifeloften. 
Funde, f. gefundene Sachen. 


Gaſtwirthſchaft, Beanſſichtigung 342, Kon⸗ 
zeſſionirung 537. 
Sebäudefteuer 202, 204. 
Gebrauchsmuſter 568. 
Gebrechliche 384. | 
Gebühren 192, der &emeinden 103, in 
Berwaltungsfaden 78. 
Geburtsregifter 296. 
Gefüngnifſe 824, f. Gerichts- u. Polizei« 
gefüngnife. 
Sefüngnißftrafe 257. 
Gefundene Sachen 346. 
Gehalt der Reichsbeamten 36, Richter 270, 
Staatsbeamten 90. 
Geheimer Juſtizrath (Gerichtshof 264. 
Geheimmittel 362 (33). 
@ehülfen |. Gefellen. 
Geiſtesſchwache 374, 384. 
Geiftiges Eigenthum 427. 
Geiſtliche 399, evangel. 406, fathol. 402. 
Geiftlihes Amt, Uebertragung 893. 
Geiftlihe Abgaben, Ablöfung 478. 
” Geſellſchaften 389 (1b). 
„Ordben 402. 
Geldſtrafen 258, bei polizeilider Straf⸗ 
verfügung 324. 
Gemeinde 96 ff., |. Landgemeinden, Städte. 
„  abgaben 102. 
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emeindebeamte 100. 
„ behörden 100, 76. 
„ forften 102. 
n firhenräthe 408. 
„ fteuern, |. &emeindeabgaben. 
n vermögen 101. 
„ porfteher 111. 
„ wablredt 99 (13). 
wege 596. 

Bemeines (deutſches) Recht 253. 

&emeingefährlie Krankheiten 360. 

Semeinheitstheilung 479. 

Gendarmen 314, Gend.transport 328. 

Generaldireltorium 56. 

„  fommiffion 473. 
„ lotteriedireltion 191. 
„ordenstommiſſion 49 (12). 
„ſtaatstaſſe 173. 
„ſtab 146, Ge.ftiftung 150. 
„  fuperintendent 405. 
fonode 409. 
Genfer Konvention 158 (63). 
Genofienfgaften 459, egrngichaſtiche 
00 (62), gewerbliche 563 (5). 

Bene 507 (18). 

Seodätifche Anftalt 430. 

Gerichte 261 ff. 

Gerichtliche Polizei 820. 

Serichtsaffefforen 269. 

„boarkeit 249, frenvillige 293. 
„ferien . 
„  gefängniffe 260. 
„hof für Kompetenztonflifte 253. 
loſten 273, im Strafverfahren 290. 
„ordnung, Allgemeine 250. 
„referendare 269. 
„ſchreiber 270. Fu vollzieher 271. 
verfaffung 2 
Geſandte 128. 
Geſchäftsgang 76, der Bezirks⸗ u. Kreis⸗ 
ausſchuſſe u. Provinzialrüthe 74 
(69), Kreistage 120 (11). 
„ ordnung des Reichetage® 20 (93), 
Landtages 51 (24). 
„ſprache 77. 

Geſchichte der Armenpflege 372, Beamten 
35, Domänen 178, Finanzen (Preußen) 
34, Semeinden 96, Gejundheitspflege 347, 
Gewerbe 532, des Handels 567, Heeres 
(Preußen) 34, Kirche 389, Kreife 118, 
Landgemeinden 97 (8), des Landwirth⸗ 
Ichaftsbetriebes 469, der Bolt 607, des 
preuß. Staates 32, der Rechtopflege 
250, Regalien 189, des Reiches 6, der 
preuß. Staatfhulden 185, der Städte 
96 (8), der Steuern 196, des Unter» 
richts 411, der Berfaffung (Preußen) 35, 
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der Volkswirthſchaft 486, Wirthichafts- 
pflege (Preußen) 34 u. 441, des Wege⸗ 
baues 594, der Zuderinbuftrie 239. 
Geſchlechtliche Anueſchweifung 343. 
Geſchworene. ſ. Schwurgericte. 
Geſellen 540, 546. 
Geſellſchaft 4, ſ. Aktien⸗, Handels-, Kom⸗ 
manditgeſellſchaft u. Genoſſenſchaft. 
Geſetze, ſ. Landes⸗ u. Reichsgeſetze. 
Gefetzgebung 2 
„ſammlung 47. 
Geſinde 344, G. vermiether 538. 
Geftüte 514. 
Geſundheitsamt 349. 
n fommilfion 349. 
„ polizei 360. 
n wein 847 ff 
Semüheleiftung beim E htaufe 518. 
Gewerbe 530 ff. 
„ betrieb 534, im Umherziehen 541. 
„ freiheit 538. 
„gerichte 531. 
„  imfpeltor 531. 
„ polizei 534 ff. 


„rath 531. 
„fein 208. 
„ſchulen 562. 


„ſteuer 205 ff. Wandergewerbefteuer 
208. | 


vereine 658. 
Gewerbliche Anlagen 585, Arbeiter 548, 
Hülfstaffen 551. 
GSewerbsmäßige Unzudt 843. 
Gewerke, Gewerkſchaft 465 und (fozial- 
demofratifhe Berufsvereine) 434 (9). 
Gewichte 577 ff. 
Gewohnheitsrecht 3 (3). 
@ifte 852. 
Girobanken 454. 
Glaubensfreiheit 390. 
Gluckſpiele 342. 
Gnadenvierteljahr der Reichsbeamten 27, 
Stantsbeamten 93. 
Gold» und Siüberwaaren, Feingehalt 579. 
Soldwährung 580. 
Grenzauffihtsbeamte 217. 
„ zölle 224 ff. 
Srundabgaben, Ablöfung 477. 
„ budfaden 302 ff. 
„  bienfibarleiten, Grundlaften 304 (68), 
Ablöfung 477 (89). 
„ eigenthum, freie Verfügung 475. 
„ tredit 803, 448, 497. 
„ tente 432, 


ſch 
ſteuer 202, 203. 
Sutsbezirte 111. 


Sachverzeichniß. 


Gutsherrlich⸗ bänerliche Regulirung 477. 
Gymnaſium 424. 


H. 
Hafen 585, Hafenpolizei 586. 
267 


Ha 
Haftpflicht 553. 
Hagelverſicherung 496. 
Haltekinder 881. 
Handel 567 ff. 
Hanbelsflotte 587. 
„  gelellihaften 572. 
„  fammern 668. 
„  mälter 572. 
„  Mmintfter 60. 


Handfenerwaffen, Prüfung 579. 

Sandlungsreifende 540. 

Handwerk 530 (1). 

Sandwerlstammern 543. 

Sandwerfsiehrlinge 542. 

Sauptgeftüte 514. 

„ feuer u. H.30lämter 217. 
„ verwaltung der Staatſchulden 189. 

Haus der Abgeordneten 554. 

„ arhiv 50. 
„ gefeße 48 (1). 

Baufirgewerbe 541, Steuer 208. 

Sausminifterium 50 
„ſuchung 328. 

Saverei 588. 

Hebeammen 360. 

Hebung der Steuern 201. 

Heer 134 ff., ftehendes 144, Geſchichte 34. 

SHeereslaften 158 
„ a tag 150. 

Heilweſen 358 ff. 

Heimathrecht 373. 

„ſſhein 11. 

Heirathsregiſter 296. 

Helgoland 10 u. 89. 

Heroldsamt 50. 

Herrenhaus 53. 

Hinterbliebene der Kirhenbeamten 407, 
Reichabeamten 27, Stantsbeamten 93, 
Schullehrer 423 

Hinterlegung 306. 

Hochſchulen, techniſche 562. 

Hoferecht, H.rollen 483. 

Soflammer 50. 

Hohenzollernſches Fürftenhaus 44. 

Höhere Schulen 424. 


Sachverzeichniß. 


Holzdiebſtahl, ſ. le 
Homagialeid 42 (8 
Hubertusburger Sieben 32. 
Hülfslaffen der Arbeiter 551. 
Hundeſteuer 104. 
Hüttenwerle 466 (32). 
Hygiene 348 (2). 
Sopothefen 304. 

„ banten 499. 


J. 

Jadegebiet, Erwerb 33, Anſchluß an die 
Provinz Hannover 64 (11). 

Jagd 528. 

Jahrmarkt 573. 

Identitatsnachweis 280. 

Idioten, ſ. Geiſtesſchwache. 

Jeſuiten 403. 

Immobiliarverſicherung 444, 447 (21). 

Impfung 351, der Schafe 522. 

Income tax 209 (54). 

Indigenat 10. 

Indirekte Sienern 193, 214 ff., der Ge⸗ 
meinden 104. 

Inhaberpapiere 460. 

Sntommmnnalifirung, ſ. Eingemeindung. 

Inneres, |. Minifterium u. Reichsamt des 
Innern. 

Innungen 532, 542. 

Inſtanz, erſte im bürg. Streiwerfahren 278, 
im Strafverfahren 286, Inſtanzenzug 262. 

Intendantur 151. 

Sintereffentenforften 507 (13). 

Sinterpellationen 51. 

Invaliden 149. 

„  berfiderung 558. 
Sohanniterorden 49 (12g), 397 (42c). 
Irrenanſtalten 374, 384. 

Juden 411, jüdifhe Schulen 417. 
Jugendliche Arbeiter 547. 
Augendlihe Berfonen, Beftrafung 258, 

Unterbringung verwahrlofter 881. 
Juriſtiſche Perfonen 335. 
Juſtitiarien 70 (42). 
Juſtiz, ſ. Rechtspflege. 

„beamte 269. 

„ minifterium 260. 

„ minifterialblatt 261. 

„ verwaltung 260 ff. 


8. 

Kabinet, ſ. Militär- u, Zivillabinet. 
Radettenlorpe 156. 

Raifer 17, Ueberragung der Kaifenwürde 8. 
Kaifer Wilgelmftiftung 150. 
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Känmereinermögen 101. 
Kammergericht 264. 
„ gut 178. 

Kamp’ Annalen 48, Yahrbüder 261. 

Kanüle 585. 

Ranalifation 354 (49), 

Kanoniſches Recht (jus canonicum) 389 (1). 

Kantonpflicht 34. 

Kanzelparagraph 394 (23). 

Kapital 434. 

„ pflege 442 ff. 

Rartelltonventionen 163 (22). 

Kaſſenweſen 178, der Bauvenvaltung 365. 

Katafter, Grundfleuer 203 (12), Eins 
quartierunge- 159. Ä 

Ratafterverwaltung 201. 

Katholiſche Kirche 389 u. 400. 

Kaufmännische Korporationen 569. 

Kinderpflege 380, |. Yürforgeerziehung. 

Kirche 389 ff., ſ. evangelifche u. katholiſche K. 

Kirchenbau 398. 

„  beamte, Ruhegehalt und Hinter- 
bliebenenverforgung 407 

„»  behörden, evangeliiche 405. 

„  gemeinden, |. Kirchipiele. 

„  gemeindeverfaffung 408. 

„geſellfchaften 889 (1a). 

„geſetze 405. 

„ gewalt 392, Mißbrauch 394. 

„hhoheit 392. 

„ laften 398. 

„ recht 389 (1). 

vermögen 398, fatholifches 402. 

Kirchhöfe 853. 

Kirhlihe Abgaben (Ablöfung) 478, Dis- 
ziplinargewalt 394, Straf- und Zucht⸗ 
mittel 394, ®ebäude 898. 

Kirchfpiele 895. 

Klage im birg. Streitverfahren 378. 

Kleinbahnen 602. 

„ handel mit ©etränten 537. 

Kiöfter 402 (15). 

Kloſterfonds u. Klofterlammer in Hannover 
397 (428). 

Rnappfchaftsvereine 467. 

Koalitionsrecht 544. 

Kollegialfyftem 64 (9). 

Kollekten 343. 

KRolonialrath 128. 

Kolonien 370, |. Schutzgebiete. 

Rolportagebuchhanbel 833. 

Kommanbitgefellihaft auf Aktien 459. 

Kommunalabgaben |. Gemeindeabgaben. 

» Rändifhe Verbände 95 (4\. 
„ verbände 94 fi. 
Kommunismus 438. 
Kompetenz, |. Zuftändigfeit. 
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Kompetenzlonflilte 258, in Verwaltungs⸗ 
fireitfaden 75. 

Konfeſſionſchulen 416. 

Konfiskation, |. Einziehung. 

König 

Königliches Hans 44. 

Konkubinat 344. 

Konkurs 390. 

Konferpator der Kunſtdenkmäler 371. 

Konfiftorien 405. 

Konfolidation der Bergwerke 464, Grund» 
fiüde 479, 475 (27), Staatefhulden 
184, 1886. 

Konftitutioneller Staat 2 

Konfulate 129. 

Konfumtionsfteuern, |. VBerbraudsfteuern. 

Kontingente des Heeres 135. 

Kontingentirung der Steuern 196. 

Kontrolle der Mannſchaften des Beurlaubten- 
ftandes 139. 

Kontumazialurtheil, ſ. Berfäumnißurtheil. 

Konventionaltarif 226 

Konventionen, |. Verträge. 

Konvertirung, f. Umwandlung der Staate- 
ſchulden. 

Konzeifion für Bergwerke 464, Eiſenbahnen 
604, Gewerbebetriebe 53%, 536. 

Körperihaftsrehte 335, für Religions- 
gefellichuften 391. 

Korporationen, faufmünnifhe 569. 

Korporationsredhte, ſ. Körperichafterechte. 

Körung der Hengſte 515. 

Koften, ſ. Gerichts⸗, Heife-, Umzugskoſten. 

Koupons, ſ. Zinsſcheine. 

Kroftloserklärung 282 (47). 

Krankenpflege 383, im Felde 158. 

„ verficherung der Arbeiter 550. 

Krankheiten, gemeingefährliche 350. 

Kredit 448, Kredite bei Stantsausgaben 
170 (3), f. Staatefrebit. 

Kreditanftalten 452. 

„ geießgebung 448. 
Kreis 117 ff. Bezirke 65. 
„ arzt 349. 
„ ausfhuß 120, als Beſchlußbehörde u. 
Berwaltungsgeridt 73. 
Kreisbaubeamte 364. 
„ beputirte 71. 
direftor (Elſ⸗Lothringen) 30. 

kaſſe 173. 

polizei 313. 

„ fchulinfpeltor 413. 

„ fände 121. 

„ Straßen 596. 

„ fynode 408 

„tage 119, in Elſ.⸗Lothringen 31. 

„ thierärzte "518. 


Sachverzeichniß. 


Kriegervereine 335 (89). 
Kriegs⸗ und Domänenkammer 68. 
„ aufftelung 146. 
„ flotte 164, Uebernahme auf das Reich 
134, Einrichtung 165. 
Kriegsleiftungen 161, 6. d. flotte 167. 
„  iminifterium 150. 
Kriminalpolizei, ſ. Strafpolizei. 
Kronenorden 49 (12d). 
Kronfideikommiß 179. 
Kulturkampf 398. 
„ pflege 389 fi. 
Kultusminifter 59. 
Kunſtakademie 430. 
„ butter 365. 
„ gewerbe 563. 
„ pflege 430. 
Kuratel, ſ. Pflegichaft. 
Kuſtenfrachtfahrt 587. 
Rure 465. 


L. 


Landarmenanſtalten 379 (29). 
„verbände 374. 
Landesausſchuß in Elſ.⸗Lothringen 28, 39, 
in Hohenzollern 125. 
Landesdirektor 123. 
„  eifenbahnrath 602 
„geſetze 46. 
„ hauptmann 123. 
„kirche, evangelifhe 404. 
„ tommunalverband (Hohenz.) 124. 
„ konfiftorium (Hannover) 406. 
„ freditanftalt (Hannover) 498 (52). 
„ tulturrentenbanfen 499. 
„  Ötonomielollegium 470. 
„ polizei 811. 
„ rath (Baurath, Syndilus) 123 (40). 
„ vermeffung 40. 
„ benpaltung, Organifation 62. 
verweifung, |. Auswetfung. 
Sandgemeinden 108 ff., in den weſtl. Prov. 
112, in den neuen Prov 112, 113. 
Landgendarmen, f. Gendarmen. 
„ gerichte 264. 
„ geftüte 514. 
„ püterordnungen 483 (72). 
„ lieferungen 162, 
„ mefler 539 (41). 
„ trath 71. 
„ recht, Allgemeines 250, 253. 
„ tentmeifter 173. 
F taften, 238. 
„ flünde 3 
„ ftraßen 538 15), L.⸗ u. Heerſtr. 593. 
„ freier 385. 





Sachverzeichniß. 


Landſturm 142. 
„ tag 51, vereinigter 36. 
„ wege 596 (15). 
„ wehr 139, 140. 
Landwirthſchaft 468 ff., Betrieb 485. 
n liche Arbeiter 494. 
n liches Kreditweſen 497. 
n liche Lehranftalten 470. 
„ fihes Minifterinm 61. 
fihe Vereine 469. 
Sandıvirtfigaftstammer 469, R.rath 
(deutſcher) 470, 
Lebensmittel, Unterfuhung 855. 
Lebensverfiherung 445, f. d. Armee 150. 
Leggeanftalten 573 (34). 
Legislaturperiode des Abgeordnetenhauſes 54, 
des Reidhötages 18. 
Lehen 475 u. 308. 
Lehrer der höheren Schulen 425, |. Bolle- 
ſchullehrer. 
Lehrlinge 540, 546. 
Leihen 352. 
Leihamt, königlihes 178. 
Litterarifches Eigentum, f. deiner E. 
Litterarkonwentionen 428 (10 
Lohn, Arbeite- 433. 
Lokalpolizei, |. Ortspolizei. 
Lokalſchulinſpektor, |. Ortsfchulinfpeltor. 
Lolomobilen 536 (25). 
Lombardbanlen 454. 
Rootfen 589, 590, 592. 
Lotterie 191, 342. 
Lungenſeuche 521. 


Moaof- und Gewicdtspolizei 578. 
Mädchenſchulen, höhere 420. 
Moagiftrat 115, in Samnover 117. 
Deahnverfahren 281. 
Maigefeßgebung 893, 411 (67). 
Mandatverfahren 289. 
Manifeftationseid, ſ. Offenbarungseid. 
Margarine, |. Kunftbutter. 
Marine, ſ. Flotte. 
Markenſchutz 565. 
„  fparkafien 444. 
Markſteine 40. 
Markt 573, Marktſtandégeld 574. 
Matritularbeiträge 247. 
Maule und Klauenfende 521. 
Mebdiatifirung 6 (2), 45. 
Medizinalbeamte u. «Behörden 349. 
„ gewicht, Aihung 363 (36). 
„  perionen 358 fi. 
„ weſen, ſ. Heilweſen. 
Meiftbegänftigungsverträge 226. 
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Meldeweſen 331. 
Meliorationen, Meliorationsfonde 487. 
Merkantilfgftem 436 
Merkpfahl 491. 
Meter und Meterfonvention 577. 
Mietbfteuer 205 (31), in den Gemeinden 
6 (44). 
Mid, Milchwirthſchaft 515. 
Militär, ſ. Herr. 
„  ünte 157. 
„ ammärter 80. 
„  beamte 150 (1). 
„ erziehunge. und Bildungsanftalten 
155. 


„geiſtliche 154. 
„  ftabinet 49. 
„kirchenweſen 154. 
„  tomventionen 135. 
„  mebdizinalwelen 157. 
„penſionen 148. 
„  perfonen 147. 
„  yflidt 137. 
„rechtspflege 151. 
„reklamationen 138. 
„unterrichtsweſen 155. 
veterinärweſen 158. 
„ waifenhaus 156. 
wittwenfaffe 150. 
Militärifce „gerigäigigteit 137. 
Milsbrand 5 
Minifterial- Militär- und Baulommiffton 
in Berlin 69 (39). 
„ blatt der inneren Verwaltung 48. 
Minifterium der ausw. Angel. ſ. ausw. 
Amt, — der geifllihen ꝛc. Angel. 59, 
— für Handel u. Gewerbe 60, — des 
Innern 59, — f. Landwirthſchaft, Do- 
mänen u. Forſten 61, — der öffent- 
lihen Arbeiten 61. S. Finanz-, Hans-, 
Juſtiz⸗ Kriege- u. Staatsminifterium. 
Minifterium in Elſaß⸗Lothringen 29. 
Minifterverantwortlichleit 49 (6). 
Mitgliederd. Landtage852, d. Reichstages20. 
Mittelbare Staatsbenmte 78. 
Mittelfhulen 420. 
Mobiliarerelution, f. Zwangsoollfiredung 
(in da® bewegliche Vermögen). 
Mobiliarverficherung 444, 447. 
Mobilmadhung 146. 
„ epferde 163. 
Monopol 190. 
Montaninduftrie 466 (31\. 
Moorkultur, Roorverfuchßation 492 (31). 
Mühlenabgaben, Ablöfung 479. 
Münpelfiherheit 299 (33). 
Mundlichkeit im bürgerlichen Streitverfahren 
277, im Strafverfahren 286. 


Muſikaliſche Tonfüde, Schub 428. 
Mufterregifter, Muſterſchutz 565. 
Mufterung, militäriſche 144. 
Muthung 464. 

Mutterrolle 204. 


Nachdruck 427. 

Nachlaßſachen 301. 

Näherrecht 475. 

Nahrungsmittel 356. 

Namensänderung 298. 

Rationalität der Seeidiffe 587. 

Nationalökonomie, |. Volkswirthſchaft. 

Naturalifation 41. 

Raturafteiftungen 160, R.Quartier 159 
u. 1 


Naturalverpflegungsftationen 387, 388. 
Navigationsſchulen 590 (53). 
Nebenämter der Neichöbeamten 24, der 
Staatsbeamten 83. 
„ bahnen 602. 
„ Mage im Strafverfahren 287. 
Nichtigkeitsllage 280. 
Riederlafiung 11. 
Norddeutſcher Bund 8. 
NRormalaihungstommiifion 578. 
Notare 294. 
Notenbanten ra 
Novembervertrüge 
Nürnberger orte! Wechſelrecht) 449 (29). 


O. 


Obdachloſigkeit 386. 
Oberamtmann 182 (28), in Hohenzollern 
71 (53). 
„ aufficht, fRaatlihe üb. d. Kirche 392. 
„ bergamt 463. 
„ bürgermeifter 115 (88). 
„erſatzkommiſſion 148. 
„ förfter, O&orfimeifter und ORandforft- 
meifter 182 
„kirchenrath 405. 
„landesgericht 264. 
„landestulturgericht 474. 
„ militäreraminationglommiffion 156. 
„ pofivireltion 589. 
„ präfinent 66, OPräftdialrath 67. 
„ trealichulen 424. 
„ tehnungslammer 176. 
„ regierungsrath 69. 
„ feeamt 593. 
„ ftaatsanwalt 267. 


Sachverzeichniß. 


Oberverwaltungsgericht 62. 
Obligationen, ſ. Staatſchuldverſchreibungen. 
Oeffentliche Flüſſe 488. 
ege 

Oeffentliches Recht 3. 
Oeffentlichleit der Gerichte 261, im Straf⸗ 

verfahren 285. 
Oetonomietommiſſarien 474. 
Offenbarungseid 288. 
Offene Handelsgeſellſchaft 572. 
Offiziere 147. 
Orden 49 (12), in d. kathol. Kirche 402. 
Ordnnungspolizei 340 ff. 

„ſtrafen, |. Disziplinarbeftrafung. 

DOrganijation, |. Eimidtung und Ver⸗ 

faffung. 
Organtfationsgewalt 3, in Preußen 55. 
Drtsarmenverbände 378. 
Ortpolizei 311. 
Ortsichulinfpeltor 413. 

„ ftatut, gewerblidhes 533. 
Ortsverweifung 327. 
Oſtpreußiſches Provinzialrecht 254 (8). 


P. 
Bapiergel 184 u. 245, f. Banknoten. 
Papft 8 
Pariſer Frieder 38. 
Barlament, |. Landtag u. Reichstag. 


Barodien, ſ. Kirchipiele. 
Pateien im bürgerlihen Streitverfahren 


Borzellirung, f. Zerftüdelung. 

Paßweſen 331. 

Batent, Patentamt 564. 

Bathenftelle Sr. Majeftät 50 (13). 

Patronat 396. 

Penfionirung der Gemeindebeamten 100, 
Kirhenbeamten 407, Militärperfonen 
148, Reihebeamten 26, Stmatsbeamten 
92 u. 86, Volksſchullehrer 428. 

Berfonenftand, Beurkundung 295. 

Petitionsrecht 43. 

Petroleum 338 (58). 

Pfandbriefe, Pfandbriefanftalten 498. 

Pfandleihanftalten 452, 

Pfändung und Piandgelb 510. 

Pfandvermittler 638. 

Pfarrer, ſ. Geiſtliche. 

Pfarrvermögen 397. 

„ jwang 396 (37). 

Pferdebahnen 540 (42). 

„ geftellung 163. 
„zucht 514. 
Pflegihaft 300. 
Pharmazeuten, Militärpfliht 157. 





Sachverzeichniß. 


Photographien, Schutz vor Nachbildung 488. 

Phyfiokratiſches Syſtem 437. 

Pockenſeuche der Schafe 522. 

Bolarifation (Zuderinduftrie) 239 (82). 

Police 444, 446. 

Bolitif 4. 

Politiſche Polizei 311 u. 329, pol. Rechte 
48, pol. Berbreden und Bergehen 839, 
yol. Vereine 334 (35). 

Polizei 809 fi. 

„ auffiht 3237. 

„ beamte 314. 

„  behörben 310. 

„gefängniſſe 324. 

„gerichtsbarkeit 320. 

„ flunde 842, 

„ verfügung 318. 

„ verordmmg 816. 
verwaltung 310. 

Bolizeiliches Berfahren 815 ff., polizeil. 
Awangsverfahren 818. 

Polniſches Element, Zurädbrängung 40. 

Porto 611. 

Borzellanmanufaltur 568. 

Boftweien 607 ff. 

Prager Frieden 83. 

Brämienanleigen 345. 

Bräparandenanftalten 421. 

Bredigerfeminare, evangeliſche 406 (40). 

Bresbyterialverfaffung 404. 

Breffe, Preßfreiheit 382. 

Breußen, Geſchichte 82 ff., Berfaflung u. 
Organifation 88 ff.; Theilung der Prov. 
Preußen 64 (11). 

Breugifhe Bank 455. 

Brifengeriht 588. 

Privatbahnen 600. 

„ flülle 488. 


„ gerichtabarfeit 250. 

„ Mage im Strafprozeß 287. 

„ recht, 1. bürgerliches Recht, 

„ wege 593. 

„ unterriht 412. 

wohlthätigleit 877. 

Brivifegirter Gerichteoſtand 250. 
Privilegium de non appellando 260. 
Probedienftleiftung 81. 
Brofefjoren 426, Rang 88 (33). 

Progreſſivſteuer 195. 
PBrogygmnaftum 425. 
Broftitution 348. 
Proging, Berwaltungsbezirt, 64, Verband 


Beonimsiolariie 429 (19). 
ausſchuß 128. 
„  beamte 128. 


Que de Gratis, Handbuch. 14. Aufl. 
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Provinzialbehörben 62 ff. 
„ fonds 122. 
„hulfskafſen 453. 
„landtag 123. 
„laandſchaften (Hannover) 95 (4). 
rath 67. 


recht 253. 

„ſchulkollegium 413. 

„ſtände 125. 
„ſteuerdirektionen 217. 
fynoden 409. 

Progeb, f. Verfahren. 

Brozeifionen 335. 

Prüfung der Aerzte 858, Apotheler 362, 
Baubeamten 364, Lehrer 425, Bolls« 
ſchullehrer 421, Oberförfter 182, Richter 

„Seeſchiffer u. Seeftenerleute 590, 
Berwaltungsbeamten 80. 

Prüfungsamt (fommiffion) |. das Bau- u. 
Majhinenfad 864, für das diplomatifche 
Eramen 128, f. Einjährige Freimitige 
143, f. evang. Theologen 406 (40), 
f. die höheren Berwaltungsämter 80, 
f. Juſtizbeamte 260, wifienfhaftliche f. 
Lehrer 413. — S. Oh Mil Examinations⸗ 
tommifftion. 

Publikation, |. Beröffentlihung. 

Bulver, Aufbewahrung u. Beförderung 338. 


D. 
Dumtierleiftung im Frieden 159, im 


Kriege 1 
—E8 196. 


Rang der Reichsbeamten 26, der Richter 270, 
der Staatsbeamten 87. 
Räude 522. 
Rayon 168. 
Realgynnafium 424. 
„ kebit, |. Grundkredit. 
„ loften, ſ. Grundlaften. 
ſchulen 425. 
Reblaus 511. 
Rechnungshof des Reiches 248. 
„weſen in Preußen 175, im 


Reiche 248. 
Recht, |. bürgerliches, öffentlies n. Straf- 


PH ſ. bürgerfjär, -Rantebärg. Rechte. 
Rechtsanwalt 

fühigfeit der Vereine 886, 

hülfe, gegenfeitine im Reiche 251. 
tonfulenten, |. Wintellonfulenten. 
mittel im bürg. Streitverfahren 280, * 
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626 Sachverzeichniß. 
Strafverfahren 288, gegen Polijei⸗ dungen 16. 


verfügungen 319. 
Rechtspflege 249 fi. 
„ weg 252, bei Steuern 198. 
Referendare, Gerichts⸗ u. Regierungs- 
referendare. 
Reformation 390. 
Reformationsredit, |. Aufnahmeredt. 
Reformirte 890, 406 (36). 
Regalien 189 ff. 
Regentſchaft 50. 
Regie 197 (10). 
Regierung 68. 
Regierungsaflelloren 80. 
„beszgzirke 64. 
„ bauptlaffe 178. 
» präftdent 68. 
n referendare 80. 
Regiſter, |. Genoſſenſchafts, Handels⸗ 
Schiffs⸗ u. Standesregifter. 
Regulirung, autsherrlich⸗bäuerliche 477. 
Reich, Älteres 6, neues 8, Größe u. Be⸗ 
volterung 10 (5), Be ſaſſung 9 ff. 
Reichsamt des Junern 2 
angehörigten 10. 
„anlehen 245. 
„ bant 456, 
„ beamte 23 fi. 
„ behörten 20 fi. 
„ druderei 243. 
„ eifenbahnamt 597. 
„ finanzen 242 ff. 
„ fistıs 243. 
„ gebiet 10. 
„geſetze 15, RGEeſetzblatt 16. 
„ geavalt 9. 
„ gericht 263. 
„ invalidenfonde 244. 
„ juflzamt 260. 
hauptkaſſe 243. 
„ baushaltsnsranfihing 242. 
„ tammergeridit 250 
„ kanzler, RRanzlei 21. 
„kaſſenſcheine 246. 
„ tafjenmweien 242. 
„kriegſchatz 244. 
„ lande, f. Elſaß⸗Lothringen. 
„ militärgeridt 153. 
„ marineamt 166. 
„ poflamt 609. 
rayonlommiffion 163. 
Reichſchabami 242. 
„ſchulden, RSchuldenommiifion 245. 
„ſchultkommiſſion 139 (15). 
Reichstag 18. 
„ verfaffung 8 u. 9 ff. 
„ verfiherungsamt 554, 561. 


gen 
„ währung 581. 

Neinertrag, |. Grundſteuer. 

Neifeloften u. Tagegelder, f. diefe. 

Reiſende, |. Handlungsreiſende. 

Reiſeroute 328. 

Rellamationen, ſ. Militürreklamationen u, 
Berufungen (Steuern). 

Rektor, Uniwerſitäts⸗ 426, Schul⸗ 421. 

Rekurs, ſ. Beſchwerde. 

Religionsfreiheit 390. 

„geſellſchaften 389 (1), nicht chriſt⸗ 
liche 411. 

Religionsunterricht 416. 

Religidfe Ordnung, Sicherung 341. 

Rentenbanken u. Rentenbriefe 478, 

„ güter 488. 
„ſchuld 186, privatrechtliche 304. 

Rentmeifter 173 

Repartitionſteuer 196. 

Reſervatrechte, |. Sonderrechte. 

Reſerve 189, 140. 

Rettungsmedaille 49 (12 I). 

Revierbeamte, Berg« 468. 

Reviſion der Gebäubefteuer 205, im bürg.: 
Gtreitverfahren 280, Strafverfahren 288, 
Berwaltungsgerihtsverfahren 75. 

Rheinieiffaßrteutte 592 (69). 

Rheinſchiffahrtegerichte 268. 

Richter 269. 

Rinderpeft 519. 

Rindviehzucht 515. 

Rittergüter 43 (39). 

Nitterorden 397 (42c), 

Rothes Kreuz, Vereine 158 (62). 

Rob 521. 

Kübenzuderinduftrie 239 (32), 

Ruckkaufshändler 538. 

Ruheſtand, Berjetzung in Diefen bei Reichs⸗ 
beamten 25, Ridtern 270, Gtants- 
beamten 86 u. 93. 


©. 


Sachverſtändige in Nachdrucksſachen 428, 
im bürg. Streiwerfahren 279 (25), im 
Strafverfahren 287. 

Sakulariſation 397. 

Galinen 466 (31). 

Salz⸗ u. Hüttenämter 468. 

Salzfteuer 241. 

Sammlungen 3483. 

Sanitätspolizei, ſ. Geſundheitspolizei. 

Schafzucht 516. 

Schankgefüße, Raumgehalt 579. 

Schankwirthſchaft, Beaufſichtigung 342, 
Konzeſſionirung 537. 


Sachverzeichniß. 


Schatz, ſ. Reichekriegſchatz u. Steatiäug. | 
„ ümseifungen 185, 188, im Reihe 245 
Schaufpielunternehmer 537. 
Sched 454, 444 (8). 
Sceidemünzen 580. 
Schiedsgerichte in Rennfahen 516, für 
Arbeiterverfiherung 558, 561. 
Schiedsmänner 271. 
n —— nerfoßren 282. 
Scießpulver, |. 
Schiffahrt 585 ne 
Schiffahrtsanlagen 585. 
„behoͤrden 586. 
„polizei 586. 
„  verträge 587. 
Scifferegifter 587. 
„ vermeflung 590. 
Schlachthäuſer 857. 
„ feuer 104 (36). 
„vieh⸗ u. Fleiſchbeſchau 866. 
Sanfen in Landgemeinden 111, Stüdten 


Schöffengeridhte 266. 
Schonzeit des Wildes 526, der Fiſche 527 
(88), 629. 
Schornfteinfeger 540. 
Schriftwerke, Urheberrecht 437. 
Schuldhaft, Aufhebung 283. 
Schuldverfhreibimgen, Rechte der Beflker 
451, auf den Inhaber 450. 
Schulen 412. 
Schulgeld 419. 
„ gemeinde 417. 
„ tufpeltor 413. 
„ lehrer, |. Volksſchullehrer. 
„ pfliht 415. 
„ Tozietät 417. 
„ vermögen 417. 
Schulze 111. 
Schulzucht 482. 
Shürfen 464. 
Schutzgebiete, deutiche 181. 
Schutzmannſchaft 315. 
Schutz⸗ u. Schirmredt über die Kirche 392. 
„  waldungen 507. 


„ zoll 225. 
Schwebente Schuld 184, f.. Schatzanwei⸗ 


ungen. 
Schiweinepeft, Söpweinejeude 528. 
Schweinezucht 5 
—— 413 (6), 589. 
Schwurgeridte 3 
Seeämter 589. 

„ bandlung 178. 

„ manneämter 690, 591. 

„ reiht 588. 
„ſchiffahrt 587. 
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Seeſchiffer u. 8— Nſeuerlente, Prüfung 590. 
„ unfälle 5 


„ webr 167. 

Sefundärbahnen, |. Nebenbahnen. 

Selbſtſtändige Städte (Hannover) 76 (79). 

Selbfivenwaltung 63 (1), 97. 

Seminare, evang. Prediger- 406 (40), 
katholiſche WPriefler- 894, püdagogifche 
425 (76), Schullehrer- 42 1. 

Separation 479. 

Servisklaſſen 160. 

Servituten, |. Grunddienſtbarkeiten. 

Sieche, Unterbringung 374, 384. 

Sicherheitspoligei 329 ff. 

Giberwanzen, f. Sold- und Silberwaaren. 
„ 106 


„ſchulen 416. 
Singipielfallen 537. 
Sittenpolizei 340. 
Siyungen des Neihstages 19, Landtages 


Stlasen 42 (44). 
Soliderhaft der Genofienfchaften 460. 
Sonderrechte der Einzelftaaten 14. 
Sonntagsheiligung 841. 
Souveränität 2, ım Reihe 9. 
Sozialdemokratie 3239 (3), 489. 
Sozialismus 438. 
Sozialpolitik u. S. Geſetzgebung 4, 441. 
Spartafien 442. 
Speziallommiffare 474. 
Spiel, verbotenes 342. 
Spiellartenfteuer En 
Sprengfioffe 388, 6 
Staat, Berhättnif * Kirche 893 fi., 

preußifcher 32 ff. 
Staatenbund 9 (1). 
Staatsangehdrigkeit 40. 

„ anleiben, |. Anleihen. 
„ anwalt 267, 270. 
„archive 429. 
„ bauverwaltung 363. 
„ beamte 78 fi. 
„  bebörben 55 ff. 
„  büirgerlide Rechte 42. 
„  efenbahnen 600. 
„ form 2, in Preußen 85, 38 fi. 
„ torften 178 ff. 
„ gebiet 39, Bildung 82, 39 (14, 16). 
„ geawalt 2. 
„  grundgefeß, |. Berfallung. 
„ güter 178 ff. 
„ baushaltevoranfdlag 169. 
„ ftirdgenredt 4. 
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Staatskredit 184. 
„lotterie 191. 
„miniſterium 57. 
„polizei 311. 
„rath in Elſaß⸗Lothringen 30, in 
Preußen 57. 
recht 8. 

Stantfcat 185, 178 (6). 
„ f&uldbud 188. 
„ſchulden 183 ff., StSchuldenlom- 

miſſion 189. 

„ſchuldverſchreibungen 188. 
Stantsverfaffung 37, 88. 

„ vermögen 177 fi. 

n verträge 126. 

„wirthſchaft 168. 
Städte 96, 118 ff. 
Stabtausfhuß 72. 

„kreiſe 65. 

„ verorbriete 114. 
Stammrolle 144. 
Standesämter * Standesregiſter 296. 

„herren 4 

Standesvorrechte 48. 

Ständifhe Wahlen 121, 125. 

Sn X Marine für die Nord⸗ u 
Oſtſee 1 

Statiſtik * Armenpflege 372 (6), 374 
(9), des Bergbaues 466 (31 u. 35), 
der Gewerbe 530 (2), des Handels 569, 
landwirthſchaftliche 471, der Spartaffen 
443 (2), des Laffervertehrs 591 (62), 
des Waarenverkehrs u. ftatiftifche Gebühr 
231. S. Berufsſtatiſtik, Bevölkerung 
u. Bevoölkerungsaufnahme. 

Statiſtiſches Amt des Reiches 22. 

Büreau u. ſtatiſt. Zentral» 
kommiſſion 59. 

Statthalter 28. 

Stauwerke 491. 

Steckbriefe 322. 

Stehende Gewerbe 534. 

Stein⸗Hardenbergſche Geſetzgebung 35, 98, 
441, 471 u. 58%. 

Stellenvermitiler 638. 

Stellvertretung des Königs 50, des Reichs⸗ 
fanzlers 21. 

Stempelmazten, und Stempelpapier 221. 

Stempelfteuer 218 ff. 

Stenographiſche Berichte des Landtages 52, 
des Neichstages 19 (91). 

Sterbemonat der Reichsbeamten 27, Staats- 
beamten 93. 

Sterberegifter 296. 

Sternwarte 429. 

Steuerämter, StAuffihtsbeamte 217. 

„ empfänger 201 (10). 
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Stenererlärungen (Einkommenſtener) 211. 
Steuern 193 ff., ſ. direkte u. indirefte Steuern. 
Stiftungen 807. 
Stimmredt in Landgemeinden 110. 
Stolgebühren 407 (45). 
Strafanftalten 324. 

„ Tammern 265. 

mittel, kirchliche 894. 


n Der nungen, polizeiliche 34. 
voliftredung 290. 
Strandung 589, Strandredt 590. 
Straßenbau 697. 
„  lotomotiven 599 (38). 
„ polizei 353, 600. 
Streitfahen, Berfahren in bürgerliden 275, 
in Berwaltung- 74. 
Strombau 585. 
Ströme 488. 
Strompolizei 586. 
Studirende 427. 
Süddeutihe Staaten, Beitritt zum Reiche 8. 
Guperintendent 406. 
Supernumerare 81. 
Suspenfion, |. Dienftenthebung. 
Synagogengemeinden 411. 
Synodalverfaffung 404, 408. 


T. 


Tabaksherſtellung 237 (19), Tabalsmonopol 
u. Tabakſtener 237. 

Tagegelder u. Reiſeloſten der Abgeordneten 
52, Oekonomiekommiſſare 475, Reichs⸗ 
beamten 26, Staatsbeamten 91. 

Tanztuftbarteiten 342. 

„ unterricht 418 (6), 589. 

Tarif, Armenpflege- 375 (12), Eifenbahn- 
607, Duartierentfhädigungg-e 160, 
Stempel» 219, Zoll⸗ 228. 

Zaubftummenanftalten 374, 384. 

Zaren, gewerbliche 534 

Techniſche Deputation . d. Beterinärmweien 

518, f. Gewerbe 531. 
” Sochfhulen, techniichen Unter- 
richtsweſen 562 
„ Rommiffon f Seeſchiffahrt 589. 

Telegrapbenweien 612. 

Telephone, |. Fernſprechanlagen. 

Theater, Gebüude 368 (27), ſ. Schaue 
fpielunternehmer. 

Theilbarkeit des Grundeigentfums 476. 

Theilungen, |. SGemeinheitstheilung. 

Thierärzte, Thierheilweien 518. 








Sachverzeichniß. 


Thierquãlerei 344. 


Thuringiſcher Zoll⸗ und Handelsverein 217. 


Tilgung der Staatsſchulden 188. 

Titel der Reichsbeamten 26, Gtaats- 
beamten 87. 

Todesſtrafe 257. 

Tollwuth 521. 

Transporte 328, 

Trichinen 357. 

Zrödler 639. 

Truckſyſtem 545. 

Tumult, ſ. Auflauf. 

Turnlehrer 422 (bb). 
„unterricht 413 (6), 539. 


u. 


Uebergangsabgabe von Bier 236. 

„ tretungen 2857, 

„ wanderung 42. 

„ wöälzung der Steuern 194 (8). 
Uebungen des Beirrlaubtenftandes 189. 
Umherziehen, Gewerbebetrieb im 541. 
Umwandlung der Staatsjhulden 184 u 

186 (7). 
Umzugstoften Neihebeamten 26, 

Staatsbeamten 92. 
Unablömmlidleit der Beamten bei Mobil- 

madungen 141. 
Unfallpofizei 337 ff. 
Unfallnerfiherung 558. 
Uniform der Reichsbeamten 26, Staats- 

beamten 89. 

Union 404. 

Univerfitäten 426. 

Unterbeamte 79, Anftellung 81. 
Unternehmen 435. 
Unteroffizierfgulfen 156. 
Unterriht 411 fi. 
Unterfügungswohnfig 373, 375. 
Unverzinsfihe Schuld 184, im Reiche 245. 
Unzudt 343 
Urheberrecht 427. 
Urkunden, Beglaubigung u. Beurkundung 

301, als Beweismittel 279 (25). 
Urlaub 83. 

Urtheil im bürgerl. Strafverfahren 279, 

im Strafverfahren 287. 
Urwahlen 54. 


der 


Bagabunden, ſ. Landſtreicher. 

Valuta, ſ. Währung. 

Vaterländiſcher Frauenwerein 378 (27). 
Veranlagung der Einkommenſtener 212, 
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Ergänzungfteuer 214, Gebäudeſteuer 205, 
Gewerbefteuer 207, Grundfleuer 203. 

Berbrauchſtenern 196, 214, 238 ff. 

Verbrechen 257, 259. 

Bereine 853, landwirthſchaftliche 469, 
wicthſchafluiche 457, 484 (9), Wohl⸗ 
thätigkeits⸗ 377, 336. 

Verfahren in Bergſachen 468, bürgerlichen 
Streitſachen 375, landw. Auseinander- 
fegungen 474, bei Forſt⸗ und Feld⸗ 
freveln 509, bei Forfibiebftählen 611, 
im Strafſachen 285, in Berwaltungs- 


laden 74. 

Berfaffung in Elfaß-Lothringen 28, 3. der 
evang. Kirche 408, der tathol. Kirche 
400, |. Reichs⸗ u. Stantsverfaffung. 
Vergehen 257, 259. 

Berhaftung g22. 

Berlährung der Steuern 198, der Strafen 


Verleht 588 ff. 

Verlagsrecht 427. 

Bermögenfteuer, |. Ergünzungfteuer. 

Beröffentlihung der Geſetze im Reihe 16, 
in Preußen 47. 

Berordnungen 46, ſ. Reiheverordmungen. 

Berpadtung der Domänen 181. 

Berfammlungen 333, 334. 

Berfüäumnißurtheil 379. 

Berfiherung 444 ff. 

Berforgimgsbereditigte 80, Anftellung durch 
die Gemeinden 101 (33), die Provinzen 
124 (42). 

Verſuch, Strafbarkeit 258. 

Vertagung des Landtages 51, des Reichs⸗ 
tages 19. 

Berträge bes preuß. Staates 125 (2), des 
Reiches 125. 

Verwahrung, polizeilihe 828. 

Berwaltungebefelibverfahren 75. 

n ezirte 64 
„ gerichtsbarkeit 63 u. 73. 
„ organifation 62. 

„ recht 3. 
Berwaltungftrafverfahren u 289, 611. 
ftreitverfahren 74 

Berwaltungsverfahren 74. 

Berzinfung der Staatihulden 188. 

Beterinärwefen, |. Thierheilweien. 

Viehſeuchen 619 fi. 

„ verfiderung 497. 
„zucht 512. 
Bogelihuß 511. 
Volkeſchule 414 f,, 
„ lehrer 4 
Vol wirthſchaft. —ãS — 431, Geſchichte 
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Bollszählung 18. 
Volljährigkeit 298 (29). 
Bollgiehende Gewalt 3, in Breußen 48 


—** im Reihe 242, in Preußen 


Bortonfsreit 475. 
Borläufige Entafiung Stenfgefaugener 


gehnahme 322. 
Bormunbfchaft 298. 
Boripaun 160. 
Borunterfuhung 287. 


®. 


Waagen, Stempelung 578. 
Waarenverkehr, Statiftit 831. 
„ begeinungen, Schu 565. 
„hausſteuer 105. 
Waffengebrauh der Beamten 87 (2), 
Militärperſonen 147. 
Wahlen, f. Abgeordnetenhaus, &emeinbe, 
Herrenhaus, Kreis, Provinz. 
Währung 580. 
Waiſen, der Beamten, f. Wittwen⸗ und 
Waiſenverſorgung. 
Waiſenhäuſer 381. 
„rath 300. 
——— 508 
„ſchutzgerichte 507 
Wandergewerbeſchein 541. 
n fteuer 208. 
Wanderlager 542, Befleuerung 105. 
Waſſer 367. 
„ bau 585. 
„  genofienihaften 440. 
„  beilanftalten 384 (48). 
„ leitungen 368 (66). 
firaßen 5886. 


weſen 488 fi. 
Webereifchulen 562 (B). 
Wechſelrecht 449. 
Wechjelftempelftener 222. 


, li 595. 


igei 598. 

PEN 34, 134, 136, b. d. Ylotte 166, 
Verfahren gegen ausgetretene Wehr: 
pflichtine 289. 

Wein 356. 

Weltpoftverein 608. 

Werke der bildenden Kunſt, Schub 428. 

Weſtfäliſcher Frieden 6, 32, 390 (2). 

Weſtpreußiſches Probingialrech 254 (3). 

Wettbewerb, unlauterer 566. 


Sachverzeichniß. 


Wiederaufnahme des Strafverfahrens 288. 
einſetzung in den vorigen Stand 278. 
Wiefen 485 Y 
bau 492 (88), Wieſenbauſchulen 470. 
Wildhandel 52 (65). 
„ pretfleuer 104 (86). 
„ſchaden 525. 
Wilhelmſpende 568 (60). 
Windtriebwerle 536. 
Winkelkonſulenten 377 (10), 539. 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 459. 
„ pflene 481 fi., 84. 
Wiffenfaft, Freiheit 412, Pflege 428 
Wittwen⸗ ums Warfenverforgung für die 
Reichsbeamten 27, Stantsbeamten 93, 
Volksſchullehrer 428. 
Wochenmärkte 574. 
MWohlfahrtspolizei 309. 
Wohlthätigkeitsfonds 372. 

Wohnſtitz 98 (12), ſ. Unterfiitungswohnfig. 
Wohnung, Unverletlichleit 48, polizeifiche 
Thätigfeit 346, Sorge für W. 388. 
Wohnungsgelizufhuß der Reichsſsbeamten 

26, der Staatsbeamten 91. 
Wucher 451. 
Württemberg, Eintritt in das Neid 8. 


3. 
Zahnärzte 358. 
Zellenſyſtem 326 (39). 
ur 838, 


entraflblatt des Neiches 16, der Unter⸗ 
richtsverwaltung 414. 
„  genofienfhaftslaffe 452. 
„landſchaft 499 (53). 
Zeriprengung 388. 
—e (Parzellirung) 476. 
eugen im bürg. Streitverfahren 279 (25\, 
Strafverfahren 286, 287. 
Zigeuner 386. 
Zinſen 434, der Staatjhuldfiheine, Zins⸗ 
feine 188. 
Zivilehe 295, 297. 
„ tabinet 49. 
„ fammern 265. 
„ tifte 50. 
„ vrogß ſ. Verfahren in bürgerlichen 
Streitſachen. 
„recht, ſ. bürgerliches Recht. 
„ſtandesbeamte u. Regiſter 296. 
„ſupernumerar 81. 
„ verforgung 80. 
Zollverein, deutfcher 7, 216, 237. 
„ verträge 2236, 227 
„ weien 224 ff. 
Zuchthausſttafe 357. 
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Zuchtmittel, kirchliche 394. Zuſtellungen 278. 

Zuckerherſtellung 239 (32). Zuwiderhandlungen gegen d. Steuer®. 199, 
„ teuer 2339. 217, Berfahren 289. 

Zündholzfabriten 535 (21). Amwangsbefugniffe 3, der Verwaltungs⸗ 

Zünfte 532. behörden 318; ſ. Beitreibung. 

Zufammenlegung ber Grundftüde 479. Zwangspaß 328. 

Aufammenfloß der Seeſchiffe 589. rechte 582 (7). 


Zuftändigkeit der Gerichte 3623 (im bürg. „ vergleich (Akkord) im Konkurſe 293. 
Streitverfahren 276, im Strafverfahren „  vollfiredung 283, gegen Militär» 
285), des Reiches 13, der Verwaltungs⸗ perſonen 147, in Verwaltungs⸗ 
behörden 73. faden 199 u. 284. 
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